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Ich  bin  TOT  Jahren  in  die  Lage  yersetzt  worden,  ein  gross 
Capitalyennögen  yerwalten  und  mich,  wenn  gleich  nnr  in  beschi 
h&ltnissen,  mit  der  Erwerbung  und  Administration  von  Werthpapi 
zu  müssen.  Bemüht,  mich  auf  diesem  Gebiete  mit  möglichster 
bewegen  und  in  das  wahre  Wesen  des  Papierverkehrs  einzudrix 
mich  in  unserer  volkswirthschaftliehen  und  geschäftlichen  Literal 
ken  um,  welche  nicht  nur  im  Allgemeinen  über  die  Natur  des 
öffentlichen  Fonds,  sondern  insbesondere  auch  über  die  innere 
selben,  sowie  über  die  factischen  und  rechtlichen  Grundlagen. 
Sicherheit  beruht,  Ausschluss  zu  geben  geeignet  wären.  Diese  ] 
gen  befriedigten  mich  keineswegs.  Ich  fand  allerdings  eine  Rei 
sen-  und  Oomptoir-Büchem',  „Fonds-  und  Actien-Börsen^,  ,yCoun 
sie  alle  blieben  aber  mehr  oder  weniger  am  Aeusserlichen  hang( 
lediglich  für  den  Specuhtnten  und  G^chäftsmann  berechnet,  d( 
mert  um  den  wirklichen  Werth,  nur  nach  den  Coursen  fragt,  i 
talisten,  mit  dem  ich  es  vorzugsweise  zu  thun  hatte,  lieferten  si 
keine  Ausbeute.  Diess  traf  namentlich  bei  den  Btaatspapierei 
der  Capitalist  mit  Recht  oder  Unrecht  inmier  noch  grossere  Yorli 
Grössere  .^statistische  Werke  aber,  mit  denen  unsere  Literatu 
Decennium  bereichert  worden  ist,  verfolgen  selbstredend  einen  w« 
Bio  enthalten  eine  Masse  des  Materials,  welches  mit  den  Fix 
nicht  in  unmittelbarer  Beziehung  steht  und  erfordern  ein  formlit 
sowie  eine  zeitraubende  Ausscheidung  dessen,  was  speciell  f(ir  m 
stand  Werth  hai   Damit  kann  dem  Capitalisten  abermals  wenig 


0  Nachdem  Ton  Torliegendem  Bache  zwei  Lieferungen  ausgegeben  t 
Noback*B  Börsen-  and  Gomptoirbaoh  (Leiprig,  1861).  So  sehr  ich  desi 
einseinen  Theilen  anerkenne,  so  kann  idi  bezfighoh  der  Behandhmg 
papiere,  Orondentlastongs-Obligationen  and  Püandbriefe,  also  gerade 
piere,  auf  welche  der  GapitaliBt  das  grosste  Gewicht  legt,  auch  ihm  g6| 
Urtheü  nicht  zurücknehmen,  während  ich  gerne  einräume,  dass  darin  d 
Aotiengesellsohaften  mit  mehr  AosfOhrliclüceit  behandelt  sind,  als  es 
Kche  £ia8ohr8id[ung  gestattete. 
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Ausserdem  vermisst  man  in  beiderlei  Werkdn  das  eine  Wichtige,  dass  sie  sich 
mit  den  Rechtsinstitutionen,  worauf  die  ungeheure  Masse  der  geschaffe- 
nen Mobiliarwerthe  basirt,  wenig  oder  gar  nicht  befassen«  Und  doch  ist,  wie 
mich  dünkt,  diese  Seite  der  Sache  für  den  Besitzer  öffentlicher  Fonds  von 
ganz  entscheidender  Bedeutung. 

Wollte  ich  sonach  in  meinem  Sinne  zum  Zkeüe  gelangen,  so  blieb  mir 
nichts  übrig,  als  selbst  Hand  anzulegen,  und  mich  zur  Sammlung  desjenigen 
Stoffes  zu  entschliessen,  den  ich  für  wesentlidi  und  ausreichend  hielt  Ich 
habe  hierauf  seit  Jahren  meine  —  mir  freilich  nur  in  sehr  beschränktem 
Maasse  zugemessene  freie  Zeit  verwendet,  jedoch  zunächst  lediglich  im  Hin- 
blick auf  mein  eigenes  amtliches  Bedürfiuss,  ohne  an  eine  Veröffentlichung 
der  Sammlung  zu  denken.  Erst  die  Aufinunterung  meiner  Freunde,  sowie  der 
Verlagshandlung,  und  die  Erwägung,  dass  vielleicht  doch  manch' Anderer  das 
gleiche  Bedürfhiss  fühle  und  dass  daher  die  Veröffentlichung  meiner  Notizen 
in  angemesserer  Form  und  Vervollständigung  einigen  Nutzen  verbreiten  möchte, 
veranlasste  die  Bearbeitung  des  Gesammelten  zu  einem  grösseren  Ganzen  und 
meinen  Entschluss,  damit  vor  das  Publikum  zu  treten« 

Idi  will  nicht  verschweigen,  dass  ich  diess  mit  grosser  Schüchternheit 
thue.  Vorzugsweise  in  der  Schule  des  praktischen  Lebens  gebildet,  und  von  einem 
besdiwerlichen  Berufe  in  Anspruch  genommen,  verhehle  ich  mir  nicht  im 
mindesten,  dass  viele  Andere  befähigter  und  besser  in  der  Lage  gewesen 
wären,  das  hier  in  Frage  stehende  Bedürfiiiss  des  Publikums  zu  befriedigen. 
Schon  die  Buhe  und  Zeit,  welche  ich  meiner  Arbeit  gerne  gewidmet  hätte, 
gingen  mir  häufig  ab.  Aber  der  Stoff,  dessen  Bearbeitung  ich  unternahm,  ist 
so  trocken,  die  Arbeit  an  und  für  sich  so  wenig  ansprechend  und  lohnend, 
dass  ich  mir  sagen  zu  müssen  glaubte,  es  werden  bessere  Kräfte  sich  ihr 
nicht  unterziehen  und  nur  Praktiker,  welche  das  Bedürfriiss  eines  Sammelwerks, 
wie  das  vorliegende,  lebhaft  fühlen,  sich  ihm  widmen.  Diese  Annahme  schien 
bestätigt  durch  den  bereits  angedeuteten  Mangel  einer  derartigen  brauchbaren 
Bearbeitung  und  so  glaubte  ich  wenigstens  den  Impuls  zu  einer  andern,  den 
Bedürfiiissen  des  Capitalisten  mehr  Rechnung  tragenden  Behandlung  des 
G^enstandes  geben  zu  sollen« 

Dass  ein  wirkliches  Bedürfiiiss  einer  Sammlung  des  historischen,  statistischen 
und  rechtlichen  Materials  über  die  Werthpapiere  vorliege,  möchte  unschwer 
nachzuweisen  sein.  Keine  Zeit  hat  je  einen  Verkehr  in  solchen  gesehen,  wie 
die  Gegenwart  Das  ganze  frühere  Creditsystem  hat  einen  radikalen  Um- 
schwung erlitten.  Das  Capital  wird  mehr  und  mehr  vom  Grund  und  Boden 
abgeschält  und  mobilisirt  Mobiliarwerthe  beherrschen  die  Geschäftswdt  und 
das  Inhaberpapier  zumal  gewinnt  täglich  an  Terrain.  Die  Staaten  verm^ren 
ihre  Schulden  ins  Kolossale,  Associationen  erstehen  täglich  und  füllen  den 
Markt  mit  mobilen  Werthen.  Auch  die  alten  Bealrechte  und  Naturalbezüge 
sind  in  drculirende  Geldwerthe  verwandelt  und  der  Bealcredit  selbst  greift 
mehr  und  mehr  nach  den  Formen  des  modernen  Vwkehrselements.  Anderer- 
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seits  hat  eine  Beihe  aufigezeidiiieter  Eriragqahre,  yerbimdeii  mit  den  Wir- 
kangen  einer  fir&her  nieht  geahnten  Verkehrserleichterang,  dem  Grundbesitz 
die  Mittd  an  die  Hand  gegeben,  sich  yiel&ch  von  seinen  Hypothekarlasten 
2u  befreien;  auch  haben  alle  diese  Verh&ltnisse  in  ihrer  Wechselwirkung  einen 
Relcfatfium  an  flüsogem  Capital  geschaffen,  wie  ihn  keine  Zeit  vor  uns  ge- 
kannt hat  So  sieht  sidi  der  ruhige  Gapitalist,  der  gerne  der  Speculation 
nch  enth&lt,  seine  gewohnten  Oeldpla^^ements  entzogen  oder  doeh  wesentlich 
geschmälert  In  derselben  Situation  sind  die  öffentlichen  Stiftungen,  die  Spar- 
cassen,  Pflegschaften  und  selbst  der  Arbeiter  weiss  seine  sauren  Ersparnisse 
kaum  anders,  als  in  Mobiliarwerthen  anzulegen.  Alle  sehen  sich  mit  Wider- 
streben hinzugezogen  iü  den  allgemeinen  Strom  und  in  der  ungewohnten  Lage 
suchen  sie  oft  genug  da  eine  StQtze,  wo  sie  ihnen  nicht  geboten  wird. 

Ob  dieses  moderne  Oreditsyst^n  zum  Wohle  der  Menschheit  gereichen  und 
die  Hoffiiungen  rechtfertigen  wird,  die  seine  Apostel  veiiieissen,  das  zu  unter- 
suchen ist  hier  nicht  der  Ort  Gewiss  ist,  dass  seine  Gefahren  mindestens 
eben  so  gross  shid,  als  sdne  Vortheile,  und  noch  hat  es  sdne  Feuerprobe  nicht 
bestanden.  Wehe  der  Zeit,  in  wekher  es  sich  &lsch  und  trQgerisch  erwdsen 
sollte.  In  keinem  Falle  aber  kann  ein  Mahnruf  zur  Vorsicht  am  unrechten 
Platze,  und  das,  was  zur  Darstellnng  der  wahren  Lage  dient,  überflüssig 
sein.  Je  grösser  die  Verbreitung  der  Mobiliarwerthe  ist,  je  zahlrdeher  eine 
schwindelhafte  Speculation  sie  vermehrt  und  anpreist  und  je  ungewohnter 
diese  Art  der  Capitalanlage  noch  ist:  desto  nothwend%er  dürfte  es  vielmehr 
sein,  grössere  Kreise  darüber  möglichst  aufzuklären. 

Ich  habe  bereits  angedeutet,  dass  ich  mir  keineswegs  mit  der  Hoffiiung 
schmeichle,  diesen  Zweck  vollständig  erreichen  zu  können.  Bei  der  Bearbei- 
tung des  v<Nrliegenden  Buchs  hat  mich  nicht  einmal  die  Absicht  geleitet,  den 
Geschäftsmann  und  Capitalisten  direct  berathen  zu  wollen,  vielmehr  ging 
mein  Bestreben  nur  dahin,  ihnen  das  erforderliche  Material  so  vollständig  als 
möglich  an  die  Hand  zu  geben,  um  ihnen  die  Bildung  eines  selbstständigen 
Urtiieils  in  ihren  geschäftlichen  Unternehmungen  zu  ermöglichen. 

Was  wesentiich  zu  diesem  Material  gehört,  kann  verschieden  beurtheüt 
werden.  Der  Geschäftsmann  liebt  Kürze  und  Gedrängtheit  und  wiU 
Alles  auf  einen  Bück  haben.  Er  befasst  sich  aber  mit  Werthpaiueren  vor- 
zugsweiBe  nur  als  Handelsartikel,  unbekümmert  um  ihren  wahren  inneren 
Werih.  Wenn  nur  che  Waare  augenblickliche  Abnahme  findet,  so  sind  seine 
Zwecke  mit  ihr  erreicht  Zu  solchem  Behufe  mögen  allerdings  ihm  die  bis- 
herigen literarischen  Hilfionittel  genügt  haben  und  er  mag  wohl  das  vorli^ 
gende  Buch  für  zu  gedehnt  halten.  Doch  kommt  auch  er  ohne  Zweifel  oft 
genug  in  die  Lage,  Andern  nähere  Auskunft  geben  zu  sollen  und  dabei 
wird  er  das  von  mir  gesammelte  Material  mit  Nutzen  verwerthen  können. 
Dem  G^eschäflsmanne  gegenüber  habe  ich  lediglich  nur  diesen  Zweck  im 
Auge  gehabt  Ganz  anders  ist  aber  die  Lage  des  Capitalisten.  Dieser 
soll  sein  Vermögen  Or  die   ihm  angebotenen  Werthe  hfaigeben;    er  will 
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darauB  eine  Bente  ziehen,  möglichst  hoch,  aber  jedenfalls  sicherer  als  hoch, 
denn  die  Rente  soll  ihm  seinen  Lebensunterhalt  gewähren  oder  ergänzen.  Er 
verfolgt  nicht  nur  angenblickliche  und  vorübergehende  Zwecke,  sondern  will 
sich  f&r  länger  eine  Einnahme  schafiSen,  ohne  das  Capital  selbst  zu  riskhren. 
Er  wird  sich  daher,  dünkt  mich,  die  Zeit  nicht  reuen  lassen,  etwas  genauer 
nachzuforschen,  wenn  er  im  Begriffe  steht,  das  hinzugeben,  zu  dessen  An- 
sammlung er  oder  seine  Yoreltem  Jahre  und  Jahrzehnte  nöthig  gehabt  haben 
und  worauf  seine  5conomische  Existenz  beruht.  Verwalter  öffentlichen  Ver- 
mögens, Pfleger  von  Wittwen  und  Waisen,  werden  es  ohnediess  als  ihre 
Pflicht  ansehen,  eine  solche  Prüfung  stets  eintret^i  zu  lassen,  wo  sie  ihnen 
nur  möglich  ist.  Für  sie  und  für  -den  eigentlichen  Capitalisten  habe  ich  nun 
in  erster  Linie  geschrieben,  und  dabei  hielt  ich  es  für  meine  Angabe,  alle 
diejenigen  Momente  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  welche  den  bleibenden  inne- 
ren Werth  der  einzelnen  Werthpapiere  bestimmen  können.  Es  schien  mir 
durchaus  nöthig,  von  der  bisherigen  Behandlung  des  Gegenstandes  abzuweichen 
und  diesen  nach  den  drei  Hauptgrundlagen  alles  Credits  zu  fassen,  so  näm- 
lich, dass  zunächst  die  Vergangenheit  des  Schuldners,  dann  seine 
dermaligen  finanziellen  Hülfsquellen  und  endlich  die  Gesetzge- 
bung, nach  welcher  er  sich  verpflichtet  hat  und  gerichtet  wird,  zum  Gegen- 
stand der  Erörterung  zu  machen  war.  Keines  dieser  drei  EEauptmomente 
schien  mir  minder  wichtig  als  das  andere;  denn  der  Credit  einer  physischen 
wie  juristischen  Person  wird  sich  in  gleicher  Weise  bestimmen  durch  ihre 
Handlungsweise,  welche  wir  nur  aus  der  Vergangenheit  mit  Sicherheit  kennen 
lernen,  durch  das  Maass  der  Mittel,  welche  ihr  zur  Erfüllung  aller  übernom- 
menen Verbindlichkeiten  in  der  Gegenwart  zu  Gebot  stehen  und  durch  die 
Bechtsinstitutionen,  welche  dem  Gläubiger  Schutz  gewähren  sollen.  Wenn 
diess  im  gewöhnlichen  Leben  und  Geschäftsverkehr  wahr  ist,  so  trifft  es  in 
erhöhterem  Grade  bei  Staaten  und  Listituten  zu,  die  öffentliche  Fonds  zu 
creiren  pflegen.  Bei  den  auf  Gewinn  berechneten  Unternehmungen  gibt  es 
allerdings  einen  einfachen  und  sicheren  Gradmesser  ihrer  Prosperität  für  die 
Vergangenheit  und  Gegenwart:  die  Dividende.  Hier  ist  es  wahr,  dass  Zahlen 
sprechen  und  es  war  ihnen  gegenüber  weniger  nöthig,  eine  historische  Beleuch- 
tung Torausgehen  zu  lassen,  um  so  weniger,  als  sie  ohnediess  neueren  Datums 
sind.  Kicht  so  bei  den  Staaten.  Ihre  früheren  Finanz-  und  Bechtszustände  zu 
kennen  ist  für  ihre  Gläubiger  ohne  Zweifel  von  hoher  Wichtigkeit  Wenn  ich. 
also  bei  der  Behandlung  der  Staatspapiere  umständlicher  zu  Werke  ging  und 
wenn  die  Darstellung  derselben  den  grösseren  Thdl  meines  Buches  räumlich 
einnimmt,  so  war  diess  zumeist  in  den  Verhältnissen  selbst  begründet.  Die 
staatlichen  Zustände  und  Einrichtungen  sind  unter  sich  so  verschieden,  dass 
sie  sich  nicht  nach  Schablonen  darstellen  lassen;  bei  den  Creditinstituten  und 
Associationen  dagegen  finden  solche  grosse  Verschiedenheiten  weniger  statt, 
und  eine  kürzere,  nach  Umständen  tabellarische  Form  der  Erörterung  ihrer 
Verhältnisse  ist  nicht  nur  zulässig,   sondern  vermehrt  die  Uebersichilichkeit 
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und  Klarheit  Dan  bedarf  es  auA  wemger  Baam.  Man  inrd  daher,  wie 
ich  hoffe,  in  der  zweiten,  dritten  and  lierten  Abthdfaing  des  Buches,  obgleich 
sie  im  Yerhiltniss  zu  der  grossen  Zahl  der  darin  behandelten  Gegenstände 
anf  engen  Baum  zusammengedrängt  ist,  nichts  Wesentiiches  yermissen.  Uebri- 
gens  hat  mich  auch  der  Umstand  veranlasst,  den  Staatspapieren  eine  ausge- 
dehntere Behandlung  angedeihen  zu  lassen,  weil  gerade  ihre  Darstellung  in 
den  bisherigen  literarisdien  HüUsmitteln  am  meisten  zu  wünschen  übrig  lässt, 
wahrend  die  Verhältnisse  der  Actiengesellschaften  sowohl  in  diesen  als  in  der 
periodischen  Presse  einer  eingehenderen  Erörterung  unterzogen  zu  werden 
pflegen,  und  weil  der  eigentliche  CapitaHst  nun  einmal  für  die  stabileren 
Staatspapiere  mehr  eingenommen  ist,  als  für  die  schwankenderen  Werthe  in- 
dustrieller GeseUschaften  etc.,  auch  die  Gesetze  selbst  diesen  Untersd^ied 
sanctioniren,  indem  sie  nur  den  ersteren  pupillarische  und  depositalmässige 
Sicherheit  zuerkennen.  Im  Ganzen  möge  bei  der  Beurtheilung  der  Arbeit 
ausserdem  berücksichtigt  werden,  dass  die  Hasse  des  Stoffes  eine  sehr  bedeu- 
tende war,  dass  aber  das  Werk,  wenn  es  Yerbreitung  gerade  in  dei^jenigen 
Kreisen  finden  sollte,  für  welche  es  vorzugsweise  bestimmt  ist,  sowohl  hin- 
sichüich  seines  räumlichen  TJm£uiges  als  seines  Preises  gewisse  Schranken 
nicht  überschreiten  durfte.  Es  musste  also  gesichtet  und  ausgeschieden  wer- 
den und  darin  lag  nicht  die  geringste  Schwierigkeit  der  Arbeit.  Ob  die  Aus- 
wahl glücklich  getroffen  ist,  muss  ich  Sachkennern  zur  Beurtheilung  anhäm- 
geben.  Für  mich  war  die  räunüiche  Yerbreitung  der  einzelnen  Effecten  und 
das  Bedürfiüss  des  deutschen  Capitalisten  im  engem  Sinne  massgebend. 

Den  allgemeinen  Theil  habe  ich  lediglich  aus  Büdcsiohtsnahme  für 
dicgenigen  Leser,  welche  das  Gebiet  des  Werthpapieryerkehrs  neu  betreten, 
Yorangesdiickt.  Sie  konnten  mit  Recht  erwarten,  wenigstens  die  wesentlich- 
sten Yorbegriffe  gegeben  zu  finden.  Indessen  durfte  darauf  nach  dem  fest- 
gestellten Plane  nur  wenig  Baum  verwendet  werden  und  es  lag  mir  durchaus 
ferne,  die  darin  berührten  schwierigen  Materien  irgendwie  erschöpfend 
behandeln  zu  wollen.  Wenn  ausserdem  dieser  allgemeine  Theü  zu  dem 
Schlüsse  berechtigen  soUte,  dass  sein  Yerfasser  den  gewiegten  Börsenmän- 
nern nicht  zugezählt  werden  könne,  so  stände  ich  selbst  nicht  an,  ein  solches 
Urtheil  völlig  gerecht  zu  finden. 

Die  ersten  Lieferungen  haben  in  der  Presse  fast  ausnahmslos  eine  sehr 
wohlwoUende  Beurtheilung  erfahren.  Ich  darf  daher  hoffen,  dass  das  Unter- 
nehmen seinen  Fortgang  haben  wird.  Bei  der  Yeränderlichkeit  der  hier  in 
Frage  stehenden  Yerhältnisse  wird  es  alsdann  erforderlich  sein,  von  Zeit  zu 
Zeit  Nachträge  und  Ergänzungen  erscheinen  zu  lassen,  welche  ich  mit  Yer- 
gnügen  dazu  benützen  werde,  die  der  ersten  Bearbeitung  anhaftenden  Mängel, 
die  ich  selbst  am  wenigsten  verkenne,  möglichst  zu  verbessern,  Irrungen  zu 
berichtigen  und  alle  wohlmeinenden  Beclamationen  und  Wünsche  von  Aussen 
zu  berücksichtigen.  Da  es  mir  nur  um  absolute  Richtigkeit  zu  thun  ist,  werde 
ich  jede  begründete  Ausstellung  dankbar  entgegennehmen.    Auch  sollen  die 
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kflnftigen  Nachträge  noch  manche  Yervolbtäikliguiig  efaizehier  Materien  ent- 
halten. Mit  Bdcksicht  anf  diese  Nachträge  habe  ich  die  Veränderungen, 
welche  während  der  Bearbeitung  und  des  Drucks  eingetreten  sind,  im  vor- 
liegenden Buche  unerwähnt  gelassen. 

Schliesslich  einige  Worte  über  die  Quellen,  ans  welchen  ich  geschöpft  habe. 
Man  wird  gewahr  werden,  dass  ich  mir  in  dieser  Hinsicht  die  Bache  nicht 
leicht  gemacht,  sondern  überall  da,  wo  autiientische  und  amtliche  Quellen  zu 
Qebote  standen,  auf  diese  zurückgegangen  bin.  Ich  habe  mit  grösstem  Danke 
anzuerkennen,  dass  mir  die  ganze  Arbeit  auf  solche  Weise  nur  durch  das 
freundliche  und  liberale  Entgegenkommen  der  Beunten*  an  der  hiesigen  E. 
Bibliothek  möglich  gemacht  worden  ist.  Meistens  habe  ich  die  benützten 
Quellen  im  Buche  selbst  angeführt  Wo  es  aus  Rü(^icht  für  Raumerspar- 
niss  nicht  geschehen  ist,  wie  namentlich  bei  der  Behandlung  der  ausserdeut- 
schen  Staatspapiere,  wiD  ich  nicht  versäumen,  die  zu  Bathe  gezc^nen  Autoren 
hier  namhaft  zu  machen.  Es  sind  namentlich:  v.  Beden  (Deutschland  und 
das  übrige  Europa;  Wiesbaden  1864);  Kolb  (Handbuch  dw  vergl.  Statistik, 
2.  Aufl.,  Leipzig  1860);  v.  Hock  (die  Finanzverwaltung  Frankreichs,  Stuttgart 
und  Augsburg  1857);  Hom  (statistisches  Oemälde  des  Königreichs  Belgien, 
Dessau  1863);  auch  demOothaer  Hofkalender  für  1861  sind  manche  Notizen 
entnommen;  ebenso  dem  „Actionär*',  der  ,)Austria^  und  andern  Fachblättem. 
Dodi  ist  dies  immer  nur  dann  geschehen,  wenn  unmittelbare  Quellen  nicht 
aufeufinden  waren.  Die  Statuten  der  Actiengesellschaften  habe  ich,  insoweit 
Hockers  noch  unvollendetes  Werk  (Sammlung  der  Statuten  aller  Actien-  und 
Commanditgesellschaften  Deutschlands;  erschienen  ist  1868  zu  Köln  der  erste 
Band,  die  Banken  enthaltend)  keinen  Aufschluss  gab,  in  den  Oesetzblättem 
der  einzelnen  Staaten  angesucht,  wo  sie  freilich  nidbt  sämmtlich  zu  finden 
waren.  Sie  mit  ihren  massenhaften  Ergänzungen,  Nachträgen  und  Abände- 
rungen einzeln  anzuführen,  liess  d^  Baum  nicht  zu.  Es  wird  aber  diese 
summarische  Citation  genügen,  um  den  Nachweis  zu  liefern,  dass  ich  auch 
hier  bestrebt  war,  auf  die  authentischen  Quellen  zurückzugehen. 

Stuttgart,  im  November  1861. 

Der  Verfasser. 


Digitized  by  V^OOQIC 


lubalts-Uebersicht. 


i 


l 


AUgemeiner  Theil. 

Einleitende  Worte  über  den  Verkehr  mit  Wertbpapieren  überhaupt. 

8«ite 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Werthpapiere 8 

2.  ürsprong  und  Entwicklung  des  Verkehrs  mit  solchen 4 

§.  8.      Anlehenssysteme 6 

§.  4.      TilgangBsysteme.     Tilgungsfonds 8 

§.  5.      Hauptarten  de'  Staats-  und  Gesellschafts-Schulden 10 

J.  6.      Hauptarten  der  Werthpapiere 12 

§.  7.      Form    der   Schuldverschreibungen.     Papiere   auf  Kamen  und  Inhaber. 

Ziiuscheine  und  Zinsleisten 14 

|.  8.      Verjährung,  Amortisation   (Mortification)   und   Vindication  der   Werth- 
papiere (im  Allgemeinen) 16 

§.  9.      Nominal werth  una  Tagespreis.     Courszettel.    Börsen 18 

10.  Hanptformen  der  Geschäfte  in  Werthpapieren 21 

11.  Münzsysteme  und  Münzwfihrungen 24 

(Werthtabeile   der  Münzeinheiten  aller   europftisohen   Länder  und   d^r 

nordamerikanischen  Union) 82 

§.  12.    Einige  Vorsichtsregeln  für  Besitzer  Ton  Werthpapieren 88 

Spezieller  Theil. 

Sammlung  des  historischen,  statistischen  und  rechtlichen  Materials  zur 
Beurtheilung  einzelner  Papiere. 

Erste  Abtheilang:  Staatspapiere  im  engero  Sinne. 

L  Deutsche  Sta^tspapiere:  Schnldverschreihnngen  der  österreichi- 
schen und  prenssischen  GesammtmonaroMeen  und  der  übrigen 
deutschen  Bandesstaaten. 

a)  historische  Rückblicke;  b)  neuester  Schuldenbestand;  c)  Staatsgarantien; 
d)  Staatsrerfassung  und  Verwaltung  der  öffentlichen  Schuld;  e)  Tilgungs- 
fonds und  Tügungs-Modus;  fj  Sicherheitsobjecte  —  Staatsgrundkrftfte ; 
f)  Finanzlage;  h)  Gesetzgebung  über  Verjährung,  Mortification,  Vindication, 
*esimachung  etc.  der  Iiäaberpapiere;  i)  Zinsfuss,  Ort  und  Art  der  Zins- 
zahlung, Besteurung  des  Zinsertrags;  k)  einzelne  Handelspapiere  mit  den 
Verioosungsplänen ;  ])  Course  während  einer  Reihe  von  Jahren;  m)  yer- 
gleichende  Reoapitulation  vom 

§.  18—24.         1)  Eaiserstaat  Oesterreich 89 

|.  25—86.        2)  Königreich  Preussen 119 

I-  37—48.        8)         „  Bayern 168 

§.  49—60.        4)  Königreich  Sachsen 202 

f.  61—72.        5)         „  Württemberg 288 

f.  78—88.        6)  „  Hannover 263 

§.  84—98.         7)  Grossherzogthum  Baden 297 

§.  94—108.      8)  „  Hessen 828 

§.  104—118.    9)  Churfttrstenthum  Hessen 844 

§.  114—128.  10)  Herzogthum  Nassau 868 

'   124—138.  11)  „  Braunschweig 879 

184.  12)  Grossherzogthum  Sachsen- Weimar-Eisenach 892 

185.  18)  „  Oldenburg 896 

186.  14)  „  Meklenburg-Schwerin 401 

187.  15)  „  Meklenborg-StreUtz 406 


Digitized  by  CjOOQIC 


X  InUlti-Uebanioht. 

§    188.  16)  ,,  Luxembiivg  und  Limburg 407 

§.  189.  17)  Heraogthümer  Hoktoin  und  Laoenbui^ 408 

§.  140.  18)  Henogthum  Sachsen-Coburg- Gotha 410 

8.  141.  19)  „  Saohsen-Meiningen-HildburgbauseD 416 

§.  142.  20)  „  Saohaen-Altenburg 419 

§.  148.  21)  „  Anbalfc-DeMau-Cöthen 421 

§.  144.  22)  ^  Anhalt  Benibmrg 423 

§.  145.  23)  FürstenthuDi  Lippe-Detmold 423 

§.  146.  24)  „  Schaumburg-Lippe 424 

§.  147.  25)  ^  Waldeok-Pyrmont 424 

§.  148.  26)  „  Schwarzburg-Sonderahausen 425 

§.  149.  27)  „  Schwarzburg-Kudoißtadt 425 

§.  150.  28)  ^  Reußs  filtere  Linie 426 

g.  151.  29)  ^  ReuB8  jüngere  Linie 426 

§.  152.  30)  ,  Liechtenstein 426 

§.  158.  81)  Landgra&chaft  Hessen-Homburg 427 

8.  154.  82)  Freie  Stadt  Hamburg 427 

g.  155.  83)     ,  ,      Bremen 432 

1.  156.  84)     „  „      Lübeck 434 

§.  157.  85)     „  ,      Frankfurt  a.  M 437 

IL    Ausländisolie  StaAts-Papiere. 

§.  158.  1)  Grossbritannien  und  Irland 442 

8.  159.  2)  Frankreich 450 

§.  160.  8)  Russland 459 

|.  161.  4)  Spanien 465 

§.  162.  5)  Portugal 468 

g.  168.  6)  Italien 469 

g.  164.  7)  Holland       472 

g.  165.  8)  Belgien 478 

g.  166.  9)  Dänemark 475 

g.  167.  10)  Schweden  und  Norwegen 476 

g.  168.  1 1)  Schweizerische  Eidgenossenschaft 478 

g.  169.  12)  Türkei 479 

8.  170.  13)  Vereinigte  Staaten  Ton  Kordamerika 480 

g.  171.  Schlussresultate 484 

Zweite  Abtheilung :  GrundenUastungsobligationen. 

g.  179.      Einleitung  (Entstehungsgeschichte) 485 

g.  178.      Oesterreichische  Grnndentlastungsobligationen 487 

g.  174.      Preussische  Rentenbriefe 489 

g.  175.      Bayerische  Gruudrenten-Ablösungs-Schuldbriefe 490 

g.  176.      Sächsische  Landrentenbriefe 492 

g.  177.      Württembergische  Gefäll- und  Zehni-Obligationen 492 

Dritte  AbtheiluDg:  Pfandbriefe  u.  sog.  standesh.  Schuldverschreibungen. 

g.  178.      Entstehungs-  und  Entwicklungsgeschichte 495 

g.  179.      Grundlage  und  Einrichtung  der  Pfandbrief-Institute  .......  497 

g.  180.      Reohtsverhältniss   zwischen   dem  Schuldner,  Papierinhaber    und   dem 

Institut 498 

g.  181.      Einzelne  Papiere: 

I.  Preussische  Pfandbriefe 500 

n.  Sächsische  dto 503 

HI.  Meklenburgische  dto 504 

lY.  HannÖTorische  dto 504 

V.  Obligationen  des  Württembergischen  Creditrereins 504 

VI.  Oesterreichische  Pfandbriefe       505 

YH.  Partialobligationen  süddeutscher  u.  österreichisoher  Gnudherren  506 


Digitized  by  CjOOQIC 


lohaRs-üebenidii  xi 

Seit« 

Tierte  Abtheilüng :  Actieo  ood  Obligationen  der  grossen  Gesellschaften. 

§.  182.      Einleitende  Bemerkungen ' 509 

§.  )8S.      Deutsche  Qeeetzgebung  über  Aotiengesellsohaften  fiberhanpt  .    .    .    .  512 

1^  IS4.      Das  Institat  der  Oennsflsobeine 519 

i.    Biseibahügesellscluftei. 

f.  18d.       Erste  Gruppe:  PreaBsieohe  Priyatbabnen 520 

I.  PreosBiBche  EiBenbahn-Gteeetzgebang 521 

II.  Einielne  Bahnen  (yergl.  anch  BtatiBtiBche  Tafel  za  8.  523) : 

a)  unter  StaatByerwaltung: 
1)  Aachen-DüsBeldorf;  2)  Rubrort-Grefeld-KreiB-Gladbach  .    .  523 

8)  BergiBoh-MäriÜBche  Bahnen 524 

4)  FrinsWilbelmBbahn  (Steele-Yohwinkel;  5)  OberBchleBische 

Bahnen 525 

6)  Rhein -Nahebahn;    7)  Stargard-Poeen;   8)  WiUieknBbahn 

(CoBel-Oderberg) 526 

b)  in  Verwaltung  der  G-eBellschaften: 

9)  Aaohen-MaBtrioht 527 

10)  Berlin-Anhalt;  11)  Berlin-Hamburg 528 

12)  B^Kn-PotBdam-Magdebnrg;  13)  Berlin-Stettin       ....  529 

14)  BreBlau-Sohweidnitz-Freiburg;  15)  C91n-Minden    ....  530 

16)  Magdeburg-HalberBtadt 531 

17)  Magdeburg-Leipsig;  18)  Maffdeburg-Wittenberge       ...  582 
19)  Neisse-Brieg;  20)  NiederBchfeBiBohe  Zweigbahn    ....  532 

21)  Oppeln-Tamowitz;  22)  Rheinieche  Bahnen 582 

28)  Thftringische  Bahn 584 

g.  1S6.       Zweite  Gruppe:  OeBterreichiBche  Priyatbabnen. 

I.  Eisenbahngeeetzgebung 584 

n.  Einzelne  Bahnen  (StatiBtik  derBelben  b.  in  der  Tabelle  zu  S.  537.) 

1)  AusBig-Teplitz;  2)  BöhmiBche  Westbahn 587 

8)  Brftnn-RoBBitz;  4)  Buscht^hrader  Bahn 588 

5)  EKBabeÖi-WeBtbahn 538 

6)  Ferdinand-Nordbahn;  7)  GaKziBohe  Karl-Ludwigs-Bahn      .    .  539 

8)  OeeterreichiBohe  StaatBeiBenbahn-GeBeÜBchaft 539 

9)  Südliche  StaatB-,  LombardiBch-Yenetianische  und  Centralita- 
lieniBche  Bahn 541 

10)  Süd-Norddeutsche  YerbindnngBbahn  (Pardubitz-Reiohenberg)  542 

.     11)  TheiBB-Bahn 548 

§.  187.       Dritte  Gruppe:  Sonstige  Deutsche  Priyatbabnen.    (Statistik 
in  der  TabeUe  zu  S.  544.) 

1)  Bayerische  Ostbahnen;  2)  Nümberg-Fürth 544 

8)  Pfilzische  Ludwiffsbahn  (Ludwigshafen-Bexbach) 544 

4)  Pfälzische  Maxbahn  (Neustadt-Weissenburg) 544 

5)  Dresden  Tharand 545 

6)  Chemnitz-Würschnitz ;  7)  Leipzig-Dresden 546 

8)  Löbau-Zittau ;  9)  Zittau-Reichenberg 546 

10)  Hessische  Ludwigsbahn;    11)  Churfürst  Friedr.-Wilh. -Nordbahn  547 

12)  Werra-Bahn;  13)  Meklenburgische  Bahn 548 

14 — 16)  Hotsteinische  Bahnen  (Attona-Kiel,  Glückstadt-Elmshorn,  Rends- 

burg-Neumünster) 549 

17)  Frankfärt-Hanau;  18)  Frankfdrt-Homburg;  19)  Taunusbahn      .  549 

20)  Hamburg-Bergedorf;  21)  Lübeok-Büchen 550 

§.188.       Fremde  (Französische  und  Schweizerische  Haupt-)  Bahnen  550 
(StatiBtik  derselben  in  der  TabeUe  zu  S.  550.) 

I.   Bukei  md  CreditaisUlteo. 

8.  189.         L,  Allgemeines 551 

i  n.  Ehizelne  Institute.  (Statistik  in  der  Tabelle  zu  S.  552.) 

!  a)  Zettelbanken: 

f                                         1)  Bayerische  Hypotheken-  und  Wechaelbank ^52 


Digitized  by  CjOOQIC 


XII  lahatti-üebMfriolti. 

Sei*« 

2)  Bwliiier  Oasseiiyereiii ;  8)  Braimschweigisohe  Bank  .    .    .    .     2)53 

4)  Bremer  Bank 554 

ö)  051ner;  6)  Danziger  Privatbank 555 

7)  Darmstädter  Bank  fOr  SüddeutBohland;  8)  Dessauer  Landes- 
bank    556 

9)  Frankfurter  Bank 557 

10)  Geraer  Bank;  11)  Gothaer  Privatbank 558 

12)  Hannoverisohe  Bank 559 

18)  Homburger  Landesbank 560 

14)  Eönigsberger  Privatbank 555 

15)  Leipziger  Bank 560 

16)  Lübecker  Privatbank 561 

17)  Luxemburger  intemationale^Bank       562 

18)  Magdeburger  Privatbank 556 

19)  Meioinger  Mitteldeutsche  Creditbank 562 

20)  Oesterreichische  Nationalbank 56S 

21)  Pommem^sohe  rittersohaftliche  Privatbank 564 

22)  Posen'sohe  Provinzialbank 556 

23)  Preussische  Bank 565 

24)  Rostooker  Bank;  26)  Thüringen*Bche  Bank 567 

26)  Weimarische  Bank 578 

b)  Oreditanstalten  ohne  Notenausgabe: 

27)  Berliner  Disconto-Gesellsohaft 569 

28)  Berliner  Handeisgesellsohaft 570 

29)  Coburger  Creditgesellschaft 571 

80)  Dannstädter  Bank  für  Handel  und  Industrie 571 

81)  Dessauer  Creditanstalt  für  Industrie  und  Handel      ....  572 

82)  Hamburger  Yereinsbank;  88)  Leipziger,  aligem.  Creditanstalt  573 

84)  Lübecker  Commerzbank 574 

85)  Niederösterreichische  Escomptegesellsohaft 575 

86)  Norddeutsche  Bank;  37)  Oesterreichische  Creditanstalt     .    .  576 

88)  Schaaffhausen'scher  Bankverein  in  Cöhd 577 

89)  Schlesischer  Bankverdn  in  Breslau 578 

G.  Tersickeroigs-GesellschafleD. 

{.  190.      Allgemeines 578 

Lebens-,  Feuer-,  Credit  Transport-Yorsicherungsanstalten     ....  580 

Hagel-,  Rückversicherungs-  und  allgemeine  Anstalten  .    .  .    .  581 

I.  SckifTihrU-fiegellsckiftei. 

g.  191.      Statistik  derselben 582 

Insbesondere  Norddeutscher  Lloyd 588 

Oesterreichische  Donau-DampÜBchiffiahrts-Gesellschaft 588 

Oesterreichischer  Lloyd ...  588 

B.  Bergbau-  ond  HfllteB-GesellscIiafteD. 

§.  192.      Statistik  derselben 585 

F.  Soostige  iidogtrielle  Gesellschaften. 

§.  193.      Bäder  und  Spielbanken,  Baumwoll-Spinnereien  und  Webereien  ...  590 

Bierbrauereien  und  Brodfiabriken,  chemische  Fabriken 591 

Flachs«  und  Hanf-Spinnereien  und  Webereien 591 

Gasgesellschaften,  Maschinenfjabriken ,  Mühlen,  Papierfabriken   ...  592 
WoUen-Spinnereien  und  Webereien,  Zuckerfabriken,  Verschiedene  .    .  593 
§.  194.      Statuarische  Bestimmungen  über  die  Yerj&hrung,  Mortification,  Yindi- 
oation,  Li-  und  Aussercourssetzung  der  auf  Lihaber  gestellten  Ge- 
sellschaftapapiere      ,    , 594 


Digitized  by  CjOOQIC 


Allgemeiner  Theil 

Einleitende  Worte  über  den  Verkehr  mit  Werthpapieren  überhaupt. 


Moser,  G«pit«Unlage  in  W«rthpApierea. 


Digitized  by  CjOOQIC 


Digitized  by  CjOOQIC 


§.  1. 

Begriff  und  Wesen  der  Wertpapiere.  *) 

Unter  dem  generellen  Ausdrucke  ^Werthpapiere**  begreifen  wir  Urkunden, 
welche  zugleich  Beweisdocumente  und  Repräsentanten  von  Geld- 
ansprüchen und  in  Folge  des  Umstandes,  dass  sie  dem  Verpflich- 
teten gegenüber  nicht  nach  Belieben  ihres  Besitzers  realisirt  werden 
können,  sowie  kraft  der  ihnen  beigelegten  leichten  Uebertragbar- 
keit  Gegenstand  des  Verkehrs  sind,  ohne  jedoch  die  Stelle  des 
Geldes  zu  vertreten. 

In  diesem  Sinne  umfasst  der  Begriff  nicht  nur  alle  Staatspapiere,  Obli- 
gationen der  Corporationen,  Gesellschaften  unÖ  Privaten  mit  be- 
sonderer Verkehrsnatur,  sondern  auch  die  Actien,  Antheüsscheine  einer 
auf  Geldgewinn  berechneten  Unternehmung,  schliesst  aber  andere  Schuldur- 
kunden, welchen  die  hier  stets  vorausgesetzte  Verkehrsnatur  abgeht  und  die« 
jenigen  Werthpapiere,  welche  die  Stelle  des  haaren  Geldes  vertreten,  also 
Staatspapiergeld  und  Banknoten,  sowie  Wechsel,  aus. 

Statt  werthpapiere  gebraucht  man  im  Geschaftsleben,  namentlich  im  Hin- 
blick auf  Staatspapiere  auch  die  Ausdrücke :  öffentliche  Fonds,  öffentliche 
Effecten,  oder  auch  Fonds  und  Effecten  schlechthin.  Mit  dem  Worte 
Fonds  bezeichnet  man  indessen  gewöhnlich  nur  Schuldverschreibungen, 
Obligationen,  nicht  auch  Actien,  welch^  letztere  den  ersteren  vielmehr 
unter  ihrem  eigenen  Namen  gegenübergestellt  werden.  Auch  versteht  man 
häufig  unter  dem  Ausdrucke  „Effecten*  nur  Staatspapiere,  oft  aber  auch  das- 
selbe, was  wir  unter  Werthpapieren  begreifen.  Man  unterscheidet  daher 
„Fondsmarkt**,  „Fondsbörse*  und  „Actienmarkt*,  „Actienbörse*  und 
sagt,  wenn  man  sämmtliche  Werthpapiere  nach  unserem  Begriffe  zusammen- 
fassen will:  „Fonds  und  Actien*.  oder  aber  „Effecten*  sdilechtweg. 

Der  Gebrauch  des  Wortes  „Werthpapiere*  wird  einer  Rechtfertigung  so 
wenig  bedürfen,  als  der  Gebrauch  des  längst  eingebürgerten  Wortes  „Staats- 
papiere*. Jedermann  weiss,  was  er  sich  unter  dem  einen  wie  dem  andern 
Ausdrucke  zu  denken  hat.  Wh*  werden  übrigens  die  einzelnen  Arten  der 
Werthpapiere,  welche  wir  unter  unsem  Begnff  subsumiren,  in  Folgendem 
specificiren,  wodurch  ohnediess  alle  Zweifel  gehoben  werden  müssen  (vergl.  §.  6). 


*)  Um  des  Raumes  wegen  im  Laufe  der  Darstellung  vielfache  Wiederholungen  in 
der  Allegation  benutzter  Werke  zu  vermeiden,  f&hren  wir  hier  solche,  in  so  weit  sie 
sich  auf  den  allgemeinen  Theü  beziehen,  ein  für  alle  mal  an.  Es  sind  n.  A:  Bender, 
Verkehr  mit  Staatspapieren,  2.  Ausg.,  Göttingen,  1830.  Fort,  kl.  Hülfsbiblioth^  für 
die  Qeschäftsprazis  des  Kaufmanns  etc.,  5.  und  6.  Bändchen,  Leipzig,  1857.  Dessen 
Ck>ur8zettelbuoh,  Leipzig,  1855.  Feller,  Archiv  der  Staatspapiere,  Leipzig,  1843. 
Dessen  Staatspapier-  und  Actienbörse,  Leipzig,  1846.  Schmidt,  das  Frankfurter, 
Wiener  und  Pariser  Böreencoursblatt,  3  abge«.  Broch.,  Stuttgart,  1860.  Sehe  er  er, 
Fonds-  und  Actienbörse,  Anhang  zu  Flügels  Courszettel,  Frankfurt,  1859. 
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Ursprung  und  Entwicklung  des  Verkehrs  mit  Werthpapieren. 

Die  Anfange  eines  öffentlichen  Verkehrs  mit  Werthpapieren  reichen  nach 
den  zuverlässigsten  Nachrichten  nicht  weiter  zurück,  als  bis  zum  Beginn  des 
17.  Jahrhunderts.  Jene  Epoche  eines  lebhaften  überseeischen  Handels,  den 
dmnals  namentlich  die  HoUänder  betrieben,  brachte  zunächst  das  Bedürfiiiss 
der  Vereinigung  grosser  Capitalien  zur  Geltung.  Gleichzeitig  brach  sich  aber 
die  Einsicht  Bdm,  dass  Handelsuntemehmungen,  welche  so  bedeutender  Mittel 
bedurften,  jeden  Augenblick  gefährdet  wären,  wenn  derjenige,  der  die  Mittel 
gegeben,  solche  zu  jeder  Zeit  zurückzuziehen  berechtigt  bliebe.  Diese  Ein- 
Bicht  führte  zuerst  auf  die  Gründung  von  Actiengesellschaften  auf  der  Basis 
derselben  Grundsätze,  wie  sie  heute  noch  in  Anwendung  stehen.  Handels- 
compagnien,  d.  h.  Vereinigungen  von  Handelshäusern  zu  gemeinschaftlichen 
commerziellen  Unternehmungen,  gab  es  schon  vorher;  sie  hatten  aber  nicht 
die  Natur  der  nachmaligen  Actiengesellschaften,  da  namentlich  keine  Verpflich- 
tung ihrer  Theühaber,  die  von  ihnen  beigeschossene  Einlage  unter  keinen 
Umständen  zu  schmälern  oder  zurückzuziehen,  bestand.  Sie  waren  aber  die 
Gründer  der  Actiengesellschaften.  ' 

Man  setzte  nämlich  Vertrauen  in  solche  Compagnien,  weil  in  ihnen  ein 
Fonds  von  Intelligenz  und  Vermögen  bereits  gegeben  war,  den  eine  einzelne 
Privatperson  nicht  bieten  konnte,  und  weil  sie  unter  Autorität  und  Schutz  der 
Begierungen  standen.  Dazu  kam,  dass  ihre  Unternehmungen,  thatsächlich 
monopolisirt,  wie  sie  waren,  grossen  Gewinn  versprachen  und  auch  gewährten, 
80  lange  sie  sich  in  soliden  Bahnen  hielten.  Es  betheüigten  sich  daher  Capi- 
talisten  mit  Vorliebe  an  diesen  Unternehmungen  selbst  unter  der  lästigen  Be- 
dingung, dass  sie  ihre  Einlage  niemaLs  zurückziehen  könnten.  Den  Compagnien 
andererseits  war  aber  eine  möglichst  zahlreiche  BetheiHgung  des  Capitals  um 
80  erwünschter,  als  sich  desto  lohnendere  Geschäfte  ausfu^en  liessen,  je  grösser 
die  gegebenen  Mittel  waren.  Der  auf  solche  Weise  zusammengebrachte  Fonds 
einer  Gesellschaft  hiess  Stock.  Dem  Einleger  oder  Theühaber  wurde  als  Be- 
weis der  Theilnahme  und  der  Zahlung  seines  Beitrags  eine  auf  seinen  Namen 
lautende  Bescheinigung  ausgestellt,  welche  Actio  hiess  und  welche  er  an  jeden 
beliebigen  Dritten  abtreten  konnte.  Solche  Cessionen  fanden  denn  auch  als- 
bald statt  und  waren  um  so  häufiger,  als  der  Preis  der  Antheilsscheine  (Cours 
der  Actien)  mit  dem  grösseren  oder  kleineren  Gewinne  der  Handelsuntemeh- 
mung  stieg  oder  fiel,  der  Eine  also  sich  in  der  Furcht  vor  Verlusten  seiner 
Actien  entledigte,  der  Andere  aber  in  der  Erwartung  grösseren  Gewinns  Actien 
erwarb,  mit  andern  Worten :  als  die  Speculation,  welcher  sie  auf  die  leichteste 
Weise  Nahrung  gaben,  sich  ihrer  bemächtigte.  So  entstand  der  erste  Handel 
in  Werthpapieren,  welcher  den  letzteren  frühzeitig  den  Charakter  einer  Han- 
delswaare  verlieh. 

Zunächst  waren  es  die  Actien  der  1602  gegründeten  grossen  holländisoh- 
ostindischen  Compagnie,  die  diesen  Handel  belebten.  Ihre  Erträgnisse 
stiegen  bis  zu  50Vo.  Aber  dieser  Erfolg  in  Verbindung  mit  dem  Beichthum 
und  Luxus,  den  überhaupt  der  überseeische  Handel  in  Holland  verbreitete, 
führte  zum  Schwindel.  Es  zeigte  sich  zum  erstenmal  die  Gefährlichkeit  des 
Actienhandels.  Bis  zu  welchem  Grade  von  Unverstand  sich  die  Speculation 
versteigen  konnte,  zeigt  uns  der  berüchtigte  Tulpenzwiebelhandef,  der  mit 
einer  wahren  Wuth  1634—37  betrieben  wurde.  Es  kamen  Fälle  vor,  dass  f&r 
eine    solche    Zwiebel  bis   zu   2000   holländische    Gulden  bezahlt;    dass    ein 


Digitized  by  CjOOQIC 


Unpnmg  und  Entwiddong  des  Yeikehrs  eic  5 

Bpecnlant  eine  und  dieselbe  Zwiebel  zwanzig  bis  dreissig  mal  yerkanfte, 
ohne  sie  je  besessen  zu  haben,  dass  Leute  ihre  Häuser  verkauften,  um  mit 
Zwiebeln  zu  handeln,  und  dass  die  letztem  einen  wirklichen  Börsencours 
hatten.  Selbstrerstan^ch  musste  dieser  Schwindel,  wie  uns  ein  Augenzeuge 
belehrt,  bald  „mit  grosser  Schande  und  Spott''  ein  Ende  nehmen. 

NocB  grössere  Dimensionen  nahm  der  Actieny erkehr  am  Anfang  des  18. 
Jahrhunderts  in  England  und  Frankreich  an;  in  ersterem  Lande  nament- 
lich durch  die  Unternehmungen  der  Südsee-Compagnie  und  der  Banken, 
in  letzterem  durch  die  Thätigkeit  des  Schottländers  Law,  eines  Mannes,  der 
in  der  Finanzgeschichte  ebenso  merkwürdig  als  berüchtigt  dasteht.  In  beiden 
Landern  griff  aber  derselbe  Schwindel  um  sich,  wie  fi^er  in  Holland.  Die 
herben  Lehren  der  holländischen  Crisis  waren  völlig  vergessen  und  verloren. 
Im  Jahr  1720  entstanden  in  England  in  kurzer  Zeit  168  Actiengesellschaften, 
grösstentheils  zu  den  abentheuerlichsten  Zwecken.  ^  Man  kaufte  Actien  mit 
wahrer  Wuth  und  trieb  damit  die  grössten  Prellereien.  Gleichzeitig  steigerte 
Law  in  Frankreich  den  Schwindel  wo  möglich  noch  höher  und  es  ging  dabei 
so  toll  zu,  dass  erzählt  wird,  es  seien  damaU  eine  halbe  Million  Menschen 
mehr  in  Paris  gewesen  als  sonst;  man  habe  1200  neue  Kutschen  bemerkt, 
Lebensmittel  und  Wohnungen  seien  enorm  gestiegen  und  das  Haus  Law's  sei 
stets  von  einer  Schaar  aus  aller  Herren  Länder  belagert  gewesen,  welche  seine 
Missisippi-Actien  mit  Heisshunger  um  lOOOV^  gekauft  habe.  Mit  Natur- 
nothwendigkeit  musste  auch  hier  eine  verheerende  Reaction  eintreten,  welche 
das  verhängnißsvolle  Jahr  1720  zum  Ruin  von  Tausenden  brachte. 

Auch  Deutschland,  insbesondere  die  Hansestädte,  wurden  von  dem  Actien- 
fieber  angesteckt,  grösseres  Unheil  verhüteten  aber  hier  obrigkeitliche  Verbote. 

Wir  sehen,  wie  sich  der  Verkehr  mit  Werthpapieren  aus  dem  Capitalbe- 
dürfniss  des  grossen  Handels  naturgemäss  herausgebildet  hat;  wir  erkennen 
aber  gleichzeitig  seine  grosse  Gefährlichkeit,  welche  sich  wohl  auch  unsere 
Zeit  zur  Warnung  dienen  lassen  darf. 

Ein  Verkehr  in  Staatspapieren  kam  erst  später  auf.  Zwar  fehlte  es 
schon  im  17.  und  18.  Jahrhundert  nicht  an  Staatsschulden ;  die  Staaten  liehen 
aber  entweder  in  der  gewöhnlichen  Anlehensform,  wobei  beiden  Theilen  die 
Kündigung  zustand,  oder  gegen  Ueberlassung  bestimmter  Staatseinkünfte  auf 
eine  gewisse  Zeit  (sogenannte  Anticipationen),  wie  insbesondere  in  England 
unter  Wilhelm  DL  und  in  Frankreich  seit  Ludwig  XXL  Die  Cession  der 
Forderungen  an  den  Staat  war  dabei  nicht  ausgeschlossen,  aber  die  Behand- 
lung der  Schuldtitel  als  Handelswaare  kannte  man  nicht  Erst  gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  wurden  namentlich  in  England  die  Grundbe&gungen 
des  Staatscredits  Gegenstand  der  staatsmännischen  und  wissenschaftlichen  Er- 
örterung, welche  zugleich  Grundbedingungen  des  Verkehrs  mit  Staatspapieren 
werden  mussten.  Die  ungeheuren  Summen,  die  die  Kriege  vom  Beginne  der 
französischen  Revolution  (1789  bis  1815)  verschlangen  und  die  nur  mit  Hülfe 
des  Credite  aufgebracht  werden  konnten,  verursachten  nun  eine  colossale  Ver- 
mehrung der  Schulden  aller  europäischen  Staaten ,  so  zwar,  dass  von  jetzt  an 
der  Verkehr  mit  Staatspapieren  in  den  Vordergrund  trat  Da  nach  wiederher- 
gestellter Ordnung  die  Staatsmänner  von  ganz  Europa  sich  bemühten,  das 
öffentliche  Schuldenwesen  auf  soliden  GruncUagen  ausbauen  und  sich  sowohl 
in  der  Wissenschaft  als  im  Leben  gesundere  nationalöconomische  Grundsätze 


*)  Z.  B.  die  Millionenbank,  Strickergesellschaft,  Degenklingengesellschaft,  eineAsse- 
CTiranzgeseUfiohaft  gegen  Verluste  durch  Bediente,  ein  verein  twr  Einführung  von  Esels- 
hengsten, zum  Handel  mit  Menschenhaaren,  zum  Mästen  der  Schweine  u.  s.  w. 
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Bahn  brachen,  boten  die  Staatspapiere  in  der  Tkat  grossere  Sicherheit  and 
Stabilität,  wenn  auch  nach  und  nach  germgere  Erträgnisse  als  die  Handels- 
papiere, und  es  beherrschten  daher  die  ersteren  bis  in  die  neuere  Zeit  die 
Börsen.  Eine  Veränderung  in  diesem  Verhältnisse  trat  indessen  ein,  seitdem 
die  Eisenbahnbauten  in  allen  Welttheilen  in  Gang  kamen  und  Handel  und 
Industrie  neuen  Aufschwung  gleichzeitig  mit  dem  neuen  Associationsgeiste  er- 
hielten. Namentlich  seit  1856  sind  auf  dem  Gebiete  der  grossen  Industrie 
wieder  Actienuntemehmungen  aller  Art  wie  Pilse  aufgeschossen  und  wir  furchten, 
dass  ein  Stück  des  oben  berührten  Schwindels  früherer  Jahrhunderte  mit  unter- 
gelaufen sei.  Wir  warnen  daher  den  Privatcapitalisten  und  weisen  ihn  auf 
die  trostlosen  Zustände  der  grossen  nordamer£kanischen  Actiengesellschaflben 
seit  der  Crisis  von  1857  und  auf  manche  Symptome  hin,  welche  auch  bei  uns 
in  Deutschland  ähnliche  Zustände  befürchten  lassen. 


§.  3. 
Anlehenssysteme. 

Wie  die  ursprünglichen  Träger  des  Verkehrs  mit  Werthpapieren,  die  Actien- 
gesellschaffcen  früherer  Zeit,  ihre  Mittel  aufgebracht  haben,  ist  im  vorigen  §. 
erzählt  worden.  Ebenso  wurde  daselbst  angedeutet,  dass  auch  die  Staaten 
bis  zum  Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts  kein  nach  festbestimmten  Prin- 
cipien  und  nach  Systemen  geordnetes  Anlehenswesen  kannten.  Erst  die  Noth 
machte  erfinderisch.  Das  Mutterland  eines  wahren  Staatscredits  und  eines  be- 
währten Anlehens-  und  Tilgungssystems  ist  England,  welchem  die  übrigen 
europäischen  Staaten  mehr  oder  weniger  nachahmten.  Es  würde  uns  zu  weit 
führen,  wenn  wir  des  Nähern  auf  die  Entwicklung  und  Begründung  der  jetzt 
herrschenden  Systeme  eingehen  wollten.  Wir  müssen  uns  daher  begnügen, 
dieselben  in  ihren  Hauptarten  als  Thatsachen  anzuführen. 

L  Was  zunächst  die  Staatsanlehenssysteme  anbdangt,  so  haben  wir 
hauptsächlich  zu  unterscheiden  zwischen  immerwährenden  Renten-  und 
Annuitätenanlehen,  da  die  gewöhnliche  Darlehensform  des  gemeinen  Rechts 
mit  der  Befugniss  des  Gläubigers,  zu  kündigen,  fast  überall  abgekommen  ist. 

Das  Eigenthümüche  des  ersteren  Systems,  der  Anlehen  gegen  immer- 
währende (ewige,  perpetuirliche)  Renten,  besteht  darin,  dass  der  Gläubiger 
dem  Staate  eine  gewisse  Summe  Geldes  völlig  überlässt,  wogegen  dieser  die 
jährliche  oder  (gewöhnlich)  halbjährige  Zahlung  einer  Rente  von  bestimmtem 
Betrag  ff3a  immer  verspricht.  Der  Einzahler  macht  genau  genommen  kein 
Darlehen,  sondern  er  kauft  sich  und  seinen  Rechtsnachfolgern  eine  fortdauernde 
Rente.  Er  kann  daher  auch  vom  Schuldner  niemals  seine  Einlage  zurückver- 
langen und  hat  gegen  denselben  kein  anderes  Klagrecht,  als  auf  Zahlung  der 
Rente.  Consequent  durchgeführt  wäre  es  somit  keinesw^^  nöthig,  bei  einem 
solchen  Rentenkauf  irgend  eine  Capitalsimmie  zu  benennen,  für  welche  sich 
der  Staat  als  Schuldner  bekennt.  Letzteres  geschieht  aber  doch  durchgängig, 
und  zwar  wird  die  zu  zahlende  Rente  stets  in  einer  Anzahl  von  Procenten 
des  vom  Staat  als  Schuld  anerkannten  Capitals  ausgedrückt.  In  der  Regel 
wird  ein  niedriger  Procentsatz  angewendet,  dem  Einzahler  daher  ein  höheres 
Capital,  als  er  eingezahlt  hat,  gutgeschrieben,  z.  B.  für  eine  Einzahlung  von 
60  ein  Capital  von  100  und  eine  Rente  k  37o  aus  letzterer  Summe.  Diese 
von  1710  an  in  England  angenommene  Manipulation  kann  wohl  einen  andern 
Zweck  nicht  haben,  als  den  Reiz  für  die  Speculation  zu  wecken,  somit  die 
Aufbringung  der  Anlehen  zu  erleichtern.    Denn  da  der  Einzahler  niemals  das 
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Becht  hat,  das  ihm  gatgeschriebene  Capital  zur&ckzuTerlangen,  auch  in  all^ 
Staaten,  welche  diese  Anlehensform  angenommen  haben,  eine  Capitalzurück- 
zahlung  im  !&(ominalbetrag  nicht  stattfindet  (es  *wäre  denn,  dass  der  Cours  der 
Rente  al  pari  stände),  vielmehr  die  Tügongsmittel  sum  Rückkauf  yon  Renten 
auf  der  Börse  verwendet  werden;  so  kann  er  sich  nur  sehr  schwache  Hoff- 
nung darauf  machen,  das  ihm  gutgeschriebene  Capital  je  effectiv  zu  erhalten. 
Dagegen  mag  es  wahr  sein,  dass  die  Staatsgläubiger  gerne  reicher  erscheinen, 
als  sie  in  Wahrheit  sind,  und  dass  die  Börsenmakler  ihre  bessere  Rechnung 
bei  dieser  Methode  finden,  weil  sie  vom  Capitalwerth  bezahlt  werden,  dass 
also  Eitelkeit  und  Habsucht  die  Anlehensoperationen  dieser  Art  fordern  helfen. 

Es  leuchtet  von  selbst  ein,  wie  nur  ein  Staat,  dessen  Credit  fest  begründet 
ist,  sich  dieses  Anlehenssystems  mit  Yortheil  bedienen  kann.  Emgebürgert  hat 
sich  dasselbe  insbesondere  in  England  und  Frankreich;  auch  in  Russknd,  Bel- 
gien, Neapel  etc.  ist  es  theilweise  in  Anwendung  gebracht  worden. 

Die  zweite  Art  der  Anlehen,  die  Annuitätendarlehen,  sind  wirkliche 
Darlehen.  Der  Gläubiger  leiht  dem  Staat  eine  gewisse  Summe  auf  eine  be- 
stimmte Zeit,  nach  deren  Ablauf  dem  ersteren  eine  eb^alls  bestimmte  Summe 
vneder  zurückzuzahlen  ist.  Der  Staat  dagegen  verspricht  neben  der  Verzin- 
sung dieser  Summe  auch  die  Heimzahlung  des  Capitals,  jedoch  nicht  nach  dem 
Verlangen  des  Gläubigers,  sondern  binnen  einer  zum  Voraus  bestimmten  Zeit 
mittelst  einer  jährlichen  (oder  halbjährigen)  Tilgungsrente,  welche  zur  Zins- 
rente gerechnet  wird.  Der  Gläubiger  kann  also  während  dieser  Zeit  nicht 
kündigen.  Sobald  aber  sein  Capital  durch  die  vertragsmässige  Verwendung 
der  vom  Staate  versprochenen  Tilgungsrente,  die  in  der  Regel  im  Gefolge  einer 
Verloosung  geschieht,  zur  Heimzahlung  bestimmt,  oder  aie  ganze  Dauer  der 
Anlehenszeit  abgelaufen  ist,  steht  ihm  das  Recht  zu,  sein  Capital  zurückzu- 
verlangen. 

Auch  bei  dieser  Anlehensform,  die  sich  hauptsächlich  in  Deutschland 
eingebürgert  hat  und  welcher  das  Prädicat  wahrer  Solidität  nicht  abzusprechen 
sein  wird,  kommt  es  häufig,  sogar  in  derRe^el  vor,  dass  dem  Gläubiger  mehr 
gutgeschrieben  wird,  als  er  an  den  Staat  emgezahlt  hat;  je  nach  dem  Zins- 
lusse  des  Anlehens  oder  dem  Stande  des  Credits  im  Zeitpunkte  der  Aufiiahme 
des  Darlehens.  Der  Staat  ist  aber  schuldig,  diejenige  Summe  wirklich  abzu- 
zahlen, zu  welcher  er  sich  als  Schuldner  bekannt  hat  Doch  gibt  es  auch  in 
dieser  Beziehung  wieder  Abweichungen,  namentlich  in  der  Richtung,  dass  der 
Staiat  sich  nur  in  dem  Falle,  wenn  der  Börsencours  seiner  Schuldverschrei- 
bungen auf  oder  über  pari  steht,  zur  Heimzahlung  des  Nominakapitals  ver- 
pflichtet, während  er  sidi  im  andern  Falle  Rückkam  auf  der  Börse  vorbehält 
Wir  werden  das  Nähere  hierüber  im  speciellen  Theil  unseres  Werkes  finden. 

Zu  den  Annuitätenanlehen  gehören  in  der  Regel  auch  die  Staatslotterie- 
anlehen,  auch  Prämienanlehen  genannt  Sie  sind  offenbar  zu  dem  Zwecke 
erfunden  worden,  um  mittelst  der  dargebotenen  Spielgelegenheit  und  Aussicht 
auf  Gewinn  eine  leichte  oder  wohlfeile  Unterbringung  von  Anlehen  zu  ermög- 
lichen. Ihre  Eigenthümlichkeit  besteht  darin,  da^  der  schuldnerische  Staat 
entweder  keine  oder  nur  niedrige  Zinsen  abgesondert  bezahlt,  vielmehr  Ca- 
pital und  Zinsen  in  eine  gewisse  grössere  Anzahl  von  Theilbeträgen  (Loose) 
zerlegt,  welche  nach  einem  zum  Voraus  festgestellten  Plane  (Ziehunffsplan) 
durch  das  Loos  zur  Heimzahlung  bestimmt  werden;  dass  sodann  aus  den  er- 
M>arten  Zwischenzinsen  und  aus  dem  Mehrbetrag  der  in  Rechnung  genommenen 
Jahreszinsen  gegenüber  den  wirkUch  bezahlten  gewisse  grössere  und  kleinere 
Gewmnste  (Prämien)  gebildet  imd  wiederum  durch  das  Loos  auf  die  Theil- 
sohuldscheine  verüieilt  werden.  So  wenig  Lotterieanlehen  vom  Standpunkte 
der  Nationalöconomie  zu  empfehlen  sein  mögen,   so  kommen  sie  doch  immer 
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ineder  zum  Vorschein  und  finden  wegen  des  in  ihnen  gelegenen  Spieljreizes 
stets  willigere  Abinahme,  als  andere  Anlehen. 

Eine  weitere  Form,  in  welcher  sich  die  Staaten  mangelnde  (Jeldmittel  ver- 
schaffen, übrigens  die  gefährlichste  von  allen,  ist  die  Ausgabe  Ton  Staats- 
Sapiergeld  und  von  Cassenanweisungen  (Cassa- Tratten),  theils  verzins- 
ch,  theils  unverzinslich.  Auch  die  sogenannten  Anticipationsscfaeine 
gehören  in  diese  Categorie.  Es  sind  diess  Anweisungen  auf  erst  später  fallige 
Landeseinkünfte.  Diese  Art  der  Creditbenützung  gehört  jedoch  nicht  in  den 
Kreis  unserer  Erörterungen,  da  wir  es  nur  mit  der  Capitalanlage  in  Werth- 
papieren  zu  thun  haben. 

n.  Anbelangend  die  Anlehenssysteme  der  Actiengesellschaften,  so  sind 
solche  den  Staatsanlehensformen  nachgebildet.  Auf  immerwährende  Renten 
können  jedoch  selbstverständlich  Oesellschaften,  deren  Dauer  in  der  Regel  von 
staatlichen  Concessionen  und  anderen  zufälligen  Umstanden  abhängt,  nicht 
leihen.  Es  bleiben  daher  für  sie  nur  entweder  die  Formen  der  Amiuitaten- 
oder  Lotterie-  oder  der  gewöhnlichen  gegenseitig  kündbaren  Anlehen.  Da 
jedoch  das  Eündigungsrecht  des  Gläubigers  bei  grossen  Darlehen  die  schuld- 
nerische  Gesellschafl  jeden  Augenblick  m  Verlegenheiten  bringen  könnte,  so 
kommt  die  letztere  Darlehensform  fast  nirgends  vor;  vielmehr  sind  die  Ajmui- 
tätenanlehen  die  B^gel,  Lotterieanlehen  selten. 

Bei  Anwendung  der  ersteren  Form  haben  sich  die  Gesellschaften,  insbe- 
sondere in  England  und  Frankreich,  derselben  Mittel  bedient,  wie  die  Staaten, 
um  möglichst  leicht   und  wohlfeil  Geld  aufzutreiben  und  die  Speculation  zu 
animiren.    Sie  geben  daher  gewöhnlich  niederzinsende  (3  oder  3Viprocentige) 
Obligationen  weit  unter  pan  aus,  deren  Tilgung  aber  im  Nominalwerthe  ver- 
sprochen wird.   Ob  dieses  System,  das  neuester  Zeit  von  Frankreich  aus  auch 
nach  Gestenreich  und  in  die  Schweiz  verpflanzt  wurde,   das  Prädicat  der  Soli- 
dität verdiene,  wollen  wir  nicht  untersuchen,  können  jedoch  nicht  unterlassen, 
darauf  aufinerksam  zu  machen,   dass  Actiengesellschaften  Anlehen  nur  zur 
wahren  Förderung  ihrer  Zwecke  aufiiehmen  können  und  sollen,  dass  die  An- 
lehensbeträge   selbst,   indem   sie  im  Literesse   des  Unternehmens   verwendet 
werden,  die  Sicherheit  der  Schuld  vermehren  und  begründen  sollen,  dass  aber 
nach  dem  hier  in  Frage  stehenden  Systeme  das  Unternehmen  mit  einer  oft 
doppelt  höheren  Schuld  belastet  wird,  als  das  Erträgniss  des  Anlehens  einbringt, 
dass  somit  die  Sicherheit  des  letztem  desto  geringer  sein  muss,  je  weniger  ein 
Anlehen  gegenüber  seinem  Nominalbetrag  abwirft.    Der  niedere  Zinsfuss  kann 
nur  den  Actionären  zu   gut  kommen;   £e  Mittel  zur  Tilgung  einer  grossen 
Schuld  sind  aber  auf  die  Prosperität  des  Unternehmens  in  femer  Zukimft;  an- 
gewiesen, welche  höchst  ungewiss  ist 

§.  4. 
Tilgungssysteme.    Tilgungsfonds. 

Der  Credit  eines  Staats  oder  einer  Gesellschaft  wird  hauptsächlich  begründet 
durch  die  Grösse  undKachhaltigkeit  der  ihnen  zu  Gebot  stehenden  Reve- 
nuen und  durch  das  Vertrauen  auf  die  Rechtlichkeit  und  Fähigkeit  ihrer 
Leiter,  sowie  auf  die  Haltbarkeit  der  öffentlichen  Zustände.  Was  den  Glauben 
an  die  wahren  und  ungekünstelten  HülfsqueUen  eines  Staats,  an  die  natur- 
gemässe  Prosperität  einer  Unternehmung  und  an  treues,  unverbrüchliches  Wort- 
halten nährt  und  stärkt,  verleiht  allein  Credit.  Alle  sonstigen  Kunstgriffe,  alle 
Macht  und  Gewaltthat  bringt  stets  das  Gegentheil  von  dem  hervor,  Iras  beab- 
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sichtigt  war.  Die  Geschichte  lehrt,  wie  namentlich  Wortbrüchigkeii  der  Regie- 
nmgen  den  Credit  der  mächtigsten  Staaten  bis  zur  Yernichtung  erschüttert  hat. 

G^enüfoer  von  Staaten,  deren  Dauer  an  kerne  Zeitgrenze  geknüpft  ist, 
kommt  daher  die  Tilgong  der  contrahirten  Schulden  keineswegs  als  der  wich- 
tigste Hebel  des  Credits  in  Betracht.  Dennoch  ist  man  gewöhnt,  mit  dem 
B^riffe  der  Staatsschulden  stets  auch  die  Voraussetzung  einer  Tilgung  der- 
selben zu  gewisser  Zeit  zu  verbinden  und  vom  Standpunkte  einer  gesunden 
Yolkswirthschaft  würde  es  sich  sidierlich  nicht  rechtfertigen  lassen,  wenn  immer 
die  eine  Generation  die  Lasten  der  Gegenwart  auf  die  nachfolgende  vererben 
wollte.  Man  hat  daher  auch  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  das  System 
der  immerwährenden  Renten  angenonunen  wurde,  in  denen  man  also  rechtlich 
nidit  verpjBichtet  ist,  aiy ährlich  eine  bestimmte  Summe  der  Schuld  zu  tilgen, 
stets  an  eine  Schuldentilgung  gedacht.  Fast  überall  hat  man  freilich  auf  der 
einen  Seite  an  den  alten  Schulden  abbezahlt,  auf  der  andern  Seite  aber  neue 
zu  neuen  Zwecken  aufgenommen,  so  dass  die  Totalsumme  trotz  fortwährender 
Tilgung  zugenommen  hat. 

lieber  die  Frage,  wann  und  auf  welchem  Wege  Staatsschulden  zu  tilgen 
und  wie  die  lüttel  dazu  aufzubringen  seien,  ist  viel  gestritten  worden  und 
auch  in  der  Praxis  ging  man  von  einem  System  zum  andern  über  und  oft 
wieder  auf  das  verlassene  zurück.  Es  kann  nicht  in  unserer  Aufgabe  liegen, 
diesem  Streit  ins  Einzelne  zu  folgen,  vielmehr  müssen  wir  uns  auch  hier  dar- 
auf beschränken,  das  thatsächlich  in  Anwendung  Gebliebene  in  der  Hauptsache 
XU  geben. 

L  Für  Staatsschulden  bestehen,  entsprechend  den  beiden  im  vorigen 
§.  geschilderten  Hauptanlehensformen  zwei  gesonderte  Tilgungssysteme. 
Nach  dem  ersten  verwendet  der  Staat  die  ausgesetzten  Tilgungsmittel  zu  be- 
liebiger Zeit  und  in  beliebigen  Summen  zum  Bückkauf  seiner  eigenen  Schuld- 
tttel  auf  der  Börse,  in  so  lange  es  für  ihn  vortheilhaft  ist  Er  bindet  sich  an 
keine  Zeit  und  an  keine  jährHche  Summe.  Gestalten  sich  die  Verhältnisse  in 
einem  Jahre  so,  dass  eine  Verwendung  der  Tilgungsmittel  mit  Vortheil  nicht 
iliunlich  ist,  so  werden  letztere  für  die  Zukunft  angesammelt,  oder  auch  zu  an- 
dern Zwecken  verwendet.  Dieses  System  ist  namentlich  in  Staaten  mit  Kenten- 
anlehen  in  Anwendung.  Nach  dem  andern  verwendet  der  Staat  die  einmal 
ausgesetzten  Tilgungsmittel  in  jedem  Jalure,  gewöhnlich  zu  bestimmten  Zeit- 
fristen, selbst  dann,  wenn  der  Gläubiger  die  Tilgujig  seiner  Forderung  nicht 
wünscht  Diese  Tilgungsart  ergibt  sich  von  selbst  aus  den  Annuitäten-  und 
Lotterieanlehen;  denn  wenn  der  Staat  einmal  ein  bestimmtes  Versprechen  ge- 
geben hat,  so  muss  er  es  unter  allen  Umständen,  selbst  zu  seinem  Schaden,  halten. 

Nach  dem  zweiten  Systeme  ist  es  gewöhnlich,  dass  so  viele  einzelne  Schuld- 
titel durch  das  Loos  bezeichnet  werden,  als  die  Summe  der  Tilgungsmittel  ent- 
ziffert Die  ausgeloosten  Titel  werden  öffentlich  bekannt  gemacht  und  auf 
einen  bestimmten  Termin  gekündigt  Indessen  haben  mehrere  Staaten,  ob- 
gleich sie  sich  zu  dem  zweiten  System  bekennen,  gleichwohl  die  Vortheile  des 
Kückkaufe  auf  der  Börse  sich  reservirt,  in  der  Art,  dass  letzterer  so  lange  ge- 
schieht, als  die  zu  tilgenden  Schuldgattungen  noch  unter  pari  zu  haben  sind. 
Erreichen  sie  aber  den  Paricours  oder  gehen  sie  darüber,  so  wird  verloost 
Wir  werden  im  speciellen  Theile  das  Nähere  hierüber  erfahren. 

Die  Actiengesellschaften  können  sich  aus  bereits  angeführten  Gründen 
nur  des  zweiten  Systems  bedienen. 

n.  Zur  Befestigung  des  Staatscredits  hat  man  nach  vielfachen  Erfeihrungen, 
wonach  trotz  gesetzlicher  Bestimmungen  und  feierlicher  Versprechungen  die 
zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschulden  verwilligten  Mittel  in  Zeiten 
der  Finanznoth  immer  wieder  zu  andern  Zwecken  verwendet  wurden,  so  lange 
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sie  der  DiB]fM)0ition  der  Begienmgeii  ganz  anheimgeBteJlt  blieben,  y^»dbdbedekie 
sichernde  Einrichtungen  zu  treffen  versucht,  worunter  die  hauptsächlichste  dArin 
besteht,  dass  abgesonderte  Tilgungscassen  (Staatssehuldenzahlungs-Amorti- 
sations-Cassen  ete.)  organisirt  wurden,  deren  Verwaltung  mehr  oder  weni^^^r 
unabhängig  von  der  Regierung  gestellt  worden  ist  In  constitutionellen  Staate 
sind  hierüber  grundgesetzliche  Bestimmungen  getroffen  und  es  übernehmen  die 
Stände  (Land-,  Beichsstände)  die  Garantie  der  Schulden,  wogegen  ihn^i  eine 
^ossere  oder  geringere  Betheiligung  bei  der  Verwaltung  derselben  zugestanden 
ist  Selbst  in  absolut -monarchischen  Staaten  hat  man  die  Nothwendigkeit  an- 
erkennen müssen,  die  Schuldentilgungsanstalten  möglichst  unabhängig  Yon  der 
Begierung  zu  steUen. 

Die  Dotation  dieser  Cassen  und  die  Feststellung  und  Sicherung  angemessener 
Tilgungsfonds  ist  natürlich  die  Hauptsache.    Man  kann  die  Casse  entwed^ 
mit  förmlichem  Eigenthum,  mit  Liegenschaften,  Realrechten,  Gefällen  und  For- 
derungen ausstatten,  oder  man  kami  ihr  bestimmte,  mit  voller  Sicherheit  ein- 
gehende Staatsreyenüen  em  für  allemal  abtreten,  so  zwar,  dass  die  Erheber 
dieser  Revenuen  verfassungsgemäss  verachtet  sind,  nur  an  die  Tilgungscasse 
abzuliefern  und  selbst  entgegengesetzte  Befehle  der  Regierung  nicht  zu  befolgen. 
Die  letztere  Art  der  Dotation  ist  die  gewöhnliche.    Die  Grosse  der  Tilgungs- 
fonds wird  sodann  in  der  Regel  nach  Procenten  der  Staatssohuld  in  ihrem 
ursprünglichen  Betrage  berechnet   Da  die  Tilgungscassen  fast  überall  auch  die 
Verzinsung  der  Schulden  besorgen,  so  muss  sidbi  die  Dotation  auch  auf  den 
Betrag  der  Zinsen  erstrecken.    Gewöhnlich  wird  nun  für  ein  Anlehen  schon 
zum  Anfang  der  Yerzinsungs-  und  Tilgungsfonds  so  berechnet,  dass  die  Zins- 
summe der  ganzen  Schuld  und  der  Prozentsatz  der  Tilgungsrente  zusammen 
genommen  und  aiyährlich  gleich  an  die  Tilgungsanstalt  abgeführt  wird,  unge- 
achtet sich  die  Scnuld  durch  die  fortdauernde  Tilgung  allmählig  vermindert 
Die  durch  die  letztere  ersparten  Zinsen  wachsen  sonach  der  Tilgungsquote  zu, 
was  ganz  einer  Tilgung  durch  Annuitäten  entspricht.  *) 

Bei  den  Actiengesellschaften  ist  zwar  wohl  die  Bildung  eines  Reserve- 
fonds, nicht  aber  die  Organisation  einer  besonderen  Tilgungscasse  üblich,  viel- 
mehr werden  die  Mittel  zur  Tilgung  und  Verzinsung  der  Schulden  aus  den 
Reinerträgnissen  des  Unternehmens  unmittelbar  entnonmien.  Princip  einer 
soliden  Verwaltung  muss  es  aber  immer  sein,  die  Ansprüche  der  contrahirten 
Darlehen  allen  andern  Anforderungen,  insbesondere  allen  Forderungen  der 
Actionäre,  Directoren,  Verwaltungsräthe  etc.  voranzustellen. 

§.  5. 
Hauptarten  der  Staats-  und  Actiengesellschaftsschulden. 

In  früheren  Zeiten  verpfändete  man  bei  der  Aufiiahme  eines  Staatsanlehens 
bestimmte  Staatsgüter,  Rechte,  Regalien  oder  Revenuen.  Die  so  durch  Unter- 
pfand sicher  gestellte  Schuld  hiess  man  die  fundirte  im  Gegensatz  zu  den- 


*)  Die  Tilgungsquote  ist  gewöhnlich  l  oder  V«  ^/^  der  ursprünglichen  Schuld,  in 
einzehien  Staaten  auch  '/*»  IV*  und  2  °/o-  Bei  einem  Tilgungsfonds  von  1  ^o  und  Yer- 
wendung  der  Zwischenzinsen  tilgt  sich  ein  3  ^/o  Capital  in  46 — 47,  ein  4  ^/o  in  42,  ein 
6^0  in  86—37  Jahren.  In  einzehien  Staaten,  wie  z.  B.  in  Preussen,  ist  indessen  das 
Anwachsen  der  TUgungsquote  durch  ZwiBchenzinse  beschränkt,  so  dass  es  nach  wiet 
gewissen  Zeitperiode  (in  Preussen  nach  10  Jahren)  aufhört  und  von  da  an  der  Schuld- 
rest wieder  eis  ursprüngUohes  Capital  behandelt  wird. 
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jenigen  GeMverhiiidlidikelten,  welche  nicht  durch  Hypothek  gesichert  waren, 
deren  Betrag  man  unter  dem  Begriffe  der  schwebenden  Schuld  zusammenfasste. 

Seit  der  Begründung  eines  festeren  Staatscredits  ist  man  aber  von  der  Be- 
stellung specieller  Hypotheken  für  Staatsschulden  abgekommen,  gleichwohl 
hat  man  jene  Eintheilung  derselben  und  jene  Benennungen  beibehalten. 

Unter  der  fundirten  Staatsschuld  yersteht  man  jeiast  die  auf  die  Ge* 
sammtkräfte  des  Staats  durch  die  gesetzlich  zuständigen  Factoren 
aufgenommene  und  in  das  Staatsschuldbuch  eingetragene  Schuld,  für 
deren  Verzinsung  und  Tilgung,  oder  doch  wenigstens  für  Verzin- 
sung allein,  bestimmte  Mittel  sicher  gestellt  sind. 

Als  schwebende  Staatsschulden  sind  sodann  alle  anderen  Geldverbind- 
lichkeiten der  Staaten  zu  betrachten.  Dahin  gehören  namentlich  die  in  yer- 
schiedenen  Ländern  ausgegebenen  Cassenscheine  (Cassenbillets,  in  England 
exchequer  bills,  in  Frankreich  bons  royaux)  und  in  der  Regel  auch  das  Staats- 
papiergeld. 

Man  kann  die  Staatsschulden  femer  eintheilen  in  kündbare  und  un- 
kündbare. Dass  das  Eündigungsrecht  auf  Seite  der  Gläubiger  in  der  Regel 
entweder  ganz  beseitigt  oder  senr  beschränkt  ist,  haben  wir  oben  gesehen. 
Die  Staaten  dagegen  haben  sich  fast  überall  das  Recht  der  Kündigung  reser- 
virt,  sei  es  nach  einer  bestimmten  Zeit,  oder  unbeschränkt.  Eine  weitere  üb- 
liche Eintheilung  der  Staatsschulden  besteht  darin,  dass  man  sogenannte  offene 
und  geschlossene  Anlehen  unter  sich  trennt  Geschlossene  Darlehen 
sind  die  auf  eine  bestimmte  Summe  begrenzten,  nach  deren  Erschöpfung  eine 
weitere  Capitaleinzahlun^  nicht  mehr  angenommen  werden  kann.  Ihnen  geg&nr 
ürber  stehen  die  —  übrigens  bei  Staaten  selten  vorkommenden  offenen  An- 
lehen, deren  Begriff  sich  aus  dem  Gegensatz  zu  den  ersteren  von  selbst  ergibt 

Auch  die  Actiengesellschaften  unterscheiden  zwischen  fundirten  und 
schwebenden  Schulden  in  analogem  Sinne.  Bei  ihnen  kommt  indessen  häufig 
der  alte  Begriff  noch  zur  Anwendung,  indem  sie  vielfach  ihre  Anlehen  mit 
einer  wirklichen  Hypothek  sicher  zu  stellen  gezwungen  sind.  Die  Anlehen  der 
Actiengesellschaften  sind  gemeiniglich  unter  dem  Namen  „Prioritätsanlehen*^ 
bekannt.  In  wiefern  diese  Bezeichnung  richtig  ist  und  wirklich  einen  Vorzug 
der  Schuldtitel  darthut,  muss  im  einzelnen  Falle  beurtheilt  werden.  Im  Allge- 
meinen scheint  uns  der  wohlklingende  Name  mehr  zum  Zwecke  der  Anlockung, 
als  zur  Bezeichnung  der  innem  Güte  der  Titel  erfunden  worden  zu  sein.  Bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  Actiengesellschaften  hat  nämlich  jene  Bezeichnung 
keinen  andern  Sinn,  als  dass  die  verschiedenen  Anlehen  den  Actien  in  der 
Verzinsung  und  Tilgung  vorgehen  sollen.  Hierin  liegt  aber  doch  offenbar  keine 
Priorität;  denn  die  Gesanmitheit  der  Actionäre  stellt  sich  einfach  als  Eigen- 
thümerin  des  Objects,  auf  welchem  das  Darlehen  ruht,  als  Principalschuldnerin 
dar.  Die  Actionäre  sind  nicht  Gläubiger  der  Gesellschaft,  s(mdem  Theilhaber, 
Miteigenthümer ,  und  daher  im  Falle  der  Aufnahme  einer  Schuld  wirkliche 
Schuldner.  Man  kann  daher  nicht  von  einer  Priorität  eines  Darlehens  sprechen, 
80  lange  dieses  nur  den  Actionären  vorgeht.  Selbst  da,  wo  neben  den  Stamm- 
actien  sogenannte  Prioritätsactien  emittirt  worden  sind,  verändert  sich  das  recht- 
liche Verhältniss  nicht.  Völlig  illusorisch  ist  es  aber,  wenn  ein  fester  Zinsfuss 
der  Actien  zum  Voraus  angenommen  wird,  wie  es  häufig  geschieht,  es  wäre 
denn,  dass  ein  Dritter  zur  Gewährleistung  einer  Rente  verpflichtet  sei,  welche 
unter  allen  Umständen  den  Reinertrag  des  Unternehmens  bis  zum  Belaufe 
jenes  Zinsfusses  completirt.  Aber  au(£  hier  kann  man  von  einem  Prioritäts- 
aiflehen  noch  keineswegs  sprechen,  denn  der  Dritte  kommt  nur  als  Bürge  für 
den  Principalschuldner  in  Betracht  Einen  wahren  Sinn  hat  die  Bezeichnung 
nur  da,  wo  wirklich  ein  Darlehen  dem  andern,  z.  B.  das  ältere  dem  neueren, 
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völlig  vorgeht,  so  dass  Yerzinsnng  und  Tilgung  des  letzteren  nicht  eher  be- 
ginnen ksmn,  als  nach  vollständiger  Befriedigung  des  ersteren. 

In  dieser  Beziehung  glauben  wir  unsere  Leser  insbesondere  vor  den  offenen 
Anlehen  der  ActiengeseUschafken  warnen  zu  müssen,  welche  von  französischem 
auf  deutschen  und  schweizerischen  Boden  verpflanzt  worden  sind.   Das  Wesen 
derselben  besteht  darin,   dass  eine  Gesellschaft,  mit  einem  gewissen  Actien- 
capital  constituirt,  dessen  Grosse  entfernt  nicht  zur  Vollendung  des  Unterneh- 
mens hinreicht,  nach  Verbrauch  des  Actiencapitals  zunächst  den  nächsten  Be- 
darf durch  Ausgabe  von  Prioritäts- Obligationen  in  geringerem  Betrage  deckt, 
auf  diesem  Wege  aber  ohne  irgend  eine  Yermehrung  des  Actiencapitals  fort- 
fahrt,  immer  neue  Obligationen  nach  Bedarf  auszugeben,   alle  mit  gleichem 
Recht,  bis  endlich  die  Schuld  das  Actiencapital  weit  übersteigt,  ja  sogar  ein 
Mehrfaches  desselben  beträgt.    Es  wirkt  diese  Manipulation  um  so  schlimmer, 
je  mehr  man  sich  dabei  der  sogenannten  Prämienanlehen  bedient,  indem  man 
niederzinsende  Obligationen  weit  unter  pari  ausgibt,  so  dass  die  Gesellschaft 
mit  einer  Schuld  belastet  wird,  welche  den  Betrag  dessen,  was  die  Obligationen 
eingebracht  haben  und  was  also  auf  das  Unternehmen  verwendet  wurde,  mei- 
stens um  das  Doppelte  übersteigt.    Bei  maassloser  Anwendung  dieses  Systems 
kann  möglicherweise  die  Schuld  den  Werth  des  ganzen  Unternehmens,   das 
Actiencapital  mit  eingerechnet,  übersteigen  und  von  irgend  einer  Sicherheit  ist 
keine  Rede  mehr.    Dass  aber  hier  von  einem  Prioritätsanlehen  nicht  ge- 
sprochen werden  kann,  leuchtet  von  selbst  ein.   In  der  Regel  ist  der  Capitalist, 
welcher  sich  bei  der  ersten  Obligationenausgabe,  bei  der  sich  noch  ein  günstiges 
Yerhältniss  zwischen  dem  Vermögen  und  den  Schulden  der  Gesellschaft  ergab, 
betheiligt  hat,  in  seinen  Berechnungen  und  Hoffiiungen  getäuscht,  in  so  ferne 
der  Werth  seiner  Papiere  in  demselben  Maasse  sich  vermindert,  als  die  Ge- 
selischafi;  gleichberechtigte  Obligationen  auf  den  Markt  bringt.   Ausserdem  ge- 
schieht es  sehr  leicht,   dass   der  Cours  solcher  Obligationen  sich  auch  dann 
nach   dem   ersten  Emissionscours  richtet,  wenn  sich  die  Sicherheit  längst  ver- 
mindert hat,   da  die  Menge  gewöhnt  ist,  sich  ohne  eigene  Prüfung  nach  ge- 
wissen Vorbildern  zu  richten. 

§.  6. 
Hauptarten  der  Werthpapiere. 

Nach  dem  Vorausgegangenen  wird  die  UnterscheiduÄg  der  hauptsächlich 
im  Verkehr  befindlichen  Werthpapiere  sich  von  selbst  ergeben.  Wir  haben 
zu  nennen: 

L  Staatspapiere,  Schuldverschreibungen  der  Staaten,  welche  wieder 
unter  sich  zerfaUen: 

1)  in  Renten verschreibungen,  Renteninscriptionen,  welche  bei  Ren- 
tenanlehen  üblich  sind; 

2)  in  Staatsschuldscheine,  Staatsobligationen  im  engem  Sinne,  Be- 
weisdocumente  für  die  Betheiligung  an  einem  wahren  Staatsanlehen,  ge- 
wöhnlich Annuitätenanlehen; 

3)  in  Staatslotterieloose,  Prämienscheine,  Theilscheine  eines  Staats- 
lotterieanlehens. 

n.  Industriepapiere,  worunter  wir  alle  Werthpapiere  industrieUer  Ge- 
sellschaften im  weitesten  Sinne,  also  der  Privateisenbahnen,  Banken,  Crecfet- 
anstalten  anderer  Art,  Berg-  und  Hüttenwerke,  Dampfechiffiahrt  und  Rhederei, 
Versicherungsanstalten  etc.  begreifen.    Diese  zerfallen  wiederum: 
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1)  in  Actien,  Antheikcheine,  Urkimden  über  die  directe  Betiieiligung  an 
einem  Unteraehmen  mit  einer  gewiss^i  Summe; 

2)  in  Schuldverschreibungen,  sogenannte  Prioritätsobligationen, 
über  welche  wir  das  Erforderliche  im  Ycmgen  §.  angedeutet  haben; 

8)  auch  Lotterielose  werden  yon  den  Actiengesellschaften  zuweilen,  jedoch 
seltener,  ausgegeben. 

Unter  den  Actien  wird  zum  Oeftem  zwischen  Stamm-  und  Prioritäts- 
actien  unterschieden,  welche  Unterscheidung  übrigens  nur  da  stattfinden  kann, 
wo  im  Verfolge  einer  Actiennntemehmung  eine  zweite  oder  dritte  Actienemis- 
sion  beliebt  wird,  welcher  gegenüber  der  ersten  (Emission  des  Stanmicapitals, 
der  Stammactien)  gewisse  Vorrechte  und  Vorzüge  eingeräumt  werd^L  Die  Be- 
griffe werden  sich  hieraus  von  selbst  ergeben. 

Ausser  den  vorgenannten  Werthpapieren  kommen  im  Börsenverkehr  noch 
femer  vor: 

nL  sogenannte  standesherrliche  Schuldverschreibungen,  Partial- 
obligationen fürstlicher  und  anderer  adelicher  Personen,  auch  sonstiger  grös- 
serer Gutsbesitzer,  welche  entweder  gewöhnliche  Schuldverschreibungen,  oder 
zuweilen  auch  Lotterieloose  sind.  Der  Unternehmer  eines  grösseren  Darlehens 
an  einen  grossen  Gutsbesitzer  reservirt  sich  nämlich  in  der  Regel  das  Recht, 
das  Anlehen  in  eine  gewisse  Anzahl  von  Theilbeträgen  zu  zerlegen  und  gibt 
über  letztere  besondere  Theilschuldscheine,  Partialobligationen,  aus,  welche 
sammtiich  gleiches  Recht  gemessen  und  gewöhnlich  den  ganzen  Inhalt  der  in 
den  Händen  des  Unternehmers  verbleibenden  Hauptschuldverschreibung  in  sich 
aufiiehmen.  Diese  Anlehen  sind  fast  immer  hypothekarisch  sicher  gesteUt,  im 
Einzelnen  aber  so  verschiedener  Qualität,  dass  sich  darüber  Allgemeines  nicht 
sagen  lässi  Wir  müssen  daher  unseren  Lesern,  falls  ihnen  Werthpapiere  dieser 
Art  angeboten  werden,  überlassen,  sich  aus  dem  Inhalte  der  Oblijnitionen  selbst 
zu  unterrichten,  wo  sie  das  Nähere  und  Eigenthümliche  immer  miden  werden. 

IV.  Werthpapiere  einzelner  Städte  und  anderer  Corporationen. 
Diese  ahmen  häufig  bei  der  Aufiiahme  grösserer  Anlehen  die  Manipulationen 
des  Staats  nach  und  legen,  um  nicht  auf  einen  Zeitpunkt  zu  sehr  überlastet  zu 
werden,  insbesondere  Werth  auf  die  Unkündbarkeit  ihrer  Schulden  von  Seite 
des  Gläubigers.  Da  sie  unter  Controle  der  Regierungen  stehen  und  nach  den 
Gesetzen  nicht  berechtigt  sind ,  Lasten  der  Gegenwart  auf  eine  spätere  Gene- 
ration zu  überwälzen,  wird  ihnen  von  Regierungsaufisichts  wegen  in  der  Reffel 
die  Pflicht  auferlegt,  contrahirte  Schulden  nach  einem  bestimmten  Plane  vneder 
abzulösen.  Es  entsprechen  daher  fOr  sie  insbesondere  die  Annuitätenanlehen, 
indessen  kommen  auch  Lotterieanlehen  vor. 

Die  Darlehen  an  Corporationen  sind  zuweilen  mit  Hypothek  sicher  gestellt, 
häufiger  aber  auf  den  allgemeinen  Credit  der  Corporation,  auf  deren  Revenuen 
und  Steuerkräffce,  aufgenommen.  Sie  konunen  in  der  Masse  der  Börsenwerthe 
wenig  in  Betracht,  auch  sind  die  Verhältnisse  meistens  sehr  verschieden.  Wir 
müssen  ims  daher  bezüglich  ihrer  auf  vorstehende  Andeutungen  beschränken. 

V.  Die  Gesetzgebung  der  Jahre  1848  und  1849,  sofern  sie  auf  die  Ent- 
lastung des  Bodens  gerichtet  war,  hat  in  mehreren  deutschen  Staaten  eine  be- 
sondere Art  von  Werthpapieren  geschaffen,  welche  gewöhnlich  unter  den  Namen 
Grundentlastungsobligationen  (in  Oesterreich),  Rentenbriefen  (inPreus- 
sen),  Grundrentenobligationen  (in  Bayern),  Gefäll-  und  Zehntablösungs- 
obligationen (in  Württemberg)  etc.  vorkonunen.  Um  nämlich  den  vormaligen 
Grundholden  (Gefall-  und  Zehentpflichtigen)  die  Ablösung  ihrer  Reichnisse  mög- 
lichst zu  erleichtem,  hat  man  ihre  in  Capital  berechneten  Schuldigkeiten  in  eine 
grössere  oder  geringere  Anzahl  von  Annuitäten  (Zeitrenten)  verwandelt,  welche 
gewöhnlich  dem  Jahresbetrag  der  bisherigen  Leistung,  in  Geld  berechnet,  entweder 
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^eichkommen,  oder  einen  Brnchtheil  desselben  ausmachen,  und  welche  die 
Pflichtigen  eine  bestimmte.  Anzahl  von  Jahren  an  eine  — -  von  der  Regierung* 
organisirte  und  beaufsichtigte  Anstalt  (Ablösungscasse,  Rentenbank,  Renten- 
fondscasse)  zu  entrichten  haben,  um  sodann  nach  Abtragung  dieser  Annuitäten 
Tollig  frei  zu  sein.  Die  Anstalten  dieser  Art  dagegen  haben  den  vonnaJig'en 
Ghefallberechtigten  Obligationen,  meistens  zu  4V  verzinslich,  an  Zahlungsstatt 
ftir  ihre  Forderungen  ausgefolgt,  welche  auf  jene  Annuitäten  fundirt  und  in 
derselben  Zeit,  binnen  welcher  die  letztem  bezahlt  werden,  aus  den  durcli 
diese  gebotenen  Mitteln  zu*  tilgen  sind.  Meistens  geniessen  die  Obligationen 
auch  noch  die  Garantie  des  Staats.  Wir  werden  das  Nähere  über  die  haupt- 
sächlichsten Sorten  dieser  Papiere  im  speciellen  Theil  ausführen. 

VI.  Endlich  haben  wir  noch  der  sogenannten  Hypotheken-  oder  Pfand- 
briefe zu  gedenken.  Es  sind  diess  W^rthpapiere,  welche  entweder  von  Ver- 
einen mehrerer  Gutsbesitzer  oder  von  Creditanstalten  ausgegeben  werden  und 
auf  bestimmte  —  als  Hypothek  verschriebene  Liegenschaften ,  oder  auf  Hypo- 
thekarverschreibungen fimdirt  sind,  derartige  (Hterbesitzervereine  zählt  nament- 
lich Preussen  und  Schweden,  und  Pfandbriefe  letzterer  Art  geben  verschiedene 
Creditanstalten,  z.  B.  die  österr.  Nationalbank,  aus. 


§.  7. 

Form  der  SchnldYerschreibungen.  Papiere  auf  Namen  und  auf  den  Inhaber 
(au  porteur).    Zinsscheine  (Conpons)  und  Zinsleisten  (Talons). 

Bei  der  Ausstellung  der  Beweisdocumente  för  die  Gläubiger  der  Staaten 
sind  zweierlei  Methoden  in  Anwendung.  Nach  der  einen  wird  die  Forderung 
lediglich  in  das  Staatsschuldbuch  eingetragen  und  der  Gläubiger  erhält  aus 
diese^  nur  einen  Auszug:  Inscription  genannt.  Nach  der  andern  wird  zwar 
ebenfalls  ein  Staatsschuldbuch  geführt,  gleichwohl  empfängt  aber  jeder  Gläu- 
biger för  den  Betrag  seiner  Forderung  noch  eine  förmliche  Schuldverschreibung, 
welche  von  den  gesetzlich  zuständigen  Behörden  unterzeichnet,  und  in  der 
Regel  durch  geheime  Zeichen  vor  Nachahmung  und  Fälschung  geschützt  wird. 
Das  erstere  Verfahren  ist  namentlich  in  England  und  Frankreich  üblich,  das 
letztere  hat  sich  insbesondere  in  Deutschland  eingebürgert. 

Die  Actiengesellschaften  behändigen  ihren  Gläubigem  immer  förmliche 
Schuldurkimden. 

Sowohl  bei  diesen  als  bei  den  Staaten  werden  die  Schuldverschreibungen 
theils  auf  den  Namen  des  Gläubigers,  theils  auf  den  Inhaber,  Vorzeiger, 
Ueberbringer,  Träger  (au  porteur)  ausgestellt.  Das  Institut  der  Inhaberscheine 
ist  unstreitig  zur  Förderung  und  Erleichterung  des  Verkehrs  von  grosser  Be- 
deutung, birgt  aber  für  den  Gläubiger  mancherlei  Gefahren  und  fordert  ihn 
zu  grösster  Sorgfalt  und  Wachsamkeit  auf.  Nach  demselben  gilt  nämlich  der 
Inhaber  einer  au  porteur -Obligation  in  der  Regel  als  der  wahre  Gläubiger 
hinsichtlich  der  —  durch  die  Schuldverschreibung  documentirten  Forderung; 
es  spricht  die  rechtliche  Vermuthung  für  seine  Eigenschaft  als  rechtmässiger 
Besitzer  und  Eigenthümer  der  Forderung.  Allerdings  verliert  er  mit  dem 
Schuldschein  noch  nicht  auch  sein  Forderungsrecht,  er  kann  vielmehr  das 
Amortisationsverfahren  beanspruchen,  und  empfängt,  wenn  der  alte  Schein 
nicht  zum  Vorschein  kommt,  einen  neuen.  Indessen  ist  schon  dieses  Verfahren 
mit  vielen  Förmlichkeiten  und  Kosten  verknüpft.  Wird  aber  der  abhanden 
gekommene  Schein  von  anderer  Seite  producirt,  so  kann  ihn  der  rechtmässige, 
ursprüngliche   Eigenthümer   kraft   der  meisten  Landesgesetze   nur  gegen  den 
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Besitzer  in  bösem  Glauben  vindictren,  w&hrend  der  BesÜEer  in  gatem  Glanben 
gegen  alle  Anapriiche  geschützt  bleibt.  Es  ist  also  leieht  mdgtich,  dass  eine 
leichtsinnig  verloren  gegangene  Schnldnrknnde  sammt  dem  durch  sie  bewie^ 
senen  Forderungsrecht  yerloren  bleibt. 

Das  Institut  der  Inhaberscheine  hat  naturgemftss  eine  andere  Eigenthüm- 
lichkeit  des  Werthpapieryerkehrs  zur  Folge  gehabt,  nämlich  die  Ausstellung 
abgesonderter  Zinsscheine  (Coupons)  und  Zinsleisten  (Talons).  Um  näm- 
lich die  Verbreitung  der  Werthpapiere  und  den  Yerk^  darin  noch  mehr  zu 
erleichtern,  hat  man  den  Schuldverschreibungen  auf  ein  Reihe  kftnftiger  Jahre 
Anweisungen  zur  Erhebung  der  Interessen  besonders  beigegeben,  weldie 
auf  die  Yer&llzeit  der  letzteren  abgeschnitten  und  bei  der  Einlösungscasse 
vorgezeigt  werden  können,  worauf  dem  Yorzeiger  die  Interessen  ausbezahlt 
werden.  Der  Zinsschein  gut  also  nicht  nur  als  Legitimation  zur  Zinserhebung, 
scmdem  auch  als  Quittung  für  die  zahlende  Casse,  sobald  er  an  diese  abge- 
geben ist  Der  Zweck  desselben  ist,  einmal  die  Ausstellung  von  Quittungen 
überflüssig  zu  machen,  sodann  aber  hauptsächlich,  dem  häufig  entfernt  und  im 
Auslande  wohnenden  Glaubiger  die  jedesmalige  Yorzeigung  der  Obligation  zur 
Zinserhebung  zu  ersparen.  Der  Ccupon  trägt  immer  die  Serie,  Idtera  und 
Nummer  der  Schuldverschreibung,  zu  welcher  er  gehört,  zeigt  den  Zinstermin 
an,  auf  und  den  Betrag,  für  welchen  er  giltig  ist  Es  ist  im  Allgemeinen 
übUch,  nur  den  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber  Zinsschdne  beizugeben; 
doch  kommen  sie  auch  bei  Obligationen  auf  den  Namen  vor.  Auch  den 
Actien,  lauten  sie  auf  Namen  oder  Inhaber,  werden  Interessen -Coupons  bei- 
gegeben. Da  aber  das  reine  Erträgniss  einer  Actienuntemehmung,  in  so  weit 
es  auf  die  Theilnehmer  (Actionäre)  vertheilt  wird,  Dividende  genannt  wird, 
so  heissen  auch  die  Anweisungen  zur  Erhebung  dieser  Dividende  Dividenden- 
coupons. Es  leuchtet  für  sich  ein,  dass  in  den  letzteren  der  Betrag,  fOr  wel- 
chen sie  gelten,  nicht  zum  Yoraus  angegeben  werden  kann,  w^  das  künftige 
Erträgniss  der  Unternehmung  unbekannt  ist.  Die  Dividendencoupons  sprechen 
daher  nur  ans,  dass  der  InhaheT  diejenige  Divid^de,  welche  seiner  Zeit  von 
den  zuständigen  Organen  festgesetzt  und  öfiPentlich  bekannt  gemacht  werden 
werde,  erheben  könne.  Actien  mit  einem  fixen  Zinsfass  hal>en  neben  den 
Dividendencoupons  auch  noch  Zinscoupons. 

Die  Interessencoupons  lauten  fast  ohne  Ausnahme  auf  den  Inhaber,  Ueber- 
bringer  (au  porteur).  Obgleich  sie  ursprünglich  zu  der  Schuldverschreibung, 
deren  Nummer  sie  tragen,  als  Zubehör  wesenthch  gehören,  nehmen  sie  doch  nadi 
ihrer  Trennung  von  der  Hauptobligation  den  Charakter  der  Selbständigkeit 
an  und  repräsentiren  selbständige  Forderungsrechte.  *)  Sie  werden  daher  f&r 
sich  in  den  Yerkehr  gebracht  und  oft  genug  als  Zahlungsmittel  gleich  dem 
Papiergeld  benützt  Die  Landesgesetzgebungen  bestätigen  diese  Natur  der 
Interessenscheine.  Der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen  mit  Interessen- 
coupons ist  aber  eben  hiedureh  zu  grosser  Yorsicht  und  Sorg&lt  angefordert. 
Denn  wenn  ihm  die  Coupons  von  seiner  Obligatioi!  abhanden  konmien,  so  ver- 
liert er  die  Legitimation  zur  Literess^ierhebung  und  der  Werth  sdner  Obli- 
gation kann  um  so  mehr  auf  ein  Minimum  herabsinken,  als  Interessencoupons 
in  der  Hegel  nicht  amortisirbar  sind  und  un  Falle  der  Einlösung  der  Haupt- 


*)  Y&rgl  Bender,  Yerkehr  mit  Staatspapieren,  zweite  Ausgabe,  §.  38,  Göttingen, 
bei  Yanderhoek  und  Rnprecht»  18S0,  wo  die  Natur  der  Zinsscheine  so  festgestellt  wird: 
„Zinssdieme  sind  in  Beziehong  anf  das  ReohtsverhältniBS  des  Hauptgläubigers  znm 
Staat  (Schuldner)  als  Zubehör  der  Obligation,  dagegen  im  Reohtsveriiältniss  der  Pri- 
vaten unter  sicÄi  als  selbständig  za  betrachten.*^ 
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Obligation  nicht  nur  die  bereits  fallen,  aber  noch  nicht  vorgeseigten,  sondern 
anoh  die  unverfallenen  Coupons,  so  viel  ihrer  sein  mögen,  rtmi  Capital  abge- 
zogen werden.**)  Der  Inhaber  der  Obligation  hat  daher  ohne  Coupons  nach 
Umstanden  nicht  einmal  mehr  eine  unver^nsliche  Forderung  in  Händen. 

Betreffend  die  sogenannten  Zinsleisten,  Talons,  so  sind  dieselben  Anwei- 
sungen auf  neue  Zinsscheine,  falls  die  Hauptobligation  beim  Ablauf  der  letztem 
noch  nidit  zur  Einlösung  gebracht  worden  oder  fallig  sein  sollte,  und  zu  dem 
Zwecke  erfimd^  um  dem  Gläubiger  die  Kosten  und  Gefahren  der  Yorzeigung 
der  Obligationen  bei  der  jedesmaligen  Erhebung  neuer  Coupons  zu  ersparen. 
Da  nänüich  die  Tilgungsfinst  bei  den  meisten  Staats-  und  Actiengesellschaits- 
anlehen  eine  längere  ist,  so  ist  es  nicht  üblich,  Zinscoupons  auf  die  ganze 
Dauer  derselben  auszugeb^i;  vielmehr  wird  nur  eine  gewisse  Anzahl  derselben 
der  Obligation  beigele^  Sind  nun  diese  sämmtlich  i^Ulig  und  dngelöst,  die 
Obligaticm  ist  aber  noch  nicht  gekündigt  oder  getilgt,  so  muss  eine  neue  Serie 
Zinssi^eine  ausgefolgt  werden.  Einzelne  Sta^n,  z.  B.  Preussen  für  seine 
älteren  Schuldtitel,  verlangen  hiebei  jedesmalige  Vorzeigung  der  Hauptobli- 
gation, andere,  sowie  die  meisten  Actiengesellschaften,  hängen  dem  Coupona- 
bogen  eine  Anweisung  zur  Erhebung  neuer  Zinsscheine  an,  nach  deren  Pro- 
duction  letztere  ohne  Weiteres  ausgäbigt  werden. 

Wir  ersehen  hieraus,  dass  die  Talons  kein  Forderungsrecht  r^räsentiren 
und  mit  dem  Bestehen  der  Hauptobligation  stehen  und  fitUen.  Dennoch  sind 
sie  insofern  wichtig,  als  sie  die  einzige  Legitimation  zur  Erlangung  neuer  Zins- 
scheine gewähr^i. 


§.  8. 
Verjlihnmg,  AmortisaüoD  und  Vindication  der  Werthpapiere. 

Für  den  Besitzer  Ton  Werthpapieren  ist  die  Eenntniss  der  gesetzlichen 
Bestimmungen  in  Betreff  der  Verjährung,  Amortisation  und  Vindication 
derselben  von  wesenthchstem  Interesse.  Es  ist  zwar  hier  nicht  der  Ort,  diese 
Gosetzesbestimmungen,  welche  namhafke  Verschiedenheiten  zeigen,  speciell  auf- 
zuzählen, noch  weniger  liegt  es  in  unserem  Plane,  eine  rechtliche  Beleuchtung 
dieser  schwierigen  Materie  yersuchen  zu  wollen.  Aber  die  Auteerksamkeit 
unserer  Leser  auf  die  grosse  Bedeutung  der  gedachten  Rechtsverhältnisse  zu 
lenken,  erachten  wir  schon  jetzt  filr  gerechtfertigt.  Soviel  möglich  wird  der 
specielle  Theil  unseres  Buchs  das  hieher  bezügliche  positive  Recht  zu  sammeln 
und  zu  geben  bemüht  sein,  auf  welchen  wir  daher  im  Einzelnen  verweisen 
müssen,  indem  wir  hier  zur  Orientirung  nur  allgemeine  Bemerkungen  folgen 
lassen. 

Behufs  Erh^tung  der  Ordnung  in  der  Verwaltung  der  Staatsschulden,  und 
behufs  Vereinfachung  des  Geschäftsgangs  hat  man  fast  überall  für  Staats- 
papiere gewisse  Fristen  festgesetzt,  innerhalb  derer  die  Papiere,  wenn  sie 
einmal  zur  Tilgung  bestinmit  sind,  bei  Gefahr  des  Verlusts  der  Forderung, 
zur  Einlösung  vorgezeigt  werden  müssen.    In  der  Regel  sind  diese  Verjäh- 


*)  Es  können  daher  Fälle  vorkommen,  in  welchen  der  Conponsbogen  ein^i  grösseren 
Werth  reprfisentirt,  als  die  Hauptobligation ;  wenn  z.  B.  eine  5  7o  Ubligalion  a  100  fl., 
welcher  20  Jahresooupons  beigegeben  sind,  im  aweiten  Jahre  zur  Heimzahlung  gelangt, 
empfängt  der  Gläubiger,  welchem  die  Coupons  abhanden  gekommen,  nur  100  —  19  X 
5  s=  95  fl.,  somit  nur  5  fl.  f ür  sein  ganzes  Forderungsreoht  zunächst  ausbezahlt 
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rungsfristen  für  Staatspapiere  kttrzer,  als  die  YeijSlinmgsfristeii  des  ge- 
meinen Rechts  für  sonstige  Oapitalfordenmgen.  Untersdiieden  wird  sodann  in 
den  meisten  Landesgesetzgebnngen  zwischen  der  Yerjährung  der  Zinscoupons 
und  der  Hanptschuldyerschreibung,  und  zwar  in  der  Richtung,  dass  die 
Yerjährungsfrist  für  die  ersteren  wiederum  kürzer  (3,  4,  5  Jahre)  ist,  als  für 
die  letztem  (5 — 30  Jahre).  Die  Ausnahmsbestimmungen  derart  gelten  indessen 
gemeiniglich  nur  für  Papiere  auf  den  Inhaber  (au  porteur),  während  die  auf 
den  Namen  eingetragenen  Schuldverschreibungen  den  allgemeinen  gesetzlichen 
Normen  unterliegen.  Die  Kündigung  der  Inhabencheine  kann  nun  ihrer  Natur 
nach  nicht  anders  geschehen,  als  durch  Bekanntmachung  in  öffentlichen  Blät- 
tern, welche  in  der  Regel  in  den  Gesetzen  näher  benannt  sind,  üebersieht 
der  Gläubiger  aber  diese  Kündigung,  oder  ist  ihm  die  Verjährungsfrist  für 
Coupons  und  Obligationen  nicht  bekannt,  und  lässt  er  sie  nutzlos  verstreichen, 
80  trifft  ihn  mehr  oder  weniger  empfindlicher  Verlust,  gegen  welchen  er  sich 
mit  keinem  Rechtsmittel,  in  der  Regel  nicht  einmal  mit  dem  der  Wiederein- 
setzung in  den  vorigen  Stand,  schützen  kann. 

In  dem  so  eben  untersteUten  Falle  tfägt  der  Papiefbesitzer  die  Schuld 
seines  Schadens  lediglich  selbst.  Er  kann  aber  auch  ohne  seine  Schuld  in 
Nachtheile  versetzt  werden,  wenn  ihm  Werthpapiere  abhanden  kommen.  Auch 
für  diesen  Fall  haben  die  Gesetze  besendere  Besthnmungen  getroffen,  welche 
vom  gemeinen  Recht  gewöhnlich  darin  abweichen,  dass  im  Interesse  des  Ver- 
kehrs die  Wiedererlangung  abhanden  gekommener  Werthpapiere  gegenüber 
der  Wiedererlangung  anderer  G^enstände  bedeutend  erschwj9rt  ist  Es  sind 
drei  Fälle  in^s  Auge  zu  fassen.  Entweder  kennt  der  Beschädigte  den  neuen 
Besitzer  der  abhanden  gekommenen  Papiere,  oder  ^ er  ist  darüber  völig  im 
Ungewissen,  wo  diese  hingekommen  sind,  oder  es  Gesteht  kein  Zweifel,  dass 
die  Papiere  unwiederbringlich  zu  Grunde  gegangen  sind,  dass  sie  also  nicht  in 
dritten  Händen  sein  können.  Im  letzteren  Falle  geben  einzelne  Landesgesetz- 
gebungen dem  Beschädigten  das  Recht,  sofort  an  die  Stelle  der  zu  Grunde 
gegangenen  neue  Papiere  gleicher  Sorte  zu  verlangen.  Er  muss  aber  im 
Stande  sein,  der  Behörde  die  volle  Ueberzeugung  von  der  unwiederbring- 
lichen Zerstörung  der  Papiere  beizubringen,  was  ihm  fast, niemals  gelingen 
wird.  Kann  er  diesen  Beweis  nicht  führen  oder  handelt  es  sich  um  die  zwei 
ersten  Fälle,  so  stehen  ihm  zwei  Rechtsmittel  zu  Gebote,  um  seinen  Schaden 
möglichst  abzuwenden;  er  kann  nämlich  gegen  den  neuen  Besitzer  der  Papiere, 
wenn  er  diesen  kennt,  auf  Herausgabe  derselben  klagen,  d.h.  sie  vindiciren, 
oder  er  kann  gerichtliche Krafkloserklärung,  Amortisation,  der  Papiere  nach- 
suchen. Die  Vindicationsklage  ist  in  der  Regel  nur  gegen  den  Besitzer  in 
bösem  Glauben,  hie  und  da  aber  auch  gegen  denjenigen,  der  die  Papiere  nicht 
oneros  (unentgeltlich,  ohne  Gegenleistung)  erworben  hat  und  sich  daher  mit 
dem  Schaden  des  früheren  Besitzers  bereichem  würde,  zulässig.  Der  dritte 
redliche  Besitzer  dagegen  ist  gegen  den  Vindioanten  geschützt.  Hieraus  ersieht 
man,  in  wie  wenigen  Fällen  dieses  Rechtsmittel  wirksam  ist  Namentlich  im 
Falle  des  Diebstahls  wird  es  selten  von  Erfolg  sein,  denn  der  Dieb  wird  sich 
immer  beeilen,  die  gestohlenen  Papiere  an  Dritte  zu  veräussem.  Das  Amor- 
tisationsverfahren ist  nur  bei  Papieren  auf  den  Inhaber  (au  porteur)  ein 
besonderes;  hier  aber  mit  grossen  Förmlichkeiten  und  langen  Fristen  verbun- 
den, was  sich  aus  der  Natur  dieser  Papiere  und  der  Rücksicht  auf  den  Schutz 
der  schuldnerischen  Gassen  vor  doppelter  Zahlung  vollkommen  rechtfertigt 
Von  Erfolg  kann  dasselbe  begreiflich  nur  dann  sein,  wenn  die  vermissten 
Papiere  innerhalb  der  gestellten  Fristen  nicht  zmn  Vorschein  kommen,  in 
weichem  Falle  sie  für  krafdos  erklärt  und  an  ihrer  Stelle  neue  Papiere  aus- 
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gefertigt  werden.  Werden  sie  aber  rechtzeitig  vorgezeigt,  so  mnss  der  Be- 
schädigte gegen  den  Yorzeiger  wiederum  mit  der  Yindicationsklage  auftreten. 
In  Betreff  der  Veijähmng,  Amortisation  und  Vindication  der  Werthpi^iere 
der  Actiengesellschaften,  Corporationen  und  Priyaten  mangehi  ge-- 
wohnlich  positive  gesetzliche  Vorschriften,  da  in  den  meisten  Staaten  nur  dias 
Yerhältniss  der  Staatspapiere  Gegenstand  gesetzlicher  Regelung  geworden  ist. 
Da,  wo  die  Aufnahme  von  Anlehen  der  Gesellschaften  etc.  Staatsgenehmigon^ 
erfordert,  sind  indessen  die  gedachten  Verhältnisse  oft  durch  die  Genehmigon^s- 
rescripte  geordnet,  wie  z.  B.  in  Preussen  durch  sogenannte  königl.  PriTÜegien. 
Liegen  solche  Specialverordnungen  nicht  vor,  so  wird  das  allgemeine  Civilre^it 
des  betreffenden  Staats  mit  analoger  Anwendung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  Staatspapiere  Platz  greifen. 

§.  9. 
Nominalwerth  und  Tagespreis  (Cours)  der  Werthpapiere.  Courszettel.  Börsen. 

Wir  haben  im  Vorangegangenen  gesehen,  dass  die  Werthpapiere  immer 
eine  gewisse  Summe  ausdrücken,  für  welche  sie  Kepräsentanten  sind  und  welche 
der  Schuldner  als  seine  Schuld,  oder  eine  Actiengesellschaft  als  geleistete  Ein- 
lage anerkennt,  wie  auch  darin  entweder  die  Heimzahlung  der  benannten 
Summe  oder  deren  Verzinsung  (Verinteressirung)  oder  die  Zahlung  der  auf  sie 
entfallenden  Rente,  Dividende,  versprochen  wird. 

Wir  haben  aber  femer  bemerkt,  dass  die  ReaHsirung  jener  Summen 
dem  unmittelbar  V  Verpflichteten  (dem  Schuldner  oder  der  Actiengesellschafl) 
gegenüber  nicht  nach  Belieben  des  Papierbesitzers  möglich,  sondern  entweder 
an  bestimmte  Zeitfristen  oder  Zufalle  (Verloosungen)  geknüpft  oder  ganz  in 
das  Belieben  des  Schuldners  gestellt  ist.  Aus  diesem  Grunde  sind  Werth- 
papiere Gegenstand  des  öffentlichen  Verkehrs,  zugleich  aber  auch  Object  einer 
verwerflichen  Speculation  geworden.  Will  nämlich  der  Besitzer  von  Werth- 
papieren  das  darin  angelegte  Capital  realisiren  und  anderweitig  verwenden,  so 
kann  er  diess  dem  Schuldner  gegenüber  nur  dann,  wenn  zufallig  gerade  seine 
Papiere  zur  Heimzahlung  bestimmt  sind,  oder  wenn  es  der  Schuldner  i^iwillig 
eingeht;  in  allen  anderen  Fällen  bleibt  nichts  übrig,  als  die  Papiere  einem 
Dritten  um  denjenigen  Preis  abzutreten,  welchen  dieser  dafür  zahlt.  Bei  der 
immensen  Zahl  von  Werthpapieren  kann  es  aber  nicht  fehlen,  dass  inmier 
eine  grosse  Menge  Besitzer  vorhanden  ist,  welche  in  der  Nothwendigkeit  und 
in  der  Lage  sind, ^  sie  zu  realisiren,  und  so  hat  sich  ein  formlicher  und  leb- 
hafter Handel  m  Werthpapieren  gebildet,  bei  welchem  die  letzteren  ohne  Wei- 
teres als  Waare  behandelt  und  betrachtet  wurden.  Es  hat  dieser  Handel  um 
so  grössere  Dimensionen  angenommen,  je  mehr  sich  seiner  diejenigen  bemäch- 
tigt haben,  welche  nicht  die  Absicht  leitete,  ihre  Capitalien  in  Werthpapieren 
nutzbringend  anzulegen,  sondern  sich  ein  Geschäft  daraus  machten,  diese  ledig- 
lich zum  Zwecke  des  augenblicklichen  Gewinns  zu  erwerben  und  wieder  zu 
veräussem.  Wir  werden  über  die  Auswüchse  dieser  Speerdation  weiter  unten 
Andeutungen  geben. 

Man  nennt  die.  Summe,  deren  Repräsentant  ein  Werthpapier  ist,  den 
Nominalwerth  desselben,  den  veränderlichen  Preis  aber,  der  sich  im  Verkehr, 
im  Handel,  bildet,  den  Marktpreis,  Tagespreis,  Cours,  Courswerth^ 
Börsenwerth  eines  Papiers. 

Der  letztere  gestaltet  sich  nach  denselben  Gesetzen,  wie  alle  Waarenpreise 
imd  die  Preise  der  Arbeit,  nämlich  nach  dem  Angebot  und  der  Nachfrage. 
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Die  Gründe  des  einen  wie  der  andern  sind  aber  hier  sehr  verschiedenartig  und 
oft  höchst  compKcirter  Natur.  Für  den  Capitalisten,  d.  h.  für  den  soliden  Er- 
werber von  Werthpapieren  in  der  Absicht,  darin  sein  Vermögen  möglichst 
sicher  und  nutzbringend  anzulegen,  mit  weldiem  wir  es  allein  zu  thun  haben, 
wird  die  innere  Qualität  den  Ausschlag  geben;  er  wird  sich  über  die  Grund- 
lagen des  Credits  desjenigen,  der  in  dem  betreffenden  Papier  als  der  Schuldner 
(Verpflichteter)  erscheint,  über  die  SoUdität  und  Nachhaltigkeit  der  diesem  zu 
Gebot  stehenden  Revenuen  und  insbesondere  über  den  Grad  der  ihm  eignen- 
den Rechtlichkeit  und  Moralitat  Eenntniss  zu  verschaffen  suchen  und  sich  in 
der  Hauptsache  von  diesen  Factoren  bestimmen  lassen.  Die  Machinationen 
der  Speculanten  und  manche  äussere  Verhältnisse  dürfen  den  soliden  Capita- 
listen  nicht  bestimmen,  der  —  wenn  er  nach  jenen  Kriterien  gewählt  hat,  — 
auch  beim  Eintritt  politischer  Verwicklungen,  von  Handels-  und  Geldcrisen  und 
dergl.  weniger  ängstlich  zu  sein  braucht  und  von  den  täglichen  Coursschwan- 
kungen der  Spectdationspapiere  kaum  berührt  wird. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  sich  der  Verkehr  mit  Werthpapieren, 
wie  jeder  andere  Handel,  gewisse  Vereinigungspunkte,  Märkte,  ausgewählt  hat, 
an  welchen  sich  eine  grössere  Anzahl  solcher,  die  Werthpapiere  anbieten  und 
solcher,  die  sie  zu  erwerben  suchen,  vorfand.  Diese  Plätze  sind  naturgemä^s 
die  Mittelpunkte  des  Verkehrs  mit  Werthpapieren  geworden  und  heissen 
Effect enbörsen,  oder  auch  Börsen  schlechtweg.  Bei  dör  commerciellen  Wich- 
tigkeit, die  sie  alsbald  erlangten,  hat  sich  die  Gesetzgebung  überall  bemüssigt 
gesehen,  einerseits  die  Gründung  der  Börsen  von  staatlicher  Genehmigung  ab- 
hängig zu  machen,  andererseits  ihre  Thätigkeit  unter  Staatsaufsicht  zu  stellen 
und  durch  besondere  Reglements  zu  ordnen  und  zu  begrenzen.  Wir  haben 
daher  in  Europa  verhältnissmässig  wenige  Effectenbörsen,  von  welchen  wir  als 
Hauptbörsen  anführen:  London,  Paris,  Amsterdam,  Frankfurt  a.  M., 
Wien,  Berlin,  Hamburg,  Leipzig,  Augsburg,  Mailand  etc. 

Dass  ein  zuverlässiger  Preis  (Cours)  der  Werthpapiere  sich  nur  durch  eine 
Summe  gleichzeitiger  und  gleichartiger  Geschäfte  darin,  also  nur  an  den 
Börsen,  bilden  kann,  leuchtet  von  selbst  ein.  Diese  sind  daher  die  Regulateren 
des  Werthpapiercoursfes.  Um  aber  unlautere  Absichten  möglichst  ferne  zu 
halten,  sind  an  jeder  Börse  beeidigte  Makler  oder  Sensalen  bestellt,  durch 
deren  Hände  die  Geschäfte  gehen  müssen,  woneben  noch  Regierungscommis- 
saire  die  Aufsicht  zu  führen  pflegen.  Die  maassgebenden  Course  werden  so- 
dann unter  Mitwirkung  dieser  beeidigten  Personen  festgestellt  und  sind  das 
Product  einer  Durchschnittsberechnung  der  vorgekommenen  Geschäfte  des 
Tages.  Die  so  normirten  Course  sind  die  officiellen  Notirungen,  welche 
in  das  Börsenbuch  eingetragen  werden,  juristische  Beweiskraft  gemessen  und 
durch  besondere  Publicationen,  Courszettel,  veröffentlicht  werden. 

Neben  den  officiellen  Courszetteln  pflegen  grosse  Bankhäuser  eigene 
drucken  zu  lassen  und  an  ihre  Geschäftsfreunde  zu  versenden,  die  im  Ein- 
zelnen wohl  auch  von  der  officiellen  Notirung  abweichen  und  Notizen  anderer 
Art  enthalten,  welche  specieD  für  die  betreffenden  Geschäftsleute  Bedeu- 
tung haben. 

lieber  die  Einrichtung  der  officiellen  Courszettel,  die  uns  allein  be- 
Bchäfdgen,  und  über  die  Art  der  Notirungen  können  wir,  da  uns  das  Ein- 
gehen in  Einzelnes  zu  weit  führen  würde,  nur  kurze  allgemeine  Bemerkungen 
anfügen: 

1)  Die  officiellen  Courszettel  notiren  nur  die  Preise  derjenigen  Werth- 
papiere, welche  entweder  kraft  besonderer  gesetzlicher  Bestimmungen,  oder 
vermöge  zuständiger  Verftlgungen  des  Börsenaufsichtspersonals  an  der  be- 
treffenden Börse  gehandelt  werden  dürfen. 
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2)  Der  Cours  der  Werthpapiere  wird  in  der  Regel  in  Procenten  des  No- 
minalwerths  ausgedrückt.  Bei  Obligationen  ist  diese  Notirungsmethode  allge- 
mein. Actien  und  Lotterieloose  werden  aber  theils  in  Procenten,  theils 
nach  dem  Stück  notirt  Einzelne,  namentlich  neu  eingerichtete,  Oourszettel 
geben  die  Art  der  Notirung,  ob  in  Procenten  oder  pr.  Stück,  ausdrücklich  an, 
andere  bezeichnen  nur  die  Notirungen  nach  dem  Stück  besonders,  wobei  sich 
dann  alle  übrigen  Course  in  Procenten  verstehen,  andere  endlich  bezeich- 
nen die  Art  der  Notirung  gar  nicht,  bezüglich  welcher  sich  daher  nach  den 
Gebräuchen  (Usancen)  des  Platzes  erkundigt  werden  muss."^) 

3)  Die  Notirungen  verstehen  sich,  wenn  in  Procenten  ausgedrückt,  in  der 
Währung  desjenigen  Landes,  welchem  die  Papiere  angehören.  Das  Yerhältniss 
dieser^^ährung  zur  Währung  des  Börsenplatzes  ist  auf  einzelnen  Courszetteln 
angegeben.  Es  wird  also  der  Cours-Procentsatz  in  der  fremden  Währung  be- 
rechnet und  sofort  erst  der  Preis  des  Papiers  in  der  eigenen  Währung  durch 
Umrechnen  nach  der  gegebenen  Verhältnisszahl  festgestellt.**)  Wird  aber  nach 
Stücken  notirt,  so  drückt  der  Courszettel  meistens  direct  aus,  wie  viel  für  ein 
gewisses  Papier  mit  einem  bestimmten  Nominalwerthe  der  fremden  Währung, 
z.  B.  für  eine  Actio  der  österreichischen  Nationalbank  k  1000  fl.  Conv.-Münze, 
in  der  Währung  des  Börsenplatzes  bezahlt  oder  geboten  wurde,  oder  zu  wie 
viel  es  in  der  eigenen  Währung  angeboten  war. 

4)  Die  laufenden  Zinsen  der  Schuldverschreibungen  sind  in  der  Regel  unter 
dem  Börsencourse  nicht  begriffen,  sondern  werden  abgesondert  nach  der  Wäh- 
rung des  Papiers  berechnet  und  entweder  nach  der  fest  bestehenden  Yerhält- 
nisszahl  beiderlei  Währungen  oder  nach  dem  Wechselcourse  umgerechnet  und 
besonders  vergütet.  Bei  Renteninscriptionen  und  Actien  sind  jedoch  die  In- 
teressen dem  Course  eingerechnet. 

5)  Den  Coursnotizen  auf  den  meisten  Courszetteln  sind  gewisse  abgekürzte 
Beisätze  angefügt,  welche  die  Hauptmomente  des  wirklichen  Verkehrs  bezeich- 
nen. Sie  bestehen  gewöhnlich  in  den  Worten:  „Geld**,  „Gesucht**,  oder 
„Argent**,  und  „Papier**,  „Brief*,  „Angeboten**,  „Ausgeboten**  oder 
„Lettres**,  welche  Worte  aber  nur  mit  den  Anfangsbuchstaben  angedeutet 
sind.  Auch  der  weitere  Beisatz:  „bezahlt",  „gemacht**,  „begeben**  (bez., 
gem.,  beg.)  findet  sich  auf  den  Courszetteln.  Die  Ausdrücke:  „Geld",  „Ge- 
sucht**, „Argent**,  entsprechen  der  Nachfrage  und  besagen,  dass  ein  Papier 
zu  dem  betreffenden  Preise  gesucht  wurde,  dass  zu  letzterem  Eaufsliebhaber 
vorhanden  waren,   dass  aber   sich  wenige  Abgeber   zu  diesem  Course  fanden. 


*)  So  notirt  man  z.  B.  an  der  Frankfurter  Börse  Alles  in  Procenten  mit  Aus- 
nahme der  österreichischen,  bayerischen,  darmst&dtischen  Bank-,  resp.  Creditactien  und 
der  Anlehensloose ,  ausgenommen  die  österreichischen  Staatsloose.  Die  Börsea  von 
Wien,  Paris  und  Zürich  notiren  Fonds  in  Procenten,  Actien  nach  dem  Stück. 
Die  Courszettel  der  Berliner  Börse  geben  die  Art  der  Notirung  nur  bei  den  nach  dem 
StUok  notirten  Papieren  an. 

**)  Der  Franl^irter  Courszettel  z.  B.  notirt  österreichische  Fonds  im  20  fl..Fus8e 
mit  dem  Beisatze  „V«"»  '^  neuer  österreichischer  Währung  mit  dem  Beisatze  „*/7*, 
Fonds  im  14  oder  30-Thalerfus8  mit  dem  Zusatz  „ä  lOd*",  d.  h.  das  Yerhältniss  zwi- 
schen der  in  Oesterreich  geltenden  Währung  und  dem  in  Frankfurt  maassgebenden 
Hünzfusse  ist  5:6,  oder  jetzt  in  Folge  des  Wiener  Münzrertrags  von  1857  —6:7,  wäh- 
rend 1  TUr.  im  14  oder  80-Thalerniss  =  105.  kr.  Frankforter,  oder  überhaupt  süd- 
deutscher Währung  ausmacht,  oder  das  Yerhältniss  zwischen  süddeutscher  und  Thaler^ 
Währung  sich  wie  105  :  60  gestaltet.  Lautet  daher  die  Coursnotiz  für  1000  fl.  öster- 
reidüscher  Nationalanleihe  V«  6^  G.,  so  drückt  sie  aus,  dass  für  100  fl.  dieses  Papiers, 
welches  auf  Gonventionsmünze  (20  fl.-Fu88)  lautet,  60  fl.  Conventionsmünze,  oder  nach 
dem  Yerhältniss  von  5:6—:-   72  fl.  in  süddeutscher  Währung  geboten  wurden. 
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Die  Ausdrücke:  ^Papier*,  «Briefe,  „Angeboten*,  „ Ansgeboten" ,  „Lettres", 
bezeichnen  das  GegentheO,  die  Tbatsache  des  Angebots  zu  dem  bebreffend^i 
Course  und  den  Mangel  an  Käufern  zu  demselben.  Die  Beisätze:  „Bezahlt*, 
„gemacht*,  „begeben*  endlich  stellen  den  wahren  effectiven  Tagespreis  dar, 
wie  er  sich  durch  wirklidie  Geschäfte  gestaltet  hat. 

Man  unterscheidet  daher  zwischen  „Geldcours*,  „Papiercours*  und 
„effectivem  Cours*.  Nur  der  letztere  ist  der  maassgebende.  Der  Geldcours 
wird  inmier  um  Einiges  niedriger,  der  Papiercours  dagegen  etwas  höher  stehen. 

§.  10. 
Hauptformen  der  Geschäfte  in  Werthpapieren. 

Wir  haben  früher  ^chon  angedeutet,  dass  der  Verkehr  in  Werthpapieren  in 
seiner  mannigfachen  Entwicklung  sich  nicht  begnügt  hat,  Wege  zur  soliden  und 
nutzbringenden  Verwendung  von  Capitalien  aufzusuchen,  sondern  auf  das  Gebiet 
der  Speculation  geleitet  worden  ist,  welche  dabei  eine  wahre  Erfindungsgabe 
in  der  Anwendung  verlockender  Geschäftsformen  an  den  Tag  gelegt  hat. 
Selbstverständlich  haben  wir  es  mit  dieser  Speculation  nicht  zu  l£un  und  kön- 
nen itns  daher  in  Absicht  auf  ihre  Operationen  sehr  kurz  fassen. 

Die  Hauptformen  des  Werthpapierhandels  sind  folgende: 
I.  Das  Kaufsgeschäft,  welches  wiederum  zerfallt: 

1)  in  den  Tageskauf,  Kauf  gegen  baare  Zahlung,  pr.  Cassa,  Zug  um  Zug, 
Comptanikauf ,  effectiver  Kauf  etc.  und 

2)  in  den  Zeitkauf,  Kauf  auf  Lieferung,  auf  Ziel,  Frist,  der  entweder 

a)  ein  fester  Zeitkauf,  oder 

b)  ein  bedingter   ist,   welch'  letzt^er  insbesondere  die  Formen  des 
Schwindelgeschäfts  umfasst; 

3)  in  den  sogenannten  Rückkauf  und 

4)  in  den  Hoffnungskauf. 

n.  Das  Versatzgeschäft,  Depot,  Belehnung  der  Papiere; 
m.  Das  Commissionsgeschäft,   Erwerbung  und  Veräusserung  für   Rech- 
nung Dritter; 
IV:  Das  Versicherungsgeschäft,  Versicherung  verloosbarer  und  über  pari 
stehender  Papiere  gegen  die  Folgen  der  Verloosung. 
Das  Kaufsgeschäft  ist  für  uns  das  wichtigste  und  zwar  sind  es  die  For- 
mel des  Tageskaufs  und  des  festen  Zeitkaufs,  die  uns  insbesondere  be- 
schäftigen. 

Die  Erfordernisse  jedes  Kaufvertrags  sind  nach  gemeinem  Recht: 

a)  EinwiDigung  der  zur  Disposition  über  ihr  Vermögen  rechtlich  befähigten 
Contrahenten; 

b)  eine  —  dem  freien  Verkehr  und  der  Verfügung  des  Verkäufers  anheim- 
gestellte, dem  Käufer  zu  übergebende  Sache; 

c)  ein  bestimmter,  oder  doch  bestimmbarer,  ernstlich  gemeinter  und  gesetz- 
mässiger  (nicht  übermässig  hoher)  Preis. 

Tageskauf  heisst  nun  dasjenige  Geschäft,  bei  dem  sich  der  eine  Contrahent 
verbindlich  macht,  dem  andern  ein  gewisses  näher  bezeichnetes  Werthpapier 
oder  eine  Anzahl  solcher,  sofort  nach  dem  Abschluss  (Schluss)  um  einen  verein- 
barten Preis  zu  liefern,  wogegen  der  andere  Contrahent  sich  verbindlich  erklärt, 
die  bezeichneten  Papiere  zu  Eigenthum  zu  übernehmen  und  jenen  Preis  nach 
der  Lieferung  alsogleich  zu  bezahlen. 

Ob  das  Geschäft  zwischen  den  Contrahenten  direct,  mündlich  oder  schrift- 
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lieh,  oder  durch  einen  Mittelsmann,  gewöhnlich  Sensalen,  abgeschlossen  wurde, 
ändert  überall  da  nichts,  wo  nicht  durch  besondere  Gesetze  die  Vermittlung 
dnes  Sensalen  etc.  vorgeschrieben  ist,  was  in  einzelnen  Staaten,  z.B.  in  Frank- 
reich, wo  nur  auf  der  Börse,  während  der  gesetzlichen  Börsenzeit  und  durch 
die  Börsenagenten  Geschäfte  in  Werthpapieren  gemacht  werden  dürfen,  der 
Fall  ist.  Wesentlich  sind  aber  jene  drei  Erfordernisse  und  insbesondere  wird 
sich  der  Käufer  zu  überzeugen  haben,  dass  er  nicht  mit  Jemanden  contrabirt, 
der  rechtlich  keine  Dispositionsbefugniss  über  sein  Vermögen  hat,  also  beispiels- 
weise nicht  mit  einem  Minderjährigen,  einem  gerichtlich  erklärten  Verschwen- 
der etc.  Perfect  und  daher  klagbar  ist  das  Geschäft,  sobald  die  Einwilligung 
beider  Contrahenten  constatirt  ist  und  die  etwa  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Formen  beobachtet  sind.  Dasselbe  behält  die  Natur  eines  Tageskaufs,  wenn 
auch  die  Lieferung  und  Zahlung  nicht  sofort  nach  dem  Schluss  geschehen  sollte, 
wie  auch  die  ZaUung  ohne  Ajnstand  angeborgt  werden  kann,  ohne  dass  das 
Geschäft  zu  einem  Zeitkauf  umgewandelt  würde,  sofern  nur  der  Schluss  in  der 
oben  bemerkten  Weise  geschah. 

Der  feste  Zeitkauf  ist  derjenige  Vertrag,  wodurch  sich  ein  beföhigter 
Contrahent  verpflichtet,  einem  andern  ein  oder  mehrere  Werthpapiere,  welche 
genau  bezeichnet  sind,  an  einem  bestimmten  späteren  Tage  um  einen  sogleich 
festgestellten  Preis  zu  liefern,  während  der  andere  Contrahent  sich  gleichzeitig 
verbindlich  macht,  die  bezeichneten  Papiere  um  diesen  Preis  an  dem  verab- 
redeten Tage  zu  Eigenthum  anzunehmen  und  zu  bezahlen. 

Man  sieht,  dass  sich  dieses  Geschäft  vom  Tageskauf  nur  hinsichtlich  der 
Zeit  der  Erfüllung  unterscheidet.  Die  allgemeinen  Erfordernisse  sind  bei  bei- 
den vollkommen  dieselben.  Auf  den  Börsen  ist  übrigens  diese  Schlussart  die 
gewöhnliche  (abgesehen  von  dem  daselbst  betriebenen  Schein-  und  Windhandel) 
und  man  stellt  dort  in  der  Regel  die  Erfüllung  auf  die  Mitte  (medio)  oder  das 
Ende  (ultimo)  eines  Monats;  daher  die  Ausdrücke:  „Medio*-  oder  „Ultimos- 
Liquidation. 

Der  bedingte  Zeitkauf  kommt  in  verschiedenen  Formen  vor  und  ist 
der  eigentliche  Tummelplatz  der  Speculanten  ohne  Geld  und  Credit.  Wir  wol- 
len, indem  wir  diese  Geschäftsarten  unsem  Lesern  keineswegs  empfehlen  wol- 
len, die  Begriffe  kurz  geben. 

1)  Das  Stellgeschäft,  Stellage,  Schluss  auf  Geben  und  Nehmen, 
ist  eine  Verabredung  zwischen  zwei  Contrahenten,  wodurch  sich  der  eine  ver- 
bindlich macht,  dem  andern  nach  dessen  Wahl,  welche  an  einem  bestimm- 
ten Tage  zu  treffen  ist,    entweder  eme  sogleich  festgestellte  Zahl  von  Werth- 

Sapieren  zu  einem  bestimmten  Preise  am  Tage  der  Wahl  zu  liefern,  oder  aber 
ieselbe  Menge  von  ihm  zu  beziehen,  letzteres  zu  einem  etwas  niedrigeren 
Preise.  Derjenige  Contrahent,  welchem  die  Wahl  zusteht,  heisst  der  Wähler, 
der  andere  der  Stell  er. 

2)  Schluss  auf  fest  und  offen,  ein  Kauf,  bei  welchem  dem  Käufer 
(Wähler)  anheim  gestellt  wird,  nur  einen  Theil  oder  das  Ganze  der  Kaufe- 
objecte  nach  einer  bestimmten  Zeit  um  den  festgesetzten  Preis  zu  übernehmen 
und  zu  bezahlen,  wobei  er  —  wenn  er  nur  einen  Theil  bezieht  —  diesen  in 
der  Regel  etwas  höher  bezahlen  muss. 

3)  Das  Nochgeschäft,  Schluss  ^uf  Noch  oder  mit  Noch.  Bei  diesem 
Geschäft;  bedingt  sich  entweder  der  Wähler  das  Recht,  zu  den  ihm  zu  be- 
stimmten Coursen  verkauften  Werthpapieren  am  Lieferungstage  noch  eine  wei- 
tere Summe  derselben  zum  gleichen  oder  höherem  Cours  zu  verlangen;  oder 
der  St  eil  er  behält  sich  vor,  dem  Käufer  über  die  verhandelten  Papiere  noch 
eine  gewisse  Anzahl  weiter  liefern  zu  können. 

4)  Das  Differenzgeschäft,   Schluss  auf  Lieferung  oder  Differenz; 
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in  der  Regel  das  yerderbliehste  Hazardspiel.  Der  Käufer  behält  8ioh  vor, 
entweder  die  gehandelten  Papiere  nach  einer  gewissen  Zeit  zn  übernehmen 
nnd  zu  einem  bestimmten  Preise  zu  bezahlen,  oder  die  Differenz  zwisehen 
diesem  Preise  und  dem  Cours  am  Lieferungstage  zu  vergüten;  ebenso  hat  der 
Verkäufer  die  Wahl,  die  Papiere  entwed^  zu  liefern  oder  ie  Coursdifferenz 
zu  ersetzen.  Diese  Schlussart  geschieht  indessen  meistens  nur  zumSchmn,  da, 
wo  die  reinen  Differenzgeschäfte  gesetzlich  verboten  sind.  Wo  dieses  nicht 
der  Fall,  schliesst  man  direct  auf  Zahlung  der  Coursdifferenz.  Man  bedarf  zu 
solchen  GFeechäften  keines  reellen  Besitzes;  man  besitzt  in  der  Regel  die  be- 
treffenden Papiere  eben  so  wenig,  als  man  sie  zu  erwerben  gedenkt;  vielmehr 
speculirt  man  auf  völlig  unberechenbare  Zufälle  und  treibt  daher  ein  höchst 
gewagtes  Smel. 

5)  Das  Främiengeschäft,  8chlu6S  auf  Prämie,  mit  Vorbehalt  des 
Rücktritts.  Das  Geschäft  besteht  darin,  dassA.  von  B.  eine  gewisse  Anzahl 
von  Papieren,  lieferbar  nach  bestimmter  Frist,  um  einen  festen  Preis,  kauft, 
sich  aber  vorbehält,  gegen  Vergütung  eines  Reugeldes,  Prämie  genannt,  vom 
Kauf  wieder  zurückzutreten. 

Auch  dieses' Geschäft  erfordert  keinerlei  Mittel  und  ist  daher  ebenso  ver* 
führerisch,  als  das  Differenzgeschäfl;. 

Der  Rückkauf,  auch  Prolongationsgeschäft  genannt,  begreift  eine 
-weitere  Gattung  des  Windhandek  in  sich.  A.  verkauft  dem  B.  bestimmte  Pa- 
piere um  einen  gewissen  Preis,  kauft  sie  aber  gldchzeitig  um  einen  andern 
hohem  Preis  und  nach  einer  festgestellten  Frist  lieferbar  wieder  zurück.  Der 
Preisunterschied  wird  Prämie  oder  Report  genannt  Der  Sinn  des  Geschäfts 
ist,  dass  A.  mit  den  Geldmitteln  des  B.  inzwischen  speculiren  kann,  letzterer 
aber  neben  dem  Zins  aus  den  Papieren  noch  den  Report  bezieht,  also  an  dem 
Nutzen  der  Speeulation  Antheil  mmmt,  ohne  deren  Gefahren  zu  theilen,  in  so 
ferne  er  durch  den  Besitz  der  Papiere  immer  gesichert  ist 

Das  verwerflichste  der  Börsenspiele  ist  der  Hoffnungskauf,  das  Heuer- 
geschäft, in  dessen  Gefolge  das  Promessenspiel  entstanden  ist.  Reell  ab- 
geschlossen, besteht  das  Geschäft  darin,  dass  der  Besitzer  von  Lotterieloosen 
solche  für  die  bevorstehende  Loosziehung  einem  Andern  gegen  Zahlung  einer 
namhaften  Prämie  überlässt,  um  damit  den  etwa  auf  die  Loose  fallenden 
Gewinn  auf  diesen  (Käufer,  Heuerer)  zu  übertragen,  wogegen  die  Loose,  falls 
sie  nicht  gezogen  werden,  dem  VeAäufer  verbleiben.  Der  Verheuerer  ver- 
kauft daher  nur  die  ungewisse,  auf  reinem  Zufall  beruhende  Hoffnung  auf 
Gewinn  an  den  Heuerer,  vermiethet  demselb^i  gewissermassen  die  Loose  nur, 
bezieht  aber  unter  allen  Umständen  die  Prämie;  auch  ist  es  Usus,  dass  der 
Heuerer,  wenn  die  Loose  gezogen  werden,  dem  Verheuerer  andere  derselben 
Gattung  und  von  gleichem  Betrage  an  d^en  Stelle  anzuschaffen  hat  In  der 
Regel  behält  der  Verheuerer  die  Loose  in  seinem  eigenen  Besitz  und  stellt 
dem  Heuerer  nur  eine  Promesse,  einen  Heuerbrief,  aus,  in  welchem  die 
Loose,  oder  auch  nur  Antheile  solcher,  bezeichnet  sind,  in  welch'  letzterem 
Falle  sich  das  Geschäft  überhaupt  nur  auf  diese  Antheile  bezieht  In  seiner 
Ausartung  hat  nun  dieses  Geschäft  dahin  geführt,  dass  die  Verheuerer  Pro- 
messen in  Masse  auf  Loose  ausstellen,  welche  sie  weder  besitzen,  noch  erwer- 
l>en  können  oder  wollen,  lediglich  im  Vertrauen  darauf,  dass  das  Loos  nicht 
herauskommen  und  dass  ihnen  daher  die  Prämie  ohne  alle  G^^nleistunff  in  die 
Tasche  faUen  werde.  Da  dieses  Spiel  von  Leuten  getrieben  wird,  welche  oft 
ganz  oder  fast  vermögenslos  sind,  so  ist  der  Erwerber  solcher  Promessen  ge- 
wöhnlich um  sein  Geld  betrogen;  denn  wird  das  Loos  nicht  gezogen,  so  hat 
er  ohnediess  keinerlei  Anspruch;  fällt  darauf  aber  in  der  Ziehung  ein  nam- 
hafter Gewinn,  so  vermag  der  Verheuerer,   da  er  das  Loos  nicht  besitzt,  den 
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Gewinn  also  nicht  erheben  kann,  diesen  in  der  Begel  nicht  auszuzahlen.    Diese 
Spiele  sind  daher  in  manchen  Staaten  gesetzlich  verboten. 

Das  Yersatzgeschäft,  Depotgeschäft,  Deckungs-,  auch  Versiehe* 
rungsyertrag,  begreift  ein  Uebereinkommen  in  sich,  wonach  der  Besitzer 
von  Werthpapieren  solche  einem  Capitidisten  gegen  Ausfolge  eines  Darlehens 
zur  Sicherheit  deponirt,  oder  zu  Faustpfand  gibt.  Gewöhnlich  werden  die 
Papiere  nur  zu  einem  geringeren  Werthe,  Vs  bis  V^o  ihres  Handelswerthes^ 
als  Pfand  angenommen,  und  wird  dem  Schuldner  die  Auflage  gemacht.  Nach- 
schuss  für  den  Fall  zu  leisten,  wenn  Me  verpfändeten  Papiere  sinken  soUten^ 
widrigenfalls  der  Gläubiger  berechtigt  wäre,  die  Pfander  zu  veräussem  und 
sich  aus  dem  Erlose  bezahlt  zu  machen. 

Das  Commissionsgeschäft  hat  für  uns  in  so  ferne  Wichtigkeit,  als  der 
gewohnliche  Capitahst  häufig  in  die  Lage  kommt,  WerÜipapiere  durch  Dritte 
erwerben  und  veräussem  zu  lassen.  Der  Begriff  dieses  Geschäfte  wird  sich 
hieraus  von  selbst  ergeben.  Wir  können  auf  das  Nähere  nicht  eingehen  und 
bemerken  nur,  dass  der  Commissionär,  wenn  er  den  Auftrag,  sei  es  Papiere 
für  einen  Andern  zu  erwerben,  oder  zu  veräussem,  angenommen  hat,  gesetz- 
lich v^flichtet  ist,  das  hiteresse  seines  Committenten  nach  bestem  Wissen  zu 
wahren  und  dabei  den  höchsten  Fleiss  anzuwenden. 

Was  endlich  das  Yersicherungsgeschäft  anbelangt,  so  ist  dasselbe  für 
den  Capitalisten  u^ter  Umständen  ebenfalls  von  Bedeutung.  Besitzt  dieser 
nämlich  Papiere,  welche  über  pari  stehen  (deren  Preis  höher  als  ihr  Nenn- 
werth  ist^  und  zugleich  einer  Kündigung  durch  Yerloosung  unterliegen  und 
werden  diesdben  in  Folge  einer  Verloosung  al  pari  (zum  Nennwerthe)  heim- 
bezahlt, so  verliert  der  Besitzer  die  Coursdifferenz,  das  Agio,  oder  er  erhält 
für  seine  Papiere  weniger,  als  sie  Börsenwerth  hatten,  so  dass  er  sich  um  den 
ihm  bezahlten  Betrag  nicht  wieder  andere  Papiere  gleicher  Sorte  und  Summe 
anschaffen  kann.  Um  nun  diesen  Nachtheil  zu  verhüten,  bezahlt  er  einem 
Banqnier,  oder  einem  anderen  Versicherer  eine  Prämie,  gegen  welche  dieser 
die  Verbindlichkeit  übernimmt,  dem  Yersicherten  für  den  Fall,  dass  dessen 
Papiere  in  der  bevorstehenden  Yerloosung  gezogen  und  um  geringeren,  als 
den  Börsenpreis  getilgt  würden,  entweder  andere  Papiere  von  gleicher  Sorte 
und  von  gleichem  Nominalwerth  anzuschaffen,  oder  auch  die  Coursdifferenz 
baar  zu  vergüten.  Dieses  Assecuranzgeschäft  wurde  ursprünglich  fÜrLotterie- 
loose,  welche  häufig  weit  über  ihren  wahren  Werth  gesteigert  werden,  erfun- 
den; es  findet  aber  auch  auf  andere  verloosbare  Papiere,  deren  Cours  den 
Paristand  überschritten  haben,  Anwendung. 

§.  11. 
Müüzsysteme.  MüDzwährungen.  Hünzfüsse. 

Für  den  Besitzer  und  Erwerber  von  Werthpapieren  ist  die  Kenntniss  des 
Münzwesens  oft  von  grossem  Interesse.  Wir  wollen  daher  nicht  unterlassen, 
das  Nothwendigste  darüber  anzuführen. 

Das  Geld  ist  der  allgemeine  Werthsmesser  für  alle  materiellen  Bedür&isse 
des  Menschen,  das  Universaltauschmittel  des  Verkehrs.  Je  grösser  daher  die 
Entwicklung  des  letztem  unter  den  Völkern  war,  je  mehr  die  Civilisation 
Fortschritte  machte  und  die  Bedür&isse  des  Menschen  steigerte,  desto  grössere 
Wichtigkeit  erlangte  von  selbst  das  Geld  und  das  Münzwesen.  Von  den  Eauf- 
leuten,  welche  im  grauen  Alterthume  zuerst  anfingen,  Münzen  als  Tauschmittel 
auf  eigene  Bechnung  herzustellen,  ging  daher  alsbald  das  Recht,  Münzen  zu 
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ragen  und  diesen  einen  bestimmt^i  onveränderHehen  Werth  beiznleff^,  auf 
ie  Staatsgewalt  über,  welche  es  mit  völliger  Ausschliesslichkeit  ausübte,  wie 
wir  schon  bei  den  Völkern  des  Alterthums  sehen. 

Allgemein  empfahlen  sich  die  edlen  Metalle,  theils  wegen  ihrer  Dauerhaftig- 
keit und  Schönheit,  theils  wegen  ihrer  yerhältnissmässigen  Seltenheit  uud  ihres 
dadurch  herbeigeführten  hohen  Werths,  am  meisten  zur  Anfertigung  von  Münzen. 
Man  kannte  daher  bis  in  die  neuere  Zeit  anderes  als  Metallgeld  nicht  Die 
neuere  Geschichte  gibt  dagegen  Zeugniss  von  der  Erfindung  und  Einführung 
des  Papiergelds,  zugleich  aber  auch  von  den  grossen  Calamitäten  dieser 
Erfindung.  • 

Das  Metallgeld  stellt  einen  wirklichen  materiellen  Werth  dar,  nämlich 
den  Handelswerth  des  in  der  Münze  enthaltenen  Metalls,  das  zu  andern  Lebens- 
bedürfiiissen  verwendet  und  verarbeitet  werden  kann.  Dieser  Werth  ist  aber, 
wie  der  Werth  jeder  Handelswaare,  ein  veränderlicher  und  richtet  sich  nach 
dem  Angebot  und  der  Nachfrage.  Würde  man  daher  den  Münzen  nur  diesen 
Handelswerth  beilegen,  so  würden  sie  das  nicht  erfüllen,  wozu  sie  bestimmt 
sind,  nämlich  die  Herbeiführung  voller  Sicherheit  im  Verkehr.  Man  muss  da- 
her den  in  den  Münzen  enthaltenen  Metallen  einen  bestinmiten,  allgemein 
maassgebenden  Werth  beilegen,  welchen  sie  Hir  den  Einen  wie  för  den  An- 
dern haben,  was  durch  Gesetze  geschieht.  Da  nun  Gold  und  Silber  diejenigen 
Metalle  sind,  welche  fast  ohne  Ausnahme  zur  Herstellung  von  Münzen  verwen- 
det werden,  so  muss  dem  einen  oder  dem  andern  dieser  Metalle  jener  unver- 
änderliche Werth  beigelegt,  oder  es  muss  das  Werthsverhältniss  zwischen 
beiden  gesetzlich  fixirt  werden,  in  welchem  Falle  beide  MetaUe  gleich  als  ge- 
setzliches Zahlungsmittel  gelten. 

Je  nachdem  das  Eine  oder  das  Andere  in  einem  Staat  geschieht,  besteht 
in  demselben  entweder  Silberwährung,  oder  Goldwährung,  oder  gemischte 
(doppelte)  Währung.  Der  Begriff  der  Münzwährung  ergibt  sich  hieraus 
von  selbst  In  Europa  hat  nur  das  Königreich  Grossbritannien  und  die 
freie  Stadt  Bremen  Goldwährung  angenommen  und  beibehalten;  in  allen 
übrigen  Staaten  herrscht  die  Silberwährung,  oder  auch  die  gemischte  Wäh- 
rung, wie  z.  B.  in  Frankreich.  Da,  wo  reine  Silberwährung  besteht,  haben 
die  Goldmünzen  selbstverständlich  nur  einen  veränderlichen  Handelswerth; 
ebenso  umgekehrt,  wo  reine  Goldwährung  eingeführt  ist.  Die  gemischte  Wäh- 
rung muss,  so  lange  sie  nicht  in  einem  grossen  Complex  nebeneinander  liegen- 
der oder  in  aUen  Staaten  Geltung  gewinnt,  den  Nachtheil  herbeiführen,  dass 
die  eine  oder  andere  Münze  ins  Ausland  geht,  je  nachdem  sich  deren  Werths- 
verhältniss dort  gestaltet 

Das  Papiergeld,  das  entweder  von  den  Staaten  unmittelbar  ausgegeben 
wird  und  dann  Staatspapiergeld,  auch  schlechtweg  Papiergeld,  heisst,  oder 
von  den  Banken  in  Umlauf  konmit,  in  welchem  Fall  es  Banknoten,  Banko- 
zettel,  benannt  wird,  ist  in  Wahrheit  nur  ein  Geldzeichen,  nur  Repräsen- 
tant des  anderwärts  zu  seiner  Einlösung  parat  gehaltenen  Metallgelds.  Es  er- 
leichtert den  Verkehr  unstreitig,  kann  aber  nur  in  dem  Falle  und  Maasse 
gerechtfertigt  erscheinen,  wenn  seine  Einlösung  durch  Metallg^d  jederzeit  sicher 
gestellt  ist.  Es  wird  entweder  mit  Zwangscours,  d.  h.  mit  der  gesetzlichen 
Verpflichtung,  von  Jedermann  an  Zahlung  genonunen  werden  zu  müssen,  aus- 
gegeben, welche  Verpflichtung  natürlich  nur  in  dem  Staate  Geltung  haben 
kann,  der  das  Papier  emittirt  hat,  oder  es  läuft  lediglich  im  freien  Verkehr 
um.  Welche  ungeheure  Verluste  die  ungemessene  und  verführerische  Ausgabe 
von  Papiergeld  im  Laufe  des  vorigen  und  dieses  Jahrhunderts  herbeigeföhrt 
hat,  werden  wir  im  speciellen  Theil  erfahren.  Hier  sd  nur  noch  bemerkt, 
dass   auch   in   unserer  Gegenwart   die  Nachtheile   einer  albeu  grossen  Papier- 


Digitized  by  CjOOQIC 


26  Allgemeiner  Theil 

geldsemisfiion,  die  alles  Metallgeld  Terdrängt  und  den  W^rtii  aller  LebenB- 
bedürfiusse  unnatürlich  steigert,  da  und  dort,  z.  B.  im  österreichischen  Kaiser- 
staate, anschaulich  werden,  wo  das  anomale  Yerhältniss  stattfindet,  dass  die 
Noten  der  Wiener  Nationalbank  die  Orundmünze  des  Staates  darstellen. 

AUe  Münzen  werden  nach  einem  bestimmten  Münzfusse  geprägt,  d.  h.   es 
wird  gesetzlich  festgestellt,  wie  viel  Stöcke  der  Münzeinheit  auf  eine  angenom- 
mene Gewichtseinheit  gehen  sollen   und   wie  viel   an  feinem  edlen  Metall    in 
dieser  Münzeinheit  enthalten  sein  muss,  oder  mit  andern  Worten:  es  wird  der 
Werth   einer   gewissen  Quantität  edlen  Metalls  durch  Gesetz   regulirt.     Qanz 
rein  werden  die  edlen  Metalle  höchst  selten  verarbeitet  und  auch  zu  den  Mün- 
zen wird   das  €K)ld   und  Silber   mit   einem  Zusatz  andern  Metalls,  jetzt    fast 
durchgängig  Kupfer,  gemischt,  welcher  Zusatz  Legirung  genannt  wird.     Das 
Yerhälhiiss  zwischen  dem  reinen  Metall  und  der  Legirung  ist  wiederum  gesetz- 
lich fixirt.    Der  Inhalt  einer  Münze  an  reinem  edlen  Metall  heisst  deren  Fein- 
gehalt.   Das  Yerhältniss  zwischen  dem  Gewicht  der  legirten  Metalle  und  dem 
Gewicht  des  darin  enthaltenen  reinen  Metalls  wird  ebenso  mit  den  Ausdrücken 
Feingewicht  und  Rauh-  oder  Bruttogewicht  bezeichnet,  bei  Münzen  mit 
den  technischen  Ausdrücken:  Schrot  und  Korn.    Die  allgemeinen  gesetzlichen 
Bestimmungen  hierüber  gelten  indessen   in  der  Regel  nur  für  Oourantmün- 
zen   und  sogenanntes   grobes  Geld,    während   in   jedem   einzelnen   Lande 
Scheidemünzen,   welche  nur   zur  Ausgleichung  im  grossem   und  sonst  nur 
zum  kleinen  Verkehr  im  Innern   bestimmt  sind  und   nur  die  kleinsten  Münz- 
theile  darstellen,  mit  viel  geringerem  Feingehalte  geprägt  werden.  Es  ist  daher 
gewöhnlich  gesetzlich  weiter  bestimmt,    dass  Niemand   gezwungen   ist,    eine 
^össere  Menge   an  Scheidemünze  anzunehmen,   als  der  Werth   der  kleinsten 
Courantmünze   beträgt.    Die   kleinsten  Scheidemünzen   werden   oft   auch  aus 
Kupfer   und  Billon   geprägt.    Unter  Billon   versteht  man  Silber  oder  Gold,    . 
welches  mehr  als  die  Hälfte  seines  Gewichts  Kupfer  enthält. 

Was  nun  die  hauptsächlichsten  europäischen  Münzfusse  betrifift,   so  führen 
wir  in  Kürze  Folgendes  an: 

I.  In  Deutschland  prägte  sich  das  anererbte  Sonderwesen  insbesondere 
auch  auf  dem  Felde  der  Münzverfassung  aus  und  verursachte  namentlich  zu 
Kriegszeiten  fortwährend  grosse  Oalamitäten,  insofeme  einzelne  R^chsstände 
die  Münzprägung  als  lucratives  Geschäft  betrieben,  die  Münzen  daher  immer 
leichter  machten  und  dadurch  auch  die  übrigen  Stände  zwimgen,  auf  diesen 
Wege  zu  folgen.  Einig  wurde  man  1524  hinsichtlich  des  Münzgewichts,  als 
welches  die  Hälfte  des  kölnischen  Pfundes,  oder  die  kölnische  Mark  erklärt 
wurde.  1559  stellte  sodann  der  Reichstag  in  Augsburg  ^en  Reichsmünzfuss 
fest,  nach  welchem  die  feine  Mark  Silber  zu  10  n.  13 Vs  kr.  ausgebracht  wer- 
den sollte.  Er  wurde  aber  nicht  eingehalten.  1596  wurde  bestimmt,  dass  der 
Reichsspeciesthaler  84  Kreuzer  werth  sein  solle,  allein  während  des  30jährigen 
Kriegs  verschlechterten  sich  die  Münzen  derart,  dass  1622  in  Chursachsen  der 
Thaler  Silber  14—15  Thaler  in  Scheidemünze  galt.  1623  wurde  daher  der 
13V«fl.-Fuss  eingeführt,  nach  welchem  der  Thaler  90  Kreuzer  werth  sein  sollte. 
Auch  dieser  Münzfuss  wurde  nicht  allgemein  eingehalten,  vielmehr  in  der  Y^^ 
schlechterung  der  Münzen,  namentlich  Scheidemünzen,  fortgefahren.  1667 
schlössen  daher  Sachsen  und  Brandenburg  in  dem  Städtchen  Zinna  eine  Ueber- 
einkunft  ab,  wonach  die  Mark  zu  lOV«  Thaler  oder  15*/*  fl.  ausgeprägt  wer- 
den sollte.  Aber  auch  dieser  sogenannte  Zinnaische  Münzfuss  fand  keinen 
Eingang.  Es  wurde  dadurch  nichts  erreicht,  als  die  Anbahnung  der  Trennung 
des  Nordens  vom  Süden  auch  auf  dem  Gebiete  des  Münzwesens.  Durch  einen 
neuen  Münzrecess  zwischen  Sachsen,  Brandenburg  und  Braunschweig-Lüneburg 
vom  16.  Januar  1690,  wonach  aus  der  feinen  Mark  Silber  12  Thlr.  oder  18  fl. 
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geprägt  werden  sollten,  wurde  jene  Trennung  befestigt,  obgleich  dieser  18-Gul- 
denfasB  in  der  Hoffnung,  dadurch  Uebereinstimmung  in  das  deutsche  Münz- 
■ewjn  SU  bringen,  auf  dem  Regensburger  Reichstage  den  10.  Sept.  1738  zum 
Betdnm&nzfusse  erhoben  wurde.  Den  Schlussstein  erhielt  sie  aber  durch  die 
eiDsdtige  Einführung  eines  20-Ouldenfusses  in  Oesterreich  1748,  nachdem 
TOiher,  während  des  österreichischen  Erbfolgekriegs,  der  Id-Guldenfuss  wieder 
aügeniein  ausser  Wirksamkeit  gekommen  war.  Diesem  20-Guldenfh8s  traten 
1750  Sachsen  und  Polen  und  1753  Bayern,  letzteres  mittelst  einer  besondem 
MinzconTention  Tom  21.  Sept  1753,  bei,  woher  er  den  Namen  des  Conven- 
tionsmünzfusses  erhielt  In  der  Folge  nahm  auch  Churpfalz  und  Salzburg 
den  20-Ghildenfuss  an,  ebenso  andere  Stände.  Aber  schon  ein  Jahr  später 
cridSrte  der  Churfärst  von  Bayern,  dass  die  Einführung  dieses  Münzfusses  in 
to  lange,  als  nicht  alle  umliegenden  Kreise  denselben  angenommen,  seinem 
Lande  zu  grossen  Schaden  yerursachen  würde  und  legte  den  nach  jenem  Fusse 
naeh   wie   vor  nach  Schrot  und  Eom   sreDräfirten  Münzen  einen   um  V» 


naeh  wie  vor  nach  Schrot  und  Korn  geprägten  Münzen  einen  um  V> 
höheren  Werth  bei,  so  dass  aus  einer  Mark  feinen  Silbers  24  fl.  ausgebracht 
wurden.  Diesen  24-Ouldenfuss  nahmen  nach  xmd  nach  alle  süddeutschen 
kleineren  Staaten  an.  Gleichzeitig  führte  der  König  Ton  Preussen,  um  der 
JLvdobr  seiner  nach  dem  Id-Guldenfuss  geschlagenen  Münzen  zu  steuern,  den 
21-Qulden-  oder  14-Thalerfuss  ein,  welchen  sich  später  die  meisten  übri- 
gen nm'ddeutschen  Staaten  aneigneten.  Der  24-Guldenfuss  verwandelte  sich 
endlich  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhimderts  durch  das  Eindringen  der  franz5- 
sisefaen  Laubthaler  und  der  Brabanter  (Kronen-)  Thaler,  welche  im  Verkehr 
m  einena  höheren  als  ihrem  wahren  Silberwerthe  angenommen  wurden,  in 
einen  Kronenthaler-  oder  24V3-Guldenfus8. 

In  Folge  der  Gründung  des  Zollvereins  gerieth  das  deutsche  Münzwesen 
endlich  ai:^  bessere  Bahnen.  Schon  unterm  25.  August  1837  schlössen  Bayern, 
Württemberg,  Baden,  Nassau  und  das  Grossherzogthum  Hessen  die  Mün- 
ehener  Münzconvention,  durch  welche  der24V»-Guldenfuss,  der  vorher  nur 
heÜBch  bestand,  in  den  contrahirenden  Staaten  gesetzlich  eingeführt  und  nähere 
Bestimmungen  bezüglich  des  Feingehalts,  des  Gewichts  und  der  Grösse  der  zu 
prägenden  Münzen  getroffen  wurden.  Darauf  folgte  die  Dresdener  allge- 
meine deutsche  Münzoonvention  vom  30.  Juli  1838  zwischen  allen  zimi 
Zoll-  und  Handelsverein  gehörigen  Staaten,  wodurch  die  im  Art.  14.  des  Zoll- 
Tereinsvertrags  zugesagte  Uebereinstimmung  der  Münzfiisse  der  südlichen  und 
nofdliehen  Stoaten  in  Erfüllung  gebracht  wurde.  Dab^  wurde  als  Grundlage 
des  Münzwesens  eine  Yereinsmark  von  233,855...  Grammen  angenommen,  der 
14-Thalerfuss  für  die  nördlichen,  der  24Va-Guldenfus8  für  die  südlichen  Staaten 
gesetslieh  eingeführt,  sofort  verabredet,  dass  keine  anderen,  als  diesen  Münz- 
mssen  entsprechende  Courantmünzen  geprägt,  die  MünzfÜsse  genau  eingehalten, 
eine  allgemein  gültige  Yereinsmünze  von  2  Thlr.  oder  3V>  fl*  eingeführt, 
die  Legirung  nicht  mehr  als  Vio  betragen,  die  neu  auszugebenden  Yereins- 
münzen  gegenseitig  in  Bezug  auf  Feingehalt  und  Gewicht  geprüft  werden  sol- 
len u.  8.  w.  Die  Dauer  der  Convention  war  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
1858  festgesetzt  Noch  vorher  trat  aber  in  Wien  die  Münzconferenz  von  1856 
zusammen,  welche  eine  weitere  Annäherung  der  deutschen  Münzwährnngen, 
ntmentli«^  auch  Oesterreich  gegenüber,  zu  Stande  brachten  und  mit  der 
Wiener  Münzconvention  vom  24.  Janitar  1857  schlössen. 

Dieee,  indem  sie  abweichend  von  den  vorhergegangenen  Conventionen,  nicht 
Bor  die  Silber-,  sondern  auch  die  Goldmünzen  und  das  Papiergeld  zum 
Gegenstand  des  Vertrags  macht,  und  alle  deutschen  Staaten  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  beiden  Mecklenburg,  Hamburgs,  Bremens,  Lübecks  und 
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Holsteins,  aber  mit  Einschluss  des  ganzen  österreichischen  Kaiserstaate,  mn- 
fasst,  setzt  in  der  Hauptsache  Folgendes  fest: 

1)  Als  aUgemeines  Münzgewicht  soll  das  Zollpfiind  von  500  Grammen,  ein- 
getheilt  in  Tansendtheile  mit  weiterer  decimaler  AbstuAing,  aUein  An- 
wendung finden  (Art.  1  des  Vertrags). 

2)  Mit  Festhaltung  der  reinen  Silberwährung  soll  in  den  norddeutsdien 
Ländern :  Preussen,  Königreich  Sachsen,  Hannover,  Churfür eten- 
thum  Hessen,  Grossherzogthum  Sachsen,  Herzogthümern  Sach- 
sen-Altenburg, Gotha,  Braunschweig,  Oldenburg,  Anhalt-Des- 
sau-Cöthen   und   Anhalt-Bernburg,   Fürstenthümern  Schwarz- 
burg-Sondershausen,  Rudolstadt  (ünterherrschaft),   Waldeck 
und  Pyrmont,  Reuss  ä.  L.  und  Reuss  j.  L.,   Schaumburg-Liippe 
und  Lippe  ein  30-Thalerfuss  zu  30  Thalem  aus  dem  Pfund  feinen 
Silbers;   sodann  im  Kaiserstaate  Oesterreich,  sowie  im  Fürsten- 
thume  Liechtenstein  ein  45-Guldenfuss  zu  45  fl.  aus  dem  Pfunde 
feinen  Silbers,  und  in  den  übrigen  südlichen  Staaten :  Bayern,  Württem- 
berg, Baden,  Grossh.  Hessen,  Herzogthum  Sachsen-Meiningen, 
Fürstenthum  Sachsen-Coburg,  den  Hohenzollernschen  Landen 
Preussens,    Nassau,    Hessen-Homburg,    Frankfurt  und    in    der 
Oberherrschaft  des  Fürstenthums  Schwarzburg-Rudolstadt  ein 
52Va-Guldenfuss  zu  52*/«  fl.  aus  dem  Pfunde  feinen  Silbers  mit  den 
Benennungen:  Thalerwährung,  österreichische  Währung  und  süd- 
deutsche Währung  eingeführt  werden  (Art  2  und  3). 

3)  Die  bisherigen  Münzstücke  des  14 -Thaler-  und  des  24V3-Guldenfu88es 
sollen  völlig  gleiche  Geltung  mit  den  neuen  im  30 -Thaler-  und  52*/«- 
Guldenfusse  geprägten  behdten.  Ebenso  bleiben  die  nach  der  Mfinz- 
convention  von  1838  geprägten  Yereinsmünzen  (2-Thlr.-  oder  3  V«- Gulden- 
stücke) nach  wie  vor  Vereinsmünzen,  und  die  nach  derselben  Convention 
sowie  vorher  nach  dem  14-Thalerfusse  geprägten  1-Thalerstücke  werden 
zu  neuen  Vereinsmünzen  erhoben.  Ausserdem  werden  zwei  neue  Ver- 
einsmünzen zur  Vermittlung  und  Erleichterung  des  gegenseitigen  Verkehrs 
unter  der  Benennung  Vereins  thal  er  ausgeprägt,  nämlich:  ein  1-Thaler- 
stück  zu  yso  dds  Pfundes  feinen  Silbers  mit  dem  Werth  von  1  Thlr.  in 
der  Thalerwährung,  V/a  fl.  in  österr.  Währung  und  IV*  fl.  in  süddeut- 
scher Währung,  und  ein  2-Thalerstück  zu  ^n  des  Pfundes  feinen  Silbers 
mit  doppeltem  Werth.  Die  Ausmünzung  der  letztem  Münzsorte  ist  den 
einzelnen  Staaten*  überlassen,  wogegen  an  Vereinsthalerstücken  von  1857 
bis  1862  in  jedem  Staat  wenigstens  24  Stücke  und  von  1863  an  je  bin- 
nen 4  Jahren  wenigstens  16  Stücke  auf  je  100  Seelen  geprägt  werden 
sollen. 

Alle  diese  Vereinsmünzen  haben  im  ganzen  Umfange  der  vertragen- 
den Staaten,  bei  allen  Staats-,  Gemeinde-,  Stiffcungs-  xmd  andern  öffent- 
lichen Gassen,  sowie  im  Privatverkehr,  namentlich  auch  bei  Wechsel- 
Zahlungen,  unbeschränkte  Gültigkeit  gleich  den  eigenen  Lan- 
desmünzen, und  selbst  in  dem  Falle,  wenn  die  Zsdilung  ausdrücklich 
in  einer  bestimmten  Münzsorte  der  Landeswährung  bedungen  ist,  soll 
die  Annahme  von  Vereinsmünzen  nicht  verweigert  werden  können  (Art  4, 
8,  9  und  11). 

4)  Neben  den  Vereinsmünzen  können  in  jedem  Staat  Landesmünzen, 
jedoch  nur  in  solchen  Stücken,  welche  der  —  dem  vereinbarten  Münz- 
fusse  entsprechenden  Bechnungsweise  gemäss  sind,  und  unter  Beschrän- 
kung auf  das  nothwendige  Bedüj^ss,  geprägt  werden.  Als  Landes- 
münzen sind  anerkannt:  nach  der  Thalerwährung:  V^-Thalerstücke,  föf 
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das  Königreich  Sachsen  auch  V»  Thhr.;  in  österr.  Währung:  2 -Gulden-, 
1-Gulden-und  V^-Ouldenstücke;  und  in  süddeutscher  Währung:  2-Gulden-, 
1 -Gulden-,  V«-Gulden-  und  V*-G\ddenstücke  (Ari  5  und  Art  IH.  des 
Separatvertrags).  ^ 

5)  Der  Feingehsüft  der  Silhermünzen  wird  in  Tausendtheilen  ausgedrückt. 
Das  Mischungsyerhältniss  der  Yereinsmünzen  ist  auf  ^7io«o  Silber 
und  *^/iooo  Kupfer  (Legirung)  festgesetzt.  Es  kommt  sonach  ^'»  Pftmd 
Kupfer  auf  1  Pfund  SUber  und  aus  diesen  *V»  Pfund  Legirung  werden 
30  Ein-  oder  15  Zweithalerstücke  geprägt,  so  dass  27  einfache  oder 
13V«  doppelte  Vereinsthaler  ein  Zollpfund  wiegen.  Die  Abweichung  im 
Mehr  oder  Weniger  darf  im  Feingenalte  nicht  mehr  als  ^/i<m  und  im 
Gewicht  nicht  mehr  als  *Aooo  bei  den  Ein-  und  *  »»oo  bei  den  Zweithaler- 
stücken betragen.  Feingehalt  und  Gewicht  werden  von  den  contrahiren- 
den  Staaten  gegenseitig  controlirt.  Nicht  nur  bezüglich  der  Vereins-, 
sondern  auch  in  Absicht  auf  Landesmünzen  (überhaupt  bezüglich  aller 
Courantmünzen)  verpflichten  sich  dieselben,  ihren  Landesmünzmss  genau 
einzuhalten  und  nicht  unter  dem  Verwände  eines  sogen.  Remediums  an 
dem  Feingehalte  oder  dem  Gewicht  der  Münzen  etwas  zu  kürzen  (Art.  6, 
7,  10  und  12). 

6)  Sammtliche  contrahirende  Staaten  verpflichten  sich  femer,  ihre  eigenen 
Münzen,  seien  es  grobe  oder  Scheidemünzen,  niemals  gegen  den  ihnen 
beigelegten  Werth  herabzusetzen  und  auch  eine  Aussercourssetzung  der- 
selben anders  nicht  eintreten  zu  lassen,  als  nachdem  eine  Einlosungsfrist 
von  mindestens  4  Wochen  festgesetzt  und  wenigstens  3  Monate  vor  ihrem 
Ablaufe  öffentlich  bekannt  gemacht  worden  ist,  auch  abgenutzte  und 
undeutlich  gewordene  Courant-  und  Scheidemünzen  voll  zur  Einschmel- 
zung  zurückzunehmen  und  ihre  Scheidemünzen  zu  jeder  Zeit  in  beson- 
ders zu  bezeichnenden  Gassen,  wenn  ihr  Gesammtbetrag  bei  Silber- 
scheidemünzen 20  Thlr.  oder  40  fl.,  bei  Kupferscheidemünzen  aber  5  Thlr. 
oder  10  fl.  erreicht,  gegen  grobe  coursmhige  Münzen  umzuwechseln 
(Art  13  und  15). 

7)  Die  Ausprägung  von  Scheidemünzen,  beschränkt  auf  das  Bedürfniss 
des  eigenen  Landes  und  beim  Silber  auf  Stücke  von  höchstens  der  Hälfte 
des  kleinsten  Couranttheilstücks,  beim  Kupfer  auf  Stücke  von  höchstens 
6  oder  5  Pfennige  oder  von  */^oo  fl.  (in  Oesterreich)  oder  2  Kreuzer  (in 
Süddeutschland)  ist  vorbehalten,  und  zwar  zu  einem  leichteren  als  dem 
Landesmünzfdsse ;  jedoch  darf  hiebei  die  Silberscheidemünze  in  kei- 
nem leichteren  Fusse  als  34\'«Thlr.  in  Thalerwährung,  51*/*  fl.  in  öster- 
reichischer und  60*/9fl.  in  süddeutscher  Währung,  und  Kupferscheide- 
münze nicht  anders  ausgeprägt  werden,  als  zum  Maximum  von  112  Thlr. 
in  der  Thaler-,  168  fl.  in  österreichischer  und  196  fl.  in  süddeutscher 
Währung  auf  den  Zollcentner  Kupfer.  Niemand  ist  verpflichtet,  eine 
Zahlung,  welche  den  Werth  der  kleinsten  groben  Münze  erreicht,  in 
Scheidemünze  anzimehmen  (Art.  14). 

8)  Auch  Goldmünzen,  jedoch  nur  ganze  und  halbe  Kronen,  zu  V*«  und 
Vioo  des  Pfundes  feinen  Goldes  und  mit  einem  Feingehalte  von  '^V^ooo 
und  einer  Kupferleginmg  von  *®®/»ooo,  so  dass  45  Kronen  und  90  halbe 
Kronen  ein  Zollpfund  wiegen,  werden  die  contrahirenden  Staaten  als 
Vereinsgoldmünze  prägen  lassen,  welche  jedoch  lediglich  als  Handels- 
münzen gelten  und  die  reine  Silberwährung  nicht  idteriren  dürfen.  Dir 
SUberwerth  wird  daher  lediglich  durch  das  Verhältniss  des  Angebots  zur 
Nachfrage  bestimmt;  doch  können  die  einzelnen  Staaten  den  Vereins- 
goldmünzen auf  Grundlage  des  amtlichen  Börsencours-Durchschnitts  der 
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vorangegangenen  6  Monate  einen  festen  Cassencours  auf  höchstens   6  Mo* 
nate,  der  übrigens  stets  widerruflich  ist,  beilegen  (Art.  18—21). 

9)  Endlich  ist  bezüglich  des  Papiergelds  bestimmt,  dass  keiner  der  eon- 
trahirenden  Staaten  berechtigt  sein  soll,  Papiergeld  mit  Zwangs cours 
auszugeben  oder  ausgeben  zu  lassen,  faUs  nicht  Einrichtung  getrofiTen 
wäre,  dass  solches  jederzeit  gegen  voUwerthige  Silbermünzen  auf  Ver- 
langen der  Inhaber  umgewechselt  werden  könne. 

Die  Dauer  des  Vertrags  wurde  zunächst  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1878 
festgesetzt,  wird  aber  stillschweigend  von  5  zu  5  Jahren  verlängert,  •  Tvenn 
keine  Kündigung  erfolgt 

Hienach  bestehen  in  Deutschlands  Hauptländermasse  drei  verschiedene  Münz- 
füsse  fort,  welche  aber  dadurch,  dass  ein  gemeinschaftliches  Münzgewicht  und 
der  Thaler  als  Yereinsmünz-Einheit  eingeführt  worden  ist,  sowie  dass  hinsicht- 
lich des  Feingehalts  ^eichmässige  Grundsätze  in  Anwendung  kommen,  einan- 
der wesentlich  näher  gebracht  worden  sind. 

Von  denjenigen  deutschen  Staaten,  welche  die  Wiener  Convention   nicht 
mit  abgeschlossen  haben,   haben  Hamburg  und  die  beiden  Mecklenburg 
den  14-Thaler-,  resp.  dO-Thalerfüss  ebenfalls  eingeführt  und  in  Hamburg  wur- 
den seit  länger  gleich  Lübeck  überhaupt  keine  Münzen  mehr  geprägt,  wess- 
halb  dort  hauptsächlich  preussisches  Courantgeld  circulirt.    Das  fHÄere  Lü- 
bische  oder  Hamburger-Courant,    welches  im  Kleinverkehr  noch  in  An- 
wendung blieb,   theilt  den  Thaler  in  3  Mark  und  16  Schillinge.    Ein  Thaler 
preuss.  Courant  wird  jetzt  allgemein  zu  2  V^  Mark  angenommen,  somit  gilt  dde    ^ 
Mark  Vs  Thlr.  im  14-  oder  30-Thalerfu8s  =  12  Sgr.    In  Hamburg   besteht 
aber  für  den  Handel  ein  ideales  Geld,    die  Hamburger  Banco-Mark.     Da- 
selbst werden  nämlich   alle  Handelsgeschäfte   von   nur  einiger  Erheblichkeit 
nicht  in  Baarem,   sondern  durch  Zu-  und  Abschreiben  auf  den  Conten   der 
1619   errichteten   Girobank  ausgeglichen.     Für  eine  feine  Mark  Silber   wird 
dabei  dem  Einleger  27^/*  Mark  Banco  gutgeschrieben.    Die  Bank  besitzt  kein 
gemünztes  Geld,   ihre  Mark  ist  daher  kein  wirkliches  Geldstück,   sondern  ein 
Theil  der  in  ihren  Kellern  liegenden  Silberbarren  von  */"»  Mark  feinen  Silbers. 
Im  Verkehr  nach  Aussen  wird  die  Mark  Hamburger  Courant  zu  12  und  die 
Mark  Hamburger  Banco  zu  15  Sgr.  gerechnet  In  Bremen,  welches  in  Deutsch- 
land aUein  Goldwährung  beibehalten  hat,  rechnet  man  den  Louisd'or  oder  die 
deutsche  Pistole  zu  5  Thlr.  Gold,  k  72  Grot  k  5  Schwären.    Der  Bremische 
Thaler  Gold  wird  im  Verkehr  nach  Aussen  in  der  Regel  zu  1  Thlr.  3  Sgr. 
preussisch  Courant  (oder  im  30-Thalerfuss)  angenommen,  dessen  Werth  lässt 
sich   aber  wegen  der  Veränderlichkeit  des  Goldcourses  nicht  genau  angeben. 
Das  Schleswig-Holstein'sche  Courant  endlich  ist  durch  die  Dänische  Wäh- 
rung verdrängt. 

n.  In  Frankreich  besteht  gemischte  Währung  in  Silber  und  Gold.  Die 
Münzeinheit  ist  der  Frank,  dessen  Kauhgewicht  auf  5  Grammen  festgesetzt  ist. 
Der  Feingehalt  sämmtlicher  französischer  Münzen  in  Gold  und  Silber  ist  ^^/looc^ 
gleich  den  deutschen  Vereinsmünzen  nach  der  Wiener  Convention,  Der  Frank 
in  Silber  enthält  somit  4*/*  Grammen  fein  Silber  und  Va  Gramm  Kupfer,  von 
den  20-Frankenstücken  in  Gold  aber  sollen  155  Stück  aus  dem  legirten  Kilo- 
gramme geprägt  werden,  wesshaJb  das  Stück  6*V«i  Grammen  wiegen  und 
5**/8i  Grammen  feines  Gold  enthalten  soU.  Die  üntereintheilung  des  Franks 
geschieht  im  decadischen  System  zu  100  Centimen.  Der  Silberwerth  ist  im 
Verhältniss  zum  Goldwerth  wie  1 :  15*/«  gesetzlich  angenommen.  Geprägt  wer- 
den: in  Silber:  5,  2,  1,  V«,  V*  und  »A- Frankstücke;  in  Gold:  100,  50,  40,  20, 
10  und  5 -Frankstücke.  Letztere  sind  jedoch  in  neuester  Zeit  ausser  Cours 
gesetzt  worden. 
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m.  Im  Wesentlichea  das  gleiche  Münzsystem,  wie  in  Frankreich,  besteht 
in  Belgien,  Sardinien,  der  Schweiz,  in  Parma  und  Modena,  obgleich 
hier  die  Münzen  theilweise  andere  Namen,  auch  andere  Eintheilung  haben. 

lY.  England  hat  Goldwährung  und  seine  Silbermünzen  laufen  nur  als 
Scheidemünzen  um.  Das  Münzgewicht  ist  das  sogen.  Troypfund,  k  12  Unzen 
k  20  Pfenniggewicht,  oder  k  24  Karat  k  4  Gran.  Das  Gold  und  Silber,  das 
die  .gleiche  Legirung  hat,  wie  das  zu  den  Münzen  bestimmte,  wird  Standard 
genannt  Das  Standardgold  enthält  'Va«  feines  Gold  und  das  Standardsilber 
^^V^so  feines  Silber.  Die  Münzeinheit  ist  das  Pfund  Sterling,  k  20  Schillinge 
k  12  Pence,  wird  aber  durch  eine  Goldmünze,  den  Soyereign,  repräsentirt. 
Wegen  der  hier  herrschenden  Goldwährung  lässt  sich  der  Werth  des  Soyereiffn's 
nicht  genau  bestimmen;  gewöhnlich  nimmt  man  ihn  zu  6V«Thlr.  im  30-Thiuer- 
fuss  an.  Geprägt  werden:  in  Gtold:  Stücke  zu  5,  2,  1  und  V>  Soyereign;  in 
Silber :  ganze  und  halbe  Kronen,  k  5  und  27*  Schillinge,  ganze,  halbe.  Drittel-, 
Viertel-  und  Sechstel-Schillinge  und  Pence. 

V.  Im  Königreich  der  Niederlande  ist  der  Gulden  die  Münzeinheit, 
eingetheilt  nach  dem  decadischen  System  zu  100  Cents.  Gesetzlich  soUen 
24,747  Gulden  auf  die  Mark  Silber  gehen,  man  muss  aber  25  fl.  annehmen, 
da  die  Münzen  durchgängig  etwas  zu  leicht  geprägt  sind,  wonach  sich  ein 
25-Guldenfu8S  thatsächlich  ergibt.  Das  Münzgewicht  ist  das  französische  Kilo- 
gramm, hier  Pond  genannt  Im  Umlaufe  sind:  Goldmünzen:  Stücke  zu  20, 
10  und  5  fl.;  Silbermünzen:  Reichsthaler  zu  2V2  fl.,  ganze  und  halbe  Gulden. 

VI.  In  Eussland  besteht  neben  der  Silber-  und  Goldwährung  auch  eine 
Papierwährung,  sofern  im  Innern  auch  nach  Bankassignationen,  welche  auf  V' 
ihi^  Nominalwerths  herabgesetzt  wurden,  gerechnet  wird.  Man  unterscheidet 
daher  zwischen  Silb^-  und  Papierrubel.  Der  Rubel,  k  100  Kopeken,  ist  die 
Münzeinheit,  das  gewöhnliche  Handelsgewicht,  1  Pud  k  96  Solotnik  k  96  Doli, 
das  Münzgewicht.  Der  Feingehalt  der  Goldmünzen  ist  ^7^,  der  Silbermünzen  ^^V^^* 
Das  Verhältniss  zwischen  Gk>ld  und  Silber  stellt  sich  mit  dem  gesetzlichen  Agio 
von  37o  wie  1 :  157««.  Geprägt  werden:  in  Gold:  halbe  Imperiais  zu  5 Rubel 
15  Kopeken;  in  Silber:  Stücke  zu  1,  V«,  V*,  V*,  V»o  «nd  '/«<>  Rubel.  Die  von 
1828  ab  geschlagenen  Piatinamünzen  sind  wieder  eingezogen  worden. 

Vn.  Dänemark.  Die  Münzeinheit  ist  der  Reic^thaler  k  6  Mark,  k  16 
Schillinge  =  96  Schillinge.  Der  doppelte  Reichsthaler  heisst  Speciesthaler. 
Das  Münzgewicht  ist  die  Mark.  Der  Feingehalt  des  Reichsthalers  ist  ^V^«  = 
14  Loth.  Die  kleineren  Stücke  haben  weit  geringeren  Feingehalt.  Geprägt 
sind:  in  Gold:  doppelte  und  einfache  Pistolen,  21  Karat  6  Gran  fein;  in  Süber: 
Species  k  2  Rthlr.,  einfache  RtMr.,  Drittels-,  Sechstels-  und  Zwölftels -Thlr., 
4-  und  3-Schillingstücke. 

Vm.  Schweden.  Auch  hier  besteht  thatsächlich  Papierwährung,  da  die 
Bancozettel  das  Hauptcirculationsmittel  bilden.  Münzeinheit  ist  der  Reichsthlr. 
k  48  Schillinge,  k  4  Stüber.  Künftig  soU  jedoch  die  decadische  Eintheilung 
zu  100  Oere  angewendet  werden.  Der  Reichsthaler  Silber  ist  der  vierte  Theü 
des  früheren  Speciesthalers,  der  27»  Thlr.  in  Bancozetteln  galt  1  Thlr.  Banco- 
zettel ist  daher  gleich  1'/«  Thlr.  Silber.  Das  Münzgewicht  ist  die  Mark.  Der 
Feingehalt  der  Goldmünzen  beträgt  23  Kar.  4,9  Gr.,  der  der  Silbermünzen 
12  Loth.  In  Umlauf  sind:  Goldmünzen:  einfache,  doppelte  und  vierfache  Du- 
caten;  Silbermünzen  neuen  Geprägs:  4,  2,  1,  V>j  V*  und  V»»  Thlr.  Reichs- 
münze. 

IX.  Spanien.  Die  Münzeinheit  ist  der  Real,  indessen  wird  gewöhnlich 
der '  Duro  oder  Peso  (Piaster)  k  20  Realen  dafßr  angenommen.  Gesetzlich 
gehen  auf  die  Mark  fein  Silber  9,8811  Duros  oder  197,622  Realen.  In  frühe- 
ren Zeiten  gab  es  in  Spanien  fast  ebenso  viele  Geldwährungen,  als  Provinzen, 
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von  welchen  die  castilianische  die  wichtigste  war.  Umlaufende  Münzen  sind : 
in  Gold:  Doblones  de  Isabel  k  21  Kar.  l'i'bGtT,  fein,  ganze  und  halbe  Pistolen 
k  4  und' 2  SUberpiaster;  doppelte  dergleichen  und  vierfache,  21  Kar.  fem;  in 
Silber:  ganze  und  halbe  Duros,  ganze  und  halbe  Pesetas  zu  4  Bealen  und 
Realen  k  14  Loth  Vk  Gr.  fein. 

X.  Portugal.  Rechnungseinheit  ist  der  Rei  oder  Rea,  der  nicht  gepra^ 
ist,  und  von  dem  8616  Stück  auf  die  Mark  fein  Silber  gerechnet  werden.  Man 
rechnet  gewöhnlich  nach  MilreTs  von  1000  Reis.  Es  sind  im  Verkehr:  Gx>ld- 
münzen:  Kronen  zu  5000  Reis  u.  dergl.  halbe,  22  Kar.  fein;  Silbermünzen: 
Kronen  oder  Coronas  zu  1000  Reis,  halbe  desgleichen  und  Stücke  zu  200  und 
100  Reis  k  14  Lth.  12  Gr.  fem. 

XI.  Neapel.  Münzeinheit  ist  der  Ducato  =  lOOGrani  k  lOCavalli  (oder 
10  Carlini  k  10  Grani).  Gesetzlich  sollen  12,2314  Ducati  auf  die  Mark  feinen 
Silbers  gehen.  Feingehalt  der  (neueren)  Goldmünzen:  23  Kar.  10,8  Gr.,  der 
Silbermünzen:  13  Lth.  6  Gr.  Münzstücke:  in  Gold:  einfache,  doppelte,  fiinf- 
und  zehnfache  Oncette,  die  ersteren  zu  3  Ducati;  in  Silber:  Ducati,  Scudi  zu 
12  Carlini  und  Stücke  zu  6,  2  und  1  Carlmi. 

XIL  Kirchenstaat.  Münzeinheit:  1  Scudo  =  100  Bajocchi  k  5  Quattrimi, 
wovon  9V*  Scudi  auf  die  Mark  fein  Silber  gehen.  Feingehalt:  der  Goldmünzen: 
21  Kar.  77*  Gr.;  der  Silbermünzen:  14  Lth.  T/t  Gr.  Münzstücke:  in  Gold: 
10,  5  und  2V«  Scudi;  in  Silber:  ganze,  halbe,  V»,  Vio  und  V«o  Scudi  und  Te- 
stani  zu  30  Bajocchi. 

Xm.    Türkei.    Auch  hier  ist  das  Silbergeld  grösstentheils  durch  Papier- 

feld  von  sehr  schwankendem  Werth  verdrängt.  Münzeinheit  ist  der  Piaster 
40  Para  k  3  Asper.  234,3  Piaster  sollen  auf  1  Mark  fein  Silber  gehen. 
Feingehalt  nach  dem  neuen  Münzregulativ  von  1845:  für  Goldmünzen :  21  Kar. 
117«  Gr.;  für  Silbermünzen:  13  Loth.  5  Gr.  Stücke  in  Gold:  100  und  50 
Piaster;  in  Silber:  20,  10,  5,  2  und  1  Piaster. 

Wir  geben  in  Nachstehendem  zur  Uebersicht  die  "Werthe  der  Münzeinheiten 
aller  europäischen  Staaten  und  der  nordamerikanischen  Freistaaten  in  den 
3  deutschen  Hauptlnünzfüssen. 


Werths-Tabelle 

über  die 

Münzeinheiten  der  europäischen  Länder  und  der  nordamerikanischen  Freistaaten 
in  den  drei  deutschen  Hauptmünzfussen,  nach  gewöhnlicher  Rechnung. 


Altenburg(Sacli8en-)Her- 

zogthum 

Anhalt^sche  Herzogth.  . 
Baden,  Grossherzogth.  . 
Bavem,  Königreich  .  . 
Belgien,  Königreich  .  . 
Braunschweig,  Herzogth. 
Bremen,  freie  Stadt  .  . 
Dänemark,  Königreich  . 
Frankfurt  a.  M.,  freie  St. 
Frankreich,  Kaiserthum 
GK)tha(Sachsen-)Herzgth. 


l  Thh".  k  30  Ngr.  k  4  Pfennige 
1  TWr.  k  30  Sgr.  k  12  Pfennige 
1  fl.  ^  60  kr.   ^  4  Pfennige 

Ebenso 

1  Franc  It  100  Centimen  . 
1  Thlr.  k  24  Ggr.  k  12  Pf.  . 
1  Thlr.  G.  ä  72  Grot  ä 5  Schwären 
1  Reichsthaler  Ä  96  Schillmge 
1  fl.  ä  60  kr.  k  4  Pfennige 
1  Franc  ^100  Centimen  . 
1  Thlr.  k  30  Ngr.  k  10  Pf. 
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Weiih  in  der 


Staaten. 


Münzeinheit  und  deren  Ein- 
theilung. 


ThalerwAhrung 
(30-Thaler(ti88) 


Chrieohenland,  Königreich 

OroBsbritannien,  Königr. 

Hambui^,  freie  Stadt    . 

HannoYer,  Königreich    . 

Hessen,  ChurfUrstenthum 
y,  Grossherzogthum 
yf      Landgrafeohaft 

HohenzoUem^aohe  Lande 
Preuflsens      .    . 

Kirchenstaat     .     . 

Koborg  (Sachsen-)  Hzgth. 
liiechtenstein,  Fürstenth. 
Lippe-Detmold,  Frstnth. 
Lippe-Schaumbnrg,  Fth. 
Lübeck,  freie  Stadt 
Meoklenbarg'sohe  Hzgth. 
Heiningen  (S.-)  Herzogth. 
Kasaau,  Herzogthum 
l^^eapel,  Königreich 
Niederlande,  Königr.  der 
Nordamerik.  Freistaaten 
Norwegen,  Königreich 
Oesterreich,  Kaiscrthum 
Oldenburg,   Grosshzgth. 
Portugal,  Königreich 
Preussen,  Königreich 
Beu88*sche  Fürstenthr. 
Russland,  Kaiserthum 
Sachsen,  Königreich  . 
Sardinien,  Königreich 
Schwarzb.-Rudolstadt : 

1)  OberherFBchaft  . 

2)  ünterherrschaft 
Schwarzb.  -  Sondershaus. 
Schweden,  Königreich 
Schweiz.  Eidgenossensch. 
Spanien,  Königreich  . 
Türkei,  Kaiserthum  . 
Waldeck,  Flirstenthum 
Weimar,  Grossherzogth. 
Wilrttemberg,Kön]greich 


Thlr.  ä  80  Sgr.  k  12  Heller 
fl.  &  60  kr.  A  4  Pf.      .    . 
Ebenso 


1  Drachme  k  100  Lepta 
l  Pf.  SterL  k  20  Schill,  k  12  Pence 
1  Mark  Banco  k  16  Seh.  k  4  Pf. 
1  Thlr.  k  80  Ngr.  k  10  Pf. 


Desgleichen 

1  Scudo  k  100  Bajacchi  k  5  Quat- 

trimi 

1  fl.  ii  60  kr.  i.  4  Pf.  .  . 
l  fl.  ä  100  Neukrenzer  .  . 
1  Thk.  k  80  Sgr.  k  12  Pf. 

Desgleichen 

1  Mark  k  16  SchilL  ä  4  Pfl 
1  Thh.  k  4»  Schill,  k  12  Pf. 
1  fl.  &  60  kr.  ä  4  Pf.     .    . 

Desgleichen 

1  Ducato  ä  100  Qrani  k  10  Cayalli 
1  fl.  ifc  100  Cents  .... 
1  Dollar  k  100  Cents  .  . 
1  Speciesthlr.  k  120  Schillinge 
l  fi  k  100  Nenkreuzer  .  . 
1  Thh.  k  72  Orot  k  5  Schwären 
l  MihrelB  k  100  Reb  .  .  . 
1  Thlr.  k  80  Sgr.  k  12  Pf. 

Ebenso 

1  Rubel  k  100  Kopeken 
l  Thlr.  k  30  Ngr.  k  10  Pt 
1  Lira  ä  100  Centesimi  .    . 

1  fl.  ä  60  kr.  ä  4  Pf.  .  . 
1  Thlr.  k  80  Sgr.  k  12  Fl 

Ebenso 

1  Rthb*.  k  48  SchilL  k  4  StQber 
1  Franc  k  10  Batzen  ä  1 0  Rappen 
1  Peso  (Piaster)  k  20  Realen 
1  Piaster  k  40  Para  .    .    . 
1  Thlr.  k  30  Sgr.  k  12  Pf. 
1  Thlr.  k  80  Mariengr.  k  12  Pf. 
1  fl.  A  60  kr.  ä  4  Pf.  (od.  6  HeUer) 
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§.  12. 

Einige  Vorsichtsregeln  für  Besitzer  von  Werthpapieren. 

Wir  haben  schon  in  der  biflherigen  AusfÜhning  Gelegenheit  gehabt,  mehr- 
&ch  anzudeuten,  wie  die  Erwerbung  und  der  Besitz  yon  Werthpapieren,  nar 
menilich  der  auf  den  Inhaber  (au  porteur)  lautenden,  grossere  Gefahren  mit 
sich  bringt,  und  einen  hohem  Grad  yon  Sorgfalt  und  Wachsamkeit  erfordert, 
als  die  Oapitalanlage  auf  Hypotheken  oder  persönlichen  Credit  und  der  Besitz 
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gewöhnlicher  Schuldscheine.  Allerdings  können  diese  Gefahren  zum  grossten 
Theü  beseitigt  werden,  wenn  die  Werthpapiere  auf  den  Namen  des  Eigen- 
thümers  oder  Inhabers  eingeschrieben  werden.  Diese  Inscription  ist  aber  einer- 
seits oft  mit  Umstanden  und  Kosten  verknüpft,  andererseits  vielfach  iinthun- 
Uch,  weil  zuweilen  nur  Papiere  auf  den  Inhaber  ausgegeben  werden;  ausserdem 
lässt  sich  aber  Mancher  mit  Eecht  davon  abhalten,  weil  die  Veräussening  von 
Papieren  auf  Namen  eben  wegen  der  im  Gefolge  der  Cession  und  Umscbrei- 
bung,  sowie  der  Zinserhebung  entstehenden  Umständlichkeiten  erschwert  wird. 
Für  die  Verwalter  öffentlichen  Vermögens,  von  Stiftiungen  und  von  Pflegschaf- 
ten, ist  die  Inscription  auf  Namen  in  der  Regel  gesetzlich  vorgeschrieben.  In 
einzelnen  Staaten  besteht  auch  die  Einrichtung,  dass  Werthpapiere,  welche  fiir 
Pupillen  oder  öffentliche  Gassen  erworben,  oder  als  Gaution  etc.  hinterlegt 
wurden,  mittelst  eines  Stempels  oder  einer  besondem  Vormerkung  ausser  Cours, 
d.  h.  ausser  Verkehr,  gesetzt  werden.  Umstände  dieser  Art,  sowie  überhaupt 
die  innere  Natur  der  Werthpapiere  sind  wohl  zu  beachten.  Ausserdem  möch- 
ten folgende  Kegeln  zur  Beherzigung  zu  empfehlen  sein: 

1)  Bau  erwerbe  Werthpapiere  nicht  von  unbekannten  Personen,  weil  man 
sonst  Gefahr  läuft,  in  Fällen  von  Fälschungen,  Diebstählen  etc.  keinen  Kück- 
halt  zu  haben,  wie  auch  letzterer  fehlt,  wenn  man  etwa  ein  bereits  verloos- 
tes,  gekündigtes,  ausser  Verzinsung  gesetztes  oder  gar  verjährtes  Papier  er- 
worben hätte. 

2)  Man  lasse  sich  stets  eine  Note  (Verkaufsnota,  Rechnung)  über  die 
erworbenen  Papiere  ausstellen,  worauf  die  Unterschrift  und  Quittung  des  Ver- 
käufers deutiich  gegeben  ist  und  die  Serie,  Litera,  Nummer  und  Summe  der 
verkauften  Papiere  ausdrücklich  bemerkt  ^ind.  Diese  Note  bewahre  man  sorg- 
faltig auf,  und  zwar  besser  an  einem  andern  Orte,  als  dem  Verwahrungsort 
der  Papiere  selbst,  weil  im  Fall  des  Abhandenkommens  der  letztem  die  Note 
wesentliche  Dienste  ftir  ein  Amortisations-  oder  Vindicationsverfahren  oder  für 
die  Geltendmachung  von  Regressansprüchen  gegen  den  Verkäufer  leisten  wird. 

3)  Man  prüfe  die  angebotenen  Papiere  vor  deren  Uebemahme  genau  in 
der  Richtung,  ob  die  dazu  gehörigen  Coupons  vollständig  vorhanden  sind,  ob 
Serie,  Nummer  und  Litera  des  Couponbogens  mit  der  Bezeichnung  der  Obli- 
gation, zu  welcher  er  gehört,  harmonire;  ob  die  Papiere  überhaupt  die  gehan- 
delten und  nicht  ausser  Cours  gesetzt,  verloost  oder  gar  verjährt  sind. 

4)  In  letzterer  Beziehung  dürften  Privatcapitahsten  sehr  wohl  daran  thun, 
sich  entweder  einzeln  oder  im  Verein  mit  Andern  diejenigen  Blätter  zu  halten, 
aus  welchen  sie  ersehen  können,  welche  Papiere  verloost  oder  zur  Heimzah- 
lung gekündigt  sind.  Es  erscheinen  an  mehreren  Orten  sogenannte  Ziehungs- 
listen,*) die  alle  Loosziehungen,  Kündigungen,  sonstige  Anzeigen  und  Ver- 
öffentlichungen bezüglich  der  auf  deutschen  und  ausländischen  Börsen  umlau- 
fenden Werthpapiere  möglichst  vollständig  in  sich  aufnehmen.  Der  Besitzer 
von  solchen  wird  die  geringe  Ausgabe,  welche  ihm  die  Haltung  eines  derarti- 
gen Bülfemittels  venu-sacht,  vielfach  ersetzt  finden  durch  die  Abwendung  von 
Schaden.  Auch  kleinere  Capitalisten  können  sich  auf  diese  Art  vor  Verlusten 
sichern,  ohne  nennenswerthe  Opfer  zu  bringen,  wenn  sie  sich  zu  einem  gemein- 
schaftlichen Abonnement  vereinigen. 


*)  Empfehlenswerth  fOr  den  deutschen  Capitalisten  ist  der  „Frankfurter  allge- 
meine Yerloosungsanzeiger*',  welcher  als  Beilage  des  ^Aotionärs*'  erscheint, 
aber  anch  abgesondert  zum  Preise  von  1  fl.  48  kr.  (in  Frankfurt)  per  Semester  abge- 
geben wird.  Auch  das  Frankftirter  Börsen-Coursblatt  gibt  in  einer  periodisch  erschei- 
nendeu  Beilage  die  Verloosungen  etc.,  wie  alle  Börsenzeitungen,  auch  Handelszeitungen, 
ihren  Abonnenten  in  dieser  Hinsicht  Au&chluss  zu  geben  bemüht  sind. 


Digitized  by  CjOOQIC 


YorBiohtoegab.  35 

5}  Erwirbt  man  Papiere  anf  den  Namen,  so  äb^raehe  man  niekt,  fibr  die 
riobt^  Cession  imd  Umsobreibimg  in  den  Büehem  d^  sdnddneriBchen  Casse 
oder  Anstalt  zn  sorgen. 

6)  Es  ist  nicht  Uug,  grosse  Yermogensthefle  in  Werthpapieren  einer  Sorte 
anzulegen,  Tielmehr  empfiehlt  ädi  die  Erwerbung  mehrerer  Sorten;  denn  wenn 
ameh  manche  Yoi^änge  nnd  YerhaltniBse  anf  den  Conrs  und  die  inn^e  Güte 
aller  Pa{»ere  einwirken,  so  wird  diese  Einwirkung  doch  immer  eine  Tersdue- 
dei>e  sein,  so  dass  die  eine  Sorte  noch  Sicherheit  und  Rente  darbietet,  wäh- 
rend eine  andere  im  Werth  auf  ein  MfniinTinn  gesunken  sein  kann. 

7)  Bei  der  Erwerbung  von  Werthpapieren  lasse  man  die  Gfeldverhältnisse 
des  Staats,  dem  sie 'angehören  (die  Valuta)  nicht  ausser  Acht;  insbesondere 
beachte  man,  ob  im  betreffenden  Lande  Papiergeld  mit  Zwangscours  ausge- 

feben  ist^  dessen  Werth  oft  in  kurzer  Zeit  auf  ein  MinTmum  ziurfickgeht.  Statt 
ahlung  m  Silber  hat  man  in  diesem  Falle  Zahlung  in  Papier  zu  gewartigen 
und  zwar  in  einem  Papier,  das  möglicher  Weise  zum  Theii  oder  ganz  we^- 
los  sein  kann.  In  Staaten,  wo^das  Papiergeld  die  herrschende  Grundmünze 
ist,  werden  übrigens  oft  so^nannte  Süberaäehen  emittirt,  d.  h.  es  wird  aus- 
drücklich Zahlung  in  klingender  Münze  versprochen,  wie  z.  B.  Oesterreich 
zweierlei  Staatssdiulden,  in  Silber  und  in  Papier  zahlbare,  hat.  Hier  ist  Yor- 
sicht  und  genaue  Untersuchung  doppelt  empfehlenswerth. 

8)  Auch  darauf  ist  bei  der  Erwerbung  von  Werthpapieren  zu  achten,  ob 
nicht  >von  der  Rente  Steuern  oder  andere  Abgaben  ge^rzt  werden.  In  Ab- 
sicht auf  Staatspapiere  kommen  dergleichen  Abzüge  selten  vor,  häufiger  da- 
gegen bei  Papieren  von  Privaten,  Corporationen  und  Gesellschaften.  Insbe- 
sondere sind  in  Ländern,  in  welchen  noch  die  Stempel  abgäbe  besteht,  die 
Zinsquittungen  und  Zinscoupons  oft  mit  Stempel  belegt 

9)  Man  führe  über  seine  Werthpapiere  genaue  Yerzeichnisse,  in  welchen 
Serie,  Litera,  Nummer,  Nominalbetrag,  Ort  und  Tag  der  Ausstellung  der 
Papiere,  sowie  die  Behörde  oder  Person,  die  die  Papiere  ausgestellt  hat,  ge- 
nau angegeben  sind,  und  verwahre  diese  Yerzeichnisse  von  den  Papieren  ab- 
gesondert. Der  Zweck  und  Nutzen  solcher  Yerzeichnisse  leuchtet  in  Fällen 
des  Abhandenkommens  von  Werthjjapieren  von  selbst  ein. 

10)  Ebenso  ist  es  rathsam,  me  Zinscoupons  und  Talons  von  Papieren, 
welche  damit  versehen  sind,  zu  trennen  und  abgesondert  zu  verwahren,  damit 
mit  dem  Einen  Beweisdocument,  beziehungsweise  Fordenmgsrepräsentant,  nicht 
auch  das  andere  zu  Grunde  gehe. 

11)  Leiht  man  Geld  auf  Werthpapiere,  in  der  Weise,  dass  die  letzteren 
dem  Darleiher  faustpfandweise  hinterlegt  werden,  so  übersehe  man  nicht,  sich 
mit  den  Hauptverschreibungen  auch  die  dazu  gehörigen  Zinsen-  und  Dividen- 
dencoupons und  Talons  ausfolgen  zu  lassen  und  das  Faustpfandrecht  auf  diese 
auszudehnen.  Denn  die  Coupons  repräsentiren ,  wie  wir  oben  gezeigt  haben, 
selbstständige  Fordenmgsrechte  und  es  erstreckt  sich,  wenn  sie  einmal  von 
der  Hauptverschreibimg  getrennt  sind,  das  Faustpfandrecht  nicht  von  selbst 
auf  sie.  Da  sie  aber  unter  Umständen  einen  höheren  Werth  darstellen,  als 
die  Hauptobligation  (vergl.  §.  7),  so  begreift  sich  leicht,  dass  der  Darleiher 
ohne  sie  nur  ein  höchst  ungeni^endes  Pfand  in  Händen  hätte. 

12)  Endlich  lasse  man  sich  durch  marktschreierische  Empfehlungen  in  öffent- 
lichen Blättern  nicht  irreleiten.  Es  sind  namentlich  sogenannte  Bank-  und 
Wechselgeschäfte,  kleine  und  unbedeutende  Speculanton,  welche  in  der  scham- 
losesten Weise  auf  die  Unwissenheit  und  Leichtgläubigkeit  des  Publicums  spe- 
culiren  und  insbesondere  Lotterieanlehensloose  zum  Gegenstand  ihrer 
Anpreisungen  machen.  Dass  sie  ihre  Rechnung  dabei  finden,  beweist  die  un- 
unterbrochene Fortsetzung  ihres  Geschäfts,  trotz  der  namhaften  Kosten,  welche 
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ihnen  Inserate  und  Anzeigen  yenirsadien.  Solide  Bankhäuser  finden  derartige 
Oharlatanerien  unter  ihrer  Würde  und  man  kann  mit  grosser  Sicherheit  dar- 
auf rechnen,  dass  man  durch  Leute  dieser  Classe  ühel  genug  berathen  und 
bedient  ist 

Zweck  des  gegenwärtigen  Buches  ist  es  nun,  dem  soliden  Erwerber  von 
Werthpapi^en  so  weit  m(^lich  Materialien  zur  eigenen  Prüfung  an  die  Hand 
zu  geben,  welche  er  in  dem  nun  folgenden  specieUen  Theil  finden  wird. 


Digitized  by  CjOOQIC 


Specieller  Theil 


Sammlung  des  hiBtorischeii,  statistischen  nnd  gMetzlichen  Materials 
zur  Benrüieihmg  der  QoalitSt  einzelner  nerthpapiere. 
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Erste  Abtheilung. 

Staatspapiere  im  engern  Sinne. 


I.  Deutsche  Btaatopapiere. 

Schuldverschreibungen  der  österreichischen  und  preussischen  Gesammtmonarchle 
und  der  übrigen  deutschen  Bundesstaaten. 

1]  Bes  Kaiserstaats  Oesterreich. ') 

§.  13. 
Historische  Rflckblicke. 

Die  österreichische  Monarchie  erreichte  erst  im  Laufe  der  Jahrhunderte  die 
Ausdehnung  und  Bedeutung,  welche  sie  gegenwärtig  einnimmt  Das  Stamm- 
land ist  das  Land  unter  der  Enns,  schon  im  alten  Frankenreiche  unter  Karl 
dem  Grossen  ein  Theil  der  Ostmark.  Nach  der  Theilung  des  Frankenreichs 
durch  den  Vertrag  von  Verdun  (843)  bildete  es  die  Ostmark  des  deutsch- 
fränkischen  Eeichs.  Als  Kaiser  Amulph  (892)  die  vom  Nordosten  her  einge- 
wanderten Ungarn  gegen  Grossmähren  zu  Hülfe  rief,  entsprachen  diese  zwar 
dem  Rufe,  verheerten  imd  besetzten  aber  die  deutsche  Ostmark  und  von  nun 
an  dauerten  die  wilden  Kämpfe  der  Ungarn  gegen  Deutschland  geraume  Zeit 
fort.  Nach  dem  Sturze  der  Karolinger  bezwang  sie  ELaiser  Otto  L  in  der 
denkwürdigen  Schlacht  am  Lechfelde  und  stellte  die  Ostmark  wieder  her,  welche 
fortan  die  Bestimmung  erhielt,  als  Vormauer  deutscher  Civilisation  gegen  den 
Osten  zu  dienen.  Kaiser  Otto  HL  verlieh  sie  Leopold  L  aus  dem  Hause 
Babenberg  (984)  als  erbliche  Markgrafschaft.  Unter  den  Babenbergem  wurde 
das  Land  während  der  Kämpfe  mit  den  Ungarn,  in  welchen  die  Ostmark  den 
deutschen  Kaisem  die  wichtigsten  Dienste  leistete,  ansehnlich  vorgrössert  und 


*)  Literatur:  v.  Hauer,  Beiträge  zur  Geschichte  der  österr.  Finanzen,  VTien,  1848. 
Dessen  Abhandlung  über  Oeeterreichs  Btaatsausgaben  und  Yerwaltimg,  Wien,  1849. 
Dessen  Uebersichten  der  Verftndenmgen  in  der  Y^assong,  Yerwaltang  und  dem 
Haushalte  der  Oeterr.  Monarchie,  Wien,  1851,  52  und  53.  Hübner,  Oesterreiohs  Fi- 
nanzlage und  seme  Hülfisquellen,  Wien,  1849.  Hain,  Handbuch  der  Statistik  des 
österr.  Kaiserstaats,  Wien,  1852—58.  y.  Reden,  aUgem.  vergleichende  Finanzstatistik, 
H.  Band,  1.  Abtfa.,  Darmstadt,  1853.  Brachelli,  deutsche  Staatenkunde,  Wien,  1856, 
Bd.  L,  S.  139  «f. 
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,zuin  Herzogthum  erhoben;   es  starb  aber  das  Haus  Babenberg  1246   mit 
Friedrich  n.,  dem  Streitbaren,  aus. 

Während  des  Interreniums  gelangte  Ottokar  11.  von  Böhmen  durch 
Wahl  der  Stande  in  den  Besitz  der  österreichischen  Länder,  welche  er  dorch 
die  Grafschaft  Pitten  und  das  Herzogthum  Eärnthen  vergrösserte.  Da  er 
jedoch  den  inzwischen  gewählten  Kaiser  Kudolph  I.  von  Habsburg  nicht 
anerkannte,  ward  er  in  die  Reichsacht  erklärt  und  verlor  alle  seine  Länder 
mit  seinem  Leben  (1278).  Seine  Besitzungen  wurden  als  Reichslehen  eing;«* 
zogen  imd  Kaiser  Rudolph  I.  belehnte  damit  unter  Zustimmung  der  Reichs- 
stände seine  Söhne  Alb  recht  und  Rudolph. 

Hiedurch  ward  die  Herrschaft  und  Ghrösse  des  Hauses  Habsburg  b^^ün- 
det.  Was  dasselbe  für  Deutschland,  überhaupt  f&r  die  europäische  Civilisation 
geleistet  hat,  indem  es  wiederholt  die  Gh'euel  einer  zweiten  Völkerwanderung 
verhinderte  und  den  einzigen  Hort  gegen  den  Fanatismus  der  Türken  Jahr- 
hunderte lang  bildete,  kann  nicht  hoch  ^enug  angeschlagen  werden.  ^) 

Albrecht  L  fand  sich  (1283)  mit  semem  Bruder  Rudolph  ab,  wurde  da- 
durch Alleinherrscher  in  den  t)sterr.  Staaten,  vereinig  mit  diesen  nach  dem 
Tode  seiner  Brüder  die  Habsburg^schen  Stammlande  m  der  Schweiz,  im  Elsass 
und  in  Schwaben  und  theilte  diese  Länder,  nachdem  er  die  deutsche  Kaiser- 
krone erlangt  hatte,  unter  seine  drei  Söhne  Rudolph  HI.,  Friedrich  IQ. 
und  Leopold,  wovon  die  ersteren  beiden  mit  den  ^terreichischen  und  letz- 
terer mit  den  sogen.  Verlanden  bdehnt  wurden. 

In  der  Folge  gingen  bis  Maximilian  L  unter  verschiedenen  Ländertheilun- 
gen  die  schweizerischen  Besitzungen  verloren,  dagegen  wurden  durch  Kauf^ 
Erbschaft  und  Heirath  viel  anselmlichere  erworben,  wie  Tyrol,  Feldkirch, 
Breisgau,  Blndenz,  die  Landvogtei  Schwaben,  die  Grafschaft  Hohen- 
berg  und  Laufenburg,  die  Städte  Freiburg  und  Triest,  Istrien,  Bre- 
genz,  Hohenegg,  Neuenbürg  und  Sonnenberg,  und  vor  Allem  die  Kronen 
von  Böhmen  und  Ungarn  (1436  und  1437),  jedoch  jetzt  nur  vorübergehencU 

Unter  Maximilian  L  wurden  wieder  sämmtliche  Habsburg'sche  Länder 
(1496)  vereinigt,  solche  durch  seine  Heirath  mit  Maria  von  Burgund  mit 
dem  Herzogthum  Br  ab  an  t,  den  Grafschaften  Flandern,  Hennegau,  Namur, 
Luxemburg,  Artois,  Holland,  Limburg,  Seeland,  derFranche-Comte, 
der  Herrschaft  Friesland  und  Mecheln;  sodann  in  Folge  älterer  Erbver- 
träge durch  die  Grafschaft  Görz  mit  Gradisca  u.  s.  w.  vergrössert  und  er 
hinterliess  seinen  beiden  Enkehi  ein  Reich  von  3,600  Quadratmeilen. 

Der  ältere  derselben,  Karl  V.,  deutscher  Kaiser  von  1519 — 1556,  war  in- 
zwischen nach  dem  Tode  seines  Vaters,  Phihpp  L,  in  den  Besitz  von  Spa- 
nien mit  den  amerikanischen  und  afrikanischen  Ländern  gelangt,  und  nun 
hatte  die  Macht  des  Hauses  Habsburg  eine  Höhe  erreicht,  wie  sie  vor  und 
nach  ihm  kein  anderes  Geschlecht  besass.  Es  war  ein  Reich,  in  dem  buch- 
stäblich die  Sonne  nie  unterging.  > 

Schon  im  dritten  Jahre  der  Regierung  Karls  trat  er  indessen  die  deut- 
schen Länder  seinem  Bruder  Ferdinand  L  ab,  welcher  sich  mit  der  einzigen 
Schwester  und  Erbin  des  Königs  Ludwig  H.  von  Ungarn  und  Böhmen  ver- 
mählte, wodurch,  sowie  durch  Wahl  der  Stände  zu  Pressburg  und  Ofen  (1527)^ 
Ungarn,  Croatien  und  Slavonien,  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  und 
die  Lausitz  an  die  österreichischen  Erblande  kamen. 

Nach  dem  Tode  Ferdinand  L  fand  abermals  eine  Theilung  des  Reichs 
statt,   ein  Ereigniss,   das  heute   noch  die  Kräfte  OesterreichB   lähmt     Erst 
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Ferdinand  n.  Tereinigte  (1519)  wieder  dasGhmze  unter  seinem  Scepter.  Ab«r 
auch  er  trat  (1623)  seinem  Bruder  Leopold  Obertyrol  und  Vorderösterreich, 
und  die  Lausitz  an  Sachsen  ab. 

Wie  schon  vorher  fortwährende  Kämpfe  gegen  die  Türken  die  Kräfte  des 
Reichs  um  so  mehr  in  Anspruch  genommen  hatten,  als  die  deutschen  Reichs- 
stände den  Kaiser  nur  höchst  lässig  unterstützten,  so  entstand  nun  der  ver- 
heerende dreissigjährige  Krieg.  Zum  ersten  Mal  begingen  einzelne  Stände  die 
Treulosigkeit,  das  Ausland  zum  Schiedsrichter  in  Deutschland  anzurufen.  Der 
deutsche  Reformationsstreit  ist  dadurch  zugleich  das  Grab  deutscher  Einheit 
und  Grosse  und  die  Brücke  zur  Machtstellimg  Frankreichs  geworden. 

Ferdinand  ü.,  Kaiser  Deutschlands  von  1619  —  1636,  und  sein  Sohn, 
Ferdinand  in.,  von  1636  — 1656,  regierten  unter  fortwährenden  Kämpfen, 
weldien  der  westphälische  Friede  (1648)  endlich  ein  Ziel  setzte,  in  dem  aber 
der  Sundgau,  Breisach  und  das  platte  Land  des  Elsasses  an  Frankreich 
abgetreten  werden  mussten. 

Dagegen  trat  unter  Kaiser  Leopold  L  (1658—1705)  wieder  eine  bedeu- 
tende Vergrösserung  in  Folge  der  siegreichen  Kämpfe  gegen  die  Türkei  unter 
den  grössten  Feldherm  Oesterreichs  (Montecuccoli,  Prinz  Karl  von  Lothringen, 
Prinz  Eugen  von  Savoyen)  ein  und  es  verwandelte  sich  unter  ihm  das  ganze 
Reich  zu  einem  Erb  reich.  Aber  schon  begann  ein  neuer  Kampf,  der  spa- 
nische Erbfolgekrieg  (1701),  dessen  Ende  weder  Leopold  I.,  noch  sein  Nach- 
folger Joseph  L  erlebte.  Durch  den  Rastadter  Frieden  (1714)  erwarb  indessen 
Karl  YI.  von  den  spanischen  Besitzungen  das  Herzogthum  Mailand,  das  Kö- 
nigreich Neapel,  Sardinien  und  die  Niederlande,  und  durch  den  Frieden 
von  Passarowitz  (1718)  das  Ban&t,  die  kleine  Walachei  und  einen  Theil 
von  Serbien  und  Bosnien,  auch  wurde  (1720)  Sardinien  gegen  Sicilien 
umgetauscht.  Wieder  war  nun  Oesterreich  der  mächtigste  Staat  Europa's. 
Von  jetzt  an  war  ihm  aber  das  Glück  seiner  Waffen  untreu.  Schon  1735 
gingen  Neapel  und  Sicilien  und  die  Gebiete  von  Tortona  und  Novara  verloren, 
worar  Oesterreich  nur  die  Herzogthümer  Parma,  Piacenza  und  Guastalla 
erhielt.  Die  glücklichen  Kriege  gegen  Frankreich  hatten  ein  Ende  und  selbst 
der  neue  Krieg  mit  der  Türkei  (1737  —  1739)  endete  unglücklich  mit  dem 
Frieden  von  Belgrad,  der  Oesterreich  seine  Erwerbungen  in  Folge  des  Passa- 
rowitzer  Friedens  kostete  —  ein  Verlust,  der  für  ganz  Deutschland  die  nach- 
theiligsten Folgen  hatte,  in  sofern  es  dadurch  von  den  Donaumündungen 
zurückgedrängt  wurde.  Diese  Opfer  wurden  hauptsächlich  gebracht,  um  die 
Garantie  der  Grossmächte  für  die  sogenannte  pragmatische  Sanction,  das 
neue  österr.  Hausgesetz  von  1713  und  1724,  zu  erlangen.  Denn  Karl  VT.  war 
der  Letzte  des  Habsburger  Mannsstammes  und  es  lag  ihm  Alles  daran,  seiner 
Tochter,  der  grossen  Maria  Theresia,  die  Nachfolge  in  die  ungetheilten  Erb- 
länder nach  Erstgeburtsrecht  zu  verschaffen. 

Trotz  der  wirklich  erlangten  Garantie  jenes  Hausgesetzes  wurde  Maria 
Theresia  von  allen  Seiten  angegriffen  und  es  entspann  sich  dennoch  der 
österr.  Erbfolgekrieg,  sowie  der  siebenjährige  Krieg.  Preussen,  Bayern,  Spa- 
nien, Frankreich,  die  Pfalz,  Köln  und  Sachsen  erhoben  Ansprüche  auf  die 
österreichischen  Länder  und  es  ging  Ober-  und  Niederschlesien  an  Preussen 
durch  den  Hubertsburger  Frieden  verloren  (1763);  wie  auch  im  Frieden  von 
Aachen  (1748)  Parma,  Piacenza  und  Guastalla  abgetreten  werden  mussten. 
Dagegen  vergrösserte  sich  Oesterreich  durch  die  unglückliche  erste  Theilung 
Polens. 

Unter  den  Söhnen  Maria  Theresia's,  Joseph  H.  und  Leopold  H.,  ward 
der  Territorialbestand  der  Monarchie  nicht  wesentlich  verändert.  Es  dauerten 
aber  während  der  Regierung  des  ersteren  (1780—1790)  vielfache  Kämpfe  fort 
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und  die  fibereüieii  Befonnen  des  begabten  Monardien  schadeten  mdir,  als  sie 
nützten. ') 

Unter  Franz  ü.  (1792—1835)  war  der  Yerzweiflungskampf  gegen  die  firfui- 
zdaisdie  Weltmacht  zu  kämpfen,  der,  lange  Zeit  nnglücklich  gem&t,  das  Reich 
an  den  Abgrund  des  Verderbens  führte,  schliesslich  aber  glorreich  beendigt 
wurde.  Diese,  sowie  die  Bevolutionskämpfe  des  Jahres  1848,  sind  in  Jeder- 
manns Gedächtniss. 

Man  sieht  aus  dieser  historischen  Skizze,  dass  Oesterreich  dem  allgeineinen 
Loos  mächtiger  Staaten,  ihr  Dasein  in  fortwährenden  Kämpfen  zu  behaupten, 
nicht  entgangen  ist.    Wiederholt  stand  es  am  Rand  des  Verderbens,  wieder- 
holt auf  der  höchsten  Stufe  der  Macht,  stets  aber  seiner  weltgeschichtlichen 
Mission  treu.    Ob  es  nun  seine  Mission  erfallt  hat  und  den  neuen  Stürmen 
unserer  Tage  jerliegen  wird:  wir  wollen  es  nicht  untersuchen.    Viele  sind  ge- 
neigt, an  seiner  Macht,  an  seiner  Entwicklungsfähigkeit,  ja  selbst  an  seinem 
Bestände  zu  yerzweifeln,  und  die  zahllosen  Gläubiger  des  Eaiserstaats  im  In- 
und  Auslande  sehen  mit  banger  Sorge  auf  die  Entwicklung  der  Dinge.     Wir 
wollen  nicht  lenken,  dass  die  Lage  desselben,  insbesondere  die  finanzielle,  in 
hohem  Grade  kntisch  ist;   immerhin  ist  sie  aber  noch  keineswegs  so,    dass 
Grund  zur  Befürchtung  des  Aeussersten  gegeben  wäre.   Wir  halten  die  Ueber- 
zeugung  fest,  dass  die  weltgeschichtliche  RoUe  des  österreichischen  Staats  noch 
nicht  zu  Ende  gespielt  ist  und  dass  er  aus  der  jetzigen  Crise  ebenso,  wie  aus 
früheren  gleich  bedrohlichen,  kräftiger  hervorgehen  wird.    Unstreitig  besitzt 
er  noch  in  höherem  Grade  als  die  meisten  europäischen  Staaten  Elemente 
autonomer  Gestaltung  und  unerschöpfliche  Hül&qudlen  der  Natur,  und  es  wird 
nur  darauf  ankommen,  ob  seine  Lenker  es«  verstehen  werden,  jene  Elemente 
zu  lebensfähigen  und  thatkräftigen  Gebilden  zu  gestalten    und  diese  Hülfs- 
quellen  aufzuschliessen  —   eine  Aufgabe,   die  dlerdings  bei  der  Zusanunen- 
setzung  des  Staats  aus  den  heterogensten  Theilen  doppelt  schwierig,  ja  wahr- 
haft riesenhaft  ist.    Gelingt  sie  aber  —  und  wir  hoffen,  dass  die  Macht  der 
Ereignisse  auf  den  richtigen  Weg  drängen  wird  —  so  mag  das  verjüngte 
Oesterreich  noch  manch'  anderen  Staat  überleben,  der  sich  im  Augenblicke  in 
stolzer  Sicherheit  wiegt 

Wir  gehen  nun  zur  Geschichte  der  österreichischen  Finanzen  über.  Man 
wird  sich  nicht  verwundem,  wenn  ein  Staat,  der  von  seinem  Be^nn  an  bis 
auf  den  heutigen  Tag  mit  geringen  Unterbrechungen  in  schwere  Kriege  ver- 
wickelt war,  gleichzeitig  mit  finanzieUen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hatte. 
Dennoch  war  der  österreichische  Staatshaushalt  bb  gegen  das  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  geordnet  und  der  Staatscredit  war  bis  eben  dahin  fest  begründet 
Die  Yerwaltu^  genoss  den  Buf  grosser  Rechtlichkeit  *)  und  die  Staatsein- 
richtungen, wie  sie  namentlich  durch  Kaiser  Maximilian  und  Maria  Theresia 
ins  Leben  gerufen  wurden,  galten  dem  Ausland  vielfach  als  Muster.  *)  Im 
Vergleiche  zu  den  colossalen  Anstrengungen  der  Staatskräfte  war  bis  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts  die  Masse  der  contrahirten  Schulden  sehr  gering 
und  Oesterreich  zeichnete  sich  darin  vor  seinen  Bivalen  Frankreich  und  Eng- 


')  Die  ganze  hier  g^ehene  Skizze  ist  nach  Hain  a.  a.  0.  S.  189  fi.  nnd  y.  Reden 
a.  a.  O.  8.  1  ff.  entworfen.  Sie  schien  uns  zur  Beurtheilung  der  nun  folgenden  Ans- 
führong  aber  den  Staatshaushalt  erforderlich. 

')  Habner  a.  a.  O.  S.  40.  Das  UrÜieU  dieses  —  den  öeterreiohisohen  Staatsniftn- 
nern  älterer  und  neuerer  Zeit  keineswegs  gOnstigen  Pubhcisten  dfirfte  hier  als  zweifelloB 
ttiqMurteÜBoh  selten. 

')  V.  Beden  a.  a.  0.   S.  3  und  6. 
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land  vortibeShaft  ans. ')  Von  da  an  wudis  frdlidi  die  Schold  namhaft  an, 
was  den  fortdauernden  Kriegen  zuzuschreiben  ist  Nachstehende  Uebersicht  *) 
gibt  ein  Bild  des  Finanzmstandes  Ton  1740  bis  1797: 

Es  betrugen:       die  Staatseinnahmen:  die  Schulden: 


1740 
1755 
1763 
1768 
1771 
1777 
1784 
1788 
1792 
1796 
1797 


45  Hill.  Gulden 
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Yon  den  letzteren  Jahren  datirt  die  erste  Erschütterung  des  österreichischen 
Staatscredits.  Die  Kriege  mit  Frankreich  forderten  ungeheure  Geldopfer,  die 
nirgends  aufzutreiben  waren.  In  ganz  Europa  war  die  Rechtsordnung  in  Frage 
gesteUt  und  daher  der  öffentliche  Credit  untergraben.  Oesterreich  war  es  dar 
mals  nicht  allein,  dessen  Credit  wankend  wurde,  Tielmehr  standen  mit  ihm  auf 
gleicher  Linie  aUe  europäischen  Staaten,  mit  etwaiger  Ausnahme  yon  England. 
Oesterreich  hatte  aber  die  grössten  Anstrengungen  zu  machen  und  daher  auch 
die  grössten  Opfer  zu  bringen.  Verlassen,  ja  venrathen  yon  den  Ständen  des 
deutschen  Reichs,  kämpfte  es  fast  allein  den  Vemichtongdcampf;  es  handelte 
sich  um  seine  Existenz  und  um  die  Abwendung  einer  französischen  Welt- 
herrschaft. 

In  solcher  Lage  war  es  keineswegs  zu  yerwundem,  dass  man  zu  d^i 
Mitteln  grifi^  die  ^ein  noch  möglich  waren.  Man  hatte  in  Oesterreich  schon 
1703  eine  Giro-Bank  in  Staatsyerwaltung,  sodann  1705  die  Wiener  Stadtbaok 
und  1714  die  sogenannte  freie  Uniyersiü-Bankalität  nach  dem  Vorgänge  an- 
drer Länder  eingesetzt,  ^)  wodurch  Papierwerthzeichen  ab  Zahlungsmittel  in 
Umlauf  kamen.  In  welchen  Grenzen  sich  dieselben  bis  1796  hielten,  ist  aus 
yorstehender  Uebersicht  ersichtlich.  Jetzt  aber  ging  man  über  die  Schranke 
hinaus,  innerhalb  welcher  die  Bankinstitute  wohlthätig  wirken  können;  man 


^)  VergL  y.  Hauer,  Beiträge  etc.  S.'  133  und  155.  Der  Credit  Oesterreichs  stand 
denn  auch  unter  Maria  Theresia  so,  dass  der  Zinsfiiss  auf  4Vo  reducirt  werden  konnte, 
während  in  Frankreich  1779  noch  zu  lO^o  und  in  England  zu  ly^^/o  Staatsanlehen 
negocirt  wurden. 

^  Hflbner  a.  a.  0.  8.  40.  y.  Hauer,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Österreich. 
Finanzen,  S.  163. 

')  Sehr  interessante  Aufschlüsse  hier&ber  gibt  v.  Hauer  in  seinen  Beiträgen  etc. 
8.  103  ff.  Man  sieht  daraus,  welche' Anstrengungen  schon  damals  gemacht  wurden, 
um  den  Staatshaushalt  möghchst  einfach  zu  führen,  den  Zinsftiss  zu  ennässigen,  dem 
Wucher  zu  steuern  und  Gewerbe  und  Handel  su  fördern.  Nur  übersah  man  den 
Unterschied,  der  zwischen  den  Banken,  die  man  zum  Vorbild  nahm,  und  den  neu  er- 
richteten b.estand.  Die  letzteren,  in  so  weit  sie  Staatsbanken  sein  sollton,  konnten  sich 
desehalb  auch  nicht  halten  und  uur  die  Wiener  Stadtbank  fristete  unerachtet  ihrer 
sonderbaren  Stellung  gegen  den  Staat  ein  längeres  Dasein.  Die  sogenannte  Universal- 
Bankalität  sollte  eine  Staatsbank  für  das  ganze  Reich  sein  und  die  Geschäfte  der  ge- 
sammten  Staatsfinanzyerwahung  besorgen.  Man  scheint  hier  die  Bank  yon  England 
im  Auge  gehabt  zu  haben. 
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miisste  diese  Schranke  überschreiten,  weil  kein  anderes  Mittel  mehr  gegeben 
war  nnd  weil  zur  Erhaltung  des  Staats,  selbst  im  Interesse  der  Staatsgläubiger, 
das  Aeusserste  aufgeboten  werden  musste.  Man  gab  daher  Papiergeld  in  dem- 
selben Umfange  aus,  als  es  unmöglich  war,  die  enonnen  Staatsbedürfiiisse 
durdi  erhöhte  Steuern  imd  Benützung  des  ordentlichen  Staatscredits,  selbst  zu 
hohen  Zinsen,  zu  decken.  Wie  die  Summe  der  fundirten  Schuld,  in.  yiel 
höherem  Grade  aber  der  Zinssatz  daraus  anwuchs,  woraus  zugleich  hervor- 
geht, dass  die  Regierung  bei  der  Aufbringung  der  Mittel  auf  dem  Wege  des 
ordentlichen  Credits  keine  Opfer  scheute,  wie  aber  trotzdem  die  Summe  des 
ausgegebenen  Papiergelds  sich  riesenhaft  steigerte,  wird  durch  folgende  Zahlen 
anschaulich  werden.  *) 

die  Interessen- 
last daraus: 
16,919,295  fl. 
25,006,015  „ 
25,349,624  „ 
27,868,628  „ 
25,254,209  „ 
23,705,635  „ 
23,494,427  „ 
30,577,488  , 
36,454,171  „ 
37,609,14^  „ 
39,755,568  „ 

Die  Vermehrung  der  ftodirten  Staatsschuld  rührte  hauptsächlich  von  Zwangs- 
anlehen, welche  1794,  1795,  1796,  1797,  1798  und  1799  in  Form  einer  ausser- 
ordentlichen Steuer  erhoben  wurden ')  und  von  einigen  späteren  Lotterieanlehen 
(1802,  1805,  1806),  her. 

Während  nun  das  österr.  Papiergeld  Torher  über  pari  bezahlt  worden 
war,  sank  es  von  1797  an  im  Wertii  allmälig,  und  es  verschlechterte  sich 
der  Curs  desselben  derart,  dass  1811  für  100  Gulden  Münze,  welche  ohnedies 
fast  ganz  verschwand,  bis  zu  1800  Qulden  Papier  bezahlt  wurden. ')  Die  Folge 
davon  war  die  enorme  Yertheurung  aller  Lebensbedürfnisse  und  eine  grenzen- 
lose Verwirrung  im  Geldwesen.  Auch  eine  grosse  Masse  Kupfermünzen  mit 
geringstem  Gehalte  wurde  während  der  Zeit  der  Kriege  geprägt  und  in  Um- 
lauf gesetzt,  die  fast  das  einzige  Metallgeld  bildete.  Durch  die  vorausgegan- 
genen Friedenstractate  (von  Campoformio  1797,  LuneviUe  1801,  Pressburg  1805 
und  Wien  1809)  hatte  aber  der  Staat  seine  reichsten  Provinzen  verloren  und 
der  verbleibende  Rest  war  bis  zur  Erschöpfung  in  Anspruch  genonunen.  Es 
mussten  daher  ausserordentliche  Massregeln  getroffen  werden. 

Diese  brachte  das  Finanzpatent  vom  20.  Februar  1811,  ^)  welches 
1)   das  auf  eine  Summe  von  1,060,798,753  fl.  angewachsene  Papiergeld  auf 
Vs  seines  Nominalwerths  herabsetzte; 


betrug: 

die  fdndirte 

Schuld: 

1797 

466,101,194  fl. 

1798 

515,529,556  „ 

1799 

605,360,998  „ 

1800 

689,867,545  „ 

1801 

772,344,132  „ 

1802 

787,988,528  „ 

1803 

792,750,835  „ 

1807 

630,915,968  , 

1808 

627,813,900  „ 

1809 

624,318,361  „ 

1810 

658,224,038  „ 

somit  der 

das  ausgegebene 

Zinssatz: 

Papiergeld: 
74,228,960  fl. 

3>/.7o 

4V»7» 

91,861,965  - 

47» 

141,018,640  „ 

i«/. 

200,948,588  „ 

s»/"';« 

262,030,092  . 

37« 

337,172,339  , 

37« 

339,167,676  , 

4>7« 

487,560,915  , 

57io»;o 

524,239,979  , 

6«/o 

650,922,945  „ 

6«/o 

994,986,170  „ 

*)  y.  Hauer,  Beiträge  etc.  8.  164  und  210. 

^  Patente  vom  10.  Jan.  1794,  24.  Aug.  1795,  1.  Aug.  1796,  2.  8ept  1797  und 
25.  Octbr.  1798. 

^  Hübner  a.  a.  O.  8.  41.    y.  Hau  er,  Beiträge  eto.  8.  210. 

*)  Sammlung  der  potitischen  und  Justizgesetze,  von  Jos.  Kropatsohek,  fortge- 
setzt Ton  Goutta,  29.  Bd.  8.  70.  Wir  bemerken,  dass  im  Folgenden  sich  alle  Alle- 
gationen  der  Osteir.  Gesetzsammlung  bis  zum  Ersohemen  des  Keidisgesetzblattes  (1849} 
auf  diese  Ausgabe  und  ihre  Fortsetzung  beziehen. 
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2)  den  Werth  der  mnlaufenden  Kupfennüiize,  deren  Betrag  zu  330  Ifillionen 
ADg^eben  wird^  ^)  ebenso  auf  V^  reducirte; 

3)  den  Zinsfüss  der  geeammten  Staatsschuld,  mit  wenigen  geringen  Aus- 
nahmen, auf  die  Hälfte  ermässigte,  wogegen  eine  Ermässigung  des  Ca- 
pitals  nicht  eintrat; 

4)  an  die  Stelle  des  früheren  Papiergelds  ein  neues  unter  dem  Namen 
^Einlösungsscheine^  setzte,  mit  einer  eigenen  Währung,  der  sogenannten 
Wiener  Währung,  welches  künftig  als  gesetzliches  Zahlungsmittel 
dienen,  aber  den  Betrag  des  fünften  TheUs  der  ausser  Oours  gesetzten 
Bankozettel,  also  212,159,750  fl.  niemals  übersteigen,  auch  durch  einen 
besondem  Tilgungsfonds  nach  und  nach  eingelöst  werden  soUte. 

Durch  diese,  für  den  österreichischen  Staatscredit  lange  Zeit  verhängniss- 
Yollen  Verfügungen  erlitten  die  Inhaber  des  Papiergelds  und  die  Staatsgläubiger 
Verluste,  welche  Hübner  auf  die  ungeheure  Summe  von  2,066,268,595  fl.  be- 
rechnet *)  Es  war  in  der  That  ein  Staatsbankerott,  der  nur  in  Frankreich 
überboten  wurde.  Allein  die  Maassnahmen  konnten  in  Oesterreich  mit  dem 
Eriegpunglück  und  mit  der  beispiellosen  Noth  des  Staats  entschuldigt  werden. 

Die  wichtigste  Bestimmung  des  Patents  vom  20.  Febr.  1811,  daiss  nämlich 
das  Papiergeld  nicht  mehr  vermehrt  werden  solle,  konnte  in  der  Folge  nicht 
einmal  eingehalten  werden.  Dass  es  damit  voller  Ernst  war,  beweist  nicht 
nur  der  feierliche  Ton  und  Wortlaut  des  kaiserlichen  Gesetzes,  sondern  na- 
mentlich auch  der  Umstand,  dass  eine  besondere  Versammlung  von  Abgeord- 
neten aller  Provinzen  berufen  wurde,  welcher  unter  eidlicher  G^lobnng  die 
Leitung  der  Papiergeldfabrikation  und  die  allmälige  Einziehung  der  Banko- 
zettel  anvertraut  wurde, ")  die  zugleich  darüber  zu  wachen  hatte,  dass  nicht 
mehr  Papiergeld  ausgegeben  würde,  als  zur  Einlösung  des  herabgesetzten  er- 
forderlich wäre.  Allein  die  Ereignisse  waren  mächtiger,  denn  der  Wille  der 
Regierung.  Schon  1812  musste  Oesterreich  auf  Gebot  Napoleons  mit  30,000 
Mann  an  dem  Kriege  gegen  Russland  Theil  nehmen  und  diesem  folgten  die 
Befreiungskämpfe  von  1813—1815,  bei  welchen  der  Entschluss  Kaiser  Franz  H. 
den  Ausschlag  ^ab.  Jetzt  war  es  noch  viel  unmöglicher,  die  ungeheuren 
Opfer  dieser  Kriege  im  Wege  des  ordentlichen  Oredits  zu  beschaffen.  Es 
wurde  daher,  da  die  oben  genannte  Versammlung  (Einlösungs-Deputation)  die 
Vermehrung  der  Einlösungsscheine  gegen  ihren  Eid  fand,  ein  neues  Papiergeld 
unter  dem  Namen  „Anticipationsscheine^  geschaffen,^)  welches  mittelst 
einer  festen  Dotation  von  jährL  3,750,000  fl.  binnen  12  Jahren  wieder  einge- 
löst werden  soUte.  Wie  auch  dieses  Zahlungsmittel  in  wenigen  Jahren  ver- 
mehrt wurde,  zeigen  nachfolgende  Zahlen.^)  Es  betrugen  nämlich  die  Ein- 
lösungs-  und  Anticipationsscheine: 

1811  und  1812  (Vs  der  ausser  Oours  gesetzten  Bankozettel)    212,159,750  fl. 
1813 295,588,020  „ 


>)  Hübner  a.  a.  0.  8.  41. 

*)  Ebendaselbst  8.  42.  Ganz  anderer  Ansicht  ist  ▼.  Hauer  a.  a.  0.  S.  199  iE, 
indem  er  besonders  hervorhebt,  dass  das  Papiergeld  vorher  sogar  weit  mehr,  als  um  ^/s 
seines  Nominalbetrags  im  Werth  gesunken  gewesen  sei  und  daher  Niemand  verloren 
habe.  Ohne  diesem  Argument  beizutreten,  halten  wir  die  Hübner'sohe  Bereohnnng 
desshalb  für  unrichtig  und  viel  zu  hoch  gegriffen,  weil  dabei  die  später  erfolgte  aU- 
mftlige  Wiedereinsetzung  der  fündirten  Schuld 'auf  ihren  ursprOngliohen  Zinsfoss  un- 
ber&cksichtigt  gebUeben  ist 

>)  Patent  vom  18.  März  1810,  Gesetzsammlung  Bd.  27.  8.  483. 

*)  Patente  vom  16.  April  und  7.  Mai  1813,  GesetzsammL  Bd.  33.  S.  151  und  167. 

^  Aus  V.  Hauer,  Beiträge  etc.  S.  211. 
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1814 457,612,790   fl. 

1815 610,065,930    „ 

1816 638,715,920    ^ 

1817 528,714,320    ^ 

Dass  das  neue  Papiergeld  bei  einer  solchen  Vermehrung  im  Werthe  sinken 
musste,  war  für  sich  klar.  'Es  erreichte  denn  auch  1815  den  Cours  von  351, 
d.  h.  man  zahlte  damals  für  100  fl.  Münze  351  fl.  in  Papiergeld. 

Inzwischen  war  auch  die  fundirte  Staatsschuld  im  Jalure  1814  bis  auf 

716,341,410   fl. 
angewachsen,*)   welche   Summe   aus   folgenden  Bestandtheilen  zusammenge- 
setzt war: 

Ständische  Schulden «) 178,491,961  fl.  427*  kr. 

Universal-Staatsschulden-Cassa 163,302,118  „      5«/*    „ 

Filial-Staatsschulden-Cassa ') 39,698,614  „48        ^ 

Ausländische  Schulden 77,989,451  ,56        ,, 

Banko-Capitalien 227,353,077  „      7V«    „ 

Staatslotterien*) 26,008,081  „15        „ 

Wiener  Oberkammeramts- Aerarialobligationen  3,142,425  „30        „ 

Yerlooste  (aber  nicht  eingelöste)  Capitalien  .  355,680  „1        ^ 

716,341,410  fl.  26       krT" 

Diese  ganze  Schuld  war,  wie  schon  bemerkt,  zum  grössten  Theil  in  Folge 
des  Patents  vom  20.  Febr.  1811  in  Papiergeld  zur  Wiener  Währung  verzins- 
lich und  es  war  der  Zinsfuss  auf  die  Hälfte  herabgesetzt.  Später  wurde  das 
Verhältniss  der  Wiener  Währung  zur  Conventionsmünze  wie  250 :  100  festge- 
stellt. In  Wahrheit  war  also  der  Zinsbezug  der  Staatsgläubiger  auf  ^5  ihrer 
ursprünglichen  Ansprüche  reducirt. 

Wenn  wir  bis  hierher  die  nachtheiligen  Verfügungen  der  österreichischen 
Regierung  gegenüber  den  Staatsgläubigem  durch  die  höchste  Noth  wenigstens 
einigermassen  entschuldigt  fanden,  so  müssen  wir  von  jetzt  an  unser  Urtheü 
wesentlich  moderiren.  Die  Friedenstractate  von  Paris  und  die  Negotiationen 
des  Wiener  Congresses  hatten  die  österreichische  Monarchie  wieder  in  ihrem 
alten  Glänze  und  Umfange  hergestellt  und  es  wäre  nun  an  der  Zeit  gewesen, 
die  im  Drange  der  Noth  begangenen  Ungerechtigkeiten  auszugleichen.  Aller- 
dings war  dies  dem  erschöpften  Lande  und  dem  zerrütteten  Ghßldwesen  gegen- 
über nicht  sogleich  und  im  ganzen  Umfange  möglich;  auch  konnten  die  Besitzer 
der  früheren  Bankozettel  nicht  mehr  rehabilitirt  werden :  aber  den  eigentlichen 
Staatsgläubigem  konnte  man  gerecht  werden,  indem  man  einen  ordentlichen 
Zinsfuss  wieder  herstellte  und  die  Wiener  Währung  abschaffte,  d.  h.  die  Zinsen 
in  Conventionsmünze  zahlen  Hess. 

Indessen  beschäftigte  sich  die  Finanzverwaltung  zunächst  nur  mit  der 
Papiergeldseinlösung  und  Herstellung  einer  Ordnung  im  Geldwesen,  welche 
Aufgabe  allerdings  die  dringendste  war.  Durch  kaiserliche  Patente  vom 
1.  Juni  1816*)  und  25.  Juli  1817  wurden  zwei  Wege  zu  diesem  Ziele  er- 
ö&et,  nämlich: 


»)  V.  Hauer,  Beiträge  etc.  8.  162. 

*)  Danmter  unverzinsliche  KriegsdarlehenBcoupons  878,515  fl.  36  kr.,  welche  in  25 
Jahresraten  zu  tilgen  waren. 

*)  Hievon  fielen  in  der  Folge  die  Niederländer  Obligationen  im  Betrage  von  25,764,857  fl. 
auf  das  Königreich  der  Niederlande. 

*)  Daran  22,255,755  fl.  in  Conv.-Münze  und  3,752,306  fl.  15  kr.  in  Scheinen. 

^)  Gesetzessammlung  Bd.  36.  S.  427,  486,  451  und  453.    Es  smd  4  kaiseri.  Patente 
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1)  die  Umwechslung  des  Papiergelds  in  der  Art,  dass  für  140  fl.  in  Scheinen 
eine  Iproc.  Staatsobligaüon  in  Conventionsmünze  älOOfl.  und40fl.  baar 
vergütet  wurden; 

2)  die  Errichtung  einer  Nationalbank  mittelst  Actien,  für  welche 
1000  fl.  in  Papiergeld  und  100  fl.  in  Silber  zu  erlegen  waren,  wogegen 
der  Bank  vom  Staat  für  das  ihr  zugeflossene  Papiergeld  2^2proc.  Staats- 
obligationen ausgestellt  wurden.  Das  alte  Papiergeld  musste  vernichtet 
werden,  die  Bank  erhielt  aber  das  Privilegium  der  Ausgabe  von  Noten, 
welche  der  Conventionsmtinze  völlig  gleichgestellt  waren,  keinen  Zwangs- 
cours  hatten  und  jeder  Zeit  gegen  baar  eingelöst  werden  sollten.  Dabei 
wurde  feierlich  gelobt,  kein  Papiergeld  mehr  mit  Zwangscours  auszu- 
geben. Das  Capital  der  Bank  sollte  aus  100,000  Actien  zusammenge- 
setzt werden,  wovon  damals  jedoch  nur  50,621  Stücke  ausgegeben  wur- 
den. Die  Bank  erhielt  dafür  5,062,100  fl.  Baarschaft,  die  zu  ihren 
Operationen  bestimmt  blieben  und  gegen  Auslieferung  der  bei  ihr  ein- 
gegangenen 50,621,000  fl.  Papiergeld  eben  so  viel  in  2'/«proc.  Staats- 
obUgationen.  Auch  wurden  ihr  manche  Geschäfte  der  Regierung  und 
später  die  Einlösung  des  gesammten  Papiergelds  übertragen.  Ferner 
wurde  zur  Tilgung  jener  2'/8proc.  Staatsobligationen  eine  eigene  Dota- 
tion geschöpft,  aus  welcher  die  Rückzahlung  derart  geschehen  soUte, 
dass  für  1000  fl.  baar  2000  fl.  Obligationen  an  die  Staatsverwaltung 
ausgefolgt  werden  mussten. 

Auf  die  ad  1  angegebene  Weise  wurden  an  Papiergeld  übrigens  nur  49  Miü. 
Gulden  eingelöst;  me  Einlösung  durch  die  Bankactien  betrug  50,621,000  fl.; 
die  Summe  des  Papiergelds  befief  sich  aber  1815  auf  610,095,930  fl.  ')  Der 
Rest  wurde  in  der  Folge  bis  auf  einige  Millionen  eingezogen. 

Nun  wandte  die  Regierung  auch  der  fundirten  Staatsschuld  ihr  Augenmerk 
zu.  Im  Jahre  1817  *)  wurde  der  „allgemeine  Tilgungsfonds  der  ver- 
zinslichen Staatsschuld^  errichtet,  welcher  unter  eine  besondere,  ziemlich 
unabhängige  Verwaltung  gestellt  und  mit  50,135,627  fl.  Grundcapital  (früher 
eingelöste  Staatsobligationen)  und  einem  jährlichen  Zuflüsse  von  V<  Mill.  Gulden 
Conventionsmünze  aus  der  Staatscasse  dotirt  wurde,  wozu  noch  die  Eaufschil- 
linge  aus  veräusserten  Staatsgütern,  die  Zinsen  aus  dem  Grundcapital  des 
Tilgungsfonds  und  die  fortlaufenden  Zinsen  aus  den  einzulösenden  Obhgationen 
kommen  sollten. ')  Die  Bestinmiung  dieser  Anstalt  war  zunächst  die  dlmälige 
Tilgung  der  neueren  in  Conventionsmünze  verzinslichen  Staatsschuld  mittelst 
Einkaufs  auf  der  Börse.*)  lieber  die  Operationen  des  Tilgungsfonds  war 
halbjährlich  Rechnung  zu  legen  und  die  Resultate  waren  öffentlich  bekannt  zu 
machen. 

Die  Verhältnisse  der  älteren,  bis  1815  bestandenen  Staatsschuld,  deren 
Zinsen  auf  die  Hälfte  reducirt  und  in  Wiener  Währung  zahlbar  waren,  er- 


vom  1.  Juni  1816,  wovon  das  erste  (das  Hauptpatent)  die  Papiergeldseinlösung  im 
Princip  anordnet,  das  zweite  die  Nationalbank  ins  Leben  ruft,  das  dritte  die  in  Conv.- 
Münze  oder  Banknoten  zu  entrichtenden  Abgaben  bestimmt,  und  das  vierte  den  Werth 
der  Kupferscheidemünze  g^enüber  der  Conv.-Münze  fizirt 

*)  V.  Hauer  a.  a.  0.  8.  212. 

')  Patent  vom  22.  Jan.  1817,  Gesetzsammlung  Bd.  38.  S.  84  tL 

^)  YergL  das  angef.  Patent  vom  22.  Jan.  1817  §.  2  und  3,  wonach  der  Zinsenzufluss 
gleich  anfangs  circa  2,400,000  fl.  theils  in  Cony.-Münze,  theils  m  W.  W.  betrug. 

*)  Ebendaselbst  §.  S. 
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hielten  im  Jahre  1818  ^)  eine  Art  von  Regelung.  Um  nämlich,  wie  sich  das 
kaiserliche  Gesetz  ausdrückt,  die  älteren  Staatsgläuhiger  in  den  Genuss  der 
Interessenzahlung  in  Conventionsmünze  zu  demselben  Zeitpunkte,  in  welchem 
der  Zweck  der  Zurückführung  einer  G^ldciroulation  auf  die  Ghomdlage  der 
Metallmünze  erreicht  sein  würde,  wieder  einzusetzen,  wurde  angeordnet: 

1)  dass  vom  Jahre  1818  angefangen  jährlich  ein  solcher  Betrag  in  Obliga- 
tionen, wovon  die  dermal  herabgesetzten  Interessen  125,000  fl.  ausmachen, 
also  wenigstens  ein  Capital  von  5  Mill.  Gulden  in  den  Genuss  der  ur- 
sprünglichen Zinsen  wieder  eingesetzt  werden  solle,  zu  welchem  Zweck 
dÜe  ältere  Staatsschuld  in  Serien  von  je  einer  Million  Gulden  eingetheilt 
werden  solle,  wovon  jedjährlich  5,  je  in  der  ersten  Woche  der  Monate 
Januar,  März,  Juni,  August  und  November  durch  das  Loos  zu  bezeich- 
nen seien;  ■) 

2)  dass  ein  gleicher  Betrag  jährlich  von  dem  Tilgungsfonds  auf  der  Börse 
zurückzukaufen  sei,  wozu  eine  neue  Dotation  von  IVt  MilL  Gulden  ge- 
schöpft und  der  Tilgungsanstalt  zugewiesen  wurde. ') 

Auf  diese  Weise  soUte  spätestens  binnen  50  Jahren  die  alte  Staatsschuld 
in  ihre  früheren  Hechte  eingesetzt,  d.  h.  das  durch  ihre  Reduction  begangene 
Unrecht  wieder  gut  gemacht  werden.  Da  jedoch  die  Schuld  im  Jahre  1818 
bereits  auf  488  Mill.  Gulden  herabgebracht  war,*)  so  konnte  bei  pünktlicher 
Erfüllung  des  Gesetzes  dessen  Zweck  binnen  49  Jahren  erreicht  werden  und 
wirklich  soll  auch  die  Zurückführung  der  alten  Schuld  auf  die  ursprüngliche 
Verzinsung  nach  einer  neuesten  Verfügung^)  im  Jahre  1867  vollendet  sein. 
Indessen  war  selbst  diese  Periode  viel  zu  lange,  um  den  ausgesprochenen 
Zweck  des  Gesetzes,  nämlich  den  Staatsgläubigem  von  dem  Zeitpunkte  an 
gerecht  zu  werden,  zu  dem  die  Silbervaluta  wieder  hergestellt  sein  würde,  zu 
erreichen;  denn  jener  Zeitpunkt  war  längst  erreicht  und  es  ist  inzwischen  eine 
zweite  Verlegenheitsperiode  für  Oesterreich  eingetreten,  in  der  abermals  von 
der  Silber-  zur  Papierwährung  übergegangen  werden  musste.  Die  ungenügende 
Behabilitbrung  der  österreichischen  älteren  Staatsgläubiger  bleibt  daher  immer- 
hin ein  dunkler  Fleck  in  der  Finanzgeschichte  des  Kaiserstaats  und  hat  diesem 
durch  Entfremdung  des  Vertrauens  und  Schmälerung  seines  Gredits  ungleich 
mehr  geschadet,  als  die  Ausgabe  auf  die  volle  Verzinsung  der  Schuld  erfordert 
hätte.  Beleg  hiezu  der  Umstand,  dass  in  den  langen  folgenden  Friedensjahren 
der  Zinsfuss  der  österreichischen  öffentlichen  Schuld  fast  auf  derselben  Hohe 
erhalten  blieb,  während  in  allen  andern  Staaten  eine  namhafte  Ermässigung 
eintreten  konnte. 

Der  Tilgungsfonds  blieb  bis  1829  im  Genuss  der  ihm  zugewiesenen  Dota- 
tionen und  hatte  bis  dahin  durch  Rückkauf  auf  der  Börse  ein  Vermögen  an- 
gesammelt von 209,963,266  fl.  49  kr. 

mit  einem  jährl.  Zinsenertrag  in  Conventionsmünze  von      7,285,560  fl.     8  kr.*) 
In  diesem  Jahre  wurde  aber  verfügt,  ^  dass  die  Zuflüsse  aus  der  Staatskasse 


')  Durch  Patent  vom  21.  März  1818,  Qesetzeesammlung  Bd.  40,  S.  63,  Hofkammer- 
decret  vom  80.  AprU  1818,  daselbst  S.  180  und  Hofkammerdecret  vom  27.  JuU  1818, 
das«  8.  801. 

*)  §.  1,  2  und  S  des  angef.  Patents. 

')  §.  6  und  7  desselben  Patents,  v.  Hauer  a.  a.  0.  S.  236  gibt  die  Dotation  auf 
2  MilL  an;  in  dem  (besetze  sind  aber  ausdrücklich  nur  iVt  MilL  ffenamit. 

*}  Vei^l.  Hofkammerdecret  vom  27.  Juli  1818,  Gesetzsamml.  Bd.  40.  8.  301,  §.  2, 
wonach  die  ganze  Schuld  in  488  Serien  eiugetheilt  wurde. 

')  Patent  vom  28.  Decbr.  1859,  R.-aeB.-lL  8.  615. 

*)  Beilage  zum  Patent  vom  l.  Octbr.  1829,  Gesetzsamml  Bd.  55.  8.  738. 

')  Patent  vom  1.  Octbr.  1829,  Gesetzsamml  Bd.  55.  8.  733. 
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4iuf  die  Zinsen  aus  den  eingelösten  Obligationen  beschränkt  sein  sollen,  wo- 
gegen der  Erlös  aus  Staatsgütern  dem  Tilgungsfonds  nebst  einigen  andern 
Einnahmen  nach  wie  vor  zu&llen  sollten;  auch  blieb  er  verpflichtet,  die  Ope- 
rationen bezüglich  der  alteren  Staatsschuld  fortzusetzen. 

In  Absicht  auf  die  lombardisch-venetianische  Schuld,  welche  stets  von 
der  allgemeinen  Reichsschuld  abgesondert  behandelt  wurde,  fand  in  den  Jahren 
1820  und  1822  ^)  nach  langen  Verhandlungen  eine  entsprechende  Regulirung 
statt  An  die  Stelle  des  Monte  Napoleone  des  vormaligen  Königreichs  Italien 
trat  eine  besondere  österreichische  Tilgungsanstalt  unter  dem  Kamen  „Monte 
del  Regno  Lombardo-Veneto,*'  welcher  als  Dotation  zugewiesen  wurden: 

a)  die  im  lombardisch -venetianischen  Königreiche  befindlichen  Besitzungen 
und  Einkünfte  des  vormaligen  Monte  Napoleone; 

b)  die  Besitzungen  imd  Einkünfte  der  vormaligen  italienischen  Krone  inner- 
halb des  Umfangs  des  neuen  Königreichs  mit  Ausnahme  der  Paläste, 
Gärten  etc.; 

c)  die  vom  Tilgungsfonds  eingdösten  Renten. 

Der  neue  Monte  wurde  einer  eigenen  Präfectur  in  MaOand  unterstellt  und 
es  sollten  die  dem  Tilgungsfonds  gewidmeten  Güter  verkauft,  die  Eiiöse,  sowie 
seine  übrigen  Zuflüsse  zur  Einlösung  von  Renten  verwendet  imd  so  oft  400,000  fl. 
eingelöst  wären,  berathen  werden,  ob  solche  ganz  oder  zum  Theil  zu  ver- 
tilgen seien. 

Hiemit  schliesst  eine  wichtige  Epoche  des  österreichisdien  Staatsschulden- 
wesens ab.  Es  bheb  bei  den  vorgenannten  Einrichtungen  und  Anordnungen 
im  WesentUchen  durch  die  ganze  nun  folgende  Friedensperiode  bis  1848. 

In  dieser  war  es  nun  das  Hauptbestreben  der  Verwaltung,  zunächst  die 
Geldverhältnisse  mittelst  Einlösung  des  Papiergelds  auf  einen  normalen  Zustand 
zurückzubringen.  Daher  denn  die  bedeutende  V^mehrung  der  fundirten  Schuld 
in  den  nächsten  Jahren.  Ausser  den  bereits  oben  angefahrten  Operationen  zu 
dem  angedeuteten  Zwecke  (Errichtung  der  Nationalbank  und  Einlösung  von 
49  MiU.  Papiergeld  gegen  Vh  MetalMques)  wurde  1816  ^  ein  freiwilliges  An- 
lehen  eröffiiet,  zu  welchem  die  Einlagen  theils  in  Papiergeld,  theils  in  älteien 
Staatsobligationen  zu  geschehen  hatten.    Es  gingen  dabei  ein: ") 

in  Wiener  Währung  Papiergeld 129,379,000  fl. 

m  älteren  Staatsobhgationen  k  2Vs7o 120,000,000  fl. 

wogegen  neue,   zu  57o  in  Metallmünze  verzinsliche 

Staatsobligationen  im  Betrage  von 128,778,300  fl.  *) 

ausgegeben  wurden.  Für  diese  Schuld  wurde  ein  Verzinsungs-  und  Tilgungs- 
fonds, letzterer  zu  17®  der  Schuld  nebst  den  durch  allmählige  Tilgung  er- 
sparten Zinsen,  geschöpft,  welcher  von  der  Finanz  Verwaltung  in  sicheren  Sil- 
bereinnahmen ausgesclueden  und  unangreifbar  bleiben  sollte.  Im  Weiteren 
wollen  wir  über  die  Veränderungen  der  Schuld  in  dieser  Periode  Zahlen 
sprechen  lassen.  , 

# 


1)  Patente  Yom  27.  Ang.  1820,  C^etzsammL  Bd.  48.  S.  545  und  yom  24.  Mai  1822, 
GesetzsammL  Bd.  46,  S.  d02.  Das  letztere  Gesetz  enthält  die  eigenÜiche  Einsetzung 
des  Monte  und  die  näheren  Vorschriften  über  die  Tilgnngsart  der  lombardisch-yenetia- 
nischen  Schuld.    VergL  auch  v.  Hauer  a.  a.  0.  8.  150  ff. 

')  Patent  vom  29.  Octbr.  1816,  QesetzsammL  Bd.  37,  S.  226  und  Hofkammerdecret 
vom  30.  Octbr.  181  ß,  das.  S.  229. 

«)  V.  Hauer  a.  a.  0.  S.  230. 

*)  Hübner  a.  a.  0.  8.  48.   v.  Hauer  a.  a.  O.  S.  280  gibt  nur  120  MilL  Ghüden  an. 

Mo  Ol  er,  Capiulanlage  in  Werthpflpieren.  ^ 
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Es  betrag  die  ftmdirie  Staatechnld: 


in  Wiener  Wähmng 

in  ConT.-MOnse 

(Utero  Schuld). 

(neue  Schuld). 

1818    . 

.     537,632,870  fl. 

168,874,180  fl. 

1819    . 

.     500,942,070  , 

271,119,270  , 

1820    . 

.     491,250,150  „ 

288,061,270  , 

1821     . 

.    479,273,510  , 

309,256,490  , 

1822    . 

.    458,010,760  , 

335,574,800  , 

1823    . 

.    444,395,800  , 

327,249,190  ,  •) 

1829    . 

.    354,086,823  . 

699,182,671  , 

1839    . 

.     256,170,985  , 

853,781,793  , 

1847    . 

.     172,921,355  , 

915,710,945  ,  *) 

Hon  rieht  hieraii«,  wie  in  dieBer  Periode  die  ältere  Schuld  mit  anerkemieiis- 
werthem  Eifer  ermSssigt  wurde,  wie  aber  gleichseitig  die  neuere  Schuld  in 
yiel  grosserer  Progression  anwuchs.  Im  Anfang  der  Periode  war  die  Steigerung 
der  letzteren  in  Folge  der  Papiergeldseinlösung  erklärlich,  die  durch  die  Na- 
tionalbank bis  auf  einige  Millionen  stattfand,  wobei  freilich  der  Staat  gegen 
die  Nationalbank  heute  noch  mit  einem  namhaften  Betrag  im  Rückstande  ist;^ 
die  Yermehrung  der  Schuld  in  den  späteren  Jahren  ist  aber  um  so  unbegrei^ 
lieber,  als  fast  nichts  zu  gemeinnützigen  Zwecken  geschah  *)  und  in  aUen  andern 
Ländern  mit  geordneter  Finanzverwaltung  diese  Zeit  der  Ruhe  benützt  wurde, 
um  die  Lasten  der  Staatsschulden  zu  ermässigen.  Unstreitig  trifft  diese  Periode 
der  österr.  Finanzverwaltung  der  begründetste  und  härteste  Tadel.  Die  rechte- 
widrigen Schritte  der  vorigen  Epoche  konnten  mit  der  NoÜi  des  Staats  und 
mit  dessen  erschöpfenden  Anstrengungen  entschuldigt  werden.  Jetzt  aber  gab 
es  keine  Rechtfertigung  für  eine  Finanzgebahrung,  die  inmitten  des  tiefsten 
Friedens  (die  yorübergehenden  Unterbrechungen  1823,  1830,  1840  etc.,  welche 
keine  Folgen  hatten,  kommen  doch  wohl  kaum  in  Betracht)  einen  grossen 
Theil  ihrer  ordentlichen  Staatsausgaben  mit  neuen  Anlchen  deckte.  Mit  Aus- 
nahme Frankreichs  vermag  Oesterreich  kein  Beispiel  gleicher  Schuldvermehrung 
während  der  hier  in  Frage  stehenden  Periode  für  sich  anzuführen.  Und  da 
wie  dort  waren  es  die  Folgen  der  unseligen  Interventionspolitik,  welche  das 
Mark  des  Staatskörpers  verzehrten. 

Um  ein  Bild  der  riesenhaften  Finanzoperationen  innerhalb  der  jetzigen 
Periode  zu  geben,  führen  wir  solche  einzeln  an.  E»  wurden  von  1816  bis  1847 
an  neuen  Staatsiuilehen  contrahirt: 

1816  g^en  Papiergeld  umgetauscht 34,882,700  fl.  zu  1 7».  *) 

,      dessgleichen 128,778,300  fl.    „    ÖV«.*) 

„      dessgleichen  an  die  Bank  ausgefolgt     .    .     .  50,621,000  fl.    „    2ViV«.0 

1818  Silberanlehen  zum  Cours  von  66  Vo      .    .     .  50,000,000  fl.    ,    57o. ") 


*)  Bis  hieher  nach  Notizen  bei  v.  Hauer  a.  a.  0.  S.  232. 

*)  Von  den  3  letzten  Jahren  nach  y.  Reden  a.  a.  O.  8.  891,  892  nnd  894. 

«)  VergL  v.  Beden  a.  a.  0.  8.  831  und  895,  und  unten  8.  71. 

*)  Erst  am  Schlüsse  der  Periode  (1846—47)  wurden  24,200,008  fl.  zur  Erwerbung 
von  Privateisenbahnen  verwendet,  welche  aber  später  wieder  um  viel  geringere  Summen 
veräussert  wurden.  YergL  y.  Hauer  über  österr.  Btaatsausgaben  etc.  8.  351  und 
Hübner  a.  a.  0.  8.  75  ff. 

^)  Patent  vom  1.  Juni  1816,  OesetzsammL  Bd.  34,  S.  427. 

«)  Patent  vom  29.  Octbr.  1816,  Gesetzsamml.  Bd,  37,  8.  226. 

^  Patent  vom  1.  Juni  1816,  OesetzsammL  Bd.  34,  8.  427. 

^)  Ueber  dieses  Anlehen  findet  sich  in  der  Gesetzsammlung  keine  PubKcation; 
ebenso  theUweise  in  Bezug  auf  die  folgenden  Anlehensoperationen.    Das  ganze  Yer- 
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Cifntalisinmg  der  rückständigen  ZinBen  bei  Bethmann 

imd  GoD 20,000,000  fl.  zu  5*/o. 

1820  Erstes   Lotterieanlehen 20,800,000  fl.    „    6Vt7o. 

,     Zweites  „  37,500,000  fl.    „    7Vo. 

CcniTertining  der  Anleben  bei  Bethmann  und  GoD, 
45  Hill.  2V«7o  W.  W.  in  Conv.-Münze  k  57«  raid 

Ton  27  MüL  W.  W.  auf  54  MiD.  Conv.-M.  erhöht    43,200,000  fl.    „    5^o. 
Uebemahme  des  österr.  Antheils  an  den  Schulden  des 

Monte  Napoleone  circa 80,000,000  fl.    ^    — 

Anlehen  von     .     .     1823  zum  Cours  von     75  7»  .    30,000,000  fl.    „    57o. 

,  ,       .     .     1823      „         „         „       827o  .     36,000,000  fl.    „    57o. 

,  ^       .     .     1826      „         „         „       877o  .     15,000,000  fl.    „    57o. 

,       .     .     1829      „         ;,         „       867o  .    23,256,000  fl.    ,    47o. 

„  »       .     .     1830      „         „         „       977«  .     20,000,000  fl.    „    47o. 

,  ,       .     .     1831      „         „         ,       807o  .     37,500,000  fl.    „    57o. 

,       .     .     1832      „         ,         ,       847o  .     58,000,000  fl.    ,    57o. 

„       .'   .     1833     ,         ,        ,       897*7o    40,000,000  fl.    ,    57«. 

Lotterieanlehen  von   1834      „         „         „         —    .    25,000,000  fl.    „    47o. 

Anlehen  von     .     .     1835      „         „         „       757«  .    40,000,000  fl.    „    37o. 

Lotterieanlehen  von   1839      ^         ^         ^         —     .     30,000,000  fl.    ^    47o. 

Anlehoi  von     .     .     1841      „         „         „      102  7o  .     40,000,000  fl.    „    57o. 

,  ,       .     .     1843      „         „         ,      106  7o  .     43,600,000  fl.    „    57o. 

„       .     .     1847  (Theilzahlnng)    ....     11,312,000  fl.    „    57o. 

Zu  verschiedenen  Zeiten  begeben: 

Obligationen 7,460,228  fl.    „    57o. 

Centralcassenanweisungen 140,000,000  fl.    „    — 

Dagegen  verwendete  der  TOgongsfonds  vom  Eintritt  seiner  Wirksamkeit 
(1.  März  1817)  bis  Ende  1846:') 

zur  Einlösung  von  Staatsobligationen 305,727,672  fl. 

,    Rückzahlung  von  Lotterieanlehen      ....     19,314,870  fl. 
zu  sonstigen  Capital-  und  Zinszahlungen    .     .     .      5,667,393  fl. 

330,709,935  fl. 
wozu  er  erhielt: 

Dotationen  aus  den  Staatskassen 114,564,684  fl. 

Susen  aus  seinem  Vermögen  und  andere  Zuflüsse  216,216,419  fl. 

330,781,103  fl. 
Von  den  durch  ihn  eingelösten  Schuldtiteln  wurden  bis  ebendahin  öffent- 
lich verbrannt:  em  Capitalbetrag  von 264,000,162  fl. 

und  blieben  im  Tilgungsfonds  vorräthig    .     .    .     .     182,686,042  fl. 
zusammen  an  der  Staatsschuld  abgetragen     .     .     .    446,686,204  fl. 

Im  Ganzen  fanden  auf  die  Staatsschuld  Verwendungen  statt,  wie  sie  kein 
anderer  europäischer  Staat  gleichzeitig  gemacht  hat.  Um  dies  vor  Augen  zu 
führen,  wollen  wir  von  der  Periode  1830—1847  einzelne  Angaben  *)  in  Zahlen 
folgen  lassen.     Es  betrug  die  Ausgabe  an  Zinsen  und  Tilgungsquoten: 


xeichniBS  ist  jedoch  dem  der  BeichsyerBammhmff  durch  den  Finanzmioister  1848  vorge- 
legten Finanzbericht  entnommen,  also  offioieUL  Vergl  Hflbner  a.  a.  O.  S.  48  und 
T.  Beden  a.  a  O.  S.  870  ff. 

i)  Brachelli,  deutsche  Staatenkunde,  Bd.  L  8.  416—416. 

t)  T.  Beden  a.  a.  O.  8.  422. 
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von  1830—1840  von  1840—1847 

im  ordentlichen  Etat  (Zinsen)    284,826,948  fl.  221,980,804  fl. 

„    ausserordentlichen  Etat    .     245,129,897  fl.  95,076,267  fl. 

durch  den  Tilgungsfonds  .    .     107,551,708  fl.  74,931,295  fl. 

"637^Ö8^553fl.  391,988,366  fl. 

zusammen  in  17  Jahren    .....     1,029,496,919  fl. 
also  im  Jahresdurchschnitt    ....  60,558,642  fl. 

Aber  diese  Verwendungen  wurden  zum  Theüe  eben  durch  die  oben  be- 
rührten Creditoperationen  beschafft,  so  dass  auf  der  einen  Seite  getilgt  und 
auf  der  andern  neue  Schulden  contrahirt  wurden.  Auch  der  Zinsfuss  blieb 
fortwährend  auf  derselben  Höhe,  obgleich  er  in  andern  Staaten,  selbst  Frank- 
reich nicht  ausgenonmien,  eine  Ermässigung  von  wohl  Vs  erhielt.  Nor  im 
Jahre  1830  wurde  ein  Anlauf  zur  Umwandlung  der  5procent.  Schuld  in  eine 
4procent  genommen, ')  in  so  ferne  damals  4  Aufkündigungen  von  je  10  MilL 
Gulden  Capital  in  der  Art  statt  hatten,  dass  den  Gläubigem  entweder  baare 
Zahlung  oder  neue  4proc.  Obligationen  mit  einem  Aufgeld  von  4  fl.  per  100 
angeboten  wurde.    Hiebei  blieb  es. 

Ziehen  wir  das  Resultat  aller  Creditoperationen  innerhalb  der  Friedens- 
periode von  1816 — 1847,  so  ergibt  sich 

a)  beim  Begmn  derselben  fundirte  Schuld     .     .     716,341,410  fl.  26  kr. 
Papiergeld  in  W.W.  638,715,920  fl.,  zurück- 
geführt auf  Conv. -Münze  zum  Cours  von  250    255,406,368  fl.  —  kr. 

971,747,778  fl.  26  kr. 
davon   ab   die   auf  die  Niederlande  gefallene 

Schuld  mit 25,764,857  fl., 

sodann  der  Betrag,  welcher  bei  der  Einlösung 
der  altem  auf  die  hälftige  Verzinsung  in  W.  W. 
herabgesetzten  Schuld  gegen  den  oben  in  Rech- 
nung genonmienen  Nominalwerth  derselben  ge- 
wonnen wurde,  nämlich  bei  einer  eingelösten 
Summe  von  ungefähr  150  Mill.  Gulden  zum 
Durchschnittscours  von  45 V«:  Gewinn*) 

82,500,000  fl.     108,264,857  fl.  —  kr. 
Rest  effective  Schuld 863,482,921  fl,  26  kr. ») 

b)  am  Schlüsse  der  Periode:  **) 

fundirte  Schuld    ....  1,088,632,300  fl. 

schwebende  Schuld  .     .     . 98,621,200  fl. 

17187,253,500  fl.' 
davon  im  Besitze  des  Tilgungsfonds     187,387,091  fl. 

~     999,866,409  fl.  —  kr. 


i)  Oircular  der  niederösterr.  Regierang  vom  31.  Man  1880.  VergL  v.  Hauer,  Bei- 
träge etc.  S.  231. 

f)  Nach  Hübner  a.  a.  0.  S.  73  wurden  bis  1844  117,540,196  fl.  k  44VioVo  einge- 
löst Da  jährlich  5  MilL  einzulösen  waren,  so  entziffert  sich  von  1817  —  1847  in  30 
Jahren  eine  Summe  von  150  Mill.  Oulden. 

')  Hühner  a.  a.  0.  8.  49  berechnet  die  österr.  Staatssohuld  1818  nur  auf  einen 
auf  570  Effecten  zurAckgefahrten  Betrag  von  circa  496' »  MilL  Ghilden.  Die  Berech- 
nung ist  aber  offenbar  unrichtig;  namentlioh  ist  dabei  übersehen,  dass  ein  grosser  Theil 
der  alten  Schuld  (mehr  als  die  Hdlfte)  nach  und  nach   in  ihren  alten  y'inafivM  wieder 
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Es  ergibt  sich  alßo  eine  effective  Schuldvermehnmg  in 

den  30  Friedensjahren  von .     136,383,487  fl.  34  kr., 

"wobei  die  Summen,  welche  an  Kriegscontributionen,  Reluitionsgeldem  und 
Subsidien  an  Oesterreich  vergütet  wurden,  mit  circa  150  Millionen, »)  sodann 
die  Erlöse  ans  veränsserten  Staatsgütern  mit  circa  36  Millionen,  und  für  ver- 
kaufte Güter  der  politischen  Fonds  mit  etwa  19  Millionen,  *)  ebenso  die  ab- 
gesonderten Schulden  des  lomb.-venetianischen  Königreichs  unberücksichtigt 
geblieben  sind. ') 

"Wir  gehen  nun  zur  neuesten  Periode  der  österr.  Finanzgeschichte,  1847 
bis  1860,  über.  Schon  1846  entstanden  Unruhen  in  Galizien,  1847  in  Italien. 
1848  schlugen  die  Ereignisse,  welche  den  Westen  des  europäischen  Festlandes 
erschütterten,  mit  doppelter  Wucht  in  Oeterreich  ein.  Es  galt  jetzt,  den  Kampf 
um  die  Existenz  der  Monarchie  gegen  innere  Feinde  zu  kämpfen.  Italien 
und  Ungarn  mit  seinen  Nebenländem  rissen  sich  los  und  auch  in  Wien  schlug 
die  Revolution  in  hellen  Flammen  auf.  In  der  Eile  wurde  eine  Verfassung 
ertheilt  und  ein  Reichstag  berufen,  aber  politische  Unreife,  Leidenschaft  und 
Eifersucht  der  Nationalitaten  vereitelten  eme  lebensfähige  Schöpfung. 

Wie  zu  jener  Zeit  der  Credit  selbst  derjenigen  Staaten,  welche  vorher  als 
Muster  in  der  Finanzwirthschaft  gegolten  hatten,  tief  erschüttert  wurde,  konnte 
es  nicht  fehlen,  dass  der  österr.  Staatscredit  —  durch  die  Vorgänge  am  Anfange 
des  Jahrhunderts  immer  noch  alterirt  —  doppelt  empfindlich  litt.  Finanziefie 
T^rlegenheiten  aller  Art  stellten  sich  denn  auch  alsbald  ein.  Der  Kampf  in 
Italien  und  in  Ungarn  verschlang  ungeheure  Summen,  ebenso  forderte  die 
begonnene  Neubildung  des  Reichs  grosse  Baarmittel;  aber  im  umgekehrten 
Verhältnisse  verminderten  sich  die  Staatseinkünfte,  weil  aus  den  aufständischen 
Provinzen  nichts  mehr  einfloss  und  alle  Gewerbthätigkeit ,  Handel  und  Ver- 
kehr damiederlag.  So  blieb  wiederum  nur  dasselbe  Mittel  offen,  dessen  man 
sich  in  der  Finanznoth  der  französischen  Kriege  bedient  hatte.  Da  ein  Silber- 
ausMirverbot  vom  20.  April  1848  die  beabsichtigte  Wirkung  nicht  hatte,  er- 
hielten im  Mai  desselben  Jahres  ^)  die  Noten  der  Nationalbank  Zwangscours^ 
auch  wurde  die  Einwechselung  derselben  auf  Beträge  von  25  fl.  beschränkt, 
später  sogar  ganz  aufgehoben,  und  der  Bank  die  Ermächtigung  ertheilt,  Noten 
von  1  und  2  fl.  auszugeben.  Nebenbei  gab  die  Regierung  verzinsliche  Hypo- 
thekar- und  Centralcassenanweisun^en  aus,  benützte  den  Credit  der  Bank  auf 
jede  mögliche  Art  und  schuf  —  da  selbst  die  Scheidemünze  aus  dem  Ver- 
Kehr  schwand  —  ein  eigenes  Staatspapiergeld,  sogenannte  Münzsoheine 
2t  6  und  10  kr.  Es  kam  so  weit,  dass  das  Publikum  diese  Scheine  in  Theile 
zerrisB  und  mit  den  Theilen  bezahlte. 

Sobald  indessen  die  Ordnung  nur  einigermassen  wieder  hergestellt  war^ 
beeilte  sich  die  Regierung,  die  eingetretenen  Uebelstände  im  Geldwesen  durch 
Benützung  des  ordentlichen  Staatscredits  hinwe&'zuräumen.  Man  muss  es  an- 
erkennen, dass  die  Staatsmänner  dieser  Periode  von  einem  andern  Geiste 
beseelt  waren,  als  ihre  Vorgänger  am  Anfange  des  Jahrhunderts.    Von  1849 


eingesetzt  werden  musste,  die  damals  herabgesetzten  Zinsen  daher  nicht  als  Grundlage 
der  Berechnung  brauchbar  waren. 

*•)  VergL  v.  Beden  a.  a.  0.  8.  894—896. 

')  VergL  V.  Hauer,  Beiträge  etc.  8.  161.    Hübner  a.  a.  0.  S.  49.    v.  Reden 
a.  a.  0.  8.  872. 

■)  v.  Reden  a.  a.  0.  8.  872. 

*)  Die  lomb.-venet  Schuld  scheint  übrigens  ermftssigt  worden  zu  sein  und  erst  von 
1850  an  eine  Vermehrung  erfahren  zu  haben. 

*)  Dnrdi  Patent  vom  22.  Mai  1848. 
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an  bis  Ende  1858  wurden  die  grössten  Anstrengongen  gemacht,  um  nonnale 
Finanzzustände  herbeizuführen,  den  Staatscredit  zu  heben  und  allen  Staats— 
gläubigem  gerecht  zu  bleiben.  Gleiche  Anstrengungen  galten  der  Hebung  der 
Steuerkraft  und  der  Entwicklung  der  inneren  Hü&squellen.  Wenn  auf  dem 
Gebiete  der  Yolkswirthschaft  vorher  nirgends  weniger  geschah,  als  in  Oester- 
reich,  so  kann  nicht  bestritten  werden,  dass  seit  1849  dort  mehr  geschehen 
ist,  als  irgendwo  anders.  Wir  erinnern  nur  an  das  Riesengeschäft  der  Grund- 
enÜastung  und  der  Herstellung  emes  Grundsteuercatasters,  an  die  erfolgreichen 
Schritte  zur  Erstellung  eines  möglichst  yollkommenen  Eisenbahnnetzes  und  an. 
das  Geschäft  der  Theissregulbung  etc.  Aber  die  Zeit  war  wenig  geeignet, 
diese  Bestrebungen  zu  unterstützen.  Schon  der  orientalbche  Krieg  verursachte 
eine  Unterbrechung  und  verschlang,  obgleich  Oesterreich  eine  zuwartende  und. 
beobachtende  Stellung  einnahm,  grosse  Summen,  welche  der  Consolidirung  der 
innem  Zustände  entgingen.  Ausserdem  erforderton  alle  Unternehmungen  bei 
dem  immer  noch  schwankenden  Staatscredite  doppelte  Opfer,  und  als  endlich 
das  grosse  Ziel  Ende  1858  erreicht  schien,  warf  der  berüchtigte  Neujahrsgruss 
des  franzosischen  Imperators  das  ganze  Gebäude  wieder  über  den  Haufen. 
Verlassen  von  seinen  ältesten  Verbündeten,  stand  Oesterreich  im  italienischen 
Kriege  von   1859   der  Revolution    und   der  französischen  Kriegsmacht  allein 

fegenüber  und  verlor  in  Folge  der  iinverantwortlichsten  Kriegführung  seine 
tellung  in  Italien  und  eine  seiner  reichsten  Provinzen  nicht  nur,   sondern  es 
ist  von  dort  aus  nunmehr  permanent  bedroht.  ^ 

Dass  alle  Vorgänge  dieser  Periode  die  Staatsschuld  fortwährend  steigern 
mu.ssten,  ist  nicht  zu  verwundem.  Abgesehen  von  den  Simimen,  welche  der 
Staat  in  verschiedenen  Formen  von  der  Nationalbank  lieh,  fanden  denn  auch 
folgende  Creditoperationen  statt: 

1)  Anlehen  von  1849  im  Wege  der  Subscription  *)     71,000,000  fl.  zu  4V»7<»- 

2)  Lombardisch- venetianisches  Anlehen  von  1850 
zur  Einlösung  der  ausgegebenen  Tresorscheine 
und   zur  Fortführung  des  Eisenbahnbaues  im 

Betrage  von  140,825,900  Lire  ^  ^  V»  A.  C.-M.  =     46,941,966  fl.  zu  57<». 

3)  Umwandlung  der  —  durch  dieses  Anlehen  nicht 
zur  Einlösung  gebrachten  italienischen  Tresor-  ^ 
scheine  in  5proc.  Renturkunden  des  Monte  del 
Regno  Lomb.-Veneto,  deren  Betrag  wir  jedoch 
nirgends  angegeben  finden. 

4)  Umwandlung  der  unbezahlt  gebliebenen  Zinsen 

und  Lotterieanlehensloose  in  Silbermetalliques  ^    30,000,000  fl.  zu  57<>» 

5)  Subscriptionsanlehen  von  1851  zur  Herstellung 

der  Regehnässigkeit  des  Geldumlaufs*)  .    .     .     85,000,000  fl.  zu  57o. 

6)  Englisch-österreichisches  Anlehen  von  1852  zu 
gleichem  Zweck  und  zur  Herstellung  des  Gleich- 
gewichts der  Finanzen*) 35,000,000  fl.  zu  5Vo. 


1)  Patent  vom  28.  Juni  1849,  R.-Ge6.-BL  S.  469.  Finanzmmist-ErL  vom  14.  Sept. 
1849,  R.-Ge8.-BL  8.  708. 

^  Wiener  Zeitung  von  1850,  S.  3622,  wo  der  Anlehensbetrag  nur  auf  128  MiU. 
Lire  angegeben  ist  In  den  Obligationen  ist  aber  die  Sunune  von  1^0,825,900  Lire 
genannt. 

°)  Minist-Decret  vom  25.  Juni  1849,  Ergänzungsband  zum  R.-Ge8.-Bl  Nr.  316,  vergL 
mit  Minist-Erlass  vom  1.  Sept.  1851,  R.-Ge8.-BL  Nr.  203,  und  Minist-Bekanntmaohuiig 
vom  18.  Aug.  1852,  Nr.  199  der  Wiener  Zeitung. 

*)  Finanzminist-Erlass  vom  1.  Sept.  1851,  R.-Ge8.-BL  Nr.  202. 

*)  V. R6dena.a.O.S.875.ImR.-Ges.-BL finden wiraberdieBesAnlehenkeinePabhoation. 
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7)  SubeoriptioiieaiilehMi  von  1852  zur  Yenninde-  ^ 
nmg  der  Schuld  an  die  Nationalbank  (15  Mill.), 

zum  Einzug  von  Papiergeld  (25  Mill.),  zu  Eisen- 
bahnbauten  (20  MilL)  und  zur  Deckung  des 
Deficits  (20  Mill.) ») 80,000,000  fl,  zu  5V«w 

8)  Lotterieanlehen  Yon  1854  ^ 50,000,000  fl.  zu  47*. 

d)  Nationalanlehen  von  1854  zum  Behufe  der 

Zur&ckfQhrung  der  Landeswährung  auf  Metall- 
währung und  der  HerbeischafiFüng  der  Mittel 
zur  Bedeckung  der  ausserordentlichen  Staats- 

bedürfhisse ») 500,000,000  fl.  zu  57». 

In  Wirklichkeit  wurden  aber  611,571,300  fl. 
ausgegeben,  also  mehr*) 111,571,300  fl.  zu  bV^. 

10)  Yenetianisches  Anlehen  yon  1859  zur  Deckung 
der  Kosten  des  italienischen  Kriegs  in  osterr. 

Währung'^) 30,000,000  fl.  zu  57«. 

11)  Englisches  Anlehen  von  1859  in  Pfund  Ster- 
ling zu  gleichem  Zwecke:  6,000,000  Pfd.  Steri. 

k  100  fl.  osterr.  W.  =  10  Pfd.  Sterl.«)     .     .     60,000,000  fl.  zu  57«. 

12)  Lotterieanlehen  von  1860  zu  gleichem  Zwecke^  200,000,000  fl.  zu  57o. 

Das  Anlehen  wurde  zur  Subscription  ange- 
legt, es  fanden  aber  nur  circa  76  Mill«  Abs^. 
Der  Rest  ist  der  Nationalbank  k  conto  ihrer 
Vorschüsse  zugewiesen. 
Dieser  Schuldvermehrung  gegenüber  wurde   die   planmässige  Tilgung   in 
soweit  fortgesetzt,   als   die   vertragsmässigen  Anlehensbedingungen   eine  Til- 
gung erheischten.    Es  betrug  daher  die  gesammte  Staatsschuld  im  Nominal- 
wertheOlj 


*)  FinatuminiBt-Erlaas  vom  4.  8ept  1852,  R.-Ge8.-BL  8.  797. 

*)  Finanznumsi-Erlass  vom  4.  März  1854,  R.-Ges.-BL  S.  345. 

^  Patent  vom  26.  Juni  1854,  R.-OeB.-BL  8.  635.  YergL  auch  Fmanzminisi-Eriass 
vom  31.  Ang.  1854,  R.-Oe8.-BL  8.  925,  wodorch  der  Nationalbank  134'/t  Hill  Gnlden 
dieses  Anlehens  k  conto  ihrer  Forderung  überwiesen  wurden. 

*)  Bekanntmachung  des  FÜL-Minist  in  der  Wiener  Zeitung  vom  11.  Oct.  1859.  Yon 
der  ganzen  Summe  besass  übrigens  damals  der  Tilgungsfonds  26,492,100  fl. 

^)  Erlass  der  Statthaltorei  vonYenetien  und  Mantua  vom  14.  Mai  1859.  Yon  diesem 
Anlehen,  welches  anfänglich  auf  das  lombardisch -venetianische  Kdnigreich  im  Betaig 
von  75  Mill.  ausgesohrieben ,  nach  dem  Yerlust  der  Lombardei  aber  auf  30  Mill.  er- 
mässigt  wurde,  war  bis  1.  Januar  1860  nur  die  Summe  von  15,016,781  fl.  emittirt 
YereL  unten  §.  14. 

^)  Auch  über  dieses  Anlehen  findet  sieh  keine  Pubücation  im  R.-Ge8.-BL  Naoh 
-der  Austria,  Jahrgang  1859,  Bd.  L  S.  251  und  Bd.  IH  S.  175,  227  und  882  wurde 
■den  Subscribenten  die  hälftige  Einzahlung  erlassen.  In  London  soll  ur^rünglioh  nur 
1  MilL  Pfd.  SterL  gezeichnet  worden  sein;  später  nahm  aber  die  Subscription  grOmeren 
Fortgang.  Bis  1.  Januar  1860  waren  naoh  dem  Bericht  der  Staatsschulden-Oommission 
vom  4.  Juni  1860  (unten  §.  14)  ausgegeben  17,500,000  fl. 

^  Fmanzminist-Erlass  vom  22.  März  1860,  B.-Q0S.-BL  S.  127.  Yeiig^  Wiener  Zei- 
tung von  1860,  Nr.  98. 

^  V.  Beden  a.  a.  0.  8.  894—897.  Yon  den  folgenden  Jahren  1854/59  lässt  sich 
eine  actenmässige  Darstellung  dex  Schuld  nicht  geben,  auch  ist  eine  Berechnung  dess- 
halb  kaum  mö^oh,  weil  auf  das  grosse  Nationalanlehen  bis  1859  Einzahlungen  statt- 
hatten, deron  QrOese  im  einzelnen  Jahre  nicht  bekannt  gemacht  wurde. 
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Steatqwpiere. 


LFundirteSchuld. 

A.  InConv.-Münze 

verzinslich: 

1849. 
fl. 

1850. 
fl. 

1851. 
fl. 

1852. 
fl. 

1858. 
fl. 

1)  allgemeineSchuld 

2)  Stastalotterie-An- 
lehen 

3)  Schuld  an  die  Na- 
tionalbank wegen 
des  Papiergelds- 
Einlosungs  -  Ge- 
schäfts von  1 820ff. 

4)  Passiven  bei  den 
Eamenüzahlfimt 

5)  für  angekaufte  Ei- 
senbahnen-   und 
sonstige  Schulden 

6)  für    hypothecirte 
Eassenanweisngn. 

804,519,858 
42,287,862 

80,358,797 
6,890 

822,271,155 
40,840,513 

78,848,649 
5,890 

891,805,932 
39,830,000 

75,584,572 

947,218,477 
37,280,000 

72,950,932 

10,059,285 

985,344,79^ 
36,000,000^ 

69,896,627 

192,701,048 
40,000,000 

Summe  zu  A. .  . 

B.  In  Papiergeld 
(W.-Whg.)  verzins- 
lich: 

7)  verloosbare ältere 
Schuld 

8)  nicht  verloosbare 
ältere  Schuld  .  . 

927,116,907 

167,586^67 
1,881,911 

941,966,207 

161,564,301 
1,881,467 

1007,170,540 

153,270,588 
10,336,498 

1067,458,694 

140,152,836 
10,050,676 

1273,942,467 

140,152,836 
3,785,563 

Summe  zu  B.  .  . 
zusammen  L  Fun- 
dirte  Schuld  .  .  . 

n.  Schwebende 
Schuld. 

9)  in  Conv.  -  Münze 
verzinslich  .... 
10)  unverzinsHohes 
Papiergeld: 

a)  auf  Conv.-M. 
lautend.  .  .  . 

b)  auf  W.-Whg. 
lautend  .... 

zusammen  IL  Schwe- 
bende Schuld  .  . 

Haupt  -  Summe    der 
Staatsschuld  .  .  . 

Hievon    besass    der 
Tilgungsfonds  .  . 

Verbleibt    Rest    dnr 

169,418,378    163,445,768 

163,607,086 

150,203,512 

143,938,399 

1096,585,285 

141,627,110 

P 
P 

1105,411,975 

822,188,245 

P 

P 

1170,777,590 

287,989,008 
P 

1217,662,206 

209,700,000 
180,485,069 

1417,880,866 

74,742,380 

143,831,443 
6,152,915 

141,527,110 

822,188,245 

237,989,008 

340,185,069 

224,226,738 

1238,062,395 
174,504,294 

1427,595,220 
174,557,058 

1408,766,598 
174,848,626 

1557,847,275 
176,086,129 

1642,107,604 
188,637,161 

Schuld 

1068,558,101 

1258,038,142 

1238,917,972 

1881,811,146 

1453,470,443 

ffiebei  ist  die  lombardisch -venetianische  Schuld,  welche  am  1.  Nov.  1847 
59,985,088  fl.  betrug  und  seitdem  um  mehr  als  40  MiU.  ^höht  wurde,  nicht 
berücksichtigt. 

Der  Tilgungsfonds  hat  bis  1853  im  Ganzen  eine  Summe  von  549,346,955  fl. 
Oapitalnennwerth  ausser  Umlauf  gebracht  und  dafftr  350,245,554  fl.  yerausgabt ') 


0  V.  Reden  a.  a.  0.  S.  904. 
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Bb  eben  dahin  waren  von  der  alteren  Staatssohuld  in  Oemassheit  des  Patent» 
ynm  21.  März  1818 

a)  zurüdcgekauft  (unter  obigen  549,346,955  fl.  inbegriffen) 

und  vertilgt 192,448,616  fl. 

b)  in  die  ursprüngliche  Verzinsung  wieder  eingesetzt  .  .  188,718,697  fl. 
woYon  der  Tilgungsfonds  24,322,797  fl.  besass. ') 

Von  nun  an  wurden  die  grossten  Anstrengungen  gemadit,  um  wieder  zu 
nonnalen  Zuständen  im  Geldwesen  zu  gelangen.  Wir  führen  von  den  zu  die- 
sem Zwecke  ergang^ien  amtlichen  Verfügungen  ausser  den  bereits  namhaft 
genachten  AnlehensoperaticmeQ  folgende  an: 

1)  Einberufung  der  ausgegebenen  Beichssohatsscheine,  ä  10  fl«,  und  der 
3proc  Oentralcassenanweisungen  von  1850  und  1851  im  Jahre  1852  % 
und  Aufhebung  des  Zwangscourses  der  letzteren  im  gleichen  Jahre.  ^) 

2)  Einberufung  der  deutschen  Münzscheine  zu  6  kr.  im  Jahre  1853  *)  und 
Ersetzung  der  yerzinslichen  Reichsschatzscheine  k  1000,  500  und  100  fl. 
durch  unverzinsliche  k  100  und  1000  fl. ')  Indessen  konnte  der  Zwangs- 
cours  dieser  letztem  nook  nicht  au%ehoben  werden,  vielmehr  geschah 
die  Ausgabe  noch  mit  der  Verpflichtung  der  allgemeinen  Annahme  an 
Zahlungsstatt,  jedoch  innerhalb  der  Grenze,  welche  durch  die  Ausgabe 
der  verzinslichen  Schatzscheine  gesteckt  war. 

3)  Abkommen  mit  der  Nationalbank  vom  23.  Febr.  1854,  wonach  dieser 
der  Einzug  des  gesammten  mit  Zwangscours  umlaufenden  Papiergelds 
übertragen  und  ilff  eine  jährliche  Zahlung  von  mindestens  10  Mill.  Gulden 
aus  den  2ioUeinkünften  versichert  wurde«  ®) 

4)  Zuweisung  von  134  V>  Mill.  Gulden  an  die  Bank  aus  dem  Ertragnisse 
des  Nationalanlehens  von  1854  behufs  Herabminderung  der  Schuld  des 
Staats  an  die  Bank  auf  80  Ifill.  und  Anbahnung  der  Wiederaufiiahme 
der  Baarzahlungen  der  letztem. ') 

5)  Kaiserliche  Verordnung  vom  7.  Febr.  1856  ^,  womit  angeordnet  wurde, 
dass  Dariehen  in  klingender  Mün^e,  wenn  sich  der  Gläubiger  die  Ver- 
zinsung und  Tilgung  in  der  gegebenen  Münzsorte  oder  in  klingender 
Münze  vorbehalten  hat,  auf  die  bedungene  Weise  zu  verzinsen  und  zu- 
rückzuzahlen seien. 

6)  Abschluss  des  Wiener  Münzvertrags  vom  24.  Januar  1857^  mit  der  Ver- 
pflichtung, kein  Papiergeld  mehr  mit  Zwangscours  auszugeben,  ohne  dass 
Einrichtungen  zu  dessen  iederzeitigen  haaren  Einlösung  getroffen  wären. 

7)  Einberufung  der  ungarischen  Münzscheine  k  10  kr.  ^^  und  des  alten  noch 
umlaufenden  Wiener-Währung-Papi^gelds  ^*),  womit  alles  Staatspapiergeld 
ausser  Umlauf  gesetzt  war.    En(Uich 

8)  Die  Durchführung  des  Wiener  Münzvertrags  auch  mit  Beziehung  auf  die 
Nationalbank  in  der  Art,  dass  die  letztere  ihre  älteren  Noten  in  Oonv.- 

*)  Bekaimtmachuiig  des  Fin.^Mhiist.  yom  25.  Aug.  1853  in  der  Wiener  Zeitung. 
*)  Erlasse  des  FiJL-Miiiisi.  vom  22.  M&rz,  2.  April  und  11.  Mai  1852,  R.-Ge6.-BL 
&  $41,  359,  467. 

*)  EriasB  des  Fin.-Mim8t.  yom  3.  Aug.  1852,  B.-Ge8.-BL  8.  733. 
*)  Fin.-Mim8t-Erla88  vom  6.  Juni  1853,  B.-Gee.-BL  8.  568. 
')  Fin.-Mini8t-Erla88  vom  11.  Oct.  1853,- B.-Gee.-BL  8.  1139. 
*)  Eriass  des  FiiL-Mimst  vom  28.  Febr.  1854,  R.-Gee.-BL  8.  223. 
Ö  Pin.-Mini8t-Erla88  vom  31.  Aug.  1854,  R.-Ge8..BL  8.  925. 
•)  B.-Ge0.-BL  8.  111. 
•)  R.-Ge8.-Bl.  8.  373. 

*^  Fin.-Mhii8t.*Erlaae  vom  8.  Oci  1857,  R..Ges.-BL  8.  526. 
^Ö  Kaisett  Verordnung  vom  27.  April  1858,  E.-Ges.-BL  8.  299. 
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MünEe  voHständig  einzuziehen  hatte,  wogegen  sie  Noten  k  10,  100  und 
1000  fl.  in  österr.  (neuer)  Währung  ausgeben  konnte,  welche  aber  bxmT 
Verlangen  des  Inhabers  jeder  Zeit   gegen  Silber  einzulösen   und 
wenigstens  zu  einem  Dritttheil  in  Silbermünze  oder  Silberbarren 
oder  auch  Goldbarren,  zum  Best  aber  mit  statutenmässig  es- 
comptirten  oder  beliehenen  Creditseffecten  bedeckt  sein  sollten. 
Dan^n  blieb  die  Bank  allerdings  befugt,  bis  zum  Betrage  von  100  MilL 
Gulden  neue  Noten  ä  1  fl.  zu  emittiren,   welche  die  eb^  gedachte  Be- 
deckung nicht  haben  mussten,  dagegen  durch  die  der  Bank  abgetretenen 
Staatsgüter  im  Werthe  von  155  MüL  Gulden  gesichert  wurden,   deren 
Ertrag  und  Erlös  zum  allmäligen  Einzug  jener  1  fl. -Noten  verwendet 
werden  sollte.*) 
Durch  diese  Anordnungen  war  die  grosse  Au^abe  der  Wiederherstellung 
der  Silbervaluta  erfolgreich  angebahnt    In  der  That  kehrte  das  Vertrauen 
rasch  zurück  und  das  Silberagio  war  Ende  1858  ganz  oder  nahezu  verschwun- 
den.   Eine  kurze  Zeit  der  Ruhe  hätte  hingereidbt,  um  vollkommen  normale 
Oeldveriialtnisse  zurückzuführen  und  auch  die  Wiederherstellung  des  Gleich- 
gewichts im  Finanzhaushalte,  an  welcher  mit  Ernst  gearbeitet  wurde,  wäre 
in  naher  Zukunft  in  Aussicht  gestanden.   Aber  der  französische  Imperator  fand 
es  nicht  in  seinem  Interesse,   das  schwergeprüfte  Oesterreich  zur  Ruhe  und 
zum  Wohlstande  kommen  zu  lassen,  und  es  entstanden  sofort  neue  Verlegen- 
heiten durch  den  itaUenischen  Krieg.    Die  Vorgänge  seit  dem  Beginne  des- 
selben,  das  österreichische  Eriegsunglück ,   der  Verlust  der  Lombardei,   die 
Friedenspräliminarien  von  ViUafranka,  der  definitive  Friede  von  Zürich,  dessen 
Bestimmungen  weder  von  Sardinien  noch  von  Frankreich  eingehalten  wurden, 
sind  noch  in  zu  fiischem  Gedächtnisse,  als  dass  es  erforderiich  wäre,  darüber 
Etwas  zu  sagen.    Nach  den  Züricher  Vereinbarungen  fallen  %  der  Schuld 
des  lombardisch- venetianischen  Königreichs  auf  Sardinien,  und  es  hat  Frank- 
reich Namens  dieses  Staats  als  AntheO  der  Lombardei  an  der  allgemeinen 
Reichsschuld  eine  Sunmie  von  40  Mill.  Gulden  C.-M.  an  Oesterreich  zu  zahlen. 
Die  Liquidation  und  Vertheilung   der  lombardisch -venetianischen  Schuld  ist 
gegenwärtig  (1860)  noch  Gegenstand  der  Verhandlung. 

An  eingreifenden  amtlichen  Verfugungen  seit  dem  Beginne  des  italienischen 
Kriegs  füluren  wir  schliesslich  an: 

1)  Im  April  1859:  die  zeitweilige  Enthebung  der  Nationalbank  von  der 
Verpflichtung  zur  Baareinlösung  ihrer  Noten  aller  Art  ^  und  die  Er- 
mächtigung derselben,  auch  Noten  zu  5  fl.  auszugeben.  ^)  Durch  die 
erstere  Verfügung  ist  die  Herstellung  der  Silbervaluta  wieder  in  unbe- 
stLtnmte  Feme  gerückt  und  es  dauern  die  Schwankungen  im  Oourse  der 
Banknoten,  welche  bis  auf  V^  ihres  Nominalwerths  zurückgingen,  aber- 
mals fort 

2)  Im  Mai  1859 :  die  Aufhebung  der  Silberzahlung  für  Zinsen  des  National- 
anlehens auf  die  Dauer  der  Kriegsereignisse,  jedoch  mit  Zusicherung 
eines  dem  Cours  der  Banknoten  entsprechenden  Aufgelds.  Hiebei  wurde 
übrigens  den  Gläubigem  freigestellt,  ihre  Zinsforderungen  in  5proc.  Staata- 
obligationen,  zahlbar  in  Silber  binnen  5  Jahren,  verwandehi  zu  lassen.  *) 


^)  KaiserL  Verordnongen  vom  SO.  Aug.  1858  und  vom  26.  Dec.  1858,  R.-Ge8.-BL 
8.  461  und  721. 

*)  f1n.-Miii]8t-£rla8S  vom  29.  Äjpni  1859,  R.-a6B.-BL  8.  188. 

«)  Kaiseri.  Verordnung  vom  28.  April  1859,  R.-Ge8.-BL  S.  182. 

*)  Kaiseri.  Verordnung  vom  11.  Juni  1859,  R.-Oes.-BL  S.  255.  Das  Au^ld  wurde 
duroh  Finaniminist-Eriaas  vom  15.  Juni  1859  auf  257«  fasl^gesetit,  bei  w^ohem  Satn 
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Durch  FuL-Mmisterial-ErlMs  Tmn  12.  Dec.  1859')  werde  uhesr  dime 
Unterbrechung  der  Silberzahlung  wieder  angehoben  und  verAgt,  daas 
Yom  1.  Jan.  1860  an  die  Zinsen  des  Nationalanlehens  in  klmgender 
Mftnze  zu  berichtigen  seien. 

3)  Im  Dec  1859:  die  Aufhebung  des  aUgemeinen  Tilgungsfonds,  Vemicli- 
tung  der  in  dessen  Besitz  gewesenen  Staatsschuldversclureibungen  und 
Ueb^^rweisung  seines  sonstigen  Effeetenbesitses  an  die  Nationalbank  k  conto 
ihrer  Forderungen,  sodann  Einsetzung  einer  besondem  Staatsschulden- 
Conunission.  ^  Wir  werden  auf  diese  wichtige  Veränderung  in  der  Be- 
handlung des  österr.  Staatsschuldenwesens  im  weiteren  Verlaufe  unsere 
Darstellung  zurückkommen.     Endlich 

4)  Im  März  1860:  die  Verstärkung  des  Reichsraths  durch  Vertrauensmann w 
aus  allen  Theilen  der  Monarchie  und  Ueberweisung  der  Feststellung  des 
StaatsToranschlags,  der  Prüfung  der  Staatsrechnungsabschliisse  und  .der 
Vorlagen  der  StaatssdiuldenrCommission  an  diese  verstärkte  Behörde. ') 

Nach  dem  ausgesprochenen  Willen  des  Staatsoberhaupts  soll  das  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalt  ehemöglichst  hergestellt,  sollen  Vereinfachungen  im 
Organismus  eingeführt.  Ersparungen  erzielt,  landständische  Verfassungen  auf 
Grundlage  möglichster  Autonomie  der  Provinzen  und  Gemeinden  gegeben  wer- 
den, überhaupt  die  Principien  der  Selbstverwaltung  an  die  Stelle  des  bureau- 
kratischen  Systems  treten,  alles  jedoch  unbeschadet  der  Kraft  und  Einheit  des 
Reichs.  Es  ist  unbestreitbar,  dass  der  österr.  Staatskörper  im  Augenblicke 
einen  Entwiddungsprocess  besteht,  von  dessen  Ausgang  die  Geschicke  nicht 
nur  seiner  Angehörigen,  sondern  auch  die  künftige  G^taltung  des  europäischen 
Staatensystems  schliesslich  bestimmt  werden  werden.  Die  Gläubiger  des  Eodser- 
fltaats  und  in  gewissem  Grade  selbst  die  Besitzer  anderer  Effecten  haben  ein 
hohes  Interesse  an  jenem  Entwicklungsgange.  Möge  er  daher  auf  Bahnen  ge- 
leitet werden,  welche  endlich  zur  Consolidirung  der  Zustände  und  zur  Eräni- 
gung  des  Kaiserstaats  nach  Innen  und  Aussen  zu  führen  geeignet  sind. 


S.  14. 

Neaester  Bestand  der  österr.  Staatsschuld. 

Die  ziffermässige  Darstellung  der  österr.  Staatssohuld  in  allen  ihren  einzel- 
nen Bestandtheilen  war  bis  jetzt  nur  de^nigen  möglich,  welchen  Einsicht  in 
die  öffentlichen  Bücher  und  Acten,  namentiich  in  £e  Staatsvoranschläge  und 
Zinsenberechnungen  des  Finanzministeriums,  gestattet  war;  denn  die  öster- 
r^hische  Regierung  hat  bidang  weder  Uebersichten  über  den  Bestand  der 
öffentlichen  Schuld,  noch  ihre  Staatsvo^anschläge  von  selbst  der  Oeffenthchkeit 
übeigeben.  Die  Daten  und  Zahlen,  die  wir  betreffs  der  Schuld  in  Vorstehen- 
dem gesammelt  haben,  kommen  desshalb  auch,  abgesehen  von  denjenigen, 
welche  d^i  Vorlagen  des  Finanzministers  Kraus  an  den  Reichstag  des  Ji£res 
1848  und  1849  entnommen  sind,  grösstentheils  von  eingeweihten  Privaten. 
Durch  das  bereits  angeführte  Patent  vom  23.  Decbr.  18£i9  ist  nun  aber  ein 
anderer  Weg  angebalmt,  sofern  darin  der  niedergesetzten  Staatsschuldenoom- 


ee  bis  Ende  Sepi  1859  blieb.    Wegen  der  Hinausgabe  von  Staatsobligationen  für  Ka*- 
tionalanlehenszinsen  siehe  Finanzminist-Eriass  vom  22.  Jani  1859,  B.-&e6.-BL  8.  262. 

»)  B.-Ge8.-BL  8.  809. 

^  EaiserL  Patent  vom  28.  Dec  1859,  R.-ae8.-BL  S.  615. 

^  Patent  vom  5.  Marx  1860,  B.-a6S.-BL  8.  97. 
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misfflon  zur  Pflicht  gemacht  ist,  je  nach  Ablauf  eines  halben  Jahres  einen 
umfassenden  Bericht  an  den  Kaiser  zu  erstatten,  welcher  der  vollen  OefiTent- 
keit  zu  übergeben  ist. 

Die  Commission  hat  ihren  ersten  Bericht,  ohne  den  Ablauf  des  etatsmässi- 
gen  Semesters  abzuwarten,  dem  Monarchen  am  4.  Juni  1860  rorgele^  und 
68  ist  derselbe  mit  einem  Vortrag  des  Finanzministers  yom  6.  Juli  desselben 
Jahres  in  dem  amtlichen  Pressorgan  vom  11.  Juli  1860^)  erschienen. 

Der  Bericht  sowohl  als  der  ministerielle  Vortrag  verbreiten  sich  mit  der 
rückhaltlosesten  Offenheit  über  die  Verhältnisse  der  öffentlichen  Schuld  de» 
Eaiserstaats,  ohne  irgendwie  das  Bestreben  zu  zeigen,  etwas  zu  beschönigen 
oder  geheime  Schäden  zuzudecken.  Ersterer  geht  zugleich  in  das  kleinste 
Detail  ein  und  zählt  alle  einzelnen  Schuldkategorien  mit  minutiöser  Pünktlich- 
keit auf.  Bei  der  Wichtigkeit  dieser  Publication  lassen  wir  den  Bericht  der 
Staatsschuldencommission  um  so  mehr  wörtlich  folgen,  als  damit  gleichzeitig 
die  ganze  Eintheilung  der  vielgegliederten  österr.  Staatsschuld  imd  die  sicherste 
Einsicht  in  die  Verhältnisse  derselben,  namentlich  auch  in  Absicht  auf  Ver- 
zinsung und  Rückzahlung,  gegeben  ist.    Er  lautet  wie  folgt: 

„In  pflichtschuldigster  Vollziehung  der  Anordnungen  des  Allerhöchsten  Pa- 
tentes vom  23.  Decbr.  1859  hat  die  treugehorsamste  Staatsschuldencommission 
die  genauesten  Erhebimgen  über  die  unmittelbar  vor  Beghm  ihrer  Wirksam- 
keit mit  31.  Decbr.  1859  bestandene  gesammte  Staatsschuld  gepflogen.^ 

„Zu  diesem  Ende  hat  dieselbe  nicht  nur  von  der  k.  k.  Direction  der  Staatssehuld, 
sondern  auch  von  der  k.  k.  Staatscredits-  und  Central-Hofbuchhaltung,  von  der 
k.  k.  Cameral-Hauptbuchhaltung,  von  den  k.  k.  Staatsbuchhaltungen  in  Krain 
und  im  Küstenlande,  dann  von  den  ständischen  Buchhaltungen  und  von  der  Stadt 
Wiener  Magistratsbuchhaltung  die  erforderlichen  Nachweisungen  über  den  mit 
31.  December  1859  gewesenen  Stand  der  Staatsschuld  beziehungsweise  jener 
Schuldgattungen  abverlangt,  worüber  der  besagten  k.  k.  Direction  die  Evidenz- 
haltung,  diesen  Buchhaltungen  aber  die  Rechnungscontrole  obliegt;  endlieh  auch 
die  Direction  der  priv.  österr.  Nationalbank  um  einen  Ausweis  über  deren  mit 
Ende  December  1859  bestandene  Forderungen  an  den  Staat  ersucht." 

„Diese  mit  anerkennenswerther  Beschleunigung  gelieferten  Nachweisungen 
wurden  hierauf  von  der  treugehorsamsten  Staatsschuldencommission  bezüglich 
jeder  einzelnen  Schuldgattung  nicht  nur  mit  aller  Sorgfalt  geprüft,  sondern  sie 
hat  überdies  in  den  betreffenden  Departements  der  k.  k.  Staatscredits-  und 
Oentral-Hofbuchhaltung,  welche  über  den  grössten  Theil  der  Staatsschuld  die 
Bechnungscontrole  vollzieht,  persönlich  Einsicht  in  jene  Rechnungsabschlüsse 
und  Bücher  genommen,  auf  welche  sich  deren  Nachweisungen  gründen.* 

„Die  treugehorsamste  Staatsschuldencommission  erlaubt  sich  Er.  Majestät 
die  nach  dem  Ergebnisse  ihrer  Erhebungen  verfasste  Zusammenstellung  der 
mit  Ende  December  1859  bestandenen  gesammten  Staatsschuld  im  Anschlüsse 
ehrerbietigst  zu  unterbreiten  und  zugleich  den  dabei  beobachteten  Vorgang 
im  Nachstehenden  zu  erwähnen." 

„In  besonderen  Rubriken  dieser  detaillirten  Nachweisung  erscheinen  jene 
Capitalsummen  ersichtlich  gemacht,  und  abgerechnet,  um  welche  sich  der,  mit 
31.  Decbr.  1859  erbobene  Stand  der  Staatsschuld  durch  die,  zu  jener  Zeit  im 
Besitze  des  au%elösten  Staatsschulden -Tilgungsfondes  vorhanden  gewesenen 
Staatsobligationen  und  andere  Werthpapiere  vermindert  hat,  die  bereits  theils 
getilgt,  theils  der  priv.  österr.  Nationalbank  als  Abschlagszahlung  auf  ihre 
Forderungen  an  den  Staat  erfolgt  worden  sind." 


*)  Wiener  Zeitung  vom  11.  Juli  1860,  Nr.  162. 
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„Die  G^esammtschuld  des  lomb.-yenet.  Monte  und  sonaeh  die  hieven  auf  den 
Monte  veneto  entfaUende  V&-Quote  konnte  dermal  noch  nioht  ganz  bestimmt 
nachgewiesen  werden,  weil  die  Rechnungen  über  diese  €^ammt8<^nld  theil- 
weise  bis  Ende  December  1859  nicht  mehr  an  die  k.  k.  Staats-,  Credits-  und 
Oentral-Hofbuchhidtung  gelangten.  Die  Feststellung  dieser  Quote  wird  erst 
durch  die  gemäss  der  Züricher  FriedensTertrSge  zur  Liquidimng  des  lomb.- 
venet  Monte  zusammengesetzte  internationale  Commission  stattfinden.^ 

„Es  wurden  daher  auch  die  von  d^  obgenannten  Hofbuchhaltung  bis  Ende 
März  1859  nachgewiesenen,  im  Besitze  des  lomb.-venet.  Amortisationsfondes 
Torhanden  gewesenen  Activcapitalien,  welche  in  verschiedenen  Creditseffecten 
bestehen,  sowie  die  hievon  zu  Gunsten  des  Monte  veneto  entfallenden  Antheile 
vom  betreflfenden  Passivstande  nicht  abgerechnet,  weil  auch  über  deren  Ver- 
wendung die  weiteren  Bestimmungen  erst  getroffen  werden." 

„Die  von  der  Staatsverwaltung  durch  Concessionen  einzelnen  inländischen 
Actiengesellschaften  gewährten  Zinsengarantien  bilden  für  den  genauen  Nach- 
weis des  Standes  der  Staatsschuld  desshalb  kein  Object,  weil  die  hiefür  nur 
eventuell  zu  leistenden  Beiträge  an  die  Actiengesellschaften  nur  vorschussweise 
erfolgt  werden." 

„Die  unverloosbarenDomesticalschulden  der  Stände  in  Niederosterreich  und 
in  Steiermark,  welche  von  deren  Buchhaltungen  in  den  der  treugehorsamsten 
Staatsschuldencommission  vorgelegten  Nachweisungen  —  als  dermal  schon  zur 
Staatsschuld  gehörig  —  aufgenommen  worden  sind,  wurden  von  dieser  jedoch 
nicht  in  die  Staatsschuld  miteingerechnet,  weil  die  von  den  genannten  Ständen 
behufs  der  angesuchten  Uebernahme  dieser  Dtmiesticalschulden  in  die  Staats- 
schuld seit  Jahren  eingeleiteten  Verhandlungen  noch  schwebend  sind." 

„Auch  die  Görzer  ständische  Domesticakchuld  wurde  in  die  Staatsschuld 
aus  dem  Grunde  nicht  einbezogen,  weil  dieselbe  von  der  Staatsverwaltung 
noch  nicht  übernommen  ist  und  die  Zahlung  der  Snsen  hiefur  aus  dem  vom 
Staatsschatze  nicht  dotirten  Görzer  ProvinciaHonde  geleistet  wird." 

„Die  Grundentlastungsschuld  wird  zwar  nach  strenger  Auslegung  nur  als 
eine  Schuld  der  betreffenden  Kronländer  angesehen.  Da  dieselbe  jedoch  durch 
die  Umlagen  auf  die  sämmtlichen  Steuerpflichtigen  getragen  wird,  vom  Ge- 
sammtreiche  verbürgt  ist,  und  deren  Obligationen  idle  Bechte  und  Vorzüge 
der  Staatsschuldverschreibungen  grossen,  so  wur^  auch  der  Stand  dieser 
Schuld  mit  Ende  December  1859  bei  d^  k.  k.  Staatscredits-  und  Oentral- 
Hofbuchhaltung  genau  erhoben  und  in  einem  besonderen  Ausweise  an  die 
Zusammenstellung  über  die  allgemeine  Staatsschuld  angereiht."  * 

„In  diesem  Ausweise  wurden  noch  insbesonders  die  Summen  (29,548,540  fl. 
58  kr.  österr.  W.)  jener  Grundentlastungs- Obligationen  in  Evidenz  gebracht, 
welche  f&r  die  vom  Staate  aufgehobenen  Laudemien  (Veränderungsgebühren) 
ausgestellt  worden  sind,  und  wofür  der  Staatsschatz  die  Zinsen  und  die  Capi- 
talszahlung  an  die  Grundentlastungsfonde  zu  leisten  hat." 

„Da  jedoch  die  Bückzahlung  dieser  Capitalien  erst  nach  Ablauf  der  diesfalls 
festgesetzten  späteren  Termine  stattzufinden  hat,  so  wurden  dieselben  dermal 
noch  nicht  in  die  Staatsschuld  mit  eingerechnet." 

„Nach  dieser  Einleitung  erlaubt  sich  die  treugehorsan^ite  Staatsschulden- 
commission Er.  Majestät  zur  AUergnädigsten  Eenntniss  zu  bringen,  dass  nach 
der  Hauptübersicht  ihr^  Zusammenstellung  die  gesammto  Staatsschuld  mit 
Anfang  des  Jahres  1860  ihrem  Nennwerthe  nach  in  folgenden  Summ^i  be- 
standen hat: 
L    In   der  älteren  Staatsschuld  mit  Inbegriff  der 

Wiener  Währungscameral-Passivcapitalien  mit    105,214,991  fl.  227«  kr. 
n.    In  den  neueren  fundirten  Schulden,  und  zwar: 
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a)  jene  in  Oonv.-Mfbize  mit  Inbegriff  der  Csnieral- 
^        Pa«siycapitalien  und  der  Ayersniüqiiote  fOr  den 

Monte  veneto  zusammen  mit 1,818,223,207  fl.  58  V»  kr. 

b)  jene  in  österr.  Währung  sammt  der  lomb.-venet. 

Schnld  mit 73,302,9580.  77       kr. 

m.    In  der   schwebenden  aUgemeinen  Staatssohnld 
mit  Inbegriff  der  auf  Oesterreich  entfallenden 

Quote  von  der  schwebenden  lomb.-venet  Schuld      345,214,156  fl.  45      kr. 
in  österr.  WÜirung." 

„Um  den  Betrag  der  Gesammtsumme  der  Staatsschuld  in  österr.  Wahning' 
übersichtlich  darzustellen,  wurde  die  verloosbare  ältere,  dann  die  neuere  in 
Conv.-Münze  verzinsliche  Schuld  auf  ein  5proc.  Capital,  die  unverzinslichen 
und  die  rückzahlbaren  Schulden  aber  nach  ihrem  Nennwerthe  gemäss  der 
MünzVerhältnisse  von  100  W.  W.  :  42  öst.  W.  und  100  C.-M.  :  105  öst.  W. 
mngerechnet,  wonach  sich  die  Gesammtsumme  der 

unter  I  &  11  bezeichneten  consolidirten  Schuld  mit  1,922,857,375  fl.  74V»o  kr. 
ergibt    und    nach   Einrechnung    der   schwebenden 

Schuld  mit 345,214,156  fl.  45    kr. 

die  gesammte  Staatsschuld  in  österr.  Währung      .  2,268,071,532  fl.  19V  *<>  kr. 
mit  einem  jährlichen  Zinsenerfordemiss  von       .     .        99,465,947  fl.  59        kr. 
österr.  Währung  zu  Anfang  des  Jahres   1860  be- 
standen hat^ 

„Die  treugehorsamste  Staatsschuldenoonnnission  hat,  um  eine  graiaue  Oontrole 
bezüglich  der  Staatsschuld  wirksam  vollziehen  und  den  nach  §.11  des  Aller- 
höchsten Patentes  vom  23.  Decbr.  1859  ihr  femer  obliegenden  Verpflichtungen 
mit  aller  Yerlässlichkeit  nachkommen  zu  können,  beschlossen,  auf  Grundlage 
des  von  ihr  erhobenen  Standes  der  Staatsschuld  eine  Hauptaufschreibung  über 
dieselbe  zu  führen  und  dadurch  alle  Yeränderungen,  welche  sich  nach  voll- 
zogener Prüfung  der  ihr  von  der  k.  k.  Direction  der  Staatsschuld  mit  Schluss 
jeden  Semesters  zu  übergebenden  gehörig  belegten  Berichte  ergeben,  selbst- 
standig  in  Evidenz  zu  halten.^ 

„Wie  Er.  Majestät  aus  der  ehrerbietigst  unterbreiteten  Zusammenstellung 
zu  entnehmen  allergnädigst  geruhen  wollen,  bestehen  for  die  Staatssehuld 
101  Gattungen  von  —  in  cbreierlei  Währungen  —  nach  16  verschiedenen 
Percentualsätzen  nämlich: 

zu  1  — IVj— l»/4  — 2— 2V4— 27«— 3— 3V5— 3V»--37'^— 3V«--3>--4— 4V«— 5 
und  67o  verzinslichen  und  überdies  noch  in  197  Unterabtheünngen  ausge- 
steUten  Obligationen."  ^ 

„Yieljährige  Erfahrung  lehrt,  dass  eine  solche  Verschiedenheit  in  den  Wäh- 
rungen, nach  welchen  die  Interessen  zu  berechnen  sind,  und  die  grosse  Man- 
nigfaltigkeit der  Obligations-Kategorien,  gegenüber  der  in  anderen  Staaten 
darin  herrschenden  Einfachheit  nicht  geeignet  ist,  den  in-  imd  ausländischen 
Verkehr  von  österr.  Staatsobligationen  zu  erleichtem,  sondern  demselben  hem- 
mend entgegenwirke." 

^Eine  so  namhafte  Mannigfaltigkeit  der  Staatsschuldverschreibungen  erheischt 
aber  auch  einen  sehr  bedeutenden  Aufwand  an  Geld,  Zeit  und  Arbeitskräften, 
sowohl  in  Betreff  der  Ausfertigung  der  Obligationen  und  beziehungsweise  der 
Coupons,  als  auch  in  Betreff  der  Cassegebarung,  Kechnungslegung  und  der 
Oontrole,  so  dass  schon  aus  staatsöconomischen  Bücksichten  eine  allmälige 
Umwandlung  der  gesammten  so  vielfaltig  gegliederten  Staatsschuld  auf  einen 
einheithchen  Zinsfuss  und  zwar  vorerst  zu  57«  und  m  Eine  Währung  höchst 
dringend  und  nützlich  erscheint.^ 


Digitized  by  CjOOQIC 


Oestonreioh.  63 

^In  Würdignng  dieser  YerhältiiiBBe  haben  Er.  Majestät  zur  Yeremfachmig 
des  Staatsschuldenwesens  bereits  mit  der  Allerhöchsten  Entschliessnng  vom 
3.  Sept  1858  eine  freiwillige  Convertirung  aller  nicht  mit  einer  Verloosung^ 
oder  mit  einer  bestimmten  Rückzahlung  verbundenen  unter  5Vo  yerzinslichen 
Staatsschuldverschreibungen  in  die  einzige  Obligations -Kategorie  zu  57o  in 
österr.  Währung  nicht  nur  allergnädigst  genehmigt,  sondern  Allerhöchst  sich 
auch  nach  Inhalt  des  §.  6  des  Allerhöchsten  Patentes  vom  23.  Dec  1859  vorbe- 
halten, Maassregeln  zur  allmäligen  Umwandlung  aller  nicht  in  Yerloosungen 
begriffenen  Staatsschuldverschreibungen  in  solche,  auf  österr.  Währung  lautende 
und  zu  570  verzinsliche,  anzuordnen.^ 

„Durch  die  freiwillige  Convertirung  sind  vom  15.  Nov.  1858  bis  31.  Decbr. 
1859  5proc  Obligationen  in  österr.  Währung  nur  im  Gesammtbetrage  von 
38,327,530  fl.  —  mithin  nur  filr  einen  geringen  Theil  der  zur  Convertirung 
geeignet  gewesenen  Staatsschuldverschreibungen  zur  Ausfertigung  gelangt,  weü 
die  vom  k.  k.  Finanzministerium  imterm  26.  Oct.  1858,  Z.  4393/FM.,  dann 
unterm  4.  Mai  1859,  Z.  2399/FM.  erlassenen  Bestimmungen  sowohl  über  die 
bei  der  Convertirung  haar  zu  leistenden  Aufzahlungen  zur  Erlangung  von 
öproc.  Obligationen  und  Theilschuldverschreibungen  in  österr.  Währung,  als 
auch  über  das  ungleichartige  Einhebungsprocent  der  Einkommensteuer  (welche» 
von  den  Interessen  der  Conv. -Münze- Obligationen  nur  4^7»oo  Proc,  dagegen 
von  jenen  in  österr.  Währung  aber  mit  vollen  57^  in  Abzug  gebracht  wird) 
die  Convertirung  zu  fordern  nicht  geeignet  waren.  ^ 

„Nachdem  jedoch  die  bisherigen  Hemnmisse  der  Convertirung  im  Hinblicke  auf 
die  wichtigen  nachhaltigen  Folgen  einer  zwangsweise  durchzuföhrenden  Conver- 
tirung im  gleichzeitigen  Interesse  des  Staates  und  seiner  Gläubiger  sich  beseitigen 
lassen,  so  erlaubt  sich  die  treugehorsamste  Staatsschuldencommission  den  aller- 
unterthänigsten  Antrag:  Er.  Majestät  mögen  allergnädigst  geruhen,  zu  verordnen : 

dass  die  allmälige  Umwandlung  aller  nicht  in  Yerloosung  begriffenen  Con- 
ventionsmünze-Staatsschuldverschreibungen in  zu  57<>  verzinsliche  Obligationen 
in  österr.  Währung  binnen  einer  Allerhöchst  festzusetzenden  Frist  in  Ausführung 
gebracht  und  dabei  der  Grundsatz  aufrecht  erhalten  werde,  dass  die  Staats- 
gläubiger weder  im  bisherigen  Zinsengenusse  noch  an  ihren  Capitalien  verletzt 
werden  dürfen.*' 

„Da  für  den  Fall,  als  von  Er.  Majestät  dieser  allerunterthänigste  Antrag 
die  Allerhöchste  Genehmigung  erhalten  soUte,  bei  gleichzeitiger  entsprechender 
Yerminderung  der  in  Conv.-Münze  verzinslichen  Schuld  die  Staatsschuld  in 
österr.  Währung  in  einem  kurzen  Zeiträume  eine  beträchtliche  Höhe  erreichen 
und  dadurch  die  hiefür  im  §.  6  des  Allerhöchsten  Patentes  vom  23.  Dec.  1859 
festgesetzte  jährliche  Tilgungsquote  eine  sehr  empfindliche  Last  för  die  Finanz- 
verwaltung werden  dürfte,  so  erlaubt  sich  die  treugehorsamste  Staatsschulden- 
commission weiters  den  allerunterthänigsten  Antrag:  Er.  Majestät  mögen  aller- 
gnädigst anordnen:  dass  derzeit  die  Tilgung  der  Staatsschuld  einzig  und  allein 
nur  auf  jene  im  §.  5  des  vorbesagten  Allerhöchsten  Patentes  bezeichneten 
Staatsschuldverschreibimgen  beschränkt  bleibe,  welche  vermöge  der  in  den 
bezüglichen  Anlehensbestimmungen  enthaltenen  ausdrücklichen  Zusicherung 
iheüs  durch  Yerloosungen,  theils  durch  börsenmässige  Einlösung  getilgt  wer- 
den müssen;  dass  jedoch  mit  einer  weiteren  Tilgung  der  in  österr.  Währung 
ausgestellten  Obligationen  in  so  lange  innegehalten  werde,  bis  nicht  Ueber- 
8chüsse  aus  den  Staatseinnahmen  die  genügenden  Mittel  bieten,  nicht  nur  die 
Tilgung  der  auf  österr.  Währung  lautenden,  sondern  auch  jene  der  übrigen 
Obhgationen  theilweise  bewirken  zu  können,  weil  sonst  nur  mit  Hülfe  neu  zu 
contrahirender  Schulden  die  Tilgung  älterer  Schulden  stets  mit  Opfern  ver- 
bunden sein  würde.  ^ 
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Aus  dem  Yortrag  des  Fmanzministers  ist  hervorzuheben,  das«  derselbe 
constatirt,  es  stimmen  einzelne  Ansätze  der  Staatsschnldencommission  mit  den 
dem  Finanzminister  zu  Gebot  stehenden  Daten  nicht  völlig  überein  und  es 
stelle  vorstehender  Ausweis  den  Passiv -Capitalienstand  gegen  die  dem  ge- 
druckten Voranschläge  für  das  Verwaltungsjahr  1861  zu  Grunde  liegenden 
Nachweisungen  mm  einen  Betrag  von  mehr  als  63  Millionen  geringer  dar. 
Auch  spricht  sich  der  Finanzminister  gegen  den  Antrag  der  Schuldencommis- 
sion,  wonach  die  ganze  öffentliche  Schuld  binnen  einer  bestimmten  Frist  auf 
^en  Zinsfuss  von  ö^/o  und  auf  österr.  Währung  convertirt  werden  soDe,  ins- 
besondere aber  gegen  eine  Zwangsconvertirung  aus.  Es  bleibt  abzuwarten, 
welche  Ansicht  der  Reichsrath,  an  den  beide  Vorlagen  gelangten,  adoptiren 
und  welche  Endentschliessung  die  Regierung  fassen  whrd. 

Der  Finanzminist-Erlass  vom  26.  Oct  1858,  *)  auf  welchen  die  Htaat<<schulden- 
eomnüssion  in  ihrem  Berichte  Bezug  ninunt,  lautet  im  Wesentlichen  wie  folgt: 
„Um  das  Staatsschuldenwesen  zu  vereinfachen  und  zugleich  den  Be- 
sitzern österr.  Staatspapiere  Gelegenheit  zur  Umgestaltung  des  Capitals 
auf  österr.  Währung  zu  geben,  wird  eine  freiwillige  Convertirung  aller 
Staatsobligationen,  welche  nicht  in  klingender  Münze  mit  weniger 
als  5^0  verzinslich  und  nicht  verloosbar  sind,  in  Staatsobligationen 
auf  österr.  Währung  mit  b^o  Verzinsung  erofinet. 

Zu  dieser  Convertirung  werden  vorläufig  folgende  Kategorien  der  öffent- 
lichen Schuld  für  geeignet  erklärt: 

die  Metalliques-Obligationen  zu  1,  2Vt,  3,  4  und  4Vj^o  (mit  Aus- 
schluss der  4proc.  Obligationen  mit  Rückzahlung); 

die   verloosten    Obligationen   der   alten  Staatsschuld    zu  3,  3Vt,  4 
und  4V«7s 

die  Hofkammer-Obligationen  fÖr  die  Landesschuld  von  Vorarlberg 
zu  3*/8  und  4Vo; 

die  Hofkammer- Obligationen  für  die  Salzburger  Landesschuld  zu 
2V«,  3,  3V»,  3^/6  und  4Vo; 

die  Hofkammer-Obligationen  für  die  Schulden  der  Kammer  und  des 
Domkapitels  zu  Passau  zu  3,  3Vs  und  4^o; 

die  Obligationen  der  Landesschuld  von  Tyrol  zu  3,  3V»,  3V»u.4>; 
die  Obl^ationen  der  Landesschuld  von  Krain  und  des  Villacher 
Kreises  zu  17^  2,  2»/.  und  370." 

Der  Umstellungsmaassstab  ist  folgender: 

Pur  100  fl.  in  alten  Oblig.,  werden  neue  5proc.  Oblig.  ausgefolgt 

verzinslich  zu:  im  Nonunalbetrag  von: 

17 21  fl.  —  Nkr.  österr.  W. 

1^'* 36  ,  75     ,  ,         , 

2» ^2„  —     „  „         ^ 

2V. , »2  ,  50     ,  ,         , 

*^  V 63,  y,  y,  y, 

»■>, 67  ,  20  ,  ,  , 

3'  3 , 70  ,  -  ,  ,  , 

3'/», 71   ,  40  ,  ,  , 

3V», 73  „  50  ,  ,  , 

3»/» , 75  ,  60  ,  ,  , 

4'  ' , 94  .    50     ,         ,         , 

')  Reich9geg.-BL  von  1858  S.  ü96. 
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Die  neuen  Obligationen  werden  in  Beträgen  von  1000,  500  und  100  fl. 
ausgestellt    Lauteten  die  alten  Schuldtitel  auf  den  TJeb erbringer  oder 
auf  freien  Namen  (s.  unten  §.  20),   so  empfangt  der  Gläubiger  neue 
Obligationen  mit  Coupons,  gleiobyiel,  ob  ihm  früher  die  Zinsen  g^n 
stempel&eie  oder  gegen  stempelpfiichtige  Quittungen  ausbezahlt  worden  smd. 
Endlich  verweisen  wir  in  Absicht  auf  denjenigen  Inhalt  des  Patentes  vom 
23.  Decbr.  1859,  welcher  sich  mit  der  gleichen  Frage  und  mit  der  Tilgung 
der  in  österr.  Währung  umgewandelten  Schuld  beschäftigt,  und  auf  welchen 
die  Staatsschuldencommission   ebenfalls  Bezug  ninmit,   indem   sie   damit  den 
Antrag  yerbindet,  die  Tilgung  aller  Schulden,  welche  nicht  vertragsmässig  ab- 
zuzahlen sind,  vorerst  zu  sistiren  —  auf  die  folgende  Darstellung  in  §.  16. 


§.  15. 
Gewährschaften  des  österr.  Staats  für  fremde  Verbindlichkeiten. 

Um  die  Gesammtmasse  der  von  dem  österreichischen  Staat  eingegangenen 
Yerpflichtungen  darzustellen,  müssen  wir  auch  der  sogenannten  Staatsgaran- 
iien  erwähnen. 

Es  sind  solche  hauptsächlich  mit  Bezug  auf  zwei,  das  öffentliche  Wohl 
tief  berührende  Maassregeln  übernommen  worden,  nämlich 

1)  für   die   Yerbindlichkeiten   der   Grundentlastungsfonds   sämmtücher 
Eronländer; 

2)  für  verschiedene  Eisenbahn-  und  Bchifffahrtsuntel*nehmungen. 
Wir  werden  bei  der  Darstellung  der  Verhältnisse  einerseits  der  Ghnmdent» 

lastungsobligationen,  andererseits  der  Eisenbahn-  und  Schifffahrtsactien  und 
Prioritätsobligationen  Gelegenheit  finden,  das  Nähere  bezüglich  der  hier  in 
Frage  kommenden  Garantien  auszuführen  und  bemerke  daher  hier  in  Kürze 
nur  Folgendes: 

Das  grosse  Werk  der  Grundentlastung  wurde  in  Oesterreich  bis  1848 
verschoben,  von  da  an  aber  mit  aller  Energie  durchgeführt.  Die  Entschftdi- 
^nng  der  vormals  Bezugsberechtigten  ist  aber,  wie  anderwärts,  nicht  baar  an- 
gewiesen, sondern  in  jedem  Eronland  eine  besondere  Gasse  constituirt  worden, 
welcher  die  Einhebung  der  Entschädigungsmittel  obliegt  Diese  Gassen  heissen 
in  Oesterreich  Grundentlastungsfonds  und  berichtigen  ihre  Schuldigkeiten 
an  die  vormals  Gefällberechtigten  mittelst  57<>  Grundentlastungsobliga- 
tionen. Letztere  sind  zunächst  auf  das  betreffende  Kronland  fundu*t,  es  hat 
aber  der  Gesammtstaat  sich  für  alle  jene  Obligationen  ausdrücklich  verbürgt. '> 

Die  Summe  der  ausgegebenen  Obligationen  betrug  am  1.  Januar  1860 
475,196,640  fl.  *) 


n  Diese  Bürgschaft  ist  in  aUen  hieher  bezüglichen  Gesetsen  ausgesprochen.  Wir 
worden  in  der  zweiten  Abthofliing  bei  Behandhnng  der  Grundentlastungspapiere  die 
specieüe  Anfahrung  dieser  Gesetze  nachholen. 

*)  YergL  oben  S.  76.  Die  Gnmdentlastuiigssiimmen  der  deutsch-slayisohen 
Sronländer  betrugen  nrsprOnglich :  Oesterreich  unter  der  Eons:  45,045,000  fl. j  Oesterreioh 
obderEnns:  19,300,000  fl.;  Balzbuig:  2,800,000  fl.;  Steiermark:  23,ft20,000fl.;  Kämthen: 
7,070,000 fl.;  Krain:  9,955,000 fl.;  Triest:  lll,00ufl.;  Görz  und  Gradisca:  1,620,000 fl.; 
Istrien:   1,808,000  fl.;   Tyrol  und  Vorarlberg:  8,2i0,000  fl.;   Böhmen:  52,208,000  fl.; 

Moier,  GApitalanlage  in  WerthpapiereD.  v 
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Da  jedoch  die  Mittel  zu  ihrer  Yeransung  und  TOgung  derart  sicher  ge- 
stellt sind,  dass  sie  auf  den  belasteten  Gütern  mit  Reahrecht  und  Priorität 
▼or  aUen  andern  Forderungen  gleich  den  landesfnrstlichen  Steuern  ruhen;  so 
irird  die  Staatsgarantie  für  diese  Verbindlichkeiten  dem  Ganzen  wenig  Lasten 
auferlegen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  für  Eisenbahnunternehmungen  ge- 
leisteten Gewährschaften.  Die  österreichische  Verwaltung  hat  bis  1847  das 
Prindp  festgehalten,  dass  der  Eisenbahnbau  den  Privaten  zu  überlassen  sei 
und  daher  aus  Staatsmitteln  keine  Bahnen  gebaut  Es  geschah  abw  au^ 
von  Privaten  bis  dahin  wenig  für  dieses  wichtige,  für  den  Productenreichthum 
Oesterreichs  doppelt  werthvoue,  Verkehrsmittel.  Von  1847  an  befolgte  daher 
die  Regierung  ein  anderes  Prindp^  wozu  sie  übrigens  zunächst  durch  die 
Rücksicht  auf  den  Cours  der  öffenthchen  Papiere,  den  sie  durch  die  Vorgänge 
in  Galizien  und  Erakau  zu  erschüttern  befürchtete,  veranlasst  worden  zu  sein 
scheint  Sie  erwarb  nun  nach  und  nach  mehrere  Privatbahnen  und  übernahm 
deren  Fortsetzung  und  den  Bau  anderer  aus  Staatsmitteln.  Bei  der  Bedräng- 
niss  der  Staatsfinanzen  durch  die  folgenden  Jahre  war  indessen  die  Durch- 
führung des  Staatseisenbahnbaues  um  so  schwieriger,  als  die  theuer  erworbenen 
und  wegen  der  ungünstigen  Terrainverhältnisse  ebenso  kostspielig  gebauten 
Bahnen  eine  äusserst  geringe  Rente  abwarfen.  Man  verliess  daher  1854  das 
System  des  Staatsbaues  wieder  und  ertheilte  fortan  nicht  nur  Concessionen 
zum  Bau  neuer  Bahnen,  sondern  man  veräusserte  auch  allmä%  die  ins  Eigen- 
thum  des  Staats  übergegangenen  Linien  an  verschiedene  Gesellschaften.  Es 
war  jedoch  schwer,  Unternehmer  für  Bauten  zu  finden,  welche  kein  sicheres 
Erträgniss  in  Ausdcht  stellten,  zumal  in  einem  Lande,  das  für  sich  Mangel 
an  disponiblem  Capital  litt  Daher  mussten  von  Seite  des  Staats,  welcher  die 
Ausführung  eines  umfassenden  Eisenbahnnetzes  als  wirkliche  Lebensau^abe 
erkannt  hatte,  Vortheile  geboten  werden,  die  geeignet  waren,  die  Speculafcion 
zu  animiren.  Da  die  5proc  Staatspapiere  den  Cours  von  80  kaum  erreichten, 
Anlehen  zu  Eisenbahnzwecken  von  Seite  des  Staats  daher  im  günstigen  Fall 
zu  diesem  Course  zu  erzielen,  somit  zu  mehr  als  67«  verzinslich  gewesen 
waren:  so  gewann  er  immer  noch  erheblich,  indem  er  Garantie  ftir  ein  Er- 
trägniss von  57o  übernahm,  wodurch  er  gewissermaassen  Darlehen  k  bVo  sl 
pan  realisirte  und  sich  etwaigen  weiteren  Verlustschangen  entzog,  andererseits 
freilich  auch  die  Aussichten  auf  Gewinn  und  —  was  wichtiger  ist  —  die  un- 
mittelbare Einwirkung  auf  das  wichtigste  Verkehrsmittel  der  Neuzeit  verlor. 

Nachdem  ein  Eisenbahnnetz  in  grossen  Zügen  von  der  Regierung  festge- 
stellt war,  das  an  Zweckmässigkdt  und  Vollständigkeit  keinem  andern  nach- 
stdit,^)  wurde  das  Concesdonsgesetz  von  1854  erlassen,')  dessen  Bestimmungen 
bei  der  Beurtheilung  der  eingegangenen  Garantien  zu  berückdchtigen  sind, 
insbesondere  gehören  hieher  &e  §§•  7  und  8: 


Mähren:  81,098,000  fi.;  Sohleeien:  8,802,000  fi.;  zosammen  206,052,000  fl.,  woTon  aber 
jetit  bedeutende  Beträge  heimbezahlt  sind.  Die  ungariBohen,  siebenbüigisohen,  gaüzi- 
sdien,  slavonisohen  eto.  GrondentLastungsobligationen  sind  erst  1856  und  57  fes^^steDt 
worden.  Ihre  Smnme  beiarag  nach  Schmidt,  Wiener  Gonrsblatt,  Stotigart  1860:  für 
Krakan:  3,600,000  fl.;  für  Galizien:  92,500,000  fl.;  für  die  Bukowina:  5,500,000  fl.; 
für  Ungarn:  149,750,000  fl.;  fOr  die  Woiwodschaft  und  Banat:  40,055,000  fl.;  fOr 
Oroatien  und  Slavonien:  14,950,000  fl.;  zus.  806,855,000  fl.  Im  Ganzen  betrug  also 
die  Grundentlastnngssohuld  ursprünghoh  512,407,000  fi. 

0  VergL  >Hübner,' Jahrbuch  für  Volkswirthschaft  und  Statistik,  IV.  Jahrg.  S.  289  iL 
*)  Verordnung  des  Hinist  für  Handel,  Gewerbe  und  OffSand.  Bauten  vom  14.  Sept 
1854,  B.-Ge8.-BL  B.  949. 
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„Die  Concessioii  zur  Anlage  einer  EHsenbahn  wird  nur  anf  eine  bestiaunte 
Zeit  ertheilt  Diese  kann  die  Dauer  «von  90  Jahren  nicht  fiber8clu*eiten, 
"wM,  aber  nach  Maassgabe  der  obwaltenden  Umstände  auf  eine  geringere 
Anzahl  Jahre  sieh  erstrecken  etc. 

Nach  Ablauf  der  Dauer  des  Priyilegiunis  geht  das  Eigenthum  an  der 

Eisenbahn  selbst,  an  dem  Grund  und  Boden  und  den  Bauwerken,  welche 

dazu  gehören,  sogleich  durch  das  Gesetz  und  ohne  Entgelt  und  unmittel* 

bar  an  den  Staat  über  etc,*^ 

woraus  herrorgeht,   dass  den  möglichen  Opfern  des  Staats  seiner  Z^t  eine 

mmhafte  €^egenleistung  gegenüberateht. 

Die  übemomm^en  Staatsgarantien  for  Eisenbahnen,  bestehend  in  der 
Gewährleistimg  Ton  5proc.  Interessen  aus  dem  Baucapital.  und  nebenbei  von 
Vft%  Amortisation,  sind  folgende: 

1)  FQr  die  Galizische  Bahn,  concessionirt  im  März  1857  auf  90  Jahre. >) 
Die  Churantie  erstreckt  sich  auf  ein  Baucapital  von  55  Mill.  Gulden  ffar 
die  drei  Linien  Lembei^-Przemysl,  Lemberg-Brody  und  Lemberg-Czer- 
nowitz.  Für  die  Linie  Ton  Przemysl  auf  das  rechte  Dniestrufer  soll  das 
Baucapital,  auf  welches  sich  die  Garantie  erstreckt,  erst  festgestellt 
werden. 

2)  Für  die  österr.  Süd-,  lombardisch-venetianische-  und  central- 
italienische,  sowie  für  die  mit  dieser  fusionirte  Franz- Joseph- 
Orient  bahn  mit  einem  Actiencapitid  von  150  Mill.  Gulden  österreiclu 
Währung,  welches  durch  neue  Stammactien  oder  durch  Emision  von 
Obligationen  yermehrt  werden  kann,  falls  es  zum  Ausbau  der  ausge- 
dehnten Linien  nicht  zureichen  sollte.  Das  Actiencapital  der  Franz- 
Joseph -Orientbahn  betrug  60  Mill.  Gulden.  Die  lombardisch -venetiani- 
schen  BiJmen  wurden  1856  vom  Staat  an  die  jetzige  Gesellschafb  verkauft, 
die  südliche  Staatsbahn  1858.  Für  die  central -italienische  Bahn  ist  die 
Gburantie  von  den  mittelitalienischen  Staaten  miigeleistet.  Concessions- 
dauer  90  Jahre.  *) 

3)  Für  die  österreichische  Staatsbahn-Gesellschaft,  welche  1855  die 
ungarischen  und  böhmischen  Linien  nebst  ansehnlichen  Complexen  von 
Staatsgütern  und  Ben^erken  angekauft  hat  Die  Ghu-antie  ist  auf  200 
Mill.  Francs  beschränkt  und  involvirt  also  zu  5Vb7<>  die  Gewährleistung 
einer  Beute  von  10,400,000  Frcs.,  welche  die  Gesellschaft  auf  die  emit- 
tirten  Obligationen  übertragen  konnte,  wovon  sie  Gebrauch  gemacht  hat» 
Coneession  90  Jcdire.  *) 

4)  Für  die  Elisabeth-Westbahngesellschaft  mit  einem  Actiencapital 
Yon  65  Millionen,  reducirt  auf  30  Mill.  Gulden,  wogegen  die  weiteren 
35  Millionen  durch  Anlehen  aufgebracht  werden  sollen.  Die  Staats- 
garantie  umfasst  die  ganze  Summe  von  65  Millionen.^)  Coneession 
90  Jahre. 


')  AuflUleiider  Weise  saoht  man  die  den  EisenbalmgeseUscbaften  ertheilten  Ooa- 

tonen  umsonst  im  österr.  Bekdisgeietiblatt  und  hat  also  die  Wiener  Zeitung  zn 
Hilfe  m  nehmen.  Der  wesentiüche  Inhalt  der  Coneession  der  GaliziBchen  Bahn  ist 
bei  Hibner,  Jahrbuch  etc.,  Y.  Jahrg.  8.  117  angef&hrt 

^  Diese  Coneession  ist  amtlich  bis  jetzt  weder  in  der  Wiener  Zeitung,  nodi  im 
B«ioli8gee.-BL  verOffentlidit  worden.  Siehe  daher  Scheerer  im  Anhang  zn  Flügels 
Goarnettel,  10.  Aufl.,  Frankftirt  1860  S.  77.  und  86. 

*)  Den  wesOT^hen  Inhalt  der  Coneession  und  Statuten  siehe  bei  Hüb n  er,  Jahr- 
Mi  ete.,  IV.  Jahrg.  8.  2S1  ff. 

*)  Scheerer  a.  a.  O.  8.  77  und  87. 
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5)  Für  die  Pardubitz-Reichenberger  Bahn  mit  einem  Actiencapital  toh 
15  Mill.  Thalern.    Concession  90  Jahre.  *) 

6)  Für  die  Theissbahn,  Actiencapital  40  MilL  Gnlden.  Ooncessionfdaner 
90  Jahre.  «) 

7)  Für  die  Zittau-Reichenberger  Bahn  mit  2,500,000  Thlr.  ActiencapitaL 
Bei  dieser  Bahn  beschränkt  sich  die  Garantie  auf  47^  Zinsen,  weldie 
von  der  österreichischen  und  sachsischen  Regierung  gemeinschaftlioh  ge- 
währleistet worden  sind.  *) 

Ausserdem  ^b  der  Pariser  Friede  von  1856,  in  welchem  die  Freihat  der 
Donau  proclamurt  wurde,  Anlass  zur  Uebemahme  einer  Staatsgarantie.  Um 
nämlich  die  privilegirte  Donau -Dampfschifffahrtsgesellschaft  zum 
Verzicht  auf  ihr  Privilegium,  welches  mit  jen^n  Friedenstractat  nidit  mehr 
vereinbar  war,  zu  vermögen,  musste  die  Regierung  der  G^esellschaft  bis  zum 
Ablauf  der  Concessionsdauer  (1880)  einenjährlichen  Reinertrag  von  1,920,000  fl. 
gewährleisten,  wobei  die  sämmtlichen  verwaltungs-  und  Betriebskosten,  Ab- 
schreibungen, Assecuranzfonds,  Zinsen  der  Anlehen  etc.  zum  Voraus  an  dem 
Bruttoerträgniss  abzuschreiben  sind.  Etwaige  Vorschüsse  der  Regierung  müssen 
dieser  jedoch  mit  4Vo  Zinsen  zurückersetzt  werden,  falls  die  Reinertragnisse 
die  Summe  von  1,920,000  fl.  übersteigen,  in  so  weit  ein  solcher  Ueberschuss 
ausreicht  ^) 

Endlich  mag  noch  zu  erwähnen  sein,  dass  die  Seeschifffahrtsgesell- 
schaft des  österreichischen  Lloyd  in  Triest  eine  Subvention  aus  Staats- 
mitteln erhält,  welche  indessen  unter  dem  ordentlichen  Staatsaufwand  in  Aus- 
gabe erscheint  und  1859  nicht  weniger  als  1,636,014  fl.  betragen  hat,*) 
wogegen  die  Gesellschaft  die  Postsendungen  der  Regierung  unentgeldlich  besorgt 


§.  16. 
Staatsverfassung.    Verwaltung  der  öffentlichen  Schuld  Oesterreichs. 

Wie  wir  in  den  historischen  Rückblicken  gesehen  haben,  hat  sich  der 
österreichische  Staatskörper  im  Laufe  von  Jahrhunderten  aus  Bestandtheilen 
zusammengesetzt,  welche  vorher  niemals  in  politischer  Verbindung  standen. 
Kein  Staat  hat  nun  neue,  ihm  incorporirte  Länder  in  Betreff  ihrer  politischen 
Einrichtungen  toleranter  behandelt,  als  das  frühere  Oesterreich.  Jedes  er- 
worbene Land  behielt  im  Wesentlichen  seine  Verfassung,  seine  Sprache,  seine 
teritoriale  Eintheilung  und  seine  Selbstständigkeit  gegenüber  den  übrigen 
Theilen  der  Monarchie.  Der  Verband  des  Ganzen  war  daher  ein  loser  und 
lief  blos  in  der  Person  des  Monarchen  zusammen.  Jedes  Kronland  hatte  aber 
eine  ständische  Verfassung  mit  mehr  oder  weniger  politischen  Gerechtsamen, 
überall  mit  aristokratischem  Uebergewichte.  Eine  ganz  besondere  SteUung 
zur  Gesammtmonarchie  nahm  zumal  das  Königreich  Ungarn  mit  seinen  Neben- 
ländem  ein,  das  nicht  einmal  in  der  Finanzvarwaltnng  dem  Cbmzen  unterstand, 


>)  Scheerer  a.  a.  O.  8.  77  ond  88. 

*)  Daselbst  8.  77  und  89. 

*)  Ebendaselbst 

*)  VergL  Habner,  Jahrbaoh.  V.  Jahrg.  8.  283. 

^)  VergL  den  Gesohaftobenoht  der  GeseUsohaft  im  Aotionär  von  1860  Nr.  889, 
8.  443.  Die  Regierung  hat  diesem  Unternehmen  auoh  mit  einem  Voisohnss  von  3  IfiH. 
Golden  unter  die  Arme  gegnSen. 
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80   dass   inmitteii    des  Rdchs,    fast   yor    den  Thoren  Wiens,   ZolUinien   die 
einzelnen  Eronländer  schieden. 

In  diesem  Znstande  blieb  diie  Monarchie  bis  zum  Jahre  1848,  als  die 
Nachwirkungen  der  Pariser  Februarrevolution  auch  in  Oesterreich  erschütternd 
eindrangen.  Kaiser  Ferdinand  gab  eine  Verfassung ')  und  berief  einen  Reichs- 
tag nadi  Wien,  *)  der  jedoch,  nachdem  die  ungarbchen  und  italienischen  Länder 
in  Au&tand  gerathen  waren,  nur  die  Abgeordneten  der  deutsch-slavischen 
Provinzen  vereinigte.  Er  berieth  fast  ein  ganzes  Jahr  ohne  irgend  ein  nen- 
nenswerthes  Resultat,  mit  Ausnahme  der  Grundentlastungsgesetze.  8eine 
Hauptaufgabe:  die  Feststellung  der  Reichsverfassung,  war  bei  seiner  Auflösung 
am  4.—- 7.  Harz  1849  kaum  in  Angriff  genommen.  Nach  der  Abdankung 
Kaiser  Ferdinands  am  2.  Decbr.  1848  hatte  Kaiser  Franz  Joseph  die  Re- 
gierung übernommen  und  gab  nun  unterm  4.  März  1849  eine  octroyirte  Ver- 
fassung fOr  das  ganze  Reich,  am  gleichen  Tage  ein  besonderes  Gesetz  über 
die  politischen  Rechte  der  Staatsbürger  und  am  30.  Decbr.  1849  die  leitenden 
Grundsätze  fßr  die  Landesverfassungen,  welche  theils  am  gleichen  Tage, 
Üidls  anfangs  1850  erlassen  wurden.  Obgleich  in  unmittelbarer  Folge  &8t 
alle  in  der  octroyirten  Verfassung  vorgeschriebenen  Reformen  der  Verwaltung 
ndt  möglichster  Beschleunigung  durchgeführt  wurden,  so  wurden  doch  weder 
der  allgemeine  Reichstag,  noch  die  Provinziallandtage  berufen  und  unterm 
81.  Decbr.  1851  erfolgte,  nachdem  schon  unterm  20.  Aug.  1851  ^  eine  Com- 
mission  zur  Untersuchung  der  Frage,  ob  die  Durchführung  der  selbstgegebenen 
Verfassung  möglich  sei,  eingesetzt  worden  war,  die  Aufhebung  aller  Ver- 
fassungsgesetze von  1849.  *) 

Oesterreich  war  sonach  wieder  eine  unumschränkte  Monarchie,  absoluter 
als  je  Mher,  weil  auch  die  alten  Landesverfassungen  gefallen  waren.  Es  vnur- 
den  zwar  durch  die  kaiserlichen  Patente  und  Cabinetsschreiben  vom  31.  Decbr* 
1851  die  wichtigsten  Errungenschaften:  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  Aufhebung 
jedes  bäuerlichen  Unterthänigkeits-  und  Hörigkeitsverbandes,  freie  Religions- 
übung der  anerkannten  Kirchengesellschaften  etc.,  aufrecht  erhalten,  auch 
organische  Gesetze  für  das  Ganze  und  für  die  einzelnen  Kronländer  in  Aus- 
sidit  gestellt;  aber  seit  10  Jahren  harrt  die  Bevölkerung  und  jeder  wahre 
Freund  des  Kaiserstaats  umsonst  der  umfangreichen  Ernillung  j^nes  Ver- 
npreehens.  Erst  in  neuester  Zeit,  in  Folge  der  Bedrängnisse  des  italienischen 
Kriegs,  regt  sich  wieder  einiges  Leben  und  es  ist  nadi  der  Beendigung  dea 
Kriegs  durch  kaiserliches  Manifest  neuerdings  die  politische  Entwicklung  des 
Reichs  auf  Grundlage  möglichsfer  Selbstständigkeit  der  Gemeinden  und  Pro- 
vinzen verheissen  worden.  Als  einleitende  Schritte  hiezu  führen  wir  die  im 
März  J  860')  erfolgte  Verstärkung  *  des  Reichsra^  durch  die  Erzherzoge  d^ 
kaiserlichen  Hauses,  einige  höhere  kirchliche  Würdenträger,  verdiente  Civil 
und  Militairs  und  38  gewählte  Mitglieder  der  Landesvertretungen  an,  welchem 
zugewiesen  vnnrden: 

1)  die  Festitellung  des  Staatsvoranschlags,  Prüfung  der  Staatsrechnungsab- 
schlüsse und  die  Vorlagen  der  Staatssdiuldencommission; 

2)  alle  wichtigeren  Entwürfe  in  Sachen  der  allgemeinen  Gesetzgebung; 

3)  die  Vorlagen  der  Landesvertretungen. 


^)  Patent  vom  25.  April  1848. 

^  Patent  vom  9.  Mu  1848.    Kmidmaohung  vom  1.  Jnni  1848. 
")  Cabinetschreiben  vom  20.  Aug.  1851,  Wiener  Zeitung  Kr.  20S. 
^  Patente  vom  31.  Decbr.  1851,  Wiener  Zeitong  von  1852  Kr.  1. 
^  Patent  vom  5.  Man  18B0,  R.-Ge8.-BL  &  97. 
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Dieser  8taat8kd]|>er  ist  demialen  in  Thätigkeit  und  es  berechtigen  seine  hitH 
herigen  Verhandlungen  zu  der  Hoffnung,  dass  er  seine  Au%abe  mit  mehr 
Selbstständigkeit  und  Freimuth  losen  werde,  als  nach  seiner  Zusammensetzung 
erwartet  wurde. 

Der  Anfang  zur  Erweiterung  der  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Kronländer 
ist  ferner  durch  Concessionen  an  Ungarn  und  durch  die  kaiserliche  Yerordnm^ 
rom  81.  Mai  1860,  ^)  betreffend  die  selbstständi^  Stellung  und  Wirksamk^t 
der  lombardisch-veneäanischen  Oentral-Gongregation  gemacht. 

Dies  sind  allerdings  nur  sehr  beschränkte  Einleitungen  zum  Bessern,  und 
es  ist  in  hohem  Grade  zu  bedauern,  dass  die  österr.  Begierung  sich  nicht  zu 
einem  entscheidenden  Schritte  entschliessen  kann.  Es  dürfen  aber  die  unge- 
heuren Schwierigkeiten,  mit  denen  sie  zu  kämpfen  hat,  nicht  übersehen  werden. 
Ob  es  möglich  sein  wird,  in  Oesterreich  Staatseinrichtungen  nach  der  Chablone 
des  modernen  Liberalismus  ins  Leben  zu  rufen,  haben  wir  nicht  zu  unter- 
suchen. Unmöglich  kann  es  aber  nicht  sein,  Einrichtungen  zu  treffen,  welche 
die  wahren  Bedürfiiisse  der  Völker  des  Kaiserstaats  beMedigen.  Mit  der  Er- 
füllung dieser  Riesenaufgabe  wird  die  alte  Loyalität  der  einzelnen  Länder 
wiederkehren  und  an  der  Kraft  und  Lebensdauer  des  Ganzen  dann  nicht  mehr 
zu  zweifeln  sein.  Die  zwölfte  Stunde  hat  aber  geschlagen.  Möge  man  sie 
nicht  unbenutzt  ablaufen  lassen. 

In  Betreff  der  Verwaltung  der  Staatsschuld  haben  wir  in  den  ge- 
schichtlichen Bückblicken  die  früher  bestandenen  Einrichtungen,  namentiidi 
die  Errichtung  des  allgemeinen  Tilgungsfonds  und  dessen  Bestimmung,  sowie 
die  Constituirung  einer  besondem  Tilgungsanstalt  für  das  lombardisdi-venetia- 
nische  Königreich  unter  dem  Namen  „Monte  del  Begno  Lomb.-Veneto*'  berührt, 
lieben  diesen  Tilgungscassen  bestand  aber  noch  eine  „Universal-,  Staats-  und 
Banko-Schuldencasse^  zur  Verzinsung,  Abschreibung,  Umschreibung  und  Vin- 
culirung  der  Staatsobligationen,  sowie  überhaupt  zur  Evidenzhaltung  aller  bei 
der  Staatsschuld  vorkommenden  Veränderungen,  mit  CreditsabtheUungen  in 
den  einzelnen  Kronländem.  ^  Abweichend  von  den  Einrichtungen  anderer 
Länder  war  nämlich  in  Oesterreich  die  Tilgung  und  die  Verzinsung  der 
Staatsschuld  getrennt  Die  erstere  besorgten  die  beiden  Tilgungsanstalten,  die 
letztere,  sowie  die  sonstigen,  auf  die  öffentliche  Schuld  sich  beziehenden  Ge- 
schäflie  hatte  aber  die  Universal-Staatsschuldencasse  zu  besorgen.  Ausser  diesem 
Centralcassen  bestanden  da,  wo  die  ehemaligen  Landstände  zu  Gtmsten  des 
Staats  besondere  Schulden  contrahirt  hatten  (sog.  Aerarialschulden,  vergl.  oben 
§.  14)  noch  besondere  Provinzial-Schuldentilgungscassen  unter  Leitung  der 
Statthaltereien.  Sowohl  der  allgemeine  Tilgungsfonds,  als  die  Universal-, 
Staats-  und  Banko-Schuldencasse  wurden  von  der  „Direction  des  allgemeinen 
Tilgungsfonds  und  der  verzinslichen  Staatsschuld^  geleitet,  neben  welcher  eine 
Commission  zur  Beaufsichtigung  stand.  Der  Monte  des  lomb.-venet.  König* 
reichs  stand  unter  einer  besondern  Präfectur  in  Mailand. 

Die  Stellung  des  allgemeii;ien  Tilgungsfonds  zur  Begierung  wurde  durch 
Patent  vom  1.  Octbr.  1829  ^)  folgendeijpaassen  normirt: 

„Der  Tilgungsfonds  hat  femerhm  eine  selbstständige,  unter  besond^n 
kaiserlichen  Schutz  gestellte  Anstalt  zu  bilden,  deren  Gebahren  einer 
eigenen  Direction  anvertraut  wird.** 


*)  Reichsge8.-BL  Nr.  143.  Hieher  gehört  auch  die  Verordnang  des  Ministeriums  des 
Innern  über  den  erweiterten  Wirkungskreis  der  Provinzial-Cougregationen  vom  9.  Juni 
1860,  R.-Ge8.-BL  Nr.  148. 

>)  YergL  v.  Reden  a.  a.  0.  S.  97  und  102. 

^  Gesetzessammlung  Bd.  55,  S.  738. 
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Im  Uebrlgen  waren  alle  vorgenannten  Behörden  dem  Finannuinisterium 
und,  was  das  Rechnungs-  und  Gassenwesen  betrifft,  der  ^»obersten  Redmungs- 
4X>ntrol8-Behörde''  untergeordnet  Die  SteUung  der  letzteren  Behörde  ist  durch 
kaiserL  Verordnung  vom  27.  März  1854  ^  dahin  normirt,  dass  sie 

,,d^n  Kaiser  unmittelbar  imtergeordnet,  gleiche  Stelle  mit  den  Ifini- 
sterien  einnehme,  dass  ihr  Vorstand  in  allen  Fällen,  wo  in  den  Minister- 
Conferenzen  Angelegenheiten  verhandelt  werden,  welche  seine  Amtswirk- 
samkeit  betreffen,  zu  diesen  Conferenzen  beizuziehen  sei,  wie  er  auch  an 
den  Reichsrathsverhandlungen  auf  Einladung  Theil  zu  nehmen  habe.^ 
Dies  der  Zustand  bis  zum  Ende  des  Jahres  1859. 

Nach  dem  Verluste  der  Lombardei  durch  den  Ziüricher  Frieden  vom  10.  Nov. 
1859  ^  haben  die  Verhältnisse  des  vormaligen  lomb.-venet.  Monte  eine  factische 
Aenderung  erlitten.  Es  soll  an  dessen  Stelle  für  den  österreichischen  Antheil 
seiner  Schuld  ein  neuer  „venetianischer  Monte*  errichtet  werden,  sobald  die 
Verhandlungen  mit  Frankreich  und  Sardinien  wegen  der  Liquidirung  und 
Vertheilun^  der  Schuld  geschlossen  sein  werden. ")  Inzwischen  besoigt  die 
Monte-Section  in  Verona  die  Geschäfte. 

Die  wichtigste  Veränderung  in  der  Verwaltung  der  Staatsschuld  ist  aber 
durch  das  kaiserl.  Patent  vom  23.  Decbr.  1859^)  eingetreten.  Dasselbe  lautet 
in  seinem  hieher  gehörigen  Inhalt,  wie  folgt: 

„Die  mit  dem  Jahre  1848  eingetretenen  Ereignisse  und  die  Erschütte- 
rungen, welche  in  Folge  derselben  die  finanzieUen  Zustände  Unseres  Reidis 
erlitten,  gestatteten  nicht,  die  Bestimnmngen  der  Patente  vom  22.  Januar 
1817  und  1.  Octbr.  1829,  über  die  Tilgung  der  Staatsschuld,  in  deren 
vollem  Um£änge  zu  erfüllen.* 

,^ Während  die  Staatsverwaltung  genöthigt  war,  in  der  Aufiiahme  von 
Anlehen  die  Mittel  zur  Bestreitu^  eines  namhaften  Theils  der  gesteiger- 
ten Staatserfordemisse  zu  suchen,  wäre  die  Fortsetzung  der  Einlösung 
von  Obligationen  der  allgemeinen  Staatsschuld  aus  den  Einnahmen  des 
Tilgungsfonds  nur  durch  eine  Vermehrung  der  Anleihen  möglich  gewesen 
und  hätte  weder  dem  Staate,  noch  den  Staatsgläubigem  Nutzen  gewährt 
Die  Zuflüsse  des  Tilgungsfonds  wurden  daher  zur  Bedeckung  eines  Theik 
der  allgemeinen  Staatsausgaben  verwendet.^ 

„Mit  der  Verloosung  der  älteren  Staatsschuld  in  Gemässheit  des  Patents 
v<Mn  21.  März  1818  wurde  jedoch  fortge&hren  und  die  zur  Tilgung  der- 
jenigen Anleihen,  für  welche  bestimmte  Tilgungspläne  ausdrücklich  ver- 
abredet waren,  erforderlichen  Summen  wurden  diu'cn  die  Finanzverwaltong 
abgesondert  bestritten.^ 

„In  Erwägung  dieser  Verhältnisse  und  im  Einklänge  mit  den  von  Uns 
angeordneten  Arbeiten  zur  Herstellung  ^es  Gleichgewichts  im  Staatshaus- 
halte, haben  Wir  beschlossen,  die  Angelegenheiten  des  Tilgungsfonds  in 
zei^emässer  Weise  zu  regeln,  der  bisherigen  Direction  des  Tilgungsfonds 
und  der  verzinslichen  Staatsschuld  einen  erweiterten  Wirkungskreis  in 
Beziehung  auf  die  gesammte  Staatsschuld  einzuräumen,  das  ihr  zur  Seite 
stehende  Centralorgan  neu  zu  gestalten,  sowie  die  ZurückfÜhrung  der 
älteren  Staatsschuld  auf  den  ursprünglichen  Zinsengenuss,  bis  zum  Ablauf 
des  patentmässig  festgesetzten  Zeitraumes,  sicher  zu  stellen.*' 


')  Reich8ffe8.-Bl.  8.  288. 
«)  Promufcrt  im  R.-aes.-BL  von  1859  8.  569. 

*)  VergL  Fin.-Müiist-Erlass  vom  30.  Nov.  1859,  R.^es.-BL  Nr.  218  u.  vom  29.  Mai 
1860,  R.-Gee.-BL  Nr.  186. 
*)  Reichsge8.-BL  S.  615. 
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yNach  yernefamnng  ünflerer  Mmister  und  AnUrung  OBseres  Beidimtfi» 
finden  wir  diüier  anzuordnen,  wie  folgt: 

1)  die  Direction  des  allgemeinen  ^nlgangsfonds  und  der  yerzinBlicheii 
Staatsschuld  soU  vom  1.  Januar  1860  an  den,  ihr^n  erweiterten 
Wirkungskreise  entsprechenden  Namen  „Direction  der  Staatsschuld* 
itUiren; 

2)  die  Ohliegenheiten  dieser  Direction  best^en: 

a)  in  der  Eyidenzstellung  des  dermaligen  Bestands  der  Btaatsscfauldf 

b)  in  der  Eyidenzhaltung  der,  auf  Qrund  der  bestehenden  oder  noch 
zu  erlassenden  Gesetze  erfolgenden  Yerminderung  oder  Yenneh- 
rung der  Staatsschuld; 

c)  in  der  Eyidenzhaltung  der,  zu  den  vorgeschriebenen  Einlösungen 
und  Rückzahlungen,  sowie  zur  Zinsenzahlung  der  Staatssehuld 
erforderlichen  Geldmittel; 

d)  in  der  Besorgung  der  Yerloosungen  der  Obligationen  der  älteren 
Staatsschuld  und  aller  jener  Staatsschuldverschreibungen,  welche 
im  Wege  der  Yerloosung  zur  Rückzahlung  gelangen; 

e)  in  der  öffentlichen  Yertilgung  der  eingelösten  Staatsschuldver* 
Schreibungen ; 

f)  in  der  Leitung  der  Erzeugung  und  Ausfertigung  aUer  Staats- 
schuldverschremungen. 

3)  Die  Depositencasse  des  Tilgungsfonds  führt  vom  1.  Jannar  1860  aa 
den  Namen  „Staatsdepositencasse^  und  die  Staatsschulden -Direction 
hat  die  Eyidenzhaltung  aDer  bei  derselben  erliegenden  Cautionen  und 
Depositen,  sowie  die  Verwaltung  derselben  nach  den  dafür  bestehen- 
den Yorschriften  zu  besorgen. 

4)  Weiters  behalten  wir  Uns  y<Mr,  der  Staatsschulden-Direction  eine 
selbstständigere  Wirksamkeit  in  der  Richtung  einzuräumen,  um  den  Ge- 
schäftsgang bei  der  Umschreibung  jmd  Deymculirung  der  Obligationen 
zu  vereinfachen. 

5)  Anstatt  der  auf  Grund  des  Patents  vom  22.  Januar  1817  bestehen- 
den Commission,  welche  in  die  Geschäftsführung  und  Operationen 
bei  dem  Tilgungsfonds  Einsicht  zu  nehmen  hatte,  befehlen  Wir  die 
Bildung  einer  Uns  unmittelbar  unterstehenden  Staatssohul- 
den-Oommission,  die  aus  7  Mitgliedern  zu  bestehen  hat,  von  wel- 
chen Wir  Uns  die  Ernennung  des  Präsidenten  derselben  und  zweier 
Mitglieder  aus  dem  Kreise  der  Grundbesitzer  und  Capitalisten 
vorbehalten.  Yen  den  übrigen  4  Mitgliedern  hat  die  pnvil.  österr. 
Nationalbank  zwei,  die  niederösterr.  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer und  die  Wiener  Börsenkammer  je  Einen  Abgeordneten 
aus  ihrer  Mitte  zu  wählen. 

6)  Diese  Commission  soll  sofort  emgesetzt  werden  und  ihre  erste  Auf- 
ffabe  wird  sein,  den  demuUigen  Stand  des  Tilgungsfonds  zu  erheben. 
Uns  darüber  Bericht  zu  erstatten,  das  in  Staatsschuldverschreibungen 
bestehende  Yermögen  des  Tilgungsfonds  in  den  Büchern  der  Univei^- 
StaatsschuMencasse  löschen  und  die  Obligationen  öffentlich  vertilgen 
zu  lassen. 

Dieselbe  hat  sodann  von  dem  dermaligen  Stande  der  Staatsschuld  nach 
den  darüber  geführten  Büchern  und  Yormerkungen  Einsicht  zu  nehmen» 

Wenn  eine  Yermehrung  der  Staatsschuld  eintritt,  ist  die  Commis- 
sion berufen,  die  Eintragung  derselben  in  das  Hauptbuch  der  Staats- 
schuld, sowie  die  Erzeugung  uod  Ausfertigung  der  Obligationen  zu 
überwachen. 
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7)  Die  StaateolniMeii-Direetion  ivird  der  CoamuBrioii,  mit  Sdibus  eines 

jeden  Bemestera,  einen  nrnstanffichen  und  gehörig  belegten  Bericht 

über  die  Angelegenheiten  des  Staataschnldenwesens   sosteDen,  nadb 

dessen  eindringüdier  Prfifnng  die  Gonunission  Uns  unmittelbar  einen 

Vortrag  darüber  abstatten  wird,  welcher  zur  allgemeinen  Kennt- 

niss  SU  bringen  ist^ 

Die  in  Punkt  4   dieses  Gesetzes   in  Aussicht   gestellte   Erweiterung   der 

Oonroetenz  der  Staatsschulden -Direction  ist  durch  Finanzministerial-Erlass  yom 

26.  Febr.  1860,  ^)  wonach  ihr  überwiesen  wurden: 

„aDe  Yerfligiingen,  welche  auf  Einschreiten  der  Parteien  wegen  Entwen- 
dungen  von   Staatseffecten   veranlasst  werden;    alle   durch   gerichtliche 
Verbote,   Pfändungen   oder   executiye  Einantwortung   von  Staatseffecten 
und  deren  Zineen  nothwendig  geword^ien  VerfQgungen;  Aufträge  wegen 
Ausfertigung  neuer  Schuldscheine  an  die  Stelle  der  amortisirten  und  wegen 
des  Umtausches  Ton  beschädigten,  ab^  noch  kenntlichen  Scheinen;  Er- 
theilung  yon  Auskünften  aDer  Art  und  Bekanntmachung  der  Verloosungs- 
resultate  u.  s.  w.** 
und  durch  Finanzminist -Erlass  vom  15.  Febr.  1860,  *)  wodurch  eine  Verein- 
fachung des  Verfahrens  bei  der  Umschreibung  und  Devinculirung  Yon  Staats- 
achuldyerschreibungen  erstrebt  wird,  erfolgt. 

Man  sieht,  dass  die  neuen  Anordnungen  der  Regierung  bis  zu  einem  gewiss^! 
Grade  den  Zweck  yerfol^en,  die  Staatssdiulden-Verwaltu^^behörden  unabhängig 
zu  stellen.  Mehr  als  dies  wird  indessen  die  zugesagte  Veröffentlichung  der 
Berichte  der  Staatsschulden-Direction  und  Commission,  wenn  sie  fortan  mit 
der  nöthigen  Vollständigkeit  und  Offienheit  geschieht,  von  Wirkung  sein. 

Ein  sehr  wichtiger  Schritt  auf  der  Bahn  der  inneren  Entwicklung  ist  durch 
die  neueste  kais^l.  Botschaft  an  den  Reichsrath  vom  17.  Juli  1860  geschehen, 
weldie  lautet,  wie  folgt: 

,,Ich  habe  beschlossen,  künftig  die  Einführung  neuer  Steuern  und  Auf- 
lagen, dann  die  Erhöhung  der  bestehenden  Steuer-  und  Gebührensätze 
bei  den  directen  Steuern,  bei  der  Verzehrungssteuer  und  bei  den  Ge- 
bühren yon  Rechtsgeschäften  u.  s.  w.;  endlich  die  Au&ahme  neuer  An- 
lehen  nur  mit  Zustimmung  Meines  verstärkten  Reichsraths  anzuordnen.'' 
Hiedurch  ist  dem  erweiterten  Reichsrath  die  wichtigste  BeftigniBs'  einer  con- 
stitutioneHen  Körperschaft  eingeräumt    Er  hat  aufgehört,  eine  blos  berathende 
Versanmilung  zu  sein  und  ist  in  finanziellen  Dingen  zu  einer  beschliessenden 
Vertretung  des  ganzen  Reichs  umgewandelt.    Die  Consequenzen  dieses  Schrittes 
können  nur  zur  weiteren  Fortentwicklung  der  Verfassungszustände  f&hren  und 
das  öffentiliche  Vertrauen  stärken. 


§.  17. 

Tilgoogsfonds.    Tilgungsmodus. 

Ueber  die  Grösse  der  aUjährlich  an  der  öffentlichen  Schuld  abzutragenden 
Summen  und  über  die  Art  der  Tilgung  enthalten  die  älteren  Gesetze  Folgondes: 
1)  Patent  vom  29.  Oct  1816  (Eröffoung  eines  Anlehens  zur  Papiergelds- 
Einlösung  betr.)  §.  7:"^ 


>)  ReiohBges.-BL  S.  94. 

*)  Ebendaselbst  S.  78. 

*)  Geeetsessammhuig  Bd.  87,  8.  228. 
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„Neben  diesen  FoimIb  zur  Sicheretellung  der  SSnsen  wird  ein  Tägungs- 
fonds  gebildet,  welchem  ^eich  dermal  eine  Einnahme  von  Einem 
Procent  der  in  Folge  dieses  Anlehens  erwachsenden  Staatsschuld 
versichert  wird  und  dessen  Einnahmen  jährlieh  durch  die  Zinsen  der 
eingelösten  Obligationen  einen  Zuwachs  eihalten  werden. '^ 
2)  Patent  vom  22.  Januar  1817  (Gründung  des  allgemeinen  Tilgungsfonds 
betr.)  §.  2: ») 
„Dem  Tilgungsfonds  der  verzinslidien  Staatsschuld  werden  sogleich 
folgende  l^nahmsqueUen  zugewiesen: 

a)  die  bei  Gelegenheit  früherer  Anlehen  zur  Abtragung  derselben  aus- 
geschiedenen Tilgungsbeträge; 

b)  eine  Summe  von  500,000  fl.  C.-M.,  welche  in  dem  Verhältnisse  erhöht 
wird,  als  der  durch  das  neu  eröffiiete  Anlehen  angebrachte  C^itals- 
betrag  nach  dem  durch  Patent  vom  29.  Oct  festgesetzte  Maassstab 
von  Einem  vom  Hundert  eine  höhere  Tilgungsquote  erheischt; 

o)  die  Zinsen  der  durch  frühere  TilgungsrMaassregeln  eingelösten  ver- 
zinslichen Staatsobligationen; 

d)  die  Eau&chillinge  aus  Staatsgütern; 

e)  die  Zinsen  der  mittelst  dieser  vereinigten  Zuflüsse  einzulösenden  Ob- 
ligationen.'^ 

8)   Patent  vom  1  Oct.  1829: «) 

„§.  6.  Für  jedes  neue  Anlehen  wird  dem  Tilgungsfonds  eine  neue  Dotatio& 

zugewiesen,  welche  nicht  weniger  als  V/o  der  Schuld  sein  dart^ 
§.  7.  Alles  Einkommen  des  Tilgungsfonds  ist  zur  Einlösung  der  Zinsen- 
schuld  auf  der  öffentlichen  Börse  bestimmt*' 
Diese  Normen  wurden  aber  durch  das  im  vorigen  Paragraphen  angeführte 
Patent   vom  23.  Decbr.  1859, ')  welches  fiir  die  Zukunft  ein  neues  System 
au&tellt,  theils  ganz  aufgehoben,  theils  wesentlich  moderirt   Dasselbe  bestimmt: 
„§.  5.   Die  Tilgung  der  Staatsschuld  bleibt,  so  lange  der  Staatshaushalt  die 
Yerwendung  eines  grösseren  Theils  der  Einkünfte  zu  diesem  Zwecke 
nicht  gestattet,  auf  die  Tilgung  aller  jener  Staatsschuldverschreibun^en 
beschränkt,  welche  vermöge  der  in  den  bezüglichen  Anlehensbestim- 
mungen   enthaltenen   ausdrücklichen   Zusicherung,   theils   durch  Ver- 
loosung,  theils  durch  börsenmässige  Einlösung  getilgt  werden  müssen. 
§.  6.   Auch  bestimmen  Wir,  dass  von  den  öproc.,  auf  österr.  Währung  lau- 
tenden Staatsschuldverschreibungen   aUjähriich  wenigstens  ^f^V^  ihrer 
Gesammtsumme  börsemässig  eingelöst  und  vertUgt  werde.     Wir   be- 
halten uns  vor,  Maassregelb  zur  allmäligen  Umwandlung  aller  nicht 
in  Yerloosungen  begriffenen  Staatsschuldverschreibungen  in  solche,  die 
auf  österr.  Währung  lauten  und  zu  öV^  verzinslich  sind,  anzuordnen« 
§.  7.   Die   Finanzverwaltung   ist   verpflichtet,   das   von  der  Staatsschulden- 
Direction   ausgewiesene   Erfordemiss   alljährlich   in    den  Staatsvoran- 
schlag aufzunehmen  und  für  dessen  Bedeckung  zu  sorgen. 
§.  8.   In  Beziehung   auf  die  Yerloosung   der   älteren  Staatsschuld  ist  sich 
nach  den  Bestimmungen  des  kaiserl.  Patents  vom  21.  März  1818  zu 
benehmen,   und   es  hat,    diesen  Bestimmungen  gemäss,   die  Zurück- 
führung  der  gedachten  Schuld  auf  den  ursprünglichen  vollen  Zinsen- 
genuss  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1867  vollständig  zu  erfolgen.    In 


1)  GesetxesBammlang  Bd.  88,  8.  36. 
*)  Eboidaselbst  Bd.  55,  8.  733. 
*)  Beichsge8.-BL  S.  615  ff. 
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den  Jahren,  in  denen  es  nicht  möglieh  wire,  die  erforderliche  Summe 
in  onTerloosten  Obligationen  der  geda^ton  Schuld   zum  Behufe  der 
Torgeschriebenen  Yertilgang   aufzubringen,   ermächtigen  "Wir  Unsem 
Finanzminister,   die  Yerloosung  derselben  jährlich   bis   zum  Betrage 
von  10  Mill.  OuMen  auszudehnen.    Sollten  bis  Ende  Deoember  1867 
noch  Obligationen  der  in  dem  Patente  vom  21.  JCärz  1818  b^gfriffimen 
alteren  Scmuld  bestehen,  welche  noch  nicht  in  die  Yerloosung  eiMe- 
treten  wär^i,  so  sind  diesdben  mit  dem  1.  Jan.  1868  in  dsn  voUen 
ursprünglichen  Zinsengenuss  zu  setzen  und  in  YerloosungsobHgationen 
umzuwechseln.^ 
HiorauB  ist  ersiditlich,  dass  die  österr.  Staatsschuld  kflnftig  in  Absicht  auf 
ihre  Tilgbarkeit,   abgesehen  von  der  älteren  Sdiuld,  welche  län^^ns  bis 
1.  Jan.  1868  zu  verschwinden  hat,  in  zwei  Kategorien  zerfallt,  nämhch  in  die 
rückzahlbare  und  in  die  Torerst  untilgbare  Schuld;  sodann,  dass  die  Til- 
gungsquote eben&lls  eine  zweifache  ist,  und  zwar  fftr  die  firüher  (yor  186(Q 
emittirten  rückzahlbaren  Anlehen  l^/o,  Air  die  neuere,   auf  österr.  Währung 
lautende  Schuld,  in  so  ferne  nicht  ein  anderer  Tilgungsmaassstab  Tcrtrags- 
mäseig  festgestellt  wurde,   V/t<^/o    des  ursprünglichen  Schuldbetrags;   endlich, 
dass  eine  doppelte  Art  der  Tilgung,    theils  durch  Yerloosung,  th^s  aber 
durch  Rückkauf  auf  der  Börse,  beibehalten  bleibt.    Dass  schon  durch  Finami- 
nmdst-Eirlass  vom  26.  Oct.  1858  deiyenigen  Gläubigem,  welche  österr.  Staat»- 
sdtuldyerschreibungen  besitzen,  die  nicht  in  klingender  Münze  und  mit  weniger 
«b  5V«  y^rziusHch,  auch  nicfat  verloosbar  sind,  Gelegenheit  geboten  ist^  ihre 
Ob^ationen  auf  österr.  Währung  und  5proc.  Yerzinsung  umschreiben  zu  lassen, 
habni  wir  in  §.  14  gezeigt    Nun  soll  aber  die  ganze,  bis  jetzt  nicht  yerlooe- 
bare  Schuld  nach  und  nach  in  eine  auf  österr.  Währung  lautende  umgewandelt 
werden,  welcher  sodann  die  Tilgung  mit  V>Vo  ihres  Capitalbetn^^  im  Wege 
des  börsenmässigen  Rückkaufs   zu   gut   käme.    Welche  Kategori^i   der  Qe- 
sammtschuld  gegenwärtig  der  rückzahlbaren,  und  welche  der  zeitlich  untilg- 
baren Schuld  angehören,  werden  wir  im  Folgenden,  so  weit  möglich,  darlegen. 
(Yergl.  §.  22.) 


S.  18. 
Sicherheitsobjecte  für  die  österr.  Staatssctnild  (Staats-Gnindkr&fte). 

Als  Sicherheitsobjecte  für  die  Staatsschuld  kommen  in  Betracht: 

1)  das  Staatsvermögen  im  engern  Sinne; 

2)  die  Steuerkräfte  der  Staatsangehörigen. 

Was  das  Staatsyermögen,  nämlich  das  priyate  Eigenthum  des  Staats 
betrifft,  so  ist  solches  in  Oesterreich  relatiy  geringer,  als  in  andern  Staaten 
Deutschlands.  Allerdings  war  noch  am  Anfange  dieses  Jahrhunderts  ein  Staats- 
grundbesitz  yoriianden,  dessen  Umfang  manches  damals  geschaffene  Königreich 
übertraf.  ^)    Seitdem  sipd  aber  grosse  Complexe  theils  yerkauft  worden,  Uieils 


>)  Yergi  T.  Reden  a.  a.  O.  8.  247  und  Hübner,  Oesterr.  Finanslaffe  a  14t. 
Hadi  den  in  Folge  kaiserL  Anordmmg  yom  4.  April  1802  gemaohten  ^faebongeii  be- 
trog damals  der  Staatsnundbeeits  442«Vw  Qnadrataidleii,  worauf  1 1 1  Stftdto,  51  Sdilösser, 
M71  MAikfte  und  Dörfer  und  7S«  Höfe  sich  befanden  und  1,855,065  Menschen  wohnten. 
Ab  imtsbaren  Gründen  ffehörton  dazu  699,648  Joch  landwirthschafMieb  beuüiteB  Land 
and  S,680,4M  Jooh  WMangen;  82  BiMn-,  11  SteiakoUenwerke  u.  s.  w. 
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durch  Anfhebmig  des  Lehen-  und  ünterthSnigkeitsYerbandB  in  das  Eigenthnm 
der  Gmndholden  übergegangen.  Dass  auch  die  seit  1847  erworbenen  und 
erbauten  Eisenbahnen  wiederum  zur  Yeräusserung  gelangten,  haben  wir  schon 
oben  ebenso  erwähnt,  wie  des  Umstandes,  dass  das  8taatseigenthum  inOester- 
reich  nidit,  wie  in  anderen  Landern,  als  unyeräusserliches  Gut  erklärt,  viel- 
mehr ausdrücklich  bestimmt  worden  ist,  wie  solches  nach  und  nach  yerkaufi 
und  der  Erlös  zur  Abtragung  der  Staatsschulden  verwendet  werden  solle.  *) 
Wir  haben  dem  noch  anzufügen,  dass  weitere  namhafte  Gütercomplexe  and 
Bo^^erke  1855/56  Iheils  an  £e  Gfesellschaft  der  osterr.  8taatsbahnen  mit  den 
betreffenden  Eisenbahnkorpem  käuflich  überlassen,  theils  der  Nationalbank  als 
Bkheriieit  ftbr  Vorschüsse,  bezi^ungsweise  zur  Deckung  der  ausgegebenen 
1  fl.-Noten ')  pfandweise  verliehen  worden  sind.  *)  Letztere,  der  Nationalbank 
übergebene  Güter  müssen  übrigens  noch,  in  so  weit  sie  von  dieser  nicht  ver- 
äussert sind,  ids  Eigenthum  des  Staats  betrachtet  werden  und  kommen  hier 
am  so  mehr  in  Rechnung,  als  sie  einem  Theil  der  Staatsschuld  ausdrücklich 
Kur  Deckung  dienen.  Sie  bilden  den  grösseren  Theil  des  nodi  im  Besitze  dea 
Staats  befindlichen  Grundeigenthums. 

Ausser  dem  bisher  besprochenen  Liegenschaffcsvermögen  besitzt  der  österr. 
Staat  noch  ansehnliche  Bergwerke  und  4  als  Musteianstalten  geltende  Staat»- 
fiabriken  (Porzellainfabrik  in  Wien,  Spiegelfabrik  zu  Neuhaus,  Teppichfabrik 
in  Linz  und  Staatsdruckerei);  femer  die  Post-  und  Telegraphenanstalt,  die 
Münze  und  bedeutende  politische  Fonds. 

Die  Beute  aus  dem  Staatseigenthum  ist  bisher  durchaus  gering  gewesen 
und  es  rechtfertigt  sich  aus  diesem  Gesiditspunkte  die  Veräusserimg,  wenn 
der  Erlös  zur  Verminderung  der  Staatsschuld  verwendet  wird. 

Nach  dem  letzten  Finanzausweis  ^)  berechnet  sich  der  Ertrag  des  gesamm- 
ten  Staatseigenthums ,  einschliesslich  der  Salzbergwerke,  deren  Reineinnahme 
im  amtliehen  Ausweis  unter  den  indireoten  Abgaben  aufgeführt  ist,  und  daa 
durch  Capitalisirung  dieser  Rente  gefundene  Vermögen,  wie  folgt: 

R^ate:  Capital: 

fl.  fl. 

1)  von  Staatsgütern  im  engem  Sinne  .    .     .    4,876,701 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  diese  Objecto  nach 
bisherigen  Erfahrungen  eine  äusserst  geringe 

Rente  abwerfen,  kann  höchstens  zu  37«  capi- 
talisirt  werden  und  es  ergibt  sich  daher  Ua- 
pitalwerth 1 62,556,700«) 

2)  Ertrag  der  Salzbergwerke  (Salzgefäll)  .     .  28,647,121 

3)  Ertrag  der  Postanstalt  (Postgefäll)    .     .     .     2,234,208 

4)  Ertrag  der  Telegraphenanstalt  ....       145,747 
zusammen  2 — 4 31^027,076~~ 


')  Patent  vom  22.  Janaar  1817,  Gesetzsamml.  Bd.  88,  8.  86. 

*)  VeigL  kaiseri.  Verordnnng  Yom  2C.  Decbr.  1858,  §.  8,  R.-Ge8.Bl  8.  J21. 

*)  Diese  der  Bank  verpfändeten  Güter  wurden  zu  155  Hill.  Qulden  anaeMdüarai 
und  um&sstw  279,068  Joch  Acker  und  646,997  Joch  Wald.  Die  Bank  solUe  ihr  Er- 
trfignisB  ä  conto  ihrer  Forderungen  an  den  Staat  beliehen  und  die  Güter  selbst  nach 
und  nach  fttr  Rechnung  ihres  GnÜiabens  beim  8taat  veikaufen.  Bis  jetst  sind  nur 
gerhige  Verkäufe  gehingen.    Das  Reinertrftgniss  der  Güter  war  1858:  8,196,697  fl. 

*)  Abgedruckt  in  der  Austria  von  1859,  Bd.  IV,  8.  90  E 

*)  Diese  Schätzung  ist  in  der  That  sehr  niedrig,  was  sich  schon  ans  dem  Umstände 
ecgibt,  dass  die  der  Nationalbank  Terpfändeten  StaatsgOter  allein,  wekte  nnr  eine 
Rente  Ton  8,196,697  fl.  abgeworfen  haben,  zu  155  KUlionen  ai^esohlagen  wurd^iu 
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Rolle:  Otpttia: 

£.  fl. 

oapitalisirt  su  57«,  da  diese  Objecto  eine  höhere 
Rente  abwarfen,  resultirt  ein  Capital  Ton  620,541,520 

5)  Ertrag  der  Montanwerke 973,695 

6)  Ertrag  der  Staatafabriken  droa   ....       500,000*) 

ZDBammen  5  und  6 1,473,695 

Diese  beiderlei  Objecte  rentiren  sehr  gering. 

Um  daher  annähernd  das  in  ihnen  angelegte 
Capital  zu  ermitteln,  kann  höchstens  zu  2Vo 

capitaMsirt  werden,  wonach  sich  ei^ben  .     . 73,684,750 

Summe  des  Staatseigenthums 37~377,472    856,782,970 

Hiezu  müssen  jedoch  gerechnet  werden: 

7)  die  baaren  Cassenbestände  und  Materialvorräthe  und 
die  Ausstände  bei  sämmtlichen  Cassen  und  Anstalten, 
welche  um  so  bedeutender  sind,  als  die  österr.  Regierung 
sowohl  das  Salzregal,  als  das  Tabaksmonopol  in  eigener 
Regie  ausbeutet,  auch  die  Militär-  und  Marmeverwtütung 
noch  besondere,  unter  den  Staatsgütern  nicht  aufgeföhrte 
Liegenschaften  und  Ertragsobjecte  besitzt,  die  Steueraus- 
stände alljährlich  erheblich  smd  (1858 :  11,050,000  fl.)  und 
endlich  dermalen  noch  bedeutende  Summen  für  verkaufte 
Eisenbahnen  (Südbahn)  und  in  Folge  des  Züricher  Frie- 
densschlusses ausstehen.    Diese  sämmtlichen  Yermögens- 

theile  können  mindestens  zu 150,000,000 

angenommen  werden.  *)   Endlich  können  hieher  mit  Recht 
gerechnet  werden: 

8)  äe  Yermögensmassen  der  vom  Staate  verwalteten  und 

dotirten  sog.  politischen  Fonds  mit  ungefähr    .    .     .     100,000,000*) 
Summe  des  ertragbaren,  resp.  disponiblen  Staatsvermögens  1,106,782,970 
Es  ergibt  sich  aus  dem  Bisherigen,  dass  die  österr.  Staatsschuld  durch  das 
Staatsvermögen  nur  etwa  zur  Hälfte  gedeckt  erscheint,  dass  somit  die  Steuer- 
kraft der  Staatsangehörigen  namhaft  in  Mitleidenschaft  zu  ziehen  ist 

Was  nun  die  letztere  betrifft,  so  war  Oesterreich  vor  dem  Beginn  des 
letztjährigen  italienischen  Krieges  ein  Staat,  der  hinsichtlich  der  Volkszahl 
den  zweiten  und  hinsichtlich  der  Arealgrösse  den  dritten  Platz   unter  allen 


')  Die  Staatsfabriken  haben  1858  mit  einem  Abgang  von  918,937  fl.  abgeschlossen, 
dagegen  1857  einen  Uebeischnss  Yon  1,827,971  fl.  geliefert  Beide  Resultate  kGnnen 
nidit  maasBgebend  sein,  da  sie  nicht  auf  richtiger  Verrechnung  beruhen.  Wir  haben 
desshalb  Schätzung  angewendet 

*)  Nach  einem  amtlichen  Ausweis  betrugen  solche  schon  1844  nach  Abzug  aller 
Passiven:  143,024,646  fl.  Yergl  y.  Reden  a.  a.  O.  S.  685.  Habner,  Oesterreichs 
Finanzlage  S.  211  berechnet  für  1849:  250,000,000  fl.,  wobei  er  aUerdmgs  die  Inventur 
der  Militärverwaltung  mit  1 00,000,000  fl.  mit  in  Rechnung  nimmt,  was  wir  nicht  nach- 
ahmen können,  da  diese  ebensowenig  ein  disponibles  Vermögen  darstellt,  als  die  zu 
ÖffentL  Zwecken  benfttzten  Staatsgebftude  etc. 

')  Der  Yermögensstand  dieser,  in  Wahrheit  Staatszwecke,  wie  Strassenbau,  Wasser- 
bau, Criminaljustiz  etc.  verfolgenden  Fonds  betrug  1846:  98,556,246  fl.,  wozu  noch 
5,196,117  fl.  für  den  Militftrfonds  kamen.  Darunter  sind  diejenigen  öfientlichen  Fonds 
nicht  begriffen,  welche  vom  Staate,  obgleich  beaufeichtigt,  keine  regehnfissigen  Dota- 
tionen erhalten,  sog.  nicht  dotirte  Fonds,  deren  Yormög^  1846:  556,719,889  0.  betrug. 
TecgL  v.  Reden  a.  a.  O.  S.  257—258. 
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europÜBchen   Staaten   einnahin.    Der  Flächeninhalt   des  ganzen  «Kaiserreichs 
betmg  damals   12,120^  geographische  Quadratmeilen,   die  Beyölkerung   ein- 
8<^e8slich  des  Militärs  nahezu  38  Miü.  Seelen. ')    Ihm  überlegen  an  Areal 
und  Beyölkerung,  nicht  aber  an  moralischer  und  pfaydscher  Kraft,  war  nur 
Bussland;  an  räumlicher  Ausdehnung  übertraf  es  ferner  das  vereinigte  König- 
reich Schweden-Norwegen,  welches  jedodi  kaum  Vv  seiner  Berölkerung  hatte. 
Durch  den  Züricher  Friedenstractat  von  1859  wurde  indessen  die  Lombardei 
fast  ganz  von  Oesterreich  abgerissen  und  damit  verlor  es  ein  Areal  von  an- 
gefäfaj*  370  QuadratmeUen  und  eine  Bevölkerung  von  gegen  3  MiU.  Seelen. 
Hiedurch  hat  sich  zwar  das  alte  Bangverhältniss  zwischen  den  europäischen 
Qrossmächten  nicht  in  Absicht  auf  die  Arealgrösse,  wohl  aber  hinsichtlich  der 
Yolkszahl  verändert    Frankreich,  das  mit  seiner,   alle  Individualität  absor- 
birenden  Centralisation  ohnedies  an  politischer  und  militärischer  Macht  aDe 
Gemeinwesen  überragt,  hat  durch  die  neuesten  Ereignisse  sich  auch  räumlich 
vergrössert  und  nimmt  nun  mit  einer  Bevölkerung  von  etwa  37  MilL  Seelen 
den  zweiton  Rang  in  der  europäischen  Staatenfamilie  ein.   Der  habsburgischen 
Monarchie  verbleibt  ein  Flächenraum  von  rund  11,750  Quadratmeilen  und  eine 
Einwohnerzahl  von  rund  35  Mill.  Individuen.  *)    Immerhin  ist  sie  aber  noch 
eines  der  wichtigsten  Glieder  jener  Familie.    Dass  sie  in  ihrer  politischen  und 
volkswirthschaftlichen  Entwicklung  im  Laufe  der  letzten  Decennien  zurück- 
geblieben ist  und  dass  ihre  Zusammensetzung  aus  heterogenen  Theilen  eine 
solche  Entwicklung  auch  jetzt  noch  hemmt  und  stets  erschwert,  ist  nicht  za 
bestreiten:  was  ihr  aber  in  dieser  Hinsicht  abgeht,  das  ersetzt  andererseits  ihr 
natürlicher  Beichthum. 

Denn  Oesterreich  gehört  in  seiner  G^sammtheit  zu  den  gesegnetsten  Län- 
dern d^  Welt  Aus  allen  Naturreichen  sind  ihm  Schätze  im  Ueberfluss  be- 
schieden, dergestalt,  dass  es  rücksichtlich  der  wesenüichsten  Erhaltungsmittd 
vom  Auslande  nicht  nur  vollkommen  unabhängig  ist,  sondern  auch  grosse 
Ueberschüsse  zur  Ausfuhr  produdrt.  Von  den  115,930,200  österr.  Joch  Flächen- 
gehalt der  Monarchie  waren  1851  98,912,309  Joche  in  Production.  Der  G^ld- 
werth  der  landwirthschaftilichen  Naturprodukte  allein  wurde  auf  2467  Mill., 
jener  der  productiven  Bodenfläche  auf  mindestens  20,000  Mill.  Gulden  berechnet*) 
Die  Waldungen  ertrugen  35,363,000  Klafter  Holz, ")  die  Berg-  und  Hütten- 
werke förderten  einen  Werth  von  26,976,743  fl.  zu  Tage,  ^)  die  Salinen  über 
6  Mill.  Ctr.  Salz^  u.  s.  w.  Daneben  fand  ein  ausgedehnter  Handels-  und 
Schifffahrtsverkehr  und  in  einzelnen  Theilen  der  Monarchie  eine  namhafte  Ge- 
werbthätigkeit  statt  Die  Summe  der  Ausfuhr  betrug  1858  über  293  MilL 
Gulden;  das  gesammte  Nationalvermögen  wird  zu  50—60  Milliarden  Gulden 
geschätzt^ 


')  Kolb,  Handbuch  der  vergl.  Statistik,  Leipzig'1860,  8.  117  und  429.    Die  amt- 
liche Zählung  von  1857  ergab  87,939,012  Seelen,  wurde  aber  neuester  Zeit  rectificiit, 


wobei  sie  sich  als  ungenau  erwies.  Früher  wurde  die  Yolkszahl  des  Eaberstaats  nam- 
haft höher  berechnet  Yei^L  Brache  111,  deutsche  Staatenkunde  Bd.  L  S.  49  £, 
welcher  schon  1854  ohne  MUitfir  39,411,309  Individuen  zählte. 

*)  Kach  den  neuesten  Veröffentlichungen  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innem  beläuft 
fiioh  auf  Grund  der  berichtigten  Bevölkerungslisten  vom  31.  Oct  1857  die  Yolkszahl 
mit  Ausscheidung  der  Lombardei  auf  34,437,964  Seelen. 

^  Kolb  a.  a.  O.  S.  136  und  140. 

«)  Brachen  i  a.  a.  0.  8.  225. 

^)  Daselbst  S.  284. 


«)  Daselbst  8.  239. 

^  Kolb  a.  a.  O.  8.  138  und  140. 
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Ein  60  prodnktenreicheB  Land  bedarf,  um  eine  grosse  und  naehhali%e 
Steuerkraft  zu  entwickeln,  nur  ausgedehnter  und  billiger  Verkehrsmittel  und 
freie  Bewegung  in  der  Arbeit.  Dass  diesfalls  in  Oesterreich  während  des 
letzten  Deeenniums  Grosses  geleistet  wurde,  dass  ein  umfangreiches  Eisen- 
bahnnetz theils  hergestellt  ist,  theils  in  Arbeit  sich  befindet,  dass  die  Rieseii- 
aufgabe  der  Grundentlastung  nahezu  erf&Ilt  ist,  haben  wir  bereits  anffef^irt 
Ein  weiterer  grosser  Schritt  vorwärts  ist  in  neuester  Zeit  durch  Ermeilung 
einer  Gewerbeordnung,  ^)  welche  an  Liberalität  die  meisten  deutschen  Gesetz- 
gebungen dieser  Art  übertrifit,  geschehen.  Im  Wesentlidien  sind  sonach  jetzt 
schon,  trotz  der  ungünstigen  Zeitverhältnisse,  alle  Bedingungen  erfüllt,  Ton 
welchen  ein  materieUer  und  finanzieller  Aufschwung  des  ^dserstaats  abhängig 
ist.  Wie  wir  im  folgenden  Paragraphen  ersehen  werden,  haben  sich  die 
Wirkungen  der  getroffenen  Maassregeln  durch  eine  fortdauernde  Steigerung 
der  Staatseinnahmen  in  der  That  bereits  fühlbar  gemacht.  Von  ihrer  ferneren 
ungestörten  Fortentwicklung  wäre  unstreitig  die  Erreichung  des  grossen  Ziels, 
das  sich  die  Regierung  nunmehr  mit  Ernst  vorgesetzt  hat,  die  Herstellung  des 
Gleichgewidits  im  Staatshaushalte,  zu  erwarten.  Wir  werden  aus  den  folgen- 
den Zahlenangaben  femer  entnehmen,  in  wie  weit  die  StenerkrafI;  des  östeir. 
Volkes  bisher  angespannt  worden  ist.  Bei  der  Beurtheilung  und  Vergleichung 
mit  andern  Staaten  wird  sich  aber  ein  Unterschied  in  der  Bichtung  ergeben, 
dass  dort  alle  möglichen  Steuerquellen  längst  aufgeschlossen  und  benützt  sind, 
während  in  Oesterreich  viele  erst  zu  erschliessen  und  auszubeuten  sein  wer- 
den —  ein  Unterschied,  der  den  österreichischen  Staatsgläubigem  einige  Be- 
ruhigung gewähren  wird. 

Auch  hier  kommt  Alles  daranf  an,  ob  dem  Kaiserstaate  die  erforderliche 
Buhe  gegönnt  sein  wird,  um  das  begonnene  Werk  zu  befestigen  und  fortzu- 
entwickeln. Wäre  hiezu  Hoffiiung  groben,  so  würden  ohne  Zweifel  die  Re- 
sultate in  kurzer  Frist  alle  Erwartungen  übertreffen  und  die  Bevölkerungen 
d^  habsburgischen  Monarchie  insgesammt  eine  Productions-  und  Steuerkraft 
bethätigen,  welche  anderwärts  alsdann  nicht  mehr  vorhanden  sein  wird. 

§.  19. 
Finanzlage  des  österr.  Staats. 

Ueber  den  allgemeinen  Gang  des  österr.  Staatshaushalts  haben  wir  bei 
unsem  geschichtUchen  Bückblicken  Andeutungen  gegeben.  Es  bleibt  daher 
hier  nur  noch  übrig,  dieselben  durch  Zahlen  zu  belegen,  welche  zugleich  ge-* 
eignet  sein  werden,  das  Bild  in  allen  seinen  Theilen  zu  vervollstän<%en. 

Vorauszuschicken  ist,  dass  das  österreichische  Verwaltungs-  und  B^hnungs- 
jähr  vom  1.  November  bis  31.  October  läuft,  dass  aber  die  Bezeichnung  n^ 
dem  Ealendeijahr  üblich  ist  Unter  dem  Bechnungsjahr  1845  ist  di^er  der 
Zeitraum  vom  1.  Nov.  1844  bis  31.  Oct.  1845  zu  verstehen  u.  s.  f.  Femer 
ist  zu  bemerken,  dass  sämmtliche  nachfolgende  Zahlenangaben  den  amtlichen 
Bekanntmachungen  über  das  wirkliehe  Bechnungsergebniss  entnommen,  also 
durchaus  offideu,  obgleich  theilweise  anders  gmppirt  sind.  Der  letzte  Finanz- 
ausweis, weldier  bekannt  gemacht  wurde,  ist  der  vom  Jahre  1858.  Weiter 
machen  wir  darauf  aufinerksam,  dass  sich  die  österr.  Gruppirung  der  Einnah- 
men von  der  in  manchen  andern  Staaten  üblichen  dadurch  unterscheidet,  dass 
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der  Ertrag  der  Saunen  und  der  Postaaetalt  in  Oesterrmoh  anter  den  ^mdkeeten 
Abgaben''   aufgeföhrt  sich  finden,   woher  die  TerhältniBsmassig  hdbie  Summe         UOl^Q* 

der  letzteren  Einnahmembrik  rührt   Endlich  berOhren  wir  eine  weitere  Eigen-         

ibümlichkeit  der  österr.  Yerrechnongsweise,  darin  bestehend,  dass  die  Einnah- 
men des  Tügnngsfonds  einerseits  unter  dem  Aufwand  auf  die  Staatsschuld  in  ^ 
Au^be,  andererseits  aber  unter  der  Rubrik  „Staatseigenthumsertrag^  wieder 
in  Einnahme  erscheint  Es  ist  dies  lediglich  ein  durchlaufender  Posten,  wel- 
dien  die  Staatsfinanzrerwaltung  sich  selbst  zahlt,  und  in  Wahrheit  ist  der 
Aufwand  auf  die  Staatsschuld  je  um  den  Betrag  der  Einnahmen  des  Tilgungs- 
fonds geringer  gewesen. 

Um  die  Finanzlage  auch  vor  ihrer  Erschütterung  durch  die  Ereignisse  der 
Jahre  1848  ff.  vor  Augen  zu  führen,  gehen  wir  in  der  Darstellung  der  Rech- 
nungsergebnisse bis  1845  zurück. 

Die  in  der  beigeschlossenen  Tafel  gesammelten  Zahlen  sprechen  far  sich. 
Wir  fügen  daher  nur  noch  einige  zum  Verständnisse  nothigen  Bemerkungen 
hinzu.  '^ 

Die  bedeutenden  Ausfalle  der  Einnahme  im  Jahre  1848  sind  eine  Folge         ^^ 
der  Losreissung  Ungarns  und  Italiens  vom  Reich.   Die  italienischen  Provinzen  ^^ 

trugen  von   1849,  Ungarn  mit  seinen  Nebenländem  aber  erst  von  1850  an 
wieder  zu  den  Staatseinnahmen  beL    Die  in  der  Tafel  eingebrachte  Einnahme 
Yon  Steuern,  sodann  von  Staatsgütern  und  industriellen  Unternehmungen  (wor- 
unter auch  Eisenbahnen  und  Tel^;ra{^en  gerechnet  sind)  ist  Reineinnahme.  ^^ 
Die  Yerminderung  der  letzteren  Einnahme  von  1857  an  hat  ihren  Grund  in  ^^_ 
der  Verausserung  von  Eisenbahnen  und  Staatsgütern,  deren  wir  schon  friUier  68 
gedacht  haben.    Die  Erlöse  daför  haben  wir  abweichend  von  der  amtlichen 
Publication  unter  der  Rubrik   „Erlös  aus  Staatseigenthum^   eingebracht    In 
den  folgenden  Jahren  1859  und  1860  wird  die  laufende  Einnahme  aus  Staats- 
eigenthum  eine  weitere  Abmindemng  zeigen,  weil  die  südlichen  und  die  Tyroler 
Bahnen  erst  Ende   1858   veräussert  worden  sind.     Die  Einnahmembrik  des 
Tilgungsfonds  wird  künftig  ganz  wegfallen,  nachdem  dieses  Institut  au^elöst 
und  sein  Vermögen  theils  der  Nationalbank  übermittelt,  theils  durch  Vernich- 
tung der  in  seinem  Besitze  gewesenen  Staatsobligationen  an  der  Staatsschuld 
abgeschrieben  ist    Um  den  gleichen  Betrag  wird  sodann  die  Zinsenschuld  des  . 
Staats  verhältnissmässig  geringer  erscheinen.  ^ 

Nicht  ausser  Acht  darf  gelassen  werden,  dass  die  österr.  Staatsrechnung  _ 

weder  die  gesammte  Staatseinnahme,  noch  die  ganze  Staatsausgabe  nachweist,  ^ 

weil  die  Rechnungen  der  sogenannten  „politischen  Fonds^  völhg  abgesondert 
gehalten  werden.  Nur  was  der  Staat  denselben  zuschiesst,  erscheint  in  der 
Staatsrechnung;  ihre  eigenen  namhaften  Einnahmen  dagegen  werden  unmittel-  q. 

bar  zu  Staatszwecken  verwendet  Die  bedeutendsten  der  „dotirten  Fonds^ 
sind:  der  Religionsfonds  mit  (1846)  66  MilL  Gulden  Vermögen  und  3'AMUL 
Gulden  Einkommen;  der  Studienfonds  mit  14  Mill.  Vermögen  und  1  MilL 
Einkommen;  der  Normalschulfonds  mit  4Vi  Mill.  Vermögen  und  V>  MilL 
Einnahme  u.  s.  w.  Auch  die  sog.  „nicht  dotirten^  Fonds  gehören  hierher. 
Die  dotirten  Fonds  hatten  1846  (neuere  Ausweise  sind  uns  nicht  bekannt) 
eine  Einnahme  von  6,121,727  fl.,  die  nicht  dotirten  nach  Abzug  des  Staats- 
zuschusses und  der  Beiträge  von  Ständen,  Städten  und  Gemeinden  von 
37,059,302  fl. ')  Unter  letzterer  Summe  waren  fiir  Cultuszwecke  allein  20  Mill., 
für  Unterrichtszwecke  über  6  MiU.,  für  Wohlthätigkeitsanstalten  über  7  MilL 
inbegriffen.    Man  darf  diese  Umstände  bei  Beurtheilung  des  österr.  Budgets 
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Summe. 


Vergleichende  Zusammenstelliing  der  ganzen  Einnahme 
und  Ausgabe. 


Summe  sftmmt- 
licher  Staats- 
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Summe  sftnmit- 

Uoher  Staats- 

auBgaben. 


Uebersohuss 
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15,556,068 
9,571,113 

40,660,648 

53,390,650 
173,601,083 
178,643,025 
179,795,396 
193,628,790 

86,248,270 
212,292,635 
368,448,759 
151,915,148 
141,367,210 

96,165,626 


175,741,883 
173,453,238 
202,057,151 
175,019,072 
322,913,163 
360,782,553 
381,668,185 
418,226,004 
321,679,665 
457,520,758 
626,813,059 
420,358,883 
417,268,070 
370,667,803 


173,675,692 
180,927,498 
210,365,312 
187,693,554 
311,977,226 
343,378,494 
369,479,579 
395,726,185 
348,286,349 
438,091,754 
612,677,659 
423,832,541 
416,321,409 
358,528,218 


2,066,191 


10,935,937 
17,404,059 
12,188,606 
22,499,819 

19,429,004 
14,135,400 

946,661 
.  12,139,585 


7,474,260 

8,308,161 

12,674,482 


26,606,684 
3,473,658 


58     1901,294,421  1  4824,169,487 


4770,961,470  |  111,745,262  |  58,537,245 

EflPectiver  Ueberschuss  53,208,017  fl., 
als  Betriebscapital  dienend. 


li  Finanzausweisen. 


Aosserordentliche  Ausgaben. 

Summe  des 
ganzen  Staats- 
aufwands. 

ü- 

Krieg. 

Productive 
Anlagen* 

YorschÜBeeund 
YerBchiedenes. 

Summe. 

0 

a       2 

e. 

96 



12,341,138 

416,291 

20,720,825 

173,675,692 

91 

— 

9,367,329 

813,613 

17,821,233 

180,927,498 

91 

— 

34,161,125 

873,811 

41,566,827 

210,365,312 

71 

— 

13,168,744 

321,339 

20,455,554 

187,693,554 

22 

— 

13,538,605 

3,858,231 

40,125,658 

311,977,226 

41 



17,261,242 

4,763,991 

92,674,474 

343,378,494 

19 

15,179,000 

19,067,249 

11,098,841 

108,612,909 

369,479,579 

13 

5,028,126 

18,633,492 

5,973,033 

121,139,064 

395,726,185 

89 

7,336,098 

21,419,020 

6,878,662 

61,972,769 

848,286,349 

191 

91,294,664 

27,099,021 

10,468,697 

143,562,073 

438,091,754 

142 

101,721,117 

34,268,641 

7,634,890 

311,801,990 

612,677,659 

134 

14,138,279 

36,733,351 

7,375,213 

102,454,877 

423,832,541 

196 

16,142,480 

30,718,784 

2,966,814 

91,634,534 

416,321,409 

!04 

3,985,483 

ORii  ooR  onn 

20,243,184 

.     Oi%0  AOA  OOR 

3,394,246 

43,491,117 

358,528,218  < 
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nicht  übersehen,  insbesondere  g^enüber  dem  geringen  Etatssatz  des  CnltoB- 
und  Unterrichtsministeriums. 

Bei  den  Ausgaben  fällt  zunächst  die  grosse  Steigeroiig  des  Aufwands 
auf  die  Staatsschuld  in  die  Augen,  welcher  sich  von  1845  bis  1858  mehr  als 
verdoppelt  hat.  Theils  die  ZurückftLhrung  der  älteren  Staatsschuld  auf  ihre 
ursprüngliche  Verzinsung,  mehr  aber  die  colossale  Yermehrung  der  neueren 
Schuld  erklärt  diese  Erscheinung.  Die  grossen  SchuldentUgungen  in  den 
Jahren  1850,  1851,  1852,  1855,  1856  und  1857  haben  ihren  Grund  in  ausser- 
ordentlichen Abzahlungen  an  die  Nationalbank  behufs  Wiederherstellung  der 
Silbervaluta  und  in  der  Emziehung  des  ausgegebenen  Staatspapiei^elds.  Die 
Steigerung  des  Aufwands  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Justiz  ist  grossen- 
theils  Folge  der  Organisationsarbeiten,  der  Aufhebung  der  Patrimonialgerichts- 
barkeit und  der  Beseitigung  der  ungarischen  Sonderstellung  etc.,  wie  über- 
haupt ein  sehr  grosser  Theil  der  Mehreinnahmen  und  Mehrausgaben  seit  1850 
auf  Rechnung  des  Umstandes  zu  schreiben  ist,  dass  die  besondere  Verwaltung 
Ungarns  mit  seinen  Nebenländem  aufgehört  hat. 

Im  Ganzen  liefert  unsere  Zusammenstellung  ein  wenig  erfreuliches  Bild. 
Die  Ausgaben  sind  seit  1845  am  mehr  als  1007»  gestiegen;  die  Jahre  1847 
bis  1858  weisen  im  ordentlichen  Etat  ein  Deficit  von  nicht  weniger  als  688  liGll. 
Gulden  nach  und  vom  gesammten  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Staats- 
Äufwande  sind  während  der  letzten  14  Jahre  1723  Millionen  durch  Vermehrung 
der  Staatsschuld  gedeckt  worden,  welcher  Vermehrung  nur  eine  Tilgung  von 
588  Millionen  gegenübersteht.  In  Wahrheit  ist  aber  die  Steigerung  der  Staats- 
schuld weit  grösser  gewesen,  weil  in  der  Staatsrechnung  nur  die  Summen  in 
Einnahme  erscheinen,  welche  die  verschiedenen  Anlehen  eingebracht  haben, 
diese  aber  fast  durchweg  unter  pari  emittirt  wurden.  Auf  productive  Anlagen 
sind  allerdings  308  Millionen  verwendet  worden.  Die  hauptsächlichsten  £r- 
tragsobjecte,  welche  mit  dieser  Summe  erstellt  wurden,  nämlich  die  Eisen- 
bahnen, sind  jedoch,  wie  wir  gesehen  haben,  wieder  veräussert  und  von  der 
allgemeinen  Finanznoth  mitverschlungen. 

Es  unterliegt  keiner  Frage,  dass  eine  Finanzverwaltung,  welche  auf  dem 
bisherigen  Wege  weiter  schreiten  wollte,  endlich  den  Staatsbankerott  mit 
Natumothwendigkeit  herbeiführen  müsste.  Dem  gegenüber  kann  auch  nur 
einerseits  die  bedeutende  Zunahme  der  Staatseinkünj^,  welche  sich  von  1845 
bis  1858  von  160  Mill.  auf  274V2  Mill.  gehoben  haben  und  einer  weiteren 
progressiven  Steigerung  fähig  sind,  ^)  und  andererseits  die  unverkennbare  feste 
Absicht  der  Begierung,  mit  dem  bisherigen  System  zu  brechen,  alle  möglichen 
Ersparnisse  einzuführen  und  das  Gleichgewicht  herzustellen,  Beruhigung  geben. 
Wir  sind  der  Ueberzeugung,  dass  sich,  abgesehen  von  politischen  Störungen, 
dieses  Ziel  in  Oesterreich  bei  festem  Willen  und  Zusammenwirken  wohl  er- 
reichen lässt,  nachdem  der  Grund  zu  einem  finanziellen  Aufschwung  durch 
die  Grundentlastung,  die  Herstellung  grossartiger  Verkehrsmittel  und  Freigebung 
der  Erwerbsthätigkeit  gelegt  ist.  Es  ist  aber  unabweisbare  Nothwendigkeit, 
eine  wahre  Lebensaufgabe  der  österr.  Monarchie,  die  bisherigen  Bahnen  zu 
verlassen  und  endlich  dem  Anwachsen  der  Staatsschuld  ein  Ziel  zu  setzen. 
Dass  das  österr.  Volk  mit  Steuern  im  Vergleich  zu  andern  Ländern  noch 
nicht  ^überlastet  ist,   werden  wir  später  sehen.     Gerade  ihm  kann  aber  am 


')  Diese  Ansicht  wird  durch  den  neuesten  Staatsvoransohlag  bestätigt,  welcher  die 
Steuereinnahmen  für  1861  zu  284  Mill  berechnet,  obgleich  in  demselben  die  Lom- 
bardei nicht  mehr  figurirt. 

Moser,  CaptUUnlage  in  Wertbpapieren.  .  ' 
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weiligsten  damit  gedient  sein,  wenn  es  heute  mit  Lasten  verschont  wird,  welche 
es  später  doppelt  leisten  muss.  Die  Creditoperationen  des  österr.  Staats  waren 
in  Wahrheit  seit  langer  Zeit  nichts  anderes,  als  eine  solche  doppelte  Belastung 
und  es  ist  daher  die  höchste  Zeit,  ein  anderes  System  anzonehmen.  Um  in- 
dessen den  Staatscredit  wieder  herzustellen,  ist  noch  ein  anderes  unabweis- 
liches  Bedürfhiss  zu  befriedigen:  die  Ordnung  der  inneren  Yerfassungsverhält- 
niBse  ohne  Gefahrdung  des  Staatseinheitsprincips. 

Für  1859  ist  der  Finanzausweis  noch  nicht  erschienen.  Dass  derselbe  in 
Folge  des  italienischen  Krieges  nur  ein  sehr  ungünstiges  Resultat  liefern  kann, 
ist  mit  Gewissheit  vorauszusehen.  Aus  gleidien  Ursachen  wird  auch  das 
Jahr  1860  nicht  befiriedigend  abschliessen. 

Für  das  Jahr  1861  sollte  nach  einem  kaiserlichen  Befehl  das  Gleichgewicht 
im  Staatshaushalt  hergestellt  werden.  Die  Regierung  hat  dem  verstärkten 
Beichsrath,  der  nunmehr  das  Staatsbudget  festzusteUen  hat,  einen  Voranschlag 
zugestellt,  welcher  nach  Zeitungsnachrichten  (in  amtlicher  Bekanntmachung  ist 
derselbe  nicht  erschienen)  mit  einem  Gesammtdeficit  von  40,065,600  fl.  0  ^^' 
sdüiesst,  somit  den  kaiserlichen  Intentionen  keineswegs  entspricht  Es  bleibt 
abzuwarten,  welche  Aenderungen  der  Reichsrath  erwirken  und  welche  Mittel 
und  Wege  er  zur  Deckung  jenes  Deficits  finden  wird.  Nach  seinen  bisherigen 
YerhancUungen  ist  man  zu  der  Hoffiiung  berechtigt,  dass  er  das  Uebel  bei  der 
Wurzel  angreifen  xmd  die  bisherigen  Auskunftemittel  verwerfen  werde. 

§.  20. 

Gesetzliche  BestimmuDgen  Aber  Verjährung,  Amortisation  (Hortifica- 
tion),  Aussercourssetzung  und  Vindication  österr.  Staatspapiere. 

Diese  Rechtsverhältnisse  sind  in  den  österr.  Gesetzen  mit  ziemlicher  Voll- 
ständigkeit geregelt.    Wir  lassen  den  Wortlaut  derselben  für  sich  sprechen. 

1)  Bürgerliches  G^etzbuch  §.  1480:  „Forderungen  von  rückständigen  jähr- 
lichen Abgaben,  Zinsen,  Renten  und  Dienstleistungen  erlöschen  in 
drei  Jahren;  das  Recht  selbst  wird  durch  einen  Nichtgebrauch 
von  dreissig  Jahren  verjährt.^ 

2)  Hofkammerdecret  vom  25.  März  1812:^  „Se.  Majestät  haben  aus  be- 
sonderer Rücksicht  für  die  Staatsgläubiger  anzuordnen  geruht:  dass  auf 
die  vom  1.  Januar  1812  an  verfallenen  und  künftig  verfallenden  In- 
teressen öffentlicher  Schuldverschreibungen  der  §.  1480  des  bürgerlichen 
G^etzbuchs  keine  Anwendung  haben  solle;  sondern  dass  in  Hinsicht 
der  Interessen  von  verzinslichen  Staatspapieren,  sowie  in  Hinsicht  des 
Stammcapitals  selbst,  erst  nach  Yerstreichung  eines  Zeitraumes  von 
30  Jahren  die  Verjährung  einzutreten  habe.** 

3)  Dieses  Decret  wurde  durdi  Hofcanzleidecret  vom  30.  April  1815  ^  dahin 
prädsirt,  „dass  nur  in  Hinsicht  der  einzelnen  verfallenen  Interessen- 
Renten  zu  Gunsten  der  Staatsgläubiger  die  in  dem  §.  1480  des  bürger- 


0  Vergl.  Aligem.  Zeitung  vom  11.  Juli  1860,  Nr.  198.  Hienach  rind  die  Staats- 
einnahmen veranschlagt  zu  299,554,800  fl.,  worunter  directe  Steuern  105,542,500  fl.» 
indirecte  Abgaben  178,387,900  fl.,  Staatseigenthumsertrag  8,086,300  fl.,  Erlös  aus  Staats- 
gütern 457,700  fl.,  verschiedene  Einnahmen  7,129,900  fl.  Das  Gesammt-Staatserforder- 
niss  ist  zu  339,619,900  fl.  prähminirt 

*)  Gesetzsammlung  Bd.  81,  S.  210. 

^  ^bendasell^st.Bd.  35,  S.  248. 
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liehen  Gesetzbuchs  festgesetzte  Sjährige  Yerjähmngsfirist  auf  den  Zeitraum 
von  30  Jahren  erweitert  worden,  dass  aber  aUe  übrigen  Rechtsyerhält- 
nisse  der  Staatsgläubiger  nach  den  bestehenden  Gesetzen  zu  beurüieilen 
seien." 

4)  Finanzminist-Erlass  Yom  16.  Januar  1860:0  »Be.  k.  k.  apost.  Majestät 
haben  nut  AUerh.  Entschliessung  vom  4.  Januar  1860  zu  bestimmen 
geruht,  dass  die  Verjährung  der  Zinsen  von  allen  öffentlichen 
Schuldverschreibungen,  welche  erst  nach  dem  Tage  der  Eund- 
niaohung  dieser  Verordnung  fällig  werden,  nach  Verstreichung 
eines  Zeitraumes  von  6  Jahren,  vom  Zeitpunkte  der  Fälligkeit 
an  gerechnet,  einzutreten  hat.*^ 

„Auch  diejenigen  Zinsen  von  öfiPentUchen  Schuldverschreibungen,  deren 
Verjährung  vor  dem  Zeitpunkte,  an  welchem  die  gegenwärtige  Vor- 
schrift verbindliche  Kraft  erlangt,  bereits  begonnen  hat,  und  nach  den 
bisherigen  Gesetzen  nicht  schon  vor  Ablauf  von  6  Jiduren  vollendet  ist, 
veijähren,  von  diesem  Zeitpunkte  angefangen,  binnen  6  Jahren. '^ 

„Hiedurch  tritt  die  Bestimmung  der  Allerh.  Entschliessung  vom  1.  Jan. 
1812  ausser  Kraft '^ 

In  Absicht  auf  Verjährung  ist  sonach  jetzt  in  Oesterreich  positives  Recht, 
dass  die  Obligationen  binnen  30  Jahren,  die  Zinsenforderungen 
aber  binnen  6  Jahren  nach  Verfall  ausser  Kraft  treten. 

5)  Patent  vom  28.  März  1803:^  „Um  die  Umstände  zu  heben,  welche  sich 
wegen  Amortisirung  solcher  Staatepapiere  ergeben  können,  die  auf 
den  Ueb erbringer  lauten,  wollen  Wir  zur  Richtechnur  der  Gerichte- 
behörden und  Nachachtung  der  Parteien  folgende  Vorschriften  festeetzen: 

1)  „Ueber  alle  inländische  Staatspapiere,  welche  nicht  auf  einen 
bestimmten  Namen  ausgestellt  sind,  sondern  nur  auf  den  Ueberbringer 
mit  einer  bestimmten  Zahlungsfrist  lauten,  sollen  bei  den  öffentlichen 
Staatscassen  keine,  die  Zahlung  zur  Verfallzeit  hemmende  Amortisationen 
oder  gerichtliche  Verbote  Wirkung  haben,  weil  es  die  Eigenschaft  dieser 
Staaispapiere  mit  sich  bringt,  dass  jeder  Ueberbringer  derselben  als  der 
wahre  Eigenthümer  angesehen  werde." 

2)  ,yDamit  jedoch  in  Fällen,  wo  ein  solches  Staatepapier  durch  irgend 
einen  Zufall  bei  der  Verfallzeit  nicht  dargebracht  werden  könnte,  dem 
Eigenthümer  ein  Mittel  verbleibe,  zu  der  ihm  gebührenden  Zahlung  zu 
gelangen;  so  erlauben  Wir  in  dieser  Hinsicht,  dass  über  solche  auf  den 
Ueberbringer  lautende  öffentliche  Staatepapiere  noch  femer  Amortisa- 
tionsedicte,  jedoch  nur  dergestalt  ausgefertigt  werden,  dass  die  gesetz- 
liche Amortisation  erst  nach  1  Jahre,  6  Wochen,  3  Tagen  von  dem 
wirklichen  Zahlungstage  der  Obligation,  des  Looses  oder  des  Cou- 
pons an,  oder  wenn  diese  Edicteausfertigung  erst  nach  solchem  Zah- 
fungstage  angesucht  worden  wäre,  vom  Tage  dieser  Ausfertigung  an 
gerechnet,  ihre  Wirkung  haben  könne.    Wo  hingegen 

3)  nach  dem  in  dem  ersten  Absatz  enthaltenen  Grundsatze,  des  aus- 
gefertigten Amortisations-Edictes  ungeachtet,  solche  für  verloren  geachtete 
Staatepapiere,  wenn  dieselben  vor  Ausgang  der  im  zweiten  Absatz  be- 
stimmten Frist  beigebracht  werden  sollten,  bei  den  Cassen  an  den 
Ueberbringer  unaufgehalten  werden  ausgezahlt  werden." 


0  Reiclisges.-B].  von  1860  8.  50. 
^  Gesetzsammlung  Bd.  17,  S.  128. 
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Diese  Bestmunungen  sind 

6)  durch  Patent  vom  26.  April  1803  *)  auch  auf  die  in  fremden  Staaten 
gemachten  Anlehen  ausgedehnt  worden. 

Sodann  wurden  dieselben  „in  Ansehung  Jener  auf  Ueberbringer  lautenden 
Staatsobligatiodkn,  welche  entweder  keine  Termine  der  Capitals-Rückzahlung 
haben^  oder  deren  Zahlungstermine  auf  unbestimmte  Zeit  verschoben  worden  sind/ 

7)  durch  Patent  vom  16.  Aug.  1817  ^  dahin  erweitert,  „dass  die  gesetz- 
liche Wirkung  der  Amortisationsedicte  in  diesen  Fällen  erst  nadi  drei 
Jahren  von  dem  Tage  an,  an  welchem  der  letzte  der  auf  die  Obligation 
hinausgegebenen  Interessencoupons  zur  Zahlung  fällig  wird,  und  somit 
die  Hmausgabe  neuer  Coupons  statt  zu  finden  hat,  oder  wenn  die 
Edictsausfertigung  erst  nach  diesem  Verfalltage  angesucht  und  die  Obli- 
gation zur  Erhebung  neuer  Coupons  noch  nicht  zur  Casse  gebracht 
worden  wäre,  nach  3  Jahren  vom  Tage  der  Ausfertigung  an,  eintrete." 
Auch  auf  Ueberbringer  lautende  Interimsscheine  über  Einlagen  zu 
Staatsanlehen  wurden  durch  dieses  Gesetz  unter  gleichen  Bestimmungen, 
wie  für  die  StaatsobUgationen,  als  amortisirbar  erklärt.  Dagegen  bezieht 
sich  dasselbe  auf  die  Amortbation  der  Zinscoupons  nicht. 

Bezüglich  der  Amortisation  der  auf  bestimmte  Namen  lautenden  öffent- 
lichen Creditspapiere  ist 

8)  durch  Patent  vom  23.  Juli  1819^  verordnet  worden:  „dass  die  Amor- 
tisationserkenntnisse über  die  von  den  Standen  der  Provinzen  oder 
Provinzialbehörden  ausgefertigten,  auf  besonderen  Provinzen  oder  Pro- 
vinzialtheilen  haftenden  Obligationen,  wenn  solche  auf  bestimmte  Kamen 
lauten,  ohne  Unterschied  dem  Landrechte  der  Provinz  zustehen,  wo 
solche  Obligationen  ausgefertigt  wurden  und  verzinst  werden,  oder  in 
dessen  Ermangelung  dem  in  dem  Hauptorte  der  Provinz  befindlichen 
landesfürstlichen  Gerichte  erster  Instanz,  in  Ansehung  aller  übrigen 
Gattungen  von  StaatsobUgationen  auf  Namen  aber  dem  niederösterr. 
Landrechte.  ^  Letzterem  war  durch  die  oben  angezogenen  Gesetze  auch 
die  Amortisation  der  Inhaberobligationen  vorbehalten,  mit  Ausnahme 
der  im  Auslande  aufgenommenen  Anlehen,  für  welche  sogar  das  aus- 
ländische Gericht  des  betreffenden  Bankhauses  für  zuständig  erklärt  ward. 

9)  Wegen  der  Amortisation  der  Talons  (Zinsleisten)  bestimmen  die  Hof- 
kammerdecrete  vom  7.  Jan.  1824^)  und  4.  Mai  1827,^)  dass  solche  nur 
bei  dem  niederösterr.  Landrechte  angesucht  werden  könne,  die  Amor- 
tisationsfrist, wenn  der  Amortisationswerber  die  Obligation  selbst  besitze 
lind  dem  Gerichte  vorzeige,  oder  die  Einwilligung  des  Besitzers  gehörig 
nachweise,  auf  1  Jahr,  6  Wochen  und  3  Tage,  ausser  diesem  Falle 
aber  auf  3  Jahre  festgesetzt  sei,  beides  von  dem  Verfalltage  des  letzten 
mit  dem  in  Verlust  gerathenen  Talon  zugleich  ausgegebenen  Zinscoupons, 
oder  wenn  die  Amortisation  erst  nach  diesem  Verialltage  nachgesucht 
wird,  vom  Tage  der  Edictsausfertigung  an  gerechnet. 

10)  Für  die  Amortisation  der  Obligationen  des  lombardisch-venetia- 
nischen  Anlehens  vom  Jahre  1850  sind  durch  Verordnung  der 
Ministerien  der  Justiz  und  der  Finanzen  vom  28.  Sept.  1854^)  die  Be- 


^)  Gesetzsammlang  Bd.  17,  S.  159. 
^  Gesetzsammlimg  Bd.  39,  S.  17. 
^  Gesetzsammlung  Bd.  42,  S.  60. 
*)  Gesetzsammlung  Bd.  49,  S.  8. 
*)  Gesetzsammlung  Bd.  53,  S.  182. 
^]t«Ba9ict«g;i^e(g(-9L  von  1854,  S.  962. 
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8timmimgen  des  Patents  vom  28.  März  1803  mit  der  Abweichung  wie- 
derholt worden,  dass  znm  AmortisationsYerfahren  ausschliesslich  das 
ProTinzial- Tribunal  zu  Mailand  zuständig  sei,  an  dessen  Stelle  nun  das 
zu  Venedig  trat. ') 

11)  Ebenso  sind  besondere  Vorschriften  bezüglich  der  „zur  Realisirung 
des  Nationalanlehens  (von  1854)  ausgefertigten  Certificate, 
Anlehensscheine,  Obligationsanweisungen  und  Staatsschuld- 

'verschreibungen,  dann  der  hierzu  gehörigen  Coupons  und 
Talons'*  durch  Verordnung  der  Ministerien  der  Justiz,  des  Innern  und 
der  Finanzen  vom  26.  Jan.  1855  *)  gegeben  worden.  Da  das  genannte 
Anlehen  nunmehr  voll  eingezahlt  ist,  die  ausgegebenen  Certificate  und 
Anlehensscheine  daher  nach  erfolgter  Ausfolge  der  wirklichen  Schuld- 
verschreibungen nicht  mehr  im  Verkehr  sein  werden;  so  fahren  wir 
nur  den  die  Amortisation  der  letzteren  betreffenden  §.  4  dieser  Ver- 
ordnung an,  welcher  bestimmt: 

„In  Ansehung  der  Amortisirung  der  Staatsschuldyerschreibungen 
des  Nationalanlehens  und  der  hierzu  gehörigen  Coupons  und  Talons, 
dann  der  Anweisungen  auf  Obligationen  zu  20  fl.,  welche  die 
SteUe  der  Obligationen  zu  20  fl.  vertreten,  ist  ausschliessend  das  Lan- 
desgericht in  Wien  zuständig,  imd  es  haben  hierbei  die  über  die  Amor- 
tisirung  der  Staatspapiere  bestehenden  Vorschriften  zur  Anwendung  zu 
kommen.^ 

„Eine  Amortisirung  der  Coupons  zu  den  Staatsschuldverschreibungen 
über  20  fl.  findet  jedoch  nicht  statt.  ** 

12)  Auch  wegen  Amortisirung  der  Obligationen  der  ungarischen  Hof- 
kammer, der  ungarischen  Eirchensilberlieferungsobligationen, 
der  ungarischen  Früchtenlieferungsscheine  und  der  Obli- 
gationen der  ungarischen  Cameralschuld  erging  unterm 9. Nov. 
1855  eine  besondere  Verordnung  der  Ministerien  der  Justiz  und  Finanzen,*) 
worin  das  Landesgericht  in  Ofen  allein  competent  erklärt  ist  und  ange- 
ordnet wird,  dass  von  jedem  Bescheide,  womit  die  Ausfertigung  des 
Amortisationsedictes  bewilligt  oder  eines  jener  Papiere  für  amortisirt 
erklärt  wird,  ein  Duplicat  der  betreffenden  Casse  zuzustellen  sei. 

13)  Endlich  erging  unterm  10.  Jan.  1856  ein  Finanzministerialerlass,  *)  wel- 
cher mit  Bezugnahme  auf  die  mittelst  kaiserl.  Patente  kundgemachte 
Vorschrift  über  den  "Wirkungskreis  und  Zuständigkeit  der  Gerichte, 
welche  in  §.32  die  Bestimmung  enthält,  dass  zur  Amortisirung  der 
Staatsobli^ationen  und  der  denselben  gleich  geachteten 
Creditspapiere  jene  Landesgerichte  berufen  sind,  an  deren 
Amtssitze  die  b  ezüglichenCreditsbüchergeführt  werden, 
zur  Eenntniss  bringt,  dass  die  Creditbücher 

a)  für  sämmtliche  seit  dem  Jahre  1850  ausgegebenen  Staatsobhgatio- 
nen,  mit  Ausnahme  der  in  Folge  der  Emlösung  der  Krakau-ober- 
schlesischen  Eisenbahn  entstandenen  4proc.  Obligationen,  dann  für 
die  5proc.  Prioritätsobligationen  der  Wien-Gloggnitzer  Eisenbahn 
in  Wien; 

b)  für  die  Cartelle,  Obligationen  und  Certificate  der  aus  der  Conver- 
tirung  der  (italienischen)  Tresorscheine  entstandenen  Schuld  und 


>)  MinlBt-Erlass  vom  30.  Juli  1860. 
^  Reichsgesetz-BL  Ton  1855,  S.  222. 
«)  Relohsgesetz-Bl.  8.  653. 
«)  ReicbBgesetz-Bl.  tob  1856,  S.  37. 
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fftr  die  4proc.  Mailänder -Monza-Como- Eisenbahn -Obfigaüoiien  in 
Mailand  Qefzt  in  Venedig); 

c)  f&r  die  galimchen  Eriegsdarlehens-  nnd  Natoralliefeningsobligationen 
in  Lemberg; 

d)  für  die  4proc.  Prioritätsactien  der  Erakau-oberschlesischen  Eisen- 
bahn in  Erakau  geführt  werden. 

In  Summa  ergibt  sich  aus  diesen  Gesetzesbestimmungen,  dass  in  Oester- 
reich  nicht  nur  Staatsobligationen,  sondern  auch  Coupons  (mit  alleini- 
ger Ausnahme  derjenigen  zu  den  Schuldverschreibungen  des  Nationalanlehens 
über  20  fl.)  und  Talons,  mögen  die  ersteren  auf  Kamen  oder  Inhaber  lauten, 
amortisirbar  sind,  dass  die  Amortisation  aber  selbstverständlich  keine  Wirkung 
äussert,  wenn  das  betreffende  Werthpapier  innerhalb  der  Amortisationsfrist 
zum  Vorschein  kommt,  und  dass  sie  bei  demjenigen  Gerichte  nachzusuchen 
ist,  an  dessen  Amtssitz  die  bezüglichen  Creditsbücher  geführt  werden. 

In  Absicht  auf  Vindication  österr.  Staatspapiere  enthält  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  (§.371)  die  Bestimmung,  dass  Geld  und  auf  den  Ueberbringer 
lautende  Schuldbriefe  dem  redlichen  Erwerber  nicht  durch  die  Eigen- 
thumsklage  abgefordert  werden  können.  Namen  scheine  können  demnach 
Ton  jedem  Besitzer  vindicirt  werden.  Letzteres  wird  in  einem  einzelnen  Falle 
durch  Hofkammerdecret  vom  28.  Jan.  1818  *)  bestätigt,  wonach  der  Finder 
von  auf  bestimmte  Namen  lautenden  öffentlichen  Obligationen,  selbst  wenn 
der  Name  ein  fingirter  sein  sollte,  verpflichtet  ist,  diese  dem  Eigenthümer 
zurückzugeben  oder  bei  Gericht  zu  deponiren.  Für  die  Inhaberscheine  ist 
dagegen  die  Vindicabilität  beschränkt,  was  auch  aus  den  oben  angeführten 
Patenten  von  1803  erhellt,  welche  den  Grundsatz  aufstellen,  „es  bringe  die 
Eigenschaft  dieser  Papiere  es  mit  sich,  dass  der  Ueberbringer  derselben  als 
wahrer  Eigenthümer  angesehen  werde."  Sie  können  daher  nur  von  dem 
erweislich  unredlichen  Besitzer  abgefordert  werden,  z.  B.  vom  Dieb;  nicht 
aber  auch,  wie  in  anderen  Staaten,  von  demjenigen,  welcher  sie  ohne  lucra- 
tiven  Titel  (unentgeldlich)  erwarb,  z.  B.  vom  Finder. 

lieber  das  Institut  der  amtlichen  Aussercourssetzung  von  Inhaber- 
Obligationen  endlich  haben  wir  in  der  österr.  Gesetzgebung  keine  positiven 
Bestunmungen  gefunden.  Dasselbe  kommt  anderwärts  in  der  Form  vor,  dass 
Inhaberpapiere  durch  einen  von  einer  Behörde  auf  der  Obligation  selbst  und 
nur  auf  dieser  gemachten  Beisatz  oder  Vermerk  zeitweilig  ausser  Umlauf 
gesetzt  werden.  In  dieser  Weise  scheint  das  Institut  dem  österr.  Rechte 
fremd  zu  sein.  Dagegen  bestehen  Vorschriften,  wonach  in  Oesterreich  Kör- 
perschaften, Gemeinden,  Stiftungen j  Pflegschaften  und  unter  öffentlicher  Auf- 
sicht stehende  Anstalten  die  von  ihnen  erworbenen  Staatspapiere  auf  ihren 
Namen  einschreiben  lassen  müssen;  auch  kennt  das  österr.  Hecht  die  soge- 
nannte Vinculirung  und  Arrestirung  von  Staatsobligationen.  Ein  Fin.-Minist- 
Erlass  vom  15.  Feor.  1860,  ^  welcher  den  Geschäftsgang  bei  der  Umschreibung 
und  Devinculirung  von  Staatsschuldverschreibungen  zu  vereinfachen  strebt, 
unterscheidet  zwischen  Obligationen,  welche  auf  freien,  und  solchen,  welche 
nicht  auf  einen  freien  Namen  lauten.  Zu  den  letzteren  werden  die  Obli- 
gationen der  eben  genannten  Corporationen  und  Anstalten  unter  öffentlicher 
Aufsicht,  sodann  aber  auch  vinculirte  und  arrestirte  Schuldverschreibungen 
gerechnet.  Diese  werden  nur  gegen  urkundlichen  Nachweis  des  erworbenen 
Eigenthums   umgeschrieben.    Die   auf  freien  Namen   lautenden  Obligationen 


*)  Gesetzsammlung  Bd.  40,  S.  21. 
*}  Reichsgesetz-Bl.  von  1860,  8.  78. 
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4lagegen  werden  auf  andere  Kamen  übertragen,  wenn  der  Name  dessen 
Tmterschrieben  ist,  anf  welchen  sie  lauten.  Eine  Prüfung  der  Aeeh^eit  der 
Unterschrift  oder  der  Legitimation  tritt  nicht  ein.  Dabei  ist  aber  dureh 
Finanz -Minist. -Erlass  vom  18.  Juni  1854  ^)  stricte  ausgesprochen,  dass  die 
Staatsverwaltung  für  die  Aechtheit  der  Unterschriften  auf  den  Oessionen  und 
Zinsquittungen  keinerlei  Haftung  übernehme.  Die  Staatsgläubiger  können 
aber  bei  der  Creditscasse,  bei  welcher  sie  die  Zinsen  erheben,  das  wirksame 
"Verlangen  stellen,  dass  nur  gegen  legalisirte  Cessionen  Umschreibungen  vor- 
genommen werden. 

§.  21. 

* 
Zinsfuss  der  österr.  Staatsschuld.    Ort  und  Art  der  Zinszahlung. 
Besteurung  des  Zinsertrags. 

Hinsichtlich  des  Zinsfusses  gibt  es  keine  Staatsschuld,  welche  grössere 
Terschiedenheiten  zeigte,  als  die  österreichische.  Wir  haben  bereits  erwähnt, 
dass  die  Finanzverw^tung  aus  Ursachen,  die  theils  in  der  Vergangenheit, 
iheils  in  den  inneren  Verhältnissen,  theils  aber  auch  in  dem  drückenden  Ein- 
flüsse einer  gewissen  Coterie  von  Geschäftsleuten,  der  sog.  hohen  Finanz,  ihren 
Omnd  haben  mochten,  die  lange  Friedenszeit  nicht  dazu  benützt  hat,  den 
2insfuss  der  öffentlichen  Schuld  zu  ermässigen  und  diese  selbst  auf  eine  ge- 
ringere Anzahl  von  Kategorien  zurückzufuhren.  So  kommt  es,  dass  die  Schuld 
Jetzt  noch  aus  nicht  weniger  als  101  Unterabtheilungen  zusammenffesetzt  ist 
nach  16  verschiedenen  Zinsfüssen  von  IV»  bis  67»,  verzinst  wird  und  aur 
dreierlei  V^ährung,  die  alte  Wiener-,  die  Conventions-  und  die  neue  österr. 
Währung,  lautet  Die  Staatsschuldencommission  hat  in  ihrem  Berichte  vom 
4.  Juni  1860,  welchen  wir  in  §.  14  vollständig  gegeben  haben,  nicht  nur  alle 
einzelnen  Kategorien  der  Schuld  auseinandergehalten,  sondern  auch  den  Zins- 
fuss und  die  Art  der  Zinszahlung  speciell  angegeben.  Um  daher  Wieder- 
holungen zu  vermeiden,  verweisen  wir  auf  jenen  Vortrag  zurück.    - 

Ueber  die  Art  der  Zinszahlung  haben  wir  indessen  noch  einige  Be- 
merkungen anzufügen.  Die  österr.  Geldverhältnisse,  d.  h.  der  Umstand,  dass 
seit  1848  an  die  Stelle  der  Silberwährung  in  der  That  Papierwährung  getreten 
ist,  in  so  ferne  die  Koten  der  österr.  Nationalbank  Zwangscours  gemessen, 
bedingen,  abgesehen  von  der  älteren,  in  Wiener  Währung  Papiergeld  verzins- 
lichen Schuld,  eine  weitere  Abscheidung  der  österr.  Staatsschuld  in  zwei  grosse 
Oruppen,  nämlich  in  die  mit  klingender  Münze  und  in  die  in  Bank- 
valuta zahlbare  Schuld.  Jedes  Anlehen.  bei  dessen  Emission  nicht  aus- 
drücklich Silberzahlung  zugesagt  wiirde,  ist  in  Bankvaluta  verzinslich  und 
rückzahlbar.  Auch  in  dieser  Beziehung  gibt  der  mehrfach  erwähnte  Bericht 
der  Staatsschuldencommission  die  erforderlichen  Aufschlüsse,  auf  welche  wir 
daher  Bezug  nehmen  können.  Unsere  Leser  müssen  wir  aber  auf  diesen 
Unterschied  aufmerksam  machen,  welchor,  in  so  lange  die  zwischen  der  österr. 
Papier-  und  Silberwährung  bestehende  grosse  Differenz,  die  bisweilen  auf 
mehr  als  307o  stieg,  nicht  gehoben  ist,  auf  den  Werth  der  verschiedenen 
österr.  Papiere  den  wesentlichsten  Einfluss  übt.  Auch  des  Umstandes  mag 
noch  Erwähnung  geschehen,  dass  die  Zahlung  der  Zinsen  aus  dem  National- 
«nlehen   von  1854,   obgleich  bei  dessen  Emission  ausdrücklich  und  feierlich 


*)  Reichsgesetz-BL  von  1854,  8.  607. 
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Bilberzahlung  zugesagt  worden  war,  ,,fiir  die  Dauer  der  durch  die  Kriegs- 
ereignisse  (tou  1859)  herbeigeführten  Verhältnisse  in  Banknoten  mit  einem 
entsprechenden  Aufgelde**  (vom  1.  Juli  bis  31,  Dec  1859)  geleistet  wurde.') 

Üebrigens  werden  seit  1.  Nov.  1858  in  Oesterreich  alle  Zahlungen  in  der 

neuen  österr.  Währung  geleistet,  selbst  wenn  die  Forderung  noch  auf  eine 

ältere  Valuta  lautet.    Da  der  neue  Münzfuss  um  V>o  leichter  ist,  als  der  alte 

Conventionsmünzfuss,  so  geschieht  die  Umrechnung  dadurch,  dass  der  neuen 

Währung  57«   zugeschlagen   werden.    Im  Einzelnen   werden   nach   §.  5   des 

Patents  vom  27.  April  1858^  in  österr.  Währung  bezahlt: 

für  100  fl.  in  Conventionsmünze  105  fl. 

„    100  fl.   „   Wiener  Währung    42  „ 

„    100  Lire  Austriache    ...     85  „ 

In  Absicht  auf  den  Ort  der  Zinszahlung  verbietet  uns  der  Raum,  die 
grosse  Zahl  der  Schuldgattungen  einzeln  durchzugehen.  Es  lassen  sich  folgende 
allgemeine  Regeln  aufstellen: 

1)  die  sogenannten  Provinzialschulden,  Aerarial-  und  Domesticalobliga- 
tionen  verschiedener  Provinzialstände,  sind  bei  den  Provinzialcassen 
verzinslich; 

2)  die  Zinsen  aus  der  lombardisch-venetianischen  Schuld  fielen  bis 
1859  beim  Monte  in  Mailand  und  werden  künftig,  in  soweit  jene 
Schuld  bei  Oesterreich  verbleibt,  bei  dem  neu  zu  errichtenden  venetia- 
nischen  Monte  zu  erheben  sein.  Inzwischen  werden  sie  von  der  Monte- 
section  in  Verona  bezahlt.  Das  lomb.-venet.  Anlehen  von  1850  und 
ebenso  das  von  1859  sind  übrigens  auch  an  auswärtigen  Plätzen  domi- 
cilirt,  ersteres  in  Amsterdam,  Augsburg,  Frankfurt  a.  M.  und 
Paris,  letzteres  in  Frankfurt  a.  M.,  *)  jedoch  nur  diejenigen  Stücke, 
welche  rechtzeitig  angemeldet  und  d^er  auf  jene  Plätze  abgestempelt 
wurden; 

3)  alle  von  der  Universalstaatsschuldencasse  und  auf  den  allge- 
meinen Landescredit  aufgenommenen  Anlehen  haben  ihr  gewöhnliches 
Domicil  zunächst  in  Wien  bei  genannter  Gasse,  sowie  bei  deren  Filial- 
cassen  in  den  Provinzen.  Manche  derselben  sind  aber  auch  an  auswärti- 
gen Plätzen,  insbesondere  in  Amsterdam  (sogen,  holländische  Stücke), 
in  Frankfurt  a.  M.,  in  London  (englische  Anlehen)  und  in  Paris 
zahlbar.  Wir  führen  von  den  auf  auswärtige  Plätze  domicilirten  allge- 
meinen Anlehen  an: 

A.  von  der  älteren  Staatsschuld: 

a)  die  in  den  Jahren  1802  und  1808  bei  Bethmann  in  Frankfurt^ 
bei  Goll  in  Amsterdam  und  Osy  in  Rotterdam  aufgenommenen 
Anlehen,  welche  bei  diesen  Häusern  verzinst  werden; 

B.  von  der  neuen  Schuld: 

b)  Anlehen  von  1828  k  25,000,000  fl.  bei  Rothschild,  Gebrüder 
Baring  &  Comp,  und  Reid  Irving  &  Comp,  in  London,  zahl- 
bar in  London; 


0  Eaiseri.  Verordnung  vom  11.  Juni  1859,  Reich8ge8.-Bl.  8.  255.  Durch  Finanz- 
Minist-Erlass  vom  15.  Joni  1859,  das.  S.  260,  wurde  das  Aufgeld  bis  Fndo  September 
auf  25^0  und  durch  Finanz -Minist. -Erlass  vom  15.  Sept.  1859,  das.  S.  513,  bis  Ende 
Deoember  1859  auf  15^0  festgesetzt  Durch  Finanz-Minist.-Erlass  vom  12.  Dec.  1859, 
das.  8.  609,  wurde  vom  1.  Jan.  1860  an  wieder  SUberzahlung  verfügt. 

")  Reichsgesetz-Bl.  von  1858,  S.  295. 

*)  Yergl.  Bekanntmachung  des  Bankhauses  M.  A  v.  Rothschild  &,  Söhne  in 
Frankfurt  vom  1.  Dec.  1859,  Actionär  Nr.  311. 
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c)  Oony^rtinmgBanlehen  von  1849  (für  rückständige  Zinsen  und  Lot- 
terieloose),  zahlbar  in  Amsterdam  und  Frankfurt;') 

d)  Serie  B  des  freiwilligen  Anlehens  von  1851,  ebendaselbst  domi- 
cüirt,  femer  in  Brüssel  und  Paris;  ^) 

e)  Silberanlehen  (englisch-osterr.)  von  1852  k  3,500,000  Pfd.  Sterl.^ 
zahlbar  in  London,  Frankfurt  und  Paris; 

f)  Bankvaluta-Anlehen  von  1852  k  80,000,000  fl.,  an  den  gleichen 
Plätzen  verzinslich,  ^  jedoch  nach  dem  Tagescours. 

g)  Englisches  Anlehen  von  1859,  zahlbar  in  London  und  Frank- 
furt. *) 

4)  Für  die  Zinsenbehebung  aus  den  Obligationen  des  Nationalanlehens 
von  1854  sind  besondere  Begünstigungen  eingeräumt  worden,  bestehend 
in  Folgendem: 

a)  die  nicht  länger  als  1  Jahr  falligen  Coupons  von  auf  lieber- 
bringer  lautenden  Obligationen  werden  bei  allen  Landes- 
haupt- und  Filialcassen,  dann  bei  den  beiden  Centralcassen  zu 
Mailand  und  Venedig  auf  blosses  Anmelden  bezahlt  und  von 
allen  landesfürstlichen  Gassen  und  Aemtem  als  Steuerzahlung 
angenommen.  ^)  Diese  Vergünstigung  war  jedoch  nur  bis  1.  Juli 
1859  in  Kraft.  Von  da  an  werden  die  gedachten  Coupons  also- 
gleich nur  noch  bei  der  Universal-Staatsschuldencasse  in  Wien, 
oder  bei  den  Creditsabtheilungen  deijenigen  Landeshaupt-  oder 
Filialcassen  berichtigt,  auf  welche  sie  zur  Zahlung  förmlich  über- 
wiesen sind,  gegen  Anmeldung  30  Tage  vor  Verfall  aber  bei 
den  Landeshaupt-  und  Filialcassen  in  Prag,  Brunn,  Troppau,  Linz, 
Salzburg,  Innsbruck,  Gratz,  Klagenfurt,  Laibach,  Tnest,  Zara^ 
Lemberg,  Czernowitz,  Ofen,  Agram,  Temesv4r,  Hemnannstadt^ 
Krakau,  Pressburg,  Oedenburg,  Kaschau  nnd  Grosswardein  und 
bei  der  Filialcreditscasse  in  Görz;^) 

b)  die  gegen  Quittung  zahlbaren  Zinsen  aus  dem  Nationalanlehen 
werden  bei  der  Staatsschuldencasse  in  Wien  und  bei  allen  Credits- 
abtheilungen derselben  bezahlt') 

Anbelangend  endlich  die  Besteurung  des  Zinsertrags  osterr.  Staats- 
effeeten,  so  erschien  unterm  28.  April  1859  folgende  Verordnung:®) 

„Ich  finde  Mich  nach  Vernehmung  Meiner  Minister  und  nach  An- 
hörung Meines  Eeichsraths  veranlasst  ...  zu  bestimmen,  dass  fortan 
nach  dem  30.  April  1859  von  den  fallig  werdenden  Zinsen  von  Staats-, 
öffentlichen  Fonds-  und  stän^schen  Obligationen,  mit  Ausnahme  der- 
jenigen, die  aus  Anlehen  herrühren,  bei  deren  Aufiiahme  die  Steuerbe- 
freiung zugesichert  wurde,  die  Einkommensteuer  .  .  .  gleich  unmittelbar 
durch  die  zur  Auszahlung  dieser  Zinsen  berufenen  landesfürstlichen 
Cassen,  mit  dem  für  die  dritte  Classe  des  Einkommens  festgesetzten 
Procente,   ohne  Kücksicht  auf  die  Eigenschaft  des  Besitzers   und  die 


^)  Vgl  Minist-Decret  vom  25.  Juü  1849,  ErKftnz.-Band  zum  JteichBge8.-BL  Nr.  316. 
^  Finanz-Minisi-Erlass  vom  1.  Sept.  1851,  KeiclisgeB.-Bl.  Nr.  202. 
^  Finanz-Minist-Erlass  vom  4.  Sept.  1852,  Reich8ges.-BL  S.  797. 
)  Vergl.  Bekanntmaohang   des  Bankhauses   von  Rothschild  in  Frankfurt  vom 
Aug.  1859  im  Actionär  Nr.  293. 

^  Kundmachimg  des  Finanzministeriums  Vom  13.  JuH  1854,  Beiclisges.-Bl.  8.  757. 
^  Finanz-Minist-Erlass  vom  25.  April  1859,  Reioli8ge8.-Bl  S.  181. 
')  Kundmachung  des  Finanzministeriums  vom  IS.  Juli  1854,  Reich8ges.-BL  8.  757. 
^  Reichßgesetz-BL  von  1859;  8.  181  (183). 
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Höhe  des  Zinsbetrags  zu  bemessen  und  in  Abzug  zu  bringen  ist    Ein 
Landes-  oder  Comunalzuscblag  zu  dieser  •  .  .  Steuer  hat  jedoch  nicht 
einzutreten.^ 
Die  YollziehungsverfÜgung  des  Finanzministeriums  vom  4.  Mai  1859^)  be- 
sagt des  Näheren: 

1)  ^Dem  fünfprocentigen  Abzüge  an  den  Zinsen  unterließen  alle,  wie 
immer  Namen  habende  Staats-  und  öffentliche  Fondsobhgationen ,  sie 
mögen  in  Papiergeld  oder  in  klingender  Münze  verzinst  werden.  Hievon 
sind  nur  die  Wiener-Banko-,  dann  die  Banko-Lotto-,  endlich  die 
Mailänder-  und  ungarischen  Hofkammer-Obligationen  ausge- 
nommen, da  ihnen  die  Steuerbefreiung  schon  ursprünglich  zugesichert 
wurde.** 

2)  „Der  f&nfprocentige  Abzug  an  den  Zinsen  geschieht  bei  den  auf  österr. 
Währung  lautenden  Obligationen  mit  dem  20.  Theile;  bei  den  ursprüng- 
lich oder  durch  Umrechnung  der  Wiener  Währung  in  Conv.- Münze  zu 
bezahlenden  Zinsen  in  der  Art,  dass  der  Betrag,  welcher  mit  einem 
5proc  Zuschlage  in  österr.  Währung  zu  entrichten  gewesen  wäre,  nun- 
mehr ohne  diesen  Zuschlag  in  österr.  Währung  enidchtet  wird.** 

Diese  Gesetzesbestimmungen  scheinen  indessen  nur  auf  diejenigen  Effecten 
angewendet  zu  werden,  deren  Zinsen  im  Inlande  bezahlt  werden;  denn  es 
ist  Thatsache,  dass  bis  jetzt  von  den  im  Auslande  zahlbaren  Coupons,  wie 
z.  B.  Yon  denen  des  englischen  Anlehens  de  1852,  ein  Steuerabzug  nicht 
stattfand. 

Ausser  dieser  Einkommenssteuer  besteht  noch  eine  andere  Besteunmg 
einzelner  österr.  Staatspapiere.  Da  nämlich  die  Stempelabgabe  in  Oesterreich 
eine  eigene  indirecte  Steuergattung  bildet,  welcher  der  gesammte  schriftliche 
Verkehr  mit  den  Behörden  imterworfen  ist,  so  müssen  auch  die  Zinsquittungen 
derjenigen  Staatsobligationen,  die  auf  Namen  lauten,  mit  dem  amtlichen  Stempel 
versehen  sein.  Coupons  von  Staats  papieren  auf  den  Inhaber  unterliegen  da- 
gegen dieser  Besteunmg  nicht.  Der  Steueransatz  beträgt  nach  Scala  11  von 
einem  Zinsbetrag  unter  20  fl. :  3  kr.  über  20  fl. :  6  kr.  Conv.-Münze. 


§.  22. 
Hauptsächlich  im  Verkehr  vorkommende  österr.  Staatspapiere. 

Das  Wiener  Börsencoursblatt,  welches  die  österr.  Staatspapiere  am 
TOllständigsten  notirt,  enthält  in  seiner  ersten  Abtheilung  unter  der  Aufschrift 
^öffentliche  Schuld**  folgende  AbtheOungen : 

A.  Schuld  des  Staats: 

1)  Obligationen  in  österr.  Währung  zu  5^o; 

2)  „  des  Nationalanlehens  zu  5V; 

3)  „  vom  Jalu*e  1851,  Serie  B,  zu  5°o; 

4)  „  von  der  Couponsconvertirung  zu  5*^/0; 

5)  Metalliques  zu  5,  4\«,  4,  3,  2V«  und  iVo; 

6)  Loose  von  1834,  1839,  1854  und  1860; 

7)  Como-Rentenscheine  zu  42  Lire  austr.; 

8)  Verlooste  Obligationen  der  alten  Staatsschuld  zu  5,  4'/«,  4  und  3^«; 

9)  Verloosbare  desgl.  im  Inlande  verzinslich  zu  3,  2V«,  2V*,  2  und  l^^^Vo; 


*)  Reichgesetz-BL  von  1859,  S.  191. 
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10)  Verioosbare  desgl.  im  Auslande  verzinslich  zu  5,  4V«  und  47^; 
B.  der  Kronländer  (ausser  den  Ghrundentlastungs-Obligationen): 

11)  Lombardisch-yenei  Anlehen  Yom  Jahr  1850  zu  5 /o; 

12)  Yenetianisches  Anlehen  vom  Jahr  1859  zu  5^»; 

13)  Tyroler  Landesschuld  i 

14)  Salzburger      „  >  zu  5,  4,  3V«,  3,  27»,  2,  IV*  >. 

15)  Erainer  „  i 

Darauf  folgen  sodann  die  sogenannten  ^ständischen  Domesticalobli- 
gationen^  als  Schuldtheile  der  einzelnen  Eronländer  und  Proyinzen,  auch 
Städte. 

Im  Auslande  sind  insbesondere  die  in  Silber  verzinslichen  Titel  der  dsterr. 
neueren  Schuld  mit  Einschluss  der  lombardisch -venetianischen,  sodann  die 
sogenannten  Metalliques  (oben  Nr.  5),  wenn  sie  auch  nicht  in  klmgender  Münze 
verzinslich  sind,  endnch  die  Loose  aller  Gattungen,  verbreitet.  Der  Hauptmarkt 
f&r  diese  Effecten  ist  ausser  '^^en  in  Amsterdam  und  Frankfurt;  für  die 
in  England  aufgenommenen  Anlehen  auch  in  London;  ausserdem  sind  österr. 
Effecten  fast  auf  allen  europäischen  Börsen  im  Handel.  Metalliques  heissen 
alle  Obligationen  der  neueren,  seit  1815  entstandenen  allgemeinen  Staatsschuld, 
weil  sie  auf  Conventions -Münze  lauten  und  in  diesem  Münzfusse  verzinslich 
sind,  im  Gegensatze  zu  der  sogen,  älteren  Schuld,  deren  Yerzmsung  auf  die 
Hälfte  ermässigt  wurde  und  in  Wiener  Währung  Papiergeld  gesch^  (vergl. 
oben  S.  47 — 48).  In  Wahrheit  ist  bei  dem  grösseren  Theil  dieser  Papiere 
die  bis  jetzt  immer  noch  beibehaltene  Bezeichnung  als  Metalliques  eine  un- 
richtige, da  seit  1848  nur  noch  diejenigen  Anlehen  in  klingender  Münze  ver- 
zinst und  getilgt  werden,  bei  deren  Emission  solches  ausdrücklich  stipulirt 
wurde,  die  übrigen  aber  in  Bankvahtta,  d.  h.  in  Noten  der  privileg.  österr. 
Nationalbank  (siehe  §.  21). 

Indem  wir  über  die  verbreitetsten  österr.  Staatseffecten  nach  der  oben  an- 
gedeutet^i  Ordnung  des  Wiener  Ooursblattes  einige  Details  folgen  lassen,  ver- 
weisen wir  unsere  Leser  auch  hier  im  Weiteren  auf  den  in  §.  14  gegebenen 
Bericht  der  Staatsschulden-Oommission  vom  14.  Juni  1860,  aus  welchem  ins- 
besondere die  Grösse  der  einzelnen  Schuldgattungen  nach  dem  Stande  vom 
Anfange  des  Jahres  1860  ersichtlich  ist. 

1)  Obligationen  in  österr.  Währung  zu  5V*  Hierunter  sind  haupt- 
sächlich die  in  Folge  des  Finanzmini^erial-Erlasses  vom  26.  Oci  1858 
(siehe  S.  80)  umgewandelten  älteren  Schuldtitel  verstanden.  Sie  lauten 
auf  1000  fl.,  500  fl.  und  100  fl.  österr.  Währung,  sind  in  Bankvaluta 
verzinslich  und  zahlbar,  und  soll  V>7<>  ihres  Betrags  jährlich  zur  Rück- 
zahlung im  Wege  der  börsenmässigen  Einlösung  gelangen. ')  Von  den 
1859  und  1860  emittirten  Anlehen  kann  femer  Ineher  gerechnet  werden: 
das  englisdie  Anlehen  von  1859  in  Obligationen  von  100  Pfd.  Sterl. 
mit  festem  Cours  ä  10  fl.  österr.  Währung  für  1  Pfd.  Sterl.  Tilgung 
j^nrlich  l^/o  der  Schuld  durch  Pariverloosung;  Zinszahlung  in  Silber  zu 
London  in  Pfd.  Sterl.  und  zu  Frankfurt  a.  M.  k  1167»  fl.  =  10  Pfd.  Sterl. ; 
tro.  1.  Januar  und  1.  Juli.  Die  jedes  Jahr  am  2.  Januar  zu  verloosen- 
den  Obligationen  sind  am  darauffolgenden  1.  JuH  fäDig. 

2)  Obligationen  des  Nationalanlehens   von   1854.*)     Diese  bilden 


0  Patent  vom  28.  Dec.  1859,  oben  §.  17.  Yergl.  auch  den  diesfftlligen  Antrag 
der  dchuldencommission,  oben  §.  14. 

^  Yergl.  Patent  vom  26.  Juni  1854,  R.-Oe8.-Bl.  S.  685;  Finanzmini8t.-Eria8s  vom 
5.  Juli  1854,  das.  S.  687;  Erlass  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  vom 
25.  Sept.  1854,  das.  S.  989. 
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das  Hauptspeculations-Staatspapier  auf  den  meisten  deutschen  Börsen. 
Sie  lauten  auf  Beträge  von  10,000  fl.,  5000  fl.,  1000  fl.,  500  fl.,  50  fl. 
und  20  fl.,  auf  die  Zinstermine  1.  Januar  und  1.  Juli,  und  I.April  und 
1.  October,  auf  Neunen  und  auf  Inhaber.  Zinsenzahlung  in  klingender 
Münze  (Gold  nicht  über  den  15V<fachen  Werth  des  Silbers)  ist  zugesagt 
(siehe  jedoch  S.  103).  Ein  Tilgungsfonds  ist  nicht  ausgeworfen;  dennoä 
hat  bisher  eine  Einlösung  auf  der  Börse  stattgefunden,  welche  aber  jetzt 
wohl  aufhören  wird.  Hinsichtlich  des  Orts  der  Zinsenzahlung  verweisen 
wir  auf  §.  21,  S.  105. 

3)  Obligationen  des  Anlehens  von  1851.*)  Sie  zerfallen  in  zwei 
Serien,  A  und  B.  Serie  B  ist  zu  b^fo  verzinshch  in  Amsterdam,  Brüssel, 
Frankfurt  a.  M.  und  Paris  in  klingender  Münze.  Tilgungsquote  IV* 
der  Schuld  nebst  zuwachsenden  Zinsen.  Einlösung  mittelst  KückkauOs 
auf  der  Börse,  wenn  der  Cours  nicht  über  pari  steht.  Stücke  von  1000, 
500  und  100  fl.;  Zinstermin  von  Serie  B  1.  Mai  und  1.  November; 
Serie  A  verschieden. 

4)  Obligationen  von  der  Couponsconvertirung  der  Jahre  1849 — 1851,*) 
hervorgegangen  aus  der  Umwandlung  der  verfallenen  Zinsen  und  ge- 
zogenen Staatslotterieloose  in  b^/o  fündirte  Staatseffecten  tro.  1.  Januar 
und  1.  Juli,  in  Abschnitten  auf  den  Inhaber  von  1000,  500  und  100  fl. 
Die  Zinsen  fallen  zu  Amsterdam  und  Frankfurt  a.  M.  in  klingender  Münze. 
Tilgungsquote  jährlich  1  ^/o  der  Schuld  nebst  zuwachsenden  Zinsen.  Ein- 
lösung auf  der  Börse  nicht  über  pari. 

5)  Metalliques  zu  5,  4V«,  4,  3,  2V»  und  l**;o.  Hierunter  sind  alle,  seit 
1815  entstandenen,  auf  Conventions-Münze  lautenden  und  nicht  unter 
den  vorstehend  und  nachfolgend  besonders  aufgeführten  Schuldkategorien 
begrifi^enen  Staatsobligationen  verstanden,  welche  sämmÜich  in  der  Landes- 
währung, d.  h.  in  Bankvaluta  (Banknoten)  verzinslich  und  zahlbar  sind. 
Hinsichtlich  der  Tilgung  besteht  unter  dieser  Schuldgattung  Verschieden- 
heit, sofern  einzelne  Anlehen  mittelst  börsenmässiger  Einlösung  eines 
Betrags  von  1  ^/  o  der  ursprünglichen  Schuld  amortisirt  werden,  für  andere 
dagegen  keinerlei  Rückzahlung  vorgesehen  ist  Wir  haben  oben  S.  51, 
54  und  55  die  von  1815 — 1860  angenommenen  Anlehen  aufgeführt,  wo- 
hin wir  daher  verweisen.  Was  an  den  einzelnen  Schuldbeträgen  noch 
ungetilgt  ist,  zeigt  der  oft  genannte  Bericht  der  Staatsschulden-Oommis- 
sion  (oben  S.  67—71).  Wir  halten  im  Einzelnen,  der  Zeitfolge  gemäss, 
die  umgekehrte  Ordnung  gegenüber  dem  Wiener  Coursblatt  ein. 

a)  Iproc.  Metalliques,  entstanden  in  Folge  des  Einzugs  der  Antici- 
pationsscheine  auf  Grund  des  Patents  vom  I.Juni  1816.  Das  Nähere 
siehe  oben  S.  46,  47  und  67.  Diesem  Schuldtheil  kam  die  ursprüng- 
liche Dotation  des  Tilgungsfonds  (S.  47)  zu  gut;  er  ist  daher  grossen- 
theils  mittelst  Einkaufs  auf  der  Börse  eingelöst.  Der  Rest  kann  in 
Obligationen  auf  österr.  Währung  convertirt  werden  (vergL  oben  S.  80). 

b)  2*/3proc.  Metalliques,  älteste  Gattung  derselben,  herrührend  aus 
den  Anlehen  von  1815,  1847,  1851  (Lit.  A)  und  1852.  Zinsen  auf 
verschiedene  Termine  in  Bankvaluta.  Auch  diese  Papiere  können  auf 
Grund  des  Minist-Erlasses  vom  26.  Oct.  1858  auf  österr.  Währung 
convertirt  werden  (oben  S.  80). 


*)  VergL  Finanzinini8t.-Erla88  vom  1,  Sept.  1861,  R.-Ges.-BL  Nr.  202. 
^  Hinisterial-Decret  vom  25.  Juli  1849,  £rg.-Bd.  zum  R.-GeB.-Bl  Nr.  816.    Finanz- 
minisi-Erlass  vom  1.  Sept.  1851,  R.-Ge8.-Bl.  Nr.  203. 
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c)  Sproc.  Metalliques,  aus  dem  Anlehen  von  1835  k  40  Ifill.  Otilden. 
Stacke  zu  1000,  500  und  100  fl.  tro.  l.Juni  und  l.Dee.  mit  Coupons { 
in  Obligationen  auf  öeterr.  Währung  convertabel.  Zinsen  in  Bank- 
valuta.    Tügung  durch  Kückkauf  mit  einem  Tilgungsfonds  von  17o- 

d)  4proc.  Metalliques,  herrührend  von  den  Anlehen  der  Jahre  1829 
und  1830  und  von  der  im  letzteren  Jahre  erfolgten  Umwandlung 
höher  verzinslicher  in  4proc.  Obligationen.  Studie  von  1000,  500 
und  100  fl.  mit  Coupons  tro.  1.  Januar  und  1.  Juli,  1.  Februar  und 
1.  Aug.  imd  1.  Juni  und  1.  Dec.  Convertabel  wie  die  vorigen;  ebenso 
tilgbar.    Zinsen  in  Bankvaluta. 

e)  4V2proc.  Metalliques.  Es  bestehen  solche  nur  von  dem  Anlehen 
des  Jahres  1849,  in  Abschnitten  von  1000,  500  und  100  fl.  mit  ver- 
schiedenen Zinsterminen.  Auch  diese  Metalliques  können  in  Oblig. 
auf  österr.  Währung  umgewandelt  werden.  Tilgung  und  Verzinsung 
wie  bei  den  3-  und  4proc.  Metalliques. 

f)  5proc.  Metalliques,  die  zahhreichste  Borte  dieser  Papiergattung, 
herrührend  aus  den  Anlehen  von  1816,  1818,  1823,  1826,  1831,  1832, 
1833,  1841,  1843,  1847  und  1852;  auch  gehört  die  Serie  A  des  An- 
lehens  von  1851  (oben  Nr.  3)  theilweise  hierher.  Für  die  Anlehen 
von  1816,  1818,  1823  und  1852,  deren  Obligationen  auf  10,000,  5000, 
1000,  500  und  100  fl.  lauten,  ist  ein  Tilgungsfonds  von  Vh  ausge- 
setzt, welcher  zum  Rückkauf  von  Obligationen  auf  der  Börse  zu  ver- 
wenden ist.  Vom  Anlehen  de  1852  können  die  Zinsen  audi  in  Frank- 
furt a.  M.,  London  und  Paris  zum  Tagescours  erhoben  werden.  Die 
verschiedenen  Titel  aller  genannten  Anlehen  haben  verschiedene  Zins- 
termine, theils  1.  Januar  und  1.  Juli,  theils  1.  Mai  imd  1.  Nov.; 
auch  1.  Juni  und  1.  Dec.  Zinsenzahlung  in  der  Regel  bei  der  Haupt- 
casse  zu  Wien  und  den  Filialcassen  in  den  Provinzen. 

6)  Im  Wiener  Coursblatt  nicht,  dagegen *im  Londoner  und  Frankfurter  ist 
das  englische  Silberanlehen  von  1852  notirt.  Dessen  Theilschuld- 
scheine  lauten  auf  100  und  50  Pfd.  Sterl.  au  porteur.  Zinsenzahlung 
in  London  in  Pfd.  Sterl.,  in  Frankfurt  zum  festen  Cours  von  121  C 
südd.  Währung  für  10  Pfd.  Sterl.  und  in  Paris  zum  Cours  von  25  V«  Fr. 
=  1  Pfd.  Sterl.  Rückzahlung  durch  Yerloosung  al  pari  auf  Grundlage 
eines  Tilgungsfonds  von  V/o  an  den  gleichen  Plätzen  und  nach  denselben 
Valuten,  Der  Tilgungsfonds  kann  übrigens  nach  1862  auf  57«  erhöht 
werden.  Zinstermine:  I.Januar  und  I.Juli.  (Das  neue  englische  Silber- 
anlehen von  1859  siehe  oben  unter  Nr.  1.) 

7)  Lotterieanlehen  von  1834,  1839,  1854  und  1860.  Das  erste 
dieser  Anlehen  wird  im  laufenden  Jahre  1860  vollständig  getilgt,  wess- 
halb  wir  uns  nur  mit  den  3  weiteren  zu  beschäftigen  haben,  von  wel- 
chen vnr  statt  aller  Beschreibung  die  Ziehungspläne,  in  so  weit  sie  der 
Zukunft  angehören,  beifügen.  Die  beiden  letzten  Lotterieanlehen  (von  1854 
und  1860)  haben  festen  Zinsfuss,  das  erstere  47«,  das  letztere  57o.  Die 
Partialscheine  sind  daher  mit  Coupons  und  Talons  versehen.  Sowohl  Zinsen 
als  die  Capitalbeträge  (Gewinne)  sind  nach  Bankvaluta  im  Inland  zahlbar. 

ZiehuDgsplan 

des  österr.  Staatslotterieanlehens  ä  30  MilL  Gulden  von  1839, 
dmgetheilt  in  6000  Serien  k  20  Loose  k  250  fl.  Conventions-MünEe,  rückzahl- 
bar binnen  39  Jahren  bis  1878.  Drei  Monate  nach  der  Serienziehun^  erfolgt 
die  Niunmerverloofiung  und  3  Monate  nach  letzterer  die  Zahlung.    Die  Loose 
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sind  in  ^5  ä  50  fl.  theübar.    (Die  ersten  23  Ziehungen  gehören  der  Vergangen- 
hUt  an  und  bleiben  daher  hier  weg.) 


24.  und  2d.  Ziehung  am     { 

2«.  und  27.  Ziehung  am    | 

28.  und  29.  Ziehung  am 

d.Dec.  1860U.  1. 

Juni  1862, 

l.Dec.  1863  u. 

I.Juni  1865,  I 

l.Dec.  1866  u. 

I.Juni  1868, 

je  106  Serien.              | 

je  110  Serien. 

je  114  Serien. 

Looie.          fl. 

li. 

Loose.           fl. 

fl. 

Loose.           fl. 

fl. 

1      .      .      . 

200,000 

1      .      .      . 

210,000 

1      .      .      . 

220,000 

1      .      .      . 

40,000 

1 

40,000 

1       .      .      . 

40,000 

1      .      .      . 

10,000 

1 

10,000 

1      .      .      . 

12,000 

1      .      .      . 

8,000 

1 

9,000 

1      .      .      . 

9,000 

1      .      .      . 

7,000 

1 

8,000 

1      .      .      . 

8,000 

1      .      .      . 

6,000 

1 

7,000 

1      .      .      . 

7,000 

3  k  5,000 

15,000 

1 

6,000 

1      .      .      . 

6,000 

3  k  3,000 

9,000 

3  k  5,000 

15,000 

3  k  5,000 

15,000 

4  k  2,500 

10,000 

3  k  3,00C 

1          9,000 

3  k  3,000 

9,000 

4  k  2,000 

8,000 

4  k  2,50C 

)        10,000 

4  k  2,500 

10,000 

8  k  1,500 

12,000 

4  k  2,00C 

)          8,000 

4  k  2,000 

8,000 

8  k  1,200 

9,600 

8  k  1,50C 

)        12,000 

8  k  1,500 

12,000 

10  k  1,100 

11,000 

8  k  1,20C 

\          9,600 

8  k  1,200 

9,600 

11  k  1,000 

11,000 

10  k  1,10C 

)        11,000 

10  k  1,100 

11,000 

25  k     900 

22,500 

11  k  1,00C 

)        11,000 

11  k  1,000 

11,000 

35  ä     800 

28,000 

28  k     90C 

)        25,200 

39  k     900 

35,100 

65  k     700 

45,500 

38  k     800        30,400 

49  k     800 

39,200 

119  k     600 

71,400 

68  k     700        47,600 

79  k     700 

55,300 

1,819  ^     500 

909,500 

122  k     600        73,200 

133  k     600 

79,800 

2,120 

1,433,500 

1,886  k 

5Ü0      y43,uuu 
1,495,000 

1,922  k     500 

2,280 

961,000 

2,200 

1,558,000 

80.  und  31.  Ziehung  am 

3*i.  un4  33.  Ziehung  am 

34.  und  35.  Ziehung  am 

l.Dec.  1869U.  1. 

JumlSTl, 

l.Dec.  1872  u. 

1.  Juni  1874, 

l.Dec.  1875  u. 

I.Juni  1877, 

je  228  Serien. 

je  474  Serien. 

je  830  Serien. 

Loose.           fl. 

fl 

Looso.           fl. 

fl. 

Loose.           fl. 

fl 

1      .      .      . 

220,000 

1      .      . 

.       220,000 

1    .     . 

.      280,000 

1      .      .      . 

50,000 

1      .      . 

50,000 

1    .     . 

60,000 

1      .      .      . 

25,000 

1      .      . 

25,000 

1    .     . 

30,000 

1      .      .      . 

15,000 

1       .      . 

15,000 

1    .     . 

20,000 

1      .      .      . 

10,000 

1       .      . 

10,000 

1    .     . 

.       15,000 

1      .      .      . 

8,000 

1       .      . 

8,000 

1    .     . 

10,000 

1      .      .      . 

6,000 

1       .      . 

6,000 

1    .     . 

8,000 

3  k  5,000 

15,000 

3  k  5,00( 

)        15,000 

1    .     . 

6,000 

3  k  3,000 

9,000 

3  k  3,00( 

}          9,0Q0 

2  k  5,00 

D       10,000 

4  k  2,500 

10,000 

4  k  2,50( 

}        10,000 

3  k  3,00 

0         9,000 

4  k  2,000 

8,000 

4  k  2,00< 

)          8,000 

4  k  2,50 

0       10,000 

8  k  1,500 

12,000 

8  k  1,50( 

}        12,000 

4  k  2,00 

0         8,000 

8  k  1,200 

9,600 

8  k  1,20< 

[)          9,600 

8  k  1,50 

0       12,000 

10  k  1,100 

11,000 

10  k  l,10i 

[)        11,000 

8  k  1,20 

0         9,600 

11  k  1,000 

11,000 

11  k  1,00^ 

[)        11,000 

10  k  1,10 

0       11,000 

42  k     900 

37,800 

46  k     90 

0        41,400 

11  k  1,00 

0       11,000 

52  ^     800 

41,600 

56  k     S(y 

Q        44,800 

56  ä     90 

0       50,400 

84  k     700 

58,800 

88  k     70 

0        61,600 

66  ä     80 

0       52,800 

138  ^     600 

82,800 

143  k     60 

0        85,800 

98  ä     70 

0       68,600 

4,186  k     500 

2,093,000 

9,089  k     bOi 
9,480 

0    4,644,500 

161  k     60 
16,161  k     50 

0       96,600 

4,560 

2,733,600 

5,197,700 

0  8,080,500 

16,600 

8,858,500 
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36.  und  letzte  Ziehung  am  t.  Deo.  1878,  8S4  Serien. 


Loose.   ü.  fl. 

1 300,000 

1 75,000 

1  .  .  ' 30,000 

1 20,000 

1 15,000 

1  ....  - 10,000 

1 8,000 

1 6,000 

2  k  5,000 10,000 

3  k  3,000 9.000 

4  k   2,500 10,000 


Loose. 

4 

8 
8 

10 

12  k 

54  k 

67  k 

98  k 

161  k 

16,241  k 

16,680 


2,000 

1,500 

1,200 

1,100 

1,000 

900 

800 

700 

600 

500 


8,000 
12,000 

9,600 
11,000 
12,000 
48,600 
53,600 
68,600 
96,600 
8,120,500 

"8,933,500 


Verloosungsplan 

des  ÖBterr.  Staatslotterieanlehens  von  1854  k  50  Mill.  Gulden, 
eingetheüt  in  4000  Serien  k  50  Loosnummern  k  250  fl.,  rückzahlbar  binnen 
50  Jahren  vom  30.  Juni  1855  bis  31.  Dec  1904.  Die  Loose  sind  zu  4Vo 
tro.  1.  April  verzinslich.  Mit  der  Gewinnziehung  hört  die  Verzinsung  der  ver- 
loosten  Tneilscheine  auf.  Jedes  Jahr  erfolgen  2  Serienziehungen  am  2.  Januar 
und  1.  Juü,  und  2  Gewinnziehungen  am  1.  April  und  1.  Oct.  Zahlung  der 
Gewinne  V*  Jahr  nach  der  Gewinnziehung.') 


Jahr. 

Januarziebung. 

Juliziehung. 

Jahr. 

Januarziehung. 

Juliziehung. 

Loose.         Gewinne. 

Loose.    Gewinne. 

Loose.        Gewinne. 

Loose.    Gewinne. 

1    170,000  fl. 

1    70,000  fl. 

1    170,000  fl. 

1    70,000fl. 

^ 

1      20,000 , 

1    40,000  „ 

[ 

1      20,000  „ 

1    40,000, 

1 

748  ä        800  „ 

5^  5,000  „ 

\ 

898 ä        300  „ 

bk  5,000, 

1860< 

bk  1,000  „ 
bOk     400  „ 

688 ä      300 „ 

1864< 

bh  1,000, 

50 i      400, 

888 i      300, 

750 

750 

900 

900 

1    170,000  fl. 

1    70,000fl. 

1    140,000  fl. 

1    60,000fl. 

( 

1      20,000  - 

1    40,000, 

1865^ 

1      20,000  - 

1    30,000, 

1 

798 ä        300  „ 

5^  5,000  „ 

998  &        300  „ 

5i  5,000, 

1861< 

bk  1,000  „ 

und< 

bk  1,000, 

/ 

bOk      400  „ 

1866/ 

50 &      400, 

^ 

800 

738 i      300 „ 
800 

V 

938 ä      300, 

1,000 

1,000 

1    170,000  fl. 

1    70,000fl. 

1    140,000  fl. 

1    60,000fl. 

( 

1      20,000  „ 

1    40,000  „ 

/  ( 

1      20,000  „ 

1    30,000, 

1862\ 

848 i        300  „ 

bk  5,000 „ 

1867\ 

1,098  ä        300, 

bk  5,000, 

und< 

bk  1,000  „ 

und\ 

bk  1,000, 

1863^ 

bOk      400„ 

1868/ 

50 ä      400, 

^ 

850 

788 ä      300 „ 
850 

1,038  ä     300, 

1,100 

1,100 

')  YeigL  Finanzminist-Erlass   vom  4.  März  1854,   R.-Ge8.-Bl.  8.   245.     Der  Ter- 
loosungspUm  ist  ebendaselbBt  S.  250  abgedruckt. 
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Jahr. 


Januaniehang. 

Loose.        Gewinne. 


I     Julidehung. 

I  Looae.    Gewinne. 


Jahr. 


Januaniehuiig.         JaUziehung. 

Looae.         Gewinne.        Loose.     Gewinne. 


1869< 


1    140,000  ft 

1      20,000  „ 

1,198  ä        300  „ 


1,200 


1  60,000fl 
1  30,000  „ 
bk  5,000„ 
bk  1,000„ 
50&  400„ 
1,138  ä      300  „ 


18771 

und 

1878i 


1    100,000  fl. 
1      20,000  „ 
1,698  ä        300  „ 


1  40,000fl. 
1  5,000  „ 
bk  2,000„ 
bk  1,000„ 
400, 
300« 


50  ii 
l,638ä 


1,200 


1,700 


1,700 


18701 

und 

1871i 


1    110,000  fl. 

1      20,000  „ 

1,298  ä        300  „ 


1  50,000fl 
1  20,000, 
bk  5,000 „ 
bk  1,000, 
bOk  400, 
1,238  ä      300, 


1879^ 


1,300 


1,300 


1 
1 
1,798  i 


1,800 


100,000  fl. 
20,000 
300 


bk 
bOk 
1,738  ii 


1  40,000fl. 
1  5,000, 
bk  2,000, 
1,000, 
400, 
300, 


1,800 


1872^ 

und 

1873/ 


1    110,000  fl 

1      20,000 , 

1,398  ä        300, 


1  50,000fl 
1  20,000, 
bk  5,000, 
bk  1,000, 
50 ä  400, 
1,3384      300, 


18801 

und 

1881] 


1    100,000  fl 

1      20,000 , 

1,898  i        300, 


1,400 


1,400 


1,900 


1    40,000fl. 

1  5,000, 

bk  2,000, 

bk  1,000, 

bOk  400, 

1,838  ä  800, 

1,900 


1    40,000fl. 

1  5,000, 

bk  2,000, 

bk  1,000, 

bOk  400, 

1,938&  300, 

2,000 


1874^ 


1    110,000  fl. 

1      20,000 , 

1,498  i        300, 


1,500 


1  50,000fl. 
1  20,000, 
bk  5,000, 
bk  1,000, 
bOk  400, 
1,438  ii      300, 


1882< 


1    100,000  fl. 

1      20,000 , 

1,998  ä        300, 


1,500 


2,000 


lSlb< 


1    100,000  fl. 

1      20,000 , 

1,498^        300, 


1,500 


1  40,000fl. 
1  5,000, 
bk  2,000, 
bk  1,000, 
bOk  400, 
1,438  ä      300, 


18831 
und 

1884J 


1,500 


1    100,000  fl, 

1      20,000 , 

2,098  ä        300, 


2,100 


1  40,000fl. 
1  5,000, 
bk  2,000, 
bk  1,000, 
bOk      400, 

2,038  ii      300, 

2,100 


1876 


1    100,000  fl. 

1      20,000 , 

1,598  i        300, 


1,600 


1    40,000fl. 


1 

5ä 

bk 

bOk 

1,538  k 


5,000 

2,000, 

1,000, 

400, 

300, 


18851 

und 

18861 


1    100,000  fl. 

1      20,000 , 

2,198  ä        300, 


1,600 


2,200 


1    40,000fl. 


1 

bk 
bk 
bOk 
2,138  ä 


5,000, 

2,000, 

1,000, 

400, 

300, 


2,200 
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Jahr. 


Januarziehang. 

Loose.        Gewinne. 


Juliziehung. 
Loose.    Gewinne. 


Jahr. 


Januarziehung. 

Loose.        Gewinne. 


Juliziehung. 

Loose.    Gewinne. 


1887^ 


1    100,000  fl. 

1      10,000  „ 

2,348  i        300  „ 


1  30,000fl. 
1  5,000  „ 
5i  2,000  „ 
bk  1,000„ 
50ä  400„ 
2,288  ä      300  „ 


1896 
und 

1897 


2,350 


2,350 


1    100,000  fl. 
1      50,000  „ 
3,248  ä        300  „ 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
bk  2,000„ 
bk  1,000  „ 
bOk  400„ 
3,188  ii      300, 


3,250 


3,250 


1888 
und  4 

18891 


1    100,000  fl 
1      10,000 , 
2,498  ä        300, 


2,500 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
bk  2,000, 
bk  1,000, 
50^      400, 

2,438  ji      300, 

2,500 


18981 

und 

18991 


1    100,000  fl. 
1      10,000 , 
3,448  ä        300, 


3,450 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
5i  2,000, 
5^  1,000, 
bOk  400, 
3,388  ji      300, 


3,450 


1890^ 


1    100,000  fl. 
1      10,000 , 
2,648^        300, 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
bk  2,000, 
bk  1,000, 
bOk  400, 
2,688  ä      300, 


1900 
und 
1901 


1    100,000  fl. 
1      10,000 , 
3,648  &        300, 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
bk  2,000, 
bk  1,000, 
50  ä  400, 
3,858^      300, 


2,650 


2,650 


8,650 


3,650 


1891 
und  4 

18921 


1    100,000  fl 
1      50,000 , 
2,798  i        300, 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
bk  2,000, 
bk  1,000, 
bOk  400, 
2,7384      300, 


1902 


1    100,000  fl 
1      10,000 , 
3,8484        300, 


2,800 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
bk  2,000, 
bk  1,000, 
504  400, 
3,7884      300, 


2,800 


3,850 


3,850 


1893 


1    100,000  fl. 
1      10,000 , 
2,9484        300, 


2,950 


2950 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
54  2,000, 
54  1,000, 
504  400  „ 
2,8884      300, 


1903 


1    100,000  fl. 
1      10,000 , 
4,0484        300, 


4,050 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
54  2,000, 
54  1,000, 
504      400, 

3,9884      300, 

4,050 


1894 1 
und  < 
18951 


1    100,000  fl. 
1      10,000 , 
3,0984        300, 


1  30,000fl. 
1  5,000, 
54  2,000, 
54  1,000, 
504  400, 
3,0384      300, 


1904 


1    100,000  fl. 
1      10,000 , 
4,2984        300, 


3,100 


3,100 


4,300 


Moser,  OaplteUnUge  in  Wertbpapiereo. 


1     30,000fl. 

1  5,000, 

54  2,000, 

54  1,000, 
504      400 
4,2384      300 
4,800 
8 
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Ziehnngsplan 

des  osterr.  StaatBlotterieanlehens  ä  200 Hill.  Gulden  vom  Jahre  1860, 
eingetheüt  in  400,000  zu  5^0  verzinsliche  Obligationen  k  500  fl.  österr.  Whg., 
welche  wiederum  in  V»  k  100  fl.  getheilt  werden  können,  —  dann  in  20,000 
Smen  k  10,000  fl.  Jährlich  2  Serienziehungen  am  1.  Febr.  und  1.  August; 
3  Monate  nachher  Gewinnziehung,  3  Monate  darauf  Zahlung  der  gezogenen 
Gewinne  in  Wien  und  bei  den  Filialcassen  der  üniYersalschiüdencasse  in  den 
Kronländem.  Ebendaselbst  werden  die  halbjährig  tro.  1.  Mai  und  1.  Nov. 
fälligen  Zinsen  bezahlt.  ^ 

Bei  jeder  Ziehung  werden  folgende  grossere  TreflTer  gezogen : 
1  zu    .     .    300,000  fl.  2  zu    .     .     10,000  fl. 

1    „     .     .      50,000  „  15    „     .    .      5,000  „ 

1    „     .    .      25,000  „  30    „     .    .       1,000  , 

Alle  übrigen  Loose  werden  mit  600  fl.  eingelöst 


Zahl  der  zu 

Zahl der za 

Kr. 

Ziehung 

TWlOOMn- 

deaStMU- 

Gewinne. 

Nr. 

Ziehung 

▼erlooseo- 
den  8ta*t«> 

Gewinne. 

am 

lu»  h  n  1  r1  v<t  !•_ 

am 

a  Afin1/4«VA1*_ 

VCUUiuvcr' 

•chreibgn. 

fl. 

BcuoiaTer' 
•chreibgn. 

fl. 

1 

2.  Nov.  1860 

800 

950,000 

31 

2.  Nov.  1875 

1,600 

1,430,000 

2 

1.  Mai  1861 

800 

950,000 

32 

1.  Mai  1876 

1,600 

1,430,000 

3 

2.  Nov.     „ 

900 

1,010,000 

33 

2.  Nov.     , 

1,700 

1,490,000 

4 

1.  Mai  1862 

900 

1,010,000 

34 

1.  Mai  1877 

1,700 

1,490,000 

5 

2.  Nov.     , 

1,000 

1,070,000 

35 

2.  Nov.     , 

1,800 

1,550,000 

6 

1.  Mai  1863 

1,000 

1,070,000 

36 

1.  Mai  1878 

1,800 

1,550,000 

7 

2.  Nov.     , 

1,000 

1,070,000 

37 

2.  Nov.     , 

1,900 

1,610,000 

8 

1.  Mai  1864 

1,000 

1,070,000 

38 

1.  Mai  1879 

1,900 

1,610,000 

9 

2.  Nov.     , 

1,100 

1,130,000 

39 

2.  Nov.     „ 

2,000 

1,670,000 

10 

1.  Mai  1865 

1,100 

1,130,000 

40 

1.  Mai  1880 

2,000 

1,670,000 

11 

2.  Nov.     „ 

1,100 

1,130,000 

41 

2.  Nov.     , 

2,000 

1,670,000 

12 

1.  Mai  1866 

1,100 

1,130,000 

42 

1.  Mai  1881 

2,000 

1,670,000 

13 

2.  Nov.     , 

1,100 

1,130,000 

43 

2.  Nov.     , 

2,100 

1,730,000 

14 

1.  Mai  1867 

1,100 

1,130,000 

44 

1.  Mai  1882 

2,100 

1,730,000 

15 

2.  Nov.     , 

1,200 

1,190,000 

45 

2.  Nov.     , 

2,200 

1,790,000 

16 

1.  Mai  1868 

1,200 

1,190,000 

46 

1.  Mai  1883 

2,200 

1,790,000 

17 

2.  Nov.     , 

1,200 

1,190,000 

47 

2.  Nov.     , 

2,300 

1,850,000 

18 

1.  Mai  1869 

1,200 

1,190,000 

48 

1.  Mai  1884 

2,300 

1,850,000 

19 

2.  Nov.     , 

1,300 

1,250,000 

49 

2.  Nov.     , 

2,400 

1,910,000 

20 

1.  Mai  1870 

1,300 

1,250,000 

50 

1.  Mai  1885 

2,400 

1,910,000 

21 

2.  Nov.     , 

1,300 

1,250,000 

51 

2.  Nov.     , 

2,500 

1,970,000 

22 

1.  Mai  1871 

1,300 

1,250,000 

52 

1.  Mai  1886 

2,500 

1,970,000 

.2» 

2.  Nov.     „ 

1,400 

1,310,000 

53 

2.  Nov.     , 

2,600 

2,030,000 

"24 

1.  Mai  1872 

1,400 

1,310,000 

54 

1.  Mai  1887 

2,600 

2,030,000 

25 

2.  Nov.     , 

1,500 

1,370,000 

55 

2.  Nov.     , 

2,700 

2,090,000 

26 

1.  Mai  1873 

1,600 

1,370,000 

56 

1.  Mai  1888 

2,700 

2,090,000 

27 

2.  Nov.     , 

1,500 

1,370,000 

57 

2.  Nov.     , 

2,800 

2,150,000 

28 

1.  Mai  1874 

1,500 

1,370,000 

58 

1.  Mai  1889 

2,800 

2,150,000 

29 

2.  Nov.     , 

1,600 

1,430,000 

59 

2.  Nov.     , 

2,900 

2,210,000 

30 

1.  Mai  1875 

1,600 

1,430,000 

60 

1.  Mai  1890 

2,900 

2,210,000 

>)  Finanzminist-Eriaas  Tom  22.  Mfiiz  1860,  R.-Ges.Bl.  S.  127. 
ebendaselbst  8.  132. 
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61 
62 
63 
64 
65 
66 
67 
68 
69 
70 

71 
72 

73 

74 
75 
76 
77 
78 
79 
80 

81 
82 
83 
84 
85 
86 
87 


2.JJ0V.  1890 

1.  Mai  1891 

2.  Nov.  „ 

1.  Mai  1892 

2.  Nov.  „ 

1.  Aüd  1893 

2.  Nov.  , 

1.  Mai  1894 

2.  Nov. 
1.  Mai 


1895 


Nov.  „ 
Mai  1896 
Nov.  , 
Mai  1897 
Nov.  „ 
Mai  1898 

Nov.  y, 

Mai  1899 
Nov.     , 
Mai  1900 


2.  Nov. 

1.  Mai 

2.  Nov.  , 

1.  Mai  1902 

2.  Nov. 

1.  Mai 

2.  Nov. 


1901 


1903 


3,000 
3,000 
3,100 
3,100 
3,200 
3,200 
3,400 
3,400 
3,500 
3,500 

3,700 
3,700 
3,800 
3,800 
4,000 
4,000 
4,200 
4,200 
4,400 
4,400 

4,600 
4,600 
4,800 
4,800 
5,000 
5,000 
5,200 


2,270,000 
2,270,000 
2,330,000 
2,330,000 
2,390,000 
2,390,000 
2,510,000 
2,510,000 
2,570,000 
2,570,000 

2,690,000 
2,690,000 
2,750,000 
2,750,000 
2,870,000 
2,870,000 
2,990,000 
2,990,000 
3,110,000 
3,110,000 

3,230,000 
3,230,000 
3,350,000 
3,350,000 
3,470,000 
3,470,000 
3,590,000 


88 
89 
90 

91 
92 
93 
94 
95 
96 
97 
98 
99 
100 

101 
102 
103 
104 
105 
106 
107 
108 
109 
110 

111 
112 
113 
114 


1.  Mai  1904 

5,200 

2.  Not.     „ 

5,400 

1.  Mai  1905 

5,400 

2.  Nov.     , 

5,600 

1.  Mai  1906 

5,600 

2.  Not.     „ 

5,800 

1.  Mai  1907 

5,800 

2.  Nov.     , 

6,000 

1.  Mai  1906 

6,000 

2.  Not.     , 

6,300 

1.  Mai  1909 

6,300 

2.  Nov.     „ 

6,500 

1.  Mai  1910 

6,500 

2.  Nov.     , 

6,800 

1.  Mai  1911 

6,800 

2.  Not.     , 

7,100 

1.  Mai  1912 

7,100 

2.  Not.     , 

7,400 

1.  Mai  1913 

7,400 

2.  Not.     , 

7,800 

1.  Mai  1914 

7,800 

2.  Nov.     , 

8,400 

1.  Mai  1915 

8,400 

2.  Not.     , 

9,100 

1.  Mai  1916 

9,100 

2.  Not.     , 

10,400 

1.  Mai  1917 

10,400 

3,590,000 
8,710,000 
3,710,000 

3,830,000 
3,830,000 
3,950,000 
3,950,000 
4,070,000 
4,070,000 
4^0,000 
4,250,000 
4,370,000 
4,370,000 

4,550,000 
4,550,000 
4,730,000 
4,730,000 
4,910,000 
4,910,000 
5,150,000 
5,150,000 
5,510,000 
5,510,000 

5,930,000 
5,930,000 
6,710,000 
6,710,000 


1400,0001293,580,000 


Renten- 


8)  Como-Rentenscheine  zu  42  Lire  austr.  Diese 
Bcheine  rühren  von  einem  von  der  Mailand -Monza-Como- 
sellBchaft  bei  Amstein  und  £sceles  aufgenommenen  Anlehen  her,  welches 
der  Staat,  da  er  diese  Bahn  1851  erwarb,  übernahm.  Dasselbe  ist  ein 
Prämienanlehen  mit  144,000  Loosen  k  42  Lire  »=  14  fl.  C.-M.,  einge- 
theilt  in  40  Serien  k  3600  Rentenscheine,  wovon  jedes  Jahr  am  2.  Jan. 
eine  Serie*  gezogen  wird  und  am  darauf  folgenden  l.Febr.  die  Zahlung 
der  Gewinne  stattimdet.  Der  niederste  Treffer  ist  42  Lire,  der  höchste 
60,000  Lire.  13  Serien  sind  bereits  verloost.  Die  letzte  Ziehung  fällt 
auf  2.  Jan.  1889. 

9)  Yerlooste  Obligationen  der  alten  Staatsschuld  zu5, 4V>,  ^u.  37o. 
Es  sind  dies  die  mittelst  jährlicher  Yerloosung  in  den  alten  Snsengenuss 
wieder  eingesetzten  Titel  der  vor  1815  entstandenen  und  im  Jahre  1811 
auf  die  Hälfte  ihres  Zinsfusses  und  auf  Wiener  Währung  reducirten 
Schuld.  Wir  haben  wiederholt  die  Yerhältnisse  dieser  Schuldgattung 
besprochen  (oben  S.  44,  45,  47—48  ff.).  Die  einzelnen  Arten  derselben 
siehe  in  §.  14. 
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10)  Yerloosbare  Obligationen  der  alten  Staatsschuld,  im  Inland 
yerzinslich.  Rest  der  noch  nicht  wieder  in  den  früheren  ZinsgenuBS 
eingesetzten  alten  Schuld,  mit  Ausnahme  der  in  nächster  Nummer  ge- 
nannten Anlehen.  Dass  die  Zurückfuhriing  dieses  Schuldrests  auf  ihren 
YOllen  Zinsenbezug  bis  Ende  1867  zu  geschehen  habe,  haben  wir  bereits 
b^nerkt  (oben  S.  90).  Hinsichtlich  ihrer  Bestandtheile  verweisen  wir 
auf  §.  14  (oben  S.  64—66). 

11)  Dergleichen  im  Auslande  yerzinslich.  Anlehen  bei  Bethmann 
in  Frankfurt  a.  M.,  Goll  in  Amsterdam  und  Osy  in  Rotterdam 
von  1802  und  1803.  Die  Obligationen  dieser  Anlehen  sind  längst  in 
ihren  vollen  Zinsengenuss  eingesetzt  und  in  Silber  zahlbar  (vergl.  oben 
S.  62).  Anders  verhält  es  sich  mit  den  übrigen  vor  1811  im  Ausland 
(Florenz,  Genua  etc.,  siehe  S.  64  oben)  aufgenommenen  Anlehen,  welche 
von  den  Verordnungen  des  Jahres  1811  bleibend  betroffen  wurden  und 
daher,  in  so  weit  sie  noch  nicht  verloost  sind,  unter  Nr.  10  gehören. 

12)  Lombardisoh-venetianisches  Anlehen  von  1850.  Diese  zur  Ein- 
lösung der  ausgegebenen  Tresorscheine  und  zum  Eisenbahnbau  aufge- 
nommene Schuld  haftete  auf  dem  lomb.-venet  Königreiche,  in  specie 
auf  dem  Monte  in  Mailand  (siehe  oben  S.  49).  Die  Obligationen  lauten 
auf  100,  300,  900,  1500  und  3000  Lire  (ä  20  kr.  C.-M.  =  24kr.  rhem.), 
auf  den  Inhaber  und  auf  Namen,  auf  Silber  und  auf  die  Zinstermine 
1.  Juni  und  1.  December.  Hinsichtlich  des  Orts  der  Zinszahlung  siehe 
§.  21.  Das  ganze  Anlehen  ist  in  25  Serien  eingetheilt,  wovon  jedes 
Jahr  am  1.  Juni  eine  durch^s  Loos  zur  Tilgung  bezeichnet  wird.  Bis 
1.  Juni  1860  sind  8  Serien  verloost  worden.  Zahlung  der  gezogenen 
Obligationen  V«  Jahr  nach  der  Verloosung. 

In  Folge  des  Züricher  Friedensvertrags  von  1859  fallen  '/*  dieser 
Schuld  auf  Sardinien,  wogegen  V»  bei  Oesterreich  verbleiben.  Die  Aus- 
scheidung der  einzelnen  Obligationen  ist  noch  nicht  geschehen.  Oester- 
reich hat  unterm  30.  Nov.  1859  >)  einen  Aufruf  an  seine  eigenen  Unter- 
thanen  zur  Anmeldung  behufs  Uebertragung  ihrer  Forderungen  auf  den 
neuen  venetianischen  Monte  erlassen;  ebenso  hat  die  sardinische  Regie- 
rung fOr  ihre  Unterthanen  eine  Anmeldungsfrist  (von  nur  3  Tagen!) 
anberaumt.  Für  die  auswärtigen  Gläubiger  geschah  bis  jetzt  unseres 
Wissens  nichts.  Doch  hat  Oesterreich  die  Zinsen,  sowie  die  1859  ver- 
loosten  Obligationen,  in  so  weit  sie  nicht  in  Mailand  zu  zahlen  waren, 
•ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Obligationen  auf  den  neuen  venetianischen 
Monte  angemeldet  wiirden,  ausbezahlen  lassen.  *)  Sardinien  dagegen  ist 
den  ausländischen  Gläubigem  bislang  in  keiner  Weise  gerecht  geworden. 
Die  Verhandlungen  sind  übrigens  noch  im  Gang  und  es  bleibt  zu  er- 
vf arten,  dass  nach  deren  Schluss  den  auswärtigen  Gläubigem  Gelegen- 
heit gegeben  werden  wird,  ihre  Rechte  zu  wahren. 

13)  Venetianisches  Anlehen  vom  Jahre  1859,  zu  67o  in  Silber  ver- 
zinslich, pro  I.Januar  und  1.  Juli,  auch  in  Frankfurt  a.  M.,  wenn  diess 
von  den  Besitzern  der  Obligationen  auf  den  Inhaber  bis  Juni  1860 
verlangt  wurde,  zahlbar;  binnen  25  Jahren  im  Wege  der  Yerloosimg 
SU  tilgen.  Die  Obligationen  lauten  auf  österr.  Währung  und  es  ruht 
die  Säuld  auf  der  Rrovinz  Venetien. 


^)  Finanzimiii8t.-£rla88  Yom  30.  üToy.  1859,  B.-Ges.-Bl.  S.  60B. 

*)  Yergl.  Finanzminist-Erlass  Tom  29.  Mai  1860,  R.-Ges.-Bl.  Nr.  136;  Bekannt- 
inachnng  des  Bankhauses  M.  A  v.  Bothsohüd  in  Frankfdrt  a.  M.  vom  19.  April  und 
21.  Mai  1860,  Actionär  Nr.  331  and  335. 
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14)  Tyroler,   Salzburger  und  Erainer  Landessohnld,   in  6efar  yer- 
sduedenen  ZmefOssen,  Beträgen  und  Unterarten.    Wir  mfissen  diesfaDd 
auf  den  in  §*  14  gegebenen  Bericht  der  StaatsschuldeneonmuBsion  Ter*, 
weisen. 
Hinmchtüch  der  sogenannten  „Domesticalobligationen^  verschiedener 
Stande  wollen  wir  schliesslich  noch  darauf  aufinerksam  machen^  dass  dieselben 
Theüe  von  Proyinzialschulden  sind   (so  lange  sie  vom  Staat  nicht  förmlich 
übernommen  werden);  dass  sie  an  der  Yerloosung  behufs  Wiedereinsetzung 
in  den  früheren  Zinsgenuss  nicht  Theil  nehmen;  somit  weit  weniger  w^rth 
sind,  als  die  sogen,  standischen  „Aerarialobligationen^,  welche  wirkliche 
Staatspapiere  sind,   und   dass   sie  sich  von  den  letztem  nur  dadurch  unter- 
scheiden, dass  die  Worte:  ^^Aerarial*^ ,  oder  „zum  Bedürfhisse  des  Aerars*^  in 
den  ersteren  fehlen. 

§.  23. 
Coursbewegung  österreichischer  Staatspapiere  von  1847  bis  1860. 

Obgleich  wir  dem  Börsencourszettel  nicht  jene  allein  maassgebende  Be- 
deutung zuerkennen,  wie  es  in  unsem  Tagen  häufig  geschieht,  so  erachten 
wir  denselben  dennoch  als  einen  wichtigen  Gradmesser  für  den  öffentlichen 
Credit  Wir  wollen  daher  nicht  ermangeln,  die  Coursbewegung  der  wichtigsten 
österr.  Handels-Staatspapiere  vor  und  nach  den  Ereignissen  des  Jahres  1848 
anschaulich  zu  machen. 
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Man  sieht  aas  dieser  ZuBammensteilmig,  dass  die  öst^rr.  Papiere  Tor  1848 
und  selbst  noch  unter  dem  Dmcke  der  Ereignisse  Ton  1847  w^t  über  pari 
standen,  dass  sie  aber  Ton  den  Vorgängen  des  Jahres  1848  auf  die  Hälfte 
ihres  Yormaligen  Courses  zurückgeworfen  wurden  und  sich  seitdem  nicht  wie- 
der erholt  haben.  Bei  Beurtheilung  der  Wiener  Coursnotiz  ist  übrigens 
nkht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  vom  Mai  1848  an  die  Veränderung  im 
G^dwesen,  d.  h.  die  Umwandlung  der  Silberwährung  in  Papierwährung,  Ein- 
fluss  auf  die  Höhe  des  Courses  in  Wien  erlangte.  Die  Notiz  yersteht  skUi 
nämlich  von  da  an  nicht  mehr  für  Silber,  sondern  für  Papier,  welches  selbst 
weit  unter  pari  stand.  Mitte  Juni  1848  z.  B.  stand  das  SUber-Agio  auf  177«, 
welche  in  Wahrheit  von  der  Wiener  Coursnotiz  noch  in  Abzug  zu  bringen 
sind.  Um  den  wahren  Werth  der  österr.  Staatspapiere  dsffzustellen,  haben 
wir  daher  von  1854  an  der  Wiener  Papiemotiz  die  Frankfurter  Silbemotiz 
gegenübergestellt  Dadurch  wird  zugleich  die  Bewpgung  des  Silber-Agio^s  an- 
schaulich, und  wir  s^en,  was  wir  schon  früher  angedeutet  haben,  dass  schon 
lütte  1856  imd  wiederum  Ende  1858  der  Unterschied  zwischen  Papier  und 
Silber  bis  auf  ein  Minimum  verschwunden  war. 

Sehr  deutlich  spiegeln  sich  die  Weltereignisse  in  unserer  Tafel  ab:  1848 
die  BcTolution,  1854 — 55  der  orientalische,  1859  der  italienische  Krieg  und 
Ton  da  an  die  allgemeine  Unsicherheit  der  Lage. 

§.  24. 
Vergleichende  Becapitulation. 

Am  Schlüsse  unserer  Erhebungen  über  österr.  Staatspapiere  stellen  wir 
das  Besultat  derselben  zusammen,  um  einen  Gesammtüberbhck  zu  ermöglichen. 
Eine  auf  einen  einzigen  Münzfuss  zurückgeführte  Hauptübersicht  Ton  den  be- 
deutendsten europäischen  Staaten  werden  wir  der  gegenwärtigen  Abtheilung 
folgen  lassen,  wodurch  sodann  eine  Yergleichung  der  einzelnen  Länder  und 
Ländergruppen  unter  sich  erleichtert  sein  wird.  Wir  legen  imserer  Berechnung 
den  Stand  Tom  Anfange  des  Jahres  1860  in  runden  Zahlen  zu  Grunde. 

Bevölkerung 35,000,000  Seelen. 

Flächeninhalt  des  Staatsgebiets 11,750' aMeüen. 

Nennwerth  der  gesammten  Staatsschuld      .  2,400,000,000  fl.  öst  W.,») 

welche  ganz  ab  unproductiye  Schuld  angesehen 

werden  muss,   da  die  durch  Schnldyermehrung 

erstellten    Objecto    (Eisenbahnen)    wieder    ver- 

äussert  sind. 
Auf  5procent.  Verzinsung  zurückgeführte 

Staatsschuld 2,330,000,000  fl.     „      „  •) 


^)  Die  StaatBschulden-CominisBion  berechnet  deii  Nennwertb  der  Schuld,  vrie  folgt: 

a)  ältere  Schuld  in  Wiener  Währung  Terzinslich  (oben  8.  66)      .      86,961,691  fl. 

b)  „  w        »  Conv.-Mftnee  yerzinslich  (8.  67) 18,253,800  „ 

c)  neuere  Schuld  auf  Cony.-Mflnze  lautend  (8.  72) 1818,223,208  „ 

d)  „  DT»    österr.  Währung  lautend  (8.  74)    ...    .      73,302,958  „ 

e)  schwebende  Schuld  in  österr.  Währung  (8.  75) 345,214,156  „ 

zusammen  zu 2841,955,313  fl. 

l^aeh  dem  Berichte  des  Finanzministers  ist  diese  Summe  aber  um  etwa  63  MilL  Qulden 
zu  nieder  gegriffen,  wodurch  sich  unsere  Annahme  rechtfertigt 

*)  Auch  hier  haben  wir  die  eben  erwähnten  63  MUl.  der  yon  der  Staatsschulden- 
€k>mmisBion  festgestellten  Summe  (oben  8.  79)  zugerechnet. 
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Oesammistaatseinnalime  (nach  dem  neaesMn 

Voranschlag)  netto 300,000,000  fl.  öst  W. 

Barunter  : 

directe  Steuer  (netto)    ....  105,500,000  fi. 

indirecte  Steuer  (netto)      .    .    .  178,500,000  fl. 

ganze  Steuersumme 284,000,000  fl.     „      „ 

Bechnet  man   übrigens   die   unter  den  indirecten 

Abgaben  au%ef&hrten  Erträgnisse  der  Salinen 

und  der  Postanstalt  ab,  wie  es  in  andern  Staaten 

geschieht,  so  vermindert  sich  die  indirecte  Steuer- 
last um  circa  82  Mill.  Ghüden  auf  1467«  MilL 

Gulden  und  die  Gesammtsteuerlast  auf  252  Mill. 

Gulden.  *) 
<}esammt-6taatsau8gabe  nach   dem  neuesten 

Voranschlag 839,500,000  fl.     „      „ 

Capitalwerth  des  unmittelbaren  Staatsver- 

mögens  (oben  S.  93) 1,107,000,000  fl.     „      „ 

Es  trifft  sonach  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung : 

a)  am  Nennwerth  der  GesaidmtstaatsBchuld  .    .  68,57  fl.     „      „ 

b)  an  der  auf  b^o  reducirten  Schuld     ....  66,57  fl.     „      „ 

c)  Jahresbeitrag  zur  Verzinsung  der  Schuld      .  3,33  fl.     „      „ 

d)  durecte  Steuer 3,01  fl.     „      „ 

e)  indirecte  Steuer  mit  Einrechnung  des  Salz- 

und  PostgefaUs 5,10  fl.     „      „ 

f)  ohne  Einrechnung  dieser  Gefalle      ....  4,17  fl.     „      „ 

g)  ganze  Steuerlast  mit  Einrechnung  des  Salz- 

und  PostgefaUs 8,11  fl.     „      „ 

h)  ohne  Einrechnung  der  letzteren  Gefalle    .     .  7,20  fl.     „      „ 

i)  Antheil  an  der  Gesammtstaatsausgabe      .     .  9,70  fl.    ,„      „ 

Die  gesammte  Staatsschuld  in  ihrem  Nennwerth  verhält  sich  zum  unmittel- 
baren Staatsvermdgen  wie  2,17  :  1;  zu  einer  Jahres-Staalseinnahme  wie  8:1. 


i]  Königreich  Preassen/) 

§.  25. 

Historische  Rückblicke. 

Die  Entstehungs-  imd  Bildungsgeschichte  der  hohenzollem-preussischen 
Monarchie  ist  eine  verhältnissmässig  kurze  und  knüpft  sich  hauptsachlich  an 
<die  Thatkraffc  und  Fähigkeiten  zweier  grossen  Begenten. 


1)  Um  bezüglich  des  Salzertrags  ein  richtiges  Resultat  zu  erzielen,  wSre  freilich  eine 
AnsBcheidung  dessen,  was  der  SaUnenbetrieb  ab  solcher,  und  was  das  Begal  abwirft, 
nöthig.    Zu  dieser  fehlen  aber  alle  Anhaltspiinkte. 

*)  Literatur:  Er achrügge,  die preuss.Finanzwirthschaft,  Erfurt,  1850.  Schubert» 
Handbuch  der  allgem.  Staatskunde  des  pr.  Staats,  Eönigsberff,  1846  E  Mittheilun- 
gen des  k.  statistischen  Bureau  in  Berlin  und  dessen  Tafän  zur  preuss.  Statistik. 
T.  Reden,  allgem.  yergleichende  Finanzstatistik,  IL  Bd.,  2.  Abdilg.,  Darmstadt,  1856. 
Hübner,  Jahrbuch  für  Yolkswirtfaschaft  und  Statistik,  L  Jahrgang,  S.  68— -a9,  und 
y.  Jahrgang,  2.  Abthlg.,  8.  42  C 
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Friedrich  Yon  Hohenzollem,  Burggraf  zu  Nürnberg,  hatte  1411 
die  Mark  Brandenburg  von  Kaiser  Siegmnnd  in  pfandweisen  Besitz  er- 
halten. Nachdem  durch  fernere  Yorschüsse  seine  Darlehen  auf  400,000  un- 
garische Goldgulden  angewachsen  waren,  überliess  der  Kaiser  die  Mark  nebst 
der  Churwürde  dem  Burggrafen,  jedoch  unter  Vorbehalt  des  Wiederein- 
lösungsrechts.  1417  erfolgte  aber  eine  Belehnung  ohne  diesen  Vorbehalt  und 
seitdem  herrschen  die  HohenzoUem  im  Norden  Deutschlands. 

Schon  im  ersten  Jahrhundert  ihrer  Herrschaft  erweiterten  sie  ihr  Gebiet 
und  ihre  Macht  durch  Eroberung  und  Verträge.  Die  kriegerischen  Churfursten 
Friedrich  L  (1414  —  1440),  Friedrich  H.  (1440  —  1470)  und  Albrecht 
Achilles  (1470  —  1486)  brachten  Alles,  was  vorher  von  der  Mark  getrennt 
worden  war,  und  noch  ein  Mehreres,  durch  Gewalt  der  Waffen  unter  ihre 
Herrschaft  zurück.  Ihre  Nachfolger  Johann  Cicero  (1486 — 1499)  und 
Joachim  I.  (1499—1535)  schlugen  den  Weg  der  Verträge  zu  gleichem  Ziele 
ein  und  so  besass  die  Dynastie  schon  nach  einer  100jährigen  Thätigkeit  ausser 
der  ganzen  Mark  Brandenburg  Theile  von  Schlesien  und  der  Lausitz  und  war 
mit  dem  Herzogthum  Preussen  durch  Polen  belehnt  (1525),  welches  Er- 
eigniss  dem  heutigen  Staate  seinen  Namen  gab.  Die  alten  fränkischen 
Stamm  lande  (Bayreuth  und  Ansbach)  waren  zwar  nach  Friedrich  L  Tode 
von  den  Marken  getrennt  worden,  wurden  aber  unter  Churfürst  Johann 
Gßorg  (1571 — 1598)  wieder  mit  dem  Ganzen  vereinigt  und  letzteres  durch 
weitere  Erwerbungen  vergrössert.  Die  Regierung  Joachim  Friedrichs 
(1598—1608)  ist  denkwürdig  durch  den  Hausvertrag  von  Gera  (29.  April  1599), 
wodurch  die  Unzertrennlichkeit  des  Staatsgebiets,  mit  Ausnahme  der  fränki- 
schen Fürstenthümer,  welche  in  zwei  Theüen,  übrigens  unter  Vorbehalt  des 
Rückfalls,  zur  Abfindung  der  Nachgeborenen  dienen  könnten,  ausgesprochen 
wurde.  Unter  Johann  Siegmund  (1608—1619),  Georg  Wilhelm  (161^ 
bis  1640)  und  Friedrich  Wilhelm  (1640—1688)  wurde  Preussen  als 
souveränes  Herzogthum  und  die  rheinische  Erbschaft  (die  Herzogthümer 
Jülich,  Berg  und  Cleve,  die  Grafschaften  Mark  und  Ravensberg  imd 
die  Herrschaft  Ravenstein)  erworben.  Friedrich  Wilhelm,  der  grosse 
Churfürst,  war  es  jedoch  erst,  der  durch  rastlose  Thätigkeit,  überragende 
geistige  Befähigung,  schrankenlose  Ausdehnung  der  Fürstengewalt,  und  Grün- 
dung eines  stehenden  Heeres  die  lose  zusammenhängenden  Theile  zu  einem 
Ganzen  zusanunenfügte  und  so  den  Grund  zur  ferneren  Grösse  legte.  Er 
hinterliess  einen  Staat  von  1930  Quadratmeilen  mit  einer  Bevölkerung  von 
IV«  Mill.  Köpfen,  ein  Heer  von  24,000  Mann  und  600,000  Thlr.  im  Schatze. 
So  war  der  neu  gegründete  Churstaat  nach  dritthalb  Jahrhunderten  seines 
Bestehens  machtiger  als  alle  andern  und  damit  war  auch  die  verhängnissvoUe 
Spaltung  Deutschlands  in  zwei  rivalisirende  Hälften  angebahnt. 

Der  Sohn  des  grossen  Churfursten,  Friedrich  DI.  (1688—1713)  nahm  für 
Preussen  1701  den  Eönigstitel  an  imd  nannte  sich  dann  Friedrich  I.  Er 
wandelte  die  Bahnen  seines  Täters  und  hatte  bei  seinem  Tode  den  Staat  von 
1930  auf  2064  Quadratmeilen  vergrössert.  Auch  unter  Friedrich  Wilhelm  L 
(1713 — 1740)  dauerte  die  Yergrösserung  des  hohenzoUem^schen  Besitzthums 
fort  Er  gewann  durch  den  ütrechter  Frieden  Ober-Geldern  und  durch 
Vergleich  von  1732  die  Fürstenthümer  Mors  und  Lingen,  auch  voriier  schon 
im  Stockholmer  Frieden  (1720)  schwedisch  Vorpommern  mit  Wollin  und 
Usedom. 

Friedrich  H.,  der  Grosse,  ein  Fürst,  dessen  Begabung  seine  Zeit  über- 
glänzte, trat  das  Yermächtniss  des  grossen  Churfursten  nach  allen  Richtungen 
an  und  erweiterte  dasselbe  in  all  seinen  Plänen  imd  Absichten.  Durch  Kriege 
und  Acte,  deren  Gerechtigkeit  wir  nicht  zu  untersuchen  haben,  verdoppelte 
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^  Beinen  Länderbestand  und  widerstend  der  Maeht  y<m  fast  ganz  Enropa« 
£r  nahm  Schlesien  mit  685  nnd  einen  Theil  Polens  mit  651  Quadratmeilen 
(in  der  ersten  Theilnng  1772)  und  hinterüess  ein  Reich  yon  8568  Qnadrat^ 
meilen  und  6  Hill.  Einwohnern. 

Unter  seinem  Nachfolger,  Friedrich  Wilhelm  11.  (1786—1797),  kam 
bei  der  zwttten  und  dritten  Theilnng  Polens  eine  wdtere  grosse  Lander- 
werbnng  mit  1787  Quadratmeilen  hinzu,  welche  Preussen  zur  Grossmacht 
erhob.  Allein  die  Kraft  des  Ganzen  wurde  dadurch  mehr  gelähmt  als  ge- 
hoben und  nach  dem  unglücklichen  Kriege  gegen  die  französische  Republik 
schloss  Preussen  den  ruhmlosen  Separatfrieden  von  Basel  (5.  April  1795)  und 
darauf  den  unseligen  geheimen  Vertrag  vom  5.  April  1796,  wodurch  es  seine 
Tolle  Zustimmung  zur  Ueberlassung  des  ganzen  linken  Rheinufers  an  Frank- 
reich aussprach,  dagegen  f&r  seine  geringeren  Verluste  am  Rhein  (Obergeldem^ 
Mors  und  ein  Theil  von  Oleve)  reichlichen  Frsatz  auf  Kosten  seiner  deutschen 
Mitstande  nahm. 

Auch  unter  Friedrich  Wilhelm  HL  (1797—1840)  wurde  anföngliah  die 
gleiche  undeutsche  Politik  befolgt.  £r  schloss  sich  eng  an  Frankreich,  auch 
an  Russland  (nordische  Convention  vom  3.  April  1801)  an;  gewann  durch 
den  Reichsdeputationshauptschluss  von  1803,  indem  er  getreulich  mithalf,  das 
deutsche  Reich  zu  Grabe  zu  tragen,  eine  ganze  Reihe  säcularisirter  Stifte  und 
Klöster  (224  Q.-M.);  nahm  ohne  allen  Rechtstitel  das  Ohurfurstenthum  Han- 
nover (1805),  und  brachte  so  den  Länderbestand  Preussens  auf  den  höchsten 
Gipfel  (6120  Q.-M.).  Die  damals  befolgte  Politik  der  Vermittlung  und  Zwei- 
deutigkeit führte  aber  von  der  schwindelnden  Höhe  zum  tiefsten  Fall,  zur 
Niederlage  bei  Jena  (1806)  und  zum  Tilsiter  Frieden  (1807),  wodurch  Preussen 
mehr  als  die  Hälfte  seines  Länderbestands  verlor.  Jetzt  —  mit  diesem  uner^ 
hörten  Missgeschick  —  beginnt  der  Segen  der  Regierung  Friedrich  Wilhelm  HL 
Mit  Hfilfe  ausgezeichneter  Männer  (Stein,  Hardenber^f,  Schamhorst,  Gneisenau) 
wurde  die  ganze  Staatsverwaltung  auf  der  Basis  des  Rechts  neu  aufgebaut 
und  alle  Kraft  des  Staates  und  Volkes  geweckt  und  gehoben.  Darauf  folgte 
die  grossartige  Erhebung  gegen  den  französischen  Welteroberer  1813  und  die 
Wiederherstellimg  des  preussischen  Staats  fast  in  seiner  vorigen  Grösse,  wenn 
gleich  in  theilweise  veränderter  Gestalt,  so  wie  es  im  Wesentlichen  heute  be- 
steht Die  Stammlande  gingen  verloren,  dagegen  wurde  halb  Sachsen  ge- 
wonnen. 1850  kamen  die  hohenzollern^schen  Fürstenthümer,  der  Ur- 
besitz  des  hohenzoUem'schen  Hauses,  durch  Cession  der  beiden  Fürsten  voa 
Sigmaringen  und  Hechingen  an  die  preussische  Linie,  dagegen  ging  1857  die 
Oberherrschaft  über  Neuenburg  verloren. 

Während  des  italienischen  Krieges  von  1859  nahm  Preussen  die  verhäng- 
nissvoUe  Politik  von  1805,  die  Politik  der  Vermittlung  und  der  freien  Hand^ 
wieder  auf.  Ob  sie  sich  dieses  Mal  besser  bewähren  wird;  ob  die  in  Berlin 
fast  mit  Genugthuung  betrachtete  Schwächung  Oesterreichs  in  Italien  für 
Preussen  und  Deutschland  Vortheile  bringen,  oder  ob  dem  Jahre  1805  wieder 
ein  Jahr  1806  folgen  wird:  die  nächste  Zukunft  mag  es  lehren. 

Wir  gehen  zur  preussischen  Finanzgeschichte  über. 

Unerachtet  des  bedeutenden  Aufwands  und  der  Vm'legenheiten  während 
des  siebenjährigen  Kriegs  hat  Preussen  doch  erst  seit  dem  Jahre  1806  eine 
grössere  Staatsschuld,  welche  Gegenstand  des  öffentlichen  Verkehrs  gewor- 
den. Es  bestanden  bei  dem  Regierungsantritte  des  Königs  Friedrich  Wil- 
helm ni.  am  16.  Nov.  1797  nach  den  genauesten  Erhebungen  Geldver- 
bindlichkeiten im  Betrage  von  46,054,903  Thlr.,  wovon  bis  1806  durch  Ge- 
bietsabtretungen 1,320,434  Thbr.  wegfielen  und  21,422,434  Thlr.  getilgt  wur- 
den  (nach  einem  Tilgungsplane,  durch  dessen  Fortsetzung  die  sämmtiichen 
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Schulden  bis  1817  getilgt  gewesen  wären),  so  dass  yon  der  alten  Sdiuld  nur 
noch  23,312,035  Thlr.  übrig  blieben.  Im  Jahre  1806  bekamen  aber  die 
EriegsrfiBtimgen  gegen  Frankreich  und  von  da  an  trat  audi  in  Preussen  eine 
bedeutende  Yennehrung  der  Staatsschuld  ein,  welche  um  so  rascher  folgen 
musste,  als  dieses  Land,  wie  kaum  ein  anderes,  vom  Kriegsglfii^  verlassen 
war,  und  der  französische  Eroberer  dasselbe  schonungslos  brandschatzte. 

Für  Ende  des  Jahres  1806  wurde  eine  genauere  Zusammenstellung  der 
preuss.  Staatsschuld  gefertigt,  welche  schon  eine  nahmhafte  Zunahme  ei^ab. 

Es  betrug:  die  verzinsliche  Schuld  im  Inlande  .  40,656,745  Thlr. 
„  „  ,»        »,    Auslande    3,430,600      „ 

„    provinzielle  Schuld 4,407,569      „ 

j,    unverzinsliche  (Tresorscheine)    .    5,000,000     „ 

53,494,914  thlr:») 

Yon  da  an  können  im  preussischen  Staatsschuldenwesen  drei  in  ihrem 
Charakter  gänzlich  verschiedene  Epochen  gemacht  werden:  die  erste  von  1806 
bis  1820,  die  Epoche  der  gezwungenen  Schuldenvermehrung;  die  zweite  von 
1820  bis  1847,  die  Epoche  der  Yerminderung  und  die  dritte  noch  offene  von 
1848  an,  welche  uns  wiederum  eine  Yermehrung  der  Schulden,  jedoch  zimi 
Theü  zu  productiven  Unternehmungen,  zeigt. 

Welche  enorme  Lasten  der  tiefgebeugte  preussische  Staat  in  der  ersten 
Epoche  getragen,  entnehmen  wir  am  sichersten  dem  amtlichen  Berichte  der 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden,  den  dieselbe  an  den  König  erstattete: 

„Yon  1806  ab  hob  die  Erschütterung,  welcher  auch  der  preuss.  Staat  im 
Kampfe  g^en  eine  dem  ganzen  Europa  feindselig  gegenüberstehende  Gewalt 
unterlag,  mr  eine  geraume  Zeit  jede  Möglichkeit  auf,  den  Gläubigem  des 
Staats  durch  Zinsen-  und  Capitalzahlung  gerecht  zu  werden.  Nicht  aDein 
verweigerte  die  Uebermacht  die  Uebemahme  eines  verhältnissmässigen  Theils 
der  Gesammtschuld  auf  die  von  der  Monarchie  getrennten  zwei  Fünftel  ihres 
Länderbestandes  und  ihrer  Einnahmequellen,  sondern  trieb  selbst  das  so  ge- 
schmälerte Staatseinkommen  fast  zwei  Jahre  lang  mit  der  schonungslosesten 
Strenge  für  eigene  Rechnung  ein;  brandschatzte  einzelne  Provinzen  mit  uner- 
schwinglichen Summen;  belegte  Alles,  was  auch  nur  den  Anschein  von  Staats- 
eigenthum  hatte,  ja  selbst  Forderungen  der  Privatpersonen  und  vom  Staate 
ganz  unabhängiger  Institute  mit  Confiscation  und  organisirte  zugleich,  den 
Handel  vernichtend  und  die  Gewerbthätigkeit  lähmend,  ein  von  der  rücksichts- 
losesten ~  Militärdespotie  unterstütztes ,  die  Gesammtheit  wie  den  Einzelnen 
durch  die  drückendsten  Kequisitionen  gleich  entkräftigendes  Aussaugungssystem.^ 
„Dabei  ward  dem  durch  den  übermässigsten  Druck  erschöpften,  in  seinen 
Grenzen  beschränkten  und  in  seinen  theuersten  Interessen  so  tief  verwundeten 
Lande  abermals  eine  exorbitante  Kriegscontribution  auferlegt,  und  überdiess 
die  von  deren  Zahlung  abhängig  gemachte  Räumung  des  Landes  durch  Un- 
tertreibung von  Anleiheversuchen  im  Auslande  hingehalten.  Nur  nach  lange 
vergeblich  geführten  Unterhandlungen  waj*d  diese  Contribution  endlich  auf  die 
Summe  von  120  Mill.  Franken  ermässigt,  dagegen  aber  behielt  der  Feind  die 
drei  Hauptfestungen  des  Landes  fortwährend  besetzt.  Der  neu  eintretende 
Zustand  konnte  bei  der  unablässig  drohenden  Stellung  eines  misstrauischen 
und  unversöhnlichen  Eroberers  nur  als  eine  precäre  Waffenruhe  betrachtet 
werden,  und  erst  die  glückhchen  Erfolge  der  Jahre  1813  und  1814  setzten 
diesen  unnatürlichen  Yerhältnissen ,  diesem  abermals  siebenjährigen  Kampfe 
mit  der  Uebermacht  um  die  Existenz,  ein  glorreiches  ZieL** 


^)  Hüb n er,  Jahrfonoh,  I.  Jahrgang,  S.  68. 
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Die  Yerwattong  bereolmet  nim  die  aoBserordentlidien  Leistangen  des  Staats, 
abgesehen  Yon   den  Leistungen   der  Einwohner   an  Brandsehatznngen,  Ein- 
qnartienrnffen,  Natnrallief orangen ,  Requisitionen  etc.,  welche  sie  eb^alls  auf 
drca  230  MilL  Thhr.  yeranschlagt,  folgendermassen: 
Ausrüstungsaufwand,  BeTenüenverluste  und  baare  Zahlungen 

an  Kriegscontributionen 86,647,280  Thhr. 

XJnterhaltimg  der  französischen  Besatzung 5,845,046     j, 

Leistungen  an  die  französische  Armee  1812 51,981,310     j, 

Feldzüge  von  1813  und  1814 46,305,135     ,, 

Feldzug  von  1815  über  den  gewöhnlichen  Etat     ....    15,300,000     „ 

Nachvergütungen  von  1815—1819 50,065,617     , 

Voranschlag  bis  dahin  noch  nicht  festgestellter  Verpflichtungen    31,500,000     ^ 

Zusammen  287,644,388  Thhr. 

Daran  wurden  ersetzt: 

von  verbündeten  Staaten 50,269,528  Thlr. 

von  femdHchen  Ländern 65,500,000     „ 

115,769,528  Thlr. 

Rest  auf  Preussen  liegen  bleibend 171,874,860  Thhr. 

wovon  durch  ausserordentliche  Steuern     .  23,541,786  Thlr. 

und  durch  Verkauf  von  Staatsgütern    .    .  25,318,324     „ 

Zusammen  gedeckt  wurden     .....  48,860,110  Thlr. 

Der  Rest  von , 123,014,750  Thhr. 

aber  der  öffentlichen  Schuld  zuwuchs. 

Bei  der  Feststellung  eines  definitiven  Staatsschuldenetats  im  Jahre  1820 
(17.  Jan.)  betrug  dieselbe: 

a)  verzinsliche  Posten: 

allgemeine    Staatsschulden  180,091,720  Thhr. 
provinzielle  Staatsschulden    25,914,694      „ 

b)  unverzinsliche  Schuld    .     .     11,242,347      ^ 

Zusammen  217,248,761  Thlr.») 
woraus  hervorgeht,  dass  sie  nicht  nur  um  die  oben  dargestellten  123,014,750  Thhr. 
sich  vergrössert  hatte,  sondern  ihr  noch  ein  namhafter  weiterer  Betrag  zuwuchs, 
was  die  Staatsschuldenverwaltung  selbst  anfuhrt,  wie  sie  auch  bei  mehreren 
der  oben  wiedergegebenen  Positionen  ausdrücldich  bemerkt,  dass  sie  nur  die 
Hauptverwendungen  umfassen  und  keineswegs  erschöpfend  seien.  ^) 

Die  zwöite  Epoche  von  1820—1847  zeichnet  sich  durch  glanzende  Erfolge 
vortheilhaft  aus.  Schon  1818  wurde  ein  jährlicher  Tilgungsstock  von  1  Mül. 
Thaler  für  die  consolidirte  Schuld  ausgeworfen.  Durch  Verordnung  vom 
17.  Jan.  1820  ist  aber  das  ganze  Staatsschuldenwesen  geregelt,  die  Staats- 
schuld fest^^teUt,  eine  mögUchst  unabhängige  Hauptverwaltung  der  Staats- 
schulden emgesetzt  und  der  Tilgungsfonds  ausreichend  dotirt  worden.  Wir 
geben  den  näheren  Inhalt  dieses  Gesetzes,  das  heute  noch  die  Grundlage  der 
preussischen  Staatsschuldenverwaltung  bildet,  in  Nachstehendem  am  geeigne- 
ten Orte. 


^)  VergL  Staatssohulden-Etat  yom  17.  Janr.  1820,  G66.-SammL  S.  17.  Durch  spätere 
Feetsetzuiu^en  erhöhten  sich  die  provinziellen  Schulden  auf  26,579,837  Thh*.  und  es 
betrug  di£er  die  ganze  Schuld  217,845,558  Thlr.  8.  Hüb n er,  Jahrb.,  I.  Jahrgang, 
8.  68. 

^  Nach  Gervinus  erlaubte  man  sich  den  Handstieich,  die  Schuld  1820  um  circa 
60  MilL  Thlr.  höher  anzugeben,  als  sie  m  Wahrheit  betrug. 
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Yon  1820   bis  Anfangs  1848   sind   dem  Tilgungsfends  mm  Zwecke  der 
Selmldyermindenmg  zugewiesen  worden: 
an  Domänen-,  Forstveräusserungs-  und  Ablösungsgeldern    39,561,384  Thlr» 

an  Zuschüssen  aus  dem  Salzdebit 33,154,839     „ 

Zusammen  72,716,223  Thlr- 
Die  verzinsliche  Schuld  betrug  daher  Ende  1847  nur  noch  128,642,234  ThlrJ), 
eine  Summe,  wie  sie  in  keinem  Grossstaat  Europa's  so  günstig  sich  darstellte. 
Die  unverzinsliche  Schuld  bestand  1820  in  Tresorscheinen,  welche 
durch  Verordnung  vom  4.  Februar  1806  in  Umlauf  gesetzt,  1809  vermehrt 
wurden  *)  und  1813  Zwangscours  erhielten,  *)  der  indessen  nur  wenige  Monate 
aufrecht  erhalten  worden  ist  *)  und  in  den  mit  dem  Herzogthum  Sachsen  auf 
Preussen  übergegangenen  1,750,000  Thlr.  Cassenbillets.  *)  Im  Jahre  1824 
wurden  beide  Arten  von  Umlaufsmitteln  in  „Cassenanweisungen**  verwandelt.*) 
1827  erhielten  diese  eine  Vermehrung  von  6  Mill.  Thhr.,')  1847  eine  des- 
gleichen um  3  Mill.  Thlr.  und  1836  wurden  V«  Mill.  Thlr.  pommer'sche, 
ritterschaftliche  Privatbankscheine,  2  Mill.  Seehandlungsscheine  und  3  Mill. 
Hauptbankcassenscheine  ebenfalls  in  Cassenanweisungen  verwandelt,")  so  dass 
1847  die  Totalsumme  des  Staatspapiergelds  betrug  .  .  25,742,347  Thlr.  •) 
Hievon  gehen  jedoch  die  von  der  Bai^  bis  Ende  1847  eingelösten  4,900,000  Thlr. 

und  blieben  im  Umlauf 20,842,347  Thhr., 

wovon  9,600,000  Thlr.  durch  deponirte  Staatsschuldscheine  gedeckt  waren. 
Die  Gesammtsumme  der  öffentlichen  Schuld  betrug  daher  Ende  1847: 

verzinsliche  Posten 128,642,234  Thlr. 

unverzinsliches  Papiergeld     20,842,347 
weniger  (gedeckt)    .    .     .      9,600,000 

11,242,347  Thlr. 
Zusammen  139,884,581  Thhr.^^ 
Man  sieht  hieraus,  dass  das  Versprechen,  welches  im  Gesetze  vom  17.  Jan. 
1820  gegeben  wurde,  nämlich  die  damals  fixirte  Staatsschuld  ohne  Zustimmung 
der  künftigen  Reichsstande  nicht  zu  vermehren,  bezüglich  des  Staatspapier- 
geldes fast  ängstlich  eingehalten  wurde,  insofeme  nur  der  1820  vorhandene 
Betrag  ohne  Deckung  gelassen  blieb,  obgleich  das  Bedürfniss  des  Verkehrs 
eine  Vermehrung  des  Papiergelds  erforderte. 

Die  neueste  Epoche  des  preussischen  Staatsschuldenwesens  beginnt 
wieder  mit  einer  sturmreichen  Zeit,  welche  eine  neue  Vermehrung  der 
öffentlichen  Schuld  herbeiführte.  Deren  Vergrösserung  rührt  inc^essen  theil- 
weise  auch  daher,  dass  in  Folge  einer  Aenderung  der  Geschäftsordnung 
manche  Posten  auf  die  Staatsschuldenrechnung  übertragen  wurden,  welche 
vorher  in  einzelnen  Verwaltungen  ihre  Verrechnung  fanden.    Weit  grössere 


*)  Hübner,  Jahrb.,  Jahrg.  L  8.  68.    v.  Reden  a.  a.  0.  8.  622. 

*)  Verordnungen  vom  4.  Februar  1806  und  vom  4.  Dec  1809,  G^.-SammL  S.  615» 

^)  Edict  vom  19.  Januar  1818,  Ge8.-8ammL  S.  6.  Audi  dieses  Papiergeld  fiel  bis 
auf  74  seines  Nennwerths. 

*)  Verordnung  vom  5.  März  1813,  Ges.-Samml.  8.  28. 

^)  Convention  vom  18.  Mai  1815,  Art.  9  und  11,  Ge8.-Samml.  8.  62  und  66. 

*)  CabinetBordre  vom  21.  Dec.  1824,  Ge8.-SammL  S.  238. 

')  Oabinetsordre  vom  22.  April  1827,  Ge6.-8amml.  S.  38. 

**)  Cabinetsordre  vom  5.  Dec.  1836,  Ge8.-Samm].  8.  318. 

*)  Vergl.  Hübner  a.  a.  O.  8.  73. 

*^)  Ebendaselbst  v.  Reden  a.  a.  0.  8.  623—626  berechnet  die  8chuld  1847  unter 
Einrechnung  des  Rests  der  beehandlungsprämienanleihe  und  anderer  V^indliohkeiten 
auf  166,423,493  Thlr. 
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Summen  erforderten  aber  die  Kriege  in  Holstein  and  Baden  1848  und  1849, 
die  Mobilmachungen  in  Folge  des  ori^iialiBehen  Kriegs  1854  und  der  Dif- 
ferenzen mit  der  Schweiz  1856,  sowie  die  Mobilmachung  in  Folge  des  italieni- 
schen Krieges  1859.  Aach  hat  die  preuss.  Regierung,  während  sie  früher 
mit  Rücksicht  auf  die  Verordnung  Ton  1820,  welche  jede  Schuldvermehrung 
ohne  Zusthnmung  der  künftigen  Beiohsst&nde  untersagte,  sich  bei  Eisenbahn- 
Unternehmungen  nur  durch  Ankauf  geringerer  Betrage  yon  Actien  betheiligte^ 
in  neuerer  Zeit  grossere  Anlehen  zum  Aus-  und  Neubau  von  Fisenbahnen 
eontrahirt 

Alle  diese  Umstände  hatten  folgende  Schuldvermehrung  zur  Folge: 

a)  verzinsliche  Schuld: 

1)  freiwillige  Anleihe  von  1848  *) 15,000,000  Thlr. 

2)  Militäranleihe  von  1850  *) 18,000,000     „ 

3)  Eisenbahnanleihe  von  1852  •) 16,000,000     „ 

4)  „  „     1853*) 5,000,000     „ 

5)  MiHtaranleihe  von  1854  ^) 30,000,000  „ 

6)  Prämienanleihe  von  1855  •) 15,000,000  „ 

7)  Eisenbahnanleihe  von  1855  0 7,800,000  „ 

8)  Anleihe  v.  1856  zur  Einlösung  von  Cassenanweis.  ^)  16,598,000  „ 

9)  Eisenbahnanleihe  von  1857«) 7,680,000  „ 

131,078,000  Thlr. 

b)  uaverzinsliche  Schuld: 

10)  durch  Yeräusserung  des  früheren 
Deckuigsfonds 9,600,000  Thbr. 

11)  durch  Emission  und  Uebertrag 
der  sog.  Darlehenscassenscheine, 
welche  ursprünglich  zur  Unter- 
stützung von  Qewwbe  und  Han- 
del ausgegeben  wurden    .    .    .  10,000,000  Thhr. 

19,600,000  Thhr. 

Zusammen  Schuldvermehrung 150,678,000  TMr, 

Andererseits   vrurde   die   planmässige  Tilgung  fortgesetzt   und   es  betrug 
daher  die  gesammte  Staatsschuld  nach  dem  Etat  für  1857: 

verzinslich:  allgemeine  Staatsschulden      ....    202,492,222  Thlr. 

provinzieUe  „  5,454,900     , 

besondere  Eisenbahnsohuld    ....      20,051,962     „ 

227,999,284  Thk. 


*)  KgL  Erlass  vom  26.  April  1848,  G6e.-SaDmiL  S.  117.  VergL  Gesetz  vom  7.  Mai 
1851,  Ge8.-SammL  S.  237. 

*)  Gesetz  vom  7.  März  und  kgL  Erlass  vom  7.  Mai  1860,  €^-SammL  8. 178  o.  822. 

>)  Gesetz  vom  7.  Dec  1849,  Ge8.-8ammL  8.  484  und  kg].  Erlaas  vom  28.  Noyw  1851, 
Ge6.-8ammL  S.  758. 

*)  Gesetz  vom  7.  Deo.  1849,  Ge6.-SammL  S.  487  und  kgL  Erlass  vom  14.  März  1868, 
06s.-SammL  S.  88. 

')  Gesetz  venu  20.  Mai  und  kgL  Erlass  Yom  17.  Juni  1854,  Ges.-SammL  8.  818  u.  816. 

*)  Gesetz  vom  20.  Mai  und  kgL  Erlass  vom  24.  Nov.  1854,  Ge8.-SammL  8. 818  u.  585. 

^  Gesetz  vom  21.  Mai  und  kgLEriass  vom  22.  Ooil855,  Gee.-SaBmiLS.  810u.  684. 

^  Gesetz  vom  7.  Mai  1856,  Ge8.-SammL  8.  884,  und  Vertrag  mit  der  Bank  vom 
^8.  Febr.  1856. 

*)  CteeetB  vom  7.  Mai  1856,  GeB.-SammL  8.  402,  und  kgL  Erlass  vom  28.  März  1857, 
Q66.-Samnü.  8.  758. 
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tmyerzinsHch:  Caflsenanweisniigen  über  Abzug  der  von 

desT  Bank  eingelösten  5V«  Mül.Thlr.       25,592,847  Thlr. 

Schuld  an  die  Rentenbanken  für  die  von  den  Pri- 
vatablÖBongspfliditigen  baar  einge- 
zahlten, Yon  den  Berechtigten  aber 
nicht  angenommenen  Beträgen    .    •        7,056,596     ^ 


Im  Ganzen  also 260,648,227  TUr.») 

Ende  1847  hatte  sie  betragen 139,884,581      „ 

somit  binnen  9  Jahren  eflfectiv  zugenommen  um      .    .     120,763,646  Thlr. 
Auch  in  den  3  letztverflossenen  Jahren  (1858 — 60)  dauerte  die  Schuldver- 
mehrung fort.    Es  wurden  weiter  aufgenommen: 

die  Eisenbahnanleihe  von  1858  (resp.  1859)  *)  mit      7,500,000  Thlr. 

„     Kriegsanleihe  von  1859  *)  mit 30,000,000     „ 

„     Eisenbahnanleihe  von  1859  *) 10,900,000     „ 

48,400,000  Thhr. 
Es  ergibt  sich  aus  dem  Vorstehenden,  dass  die  preussische  Staatsschuld 
sich  von  1848  bis  1860  mehr  als  verdoppelt  hat.  Allerdings  sind  unter  den 
hinzugekommenen  Posten  namhafte  productive  Schuldaufhahmen.  Dennoch 
droht  die  glänzende  Ausnahmsstellung  des  preussischen  Staats  in  Absicht  auf 
seine  Finanz-  und  Schuldverhältnisse  verloren  zu  gehen,  wenn  eine  gleich- 
massige  Steigerung  der  Schuld  fortdauern  sollte.  Indessen  wird  sich  im  Fol- 
genden zeigen,  dass  die  Grösse  der  Schuld  gegenüber  den  paraten  Deckungs- 
mitteln bis  jetzt  noch  nichts  Beunruhigendes  hat.  Eine  Yergleichung  mit 
allen  andern  europäischen  Grossstaaten  fallt  ohnedies  entschieden  zu  Gunsten 
Preussens  aus.  Auch  muss  zur  Ehre  der  preussischen  Schuldenverwaltung 
angeführt  werden,  dass  sie  trotz  Revolutionen  im  Innern  (1848),  trotz  allge- 
meiner Creditlosigkeit  und  inmitten  eines  fortdauernden  Waffengetöses  keinen 
Augenblick  aufgehört  hat,  den  ihr  durch  Recht  und  Gesetz  vorgeschriebenen 
Weg  fortzuschreiten  und  ihre  Verbindlichkeiten  gegen  die  Staatsgläubiger  un- 
geschmälert zu  erfüllen.  Wenn  gleichwohl  in  neuerer  Zeit  die  frühere  Festig- 
keit und  Blüthe  des  preussischen  Staatscredits,  welcher  vor  1848  den  aUer 
deutschen  Staaten  überragte,  beeinträchtigt  worden  ist,  ^)  so  kann  diese  Er- 
scheinung ihren  tieferen  Chrund  wohl  nur  in  der  geschraubten  Grossmacht- 
stellung  und  in  der  nahe  liegenden  Gefahr  des  preussischen  Staats  von  Westen 


1)  VergL  Hübner,  Jahrbuch,  Y.  Jahrgang,  2.  Abthlg.,  8.  46. 

^  Gesetz  vom  10.  Mai  1858,  Ge6.-SammL  8.  270,  und  kgl  Erlass  vom  21.  Ang.  1860, 
Ge8.-Samnil  S.  419. 

^)  Gesetz  vom  21.  Mai  1859  und  kgL  Erlass  vom  28.  ejsd.,  Ge8.-Samml.  S.  242  u.  278. 

*)  Gesetz  vom  2.  Juli  und  kgl.  Erlass  vom  21.  Aug.  1859,  €^s.-Saniml.  S.  365  u.  419. 
Diese  Anleihe  soll  mit  der  18586r  Eisenbahnanleihe  nur  nach  Bedürfkilss  ausgegeben 
werden  und  ist  noch  nicht  yoUstftndig  emittirt. 

^)  Wie  fest  der  preoss.  Staatscredit  früher  stand,  beweist  die  Thatsache,  dass  — 
nachdem  schon  vorher  der  Zinsfiiss  der  gesammten  Schuld  ohne  Ersehüttenmg  auf  47o 
ermässigt  worden  war  —  die  Finanzverwaltung  es  1842  (Cabinetsordre  vom  27.  März 
1842)  wagen  konnte,  fast  99  Mill  Thlr.  Staatsschuldscheine  zur  baaren  Rückzahlung 
nach  6  Monaten  oder  Herabsetzung  des  Zinsfusses  auf  3V>V<^  niit  nur  geringen  yorüber- 
gehenden  Yortheüen,  zu  künd%en,  und  dass  in  Folge  dieser  Maatsregel  nur  6,825  Thlr. 
zurückverlangt  wurden,  dieselbe  zudem  fast  gar  keinen  Einfluss  auf  den  Oours  äusserte. 
'Dagegen  hat  die  prenss.  Regierung  seit  1848  den  Zinsfuss  auf  4Vs  und  57o  für  ihre 
neuen  Anlehen  erhöhen  und  z.  B.  noch  die  1859  angelegte  Anleihe  zu  95^0  (mitEin- 
rechnung  der  dargebotenen  Yortheile  thatsächhch  zu  94V>7<^)  emittiren  raüssoi,  wobei 
freilich  zu  beraduichtigen  ist,  dass  diese  Anleihe  mitten  in  den  italienischen  Krieg  fieL 
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lier  haben.  Diese  beiderlei  Momente  zwingen  zu  nnverbfiltniBsmässiger  An- 
strengung der  Staatekräfte  und  es  hat  die  Begiemng  anf  dem  jüngsten  Land- 
tage (1860)  sich  zu  einer  Erhöhung  des  Militäretats  um  9  Millionen  yeran* 
lasst  gesehen,  welche  nur  vorübergehend  gedeckt  erscheint 

§.  26. 

Neuester  Bestand  der  preuss.  Staatsschuld. 

Nach  dem  Etat  der  Staatsschuldenverwaltung  för  das  Jahr  1859  ^)  be- 
trug die  gesammte  Staatsschuld  am  1.  Jan.  1859  .  .  .  247,641,481  Thbr. 
und  war  aus  folgenden  Bestandtheilen  zusammengeset^ : 

1)  verzinsliche  allgemeine  Schuld: 

a)  Staatsschuldscheine  von  1842  (ältere  Schuld)  k  dV' V^ 

verzinslich 90,545,800     „ 

b)  Rückstände  der  neueren,  zu  Kriegs-  und  aUgemei- 
nen  Staatszwecken  aufgenommenen  Anleihen  von 
1848,  1850,  1854  und  1856,  verzinsHch  zu  4V«Vo 

53,109,140  Thlr. 
Best  der  Prämienanleihe  v.  1855, 
verzinslich  zu  3V«Vo  (jedoch  mit 

Gewinnen) 14,380,000     „ 

67,489,140     „ 

c)  Bückstände  der  Eisenbahnanleihen  von  1852,  1853, 
1855,  1857,  1858  und  1859: 

verzinslich  zu  4*A7o    ....    35,932,400  Thlr. 

.    40/0 4,710,700     , 

40,643,100     „ 

d)  Cautionen  der  Beamten  und  Zeitungsredactionen, 

verzinslich  zu  47o 7,510,000     „ 

e)  Forderung  der  Militärwittwencasse,  verzinsl.  zu  47©         890,400     „ 

2)  ProvinzielleStaatsschulden,grösstentheilszu3V«Vo 

verzinslich,  theilweise  aber  auch  unverzinslich  .    .     .      4,931,294     „ 

3)  besondere  Eisenbahnschulden  (Actien  und  Obli- 
gationen von,  vom  Staat  erworbenen  Privateisenbah- 
nen) verzmslich  zu  4  und  4V»Vo 19,789,400     „ 

Summe- der  verzinslichen  Staatsschuld 231,799,134  Thhr. 

4)  unverzinsliche  Schuld,  bestehend  in  den  nach  den 
Gesetzen  vom  19.  Mai  1851  und  7.  Mai  1856  ausge- 
gebenen Cassenanweisungen 15,842,347     „ 

Ergibt  wieder  die  oben  angeführte  Summe  von     .    .  247,641,481  Thh'* 

Hiezu  müssen  aber  auch  diejenigen  Beträge  gerechnet  wer- 
den, welche  von  den  Privat- Ablosungspflichtigen  an  die 
Staatsschuldenzahlimgscass^  zur  Saldirung  ihrer  Ablösungs- 
schuld eingezahlt  wurden  und  welche  der  Staat  mittelst 
einer  5proc.  Annuität  zu  verzinsen  und  zu  tilgen  hat,  mit      7,400,259     „  *) 

Hauptsumme  der  ganzen  Schuld  1859 T~255,041,740  Tlür^ 

1)  Anlagen  zum  Staatdianshaltetst  fBr  1659,  Bd.  IL  8. 1  ff.;  Berlin,  StaatsdmckereL 
')  Im  imitlichen  Staatssohuldenetat  ist  diese  Smune  zwar  innerhalb  der  Linie  nach- 
gewiesen, aber  nicht  zum  PassiTstand  zugerechnet    Da  jedoch  der  Staat  dieselbe  zur 
Tügnng  seiner  Schulden  (der  ft'eiwilligen  Anleihe  von  1848)  verwendet  hat  und  sie  in 
Annuitäten  zurückzahlen  muss,  so  ist  sie  offenbar  ein  Bestandthefl  der  Staatsschuld. 
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Für  das  Jahr  1860  ist  uns  der  amtliche  Etat  der  StaatssehuldeiiTerwaltaiig 
noch  nicht  zugänglich  gewesen.  Es  lasst  sich  jedoch  der  Schuldenstand  mit 
ziemlicher  Sicherheit  berechnen. 

Der  Zugang  durch  neue  Anlehen  im  Jahre  1859  beträgt  nämlich: 

a)  durch  Ausgabe  des  Rests  der  ^Vaproc  Eisenbahnan- 
leihe von  1858  (resp.  1859)  k  7,500,000  Thhr.,  von 
welcher  Summe  im  Etat  für  1859  nur  6  Millionen 
angenommen  waren ,     .     .     .     .      1,500,000  Thlr. 

b)  durch  die  5proc.  Kriegsanleihe  von  1859      ....    30,000,000     ^  ') 

c)  'durch  die  4V«proc  Eisenbahnanleihe  von  1859      •    .     10,900,000     „  ») 

42,400,000  Thbr. 

Dagegen  ab:  die  im  Etat  für  1859  ausgeworfenen  Tilgungs- 
mittel, welche  inzwischen  ihre  Verwendung  gefunden  haben 
werden,  mit 3,930,087     „ 

Yerbleibt  eflfectiver  Schuldzuwachs 36,469,913  Thlrl 

Diese  Sunmie  zu  dem  nachgewiesenen  Schuldenstand  anfangs 
1859  hinzugerechnet,  ergibt  für  1860  einen  G^sammt- 
schuldenstand  von 293,511,653  .  „ 

zusammengesetzt  aus  folgenden  Bestandtheilen: 

1)  3V«7o  ältere  Schuld 88,418,264     ,, 

2)  neuere  aUgemeine  Schuld: 

zu  4V«Vo  verzinslich 52,334,983  Thlr. 

y,    5^0  „  30,000,000     „ 

Pi'ämienanleihe  von  1855      .     .     .     14,050,000     „ 

96,384,983     „ 

3)  Cauiionen  und  Schuld  an  die  Militärwittwencasse  (nach 

dem  Betrag  von  1859),  verzinslich  zu  4Vo    .    .     .     .      8,400,400     „ 

4)  Eisenbahnschulden  (productive): 

allgemeine  zu  4  und  4V«7o    .     .     52,670,39872  TWr. 
besondere     „    „     „         „       .     .     19,650,280V«     „ 

72,320,629  „ 

5)  Provinzielle  Staatsschulden 4,744,771  „ 

6)  Schuld  an  die  Rentenbanken  (nach  dem  Stand  v.  1859)      7,400,259  „ 

7)  Unverzinsliche  Cassenanweisimgen 15,842,347  „ 

293;5lT653"ThF. 
Wenn  gleich  die  Steigerung  der  preuss.  Staatsschuld  im  letzten  Jahrzehend 
eine  bedeutende  war,  so  zeigt  sie  dennoch  im  Vergleich  mit  aUen  Gross- 
mächten den  entschieden  günstigsten  Stand,  so  zwar,  dass  die  Schulden  der 
andern  Staaten  die  preussische  vergleichsweise  (nicht  nur  absolut)  um  das 
Mehrfache  übersteigen.  Berücksichtigt  man  dabei  noch,  dass  unter  der  preuss. 
Schuld  72  Mill.  TiuJer  begriflfen  sind,  welche  zu  productiven  Anlagen  ver- 
wendet wurden,  so  fällt  der  Vergleich  selbstverständlich  noch  günstiger  für 
Preussen  aus. 


^)  Nach  der  dem  Landtag  von  1860  mitgetheilten  vorläufigen  Abrechnung  ertrug 
diese  Anleihe  28,11 5,443  Thlr.  Auf  die  Mobümachung  wurden  verwendet  28,453,977  Thlr. 
Dasselbe  ist  sonach  verbraucht 

*)  Ob  diese  Anleihe  bereits  ganz  emittirt  ist,  wurde  nieht  bekannt  8ie  sollte  nach. 
Maassgabe  des  Bedürfiusses  zum  Eisenbahnbau  aasgegeben  werden. 
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§.  27. 
Gewährschaften  des  preuss.  Staats  für  fremde  Verbindlichkeiten. 

Ausser  den  bisher  dargesfceDten  unmittelbaren  Geldverbindlichkeiten  des 
preuss.  Staats  hat  derselbe  noch  weiter  folgende  „Staatsgarantieen**  über- 
nommen, welche  zum  Theil  schon  bisher  Opfer  aus  der  Staatscasse  zur  Folge 
fehabt  haben,  ^r  entnehmen  die  erforderlichen  Daten  und  Zahlen  der  unter 
it  E  angeschlossenen  Beilage  zum  Staatsschuldenetat  für  1859,  *)  welche 
übrigens  nur  bis  Ende  1857  geht,  wesshalb  wir  das  Yerzeichniss  aus  den 
neueren  Gesetzsammlungen  ergänzen,  auch  eine  Abscheidung  der  geleisteten 
Oarantieen  nach  verwandten  Materien  vornehmen.  Die  übernommenen  Ge- 
währsohaften  beziehen  sich: 

I.  auf  WiltweihVersorpDgsaislaUeo: 

1)  Für  die  Officiers-Wittwencasse  und  zwar  unbedingte  Garantie  fiir 
die  Erfüllung  aller  von  der  Anstalt  übernommenen  Verbindlichkeiten. ") 
Dieselbe  erfordert  alljährlich  einen  namhaften  Zuschuss  aus  Staatsmitteln 
(1858:  115,122  Thlr.). 

n.  auf  CreditiDstilote : 

2)  Für  die  Seehandlungs-Societät:  unbedingte  Garantie  für  deren 
sämmtliche  G^schäffcsverpflichtungen.  ^  Das  Institut  hat  bis  jetzt  dem 
Staate,  indem  es  dessen  Geldgeschäfte  namentlich  im  Auslande  ver- 
mittelte, nur  Nutzen  gebracht. 

3)  Für  die  preussische  Bank:  Garantie  für  alle  von  den  Gerichts-  und 
Yormnndschaftsbehörden  und  den  Yerwaltem  von  Kirchen,  Schulen, 
Hospitälern  und  Stiftungen  etc.  bei  der  Bank  zu  belegenden  Gelder.^) 
Der  Staat  hatte  diesem  Institute  bis  jetzt  nicht  nur  keine  Opfer  zu 
bringen,  sondern  er  empfängt  aus  den  Eeinerträgnissen  desselben  einen 
namhaften  Antheil.  Dafür  geniesst  die  Bank  freilich  das  bedeutende 
Privilegium  der  unbeschränkten  Ausgabe  von  Noten,  welche  bei  allen 
öffentlichen  Gassen  zum  vollen  Nennwerthe  in  Zahlung  anzunehmen 
sind,  wodurch  thatsächlich  die  Staatsgewährschafb  auch  auf  den  Betrag 
dieser  Noten  ausgedehnt  wird. 

4)  Für  das  königl.  Oreditinstitut  für  Schlesien:  Garantie  für  die  ausge- 
gebenen Pfandbriefe  Lit.  B  im  ursprünglichen  Betrage  von  8,439,525  Thbr., 
verzinslich  zu  3V«  resp.  47»  und  rückzahlbar  mittelst  eines  TDgungs- 
fonds  von  IV«  resp.  'AVo.  *)  Das  Institut  hatte  bis  Ende  1857  getagt 
2,608,950  Thb.,  und  es  standen  noch  aus:  5,830,575  Thlr.  Angesam- 
melt war  noch  ein  unverwendeter  Amortisationsfonds  von  899,501  Thlr. 

5)  Für  die  Paderborner  Tilgungscasse  zur  Erleichterung  der  Ab- 
lösungen  in   den  Kreisen   Paderborn,   Büren,   Warburg   und   Höxter: 


0  Anlagen  znm  Staatshaushaltsetat  für  1859,  ü.  Bd.  S.  59—73. 

«)  Reglement  vom  3.  März  1792,  §.  25.    N.  E.  S.  9,  8.  859. 

*)  Cabinetsordre  vom  17.  Janr.  1820,  §.  5,  Ge8.-Sanunl  S.  25. 

*)  Bankordnung  vom  5.  Oct  1846,  §.21  und  33,  (}e8.-Samml  S.  435;  Cabinetsordre 
vom  9.  Juni  1847,  Ge8.-SammL  S.  238. 

*)  Verordnung  vom  8.  Juni  1835,  §.  3,  4  und  86,  Ge8.-8ammL  S.  101.  Cabinetsordre 
vom  31.  März  1843,  Ge8.-SammL  ».  185.  Cabinetsordre  vom  11.  Juli  1845,  Ges.- 
SammL  8.  487. 

Moser,  CapitalanUge  in  Werthpapleren.  9 


Digitized  by  CjOOQIC 


130  Staatspapiere. 

Garantie  für  deren  Schuldverschreibungen  im  Betrage  von  2,005,125  TUr^ 
verzinslich  zu  47^  und  rückzahlbar  mit  IV^  mit  zuwachsenden  Zinsen- 
erspamissen,  *)  woran  Ende  1857  noch  ausstanden  .    .     1,353,800  Thlr. 

6)  Für  die  Eichsfeld'sche  Tilgungscasse  zu  gleichem  Zwecke:  dieselbe 
Gewährschaft  für  die  ausgestellten  1,145,915  Thhr.  3V«  und  4^0  Obü- 
gationen,  tilgbar  durch  einen  Amortisationsfonds  von  1  resp.  V*^^, ») 
woran  Ende  1857  noch  ungetilgt  waren 1,051,250  Thlr. 

7)  Für  die  Wittgenstein'sche  Tilgungscasse:  Gewährleistung  für  deren 
4proc  Obligationen  k  406,000  Thlr.,  wie  ad  5.  •)  Am  31.  December 
1857  waren  noch  zu  tilgen  (mit  IVo  Tilgungsfonds)  .    .    285,100  Thlr. 

8)  Für  sämmtliche  Eentenbanken:  Unbedingte  Garantie  für  alle  von 
denselben  ausgegebene  4proc.  Rentenbriefe.  *)  Bis  Ende  1857  waren 
ausgegeben:  72,402,885  Thlr.,  getilgt  mit  einem  Tilgungsfonds  von  */* 
und  resp.  17o:  2,364,700  Thlr.  und  noch  zu  tilgen  .  70,038,185  Thlr. 
Bis  1.  Aprü  1859  erreichte  die  emittirte  Summe  der  Rentenbriefe 
78,568,380  Thlr. 

in.  aaf  BiseobaliBDDlerDetiaiaogei : 

9)  Für  die  oberschlesische  Bahn:  Garantie  von  3V>7o  Zinsen  aus  den 
Stammactien  Lit.  B  k  2,400,000  Thh-.*)  und  aus  den  Prioritäts- Obliga- 
tionen Lit  E  k  8,000,000  Thlr.  *)  und  Lit.  F  k  4,044,900  Thlr. ')  Von 
den  Stammactien  Lit  B  hat  der  Staat  selbst  343,000  Thlr.  übernommen, 
deren  Zinsen  zur  Tilgung  der  sämmtlichen  Actien  Lit  B  verwendet 
werden.    Ende  1857  waren  noch  ungetilgt: 

Actien  Lit  B      ......       1,899,400  Thhr. 

Obligationen  Lit  E  u.  F.    .    .     12,044,900     „ 

13,944,300  Thlr. 
Hinsichtlich  der  Prioritäts-Obligationen  ist  übrigens  die  Garantie  nur  in 
soweit  geleistet,  als  der  dem  Staate  statutenmässig  zustehende  dritte 
Theü  des  Reinertrags  über  57»  und  die  übei^3V2  7o  aufkommende  Di- 
vidende des  Staatsantheils  ausreichen. 

10)  Für  die  rheinischen  Bahnen:  Garantie  von  3V«7o  Zinsen  aus  den 
Prioritäts- Obligationen  11.  Emission  k  1,250,000  Thlr.,  ^  woran  Ende 
1857  noch  ungetilgt  waren 1,141,800  Thlr. 

11)  Für  die  Köln-Mindener  Eisenbahn:  Gewährschaft  für  3V«7o  Zinsen 
aus  den  Stammactien  k  13,000,000  Thk.; »)  aus  den  Prioritäts -Obliga- 
tionen HL  Emission  Lit.  A  k  6,500,000  Thlr.  '^)  und  aus  den  Prioritäts- 
Obligationen  IV.  Emission  Lit  A  k  20,000,000  Thlr.  ")  Am  Schlüsse 
des  Jahres  1857  waren  noch  zu  tilgen: 


^)  Reglement  Tom  8.  Ang.  1886,  §.  9,  Ge8.-SainmL  S.  235. 

«)  Reglement  vom  9.  April  1845,  §.  10,  Ges.-SammL  8.  410. 

^  Gesetz  vom  22.  Dec.  1839,  §.  6,  Ge8.-Samml.  von  1840,  S.  6. 

*)  Gesetz  vom  2.  März  1850,  §.  8,  Ge8.-SammL  S.  112. 

*)  Gabinetsordre  vom  II.  Aug.  1843,  Ge8.-Samml.  S.  810. 

^  Gesetz  vom  20.  Febr.  1854,  Ge8.-8anmü.  8.  94. 

^  Gesetz  vom  13.  Mai  1857,  Ge8.-8ammL  8.  437. 

^  Privilegium  vom  8.  Sept.  1848,  Ge8.-SammL  S.  326. 

•)  Gabinetsordre  vom  18.  Dec.  1843,  Ge8.-8ammL  von  1844,  S.  21. 

>o)  Privüegium  vom  1.  Sept  1858,  Ge8.-Samm].  S.  808.  Gesetz  vom  24.  März  1858^ 
Ge6.-Samml.  8.  254. 

^^)  Gesetz  vom  18.  April  1855,  Ges.-SammL  S.  235.  Privüegium  vom  26.  Juli  1855> 
Ge6.*SammL  B.  569. 
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Acti^i  nach  Abzug  der  Yom 
Staate  selbst  übernommenen 
1,860,000  Thlr 10,471,000  Thlr. 

Obligationen 22,961,500     „ 

33,482,500  Thlr. 

12)  Für  die  Stargard-Posener  Bahn:  Gewährleistung  von  3VsVo  Zinsen 
aus  dem  Actiencapital  von  5,000,000  Thk.,  wovon  der  Staat  714,300  Thlr. 
angekauft  hat,  aus  deren  Erträgniss  er  die  übrigen  Actien  nach  und 
nach  tilgt  und  dadurch  die  ganze  Bahn  erwirbt  ^)  Bis  Ende  1857  hatte 
der  Staat  854,471  Thlr.  Zinsenzuschuss  zu  leisten,  dennoch  aber  an  den 
Actien  259,100  Thhr.  getilgt  und  es  standen  daher  noch  aus  4,026,600  Thlr. 

13)  Für  die  Aachen-Düsseldorfer  Bahn:  Garantie  für  3V«7o  Zinsen  aus 
dem  Stammactiencapital  k  4,000,000  Thlr.  ^  Auch  für  diese  Bahn  hatte 
der  Staat  bis  Ende  1857  Zinsenzuschüsse  im  Betrage  von  582,496  Thlr. 
zu  leisten.  Von  dem  garantirten  Actiencapital  stsmden  noch  aus,  vom 
Staate  selbst  zu  tilgen 4,000,000  Thlr. 

14)  Für  die  Ruhrort-Crefeld-Kreis-Gladbacher  Bahn:  Ganz  ebenso 
für  1,500,000  Thlr.  Stammcapital,  *)  wovon  nichts  getilgt  ist  und  daher 

för  den  Staat  zu  tilgen  bleiben 1,500,000  Thhr. 

Die  Zinsenzuschüsse  des  Staats  bezifferten  sich   bis  Ende   des  Jahres 
1857  auf  165,773  Thh-. 

15)  für  die  Ruhr-Sieg-Bahn,  integrirender  Theil  der  Bergisch- 
Märkischen  Eisenbahn:  Garantie  für  3V*  resp.  3V»7o  Zinsen  aus 
den  Prioritäts-Obligationen  m.  Serie  k  12,250,000  Thlr.,*)  deren  Tu- 
gung  erst  am  1.  Juli  1857  beginnt,  daher  1857  Rest    12,250,000  Thlr. 

16)  Für  die  Stargard-Cöslin-Colberger  Bahn,  integrirender  Theil 
der  Berlin -Stettiner  Eisenbahn:  Gewährleistung  von  3V«Vo  Zinsen 
aus  den  Prioritäts-Obligationen  11.  Emission  ä  .  .  .  7,500,000  Thhr. 
und  den  „  m.  „         (1858)  k    4,000,000     „  ») 

17)  Für  die  Rhein -Nahe -Bahn:  Gewähr  für  4V>Vo  Zinsen  aus  den 
Prioritäts-Obligationen  k 6,000,000  Thlr.*) 

18)  Für  die  Ehrenbreitstein-Horchheimer  Bahn:  Garantie  fftr  4Vo 
Zinsen  aus  750,000  Thlr.  Anlagecapital  und  von  i^t^o  Zinsen  aus  dem 
Baucapital  für  die  feste  Rheinbrücke  zwischen  Ehrenbreitstein  und  Coblenz 
k  3,500,000  TWr.,  zusammen 4,250,000  Thlr.^ 

IT.  auf  Boulige  bsütote: 

19)  Für  die  Altensteiner  Ereiscorporation  für  Meliorationen:  un- 
bedingte Garantie  fOr  die  ausgegebenen  3V«proc.  Obligationen  im  Be- 


0  Cabineisordre  vom  4.  Man  1846,  Ge8.-SainmL  S.  69,  und  vom  8.  März  1847, 
Ge8.-Saminl.  S.  177. 

*)  Cabineisordre  vom  21.  Aug.  1846,  Ge8.-SammL  8.  404.  Vertrag  vom  29.  Sept. 
1849,  Qe8.-SammL  von  1850,  S.  löl. 

')  Cabinetsordre  vom  8.  Janr.  1847,  Ge8.-SammL  8.46.  Yertrag  vom  26.  Sept.  1849, 
Os6.-SammL  von  1850,  8.  151.    Cabinetsordre  vom  16.  Nov.  1850,  Ges.-SammL  8.508. 

*)  Gesetz  vom  80.  Aprü  1856,  Ge8.-8ammL  8.  329.  PriviL  vom  20.  Oct  1856,  Ges.- 
SammL  8.  874. 

*)  Gesetz  vom  15.  Hai  1856,  Ge8.-8amml.  8.  346;  Privü.  vom  18.  Aug.  1856,  Ges.- 
SammL  8.  756;  PriTÜ.  vom  6.  Sept  1858,  Ge8.-8ammL  8.  350. 

*)  Gesetz  vom  16.  April  1860,  Ges.-SammL  8.  172. 

^  Gesetz  vom  2.  Juni  1860,  Ge8.-8ammL  8.  281. 


Digitized  by  CjOOQIC 


132  Staai8pa{»ere. 

.  trage  Ton  200,000  Thlr.,0  wovon  jedoch  Ende  1857   1240  Thlr.  vom 
Institute  getilgt  waren  und  daher  noch  ausstanden    .     .     198,760  Thlr. 

20)  Für  die  Deichbaugesellschaft  zur  Melioration  des  Niederoder- 
bruchs:   Gewährschaft  für  47«  7»  Zinsen  aus  den  ausgegebenen  Obli- 

gitionen  k 1,400,000  Thh«. «) 
er  Zinsenzuschuss  des  Staats  betrug  182,252  Thlr.  bis  Ende  des  Jahres 
1857.  Die  Mittel  zur  Tilgung  haben  nach  beendigtem  Meliorationswerk 
diejenigen  Güterbesitzer  aufzubringen,  welchen  dasselbe  zu  gute  kommt. 

21)  Für  die  Elbinger  Kriegsschuld  von  1808,  insoweit  sie  im  Jahre 
1839  noch  bestand,  mit  402,950  Thb.  •)  Am  31.  Dec.  1857  blieben 
noch  ungetilgt 334,310  TWr. 

Die  Summe  dieser  Staatsgarantieen,  insofeme  sie  sich  in  Capitalbetragen 
ausdrücken  lassen,  berechnet  sich  nach  dem  Restbestand  vom  31.  Dec.  1857 
unter  Hinzurechnung  der  neueren  Garantieen  auf  .  .  .  172,537,180  Thlr. 
Indessen  ist  die  Gewährschaft  des  Staats  schon  bisher  nur  in  den  wenigsten 
Fällen  praktisch  geworden  und  wird  auch  in  Zukunft  die  Staatskräfte  nicht 
in  zu  grossem  Maasse  in  Ans^uch  nehmen.  Am  meisten  möchte  eine  solche 
Eventualität  gegenüber  den  Eisenbahnuntemehmungen  eintreten  und  zwar 
gerade  in  Zeiten,  wo  die  Staatskräfte  auch  anderwärts  ausserordentlich  anzu- 
strengen sind.  Doch  hat  bis  jetzt  die  Verbindung  des  preussischen  Staats  mit 
seinen  Privateisenbahngesellschaften,  wobei  er  sich  eventuell  stets  gewisse 
Bechte  und  Bezüge  vorbehielt,  mehr  materiellen  Nutzen  gebracht,  als  Opfer 
gekostet 

§•  28. 
Staatsverfassung.    Verwaltung  der  Staatsschulden. 

Nach  der  Befreiung  der  preussischen  Staaten  vom  französischen  Joch  ver- 
sprach König  Friedrich  Wilhelm  III.  im  Jahre  1815  feieriich  „eine  Bepräsen- 
tation  des  Volks  durch  Beichsstände  und  die  Ausarbeitung  einer  schriftlichen 
Urkunde  als  Verfassung  des  preussischen  Beichs.^  *)  Im  Jahre  1817  wurde 
aodann  eine  Verfassungsausarbeitungscommission  aus  der  Mitte  des  neu  errich- 
teten Staatsraths  angeordnet,  ^)  und  auch  im  Jahre  1820  scheint  die  Erfüllung 
jenes  feierlichen  Versprechens  noch  in  der  Absicht  der  Begierung  gelegen  zu 
haben,  insofeme  bei  der  definitiven  Begulirung  des  Staatsschuldenwesens  ver^ 
heissen  wurde,  dass  künftige  neue  Anlehen  nur  unter  Zuziehung  und  unter 
Mitgarantie  der  künftigen. Beichsstände  contrahirt  werden  sollten.^) 

Allein  das  Versprechen  wurde  nicht  erfüllt,  obgleich  beim  Begierungsan- 
tritte Friedrich  Wilhelm  IV.  (7.  Juni  1840)  von  den  Provinzialständen  und 
Oorporationen  daran  erinnert  wurde.  Der  König  glaubte  den  Zeitpunkt  für 
Einführung  allgemeiner  Beichsstände  noch  nicht  gekommen.  Im  Jahre  1847 
wurde  zwar  der  sogenannte  vereinigte  Landtag  berufen,  ^   befriedigte  aber 


0  Statat  Tom  15.  Mai  1848,  §.  11,  G68.-Samml.  S.  273,  und  Nachtrag  yom  30.  Mai 
1853,  §.  18,  Ge8.-SammL  S.  325. 

*)  Verordnung  vom  22.  Aug.  1848,  Ge8.-SanimL  S.  281;  PrifiL  vom  5.  Not.  1849, 
Oe6.-^ammL  S.  408,  und  PrivlL  vom  26.  Juli  1854,  Ge8.-8amml  8.  416. 

»)  Ordre  vom  SO.  Mai  1839,  Ge8.-SammL  8.  217. 

*)  Patent  vom  22.  Mai  1815,  Ge8.-SammL  8.  103. 

*)  Königl.  Bescript  vom  80.  März  1817. 

^)  Verordnung  vom  17.  Janr.  1820,  GeB.-SammL  S.  9  E 

0  Patent  vom  3.  Febr.  1847,  Ge8.-SammL  8.  38. 
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weder  den  einen  noch  den  andern  Theü.  Seine  zweite  Bemfiing  geschah  im 
Jahre  1848  unter  den  ersten  Einwirkungen  der  Pariser  Februarrevolution  und 
zu  dem  Zwecke,  die  Grundlagen  der  künftigen  preussischen  Verfassung  und 
ein  Wahlgesetz  für  die  zur  Yereinbarunig  der  preussischen  BtaatsTerfassung  zu 
berufende  Versammlung  zu  berathen.  Was  also  die  friedlichen  Wünsche  der 
3()jährigen  Buhe  nicht  vermocht  hatten,  gab  der  Sturm  von  Westen  her  im 
ersten  Augenblick.  Das  Wahlgesetz  wurde  nach  wenigen  Tagen  verkündigt 
und  es  trat  die  „Versammlung  zur  Verfassungsvereinbarung''  schon  am  22.  Mai 

1848  zusammen.  Dieselbe  wurde  jedoch  am  6.  Dec.  desselben  Jahres  erfolglos 
aufgelöst,  *)  gleichzeitig  aber  eine  Staatsverfassung  unter  Vorbehalt  der  Revi- 
sion octroyirt,  auch  eine  neue  aus  zwei  Kammern  bestehende  Versammlung 
mittelst  eines  octroyirten  Wahlgesetzes  auf  26.  Febr.  1849  berufen.*)  Wie  die 
erste,  so  entsprach  auch  diese  verfassungsberathende  Versammlung  den  von 
ihr  gehegten  Erwartungen  nichi    Die  zweite  Kammer  wurde  am  27.  April 

1849  aufgelöst  und  mittelst  eines  abermals  octroyirten  Wahlgesetzes ")  neu 
zusammengesetzi 

Nun  kam  endlich  die  Verfassungsurkunde  für  den  preussischen  Staat  vom 
31.  Janr.  1850,  hervorgegangen  aus  der  octroyirten  Verfassung  vom  5.  Dec. 
1848,  zu  Stande,  welche  von  jetzt  an  die  Grundlage  des  preussischen  Staats- 
rechts bildet. 

Dass  auch  an  dieser  Verfassung  in  den  letzten  zehn  Jahren  vielfach  ge- 
rüttelt worden  ist,  *)  und  dass  bis  zur  Uebemahme  der  Regierung  durch  den 
Prinzregenten  das  constitutionelle  Leben  in  Preussen  wenig  Wurzel  zu  fassen 
schien,  ist  noch  in  frischem  Andenken.  Noch  ist  die  Verfassung  in  wichtigen 
Punkten  unausgeführt  und  die  Versuche,  diese  Lücken  auszufüllen,  scheiterten 
bis  jetzt  meist  an  der  principiell  völlig  verschiedenen  Stellung  beider  Häuser 
des  Landtags. 

HinsichÜich  der  Verwaltung  der  Staatsschulden  setzt  die  Verfas- 
sung*) in  Art.  103  fest: 

„Die  Aufnahme  von  Anleihen  für  die  Staatscasse  findet  nur  auf  Grund 
eines  G^etzes  statt   Dasselbe  gilt  von  der  Uebemahme  von  Garantieen 
zu  Lasten  des  Staats;*' 
ind  fügt  in  Art.  104  bei: 

„die  allgemeine  Rechnung  über  den  Staatshaushalt  ieden  Jahres,  ein- 
schliesslich einer  Uebersicht  der  Staatsschulden,  wird  mit  den  Bemer- 
kungen der  Oberrechnungskammer  zur  Entlastung  der  Staatsregienmg 
den  Kammern  vorgelegt." 
Diese  Grundzüge  erhielten  durch  Gesetz  vom  24.  Febr.  1850*)  ihre  spe- 
delle  Entwicklung,  wie  folgt: 

1)  Die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  steht  an  der  Spitze  der 
Geschäfte.  Sie  ist  eine  von  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  abge- 
sonderte selbstständige  Behörde,  welche  der  oberen  Leitung  des  Finanz- 
ministers  nur  in  so  weit  unterliegt,  als  dies  mit  der  ihr  nach  §.  6  dieses 


*)  Verordnung  vom  5.  Dec.  1848,  Ge8.-Samml.  S.  871. 

*)  Patent  vom  5.  Dec.  1848,  Ges.-SanmiL  S.  392.  Die  Verfassungsurinrnde  s.  das. 
8.  875. 

8)  Vom  80.  Mai  1849,  Ge8.-8ainml.  S.  205. 

*)  Sie  erhielt  Modificationen  vom  30.  AprU  1851,  21.  Mai  und  5.  Jmd  1852,  7.  und 
34.  Mai  1853,  10.  Juni  1854,  30.  Mai  1855  und  15.  Mai  1857. 

*)  Abgedruckt  in  der  Oe8.-SanuiiL  von  1850,  S.  17— 35. 

^  „Betreffend  die  Verwaltaog  des  Staatsschuldenweeens  und  BUdung  einer  Staais- 
schuldencommisBion,**  Ges.-Samml.  von  1850,  S.  57. 
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Gesetzes  beigelegten  Unabhängigkeit  vereinbar  ist  (unten  Nr.  3).  Ihr 
untergeordnet  sind :  die  Staatsschuldentilgungscasse  und  die  Controle  der 
Staatopapiere  (Ges.  §.  1  und  4). 

2)  Der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  liegt  nicht  nur  die  Evidenz- 
haltung  der  verzinslichen  Schuld,  die  Administration  der  Yerzinsungs- 
und  Tilgungsfonds,  die  Ausfertigung  der  Schulddocumente  und  die  Ein- 
lösung derselben,  sondern  auch  die  An-  und  Ausfertigung,  Wiederein- 
ziehung der  Cassenanweisungen,  Einregistrirung  der  Staatsgarantieen  und 
die  Ermittlung  und  Verfolgung  der  Fälschung  oder  Nadiahmung  aller 
als  Geldzeichen  umlaufender  Papiere  ob  (Ges.  §.  5). 

3)  Völlig  unabhängig  vom  Ministerium  und  unbedingt  verantwortUoh  ist  sie 
in  Bezug  auf  £e  An-  und  Ausfertigung  und  Ausreichung  der  verzins- 
lichen und  unverzmslichen  Schulddocumente,  für  die  Feststellung  noch 
nicht  anerkannter  oder  noch  ilhquider  Provinzialstaatsschulden,  für  regel- 
massige Verzinsung  der  Schulden,  für  richtige  Verwendung  der  Tilgungs- 
fonds, für  unverkürzte  Verwendung  der  Domänen-,  Veräusserungs-  und 
Ablösungsgelder  zur  Schuldentilgung,  und  endlich  für  die  Löschung,  Cas- 
sation und  Aufbewahnmg  der  eingelösten  Schulddocumente.  In  ihrem 
Diensteid  verpfüchten  sich  die  Mitglieder  der  Hauptverwaltung,  dass  sie 
weder  einen  Staatsschuldschein,  noch  irgend  ein  anderes  Staatsschuld- 
document  über  den  in  den  bestehenden  oder  künftigen  Gesetzen  be- 
stimmten Betrag  hinaus  ausstellen  oder  ausstellen  lassen,  auch  mit  Fleiss 
und  allem  Nachdruck  darauf  halten  wollen,  dass  die  ihrer  Verwaltung 
anvertraute  Staatsschuld  prompt  und  regelmässig  verzinst,  das  Capital 
aber  in  der  durch  die  Gesetze  vorgeschriebenen  Art  getilgt  werde  und 
dass  sie  sich  von  Erfüllung  dieser  Pflichten  und  der  übrigen,  ihnen  mit 
eigener  Verantwortlichkeit  übertragenen  Obliegenheiten  durch  keine  An- 
weisungen oder  Verordnungen  irgend  einer  Art  abhalten  lassen  wollen 
(Ges.  §.  6  und  9). 

4)  Die  fortlaufende  Controle  über  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
übt  eine  aus  je  drei  gewählten  Mitgliedern  beider  Landtagshäuser  und 
dem  Präsidenten  der  Oberrechnungskammer  bestehende  Staat sschul den- 
commission,  welcher  die  Monats-  und  Jahresabschlüsse  der  Tilgungs- 
casse  und  der  Controle  der  Staatspapiere  zuzustellen  sind.  Sie  ist  be- 
rechtigt, jeder  Zeit  über  die  Cassengebahrung  und  Verwaltung  Auskunft 
zu  verlangen  und  hat  dem  Landtag  bei  seinem  jährlichen  Zusammentritte 
Bericht  über  ihre  Thätigkeit  und  über  die  Ergebnisse  der  Verwaltung 
des  Staatsschuldenwesens  zu  erstatten,  auch  die  von  der  Oberreohnungs- 
kammer  revidirten  und  festgestellten  Kechnungen  der  Tilgungscasse  vor^ 
zulegen  (§.  10--15  des  Ges.). 

5)  Beide  Behörden  (die  Hauptverwaltung  und  die  Commission)  vereinigen 
sich  jährlich  nach  erfolgtem  Rechnungsschlusse  zur  gemeinschaftlichen 
Verschlussnahme  der  eingelösten  Schulddocumente.  Nach  erfolgter  De- 
chargirung  der  Rechnungen  von  Seite  der  Kammern  ordnen  beide  Be- 
hörden Commissarien  zur  Vernichtung  derselben  ab.  Sowohl  die  einge- 
lösten als  die  vernichteten  Schuldtitel  werden  öffentlich  angezeigt  (§.  16 
bis  17  des  Ges.). 

Auffallender  Weise  vermisst  man  in  der  preussischen  Verfassung  den  ander- 
wärts vorkommenden  Satz,  dass  die  Staatsschulden  Lasten  des  ganzen  Staats- 
körpers und  von  den  Ständen  garantirt  seien.  Die  Verordnung  vom  17.  Janr.  1820,*) 


»)  Ge8.-SammL  von  1820,  S.  9. 
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welche  in  diesem  Punkte  offenbar  noch  in  Kraft  steht,  lässt  jedoch  hinsichtlich 
der  älteren  Schuld  hierüber  keine  Zweifel  aufkommen,  indem  sie  in  §.  L 
feststellt: 

^Diese  Schulden  (die  damals  auf  180,091,720  Thlr.  fixirten  yerzinslichen 
Staatsschulden)  sollen  nicht  nur  von  Uns,   sondern  auch  von  Unsem 
Kachfolgem  in  der  Krone  bis  zu  ihrer  endlichen  Tilgung  unausgesetzt 
als  Lasten  des  Staats  und  aller  im  Staatsverbande  befin&chen  Glieder 
betrachtet  werden.^ 
Auch  bezüglich  der  seit  1848  durch  besondere  Gesetze  neu  contrahirten 
Schulden  kann  ein  diesfalliger  Zweifel  nicht  bestehen,  weil  diese  Schulden  von 
den  gesetzlichen  Vertretern  des  ganzen  Staats  genehmigt  und  von  sämmtlichen 
Factoren  der  Gesetzgebung  beschlossen  worden  sind.    Die  yerfassungsmässige 
Garantie  der  Schulden  liegt  in  den  Worten  der  Constitution,  wonadi  Staats- 
schulden nur  durch  ein  G^etz,  welches  den  ganzen  Staat  verpflichtet,  con- 
irahirt  werden  können. 

Im  Uebrigen  räumt  die  preussische  Verfassung  den  Landstanden  eine  ge- 
ringere Einwirkung  auf  die  Verwaltung  der  Staatsschuld  ein,  als  andere  Con- 
stitutionen. Die  ^Hauptverwaltung^  ist  ab  eine,  wenn  gleich  möglichst  unab- 
hängige Regierungsbehörde  anzusehen  und  den  Kammern  steht  nur  ein  mittelbares 
BeauMchtigungsrecht  derselben  mittelst  der  Staatsschuldencommission  zu,  welche 
nicht  einmsd  ganz  aus  Vertretern  der  Kammern  zusammengesetzt  ist.  Auch 
ist  die  sichernde  Bestimmung  der  Verordnung  vom  17.  Janr.  1820,')  wonach 
die  zur  Schuldentilgung  und  Verzinsung  ausgesetzten  Mittel  von  den  Provinzial- 
cassen  bei  eigener  Verantwortlichkeit  unmittelbar  an  die  Staatsschuldeniilgungs- 
casse  einzuliefern  waren,  schon  durch  Ordre  vom  31.  März  1827  au&ehoben 
worden,  was  durch  das  Gesetz  vom  24.  Febr.  1850  ^  bestätigt  wurde.  Bei 
der  musterhaften  Ordnung,  die  von  jeher  im  preussischen  Staatsrechnungswesen 
geherrscht  hat,  kann  indessen  hierin  eine  Beunruhigung  für  den  Staatsgläubiger 
in  keiner  Weise  liegen  und  zwar  um  so  weniger,  als  die  Rechnungen  der 
Tilgungscasse  den  Kammern  zur  Dechargirung  vorzulegen  sind,  wobei  die 
ganze  Verwaltung  zur  Erörterung  und  zur  Oeffentlichkeit  gelangt 

§.  29. 
Tilgungsfonds.    Tilgungsmodus. 

Die  Mittel  zur  Tilgung  der  preussischen  Staatsschulden  werden  alljähr- 
lich exigirt  und  von  der  Generalstaatscasse  an  die  Schuldentilgungscasse  in 
monatlichen  Raten  abgeführt.^  Als  jährlich  zu  tilgende  Quote  ist  — 
abgesehen  von  einzelnen  Anlehen,  welchen  vertragsmässig  eine  andere  Ein- 
lösung zugesichert  ist  —  sowohl  für  die  allgemeinen,  als  mr  die  provinziellen 
Staatsschiüden  IV»  der  ursprünglichen  Schuld  festgesetzt,  welchem  Procent 
noch  die  durch  die  Tilgung  ersparten,^  sowie  die  durcn  4jährige  Nichter- 
hebung erloschenen  ^)  Zinsforderungen  aus  Staatsschuldscheinen  zuwachsen.  Von 
der  älteren  Schuld  ist  jedoch  der  Zinsenzuwachs  aus  den  getilgten  Obligationen 
auf  Zeitabschnitte  von  10  zu  10  Jahren  beschränkt,  d.  h.  die  Zinsen  aus  den 


0  §.  Vn,  Ge8.-SammL  von  1820,  8.  12. 

^  §.  8,  Ge8.-SaiimiL  von  1850,  S.  59. 

*)  Gesetz  vom  24.  Febr.  1850,  GeB.-SammI  S.  59. 

*)  Verordnung  vom  17.  Janr.  1820,  §.  V,  Ge8.-SammL  8.  11. 

»)  Daselbst  §.  XYU,  Ges.^ammL  S.  14. 
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eingelösten  Obligationen  werden  nur  je  10  Jahre  lang  der  Tilgungsquote  zu- 
gerechnet. Anders  verhält  es  sich  mit  den  abgesondert  aufgeführten  soge- 
nannten Eisenbahnschulden,  welche  daher  rühren,  dass  der  Staat  das  Eigenthunt 
früherer  Privateisenbahngesellschaften  (Niederschlesisch-Märkische  und  Münster- 
Hammer-)  mit  den  darauf  haftenden  Yerbindlichkeiten  an  Actien  und  Priori- 
tätsobligationen *an  sich  gezogen  hat.  Für  diese  ist  nxir  eine  Tilgungsquote 
von  V«7o  per  Jahr  und  den  durch  die  Tilgung  ersparten  Zinsen  festgesetzt 
Besondere  Tilgungsquoten  bestehen  sodann  für  die  sogenannte  Prämienanleihe 
(Lotterieanleihe)  von  1855,  deren  jährliche  Tilgung  durch  den  zum  Voraua 
festgestellten  Ziehungsplan  regulirt  wird,  für  die  3proc.  Creditcassenscheine 
und  für  die  Danziger  Freistaatsschulden.  Auch  die  Anleihe  von  1856  macht 
eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel,  in  sofeme  ihr  Tilgungsfonds  auf 
jährlich  100,000  Thlr.  nebst  den  durch  die  Tilgung  ersparten  Zinsen  normirt 
ist.  *)  Bei  den  meisten  neueren  Anleihen  hat  sich  übrigens  der  Staat  vorbe- 
halten, den  Tilgungsfonds  zu  verstärken. 

Der  nach  diesen  Grundsätzen  zu  berechnende  Bedarf  der  Staatsschulden- 
tilgungscasse,  sowie  der  Bedarf  zur  Yerzinsung  der  Staatsschulden  ist  sofort 
aus  den  sichersten  Staatseinnahmequellen  an  die  Tilgungscasse  abzuführen.  Als 
solche  sind  gesetzlich  besonders  genannt: 

1)  der  gesammte  Reinertrag  der  Domänen-  und  Forst-Reventien,  ausschliess- 
lich derer,  welche  dem  Kronfideicommissfonds  zufliessen;*) 

2)  der  gesammte  Erlös  aus  veräusserten  Domänen-  und  Forst-Grundstücken, 
Renten,  Diensten  und  Gerechtsamen;') 

3)  der  Ueberschuss  aus  dem  Salzmonopole,  soweit  derselbe  zur  Ergänzung 
des  Bedarfs  erforderlich  ist;*) 

4)  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  besondern  Eisenbahnschuld,  sowie 
der  Eisenbahnanleihen  von  1855,  1857  und  1859  der  Ertrag  der  betref- 
fenden Eisenbahnen,  und  in  soweit  dieser  nicht  zureicht,  der  eigens 
dotirte  Eisenbahnfonds;*) 

5)  zur  Tilgung  und  Yerzinsung  der  Anleihe  von  1856  derjenige  Beitrag 
von  621,910  Thlr.,  welchen  die  preussische  Bank  gemäss  Vertrags  vom 
28.  Janr.  1856  an  die  Staatscasse  jährlich  zu  zahlen  hat. ') 

6)  Endlich  sollen  diejenigen  Rentenablösungscapitalien,  welche  von  andern 
als  Domänen-Prästantiarien  durch  Baarzahlung  des  achtzehnfachen  Be- 
trags der  Rente  entrichtet,  von  den  Berechtigten  aber  nicht  angenommen 
worden  sind,  zunächst  zur  Tilgung  der  freiwilligen  Anleihe  von  1848, 
überhaupt  aber  zur  Tilgung  hochzinsender  Staatsschulden  verwendet 
werden. ') 

7)  Würden  alle  diese  Einnahmen  den  etatsmässigen  Bedarf  der  Staats- 
schuldentilgungscasse  nicht  decken,  so  hat  die  Generalstaatscasse  den 
erforderlichen  Zuschuss  zu  leisten.  ^ 


*)  Gesetz  vom  7.  Mai  1856,  Ges.-SammL  S.  334. 

^  Verordnimg  vom  17.  Janr.  1820,  §.  VII,  Nr.  1,  Ge8.-SammL  S.  12.  YergL  auch 
Yer&ssungBurkunde  vom  31.  Jam-.  1850,  Art  59. 

»)  Yerordimng  vom  17.  Jam:.  1820,  §.  YII,  Nr.  2. 

^)  Ebendaselbst,  Nr.  3. 

'^)  Gesetz  vom  31.  März  1852,  G^.-Samml.  &.  90.  Gesetz  vom  30.  April  1855,  Ges.- 
SammL  S.  251.  Gesetz  vom  21.  Mai  1855,  das.  S.  310.  Gesetz  vom  7.  Mai  1856,  Ges.- 
Samml.  S.  402.   Gesetz  vom  10.  Mai  1858,  Ge8.-SammL  S.  270. 

^  Gesetz  vom  7.  Mai  1856,  Ge8.-Samml.  S.  334. 

^  Gesetz  vom  7.  Mai  1851,  (}e8.-SammL  S.  237.  Gesetz  vom  2.  März  1850,  §.  9 
und  62,  Ge8.-SammL  S.  113  und  127. 

^  Gesetz  vom  24.  Febr.  1850,  §.  7,  Ges.-Samml.  8.  59. 
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Als  Tilgungsmodus  ist  in  so  lange,  als  derCours  der  Staatspapiere  unter 
pari  steht,  der  Rückkauf  an  der  Börse  angeordnet.  Erreichen  oder  über- 
steigen sie  aber  den  Pari-Cours,  so  findet  Yerloosjong  statt ')  Eine  Ausnahme 
macht  selbstverständlich  auch  hier  die  Prämienanleihe  yon  1855,  welche  ihrer 
Natur  nach  nur  im  Wege  der  Verloosimg  getilgt  werden  kann.  Ausserdem 
besteht  für  die  Anleihe  von  1856  gemäss  Vertrags  mit  der  preuss.  Bank  die 
Bestimmung,  dass  letztere  berechtigt  ist,  den  ausgesetzten  Tilgungsfonds  yon 
100,000  Thlr.  nebst  Zinserspamissen  zum  Bückkauf  von  Obligationen  jener 
Anleihe  zu  verwenden  und  diese  al  pari  an  die  Staatsverwaltung  abzuliefern. 
Sie  muss  jedoch  von  diesem  Bechte  für  die  eine  Jahreshälfte  bis  1.  Juni,  für 
die  andere  bis  1.  Dec.  jeden  Jahres  Gebrauch  gemacht  haben,  widrigenfalls 
Verloosung  eintritt  *)  Endlich  unterliegen  die  vom  Staat  übernommenen  Eisen- 
bahn-Actien  und  Obligationen  denjenigen  TDgungsbestimmungen ,  wie  sie  von 
den  früheren  Gesellschaften  eingegangen  wurden. 

§.  30. 
Sicherheitsobjecte  für  die  preuss.  Staatsschuld  (Staats-Grundkräfte). 

Die  mehrfach  angezogene  Verordnung  vom  17.  Januar  1820  bezeichnet  in 
§.  m  als  Garantie  für  die  sämmtlichen  damals  fixirtcn  Staatsschulden  ^das 
gesammte  Vermögen  und  Eigenthum  des  Staats  im  ganzen  Umfange  der  Mo- 
narchie, mit  Ausschluss  derjenigen  Domänen  und  Forsten,  welche  zur  Auf- 
bringung des  jährlichen  Bedarfs  von  2,500,000  Thlr.  (wovon  ein  grösserer  Theil 
in  Gold,  daher  2,573,099  ThLr.  Courant)  für  den  Unterhalt  der  kgl.  Familie 
erforderlich  sind.*^ 

Neben  diesem  unmittelbaren  Staatsvermögen  haftet  aber,  wie  wir  gesehen 
haben,  der  Staat  als  Corporation  für  die  gesammte  Staatsschuld.  Es  kommt 
alBO  als  weiteres  Sicherheitsobject  die  Steuerb*aft  seiner  Angehörigen  in  Betracht 

Was  zunächst  das  Staatsvermögen  im  engern  Sinne  anbelangt,  so 
stellen  wir  dessen  Werth  mittelst  Erhebung  und  CapitaHsirung  seines  Beiner- 
trags fest,  wozu  wir  die  erforderlichen  Daten  den  amtlichen  Specialnach Wei- 
sungen zum  Staatshaushaltsetat  für  1859  entnehmen.^)  Bei  der  Capitalisirung 
wei^ien  wir  mit  Bücksicht  darauf,  dass  Domänen  und  Forsten  überhaupt 
und  zumal  in  Staats-Begie  nur  eine  geringe  Beinertragsrente  abwerfen,  diese 
Objecto  unter  Zugrundlegung  eines  Zinsfiisses  von  SVa^o,  gutsherrliche  Leistun- 
gen, welche  in  Preussen  zum  18fachen  Maassstabe  ablösbar  sind,  unter  Beach- 
tung dieses  Umstandes  nach  einem  Zinsfusse  von  57o,  und  industrielle  Unter- 
nehmungen aller  Art  auf  Grundlage  des  gleichen  Zinsfusses  berechnen.  Es  war : 


Bestand  im  Jahre  1859. 


Keinertrag. 
TMr. 


Capitalwerth 


Thlr. 


L  DoBioen  and  Porsteo : 
1)  Gutsherrl.  Hebungen  u.  Hebungen  v.  ver- 
äusserten Domänenobjecten  2,764,716  Thlr. 
ab  Kosten  aus  dem  gutsherrl. 
Verhältniss 100,850     „ 


2,663,866 


53,277,320 


»)  Verordnung  vom  17.  Janr.  1820,  §.  VI,  Ge8..SammL  S.  11. 
*)  Vertrag  vom  28.  Janr.  1856  und  Gesetz  vom  7.  Mai  1856,  Ge8.-Samml.  8.  384. 
>)  Anlagen  zum  Staatshaushaltsetat  für  1859,  Bd.  L  S.  17—25,  28—52,  167—190, 
191—197,  200—203,  206—209,  212—296,  302— 864«^. 
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Bestand  im  Jahre  1859. 


Reinertrag. 
Thlr. 


Capitalwerth 


Thlr. 


2)  DomäDengrundstücke:  1,164,296  Mor- 
gen; Nutzung  des  Bemsteinregals ;  Zinsen 
von  Activcapitalien  (16,833  Thlr.) ;  Festungs- 
reyenüen  und  Yerschiedenee,  mit  einem  Roh- 
ertrag von    2,174,293  TUr. 

3)  Forsten:  8,065,984 Morgen, 
wovon  840,528  Morgen  nicht 
nutzbar  und  83,449  zur  Ver- 
äusserung  und  Servitutenab- 
lösung vorbehalten,  mit  einem 
Rohertrag  incl.  Nebennutzun- 
gen von  6,325,000  TWr. 


zus.  Domänen  und  Forsten  8,499,293  Thlr. 
Ab:  Betriebs- u. Erhebungs- 
kosten : 

a)  von  Domänen     71 3,460  Thlr. 
u.  extraordinär    56,000    „ 

b)  von  Forsten  3,065,000    „ 
u.  extraord.      177,000    , 

c)  Centralver- 
waltg.abzüigl. 
1,884  Thlr. 
Einnahmen         78,056    ,^ 


4,089,516  Thlr. 
11.  Iiiiistrielle  lliterieliBsi|ei : 
1)  Post-,    Gesetzsammlungs-    und    Zel- 
tungsverwaltung: 

Roheinnahme 11,376,000  TUr. 

Betriebs-  und  Verw.-Kosten    9,782,455     „ 


2)  Telegraphenverwaltung: 

Roheinnahme 788,600  Thlr. 

Betriebs-  und  Verw.-Kosten    531,675     „ 

3)  Porzellain-Manufaetur  in  Berlin: 

Roheinnahme 157,500  Thh«. 

Betriebskosten 137,500     „ 

4)  Gesundheitsgeschirr-Manufactur  da- 
selbst: Rohertrag  ....  84,500  TUr. 
Betriebskosten 74,900     „ 

5)  Berg-,  Hüttenwerke  und  Salinen:*) 


4,409,777 

1,593,545 

256,925 

20,000 

9,600 


3V« 


125,993,630 

31,870,900 

5,138,500 

400,000 

192,000 


')  Es  waren  im  Betrieb: 
hn  Brandenburg-Freassischen  District: 
„    SchlesiBchen  „ 

„    Sächsisch-Thüringen^schen       „ 
y,   Westphälischen  ^ 

.   Eheinischen  - 


Gruben: 

HüttenweAe: 

Salinen : 

1 

7 

1 

6 

6 

— 

10 



8 

2 

— 

3 

19 

1 

2 

38 


14 


14 
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Bestand  im  Jahre  1859. 

Reinertrag. 
Thlr. 

Gapitalwerth 
»          Thlr. 

Roheiimahme 13,926,386  Thlr. 

Betriebs-  und  Verwaltungs- 
kosten incl.  144,350  Thlr. 
Extraordinarium  ....  10,855,209     „ 

6)  Eisenbahnen;')  Roheinnahme, einschliess- 
lich der  Zinsen  und  Dividenden  aus  den  vom 
Staate  erworbenen  Actien  von  Privateisen- 
bahnen (187,410  Thb.)  .     .  9,413,210  Thlr. 
Verwaltungs-  und  Betriebs- 
kosten excl.  der  im  Laufen- 
den verrechneten  Bau-  und 
Anlagekosten  ä875,464Thh-. 
und  der  zum  Ankauf  von 
Actien  bestimmten  und  dem 
Eisenbahnerträgnisse      ent- 
nommenen 887,035  Thhr.    .  5,844,835     „ 

3,071,177 
3,568,375 

5 
5 

61,428,540 

71,367,500 

Summe  des  Staatsvermögens 

Hievon  ab:  die  auf  die  Domänen  und  Forstep 
radicirte   Krondotation  k    2,573,099   Thlr., 
welche   im  Jahre   1859  um  500,000  Thk. 
erhöht  wurde,  mit 

15,593,265 
3,073,099 

4 

349,663,390 

76,827,475 

Verbleibt  rentables  Staatsvermögen      .... 

12,520,166 

— 

272,835,915 

Rechnet  man  hiezu  noch  die  disponiblen  Betriebsfonds  der  verschiedenen 
Cassen,  die  Ausstände  und  Materialvorräthe  etc.,  so  ergibt  sich  mit  Sicherheit, 
dass  die  preussische  Staatsschuld  bis  jetzt  durch  das  unmittelbare  Staatsver- 
mögen vollständig  gedeckt  erscheint,  selbst  wenn  die  darauf  ruhenden  Lasten, 
wie  geschehen,  in  Abzug  gebracht  werden.  Die  reine  Rente  aus  dem  Staats- 
vermögen mit  circa  12  V«  Mill.  Thlr.  reicht  denn  auch  nicht  nur  zur  Verzin- 
sung der  gesammten,  zu  einem  grossen  Theil  niederzinsenden  Schuld  hin, 
sondern  gewährt  nahezu  auch  die  Mittel  zur  planmässigen  Tilgung  derselben. 
Der  BecUirf  für  die  Staatsschuld  ist  nämlich  im  Etat  für  1859  festgestellt, 
wie  folgt: 

1)  zur  Verzinsung    ....    9,057,721  TWr. 

2)  „    Tügung 3,930,087     „ 

zusammen 12,987,808     „ 

Würde  die  Tilgungsquote  in  Preussen,  wie  in  den  meisten  kleineren  Staaten, 
nur  VtVo  der  Schuld  ausmachen,  so  würden  die  Revenuen  des  Staats  Vermögens 
gegenüber  dem  ganzen  Erfordemiss  der  Schuld  noch  einen  Ueberschuss  gewäb*en. 


')  Der  Staat  besass  1859:  die  niederBohlesiBch-märkiBche,  die  Berlmer  Verbindunffs-, 
die  Ost-  (Kreuz-Danzig-Königsberg-  und  Krenz-Küstrin-Frankfurt) ,  die  westphälische- 
(Hamm-Warburg,  Münster-Hamm,  Münster-Rheine  und  Rheine-Osnabrück)  und  die 
Saarbrücker  Bahn  im  Betrieb,  mit  180  Meilen.  Von  Privatbahnen  hatte  er  durch  den 
besonders  gebildeten  Eisenbahnbaufonds  2,012,000  Thlr.  Actien  an  sich  gekauft  Ausser- 
dem besass  er  an  Actien:  1  MiU.  Thlr.  Bergisch-Märkische,  4,207,800  Thhr.  Köhi-Min- 
dener,  2,052,800  Thlr.  Oberschlesische  und  1,007,500  Thhr.  Stargard-Posener. 
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Dagegen  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  das  preussische  Gesetz  die  Yeraus* 
sening  des  Staatsyermögens  gestattet  und  auch  die  Verfassung  in  dieser  Hin- 
sicht kein  Hindemiss  in  den  Weg  legt  Die  Regierung  hat  Yon  dem  ihr 
zustehenden  Yeräusserungsrecht  ausgedehnten  Gebrauch  gemacht  Die  Erlöse 
aus  dem  Staatsvermögen  sind  zwar,  wie  wir  gesehen  haben  j(§.  29)  zur  Schul- 
dentilgung bestimmt,  werden  aber  im  laufenden  Etat  unter  den  gewöhnHchen 
Einnahmen  eingebracht  ^)  Dadurch  vermindert  sich  in  Wahrheit  die  Schulden- 
tilgung, oder  genauer  die  durch  die  Tilgung  beabsichtigte  Yermehrung  und 
Erleichterung  des  reinen  Actiwermögens,  je  um  den  Betrag  der  Erlöse  aus  , 
Staatseigenthum,  welche  andererseits  vom  rohen  Actiwermögen  abgehen.  Doch 
ist  die  Ertragsrente  des  Staatsvermögens  trotz  der  stattgehabten  Yeräusserun- 
gen  stets  gestiegen  und  es  wird  namentlich  auch  durch  das  System  der  allmä- 
ligen  Erwerbung  von  Eisenbahnactien  eine  Yermehrung  des  Staatsvermögens 
durch  den  einstigen  Heimfall  der  fraglichen  Bahnen  bevnrkt. 

Koch  ist  hier  des  sogenannten  Staatsschatzes  Erwähnung  zu  thun.  Schon 
die  früheren  Herrscher  Preussens  richteten  fortwährend  ihr  Augenmerk  auf 
Ansammlung  eines  haaren  Staatsfonds,  welcher  jeden  Augenblick  die  Mittel 
zur  Schlagfertighaltung  des  preussischen  Heeres  gewähren  sollte.  Als  Friedrich 
der  Grosse  starb,  hinterliess  er  trotz  seiner  Kriege  einen  Schatz  von  70  Mill. 
Thaler.  Nach  vielfachen  Yerändenmgen  im  vorigen  Jahrhunderte  wurde  der- 
selbe indessen  durch  die  französischen  Kriege  am  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
völlig  aufgezehrt.  Durch  Cabinetsordre  vom  17.  Janr.  1820  *)  bestimmte  jedoch 
König  Friedrich  Wihelm  HI.  wiederum,  dass  Ersparnisse,  welche  im  Laufe  der 
Yerwaltung  ermittelt  würden,  sowie  die  Resteinnahmen  bis  1819  nebst  allen 
dem  Staate  zugehörigen  Beständen  der  Hauptcassen  in  Baar  oder  Effecten^ 
femer  die  für  den  Staatshaushalt  entbehrlichen  Mehreinnahmen  der  laufenden 
Yerwaltung  und  alle  zufalligen  Einnahmen  gesammelt  und  zu  Bildung  eines 
Staatsschatzes  abgeliefert  werden  sollen.  Bestunmung  des  Schatzes  sollte  ledig- 
lich sein:  „die  Streitfähigkeit  der  preussischen  Monarchie  gegen  Angriffe  von 
Aussen,  ihre  politische  Macht  inmitten  von  Staaten,  die  ihr  an  Grösse  und  Be- 
völkerung weit  tiberlegen,  zu  erhöhen,  und  die  Mittel  stets  zur  Hand  zu 
haben,  um  mit  ihren  Heeren  womöglich  überall  zuerst  auf  dem  Kampfplatz 
zu  erscheinen,  ohne  das  Yolk  alsogleich  mit  den  Kriegslasten  beschweren  zu 
müssen.*^  Der  Staatsschatz  sollte  daher  immer  baar  in  gemünztem  Gelde  vor- 
handen sein. 

Demgemäss  wurde  wirklich  ein  Staatsschatz  gesammelt,  welcher  Ende  1847 
noch  19,433,968  Thlr.  betrug.  Schon  vorher  sind  aber  aus  demselben  fremd- 
artige Ausgaben  geleistet  worden  und  die  Finanzbedrängnisse  von  1848  bis 
1852  hatten  den  Rest  desselben  vollends  aufgezehrt  Neuester  Zeit  wurden 
aber  von  den  Erübrigimgen  der  nicht  vollständig  erforderlich  gewesenen  Kri^- 
anleihen  wiederum  Theüe  derselben  an  den  Staatsschatz  abgeführt.  Die  Be- 
stände desselben  betrugen  daher  1859  13,574,064  Thlr.,  in  welchem  Betrage 
sie  zu  den  Rüstungen  bestimmt  wurden.  Da  aber  das  Erträgniss  der  Militär- 
anleihe von  1859  die  Kosten  der  Mobilmachung  deckte,  so  wurden  daraus 
wieder  12  Mill.  Thb.  an  den  Staatsschatz  abgegeben. 

Bezüglich  der  Steuerkraft  des  preussischen  Staats  lässt  sich  sagen,  dass 
dieselbe  möglichst  entwickelt  und  ergiebig  gemacht  ist.  Die  Monarchie  um- 
£EU3st  5,103®*  Quadratmeilen  mit  einer  Bevölkerung  von  nahe  an  18  Mill.  Seelen.  *) 


0  Es  wurden  exigirt:  IS51:  1  MilL,  1852:  1,6  Hill,  1853  und  1854  je  2  MüL,  1855 
und  1856  je  V/n  Mill.,  1857:  1,3  MiU.,  1858  und  1859  je  1  Mill.  Thlr. 
»)  Ge8.-Samml.  S.  23. 
3)  VergL  Hübner,  Jahrb.  5.  Jahrg.,  H.  Abth.,  8.  43;  Kolb  a.  a.  0.  S.  141  fL  Die 
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Das  in  landwirthschaftlicher  Benützung  stehende  Gelände  beträgt  57,544,711 
Morgen.  Den  Rohertrag  desselben  schätzt  das  Landesoconomiecollegium  (1851) 
anf  332,550,000  Thlr.  Geldwerth.  Der  Versicherungswerth  der  Gebäude  betrug 
1852:  1162,610,117  Thh*.*)  Die  Berg-  und  Hüttenwerke  förderten  1858  einen 
Werth  von  117,746,527  Thlr.  zu  Tage.^  Das  ganze  Land  war  gleichzeitig 
mit  650,72  Meilen  Eisenbahnen,  794  Meilen  Telegraphen  und  1299  Handels- 
schiffen versehen.  Das  Nationaleinkommen  wird  zu  978,800,000  Thlr.  ge- 
schätzt *)  In  den  westlichen  und  südlichen  Provinzen  blühen  Handel  und 
Gewerbe  in  schönem  Flor  und  es  ist  sowohl  die  Begierung  als  der  grösste 
Theil  der  Einwohner  seit  lange  beflissen  gewesen,  die  Quellen  des  Wohlstandes 
zu  öffnen  und  nachhaltig  flüssig  zu  erhalten.  Ebendesshalb  hat  Preussen  von 
Jeher  eine  bedeutende  Steuerloraft  bethätigt,  ohne  welche  es  nicht  möglich 
gewesen  wäre,  die  Stellung  zu  erwerben  und  zu  erhalten,  die  es  einnimmt 
Diese  SteUung  als  europäische  Grossmacht,  obgleich  Umfang  und  Bevölkerung 
des  Staats  den  übrigen  Grossmächten  weit  nicht  gleichkommen,  nicht  minder 
4lie  Lage  zwischen  den  grössten  Militärmonarchien  des  Oontinents  und  die 
eentralisirte  und  vielseitige  Regierungsmaschinerie  —  stellen  aber  auch  grosse 
Anforderungen  an  die  Steuerkraft  des  preussischen  Volkes,  yjyas  preussische 
Heer  ist  das  preussische  Yolk  in  Waffen;^  es  verschlingt  aber  ebendesshalb 
bei  aller  Sparsamkeit  grosse  Summen,  welche  neuerdings  um  nicht  weniger  als 
9  Mül.  Thlr.  jährlich  erhöht  werden  mussten.*)  Daneben  belastet  es  die  Provinzen, 
Kreise,  Gemeinden  und  die  Familien  auf  indirecte  Weise  mehr,  als  die  Heere 
anderer  Staaten. ')  Die  Folge  der  Grossmachtsstellung  Preussens  war  daher 
stets  eine  verhältnissmässig  hohe  Besteurung.  Dass  gleichwohl  der  Staatshaus- 
halt in  musterhafter  Ordnung  erhalten  blieb,  gereicht  der  Be^erung  ebenso 
zur  Ehre,  wie  es  als  Beweis  einer  zähen  Lebens-  und  einer  ergiebigen  Steuer- 
Kraft  des  preuss.  Volkes  gelten  kann.  Dennoch  müsste  eine  fortdauernde  Stei- 
gerung der  Ausgaben  im  Verhältniss  der  letzten  10  Jahre  am  Ende  zur  Er- 
schöpfung und  zu  denselben  Finanzzuständen  führen,  wie  sie  leider  in  andern 
Grossstaaten  längst  bestehen,  d.  h.  zur  Deckung  des  Staatsaufwands  durch 
fortwährende  HMfe  des  Credits.  Eine  Steigerung  der  Steuerkraft  dürfte  in 
Preussen  nur  durch  endliche  Aufhebung  der  —  im  Widerspruch  mit  der  Ver- 
fassung immer  noch  bestehenden  Steuerbefreiungen  möglich  sein. 

§.  31.    ^ 
Finanzlage  des  preuss.  Staats. 

Wir  haben  bei  unsem  historischen  Rückblicken  zu  bemerken  Gelegenheit 
^habt,  dass  die  preussische  Regierung  im  Jahre  1820  mit  allem  Ernste  an 
die  Ordnung  des  damals  in  Fo^e  der  verausgegangenen  Kriege  und  Zer- 
stückelung des  Landes  zerrüttet  gewesenen  Staatshaushalts  ging.    Es  wurde 


2ählungenergaben:1845: 15,904,737,1849:16,381,187,1852:16,935,420,1855:17,202,881 
und  1858:  17,739,915  Seelen,  wonuiter  15,428,551  Deutsche. 

>)  Hühner,  Jahrb.,  ft.  Jahrg.,  L  Abthlg.,  8.  80—81. 

^  Kolb,  a.  a.  0.  S.  160. 

*)  Daselbst  8.  166.    Andere  Schätzungen  greifen  hnit  Recht  viel  höher. 

^)  Gesetz  vom  27.  Juni  1860,  Ge8.-SammL  S.  245. 

^)  VergL  z.  B.  Gesetz  vom  27.  Febr.  1850,  betreffend  die  Unterstützung  der  be- 
dürftigen Familien  zum  Dienste  einberufener  Reserve-  und  Landwehrmannwohaften, 
Ges.^amml.  8.  70. 
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nicht  nur  die  Staatsschuld,  wie  wir  gesehen  hahen,  unabänderlich  fixirt,  son- 
dern auch  ein  fixer  Staatshaushaltsetat  mit  genau  50  Mill.  Thlr.  Reinein- 
nahme und  Ausgabe  aufgestellt.    Der  König  sprach  dabei  aus: 

„Die  vorstehend  von  Mir  als  Bedarf  bei  der  laufenden  Verwaltung  an- 
genommene Summe  darf  unter  keiner  Bedingung  erhöhet  werden.    Die 
Chefs  der  einzelnen  Verwaltungen  sind  Mir  dafür  persönlich   und  das 
gesammte  Staatsministerium   insbesondere   um   so  mehr  verantwortlich, 
als  die  von  Mir  verwilligte  Summe  im  Ganzen  zu  den  in  den  bisherigen 
Etatsnachweisungen  angegebenen  Zwecken  ausreichen  wird.***) 
An  der   festgesetzten  Bedarfsumme  sollten   indessen  durch  Vereinfachung 
des  Haushalts  weitere  Ersparnisse  erzielt  und  neben  den  überschüssigen  Rest- 
einnahmen bis  1819,  sowie  sämmtlichen  Bestanden  der  Hauptcassen  und  allen 
künftigen  Mehreinnahmen  zu  einem  Staatsschatze  gesammelt  werden.  (Vergl.  §.30). 
Femer  verordnete  der  König: 

,,Damit  Jedermann  von  dem  wahren  Zustande  der  Finanzen  des  Staats 
vollständig  unterrichtet  werde,  und  sich  überzeuge,  dass  nicht  mehr  an 
Abgaben  gefordert  werde,   als  das  dringende  Bedürfhiss  für  die  innere 
und  äussere  Sicherheit,   sowie  zur  Erfüllung  der  zum  wahren  Vortheile 
und  zur  Erhaltung  des  Staats  eingegangenen  Verpflichtungen  unumgäng- 
lich nöthig  macht,    so  soll  der  bereits  erwähnte  Hauptfinanz-Etat  nach 
erfolgter  Prüfung  und  FeststeUung  ebenfalls  zur  öffentlichen  Kenntniss 
kommen,    und  auch  mit  dieser  Kundmachung  von  3  zu  3  Jahren  fort- 
gefahren werden."  *) 
Wie  aber  so  manche  unter  dem  Eindrucke  der  grossartigen  Volkserhebung 
von  1813  und  den  folgenden  Jahren  gefasste  edle  Entschliessung  unausge- 
führt blieb,    so  kamen  auch  diese  Verordnungen  nur  sehr  unvollständig  zur 
Durchführung.     Schon  die  Veröffentlichungen  der  Etats  geschah  mit  laconi- 
scher  Kürze  und  obgleich  durch  Cabinetsordre  vom  21.  Febr.  1829  dem  Staats- 
ministerium  anheim   gegeben   wurde,   die   erforderlichen  Erläuterungen   zum 
Etat   durch    die  Amtsblätter   bekannt   machen  zu  lassen,  „damit  der  Zweck 
vollständig  erreicht  und  Jedermann  die  Einnahmen  und  Ausgaben  näher  ver- 
ständlich werden:"   so  Hessen  doch  diese  Erläuterungen  bis  zum  Jahre  1844 
auf  sich  warten.    Eine  Folge  der  berührten  Fixirung  des  Ausgabeetats   und 
der  angeordneten  Sammlung  eines  Staatsschatzes  war  aber  die  Theilung  des 
Staatshaushaltsetats    in   einen  Öffentlichen  und  einen  geheimen.    Anstatt 
die  Einnahmen,  beziehungsweise  die  Steuern  nach  Maassgabe  des  wirklichen 
Staatsbedarfs   zu   bemessen   und   solche   zu   ermässigen,    nachdem   sie   einen 
Ueberschuss  gewährten,   wie  es  anderwärts  geschah,   behielt  man  die  einmal 
normirten  Einnahmsquellen  bei.     Um  aber  nicht  in  Widerspruch  mit  jenem 
feierlich  gegebenen  Versprechen  zu  gerathen,  wonach  der  Etat  nicht  erhöht 
werden  sollte,  schied  man  von  der  Einnahme  und  Ausgabe  einen  gewissen 
Theil  aus,   welcher  der  festgestellten  Etatssumme  entsprach,   imd  dieser  ge- 
langte an  das  Licht  der  Oeffentlichkeit.    Der  andere  Theil  blieb  der  Dispo- 
sition der  Regierung  anheimgesteUt.    Dass  auf  diese  Weise  die  oben  darge- 
legten Absichten  des  Königs  nicht  erfüllt  werden  konnten,    ist  für  sich  klar. 
Uebrigens  wurde  selbst  in  den  veröffentlichten  Etats,    welche   in  Einnahme 
und  Ausgabe   stets   gleich   abschlössen,   die   1820  als  unüberschreitbar  fest- 
gestellte  Summe   nicht   eingehalten,    und   die   daneben   geführten   geheimen 


')  Cabmetsordre  vom  17.  Janr.  1820,  Pct.  I,  Öe8.-Sanmü.  8.  22. 
*)  Ebendaselbst,  Pct  n,  Ge8.-SammL  8.  28. 
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Etats  entzifferten  sogar  noch  grössere  Summen,  als  jene  (wobei  jedoch  zu  be- 
r&cksichtigen  ist,  dass  die  Restbestände  darunter  inbegriffen  waren).  Nach 
den  Erhebungen  v.  Reden's  *)  betrug : 


Die  Endsunune  des  yeroffentlichten 

Die  Endsumme  des 

Die  wirkliche  reine 

Etats. 

geheimen  Etats. 

etatsmäsnge  Einnahme. 

1821     .     . 

.    .    50,000,000  Thlr. 

Nicht  bekannt  ge- 

Nicht veröffentlicht. 

worden. 

1829     .     . 

.     .     50,796,000 

yf 

dto. 

dto. 

1832     .     . 

.    .     51,287,000 

Jf 

dto. 

dto. 

1835    .     . 

.    .     51,740,000 

1t 

dto. 

dto. 

1838    .     . 

.     .     52,681,000 

„ 

dto. 

dto. 

1841     .     . 

.     .     55,867,000 

1) 

62,925,990  Thh«. 

70,040,942  Thlr. 

1844     .     . 

.     .     57,677,194 

7) 

65,239,135      „ 

73,731,546      „ 

1847     .     . 

.     .     64,033,697 

n 

— 

70,972,105      „ 

Nach  diesen  Ziffern  hätte  der  Staatsschatz,  der  aus  den  Einnahmen  der 
geheimen  Gebahrung  zu  bilden  war,  eine  bedeutende  Summe  erreichen  sollen;  wie 
wir  aber  gesehen  haben,  betrug  derselbe  1847  nicht  mehr  aJs  19,433,968  Thlr.,  *) 
weil  er  theilweise  zweckgemäss  zu  Kriegsrüstungen  (1 8"^/ si),  theils  aber  auch  zu 
fremdartigen  Zwecken,  wie  z.  B.  zum  Adsauf  von  Eisenbalmactien,  zu  Strassen- 
bauten,  Landesverbesserungen  und  dergl.  verwendet  wurde.  Immerhin  bezeich- 
net aber  die  Ziffer  des  Staatsschatzes  am  Ende  des  Jahres  1847  das  Ender- 
gebniss  der  Finanzgebahrung  während  der  Friedensperiode  von  1820—1847 
und  die  Finanzlage  am  Schlüsse  derselben.  Sie  konnte  mit  Eecht  im  Vergleich 
mit  den  übrigen  Grossmächten  glänzend  genannt  werden,  denn  neben  der  Be- 
streitung aller  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Staatsbedürinisse  war  die 
Tilgimg  der  Staatsschuld  rüstig  fortgeschritten  und  eine  haare  Erspamiss  von 
über  19  Mill.  Thlr.  vorhanden. 

Anders  gestaltete  sich  freilich  die  Lage  seit  1848  auch  in  Preussen.  Von 
da  an  schloss  jedes  Jahr  mit  einem  Deficit  ab,  und  es  dauerte  dieser  Zustand 
bis  in  die  neueste  Zeit  herein.  Erst  die  Staatsrechnung  für  1856  ergab  einen 
geringfügigen  Ueberschuss  von  264,834  Thlr.,  die  Rechnung  für  1857  aber 
einen  namhafteren  von  2,103,915  Thlr.  Ln  „Vorbericht  zum  Staatshaushalts- 
etat für  das  Jahr  1859^  bemerkt  der  Finanzminister  diesfalls  Folgendes: 

.Die  Lage  unseres  Staatshaushalts  hat  sich  seit  dem  Jahre  1857  wesent- 
lich günstiger  gestaltet  Während  bis  dahin  eine  Reihe  von  Jahren 
hindurch  die  Staatsbedürinisse  nicht  mit  den  gewöhnlichen  Staatseinnah- 
men gedeckt  werden  konnten,  sondern  hierzu  ausserordentliche  Hülfs- 
mittel  erforderlich  waren,  haben  im  Jahr  1857,  wie  die  dem  vorliegenden 
Staatshaushaltsetat  beigefügte  Uebersicht  der  gesammten  Staatseinnahmen 
und  Ausgaben  des  Jahres  1857  das  Nähere  ergibt,  die  ordentlichen  Staats- 
einnahmen die  Mittel  zur  Deckung  der  sämmtlichen  Staatsausgaben  des 
genannten  Jahres,  einschliesslich  der  verbliebenen  Ausgabe-Rückstände, 
geboten  und  ausserdem  einen  Ueberschuss  von  2,103,915  Thlr.  gewährt 
Die  Rechnungsergebnisse  des  Jahres  1858  sind  zwar  noch  nicht  vollstän- 
dig zu  übersehen,  indess  ist  mit  Grund  zu  hoffen,  dass  dieselben  eine 
weitere  Steigerung  der  Einnahmen  ergeben  und  im  Ganzen  ein  nicht 
weniger  günstiges  Resultat  hefem  werden,  als  das  Jahr  1857.'^ 


»)  A  a.  0.  8.  95. 

^  Vergl.  V.  Reden  a.  a.  0.  8.  99  und  360.  In  der  Periode  von  1$20— 1848  flössen 
dem  Schatze  84,246^82«  Thlr.  zu,  wogegen  aus  semen  Mitteln  14,812,860  Thk.  grössten- 
fheÜB  1880/31  zu  KriegsrOstungen  entnonunen  wnrden. 
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Im  Budget  für  1859  hat  die  Begiening,  die  eingetretene  Besserung  der 
Finanzlage  benützend,  namhafte  Ausgabesteigerungen,  wie  die  Besoldungsanf- 
besserung  der  Staatsbeamten,  Erhöhung  der  Krondotation  etc.  eingebracht  und 
da  dasselbe  noch  vor  den  Kriegsereignissen  aufgestellt  wurde,  die  Folgen  der 
letzteren  noch  nicht  berücksichtigt  Es  ist  daher  vorauszusehen,  dass  das  Jahr 
1859  ein  giinstiges  Resultat  nicht  liefern  wird,  obgleich  neben  der  budget- 
massigen  Einnahme  ein  ausserordentlicher  Steuerzuschlag  von  25Vo  zur  Ein- 
kommens-, Classen-,  Mahl-  und  Schlachtabgabe  und  ein  Anlehen  von  30  Mill.  Thlr. 
zur  Deckung '  der  Kosten  der  Kriegsbereitschaft  verfügt  wurden.  *)  Ebensowenig 
kann  das  Jahr  1860,  in  welches  die  kostspielige  Armee-Reform  fallt,  zu  deren 
Durchführung  ein  besonderer  Credit  von  9  MiU.  Thlr.  gewährt  wurde,  *)  befrie- 
digend abschliessen. 

Wenn  daher  die  Finanzlage  des  preussischen  Staats  seit  dem  Jahre  1848 
eine  bedrängte  war,  und  es  in  neuester  Zeit  in  Folge  der  ausserordentlichen 
Anstrengung  zur  Aufrechthaltung  seiner  Grossmachtsstellung  noch  mehr  ist; 
so  theilt  er  nur  das  Schicksal  sänmitlicher  örossmächte  Europa's.  Wohin  frei- 
lich dieser  Zustand  schliesslich  fahren,  wie  lange  die  enorme  Steigerung  der 
Staats-  und  namentlich  Armeebedürfhisse  möglich  und  bis  zu  welchem  Grade 
die  unnatürliche  Spannung  der  Kräfte  auszudehnen  sein  wird,  woUen  wir 
nicht  entscheiden.  Preussen  hat  in  seiner  finanziellen  Vergangenheit  übrigens 
einen  wichtigen  Hebel  des  Credits  in  Bewegung  zu  setzen,  welcher  die  sonst 
obwaltende  Ungleichheit  der  Kräfte  zu  paralysiren  geeignet  sein  mag. 

Zum  Belege  des  Gesagten  und  zur  Vervollständigung  des  Gesammtbildes 
geben  wir  in  der  angebogenen  Tafel  eine  Zusammenstellung  der  Staatseinnah- 
men und  Ausgaben  von  den  Jahren  1850  bis  1860  auf  Grundlage  der  aufge- 
steUten  Etats,  welcher  wir  Folgendes  beifügen : 

1)  Von  1852  an  ist  die  Krondotation  in  dem  amtlichen  Budget  nicht  mehr 
in  Ausgabe  gestellt,  sondern  in  Einnahme  vom  Ertrag  der  Domänen 
und  Forsten  in  Abzug  gebracht.  Wir  haben  dieselbe  als  unzweifelhafte 
Staatsausgabe  überall  der  Ausgabe  zugerechnet  imd  es  erscheint  daher 
die  Endsumme  unserer  Zusammenstellung  von  1852  — 1860  sowohl  in 
Einnahme  als  in  Ausgabe  um  2,573,899  Thlr.  höher,  als  die  amtHche 
Budget-ZiflTer. 

2)  Unter  den  einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben  des  preussischen 
Budgets  sind  nicht  diejenigen  ausserordentlichen  Leistungen  begriffen, 
welche  anderwärts  in  den  ausserordentlichen  Etat  eingestellt  werden, 
wie  z.  B.  besondere  Kriegskosten  etc.  Diese  erscheinen  im  preussischen 
Budget  überhaupt  nicht,  sondern  werden  durch  besondere  Gesetze 
verwilligt  und  dem  Landtag  extra  nachgewiesen.  Bei  Vergleichungen 
mit  andern  Staaten  können  sonach  jene  „einmaligen  und  ausserordent- 
lichen" Ausgabsposten,  welche  jedes  Jahr  in  steigender  Summe  wieder- 
kehren, unbedenklich  dem  gewöhnlichen  Staatsaufwande  beigerechnet 
werden. 

3)  Die  Einnahme-Steigerung  in  den  Jahren  1855  und  1856  ist  bei  den 
directen  und  indirecten  Steuern  Folge  besonderer  Steuerzuschläge  zur 
classificirten  Einkommens-,  Classen-,  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 

4)  Die  wirklichen  Rechnungsergebnisse  weichen  begreiflich  von  den  in 
unserer  Tafel  enthaltenen  Voranschlägen  ab.  In  so  weit  es  uns  möglich 


>)  Gesetz  vom  21.  Mai  1859,  Ges.-Samnü.  S.  242  und  244.    KgL  Erl  vom  28.  ejsd., 
Ge8.-8amml.  8.  hl, 

*)  Gesetz  vom  27.  Juni  1860,  Ges.-Samml.  S.  278. 
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war,  uns  die  Abrechnungen  zu  verBoliaffen,  lassen  wir  die  Hanptsnmmen 
derselben  folgen.    Es  betrog 
iJahr    der  gesammte  Staats-    Die  ordentliche  Das  Deficit:  DerUeberschoss: 

aufwand :  Einnahme : 


1850 

:  130,013,270  Thlr. 

95,395,884  Thlr. 

84,617,386  Thlr. 

— 

1851 

110,928,924  „ 

100,490,697  „ 

10,438,227  „ 

— 

1852 

116,869,205  „ 

102,892,710  „ 

13,976,495  „ 

— 

1853: 

113,532,230  y, 

107,455,110  y, 

6,077,120  „ 

— 

1854 

:    123,098,529  „ 

111,704,564  „ 

11,393,965  „ 

— 

1856 

138,300,788  „ 

129,866,275  „ 

8,434,513  „ 

— 

1857: 

129,141,220  „ 

131,430,527  „ 

» 

2,289,307  Thh-. 

Diess  sind  die  Kesultate,  welche  sieh  nach  Ausscheidung  der  Restbestände 
Yon  früheren  Jahren  und  der  Einnahmen  aus  Anlehen  und  sonstiger  Schuld- 
Termehrung,  also  durch  die  laufende  Verwaltung  allein,  dagegen  mit 
Einrechnung  aller  ausserordentlichen  Ausgaben  ergeben.  Der  amtliche  Hech- 
nungsabschluss  zeigt  andere  Endziffern,  weil  er  die  Bestände  der  Yorjahre 
unter  den  Einnahmen  aufführt,  wie  er  auch  die  Zahlungsrückstande  früherer 
Perioden  den  Ausgaben  zurechnet  (Daher  weichen  die  oben  gegebenen  Daten 
des  Finanzministers  von  unseren  Ziffern  ab.)  Die  Erlöse  aus  Staats-Gütem 
und  GefaUen,  und  zwar  1850:  1,600,374;  1851:  2,222,545;  1852:  2,444,422; 
1853:  1,943,899;  1854:  1,682,556;  1856:  1,119,776  und  1857:  1,057,545  Thlr. 
haben  wir  indessen  unter  den  ordentlichen  Einnahmen,  gleich  der  amtlichen 
Aufstellung,  belassen.  Bechnet  man  sie  ab,  so  erhöht  sich  das  wahre  Deficit 
um  die  ebenangeführten  Summen.  Dem  gegenüber  ist  jedoch  zu  bemerken, 
dass  das  preussische  Budget  unter  den  ordentlichen  Ausgaben  auch  eine 
stehende  Eisenbahn-Dotation  aufführt,  welche  dem  Erlös  aus  Staatseigenthmn 
nahezu  die  Waage  hält,  und  anderwärts  durch  Eisenbahnanlehen  angebracht  wird. 


§.  32. 

Oesetoliche  Bestimmungen  über  Verjäbrung,  Amortisation  (Mortifica- 
tion),  Aussercourssetzung  und  Vindication  preuss.  Staatspapiere. 

Preussen  war  neben  dem  ChurfÜrstenthum  Sachsen  derjenige  deutsche  Staat, 
in  welchem  das  Institut  der  Inhaberpapiere  zuerst  aufkam  und  daher  für  die 
Gesetzgebung  Veranlassung  vorlag,  die  Eigenthümlichkeiten  desselben  beson- 
ders zu  regeln.  Wir  lassen  über  die  hier  in  Frage  kommenden  Rechtsyer- 
hältnisse  lediglich  den  Wortlaut  der  betreffenden  Gesetze  für  sich  sprechen. 
I.  Verjährung  betreffend. 

1)  Verordnung  vom  17.  Janr.  1820  §.  XVIL ')  „Um  der  Staatsschulden- 
verwaltungsbehörde zur  Unterhaltung  einer  ordnungsmässigen  und  über- 
sichtlichen Buchführung  alle  nur  möglichen  Mittel  zu  gewähren,  bei 
fortdauerndem  vieljähr^^en  Unterbleiben  des  Einziehens  fälliger  Zinsen 
von  Seiten  der  Inhaber  der  Schulddooumente  aber  die  Erreichung  dieses 
Zweckes  mit  mannigfaltigen  Schwierigkeiten  verbunden  ist;  so  finden 
Wir  es  unumgänglich  nöthig,  den  Verjährungstermin  bei  Zins- 
rückständen   von    Staatsschulddocumenten,    vom    Tage    der 


>)  Ge8.-SanimL  von  1820,  S.  14—15. 
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Yollziehung  dieser  Verordnung  ab,  auf  vier  Jahre  YOn  der 
Verfallzeit  an  gerechnet,  hierdurch  festzusetzen.** 
Diese  Bestimmung  galt  und  gilt  unbedingt  für  die  alte  Schuld.    Für  die 

seit  1848  neu  creirten  Anleihen  ist  sie  aber  in  besonderen  Gesetzen  ebenfalls 

als  anwendbar  erklärt  worden.') 

2)  Oesetz  vom  7.  Juni  1821,  §.  2: ")  „Die  in  der  Verordnung  vom  17.  Janr. 
V.  J.  wegen  der  Behandlung  des  gesammten  Staatsschuldenwesens  §.  17. 
festgesetzte  4jährige  Verjährungsfrist  der  verfallenen  und  ungehoben 
gebliebenen  Zinsen,  findet  auch  auf  die  Zinscoupons  der  Sächsischen 
Kammer-Credit-Cassen-Scheine  und  Steuer  -  Credit  -  Gassen  -  Obligationen 
(welche  von  Preussen  mit  der  Erwerbung  der  Provinz  Sachsen  über- 
nommen wurden)  Anwendung.* 

3)  Cabinetsordre  vom  18.  Septbr.  1822:*)  „Auf  den  Antrag  der  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden  bestimme  Ich  hiermit,  dass  alle  von  derselben 
zu  Staatsschuldverschreibungen  auszufertigende  Zinscoupons  mit  einem 
Vermerke  zu  versehen  sind,  in  welchem  die  Inhaber  derselben  von  der 
in  Meiner  Verordnung  vom  17.  Janr.  1820  vorgeschriebenen  vierjährigen 
Verjährungsfrist  unterrichtet  werden,  und  der  Tag,  mit  welchem  die 
rechtlichen  Folgen  derselben  eintreten,  angegeben  wird.** 

4)  Allgemeine  Gerichtsordnung,  Tit.  51,  §.  140:  „Sollte  endlich  auch  Je- 
mand wegen  der  mit  einem  solchen  Aufgebote  (zur  Amortisation)  ver- 
bundenen Kosten  darauf  anzutragen  Bedenken  finden;  so  steht  ihm  frei, 
von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  die  §.  125  beschriebene  erste  Bekannt- 
machung ergangen  ist,  den  zur  Verjährung  eines  Schuldinstru- 
ments überhaupt  nach  den  Gesetzen  erforderlichen  Zeit- 
raum  abzuwarten.* 

Hinsichtlich  der  Verjährung  von  Staatsschuldforderungen  ist  sohin  in 
Preussen  positives  Hecht:  dass  die  Zinscoupons  binnen  4  Jahren,  die 
Obligationen  aber  nach  Ablauf  der  gewöhnlichen  Verjährungs- 
frist von  30  Jahren  erlöschen;*)  dass  aber  die  kürzere  Verjährungsfnst 
der  Zinscoupons  auf  denselben  bemerkt  werden  muss. 
n.  Amortisation  (Mortification)  betreffend. 

1)  Das  allgemeine  Landrecht,  Theil  I,  Titel  16,  §.  730  spricht  im  Allge- 
meinen dem  Aussteller  eines  Inhaberpapiers  das  Hecht  zu,  Öffentliches 
Aufgebot  und  Mortificirung  zu  verlangen.*)  Das  Nähere  hierüber  ist 
in  mehreren  Specialgesetzen,  wie  folgt,  normirt : 

2)  Verordnung  vom  16.  Juni  1819:*)  „§.  1.  Jeder,  welchem  durch  Zufall 
ein  Staatsschuldschein  gänzlich  vernichtet  worden,  oder  verloren  gegan- 
gen, muss  diesen  Verlust  nach  dessen  Entdeckung  vor  allen  Dingen  der 
unter  dem  Schatzministerium  stehenden  Controle  der  Staatspapiere  (über 
die  jetzige  Organisation   der  Behörden  siehe  §.  28)  anzeigen,   wenn  er 


^)  Siehe  Gesetz  vom  7.  Mai  1851,  Ge8.-Siuniiil.  8.  287;  Gesetz  vom  28.  März  1852^ 
GeB.-SammL  S.  75;  Gesetz  vom  20.  Mai  1854,  Ge8.-SammL  S.  818;  Gesetz  vom  7.  Mai 
1855,  Ge8.-Sam]nl.  8.  269;  Gesetz  vom  7.  Mai  1856,  G^.-SanmiL  S.  384;  Gesetz  vom 
21.  Mai  1855,  G68.-Saininl.  S.  810;  Gesetz  vom  10.  Mai  1858,  Ge6.-Samml.  S.  270  und 
Gesetz  vom  2.  Juli  1859,  Ge8.-SammL  S.  365. 

^  Ge8.-Samml.  S.  96. 

^  Ge8.-Samml.  S.  213. 

*)  VergL  Kantze,  die  Lehre  von  den  Inhaberpapieren,  §.  142,  S.  646. 

»)  Daselbst,  §.  158,  S.  724—725. 

«)  Ge8.-Samml.  S.  157. 
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das  yerjorene  oder  em  anderes  P^ier  an  dessen  Stelle  wieder  zu  erhal- 
ten wünscht.* 

^§.  2.  Kann  derselbe  die  gänzliche  Yemichtung  des  Staatsschuld- 
scheins dergestalt  darthun,  dass  darüber  bei  dem  Schatzministerium 
kein  Zweifel  mehr  übrig  bleibt,  so  muss  ihm  ein  anderer  Schuldschein 
von  gleichem  Werthe  ausgehändigt  werden.* 

„§.  3.  Ob  der  Nachweis  in  dieser  Art  geführt  worden,  hängt  ledig- 
lich von  der  Beurtheilung  des  Schatzministeriums  ab.  Hat  dasselbe  daher 
noch  Zweifel  über  die  gänzliche  Vernichtung  des  verloren  gegangenen 
Staatsschuldscheins,  oder  ist  von  dem  letzten  Inhaber  desselben  über- 
haupt nicht  eine  solche  Art  des  Verlustes  behauptet  worden,  welche  es 
unmöglich  macht,  dass  das  angeblich  verlorene  Papier  wieder  zum  Vor- 
schein kommen  kann,  so  eignet  sich  die  Sache  zum  öffentlichen  Aufge- 
bote und  gerichtlichen  Amortisations verfahren.* 

„§.  4.  Dabei  sind  die  Vorschriften  des  §.  388  des  Anhangs  zur  allge- 
meinen Gerichtsordnung  zu  beobachten,  jedoch  was  die  Staatsschuld- 
scheine betrifft,  nur  mit  folgenden  näheren  Bestimmungen  und  Abän- 
derungen :  * 

„§.  5.  a)  Das  Aufgebot  selbst  muss  allemal  von  dem  Eammergericht 
in  Berlin  geschehen,  bei  welchem  daher  auch  der  Antrag  von  dem 
letzten  Inhaber  gemacht  werden  muss.* 

„§.  6.  b)  Dem  Aufg^ot  durch  Erlassung  der  Edictalladung  soll  jedes- 
mal eine  Bekanntraachimg  sowohl  durch  die  Berliner  Intelligenzblätter, 
als  auch  durch  die  derjenigen  Provinz,  wo  der  Verlust  sich  ereignet  hat, 
oder  wenn  für  diese  Provinz  keine  Intelligenzblätter  ausgegeben  werden, 
durch  die  Amtsblätter  derselben,  vorangehen,  mittelst  welcher  das  Publi- 
cum von  dem  Vorfall,  unter  genauer  Bezeichnung  des  Staatsschuldscheins 
mit  Benennung  des  sich  angebenden  Eigenthümers  benachrichtigt  wird» 
Diese  Bekanntmachung  muss  jedesmal  von  der  §.  1  genannten  Behörde 
ausgehen.* 

„§.  7.  c)  Nach  erfolgter  Bekanntmachung  wird  sechs  Zinszahlungs- 
termine hindurch  gewartet,  ob  sich  Jemand  mit  dem  angeblich  verlor- 
nen oder  vernichteten  Staatsschuldschein  meldet* 

„§.  8.  d)  Ist  bis  nach  verstrichenem  sechsten  Zinstermine  der  in  §.  1 
gedachten  Behörde  nicht  bekannt  geworden,  dass  der  Staatsschuldschein 
bisher  zum  Vorschein  gekommen  sei,  so  muss  sie  darüber  dem  Bethei- 
ligten, auf  sein  Ansuchen,  ein  schriftliches  Zeugniss  ertheilen.  Sobald 
derselbe  solches  beibringt,  und  zugleich  durch  Ueberreichung  der  Intel- 
ligenz- oder  Amtsblätter  nachweiset,  dass  die  in  §.  6  vorgeschriebene 
Bekanntmachung  gehörig  geschehen  sei,  ist  von  dem  Eammergericht  die 
formliche  Eldicttalladung  zu  erlassen,  und  darin  der  etwaige  Inhaber  des 
genau  zu  bezeichnenden  Staatsschuldscheins  aufzufordern,  sich  spätestens 
im  achten  Zinszahlungstermine  zu  melden  oder  die  gänzliche  Amortisation 
seines  Schuldscheins  zu  gewärtigen.* 

„§.  9.  e)  Die  Ladung  muss  viermal  in  den  Intelligenz-  oder  bezie- 
hungsweise Amtsblättern  der  Provinz,  wo  sich  der  Verlust  ereignet  hat, 
sowie  eben  so  oft  in  den  Berliner  Intelligenzblättem,  und  einmal  in 
einer  auswärtigen  Zeitung  dergestalt  bekannt  gemacht  werden,  dass  von 
dem  Zeitpunkte  der  letzten  Bekanntmachung  an,  bis  zum  achten  Zins- 
termine, ein  Zwischenraum  von  wenigstens  drei  Monaten  bleibt* 

„§.  10.  f)  Meldet  sich  auf  diese  Ladung  ein  Inhaber  des  aufgebotenen 
Staatsschuldscheins,  oder  gibt  sich  auch  schon  früher  auf  die  in  §.  6 
angeordnete  Bekanntmachung  ein  Inhaber  an,   oder  kommt  überhaupt 
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dieses  Papier  bei  der  im  §.  1  genannten  Behörde,  es  sei  auf  welche  Art 
es  wolle,  zum  Vorschein,  ohne  schon  realisirt  zu  sein;  so  muss  die  Sache 
zwischen  dem  angeblichen  Eigenthümer  und  deimenigen,  der  sich  ge- 
dachtermassen  gemeldet  hat,  oder  yon  dem  das  Papier  sonst  zu  irgend 
einem  andern  Zweck  vorgelegt  worden,  nach  den  Gesetzen  erörtert  und 
entschieden  werden.  **  * 

„§.  11  g)  Ist  aber  der  Staatsschuldschein  überall  nicht  zum  Vorschein 
gekommen,  so  kann  sodann  das  Amortisationserkenntniss  erfolgen,  welches 
statt  der  Verkündung  an  öflfentlicher  Gerichtsstelle  angeschlagen  werden 
muss.    Es  muss  jedoch  jedesmal 

1)  zwischen  der  oben  im  §.  6  vorgeschriebenen  Bekanntmachung  und 
der  Abfassung  dieses  Erkenntnisses  derjenige  Termin  eingetreten  sein, 
in  welchem  der  Staatsschuldschein  selbst  zur  Empfangnahme  neuer  Zins- 
coupons hätte  vorgezeigt  werden  müssen,  und 

2)  ein  Zeugniss  der  im  §.  8  gedachten  Art  auch  jetzt  wiederum  vor 
Abfassung  des  Erkenntnisses  beigebracht  werden.* 

„§.  12  h)  Sobald  das  Erkenntniss  rechtskräftig  geworden  ist,  welches 
angenommen  werden  muss,  wenn  sich  binnen  4  Wochen  nach  geschehe- 
ner Anschlagung  an  der  Gerichtsstelle  Niemand  dagegen  gemeldet  hat, 
wird  der  Inhalt  desselben  von  Seiten  des  Gerichts  durch  die  betreflPenden 
Provinzial-  und  Berliner  Intelligenz-  oder  beziehungsweise  Amtsblätter 
bekannt  gemacht,  auch  dem  Eigenthümer  ein  anderer  Staatsschuldschein, 
auf  den  Grund  des  vorliegenden  Erkenntnisses,  überliefert,  und  zwar  mit 
den  zu  dem  amortisirten  Documente  gehörenden,  bis  dahin  noch  nicht 
ausgehändigten,  Zinscoupons.* 

„§.  13.  Wegen  der  verlornen  oder  vernichteten  Zinscoupons 
von  Staatsschuldscheinen  ist  ein  öffentliches  Aufgebot  und  ge- 
richtliches Amortisationsverfahren  überall  nicht  zulässig  und 
ebensowenig  eine  Klage  auf  Zustellung  anderer  Coupons  an 
die  Stelle  der  verlornen  oder  vernichteten.  Wenn  jedoch  das 
Bchatzministerium  aus  dem  von  dem  letzten  Inhaber  nach  §.  2  geführten 
Beweise  sich  überzeugt  findet,  dass  der  Verlust  der  Zinscoupons  auf 
solche  Weise  erfolgt  sei,  dass  sie  nicht  wieder  zum  Vorschein  kommen 
können;  so  werden  an  deren  Stelle  von  der  §.  1  gedachten  Behörde 
andere  Coupons  dem  Betheiligten  ausgehändigt  werden.  Es  hängt  dieses 
aber  lediglich  von  der  Beurtheilung  des  genannten  Ministeriums  ab.* 

„§.14.  In  Betreff  der  sächsischen  Central-Steuerobligationen  und  deren 
Zinscoupons  soll  alles  dasjenige  gleichfalls  gelten,  was  in  den  vorstehen- 
den §.  1 — 13  einschliesslich  verordnet  ist,  jedoch  mit  Beobachtung  der 
in  den  drei  nächstfolgenden  §§.  enthaltenen  Vorschriften.* 

„§.  15.  Das  in  §.  5  gedachte  Aufgebot  erfolgt  nicht  bei  den  Kammer- 
gerichten, sondern  bei  dem  Oberlandesgerichte  in  Naumburg.* 

„§.  16.  Statt  der  in  §.  6,  9  und  12  angeordneten  Bekanntmachung 
in  den  Berliner  Intelligenzblättem  soll  diese  Bekanntmachung  in  den 
Merseburgem  Amtsblättern  geschehen  und  zu  der  in  §.  9  gedachten  aus- 
wärtigen Zeitung  jedesmal  die  Leipziger  Zeitung  benutzt  werden.* 

„§.  17.  Das  in  §.11  unter  Nr.  1  vorgeschriebene  Erfordemiss  wegen 
des  erfolgten  Eintritts  eines  neuen  Termins  zur  Austheilung  von  Zins- 
coupons findet  hier  ebenfalls  Anwendung,  es  genügt  jedoch  dabei  zum 
Zwecke  der  Empfangnahme  derselben  die  Vorzeigung  der  zur  Obligation 
gehörigen  Zinsleiste  (Talon)  und  wird  derjenige,  der  eine  solche  Zins- 
leiste vorlegt,  in  Bezug  auf  die  nach§.  10  eintretenden  Maassregeln  dem 
Inhaber  der  Obligation  selbst  gleich  geachtet.* 


Digitized  by  CjOOQIC 


Preussen.  149 

^§.  22.  Zu  noch  grösserer  Sicherung  des  gesetzlichen  Verkehrs  mit 
den  Staatsschuld-Papieren  endlich  sind  künftig  von  Seiten  der  im  §.  1 
gedachten  Behörde  von  Jahr  zu  Jahr  amtliche  Listen  der  aufgebotenen 
und  mortificirten  Staatspapiere  zur  öflPentlichen  Kenntniss  zu  bringen  und 
diese  Listen  sodann  zu  Jedermanns  Einsicht  auf  allen  Börsen  öffentlich 
auszuhängen/ 

3)  Gesetz  vom  7.  Juni  1821:*)  „§.  1.  Dasjenige,  was  die  Verordnung 
vom  16.  Juni  1819  wegen  des  Aufgebots  und  der  Amortisation  verlorner 
oder  vernichteter  Staatspapiere  in  den  §§.  14 — 17  einschliesslich  in  Be- 
ziehung auf  die  sächsischen  Centralsteuer-Obligationen  und  deren  Zins- 
coupons, ingleichen  §.  22  im  Allgemeinen  enthält,  soll  auch  von  den 
sächsischen  Kammer-Credit-Cassenscheinen,  Steuer-Credit-Cassen-iObliga^ 
tionen  und  beider  Zinscoupons  gelten.* 

„§.  3.  Kann  die  Vernichtung  des  Zinsleistens  (Talons)  von  einem 
Kammer-Cr.-C.-Schein  oder  einer  Steuer-Cr.-C.-Obligation  auf  diejenige 
Art  dargethan  werden,  welche  im  §.  13  der  Verordnung  vom  16.  Juni 
1819  vorgeschrieben  ist,  so  soll  der  neue  Zinsleisten  auf  den  Ghrund 
dieses  Beweises  sofort  gefertigt  werden.  Ln  Fall  der  Beweis  aber  nicht 
vollständig  geführt  worden,  oder  wenn  der  letzte  Inhaber  den  Verlust 
eines  solchen  Zinsleistens  blos  behauptet,  hat  derselbe,  ehe  er  die  Aus- 
fertigung des  neuen  Zinsleistens  verlangen  kann,  zuvor  die  Capitalschuld- 
verschreibung  im  Original  bei  der  Staatsschulden-Tilgungscasse  vorzu- 
legen und  überdem  noch  den  Ablauf  der  vierjährigen  Verjährungsfrist 
von  der  Zeit  ab,  als  der  letzte  zum  verlorenen  oder  vernichteten  Zins- 
leisten gehörige  Coupon  hätte  gezahlt  werden  sollen,  abzuwarten. ** 

„§.  4.  Ein  Gleiches  gilt  auch  in  Beziehung  auf  verlorene  oder  ver- 
nichtete Zinsleisten  von  sächsischen  Central-Steuer-Obligationen.* 

4)  Cabinetsordre  vom  18.  Sept.  1822:^  „Die  Vorschrift  des  Gesetzes  vom 
16.  Juni  1819,  wonach  ein  öffentliches  Aufgebot  und  gerichtliches  Amor- 
tisationsverfahren wegen  verlorener  oder  vernichteter  Zinscoupons  ebenso 
unzulässig  ist,  als  eine  Klage  auf  Zustellung  anderer  Coupons  an  die 
Stelle  der  verlorenen  oder  vernichteten,  erstreckt  sich  nicht  blos  auf  die 
darin  und  in  dem  Gesetze  vom  7.  Juni  1821  bezeichneten  Staatspapiere, 
sondern  auch  überhaupt  auf  alle  solche,  zu  welchen  von  der  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden  Zinscoupons  bereits  ausgegeben  sind,  oder 
noch  künftig  ausgefertigt  werden.** 

5)  Cabinetsordre  vom  22.  Oct.  1825:^  ^§.  1.  Es  ist  hinreichend,  wenn 
die  in  den  §§.  6  und  16  der  Verordnung  vom  16.  Juni  1819  vorge- 
schriebene Bekanntmachung  des  Verlustes 

a)  der  Staatsschuldscheine  durch  die  Berliner  Intelligenzblätter,  und  der 
ehemals  sächsischen  Staatspapiere  durch  die  Merseburger  Amtsblätter; 

b)  durch  die  Amtsblätter  der  Kegierung,  oder  durch  die  Intelligenzblätter 
im  Bezirk  des  Oberlandesgerichts,  in  welchem  der  Verlust  sich  er- 
eignet hat,  erfolgt.  Ist  ein  vormals  sächsisches  Staatspapier  im  Be- 
zirk der  Merseburgischen  Regierung  verloren  gegangen,  so  genügt 
die  Einrückung  der  Bekanntmachung  in  deren  Amtsblätter.  ** 

„§.  2.    "Wenn   Staatspapiere  ausserhalb  Landes  verloren  werden, 
so  erfolgt 


>)  Ge8.-Sa]miil.  S.  96. 
«)  Ge8.-8aiimil.  8.  213. 
>)  Ge6.-Sainml.  8.  229. 
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a)  die  vorläufige  Bekanntmachung  des  Yerlustes  der  Staatsschuldscheine 
durch  die  Berliner  Intelligenzblätter  und  ein  auswärtiges  Blatt,  sowie 
der  ehemals  sächsischen  Staatspapiere  durch  die  Merseburger  Amts- 
blätter und  ein  auswärtiges  Blatt; 

b)  das  gerichtliche  Aufgebot  der  Staatsschuldscheine  und  der  ehemals 
sächsischen  Staatspapiere  geschieht  mittelst  viermaliger  Einrückung 
der  ersten  in  die  Berliner  Intelligenzblätter,  der  andern  in  die  Merse- 
burger Amtsblätter  und  beider  in  ein  ausländisches  Blatt." 

Alle  diese  Gesetzesbestimmungen  beziehen  sich  indessen  nur  auf  die  „Staats- 
schuldscheine*  und  auf  die  vormals  sächsischen,  von  Preussen  übemonmie- 
nen  Staatspapiere.     Die  erstehen  sind  nämlich  diejenigen  preussischen  Staats- 
schuldv^rschreibungen,   welche   1810   durch  Zusammenzug    und  gleichförmige 
Yerbriefung  der  damals  bestandenen  inländischen  Schuld,   mit  Ausnahme  der 
Bankobligationen,  sowie  durch  gleichmässige  Verbriefung  späterer  Anlehen  ent- 
standen sind.    Neben  diesen  Staats  papieren  gab  es  aber  noch  andere,   z.  B. 
von  ausländischen  Anlehen,  Bankobligationen  und  Provinzialstaatsschuldscheine. 
Gegenwärtig  besteht  neben  den  Staatsschuldscheinen   nur  noch    die   letztere 
Gattung  der  älteren  Schuld.    Bezüglich  dieser  Staatspapiere,  welche  weder  zu 
den  „Staatsschuldscheinen",  noch  zu  den  sächsischen  gehören,  bestimmt  nun 
6)  die  Verordnung  vom   3.  Mai  1828*)  Folgendes:    „§.  1.    Beim  Aufgebot 
der  in  §.  18  der  Verordnung  vom  16.  Juni  1819  erwähnten  Staatspapiere, 
wohin  auch  die  Papiere  über  Provinzialstaatsschulden  gehören,   insofern 
ihrer  Natur  und  Beschaffenheit  nach   bisher  überhaupt  ein  Aufgebots- 
und Amortisationsverfahren  ihretwegen   zulässig  gewesen  ist,  bedarf  es 
der  in  §.  6  dieser  Verordnung   vorgeschriebenen  vorläufigen   Bekannt- 
machungen in  dem  Falle  nicht,   wenn  zu  dem  aufzubieten^ien  Papiere 
entweder  niemals  Zinscoupons  auszugeben  waren,  oder  dasselbe  zu  einem 
Theile  der  Staatsschuld  gehört,  welcher  bereits  abgelegt,  oder  bei  wel- 
chem die  Ausfertigung  neuer  Coupons  eingestellt  ist.    Ein  solches  Papier 
kann  vielmehr  ohne  Abwartung  eines  Zeitraumes   gerichtlich  aufgeboten- 
werden,  sobald  die  betreffende  Schuldenverwaltungsbehörde  ein  Zeugniss 
dahin  ausstellt :  dass  die  mit  dem  verloren  gegangenen  Papiere  verbriefte 
Schuld  in  den  Büchern  oder  Etats  noch  offen  stehe. 

Ein  gleiches  Zeugniss,  und  dass  auch  das  aufgebotene  Papier  bis 
dahin  nicht  zum  Vorschein  gekommen,  muss,  nachdem  der  in  Gemäss- 
heit  des  §.  20  der  gedachten  Verordnung  mit  12monatHcher  Frist  anzu- 
beraumende Edictaltermin  eingetreten  ist,  vor  Abfassung  des  Amortisa- 
tionserkenntnisses beigebracht  werden." 

„§.  2.  Das  gerichtliche  Aufgebot  erfolgt  bei  demjenigen  Obergericht 
(im  Grossherzogthum  Posen  und  in  den  Rheinprovinzen  bei  dengenigen 
Landgericht),  in  dessen  Gerichtsbezirk  die  Schulden  Verwaltungsbehörde 
ihren  Sitz  hat,  auf  deren  Etat  die  mit  dem  aufzubietenden  Papiere  ver- 
briefte Schuld  sich  befindet." 

„§.  3.  Die  Edictalladung,  und  in  den  dazu  geeigneten  Fällen  die 
vorläufige  Bekanntmachung,  muss  sowohl  auf  die  in  der  allgemeinen 
Gerichtsordnung  und  deren  Anhang  vorgeschriebene  Weise,  als  auch 
durch  die  in  der  Cabinetsordre  vom  22.  Oct.  1825  bezeichneten  Blätter 
des  Inlandes  und  Auslandes,  wo  der  Verlust  sich  ereignet  hat,  zur 
öffentlichen  Kenntniss  gebracht  werden.  Beim  Aufgebot  verloren  gegan- 
gener Verbriefungen   über  Provinzial-Staatsschulden   treten  jedoch    die 


>)  Ges.-SanmiL  S.  61. 
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Amtsblätter  des  Begierungsbezirks,  in  wekhem  die  betreffende  Sohulden- 
verwaltung  ihren  Sitz  hat,  an  die  Stelle  der  Berliner  Intelligenzblätter/ 
Fassen  wir  diese  Q^etzesstellen  sämmtUch  kurz  zusanunen,  so  ergibt  sich 
als  positives  preussisches  Becht  über  die  Amortisation  von  Staatspapie- 
ren: dass  erstens  ein  Aufgebot  und  ein  Amortisationsyerfahren  ganz  erlassen 
ist,  wenn  die  unwiederbringliche  Vernichtung  der  abhanden  gekommenen  Pa- 
piere überzeugend  dargethan  werden  kann,  was  sowohl  yon  Obligationen,  als 
auch  Yon  Zinscoupons  und  Talons  gilt;  dass  zweitens  eine  Amortisation  über- 
haupt nur  in  Absicht  auf  die  Hauptobligation  zulässig  ist;  dass  dagegen 
drittens  Zinscoupons  und  Talons  imter  keinen  Umständen  amortisirbar,  die 
ersteren  daher  einfach  verloren  sind,  falls  ihre  gänzliche  Yemichtung  nicht 
erwiesen  werden  kann,  die  letzteren  aber  im  gleichen  Fall  erst  nach  Ablauf 
der  vierjährigen  Verjährungsfrist  unter  Vorlage  der  Hauptobligation  erneuert 
werden. 

Hiezu  ist  übrigens  zu  bemerken,  dass  zu  den  preussischen  Staatsschuld- 
scheinen je  nur  auf  4  Jahre  Zinscoupons  und  keine  Talons  ausgegeben  wurden, 
dass  somit  zur  Erlangung  neuer  Coupons  die  Obligation  selbst  je  nach  Ablauf 
Ton  4  Jahren  wieder  vorgelegt  werden  musste,  wobei  sodann  die  Ausfolge  der 
neuen  Couponsserie  durch  einen  Stempel  auf  der  Obligation  bemerkt  wurde; 
dass  demnach  die  gesetzliche  Verweigerung  der  Amortisation  von  Coupons  in 
Preussen  geringere  Nachtheile  zur  Folge  hatte,  als  in  anderen  Staaten,  wo 
Coupons  auf  eine  grössere  Reihe  von  Jahren  mit  Talons  ausgegeben  wurden; 
dass  femer  die  obigen  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Talons  sich  nur  auf 
vormals  sächsische  Staatspapiere,  welche  damit  versehen  waren,  beziehen 
konnten,  dass  aber  in  neuester  Zeit  auch  bei  den  eigentlich  preussischen  Staats- 
obligationen (von  den  Anleihen  de  1859)  das  Institut  der  Zinstalons  eingeführt 
worden  ist,  hinsichtlich  welcher  es  sich  nun  fragen  wird,  ob  die  früher  für 
die  ehemals  sächsischen  Papiere  gegebenen  gesetzlichen  Normen  auf  sie  ana- 
loge Anwendung  finden. 

ni.  Vindication  betreffend. 

Das  allgemeine  preuss.  Landrecht,  Theil  L,  Titel  15,  §.  45 — 47  sagt: 

„§.  45.  Baares  coursirendes  Geld  kann  gegen  einen  redlichen  Be- 
sitzer nicht  zurückgefordert  werden,  wenn  selbiges  auch  noch  unver- 
mischt  und  unversehrt  in  dem  Beutel  oder  anderen  Behältnisse,  in  wel- 
chem es  vorhin  gewesen  ist,  gefunden  Werden  sollte." 

„§.  46.  Hat  jedoch  der  gegenwärtige  Besitzer  des  Geldes,  welches 
unter  obigen  Umständen  nodi  von  allem  andern  Gelde  mit  G^ewissheit 
unterschieden  werden  kann,  dasselbe  unentgeltlich  überkommen,  so 
muss  er  es  dem  Eigenthümer  herausgeben.'' 

„§.  47.    Obige  Vorschriften  (§.  45,  46)  gelten  auch  von  den  auf  jeden 
Inhaber  lautenden  Papieren  und  Urkunden,   so  lange  dieselben  nicht 
ausser  Cours  gesetzt  werden." 
Das  preussische  Becht  behandelt  hienach  die  Inhaberpapiere  in  Absicht 
auf  Vindicabilität  gleich  dem  Gelde.    Es  schützt  denjenigen,  welcher  Pa- 
piere au  porteur  unter  redlichem  und  onerosem  Titel  erwarb,   wogegen 
dieselben  einem  unredlichen  oder  demjenigen  Besitzer,  welcher  sie  unentgelt- 
lich erwarb,  mittelst  der  Vindicationsklage  unbedingt  abgefordert  werden  können. 
Als  unredhcher  Besitzer  wird  aber  auch  in  Bezug  auf  Vindication  derjenige 
angesehen,  welcher  ausser  Cours  gesetzte  Papiere  erwirbt.    Betreffend 
IV.  diese  Aussercourssetzung,  so  bestimmt  das  allgem.  Landrecht,  Theil  L, 
Titel  15,  §.  48  ff.  Nachstehendes: 

„§.  48.   Ausser  Cours  sind  solche  Papiere  gesetzt,  wenn  der  Eigen- 
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tbümer  sein  Recht  daran  auf  eine  in  die  Augen  fallende  Art  auf  dem 
Instrument  selbst  vermerkt  hat.^ 

9§.  49.  Imgleichen  alsdann,  wenn  auf  den  unter  öffentlicher  Autorität 
ausgefertigten  Papieren  dieser  Art  durch  einen  den  Begeln  des  Instituts 
gemässen  Vermerk  erklärt  ist,  dass  sie  nicht  mehr  an  jeden  Inhaber 
zahlbar  sein  sollen.'^ 

„§.  50.  Privatvermerke  (§.  48)  können  nicht. anders,  als  nach  vor* 
hergegangener  gerichtlicher  Untersuchung,  durch  ein  auf  das  Instru- 
ment gesetztes  gerichtliches  Attest  aufgehoben,  und  das  Papier  wieder 
in  Cours  gesetzt  werden.** 

„§.  51.    Die  §.  49  beschriebenen  Vermerke  hingegen  kann  nur  das- 
jenige  Institut,  welches  sie  gemacht  hat,  wieder  auSTheben.** 
Ein  Gesetz  vom   16.  Juni  1835,*)  betreffend  die  Ausser-   und  Wiederin- 
courssetzun^  der  auf  jeden  Inhaber  lautenden  Papiere ,  beschränkt  jedoch  die 
Wirksamkeit  der  Privat  vermerke,  indem  es  bestimmt: 

„§.  1.    Vermerke,  wodurch  auf  jeden  Inhaber  lautende  unter  öffent- 
licher Autorität  ausgefertigte  Papiere  von  Privatpersonen  bisher  ausser 
Cours  gesetzt  worden  sind,  oder  künftig  ausser  Cours  gesetzt  werden,, 
sollen  für  das  Institut,  welchem  die  Zinsenzahlung  oder  planmässige 
Tilgung  obliegt,  keine  bindende  Kraft  haben.    In  Ansehimg  der  Wir- 
kung derselben  gegen  andere  Besitzer  verbleibt  es  bei  den  Vorschriften 
des  allgemeinen  Landrechts.  ** 
Im  Weiteren  lässt  dieses  Gesetz  die  Aussercourssetzungen  der  Institute 
und  öffentlichen  Behörden  ausdrücklich  bestehen  (§.  5),  und  dehnt  solche  noch 
dahin  aus,  dass  als  amtliche  Aussercourssetzungsvermerke  alle  von  öffentlichen 
Behörden  und  den  Vorständen  der  emittirenden  Institute  vollzogenen  Vermerke 
gelten  sollen,  vorausgesetzt,  dass  den  besiegelten  Ausfertigimgen  jener  Be- 
hörden eine  öffentliche  Glaubwürdigkeit  gebühre. 


§.  33. 

Zinsfuss  der  preuss.  Staatsschuld.    Ort  und  Art  der  Zins-  und  Capital- 
Zahlung.    Abzüge  bei  der  Zinserhebung. 

Bis  zum  Jahre  1810  bestand  die  preussische  Staatsschuld  aus  verschieden- 
artigen Schuldtiteln,  mit  ebenso  verschiedenen  Zinsfüssen.  Das  Finanzedict 
vom  27.  Octbr.  1810  *)  verordnete  aber,  dass  aUe  Theile  der  Staatsschuld,  mit 
Ausnahme  der  ausländischen  Anleihen  und  der  Bankschulden  durch  eine  ein- 
zige Gattung  von  Documenten,  „Staatsschuldscheine'*  genannt,  verbrieft  werden 
sollten;  auch  wurde  der  Zinsfuss  derselben  auf  47«  normirt  und  festgestellt, 
dass  künftighin  gegen  den  Staat  kein  Kündigungsrecht  bestehen  solle.  Im 
Jahre  1842  erfolgte  eine  weitere  Herabsetzung  des  Zinsfusses  der  ,,  Staats- 
schuldscheine'* auf  3Vs7o  durch  eine  allgemeine  Kündigung  derselbe];i  im  da- 
maligen Betrage  von  über  98  Mill.  Thlr.  derart,  dass  den  Gläubigem  freistand, 
das  Capital  anzunehmen,  oder  die  alten  47otigen  Scheine  gegen  neue  SViV^tige 
umauwechseln,  wobei  ihnen,  wenn  sie  die  gestellte  Erklärungsfrist  einhielten, 
eine  Prämie  von  resp.  2,  IV«  und  Vh  gewährt,   auch  zugesagt  wurde,   dass 


*)  Ge8.-Samml.  8.  133. 

^  Qes.-Saiiiml  für  1811,  S.  25. 
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4  Jahre  lang  eine  Yerloosnng  der  neuen  Obligationen  nicht  stattfinden  solle.*) 
Diese  Operation,  welche  dem  Seehandlungsinstitut  übertragen  wurde,  gelang 
YollstancUg  und  ohne  alle  Erschütterung  der  Course,  dergestalt,  dass  nur 
6825  Thlr.  baar  zurückgefordert  wurden.  Die  Eeduction  des  Zinsfusses  der 
sogenannten  l^ovinzialstaatsschulden  auf  SVi^o,  in  so  weit  sie  höhere  Zinsen 
zahlten,  war  schon  18B8  und  1839  erfolgt,  und  auch  die  ausländischen  höher 
zinsenden  Anleihen  wurden  theils  getilgt.  theOs  geschah  die  Umwandlung  der 
Obhgationen  derselben  in  3V«Vo  ßtaatsschuldscheme.  *)  Von  1844  bis  1847  war 
daher  die  ganze  Staatsschuld  auf  den  Zinsfuss  yon  S^'^^o  ermässigt.  Die  seit 
1848  Contrahirten  Anleihen  konnten  aber  zu  diesem  Zinsfosse  nicht  unterge- 
bracht werden.  "Wir  haben  gesehen,  dass  die  meisten  derselben  zu  4V»Vo,  die 
Anleihen  von  1848  und  1859  sogar  zu  öVs  negocirt  werden  mussten. 

Die  Zahlung  der  Zinsen  aus  den  preuss.  Staatspapieren  und  der  Capitalien 
selbst  geschah  bis  Tor  Kurzem  nur  im  Inlande,  hinsichtlich  der  allgemeinen 
Staatsschulden  bei  der  Staatsschnldenzahlungscasse  in  Berlin,  hinsichtlich  der 
Provinzialstaatsschulden  aber  bei  den  betreffenden  Pro\inzialeas8en.  Die  Cou- 
pons konnten  übrigens  auch  bei  den  Regierungshauptcassen  in  den  Provinzen 
und  anderen  Staatscassen  eingelöst  werden.  In  neuester  Zeit  ist  auf  die  aus- 
wärtigen, namentlich  süddeutschen  Staatsgläubiger  Bücksicht  dahin  genommen 
worden,  dass  die  4V«7otigen  seit  1848  aufgenommenen  Anleihen  auch 
in  Frankfurt  a/M.  domicilirt  wurden,  wo  sowohl  die  Zinscoupons  als  die 
fälligen  Obligationen  zum  Course  von  7  fl.  für  4  Thlr.  in  süddeutscher  W^- 
rung  bei  dem  Bankhause  M.  A.  v.  Rothschild  &  Söhne  eingelöst  werden. «) 

Im  Inlande  geschieht  die  Zahlung  in  der  Landeswährung,  welche  seit  1858 
der  30  Thalerfuss  ist,  dem  der  ältere  14Tha]erfu8s  (preussisch  Courant)  gleich- 
gestellt wurde.  Die  "Währung  ist  Silber  Währung.  Abzüge  bei  der  Zins-  oder 
Capitalerhebung  finden  nicht  statt  und  es  hat  der  auswärtige  Staatsgläubiger 
keine  Einkommenssteuer,  Stempelabgabe  etc.  in  Preussen  zu  entrichten. 


§.  34. 
Hauptsächlichste  Handels -Staatspapiere  Preussens. 

Der  Berliner  Courszettel  notirt  unter  der  Rubrik:  „preussische  Fonds,* 
folgende  Schuldgattungen: 

1)  freiwillige  Anleihe  k  4V«Vo, 

2)  Staatsanleihe  von  1859  k  b^o, 

3)  ..  .         .     ä4V«>, 

4)  „'  „     1856ii4V»V, 

5)  „  „     1853  k  4Vo, 

6)  Prämienstaats-Anleihe  von  1855  k  3V»7«» 

7)  Staatsschuldscheine  k  3\'8  7o, 

8)  Kur-  und  neumärk'sche  Schuldverschreibungen  k  3V»7o« 

Auswärtige  Börsen  unterscheiden  nur  zwischen  ^Staatsschuldseheinen,'*  „Ob- 
ligationen,'*   welche  sie  nach  dem  Zinsfuss  gruppiren  und  „Prämienscheinen, ** 


^)  CabmetBordre  vom  27.  März  1842,  GeB.-SaiiimL  S.  105. 
^  YergL  Bekanntmachung  vom  2.  Janr.  1844. 

^  Bekanntmachong  des  Bankhauses  M.  A.  v.  Botfaschild  k  Söhne  vom  12.  Janr.  1860, 
Action&r  Kr.  317. 
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womit  in  der  That  die  wesentliclien  Bestandtheile  der  allgemeinen  preussischen 
Staatsselmld  bezeichnet  sind.  Die  ^Staatsschuldscheine^  sind,  wie  wir  bereits 
gesellen  haben  (§.  33),  die  Titel  der  alteren,  vor  1848  entstandenen  conso- 
lidirten  Schuld,  welche  ihrer  ganzen  Masse  nach  gleich  behandelt  werden 
und  zu  gleichem  Zinsfuss  (3V«7o)  verzinslich  sind.  Unter  ,,  Obligationen^  be- 
greift man  die  Yerbrieiungen  sämmtlicher  Anleihen  seit  1848,  mit  Ausnahme 
der  Lotterieanleihe  von  1855,  welche  unter  dem  officiellen  Namen :  „Prämien- 
anleihe^ aufgeftihrt  wird.  Diese  gibt  neben  gewissen  (Gewinnchancen  einen 
festen  Zins  von  3V«Vo;  die  „Staatsobligationen^  sind  aber  zu  verschiedenen 
Zinssätzen,  4,  4V«  und  57«,  verzinslich.  Die  Form  der  Schuldtitel  ist  überall 
gleich  und  überhaupt  im  ganzen  Schuldenwesen  eine  einheitUche  Ordnung 
hergestellt.  Die  Schuldverschreibungen  der  einzelnen  Anleihen,  beziehungsweiße 
Schuldgattungen,  sind  durchgängig  mit  Buchstaben  und  Nummern  bezeichnet. 
Die  Yerschreibungen  Lit.  A.  lauten  auf  1000  Thlr.,  Lit  B.  auf  500  Thlr. 
Diess  gilt  allgemein.  Bei  den  kleineren  Abschnitten  enthalten  die  ^Staats- 
schuldscheine"  Lit.  C.  400,  D.  300,  E.  200,  F.  100,  G.  50  und  H.  25  Thlr.; 
die  Obligationen  der  „freiwilligen  Anleihe  von  1848**  Lii  C.  200,  D.  100, 
E.  20,  F.  10  Thlr.;  wogegen  die  Obligationen  der  neueren  Subscriptionsan- 
leihen  (von  1848  bis  1859)  nur  in  Abschnitten  von  1000,  500,  200,  100  und 
50  Thlr.,  bezeichnet  mit  Lit.  A,  B,  C,  D  und  E,  ausgestellt  sind.  Dass  sämmt- 
lichen  älteren  Schuldverschreibungen  (vor  1859)  nur  je  8  halbjährige  Zinscou- 
pone?  ohne  Talons  beigegeben  werden,  somit  behufs  Einholung  neuer  Coupons 
die  Obligationen  selbst  von  4  zu  4  Jahren  vorgelegt  werden  müssen,  und  dass 
hieyon  nur  die  vormals  sächsischen  und  die  im  Jahre  1859  neu  creirten  Obli- 
gationen eine  Ausnahme  machen,  in  so  ferne  diese  zwar  ebenfalls  nur  mit 
8  Halbjahres -Coupons,  aber  mit  Talons  versehen  sind,  haben  wir  vorüber- 
gehend schon  oben  bemerkt  (§.  32).    Im  Einzelnen  fQgen  wir  Folgendes  bei: 

1)  Freiwillige  Anleihe  von  1848  k  15  MiU*  TWr.,  im  Wege  der  Sub- 
scription  im  Inlande  aufgenommen  als  „freiwillige  Beiträge  zur  Bestrei- 
tung der  Staatsbedürfnisse**.  *)  Die  Obligationen  tragen  das  Datum 
11.  Sept.  1848  und  waren  ursprünglich  zu  57«  tro.  I.April  und  1.  Oct. 
verzinslich.  Seit  1851  ist  aber  der  Zinsfiiss  auf  4V2  7o  ermässigt  *) 
Neben  einer  ordentlichen  Tilgungsquote  von  17o  der  ganzen  Schuld 
nebst  zuwachsenden  Zinsen  werden  zur  Tilgung  dieser  Anleihe  auch 
diejenigen  Rentenablösungscapitalien  verwendet,  welche  von  andern  als 
Domänen-Prästantiarien  entrichtet,  von  den  Berechtigten  aber  nicht  an- 
genommen worden  sind, ')  wesshalb  der  grösste  Theil  der  Schuld  bereits 
getilgt  ist.    Der  Rest  beträgt  gegenwärtig  noch  circa  6  Mill.  Thlr. 

2)  Staatsanleihe  von  1859  k  bio.  Zu  Kriegszwecken  (Mobilmachung) 
aufgenommen  im  Betrage  von  30  Mill.  Thlr.  Das  Eigenthümliche  dieser 
Anleihe  besteht  darin,  dass  vor  dem  1.  Janr.  1863  keine  Tilgung  und 
vor  dem  Jahre  1870  keine  Zinsermässigung  stattfinden  kann,  auch  die 
Obligationen  mit  Talons  zur  Erhebung  neuer  Coupons  versehen  sind. 
Die  Zinsen  fallen  auf  2.  Janr.  und  1.  Juli.  Tilgung  von  1863  an  jähr- 
lich 17®  des  Nominalbetrags  der  Anleihe  nebst  den  durch  die  Tilgung 
ersparten  Zinsen  in  ununterbrochener  Zeitfolge.^) 


^)  EgL  Erlass  vom  25.  April  1848,  Ge8.-Samml.  S.  117. 

*)  EgL  Erlass  Tom  10.  Sept  1851,  Ge8.-Saximil  S.  606. 

>)  Gesetz  vom  7.  Mai  1851,  Ges.-SammL  S.  237,  und  Bentenbankgesetz  vom  2.  März 
1850,  §.  9  und  62,  Ge8.-Samml.  S.  113  und  127. 

*)  KgL  Erlass  vom  28.  Mai  1859,  Ge8.-SammL  S.  277.  Verordnung  vom  gleichen 
Tage,  das.  S.  278. 
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3)  Staatsanleihe  yon  1859  k  47« V^  („zweite  Staatsanleihe  yon 
1859**).  Hierunter  sind  die  durch  Gesetze  vom  10.  Mai  1858  und  vom 
2.  Juli  1859  zum  Eisenbahnbau  verwilligten  Anleihen  von  7,500,000  Thlr. 
und  10,900,000  Thlr.  verstanden,  welche  zusammen  im  Jahre  1859  zur 
Emission  gelangten. ')  Die  Obligationen  datiren  vom  2.  Sept.  1859, 
sind  mit  Talons  versehen  und  auf  1.  April  und  1.  Oct.  verzinslich.  Til- 
gung jährlich  iVo,  von  1862  an,  mit  ununterbrochenem  Zuwachs  der 
Zinsen  aus  den  getilgten  Obligationen.  *) 

4)  Staatsanleihe  von  1856  ä  4V«Vo,  behufs  Verminderung  der  unverzins- 
lichen Staatsschuld  (Cassenanweisungen)  im  Betrage  von  16,598,000  Thlr. 
der  preussischen  Bank  überlassen,  welche  die  Obligationen  veräussem 
konnte,  dagegen  einen  gleichen  Betrag  an  Cassenanweisungen  einziehen 
und  abliefern  musste.  Die  Schuldverschreibungen  datiren  vom  15.  Juni 
1856  und  sind  auf  2.  Janr.  und  1.  Juli  verzinslich.  Die  Bank  hat  für 
die  ihr  eingeräumte  Erweiterung  ihres  Notenprivilegiums  diese  Anleihe 
zu  verzinsen  und  zu  tilgen.  Der  Tilgungsfonds  beträgt  100,000  Thlr. 
jährlich,  welcher  Summe  die  Zinsen  der  getilgten  Obligationen  so  lange 
zuwachsen,  bis  die  Schuld  auf  10  Mill.  herabgebracht  ist.  Von  da  an 
beginnt  der  Zinsenzuwachs  auf  gleiche  Weise  von  Neuem.  Von  1860 
an  kann  der  Tilgungsfonds  erhöht,  nie  aber  vermindert  werden.  *) 

5)  Anleihe  von  1853  k  47»,  mit  Schuldverschreibungen  vom  24.  März 
1853,  zum  Eisenbahnbau  im  Betrage  von  5  Mill.  Thlr.  negocirt,  ver- 
zinslich auf  1.  April  und  1.  Oct  Jährliche  Tilgungsquote  IV»  nebst 
Zinserspamissen  durch  die  fortschreitende  Tilgung  in  ununterbrochener 
Zeitfolge.  Der  Tilgungsfonds  kann  erhöht,  niemals  aber  verringert 
werden.  *) 

6)  Prämienanleihe  von  1855.  Diese,  ursprünglich  15  Mill.  Thlr.  be- 
tragend, wird  mit  3\»Vo  jährlich  tro.  1.  April  verzinst.  Die  Zahlung 
der  Zinsen  erfolgt  durch  die  kgl.  Staatsschulden-Tilgungscasse  postnume- 
rando gegen  Aushändigung  der  Coupons.  Die  Prämienscheine,  dd. 
2.  Janr.  1855,  je  auf  100  Thlr.  lautend,  werden  durch  Ausloosung  nach 
Maassgabe  des  nachstehenden  Ziehungsplans  binnen  40  Jahren  einge- 
löst. Die  Ziehung  der  Serien  findet  am  15.  Sept.  jeden  Jahres  statt 
Sind  die  zur  Verloosung  kommenden  Prämien  unter  sich  verschieden, 
so  werden  die  zu  den  gezogenen  Serien  gehörigen  Nummern  am  15.  Janr. 
des  nächsten  Jahres  ausgeloost.  Die  gezogenen  Prämien  werden  am 
nächstfolgenden  1.  April  von  der  kgl.  Staatsschulden-Tilgungscasse  aus- 
bezahlt Die  Verzinsung  derselben  hört  schon  ein  Jahr  früher  auf,  da 
die  Prämie  auch  den  Zins  des  letzten  Jahres  enthält.*) 


*)  Kgl.  Erläse  vom  21.  Aug.  1859,  Ges.-SammL  S.  419. 

*)  Gesetz  vom  2.  Juli  1859,  §.  S  und  5,  Ges.-SammL  8.  866. 

*)  Vertrag  mit  der  Bank  vom  28.  Janr.  1856.  Gesetz  vom  7.  Mai  1856,  §.  5,  Ges.- 
Samml.  8.  334. 

^j  Gesetz  vom  28.  März  1852,  Ge8.-SammL  S.  75 ;  kgl.  Erlass  vom  14.  März  1858, 
Ge8.-Samml.  S.  88. 

*)  KgL  Erlass  vom  24.  Kov.  1854,  Ge8.-SammL  S.  585.  Ziehungsplan  daselbst 
8.  586—591.    Gesetz  vom  7.  Mai  1855,  Ges.-SammL  S.  269. 
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Staatepapiere. 


ZiehuDgsplan, 
mit  Hinweglassmig  der  bereits  erfolgten  1.— 5.  ZiehnBg. 


(ie  Verkosug  m  Jakre  186i. 
3200  Stück  ä  11 0  Thlr.  —  352,000  Thlr. 


7te  VerloosHig  in  Jahre  186!. 


1 
1 
1 
1 
4 
4 
4 
4 

80 

100 

100 

1700 


100,000  Thlr. 

25,000  „ 

10,000  „ 

2,000  , 

1,000  , 

500  , 

300  , 

225  , 

150  , 

120  , 

110  , 

107  , 


2000  Stück. 


100,000  Thlr. 

25,000  „ 

10,000  „ 

2,000  „ 

4,000  , 

2,000  , 

1,200  , 

900  , 

12,000  „ 

12,000  „ 

11,000  „ 

181,900  „ 

362,000  Thlr. 


8te  Terloosnig  \m  Jahre  1863. 
3300  Stück  k  112  Thb.  —  369,600  Thhr. 

9(e  Verloosolg  in  Jahre  1864. 

- 100,000  Thb-. 
25,000      „ 
10,000      , 
2,000 
.      4,000 
2,000 
1,600 
800 
12,000 
12,000 
11,000 
183,600 


1  ä  100,000  TUr. 

1  k  25,000  „ 

1  k  10,000  „ 

1  k  2,000  „ 

4  k  1,000  „ 

4k  500  „ 

4  ä  400  „ 

4k  200  „ 

80  k  150  „ 

100  k  120  „ 

100  k  110  „, 

1700  k  108  „ 

2000  Stück. 


364,000  TMr. 


lOte  Terloosaag  im  Jahre  1865. 
3500  Stück  k  112  Thk.  —  392,000  Thhr. 

Ute  Terloosaig  im  Jahre  1866. 

1  k  90,000  Thhr.  —  90,000  Thlr. 

1  k  25,000  „  —  25,000  „ 

1  k  10,000   „   —  10,000  „ 

1  k    5,000  „   —  5,000  „ 


1  k  2,000 

3  k  1,000 

4  k  500 
4  k  400 
4  k  200 

80  k  150 

100  k  120 

100  k  115 

1900  k  109 


2200  Stück. 


—  2,000  Thlr, 

—  3,000   , 

—  2,000   , 

—  1,600   , 

—  800   , 

—  12,000   „ 

—  12,000   , 

—  11,500   „ 

—  207,100   „ 
382,000  Thhr. 


12te  Terloosoig  im  Jahre  1867.. 
3700  Stück  k  113  Thh-.  —  418,100  Thhr. 


13te  Verloesoig  im  Jahre  1868. 


1 

1 

1 

1 

1 

3 

4 

4 

4 

80 

100 

100 

1900 


k  90,000  Thhr. 

k  25,000   „ 

k  10,000  „ 

k  5,000  „ 

k  2,000 


1,000 
500 
400 
225 
150 
120 
115 
110 


2200  Stück. 


—  90,000  Thlr. 

—  25,000      , 

—  10,000      „ 

—  5,000 

—  2,000 

—  3,000 

—  2,000 

—  1,600 

—  900 

—  12,000 

—  12,000 

—  11,500 

—  ^092000_ 
384,000  Thhr. 


Ute  TerloosoDg  im  Jahre  1869. 
3700  Stück  k  113  Thb.  —  418,100  Thlr* 


15te  TerloosoDg  ii 

1  k  90,000  Thk. 

1  k  25,000  „ 

1  k  10,000  „ 

1  k    2,000  „ 

3  k    1,000  „ 

4k       500  , 

4k       350  „ 

b  k       200  „ 

80  k       150  „ 

100  k       120  , 


Jahre  1870. 

—  90,000  Thh-. 

—  25,000      „ 

—  10,000      , 

—  2,000 

—  3,000 

—  2,000 

—  1,400 

—  1,000 

—  12,000 

—  12,000 
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100  k 
2100  k 
2400  Stück. 


115 
111 


—  11,500  Thir. 

—  233,100      „ 


403,000  Thlr. 


17te  Ttrituiig  i 

1  k  90,000  Thlr. 

1  k  25,000      , 

1  k  10,000     , 

1  k 

2,000     , 

3  k 

1,000      „ 

4  k 

500      „ 

4  k 

325     , 

5  k 

200      , 

80  k 

150      , 

100  k 

120      „ 

100  k 

115      , 

2100  k 

112      , 

<6(e  TerloosQig  in  Jahre  I87i. 
4000  Stück  ä  1 14  Thlr.  —  456,000  Thlr. 

I  Jibre  1872. 

—  90,000  Thlr. 
~     25,000  „ 

—  .10,000  „ 

—  2,000  „ 

—  3,000  „ 

—  2,000  , 
r-       1,300  , 

—  1,000  , 

—  12,000  „ 

—  12,000  „ 

—  11,500  „ 

—  235,200  „ 
2400  Stück.                      405,000  Thlr. 

i8te  Terioosaig  in  Jahre  1873. 
4300  Stück  k  114  Thlr.  —  490,200  Thlr. 

Jahre  1874. 

-  80,000  Thhr. 

-  25,000  „ 

-  10,000  , 

-  2,000  „ 

-  4,000  , 

-  2,000  „ 

-  1,100  , 
800  , 

-  12,000  „ 

-  12,000  „ 

-  11,500  „ 

-  248,600  „ 


i9te  Verl««8DBg  in 

1  k  .80,000  Thlr. 

1  k  25,000      ,      • 

1  k  10,000      , 

1  k 

2,000      ,      ■ 

4  ä 

1,000      ,      ■ 

4  k 

500      , 

4  k 

275      ,      ■ 

ik 

200      ,      • 

80  k 

150      ,      ■ 

100  k 

120      r,     ■ 

100  k 

115      , 

2200  k 

113      ,      • 

2500  Stück. 


409,000  Thlr. 


20s(e  Terloosong  in  Jahre  187S. 
4800  Stück  ä  115  Thlr.  —  552,000  Thlr. 

21ste  Verloosang  m  Jahre  1876. 

1  k  80,000  Thh-.  —     80,000  Thk. 
1  k  25,000      ^      —     25,000      „ 
1  k  10,000      „      —     10,000      „ 


1  k 

2,000 

V 

—      2,000  Thlr. 

3  k 

1,000 

n 

-      3,000      , 

4  k 

400 

ff 

—      1.600      , 

4  k 

275 

ff 

-      1,100      „ 

5  k 

200 

ff 

-      1,000      , 

80  k 

150 

ff 

-     12,000      , 

100  k 

125 

ff 

—     12,500      , 

100  k 

120 

ff 

—     12,000      , 

2200  k 

114 

ff 

—  250,800      , 

2500  Stück. 

411,000  TUr. 

228te  TerloMODf  m  Jahre  1877. 
4800  Stück  k  115  TWr.  —  552,000  Thk. 

23ste  Terioosaig  in  Jahre  1878. 

1  k 

1  k 

1  k 

1  k 

2  k 
4  k 
4  k 
6  k 

80  k 

100  k 

100  k 

2700  k 


75,000  Thb. 

— 

75,000  Thlr. 

20,000 

ff 

— 

20,000      „ 

10,000 

ff 

— 

10,000      , 

2,000 

ff 

— 

2,000      , 

1,000 

„ 

— 

2,000      , 

400 

ff 

— 

1,600      , 

300 

„ 

— 

1,200      , 

200 

ff 

— 

1,200      , 

150 

^ 

— 

12,000      , 

125 

ff 

— 

12,600      , 

120 

„ 

— 

12,000      , 

115 

ff 

"~~ 

310,500      „ 

ück. 

460,000  Thlr. 

3000  I 

24s(e  Verloosuig  in  Jahre  1879. 
4800  Stück  k  116  Thhr.  —  556,800  Thlr. 


2Ssle  Terioo 

saig  in  Ja 

hre  1880. 

1  k  75,000  Thlr.  — 

75,000  Thlr. 

1  k  20,000 

ff      """ 

20,000      , 

1  k  10,000 

ff 

10,000      , 

1  k 

2,000 

ff 

2,000      , 

2  k 

1,000 

jf 

2,000      , 

4  k 

400 

ff      "■" 

1,600  ,  , 

4  k 

300 

jy 

1,200      , 

6  k 

250 

ff 

1,500      , 

80  k 

150 

ff 

12,000      , 

100  k 

125 

7,          "~~ 

12,500      , 

100  k 

120 

ff        * """ 

12,000      , 

2700  k 

116 

ff 

313,200      „ 

3000  Stück. 

463,000  Thlr. 

26ste  TerloosoDg  in  Jahre  1881. 
5000  Stück  k  117  TWr.  —  585,000  Thlr. 
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278te  VerloosoDg  i 

11  Jabre  1882. 

1 

3!sle  Terloonig  !■  Jakre  1887. 

1  k  60,000  Thlr. 

—    60,000  Thlr. 

6500  Stack  k  120  Thlr.  —  660,000  Thlr. 

1  k  25,000 

„ 

-^    25,000 

ff 

1  k  10,000 

» 

—     10,000 

it 

33s(e  VerloosDH«  ia  Jahre  1888. 

1  k    2,000 

T» 

—      2,000 

9 

1  k  50,000  Thlr.  —    50,000  Thlr. 

2  k    1,000 

» 

—      2,000 

» 

1  &  20,000 

,      —     20,000      , 

4  k       500 

V 

—      2,000 

V 

1  k 

5,000 

ff      -       5,000      , 

4  ä       400 

n 

-       1,600 

V 

1  k 

2,000 

,      -       2,000      , 

6  k       250 

7t 

—       1,500 

V 

1  k 

1,000 

,      —       1,000      , 

80  ä       150 

7) 

—     12,000 

71 

2  k 

500 

ff      -       1,000      „ 

100  k       125 

n 

—     12,500 

Jt 

3  k 

400 

,      —       1,200      , 

100  k       120 

» 

—     12,000 

7t 

3  k 

300 

ff      —          900      , 

3200  ä       117 

n 

—  374,400 

71 

7  k 
80  k 

200 
150 

ff      -       1,400      , 

3500  Stück. 

515,000  Thlr. 

,      —     12,000      , 

100  k 

130 

,      —     13,000      , 

288te  VerloosttDg 

im  Jabre  1883. 

100  k 

125 

ff      -     12,5C0      , 

5200  Stück  k  118  Thlr.  —  613.600 

Thir. 

4000  k 

120 

\      —  480,000      , 

4300  Stück. 

600,000  Thlr. 

298te  VerloosoDg 

1  k  60,000  Thk. 
1  k  20,000      , 

im  Jahre  1884. 

—  60,000  ThLf. 

—  20,000      , 

UOt  Verloosueg  im  Jahre  1889. 
5600  Stück  k  121  Thlr.  —  665,500  Thlr. 

1  k    5,000 

—      5,000 

1  k    2,000 

ft 

—      2,000 

1) 

359te  Verlotsnng  ia  Jahre  1890. 

2  ä    1,000 

•n 

—      2,000 

n 

1  k  50,000  Thlr.  —     50,000  Thlr. 

2  ä       500 

» 

—       1,000 

» 

1  k  20,000 

,      -    20,000      „ 

6  ä       400 

» 

—      2,400 

n 

1  k 

5,000 

,     -      5,000      „ 

6  k       250 

)) 

—      1,500 

n 

1  k 

2,000 

ff     -      2,000      l 

80  ä       150 

» 

—     12,000 

n 

1  k 

1,000 

,      -       1,000      , 

100  k    -  125 

ff 

—     12,500 

ff 

2  k 

500 

,     -      1,000      ,    ■ 

100  k       120 

ji 

—     12,000 

ff 

2  k 

400 

ff      -          800      l 

3200  ä       118 

n 

-  377,600 

ff 

3  k 

300 

ff  -    900  : 

8500  Stück. 

508,000  Thb. 

8  k 

200 

ff      -       1,600      , 

80  k 

150 

,      -     12,000      , 

30ste  VerloosoDg 

im  Jahre  188S. 

100  k 

130 

ff      -     13,000      , 

6600  Stück  k  119  Thlr.  —  654,500  Thlr. 

100  k 
4200  k 

125 
121 

ff      -     12,500      , 
,      -  508,200      , 

31ste  Verloosuig 

im  Jahre  1886. 

4500  Stück. 

628,000  TUr. 

1  k  50,000  Thlr. 
1  k  20,000     „ 
1  k    5,000      , 

—  50,000  Thlr. 

—  20,000      „ 

—  5,000      , 

3$ste  Verloosing  m  Jahre  1891. 
5800  Stück  k  122  Thlr.  —  707,600  Thlr. 

1  ä    2,000 

—       2,000 

1  k    1,000 

it 

—       1,000 

ff 
ff 

37ste  Verloosoig  m  Jahre  1892. 

2  ä       500 

D 

—       1,000 

ff 

1  k  60,000  Thlr.  —    60,000  Thlr. 

3  k       400 

n 

—       1,200 

ff 

1  k  20,000 

,      —     20,000      , 

10  k       200 

ji 

—      2,000 

>i 

1  k 

5,000 

,      -       5,000      , 

80  ä       150 

V 

—     12,000 

ff 

1  k 

2,000 

ff      -       2,000      , 

100  k       130 

jt 

—     13,000 

ff 

-1  k 

1,000 

,      —       1,000      , 

100  ä       125 

fi 

—     12,500 

ff 

2  It 

500 

ff     -      1,000      , 

3700  k       119 

» 

—  440,300 

ff 

3  k 
3  ä 

400 
300 

1 

ff      -       1,200      , 

4000  Stück. 

560,000  TMr. 

ff      -          900      , 
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7  k 

80  k 

100  k 

100  k 

4500  k 

4800  Stück. 


200 
150 
130 
125 
122 


—  1,400  Thlr. 

—  12,000      „ 

—  13,000      „ 

—  12,500      „ 

—  549,000      ^ 


679,000  Thlr. 


3$ste  Terloosong  in  Jahre  1893. 
6000  Stück  k  123  Thlr.  —  738,000  Thlr. 

39s(e  VerloosaDg  in  Jahre  1894. 

1  k  89,000  Thlr.  —    80,000  Thlr. 
1  k  10,000      „      —     10,000      „ 
1  k    5,000      ,      —      5,000      ^ 


1  k 

1  k 

2  k 
2  k 


80  k 


100 

100 

4700 


2,000  „ 

1,000  „ 

500  , 

400  „ 

300  Thlr. 

200  „ 

150  , 

130  , 

125  „ 

123  « 


5000  Stück. 


2,000  Tblp* 

1,000  , 

1,000  , 

800  , 

1,200  , 

1,400  , 

12,000  „ 

13,000  „ 

12,500  „ 

578,100  „ 

718,000  Thlr. 


408te  VerloosHug  in  Jahre  1895. 
6400  Stück  k  125  Thlr.  —  800,000  Thlr. 

7)  Staatsschuldscheine  k  3V«Vo,  vom  2.Mall842.  Die  Gesammtsumme 
der  ausgestellten  Staatsschuldscheine  betrug  167,326,439  V^  Thlr.,  welche 
Sunune  nunmehr  auf  circa  88  Mill.  Thlr.  durch  Tilgung  reducirt  ist.  Die 
Zinsen  fallen  auf  2.  Januar  und  1.  Juli.  Die  Tilgungsquote  beträgt  1 V» 
der  ursprünglichen  Schuld,  welcher  die  Zinserspamisse  durch  die  fort- 
schreitende Tilgung  in  Zeitabschnitten  von  je  10  Jahren  zuwachsen.  *) 

8)  Staatsanleihen  von  1850,  1852,  1854,  1855  A.  und  1857 
k  18,000,000,  16,000,000,  15,000,000,  7,800,000  und  7,680,000  Thlr.  zu 
4Vj7o.  Diese  sämmtlich  auf  1.  April  und  1.  Octbr.  verzinslichen  An- 
leihen fuhrt  der  Berliner  Courszettel  nicht  abgesondert  auf,  sondern  be- 
handelt sie  den  4  'Aproc.  Obligationen  von  1859  gleich.  In  der  That  sind 
sie  qualitativ  keineswegs  verschieden,  in  so  ferne  sie  vollkommen  gleiche 
Rechte  geniessen  und  nach  gleichen  Grundsätzen  behandelt  werden.  Die 
Schuldverschreibungen  sind  vom  1.  Juli  1850,  2.  Januar  1852,  O.Juli  1854, 
22.  Novbr.  1855,  und  30.  Juli  1857.  Der  Tilgungsfond  betraf  durchweg 
1 7o  der  ursprünglichen  Nominalschuld  mit  zuwachsenden  Zinserspamissen 
in  ununterbrochener  Zeitfolge.  Von  gewissen  Zeitpunkten  an  kann  er 
erhöht,  niemals  aber  vermindert  werden.*) 

9)  Chur-  und  Neumärkische  Schuldverschreibungen  k  3Y«Vo,  ent- 
standen durch  die  1839  geschehene  Convertirung  der  vormaUgen  auf  den 
Staat  übernommenen  Provinzialschulden  der  Chur-  und  Neumark  auf 
den  Zinsfuss  von  S^/^Vo,  Die  Summe  des  Staatsantheils  an  der  C hur- 
märkischen Kriegsschuld,  welcher  jetzt  mit  Obligationen  vom  1.  Novbr. 
1839  von  25  bis  1000  Thlr.  tro.  1.  Mai  und  1.  Novbr.  verbrieft  ist,  be- 
trug 3,335,725  Thlr.,  wovon  nur  noch  etwas  über  IV«  Mill.  Thhr.  unge- 
tilgt sind.  Von  der  Neumärkischen  Kriegsschuld  hatte  der  Staat 
619,993  Thlr.  übernommen,  welche  mit  Obligationen  vom  1.  Juli  1839 
tro.  2.  Januar  und  1.  Juli  bedeckt  sind  und  woran  etwa  die  Hälfte 
getilgt  ist    Der  Tilgungsfond   ist    für  beiderlei   Schuldtheile    l^o    des 


^)  Cabinetsordre  vom  27.  März  1842,  Ges.-SanmiL  S.  105.  Bekanntmachung  der 
Hauptverwaltang  der  Staatoscholden  vom  10.  April  1842. 

^  YergL  Gesetz  vom  7.  März  und  kgL  Erlass  vom  7.  Mai  1850,  Ge8.-SammL  S.  178 
und  322;  Gesetz  vom  7.  Mai  1851,  Ge8.-dammL  S.  2;$7;  kgL  Erlass  vom  28.  Nov.  1851, 
Ge8.-8ammL  S.  758;  Gesetz  vom  28.  März  1852,  Ges.-Samml  S.  75;  Gesetz  v.  20.  Mai 
und  kgL  Erlass  vom  17.  Juni  1854,  Ge8.-Samml.  S.  313  und  316;  Gesetz  vom  21.  Mai 
und  kgL  Erlass  vom  22.  Nov.  1855,  Ges.-Samml.  S.  310  und  684;  Gesetz  vom  7.  Mai 
1856,  Ge6.-Sanmil.  S.  402,  und  kgL  Erlass  vom  28.  Mftns  1857,  Ges.-SammL  S.  758. 
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ursprünglichen  CapitalbetragB  mit  zuwachsenden  Zinsen,  gleich  den  Staate- 
schuldscheinen,  welchen  überhaupt  diese  Effecten  in  der  Behandlung 
gleichgestellt  sind.  *)  Ausser  den  Chur-  und  Neumärkischen  Proyinzia]- 
staatsschuldscheinen  circuliren  noch 

10)  sächsische  Kammer-  und  Steuercreditcassenscheine,  deren 
der  Berliner  Courszettel  nicht  erwähnt,  da  sie  mehr  an  der  Leipziger 
Börse  gehandelt  werden.  Die  Kammercreditcassen-Scheine  sind 
bis  auf  einen  geringen  Rest  (von  circa  9000  Thlr.)  getilgt  und  unver- 
zinslich. AnSteuercreditcassenscheinen,  welche  zu  3  >  tro.  I.April 
und  1.  Octbr.  verzinslich  sind  und  Talons  haben,  existirt  noch  ein  Be- 
trag von  circa  27«  Mill.  Thlr.  Die  Tilgung  derselben  geschieht  mittelst 
ein^r  nicht  nach  Procenten  der  ursprünglichen  Schuld  berechneten  Ca- 
pitalquote  (1859:  135,200  Thlr).  *)  Endlich  mag,  um  die  preussische 
Staatsschuld  ganz  zu  erschöpfen,  noch 

11)  der  besonderen  Eisenbahnschnld  gedacht  werden,  bestehend  in  den 
Actien  und  Prioritätsobligationen  der  vom  Staate  übernommenen  Nie- 
derschlesisch-Märkischen  und  Münster-Hammer-Eisenbahn, 
welche  nun  Schulden  des  Staats  sind  und  von  diesem  mit  einem  festen 
Zinssatze  verinteressirt  und  mit  einem  Tilgungsfonds  von  V»°/o  nebst 
Zinserspamissen  amortisirt  werden.    Am  1.  Januar  1860  existirten  noch 

a)  von  der  Niederschlesisch-Märkischen  Bahn: 

an  den  creirten  10,000,000  Thlr.  4  7^  Stammactien  .   .  .  7,832,500  Thlr. 
„     „         „         4,175,000     „     47oPrioritätsactien  .  .  3,924,400  „ 
„     „         „          3,500,000     „     4  7o  Prioritätsobligatio- 
nen I.  u.  n.  Serie  .  3,251,400  „ 
,     „         „         2,300,000     „     4  7o  dito  in.  Serie    .  .2,300,000  „ 
„     „         „         1,000,000     ,,     4  7o  dito  IV.  Serie    .  .     959,300  „ 

b)  von  der  Münster-Hammer  Bahn: 

die  ausgegebenen  47»  Stammactien  ganz  mit  ....  1,189,300     „ 
an  den  emittirten  200,000  Thb.  4V8  7o  Prioritätsobli- 
gationen noch  circa 193,500     „ 

Die  Zinsen  aus  allen  diesen  Actien  und  Obligationen  fallen  am  2.  Januar 
und  1.  Juli') 

§.  35. 
CoursbeweguDg  preussischer  Staatseffecten  zu  yerscbiedenen  Zeitperioden. 

Dass  der  preussische  Staatscredit  vor  1848  fest  begründet  war  und  dass 
sich  das  Vertrauen  auf  die  glänzenden  Finanzzustände  Preussens  in  den  hohen 
Coursen  seiner  Papiere  ausdrückte,  haben  wir  bereits  zu  bemerken  Gelegen- 
heit gehabt.  Yor  der  Reduction  des  Zinsfusses  sämmtlicher  Staatsschuldscheine 
von  4  auf  Sy^V^  im  Jahre  1842  standen  diese  über  pari  und  selbst  die  im 
Zins  herabgesetzten  Papiere  behielten  die  gleiche  Courshöhe  noch  einige  Zeit 
bei.  Als  jedoch  von  1844  an  eine  gesteigerte  Bewegung  des  Verkehrs  eintrat, 
industrielle  Unternehmungen  aller  ^t  auftauchten  und  das  Capital  sich  dieser, 


>)  Vergl.  StaatsBchuldenetat  für  1859  in  den  Anlagen  zum  Staatshaushaltsetat,  Bd.  n. 
8.  8,  10,  16  und  18. 

*)  Ebendaselbst  Die  hier  genannten  Schuldtheile  sind  die  Reste  der  durch  Preussen 
von  Sachsen  gemäss  einer  Convention  vom  28.  August  1819   tlbemommenen  Schulden. 

')  Ebendaselbst  S.  9,  10,  18  und  19.  In  den  Coursblftttem  werden  diese  Actien 
und  Obligationen  unter  den  Eisenbahneffecten  aufgef&hrt 
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zumal  auch  der  Eisenbahnspeculatioii,  mit  überBtürzender  Hast  zuwandte,  ent- 
stand in  Preussen  fast  plötzlich  eine  Geldklemme,  welche  sich  1846  und  1847 
bis  zur  völligen  Gelddürre  steigerte  und  die  Course  der  Staatspapiere  natnr- 
gemäss  drückte.  Dass  sodami  die  Stürme  des  Jahres  1848,  die  Preussen  nicht 
am  wenigsten  berührten,  den  Staatscredit  tief  erschüttern  mussten,  leuchtet 
von  selbst  ein.  Vollständig  hat  sich  derselbe  seitdem  nicht  wieder  von  den 
Einflüssen  jener  Vorgänge  erholt,  was  der  im  Allgemeinen  hohe  Zinsfiiss  so- 
wohl der  Staats-  als  der  Corporations-  und  Privatsmlehen  und  der  Coursstand 
der  preussischen  ,,Staatsschuldscheine^  am  überzeugendsten  darzuthun  vermag. 
Dennoch  wird  nachstehende  Courstafel  die  Ueberzeugung  gewähren,  dass  das 
öffentliche  Vertrauen  sich  den  preussischen  Effecten  alsbald  nach  wiedergekehrter 
Buhe  wiederum  zugewendet  hat.  Bei  Vergleichung  des  Courses  der  3V«7o 
Staatsschuldscheine  mit  dem  Tagespreis  gleichzinsiger  Papiere  anderer  deutscher 
Staaten  ist  insbesondere  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  jene  nicht  verloost, 
sondern  auf  der  Börse  zurückgekauft  werden,  der  Besitzer  sonach  auf  keinen 
Gewinn  bei  der  Heimzahlung  rechnen  kann,  während  eine  solche  Gewinnchance 
bei  diesen  überall  gegeben  ist  und  in  ihrem  Courssatze  Ausdruck  findet 

Course  preussischer  Staatspapiere  in  Frankfurt  a.  M.  0 


Zeit 


3VtProc. 

4VaProc 

SVsproc. 

4VjPfoc. 

5proc. 

Staausch.- 

Obligatio- 

Zeit 

Staatssch.- 

Obligatio- 

Anleihe 

Scfaeioe. 

nen. 

Schelne. 

nen. 

von  1859. 

93V« 

— 

1854.   Janr.2. 

92V» 

102 

— 

93'/« 

— 

April  1. 

83V» 

95 

— 

9378 

— 

Julil. 

86  V» 

98 

— 

92>A 

— 

Oct.2. 

86V. 

99V« 

— 

91'/« 

— 

1855.   Janr.2. 

84V. 

977» 

— 

— 

— 

April  2. 

85 

lOOV» 

— 

67V 

— 

Juli  2. 

877« 

1027» 

— 

74'A 

— 

Ceti. 

86V» 

102 

— 

79V» 

— 

1856.   Janr.2. 

86'/. 

1017» 

— 

80V» 

— 

April  1. 

88 

101'/. 

— 

82V. 

— 

Julil. 

87 

1017« 

— 

89 

— 

Octl. 

84 

100 

— 

88'A 

— 

1857.   Janr.2. 

827« 

987» 

— 

86% 

— 

April  1. 

847« 

100 

— 

86'/« 

— 

JuUl. 

847« 

997» 

— 

86'/« 

lOO'/e 

Oct.l. 

83 

99V» 

— 

84'/« 

99V8 

1858.   Janr.2. 

83'/« 

99V« 

— 

86V« 

102 

April  1. 

84'/. 

101 V« 

— 

88V» 

104V« 

JuUl. 

847« 

1017» 

— 

887« 

103 

Octl. 

847« 

1007« 

— 

89V» 

103V4 

1859.   Janr.3. 

85»,'« 

101 V4 

— 

907« 

102^^ 

April  1. 

84V» 

1007» 

— 

92V» 

104 

Julil. 

75'/, 

897» 

— 

957« 

104V« 

Octl. 

83V. 

99'/. 

1037» 

947» 

103 

1860.   Janr.2. 

84V. 

1007» 

1047» 

93V« 

103  V« 

Aprü2. 

83'/. 

99V« 

103V» 

93 

103 

JuH2. 

85V. 

1007« 

105 

92 

101 

Oct  1. 

87'/. 

101 V« 

1047« 

1847. 


1848. 


1849. 


1850. 


1851. 


1852. 


1853. 


Janr.  2. 
April  1. 
JuU3. 
Oct  1. 
Janr.  1. 
Apriai. 
Juül. 
Octl. 
Janr.  1. 
Aprü  1. 
JuHl. 
Octl. 
Janr.  1. 
April  1. 
Juli  2. 
Octl. 
Janr.  2. 
April  1. 
JuUl. 
Octl. 
Janr.  1. 
April  1, 
Julil. 
Oct.  1. 
Janr.  3. 
April  1. 
Juül. 
Octl. 


^)  Wir  wählen  absichtlioh  die  Frankfdrter  Notiz,  um  zu  zeigen,  welchen  Credits 
&ch  die  preoBS.  Effecten  im  Auslande  erfreuten.  Wo  die  Geldnotiz  angegeben  war, 
haben  wir  diese  gewählt,  sonst  Papiernotiz. 

Moser,  Capltalanltge  Im  Werthpapleren.  11 
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§.  36. 

Vergleichende  Becapitulation. 

Stand  1860  in  abgerundeten  Summen: 

1)  Bevölkerung 18,000,000  Sin. 

2)  Staatsgebiet 6,104  QM» 

3)  Staatsschuld 293,500,000  Thlr. 

Davon  unproductiv 221,200,000  Thlr. 

productiv  (Eisenbahnschuld)    .     .     .     72,300,000     „ 

4)  Unmittelbares  Staatsvermögen 272,500,000  Thlr. 

5)  Die  Passiven  übersteigen  somit  die  Activen  um   .     .      20,500,000     , 

bmtto :  netto : 

6)  Gesammtstaatseinnahme     ....  133,000,000  Thhr.     98,000,000  Thlr* 

7)  Gesammtstaatsausgabe  mit  Einrech- 
nung  des  im  Etat  noch  nicht  erschei- 
nenden, aber  ohne  Zweifel  bleiben- 
den Mehraufwands   für   die  Armee 

ä  9  Mül 142,000,000  Thlr.  102,000,000  TWr. 

8)  Directe  Steuern  (ohne  den  ausser- 
ordentlichen Zuschlag) 26,000,000     „  25,000,000     „ 

9)  Indirecte  Steuern 35,000,000     „  31,000,000     „ 

Dazu  Salzgefäll  (Monopol)      .     .     .      9,000,000     „  6,000,000     „ 

„     Lotteriegefäll 1,300,000     „  1,200,000     „ 

„      Gerichtssportehi 9,000,000     „  9,000,000     ^ 

Zusammen  indirecte  Steuern  .     .     .     54,300,000  Thff^     47,200,000  Thb. 
10)  Gesammtsteuerlast  (ohne  Zuschläge)    80,300,000     „         72,200,000     „ 
Hienach  trifft  es  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 

a)  an  der  gesammten  Staatsschuld 16,306  Thlr. 

b)  „      „    unproductiven  Staatsschuld 12,290     „ 

c)  „      „    Eisenbahnschuld 4,000     „ 

d)  am  unmittelbaren  Staats  vermögen 15,140     , 

brutto :  netto : 

e)  an  der  Gesammtstaatseinnahme      ....       7,390  Thlr.      5,017  TbK 

f)  ^      jf    Gesammtstaatsausgabe    .♦  .    .    .    .      7,888     „  5,666  ^\r 

g)  Directe  Steuern 1,444     „  1,388     ; 

h)  Indirecte  Steuern 3,017     „  2,622     „ 

i)  Gesammtsteuerlast 4,461     „  4,011     „ 

Rechnet  man  die  Vermehrung  des  Militaraufwands  mit  der  Summe  von 

circa  9Mill.  Thlr.,  welche  künftig  nicht  anders  als  durch  Steuererhöhung  auf- 
zubrmgen  sein  werden,  hinzu,  so  erhöht  sich  die  Gesammtsteuerlast  um 
0,5  Thlr.  auf 4,961  Thlr.  und  4,511  Thlr. 


Die  Staatsschuld  verhält  sich  zu  einer  reinen  Jahreseinnahme  wie  3,156  : 1 ; 
m  Staatsvermögen  wie  1,08 : 1. 
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i]  Königreich  Bayern/) 

§.  37. 
Historische  Rückblicke. 

Volk  und  Fürsten  der  Bayern  haben  schon  in  der  älteren  deutschen  Ge» 
schichte  eine  herrorragande  Stelle  eingenommen  und  solche  unter  wechselnden 
Geschicken  bis  zu  einem  gewissen  Grade  durch  alle  Jahrhunderte  bewahrt. 
Die  Bedeutung  des  Landes  trat  bereits  unter  dem  grossen  Frankenreiche 
hervor.  Ein  Enkel  Carls  des  Grossen,  Ludwig  von  Bayern,  später  Lud- 
wig der  Deutsche  genannt,  beherrschte  sein  Zeitalter  und  trug  die  Krone 
des  deutschrömischen  Kaiserreichs.  Nicht  minder  ward  die  hervorragende 
Stellung  des  Herzogthums  in  den  folgenden  Jahrhunderten  unter  dem  Ge- 
schlechte der  Weifen,  den  mächtigen  Kivalen  des  hohenstaufischen  Kaiser- 
hauses, gewahrt.  Aber  im  Kampfe  mit  dem  letzteren  unterlagen  die  Weifen 
und  Heinrich  der  Löwe  ward  aus  seinem  Lande  vertrieben,  um  nie  wieder 
in  dasselbe  zurückzukehren. 

Nun  ging  das  Herzogthum  unter  Otto  L  auf  das  Haus  der  Wittels- 
b  ach  er  über  (1180),  jedoch  nur  in  geringerem  Umfang.  Otto  H.  verband 
mit  demselben  (1227)  die  Rheinpfalz  cds  Erbe  seiner  Gemahlin  Agnes.  Unter 
dessen Söheü,  Ludwig  H.  und  Heinrich  XHI.  wurde  die  Hausmacht  durch 
Dotirung  einer  jüngeren  niederbayerischen  Linie  geschwächt  und  die  Söhne 
Ludwigs  n.,  Rudolph  und  Ludwig  schritten  zur  gänzlichen  Theilung  des 
Landes,  indem  sie  die  Pfalz  von  Oberbayem  trennten.  Ludwig  bestieg  den 
deutschen  Kaiserthron  und  besiegelte  (1329)  jene  Theilung  vertragsmässig, 
doch  wurde  wechselseitiges  Erbrecht  vorbehalten.  Er  selbst  vereinigte  übri- 
gens Ober-  und  Niederbayem  wieder,  verlieh  Brandenburg  an  seinen  ältesten 
Sohn  (1324),  verschaffte  diesem  überdiess  die  Hand  der  Gräfin  von  Tyrol 
(1342)  und  rwarb  Holland,  Seeland,  Friesland  und  Hennegau  (1345).  Ludwigs 
Tod  (1347)  und  der  Uebergang  der  Kaiserwürde  an  das  Haus  Luxemburg 
tX^te  aber  rasch  die  vorübergehende  Grösse  der  Wittekbacher;  Brandenburg 
wurde  von  Karl  17.  beerbt  (1373);  Tyrol  ging  an  Oesterreich  (1363)  und  die 
niederländischen  Besitzungen  an  Neuburgund  über.  Selbst  Bayern,  dem  die 
goldene  Bulle  das  Churrecht  absprach,  indem  sie  es  der  pfälzischen  Linie  zu- 
erkannte, wurde  (1392)  unter  drei  Herzoge  (München,  Landshut  und  Ingol- 
stadt) getheilt.  Unter  Albrecht  IV.  (1503)  fand  zwar  die  Wiedervereinigung 
dieser  Theile  jedoch  nicht  ohne  Opfer  statt.  1508  wurde  endlich  die  Pnmo- 
genitur  zum  Hausgesetz  erhoben  und  Bayern  erhielt  von  Kaiser  Ferdinand  H. 
unter  Maximilian L  wieder  eine  Churstmime(1623)  und  die  Oberpfalz  (1628). 
Währen<r  diese  Vortheile   nur  mit  Hülfe  der  Habsburger  errungen  wurden, 


*)  Literatur:  Rudhart,  Zustand  des  Könlgr.  Bayern,  Erlangen,  1825—27.  Maier, 
Darstellung  des  Bayem'schen  Staatsschuldenwesens,  Erlangen,  1839.  v.  Herrman, 
Beiträge  zur  Statistik  des  Königr.  Bayern,  München,  1850  ff.  v.  Reden,  allgem. 
vergL  Finanzstatistik,  I.  Bd.,  1.  Abth.,  8.  1—161;  Darmstadt,  1851.  Brachelli, 
deutsche  Staatenkunde,  Bd.  L,  8^443—588;  Wien,  1856.  Kolb,  Handbuch  der  vergL 
Statistik,  S.  190—202;  Leipzig,  1860.  y.  Nenforn,  die  Staatsschulden  des  Eanigr. 
Bayern,  Bamberg,  1858. 
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trat  jetzt  Bayern  in  ein  BivalitStsverliältniss  zn  denselben  und  auf  die  Seite 
des  Reichsfeindes  (Frankreich),  welcher  Politik  indessen  die  Strafe  auf  dem 
Fusse  folgte.  Nach  der  Schlacht  bei  Hochstatt  (1704)  musste  Maximilian  IL 
flüchten  und  es  besetzten  die  Oesterreicher  den  Churstaat  Bayern,  welcher 
erst  durch  den  Rastatter  Frieden  (1714)  den  Wittelsbachem,  jedoch  nur  mit 
der  8.  Wahlstunme  (statt  der  innegehabten  5.)  wieder  zu  Theil  wurde.  Den- 
noch verband  sich  Karl  (VU.)  Albrecht  nach  dem  Tode  des  letzten  Habs- 
burgers (Karl  YI.)  abermals  mit  Frankreich,  Hess  sich  durch  fremden  Einfluss 
zum  deutschen  Kaiser  erheben  (1742)  und  machte  Ansprüche  auf  Böhmen, 
Tyrol  und  das  Land  ob  der  Enns.  Aber  auch  diese  Anstrengungen  waren 
fruchtlos  und  Maximilian  (DI.)  Joseph  erkaufte  im  Frieden  von  Füssen 
(1745)  den  Wiederbesitz  Bayerns  gerne  mit  Aufgebung  aller  weiter  gehenden 
Ansprüche. 

Nach  dem  kinderlosen  Tode  Maximilians  HI.  (1777)  kam  Bayern  wieder 
an  die  Pfalz  unter  Carl  Theodor  und  Churfürst  Maximilian  (TV.)  Joseph 
aus  der  Seitenlinie  von  Zw  ei  brücken  vereinigte  endlich  1799  wieder  lüle 
wittelsbach'schen  Gebiete  unter  seinem  Scepter. 

Der  abermalige  Anschluss  Bayerns  an  Frankreich  unter  Napoleon  I.  (1801) 
bahnte  eine  völlige  Neugestaltung  seiner  Territorien  an.  Die  linksrheinischen 
Besitzungen  mussten  an  Frankreich,  die  ostrheinischen  an  Baden  abgetragen 
werden.  Dafür  erhielt  aber  Bayern  reichliche  Entschädigung  auf  Kosten  geist- 
licher Mitstände  und  mediatisirter  Reichsstädte.  Der  Pressburger  Friede  (1803) 
gab  dem  Churfiirsten  die  Souverainetät  mit  der  Königswürde,  sodann  ganz 
Tyrol  und  Vorarlberg,  Theile  von  Passau,  das  Fürstenthum  Eichstädt,  die  Mark- 
grafschaft Burgau,  die  Grafschaften  Hohenembs  und  Königsegg,  die  Herr- 
schaften Tettnang  und  Argen,  das  Gebiet  von  Lindau  und  die  Reichsstadt 
Augsburg.  Die  Rheinbundsacte  endHch  (1806),  welche  Bayern  völlig  vom 
deutschen  Reiche  trennte,  incorporirte  ihm  noch  Nürnberg  und  mediatisirte 
zu  seinen  Gunsten  eine  Reihe  vormals  unmittelbarer  mächtiger  Reichsfürsten 
und  Grafen. 

Jetzt  stand  Bayern  auf  dem  Höhepunkt  seiner  Macht.  Aber  die  Willkühr 
dessen,  der  ihm  dazu  geholfen,  schaltete  und  waltete  nach  Belieben  mit  den 
verliehenen  Besitzungen.  Wiederholt  mussten  Länder-Vertauschungen  und  Ab- 
tretungen, theils  unter  drückenden  Bedingungen,  eingegangen  werden  und  nach 
dem  Sturze  der  napoleonischen  Macht  fand  es  der  König  gerathen,  sich  durch 
den  Rieder  Tractat  (8.  Octbr.  1813)  zuerst  vom  Rheinbund  loszusagen  imd  sich 
die  Integrität  seines  Königreichs  garantiren  zu  lassen.  Unerachtet  dieser  Ga- 
rantie mussten  jedoch  Tyrol  und  Vorarlberg,  Vils  und  Salzburg,  sowie  die 
erworbenen  Theüe  von  Oesterreich  ob  der  Enns  an  Oesterreich  zurückgegeben 
werden  (Convention  vom  3.  Juni  1814  imd  Vertrag  zu  München  vom  14.  April 
1816),  wogegen  Bayern  das  Grossherzogthum  Würzburg,  das  Fürstenthum 
A^chaffenburgund  den  Rheinkreis  erwarb. 

Seit  den  Wiener  Verträgen  hat  sich  die  Grösse  und  Gestalt  des  Landes 
nicht  mehr  verändert,  auch  haben  seine  Fürsten  eine  acht  deutsche  Gesin- 
nung bethätigt 

Uebergehend  auf  die  Finanz geschichte  des  bayerischen  Staats,  machen 
wir  dieselbe  Wahrnehmung,  wie  in  fast  allen  europäischen  Ländern.  Während 
in  früheren  Zeiten  die  Verhältnisse  einfach,  die  Bedürfiiisse  gerinn  waren, 
während  daher  damals  selbst  Kriege  nicht  den  riesenmässigen  Geldaufwand 
der  neueren  Zeit  erforderten,  und  während  die  Anhäufung  von  Staatsschulden 
durch  die  Verfassung  ebenso  erschwert,  wie  von  den  alten  Ständen  gefürchtet 
war:  kehrten  die  napoleonischen  Kriege  am  Anfange  unseres  Jahrhunderts 
diese  Verhältnisse  geradezu  um.    Ob  Freund  oder  Feind:  die  deutschen  Staa- 


Digitized  by  CjOOQIC 


Bayern.  165 

ten  wurden  von  der  „grossen  Nation^  in  allen  Formen  und  unter  allen  Yor- 
wänden  geplündert,  ausgesaugt  und  gebrandschatzt. 

Diesem  Schicksal  entging  Bayern  unerachtet  seines  Anschlusses  an  Frank- 
reich nicht  Es  hatte  vor  dem  Ausbruche  der  französischen  Revolution  die 
Landesschulden,  welche  aus  früher  Zeit  (1543)  herdatirten,  durch  den  dreissig- 
jährigen  Krieg,  den  spanischen  und  österreichischen  Erbfolgekrieg  bedeutend 
gesteigert  wurden  und  daher  1726  auf  26,  1749  auf  34  MiUionen  angegeben 
werden,*)  bis  auf  etwa  20  Millionen  ermässigt  Die  Staatseinkünfte  wurden 
damals  auf  10  Millionen  Gulden  angenommen.  Sie  flössen  grösstentheils  aus 
dem  unmittelbaren  Vermögen  und  aus  Regalien  etc.  Die  Steuern  waren  nicht 
nur  freiwilige  Leistungen  der  Landschaft,  sondern  die  Steuercassen  standen 
auch  unter  der  Leitung  Yon  Landschaftebeamten.  Alles  dieses  änderte  sich 
aber  mit  dem  Eintritte  der  französischen  Bündnisse  und  Kriege.  Die  Abgaben 
wurden  vervielfältigt  und  erhöht,  gleichzeitig  aber  musste  dennoch  der  Credit 
in  ausgedehntem  Maasse  in  Anspruch  genommen  werden.  Hievon  zeugen  fol- 
gende Finanzoperationen:  ^ 

1801 :  Aufiiahme  zweier'Anlehen  von  3,000,000fl.  zu  6  Vo  und  500,000fl.  zu  4/V« V» 
1802:  „        eines  Anlehens  zu  5Vo  k  1,000,000  fl. 

1804:  y,         zweier  Anlehen    „      „    „  1,500,000  „ 

1806:  jf         eines  weiteren  dto  a      „    „      450,000  „ 

1808:  ,  ,  „        ,   ,  6Vo  „  4,000,000  , ») 

1809:  Zwangsanlehen  k  bV^    .    .    .    .      8,760,900  „ 
1809:  Ausgabe  von  toum.  Cassenbons  mit  1,600,000  Livres. 

Ln  Jahre  1810  mussten  25  Mill.  Franken  an  die  französishche  Regierung 
und  Donatäre  für  die  Domänen  des  Fürstenthums  Bayreuth  und  1  Mill.  Fran- 
ken, sowie  1,300,000  fl.  aus  Anlass  der  Erwerbung  des  Fürstenthums  Regens- 
burg gezahlt  werden.  Ausserdem  gingen  mit  den  anderweitigen  neuen  Land- 
erwerbungen Schulden  und  Lasten  auf  die  Krone  über,  welche  häufig  den 
Capitalwerth  der  gewonnenen  Rente  um  das  Doppelte  überstiegen.  Nur  der 
Betrag  der  übernommenen  Pensionen  entzifferte  sich  nahe  an  4  Mill.  Gulden 
jährlich  und  die  Summe  der  überwiesenen  Schulden  belief  sich  einschliesslich 
der  Zinsrückstände  auf  imgefähr  50  Mill.  Gulden.  ^ 

Dass  so  die  Staatsschuld  mächtig  anschwellen  musste,  ergibt  sich  von  selbst. 
Aber  selbst  ihre  rasche  Vermehrung  hielt  nicht  gleichen  Schritt  mit  der 
Steigerung  der  Staatsbedürfnisse.  Es  entstand  daher  eine  solche  Finanz- 
verwirrung, dass  auch  nicht  mehr  das  Dringendste  und  Nothwendigste  geleistet 
werden  konnte.  Die  Zahlung  der  Staatsschuldzinsen  wurde,  wie  in  Oesterreich 
und  Freussen,  theils  eingestellt,  theils  unregelmässig  und  verspätet  geleistet. 
Ln  Jahre  1811  waren  mehrere  Millionen  Ziusrückstände  vorhanden  und  eine 
vier-  bis  fünffach  höhere  Summe  stand  im  laufenden  Dienst  aus.  Die  Regie- 
rung griff  nun  zu  delnselben  letzten  Nothbehelfe,  welcher  in  jener  Zeit  überall 
die  verzweifelte  Lage  der  Finanzen  verhüllen  sollte,  überall  aber  das  Gegen- 
theü  bewirkte :  sie  zahlte  mit  Staats-Cassentratten,  also  mit  Papiergelde.  Das- 
selbe war  jedoch,  obgleich  6Vo  Zinsen  tragend,  schon  bei  der  ersten  Ausgabe 
nur  mit  20^0  Verlust  verkäuflich;  so  sehr  war  der  Staatscredit  erschüttert 

Jetzt  drängte  Alles  auf  irgend  eine  Abhülfe.  Die  neue  Königliche  Re- 
gierung, welche  1808  die  vormals  landschaftlichen  Steuercassen  aufgehoben, 
überhaupt  der  alten  landschaftlichen  Verfassung  ein  Ende  gemacht  hatte  und 


0  y.  Neu  fern,  die  Staatsschulden  des  Königr.  Bayern,  S.  20. 
*)  VergL  RegierungsbL  von  1809,  8.  1145  und  1377. 
^  V.  Reden  a.  a.  0.  S.  138. 
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die  ihr  y^^ehene  Sonyerainetftt  im  aussduesBlichsten  Sinne  des  Worts  ver- 
stand; welche  femer  Gleichheit  der  Abgaben,  eine  Steuerrectification  yerheissen 
und  eine  Central-Schulden-Etats-Commission  und  Schnldentilgangscommission 
in  jeder  Proyinz  eingesetzt  hatte,  —  sah  das  Ungenügende  der  bidierigen 
Maassregeln  ein  und  suchte  durch  die  Verordnung  yom  20.  August  1811  >) 
eine  voUig  neue  Ordnung  zu  schaffen.    Dieses  Oesetz  yerfügte: 

1)  die  Errichtung  einer  allgemeinen  Staatsschuldentilgungscommission  mit 
möglichst  verantwortlicher  Stellung; 

2)  die  Einsetzung  einer  völlig  getrennten  Schuldentilgungscasse; 

3)  die  Dotation  derselben  mit  den  Activcapitalien  aller  Schuldentilgungs- 
und Ereis-Cassen,  sowie  der  Central-Staats-Oasse,  dem  Erlöse  aus  den 
in  Gtemässheit  der  Verordnung  vom  18.  Septbr.  1810  (vergl.  spätere 
Verordnung  vom  16.  Octbr.  1818)  veräusserten  Domänen,  dem  Reiner- 
trage des  Malzaufschl^  einschliesslich  des  neu  eingeführten  vierten 
Bierpfennigs  und  dem  Ertrage  einer  neu  errichteten  Tabaksregie,  sowie 
eines  besonderen  Consumtionsaufschlags;  endlich 

4)  die  Tilgung  sämmtlicher  Schulden  binnen  30  Jahren. 

Eine  ergänzende  Verordnung  vom  17.  Novbr.  desselben  Jahres')  setzte 
ausserdem  eine  besondere  Staatsschulden-Liquidationscommission  ein  und  ent- 
hielt die  wichtige  Massregel  der  Umwandlung  aller  älteren  Schuldurkunden  in 
sogenannte  Mobilisirungs-Obligationen,  von  welcher  später  die  Bede 
Bein  wird. 

Hiemit  war  die  Gegenwart  von  der  Vergangenheit,  der  laufende  Dienst 
von  den  Zahlungsrückständen  und  von  den  Staatsschulden  getrennt.  Der 
Staatshaushaltsetat  wurde  zudem  so  festgesetzt,  dass  das  Gleichgewicht  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  hergestellt  schien.  Die  Dotation  der  Tilgungscasse 
war  in  Ziffern  zu  4,600,000  fl.  angenommen,  wovon  3,050,000  fl.  zur  Verzinsung 
und  1,550,0006.  zur  Amortisation  der  Schuld  nach  einer  bestimmten  Beihenfolge 
verwendet  werden  sollten. ')  Diese  Mittel  wären  auch  unstreitig  ausreichend 
und  durch  die  nachhaltigen  Hülfsquellen  des  Staats  gesichert  gewesen,  wenn 
die  Zeitverhältnisse  einen  ruhig  fortschreitenden  Gang  der  Entwicklung  zuge- 
lassen hätten.  Diese  Hoffiiung  ward  aber  nicht  verwirklicht.  Der  fortdauernde 
Kriegszustand  forderte  immer  neue  ausserordentliche  Opfer;  ausserdem  war  ein 
sehr  grosser  Theil  der  Schulden  so  dringender  Natur,  dass  die  Tilgungscom- 
mission zum  öftem  in  die  peinlichsten  Verlegenheiten  gerieth.  Man  musste 
daher  abermals  an  den  Staatscredit  appelliren.  Dieser  war  aber  neuerdings 
derart  erschüttert,  dass  die  Staatspapiere  auf  50,  ja  auf  40^0  ihres  Nenn- 
werthes  'gesunken  waren.  Der  Versuch  eines  ^rossen  Lotterieanlehens  von 
18  Mill.  Gulden,  wovon  12  Mill.  zu  4*^/o  verzinslich  und  6  Mill.  unverzinslich 
ausgegeben  weiden  sollten,  misslang  daher  1812  und  man  musste  1813  *)  zu 
einem  abermaligen  Zwangsanlehen  schrdten,   indem  man  die  nicht  emitturten 


*)  RegierungsbL  S.  1068. 

^  RegierungsbL  ,8.  1697. 

8)  Verordnung  vom  17.  Not.  1811,  §.  XIII,  RegierungsbL  8.  1703.  Voran  standen 
die  yertragsmässig  an  Frankreich  zu  leistenden  Zahlungen,  darauf  folgten  die  beiden 
Lotterieanlehen,  sodann  die  Darlehen  an  die  Gasse  selbst  zum  Behufe  ihrer  Geschäfts- 
führung ,  die  Rückstände  an  Besoldungen  und  Staatsarbeiten ,  die  auf  bestimmte  Zeit 
rückzahlbar  lautenden  Anlehen  von  1801  und  1808  (Lit  A  und  B),  die  Anlehen  von 
1802,  1804  bis  180B,  hierauf  die  Forderungen  aller  übrigen  Staatsgläubiger.  Vom 
Cassenbestand  sollte  die  Hälfte  auf  die  Sproc.,  V«  <^^  die  5proc.  und  V«  ^^f  die  übrige 
Schuld  verwendet  werden. 

*)  Verordnung  vom  14.  Febr.  1813,  RegierungsbL  S.  209. 
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Loose  der  eben  erwähnten  Lotterieanlehen  nacb  Maassgabe  des  Yerm5gens  auf 
die  Unterthanen  yertheflte.  Zu  all  dem  kam  dann  1816  noch  Misswachs  und 
Theurung,  in  Folge  deren  der  Staat  zur  Auihahme  eines  weiteren  Anlehens 
Ton  3  lißll.  Gulden  zu  57«  behufs  der  Beschaffung  Ton  Getreide  gezwungen 
wurde  (1817).  *)  Die  von  Frankreich  empfangene  Eriegscontribution  (Antheü 
Bayerns  40,527,799  Frs.  =  18,751,965  fl.)  verschwand  in  der  allgemeinen  Fi- 
nanznoth  ohne  wesentlich  günstige  Wirkung  auf  die  allgemeine  Lage  um  so 
mehr,  als  Bayern  zur  Zeit  des  Wiener  Congresses  (1815),  gleichsam  als  Gross- 
macht auftretend,  grossen  Aufwand  machte.  ^  8o  fand  das  im  Jahre  1817 
^  eintretende  Ministerium  das  gesammte  Finanz-  und  Rechnungswesen  abermals 
in  vollkommenster  Verwirrung. 

Nun  schritt  man  aber  zur  gründlichen  und  nachhaltigen  Ordnung  des  Fi- 
nanzhaushalts,  begünstigt  durch  die  endlich  eingetretene  Friedensperiode. 
Gleichzeitig  trat  Bayern  durch  Verleihung  einer  Verfassung*)  in  die  Reihe 
der  constitutionellen  Staaten  ein,  und  es  wurden  dadurch  Garantieen  für  einen 
geordneten  öffentlichen  Haushalt  und  für  die  gesammte  Staatsschuld  geboten, 
welche  den  Credit  wieder  zu  heben  geeignet  waren, .  wenn  sie  auch  weniger 
als  in  andern  Verfassungsstaaten  eine  einseitige  und  willkührliche  Einwirkung 
der  Regierung  ausschlössen.  Die  iV.  Verfassungsbeilage  *)  stellte  insbesondere 
Gnmdsätze  hmsichtlich  der  Uebemahme  von  Schulden  vormaliger  Reichsstande 
auf.  Darauf  folgten  die  Gesetze  vom  22.  Juli  1819  ^  und  1.  Juni  1822, «) 
welche  die  Formen  des  Uebergangs,  die  Art  der  Schuldenverwaltun^,  den  Ge- 
richtsstand der  Tilgungsanstalten,  die  Vorlage  der  Schuldenliquidationsergeb- 
nisse  an  den  Landtag,  die  Ueberweisung  femer  Fonds  zum  Schuldenabtrag 
u.  s.  w.  bestimmten,  feine  Verordnung  vom  12.  März  1817  ^  ergänzte  die 
früheren  gesetzlichen  Vorschriften  vom  10.  Oct.  1810®)  und  17.  Aug.  1813  •) 
in  Betreff  der  Amortisation  der  Staatspapiere.  "Wir  werden  geeigneten  Orts 
auf  den  Inhalt  dieser  Gesetze  zurückkommen.  Nachdem  sodann  im  Jahre  1819 
die  eingesetzte  Staatsschuldenliquidations-Commission  ihre  G^schäftie  beendigt 
hatte,  erfolgte  das  wichtige  Gesetz  vom  11.  Sept.  1825,*°)  welches  denSchluss* 
stein  der  zur  Ordnung  des  Schuldenwesens  vorgenommenen  Arbeiten  bildete. 
Dasselbe  enthält  im  Wesentlichen  Folgendes: 

1)  der  durch  die  Liquidation  und  die  Rechnimgen  der  Tilgungsanstalten 
hergestellte  Bestand  der  Staatsschulden  wurde  gleich  den  bisherigen  Ver- 
wendungen auf  dieselben  nachträglich  genehm^. 

2)  Die  Tilgungsanstalt  erhielt  femer  zur  Deckung  ihrer  Bedürftiisse:  den 
Mehrbetrag  der  aus  einer  gleichzeitig  erlassenen  Stempelordnung  erwar- 
teten Stempelgefälle,  einen  Beitrag  von  jährlichen  150,000  fl.  aus  den 
Lottogefallen,  den  Antheü  des  Staats  an  dem  £rträgnbse  der  Bank  in 


*)  Bekanntmachung  vom  7.  Febr.  1817,  RegienrnffsbL  8.  57. 

>)  Nach  einer  Erklfirang  des  Abgeordneten  Radhart  (Protocoll  der  Kammer  der 
Abgeordneten  vom  4.  Oct.  1831)  soll  König  Max  L  u.  A  von  den  französischen  Ent- 
sch&digangsgeldem  2,400,000  fl.  seiner  Gemahlin  und  seinen  Töchtern  schenkungsweise 
fiberlassen  haben.  Ein  Nachweis  über  deren  Verwendung  wurde,  wie  überhaupt  jede 
ReehBungslegunff  aus  der  Toroonstitutionellen  Zeit,  beharrlich  abgelehnt 

•)  Vom  26.  Mai  1818,  GesetibL  8.  101. 

*)  Ediet  vom  26.  Mai  1818,  GesetzbL  8.  189. 

0  Geeetsbl  B.  248. 

^  GesetzbL  S.  141. 

^  RegierungsbL  8.  177. 

•)  Rc^erungsbL  8.  954. 

*)  RegierungsbL  8.  1082. 

>^  GesetzbL  8.  202. 
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Nürnberg  und  einen  Zuschuss  von  708,000  fl.  jährlich  aus  der  Central» 
Staatscasse. 

3)  Neben  der  Hanptschuldentilgungscasse  ward  eine  Pensionsamortisations» 
casse  errichtet,  welche  gleich  der  Staatsschuld  unter  die  Garantie  der 
Stande  gestellt  wurde,  von  der  Schuldencommission  zu  yerwalten  war 
und  welcher  ausser  den  schon  vorher  yon  der  TDgungsanstalt  bestritte- 
nen Pensionen  sämmtliche  CiyU-  und  Militärpensionen  im  Betrage  yon 
3,422,000  fl.  überwiesen  wurden. 

4)  Die  yerjährungsfnst  aller  Forderungen  an  die  Staatsschuldentilgungs- 
cassen  wurde  auf  3  Jahre,  yom  Tage  der  Fälligkeit  an,  herabgesetzt. 

Dieses  Gesetz  bildet  heute  noch  die  Grundlage  der  Staatsschuldenyerwal- 
tung  Bayerns. 

Im  «fahre  1826  erhielt  die  Staatsschuld  noch  einen  namhaften  Zuwachs 
durch  die  auf  Bayern  übergegangenen  7^  der  rheinpfälzischen  Staatsanlehen 
Lit  D  und  b;  einen  geringeren  im  Jahre  1829  durdi  Uebemahme  der  Salz- 
burger Passiycapitahen.  Damit  hörte  aber  die  Schuldvermehrung  im  Grossen 
auf  und  man  schritt  jetzt  zur  planmässigen  Abminderung  der  Lasten,  welche 
die  öffentliche  Schuld  den  Finanzen  auferlegt  hatte. 

Zimächst  war  das  Augenmerk  auf  eine  Ermässigung  des  Zinsfiisses  ge- 
richtet Die  diessfalls  untemonmienen  Schritte  hatten  in  der  That  überraschen- 
den Erfolg;  denn  schon  im  Jahre  1822  *)  konnte  die  Tilgungscomnussion  be- 
kannt machen,  dass  mit  Hülfe  der  gemachten  Privatanlehen  sämmtliche  5proc. 
Capitalien  zurückbezahlt  seien  und  dass  von  jetzt  an  nur  mehr  Anlehen  gegen 
4**/o  angenommen  werden  würden.  Nur  ein  kleinerer  bevorzugter  Rest  höher 
zinsender  Schulden  blieb  bestehen.  Auch  dieser  wurde  jedoch  1830  *)  in  der 
Art  gekündigt,  dass  die  Obligationeninhaber  baar  befriedigt  werden  sollten^ 
falls  sie  ihre  Schuldtitel  nicht  in  4proc  Mobilisirungsobligationen  verwandeln 
lassen  wollten.  Ein  Gesetz  vom  28.  Dec.  1831  ^  setzte  neben  ausreichender 
Dotation  der  Zins-  und  Amortisationscasse  (für  erstere  4,522,669  fl.;  für  letz- 
tere 2,700,000  fl.)  eine  jährliche  Staatsschuldentilgungsquote  von  */»7o  der  ge- 
sanunten  Schuld  mit  einer  Aversi^lsumme  von  878,000  fl.  fest,  in  Folge  dessen 
nun  auch  eine  umfangreichere  Abtragung  an  der  Schuld  selbst  stattfand. 
Ausserdem  regelte  dieses  Gesetz  die  schon  durch  Verordnung  vom  17.  Nov. 
1811  vorgeschriebene  Mobilisirung  der  älteren  Schuldurkunden  näher  und  ver- 
fügte einen  allgemeinen  Zinsfass  von  4Vo  und  27o  (letzterer  zur  Ausgleichung) 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  auf  besonderen  Verträgen  beruhenden  Dotations- 
und DonatLons-Capitalien  und  bereits  belegten  Cautionen.  Im  Jahre  1835  *) 
war  der  Erfolg  der  auf  Abminderung  des  Zinsfiisses  gerichteten  Operationen 
ein  vollständiger  und  es  schritt  nun  die  Tilgungsconmiission  zur  weiteren 
Zinsenreduction  auf  3V»Vo»  indem  sie  mit  der  Verloosung  der  mobilisirten 
4proc.  Obligationen  begann,  sofern  die  Gläubiger  nicht  vorziehen  sollten,  dafür 
3V«Broc.  mobilisirte,  also  von  ihrer  Seite  unaufkündbare  und  verloosbare  Schuld- 
verschreibungen anzrmehmen.  Diese  Verloosungen  folgten  sich  in  bedeutenden 
Summen  jetzt  so  rasch,  ^)  dass  Ende  1840  die  ganze,  ungefähr  70  Mill.  Gulden 


*)  Bekaimtmachung  vom  30.  Joni  1822,  Begierungsbl.  S.  684. 

^  Bekanntmachnng  vom  14.  Jamr.  1830,  R^erungsbl.  S.  17. 

8)  Gesetzbl.  S.  217. 

^)  Bekarnitmachnng  der  Tilgungsoommission  vom  3.  April  1835,  BegieningsbL  S.441. 

^)  Es  wurden  verloost:  am  10.  Dec.  1835:  3  HilL,  am  15.  Juni  1836:  3  MilL,  am 
4.  Janr.  und  13.  Juni  1838:  3  und  4  MüL,  am  27.  Oct.  1838:  4  MilL,  am  16.  Jamr. 
und  27.  März  1839  je  5  MiU.,  am  13.  Juni,  7.  Sept.  1839,  15.  Janr.,  30.  März  und 
12.  Juni  1840  je  6  MilL  Gulden  und  am  22.  Oct  1840  der  Rest  der  mobil.  4proc.  Schuld 
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betra^nde  4proc.  mobilisirte  Btaatsschnld  beseitigt  und  in  eine  3V*proc.  ver- 
wandelt war.  Auch  die  seit  1830  ohne  Zinsabschnitte  ausgestellten  4proc.  Obli- 
gationen, welche  in  jene  Verloosungen  nicht  gefallen  waren,  wurden  nun  auf 
JSinmal  entweder  zur  Umwandlung  in  SVaproc.  Staatsschuldscheine  oder  Bilck- 
zahlung  aufgekündigt.^) 

Auf  diesem  W^e  war  sonach  der  grösste  Theil  der  bayrischen  Staats- 
Bchuld  auf  S^iVo  Zins  reducirt,  was  den  besten  Beweis  für  den  in  hohem 
Grade  wieder  hergestellten  Staatscredit  abgibt.  Alsbald  darauf  begann  die 
Tilgung  der  3'/aproc.  Obligationen,  nach  einem  unterm  8.  Aug.  1842  bekannt 
gemachten  Plane.  *) 

In  Ziffern  ausgedrückt  stellt  sich  die  Bewegung  der  bayrischen  Gesanmit- 
staatsschuld  folgendennassen  dar :  ^ 

Bei  der  Errichtung  der  Hauptstaatsschuldentilgungscasse,  1.  Oct  1811,  be- 
trug die  Summe  der  ihr  überwiesenen  Verbindlichkeiten  einschliesslich  aller 

Zahlungsrückstände 118,230,605  fl. 

Am  1.  Oct.  1818  war  diese  Summe  trotz  der  dazwischen  lie- 
genden Kriege  und  Theurung  ermassigt  auf 97,566,004  „ 

In  der  Folgezeit  steigerte  sidb  die  Schuld  durch  neue  Ueber- 
nahmen  von  einverleibten  Gebieten  etc.  wie  folgt: 

1820  (in  runder  Summe)  auf 110,000,000  „ 

1825  (desgleichen)  auf 111,500,000  „ 

1828  auf 117,830,513  „ 

1830  (in  runder  Summe)  auf 128,000,000  „ 

1831  (desgleichen)  auf 132,000,000  „ 

womit  sie  den  höchsten  Stand  erreichte.    Durch  die  nun  fol- 
genden Rückzahlungen   trat  Ermässigung   auf  nachstehende 

Beträge  ein: 

1834 131,000,000  „ 

1838 126,044,611  „ 

1839 125,500,000  „ 

1840  (wieder  Steigerung) 128,000,000  „ 

1842  (desgleichen) 131,298,395  „ 

1843 127,701,089  „ 

1844 126,365,807  „ 

1845 125,542,627  „ 

1846 126,186,743  „ 

1847 126,138,338  „ 

Vorerst  abschliessend  mit  diesem  Jahre,  welches  auch  in  Bayern  den 
Schluss  einer  besondem  Periode  der  Staatsschuldenverwaltung  bildet,  werfen 
wir  noch  einen  Blick  zurück  auf  den  Gang  des  allgemeinen  Staatshaushalts 
während  des  gleichen  Zeitabschnitts. 

Es  mag  auj^allen,  dass  trotz  der  ausreichenden  Dotation  des  Tilgungsfonds 
und  unerachtet  der  nachhaltigen  HülfsqueUen  des  Landes  die  öffentliche  Schuld 
sich  in  ihrem  Totalbetrage  unter  dem  Segen  der  langen  Friedenszeit  wenig 
vermindert,  in  den  letzten  Jahren  sogar  wieder  vermehrt  hat.  Doch  würde 
man  einen  falschen  Schluss  ziehen,  wenn  man  diese  Thatsache  aus  einer  be- 
drängten Finanzlage  ableiten  wollte.  Allerdings  hatte  der  bayerische  Staat 
nach  wiederhergestelltem  Frieden   eine   Reihe   von  Jahren   genug   damit   zu 


*)  Bekanntmachung  vom  31.  Oct  1840,  Begienmgsbl.  S.  939. 

')  Tergl.  Bekanntmachung  vom  8.  Aug.  1842,  RegienmgsbL  S.  893. 

0  V.  Reden  a.  a.  0.  8.  135,  139,  154.    Kolb  a.  a.  0.  S.  196. 
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thun,  die  zerrütteten  Finanzen  wiederum  in  Ordnung  zu  bringen.  Ein  ganzes 
Jahrzehent  hindurch  steigerte  sich  die  Staatsschuld  auch  ohne  neue  Anlehens- 
operationen  durch  fortwährende  üebemahmen  von  Passiven  der  inoorporirten 
Gebiete,  yormals  reichsunmittelbarer  Stande,  Städte  etc.  Von  üeberschüssen 
der  laufenden  Verwaltung  konnte  daher  damals  nicht  die  Rede  sein.  In  der 
späteren  Zeit,  insbesondere  yon  der  m.  und  lY.  Finanzperiode  (IS^V^^  ui^d 
18'V48  an,  ergab  aber  der  Staatshaushalt  sehr  bedeutende  ,, Erübrigungen, ^ 
welche  zumal  dann  grosser  erscheinen,  als  in  den  meisten  andern  Staaten, 
wenn  man  die  Summen  in  Anschlag  bringt,  die  für  ausserordentliche  Zwecke 
in  das  Budget  eingestellt  worden  sind,  so  z.  B.  yon  1843  an  eine  jährliche 
Eisenbahnbaudotation  von  1,200,000  fl.,  yon  1834  an  eine  Dotation  für  den 
Festungsbau  in  Ingolstadt  u.  s.  w.  Diese  „Erübrigungen^  sind  lange  Zeit  ein 
Zankapfel  zwischen  Regierung  und  Ständen  gewesen,  da  die  erstere  sich  auf 
Grund  der  unklaren  Ver£EU3sungsbestimmungen  für  befügt  erachtete,  darüber 
ohne  ständische  Cognition  zu  yerfügen.  In  der  That  sind  auch  jene  lieber» 
Schüsse  zum  Theil  zu  Zwecken  verwendet  worden,  welche  die  ständische  Zu- 
stimmung schwerlich  erhalten  hätten,  wenn  sie  eingeholt  worden  wäre.  Der 
für  die  Kunst  begeisterte  König  stellte  theils  aus  Staats-,  theils  aber  auch 
aus  Priyatmitteln  eine  Reihe  von  Kunstwerken  her,  welche  Bayern  zum  Rang 
eines  deutschen  Athen  erhoben.  Auch  das  sogen,  „griechische  Anlehen^  floss 
aus  der  Quelle  der  „Erübrigungen."  *)  Aber  dieser  für  das  Land  unproductive 
Aufwand  verschlang  keineswegs  die  grossen  Summen,  welche  die  Fama  ihm 
zugeschrieben  hatte;  vielmehr  fanden  die  Ueberschüsse  zum  grössten  Theile 
eine  nutzbringende  Anlage  in  Eisenbahnen,  SchifEfahrtsuntemehmungen  etc. 
Während  in  andern  Staaten  der  Eisenbahnbau,  wenn  er  überhaupt  auf  Staats- 
rechnung untemonunen  wurde,  von  Anbeginn  an  mit  Hülfe  des  Credits  er- 
möglicht werden  musste,  konnte  Bayern  von  1843  bis  1848  denselben  fast 
ganz  aus  den  laufenden  Staatseinnahmen  und  Erpamissen  bestreiten.  In  einem 
Vortrage  des  Ministerialraths  Wanner  im  Hause  der  Abgeordneten,  weist 
derselbe  nach,  dass  aus  den  Erübrigungen  bis  zum  Schlüsse  der  lY.  Finanz- 
periode 10,273,991  fl.,  aus  laufenden  Mittehi  der  Jahre  18*^*6  3,600,000  fl.  zu 
Eisenbahnbauten  bereits  angewiesen;  dass  von  den  Erübrigungen  der  V.  Finanz- 
periode ausser  der  verftl^baren  Eisenbahndotation  von  3,600,000  fl.  weitere 
15  Millionen  Ersparnisse  zu  gleichem  Zwecke  verfügbar  seien  und  dass  bis 
dahin  nur  7,223,174  fl.  durch  Anlehen  zu  decken  waren  ^  wovon  die  Staats- 
schuldentilgungsanstalt selbst  5,023,174  fl.  vorzuschiessen  m  der  Lage  und  nur 
2,200,000  fl.  zu  Lasten  der  Staatsschuld  aufzubringen  gewesen  seien.  Er  konnte 
daher  am  Schlüsse  seines  Vortrags  mit  Recht  die  stolze  Aeusserung  anfügen : 
„Und  nun  blicken  Sie  um  sich  her,  ob  irgend  ein  Staat,  der  sich  mit 
der  Frage  des  Eisenbahnbaues  beschäftigt,  oder  mit  der  Frage,  ob  solche 
auf  Staatskosten  zu  bauen  sind,  sich  zu  beschäftigen  im  Begriffe  steht, 
diese  Angelegenheit  der  Eisenbahnbauten  auf  Staatskosten  in  solchem 
Zustande  seines  Finanzhaushalts  aufzunehmen  im  Stande  ist,  als  es  die 
Finanzlage  erlaubt,  welcher  wir  uns  durch  die  Sorgfalt  Sr.  Majestät  des 
Königs  erfreuen." 
Ein  Bericht  des  Abgeordneten  von  Herrmann  vom  12.  April  1850  *)  gibt 


^)  Nach  den  Verhandlangen  der  Abgeordneten-Kammer  von  1859,  BeiL-Band  L 
8.  205  £ ,  wies  die  Finanzoommission  eine  Fordenmg  des  Staats  gegen  König  Ludwig 
nach  von  1,529,888  fl.,  welche  dieser  FOrst  der  Staatscasse  in  der  Folge  aus  seinen 
PriTatmitt4hi  ersetzte.    Vergl  Kolb  a.  a.  O.  S.  196. 

*)  BeiL-Band  zum  ProtocoU  der  Abgeordneten-Kammer  IH,  BeiL  117,  S.  405  E 
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weitere  Aufschlüsse  über  die  Quellen,   aus  welchen  die  Kosten  der  Schienen- 
w^e  damals  geflossen  sind.    Es  heisst  darin: 

„Fasst  man  den  ganzen  Bedarf  der  Südnordbahn  Ton  51,500,000  fl.  mit 
dem  überhohen  Anschlag  der  Lndwigs-Westbahn  von  29,052,409  fl.  zu- 
sammen,  so  wSre,   wenn   der  letztere  nicht  Ermässigungen  gestattete, 
der  Oesammtbedarf  80,552,409  fl.    Dazu  die  München-Augsburgerbabn 
mit  6,400,000  fl.,   gibt  im  Ganzen  die  Summe  von  86,952,409  fl.    Von 
dieser   Summe   sind   aus   den  laufenden  Staatseinnahmen   nahezu   drei 
Achtel  bereits  bestritten.    Nur  drei  Sechszehntel  wurden  durch  Anlehen 
gedeckt* 
Auch   die  DonaudampfschiflSahrts-üntemehmung  mit   einem   Gesammtauf- 
wande   von  circa  27«  Hill.  Ghüden,    ebenso    der   Donau-Maincanal    mit  einer 
Kostensunune  von  17,433,760  fl.   und  endlich   der  Festungsbau  in  Ingolstadt 
mit   circa   18  MiU.   und  Germersheim   mit  13  Hill.  Gulden  Aufwand  wurden 
theils  ganz,   theils  in  namhaftem  Betrag  aus  laufenden  Staatseinnahmen  und 
^Erübrigungen*  bestritten. 

Diese  im  Yerhältniss  des  Staatsumfangs  sehr  günstigen  Ergebnisse  der 
Finanzgebahmng  sind  nicht  nur  Zeugen  einer  glänzenden  Finanzlage,  sondern 
auch  der  grossen  Hülfsquellen  des  Staats,  welcher  jene  Erfolge  ohne  alle 
Steuererhöhung  und  ohne  Bedrückung  der  Steuerpflichtigen  oder  Schmälerung 
ihres  fortschreitenden  Wohlstands  erzielen  konnte.  Wenn  daher  in  andern 
Staaten  während  der  Friedensperiode  die  alte  Staatsschuld  yerhältnissmässig 
mehr  ermässigt  wurde ,  als  in  Bayern ,  so  wurden  dort  Unternehmungen  der 
angeführten  Art  entweder  unterlassen  oder  mit  Hülfe  einer  neuen  Schuld  er- 
möglicht ^)  Ausserdem  erklärt  sich  die  geringere  Schuldentilgung  in  Bayern 
audi  dadurch,  dass  die  Tilgungsanstalt  eigene  Vermögensbestände  ansammelte 
und  damit  theils  dem  Eisenba^bau  unter  die  Arme  griff,  theils  der  Pensions- 
Amortisationscasse  Vorschüsse  machte.  So  hatte  sie  am  1.  Octbr.  1847  ein 
Actiyyermögen  tou  22,630,465  fl.,  woYon  der  Eisenbahnbau-Dotationscasse 
10,185,127  fl.  und  der  Pensionsamortisationscasse  11,916,646  fl.  angeliehen 
waren. ') 

Die  einzelnen  Arten  der  Staatsschuld,   welche  bis  hieher  ein  abgeson- 
dertes Ganzes   bildet   und   die   ältere   Schuld   genannt   wird,   sowie  deren 
ISnsfuss,  ergeben  sich  aus  folgender  Uebersicht : 
Es  standen  am  1.  Octbr.  1847 

bei  der  Centralstaatscasse 4,405,368  fl. 

„    dem  Militär-Aerarial-Fonds        2,290,400  „ 

„    den  Militär-Stiftungs-Fonds 4,971,855  ^ 

(der  Staat  war  sich  daher  selbst  schuldig)  .    .     .       11,667,623  fl. 


^)  Bei  einer  Yergleichnng  mit  Preussen  z.  B.  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass 
dessen  Staatsschuld  zu  einem  sehr  ansehnlichen  Theile  mit  Erlösen  aus  Staatsgütern  etc., 
also  mit  gleichzeitiger  Yerminderang  des  Actirvermöffens,  getilgt  und  auf  Eisenbafan- 
bauten  yor  1848  wenig  rerwendet  wurde,  während  in  Bayern  das  Staatsgut  yer- 
fiassungsmässig  unyeräusseriich  ist 

*)  Diese  Verwendung  der  Ti^rangsmittel  war  allerdings  nicht  legal,  wie  auch  die 
1842  zugesagte  Yerloosung  und  Tilgung  der  sysproc.  Schuld  dadurch  eine  Reihe  yon 
Jahren  unten>rochen  wurde.  Für  den  Staat  hatte  sie  aber  den  Yortheil,  dass  die  er- 
forderlichen Mittel  zum  Eisenbahnbau  etc.  leicht  und  wohlfeil  beschafft  wurden.  Durch 
(besetz  yom  30.  Noy.  1847,  Art  Y,  wurde  indessen  bestimmt,  dass  die  Eisenbahnbau- 
Dotationscasse  ebenso,  wie  die  Pensionsamortisationscasse,  die  ihnen  geleisteten  Yor- 
sohfisse  nach  und  nach  wieder  an  die  allgemeine  Schuldentilgungscasse  zurdokzuzahlen 
haben,  und  den  älteren  Staatsglfiubigem  die  durch  die  Gesetze  yom  11.  Nor.  1825 
und  18.  Dec.  1831  zugewiesenen  Dotationen  ausschliesslich  zuzuwenden  seien. 
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bei  Stiftungen  und  Gemeinden 34,882,800  fl. 

bei'  Privaten  (auf  den  Namen) 45,825,515  „ 

„  „        (auf  den  Inhaber)       33,762,400  „ 

Ganze  Schuld       126,138,338  fl. 

Hieyon  waren  zu  yerzinsen: 

zu  57»  (Dotations-  und  Donationscapitalien)     .    .    .     1,745,375  fl. 
„   470  (worunter  ein  Theü  der  Cautionen)      .    .       40,800,274  „ 

r,  S'hVo 75,836,983  „ 

«  3V»7o .      2,250  „ 

„370 304,134  „ 

„  2V«Vo 245,265  „ 

„  270  (worunter  3,796,068  fl.  Depositen)        .    .    .     6,244,153  , 

unverzinslich  standen        959,904  „ 

Gewiss  ein  sehr  befriedigender  Stand  der  Verzinsungsverhältnisse. 
Aber  mit  dem  Jahre  1847  hatten  diese  günstigen  Finanz-  und  CJreditzu- 
stande  auch  in  Bayern  ihr  Ende  erreicht  und  wir  treten  nun  in  eine  neue, 
wesentlich  veränderte  Epoche  ein.  Schon  im  Herbst  1847  war  es  nicht  mehr 
möglich,  den  gesteigerten  Bedarf  für  den  Eisenbahnbau  zum  Zinsfuss  von 
37*70  aufzubringen.  Es  wurde  daher  die  Staatsschuldentilgungs-Commission 
mittelst  Gesetzes  vom  30.  Novbr.  1847  *)  ermächtigt,  ein  4proc.  Eisenbahnan- 
lehen  von  lOV«  Mill.  Gulden  selbst  unter  dem  Nominalwerthe  aufzunehmen; 
ebenso  erhielt  durch  dasselbe  Gesetz  das  Finanzministerium  die  Ermächtigung, 
nicht  nur  die  durch  Ablösung  von  Grundlasten  dem  Staate  zufallenden  Be- 
träge dem  Eisenbahnbaue  zuzuwenden,  sondern  auch  bis  zum  Belaufe  von 
6  TAül.  Gulden  verzinsliche  Cassenanweisungen  im  Minimalbetrage  von  35  fl.  zu 
emittiren,  deren  Aufwand  jedoch  einschliesslich  der  Verzinsung  37«  7^  nicht 
übersteigen  durfte  und  zu  deren  Annahme  Niemand  verpflichtet  war,  während 
sie  bei  allen  Staatscassen  an  Zahlung  zu  nehmen  und  bei  mehreren  zu  bezeich- 
nenden Anstalten  oder  Personen  stets  gegen  haar  Geld  umzuwechseln  waren. 
Das  Anlehen  selbst  wurde  in  der  Art  emittirt,  dass  dem  Darleiher  nicht  nur 
für  den  baar  bezahlten  Betrag  4proc.  Staatsscnuldscheine  ausgestellt,  sondern 
ihm  auch  gleiche  Beträge  an  älteren  3V2proc.  Obligationen  auf  den  Zinsfuss 
von  47o  erhöht  wurden  (sogen.  „Arrosirungsanlehen^).  In  Wahrheit  hatte 
also  der  Staat  gegen  bisher  für  die  eingezahlten  Belräge  17^  Zinsen  mehr, 
also4V«^/o  zu  entrichten.  Nach  dem  Ausbruche  der  Bevolution  von  1848  waren 
indessen  auch  zur  Bestreitung  der  laufenden  Staatsbedür&isse  ausserordentliche 
Hül&mittel  erforderlich.  Gleichzeitig  verminderten  sich  die  Einnahmen,  wäh- 
rend sich  die  Ausgaben,  namentlich  durch  vermehrten  Militäraufwand,  steiger- 
ten. Durch  Gesetz  vom  12.  Mai  1848  *)  ward  daher  ein  Anlehen  von  7  Mill. 
Gulden  behufs  Bestreitung  des  ausserordenthchen  Militäraufwands,  Unterstützung 
der  Industrie  und  Fortsetzung  der  öffentlichen  Arbeiten  verwilligt,  -«welches  im 
Wege  der  Subscription  zu  57o  aufgebracht  wurde  („erstes  Subscriptionsanlehen**). 
Diesem  folgte  aber  schon  1849*)  ein  zweites  und  1850*)  ein  drittes  öproc.  Unterzeich- 
nungsanlehen von  je  7  Mill.  Gulden  zu  ähnlichen  Zwecken.  Die  ausserordent- 
lichen Armee-  und  Staatsbedür&isse  verschlangen  also  -in  3  Jahren  21  Millio- 
nen. ^)   Neben  dieser  Benützung  des  Credits  fanden  wiederholt  Steuerzuschläge 


*)  Gesetzblatt  von  1847,  8.  9. 
^  Gesetzblatt  von  1848,  8.  29. 

")  Gesetz  vom  23.  Dea  1849,  GesetzbL  von  1849,  8.  33. 
*)  Gesetz  vom  22.  Mai  1850,  GesetzbL  von  1849,  S.  158. 

^)  Die  churhessische  Expedition  kostete  Bayern  allein  8,546,471  fl.   Ein  auf  Ersatz 
dieser  Kosten  gerichteter  Anspruch  wurde  von  dem  „geretteten**  Staat  nicht  anerkannt 
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statt,  wie  auch  eine  neue  Einkommenssteuer  eingeführt  wurde.  Und  dennoch 
konnte  das  laufende  Budget  nicht  ohne  Deficit  abgeschlossen  werden.  Es  musste 
daher  IS^/»«*)  ein  weiteres  Anlehen  von  5  Mill.  Gulden  zur  Deckung  der  ge- 
steigerten Staatsbedürfiiisse  negocirt  werden,  welchem  1855  *)  ein  besonderes 
^Militaranlehen^  von  6V»  Mill.  Gulden  folgte,  veranlasst  durch  die  Mobilmachung 
T^egen  des  orientalischen  Kriegs.  Auch  der  Krieg  von  1859,  in  welchem  sich 
Bayern  anschickte,  seine  Bundespflichcen  nothigenfaUs  im  ausgedehntesten 
Maasse  zu  erfüllen,  forderte  wiederum  grosse  Inanspruchnahme  des  Staatscre- 
dits.  Durch  Gesetz  vom  26.  März  1859  •)  wurde  em  Credit  von  7  Mill.  und 
eventuell  von  12  V«  Mill.  Gulden  für  die  ausserordentlichen  Bedürfnisse  des 
Heeres  eröfl&iet,  welcher  durch  Gesetz  vom  16.  Aug.  1859  *)  um  weitere 
12  Mill.  Gulden  ausgedehnt  wurde.  Den  ersteren  Credit  benützte  die  Regie- 
rung mittelst  Ausgabe  eines  Anlehens  von  4  Mill.  Gulden  im  Wege  der  Sub- 
scription;  *)  der  weitere  Bedarf  wurde  auf  die  Ueberschüsse  angewiesen.  Von 
dem  zweiten  Credit  wurden  3V»  Mül.  Gulden  zur  öffentlichen  Subscription  zum 
Course  von  98*/ «Vo  aufgelegt®)  und  sollen  8  Mill.  durch  Vermittlung  von  Ban- 
quiers  aufgebracht  worden  sein.  Inzwischeiv  waren  allerdings  die  3  Sub- 
scriptionsanlehen  von  1848,  1849  und  1850  wieder  vollständig  getilgt  worden; 
diess  geschah  aber  zum  Theil  nicht  aus  Mitteln  der  Tilgungscasse,  sondern 
mittelst  Umwandlung  in  neue  4'/2proc.  Staatsobligationen.  Es  entstanden  daher 
aus  dieser  Convertirung  neue  Schuldtheile,  ^  wie  auch  in  Folge  Gesetzes  vom 
15.  Januar  1854  ®)  behufs  Aufbringung  der  Mittel  zur  Bewilligung  momentaner 
Unterstützungen  {ur  gering  besoldete  Bedienstete  der  Staatscredit  inAnsjvuch 
genommen  wurde. 

Diese  sämmtlichen  Anlehen  zu  allgemeinen  Staatszwecken  seit  1847  be- 
greifen nach  der  officiellen  Bezeichnungsweise  die  „neue  Schuld''  in  sich. 
Dieselbe  betrug  am  1.  Octr.  1858  23,131,377  fl.  *)  und  wird  seitdem  um  etwa 
15  Mill.  Gulden  gewachsen  sein.  Beide  Summen  zusammen  bilden  das  schliess- 
liche  Facit  der  Einbusse,  die  der  bayerische  Staat  in  den  Jahren  1848  bis 
1860  erlitten  hat,  welche  Einbusse  indessen  um  Vieles  grösser  sich  darstellte, 
wenn  nicht  in  den  letzteren  Jahren  wieder  bedeutende  Mehreinnahmen  erzielt 
worden  wären,  womit  ein  Theil  der  ausserordentlichen  BedürMsse  gedeckt 
wurde.  So  ergaben  nach  den  den  Kammern  1859  vorgelegten  Rechnungsaus- 
weisen die  Jahre  18^V<^<^  folgende  Mehreinnahmen  gegen  den  Etat: 

18"/54 3,100,750  fl. 

18**/66 4,973,232  „ 

18*Vw 4,471,118  „ 

und  folgende  reine  Ueberschüsse: 

18'^V4 936,742  „ 


»)  Finanzffesetz  Tom  25.  Juli  1850,  §.  16  f.,  GesetzbL  S.  488.  Gesetz  vom  81.  März 
1852,  GesetzbL  S.  169. 

>)  Gesetz  vom  22.  Febr.  1855,  GesetzbL  S.  33.  Bekanntmachang  vom  6.  März  1855, 
Begierungsblatt  8.  193. 

«)  Gesetzblatt  von  1859,  L  Abth.,  8.  17. 

*)  Ebendaselbst,  IT.  Abth.,  S.  1. 

')  Bekanntmachungen  vom  7.  Mai,  9.  Juni,  1.  und  28.  Juli  1859,  Regierungsblatt 
ß.  465,  606,  677,  753. 

^  Bekanntmachung  vom  1.  Sept.  1859,  RegierungsbL  8.  851. 

^)  VergL  Gesetz  vom  16.  März  1855,  GesetzbL  8.  73.  Gesetz  vom  31.  März  1852, 
GesetzbL  8.  169.    Bekanntmachung  vom  23.  Janr.  1857,  RegierungsbL  S.  126. 

»)  Gesetzblatt  8.  9. 

^  BeiL-Band  L  zu  den  Yerh.  der  Kammer  d.  A.  1859,  S.  138. 

><^  Daselbst  S.  20,  28,  63,  71,  103  und  111. 
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IS'^/b» •     39,650  fl. 

18"/5» 4,131,215  , 

und  in  dem  Gesetze  vom  26.  März  1859  konnten  7  Mill.  Gulden  aus  den  be- 
reits vorhandenen  und  in  Aussicht  genonunenen  Erübrigungen  zur  Deckung 
des  ausserordentlichen  Militäraufwands  angewiesen  werden.  Biese  Andeutung 
dürfte  genügen,  um  den  Beweis  zu  liefern,  in  welchem  Maasse  sich  die  Fi- 
nanzlage erholt  hatte.  Nimmt  man  übrigens  die  namhaften,  auch  während 
der  creditlosen  Zeit  von  1848  ff.  nicht  unterbrochenen  Tilgungen  an  der  alten 
Schuld  in  Rechnung;  so  ist  das  Endergebniss  ein  sehr  befriedigendes.  Am 
1.  Octbr.  1858   beirug   nämlich   die   alte  (allgemeine)  Staatsschuld   nur   noch 

99,708,118  fl.  >) 
Sie  hatte  am  1.  Octbr.  1847  betragen  (oben  S.  172)    .    .    .    126,138,338  „ 
und  war  somit  binnen  11  Jahren  ermässigt  um       ...    .     26,430,220  11. 
Dagegen  war  während  dieser  Zeit  eine  neue  Schuld  entstan- 
den, welche  am  1.  Octbr.  1858  noch  betrug 23,131,377  „ 

Die  allgemeine  Staatsschuld  Bayerns  hat  sich  sonach  in 
dieser  Periode  der  Finanzverlegenheiten  nicht  nur  nicht  ver- 
mehrt, sondern  um 3,298,843  fl. 

vermindert  —  eine  Thatsache,  welche  sicherlich  durch  wenige  Staatsschulden- 
rechnungen nachgewiesen  wird. 

Anders  verhält  es  sich  freilich  mit  der  Eisenbahnschuld,  welche  von 
der  allgemeinen  Staatsschuld  völlig  getrennt  behandelt  und  durch  die  „Eisen- 
bahnbau-Dotationscasse"  vertreten  wird.  Dass  im  Königreich  Bayern  die 
erste  Locomotivbahn  Deutschlands  hergestellt  wurde,  ist  bekannt.  Im  Jahre 
1843  nahm  man  sodann  das  Princip  des 'Staatseisenbahnbaues  an,  ^  indem 
man  beschloss,  zunächst  eine  Hauptbahn  von  Süden  nach  Norden  (von  Hof 
nach  Lindau)  auf  Staatskosten  herzustellen.  Hierauf  folgten  im  Jahre  1846 
die  Gesetze  wegen  Herstellung  von  Staatsbahnen  von  Lichtenfels  an  die  Reichs- 
grenze bei  Coburg,  *)  von  Bamberg  über  Würzburg  und  Aschaffenburg  an  die 
Landesgrenze*)  und  wegen  des  Ankaufs  und  Ausbaues  der  München-Augsburger 
Bahn;  *)  ferner  1851  das  Gesetz  vom  4.  Mai,  ^  den  Bau  einer  Staatsbahn  von 
Augsburg  nach  Ulm;  1852  das  Gesetz  vom  7.  Mai,')  den  Bau  einer  Staatsbahn 
von  München  über  Rosenheim  bis  an  die  Landesgrenze  bei  Salzburg  und  Kuffstein 
betreffend.  Die  weiter  beschlossenen  Linien  von  Nürnberg  über  Amberg  nach 
Regensburg,  von  München  über  Landshut  an  die  Donau,  von  der  Amberg- 
Regensburger  Bahn  an  die  Landesgrenze  gegen  Pilsen  und  von  Regensburg 
an  die  Landesgrenze  bei  Passau  (bayer.  Ostbahnen); «)  in  gleicher  Weise  die 
Pfalzische  Maxbah^i  (Neustadt- Weissenburg)®)  wurde  Privatgesellschaften  über- 
lassen, während  die  Pfälzische  Ludwigsbahn  (Ludwigshafen -Bexbach)  schon 
1843  ebenfalls  von  einer  Gesellschaft  ausgeführt  worden  war.    Die  gleichwohl 


*)  BeiL-Band  I  zu  den  Yerh.  der  Kammer  d.  A.  von  1859,  S.  135. 

*)  Gesetz  vom  25.  Aug.  1843,  (^esetzbl.  8.  89.  AusschlieBsIich  wurde  indessen 
dieses  Princip  nicht  angewendet;  denn  durch  Gesetz  vom  gleichen  Tage  übernahm  der 
Staat  eine  Zinsengarantie  für  die  einer  Privatgesellschaft  überlassene  Ludwigshafer- 
Bexbacher  Bahn. 

")  Gesetz  vom  23.  Mai  1846,  Gesetzblatt  S.  61. 

*)  Gesetz  von  demselben  Tage,  Gesetzblatt  S.  65. 

*)  Gesetz  vom  gleichen  Tage,  (Hetzblatt  8.  73. 

«)  Gesetzblatt  von  1851—52,  S.  1. 

7)  Daselbst  S.  181. 

^  Gesetz  vom  19.  März  1856,  das.  8.  29. 

^  G^e8etz  vom  7.  Mai  1352,  GesetzbL  von  1851—52,  8.  173. 
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sehr  ausgedelmteii  Staatsbahnen  (1858  waren  134,4  Meilen  im  Betrieb)  erfor- 
derten aber  begreiflicher  Weiße  grosse  Summen.  Wir  haben  schon  oben  er- 
wähnt, dass  bis  zum  Jahre  1847  die  nöthigen  Mittel  grösstentibeils  ans  den 
,,Erübrigungen^  der  laufenden  Verwaltung  aufgebracht  wurden.  Es  wurde 
daher  damals  von  den  durch  die  allegirten  Gesetze  vom  25.  Aug.  1843  und 
23.  Mai  1846  eröfEneten  bedeutenden  Credite  (durch  das  erstere  Gesetz  15  Mill., 
durch  die  letzteren  10,000,000,  18,840,000  und  4,347,000  fl.),  welche  sämmt- 
lich  an  die  Voraussetzung  geknüpft  waren,  dass  kein  höherer  als  ein  3Vsproc. 
Zinsfüss  in  Anwendung  komme,,  nur  sehr  bescheidener  Gebrauch  gemacht,  wie 
überhaupt  der  Eisenbahnbau  zu  jener  günstigen  Zeit  zum  !Nachtheil  des  Lan- 
des mit  wenig  Energie  betrieben  wurde.  ^)  Von  dem  Ende  1847  aufgenom- 
menen Eisenbahnlehen  k  lO^a  MiU.  Gulden  ist  femer  bereits  die  Rede  gewesen. 
Während  der  Wirmisse  des  Jahres  1848  stockte  der  Eisenbahnbau  überhaupt, 
wurde  dagegen  seit  1850  mit  desto  grösserem  Eifer  wieder  aufgenommen,  so, 
dass  Bayern  sein  ausgedehntes  Hauptnetz  demnächst  yoUständig  erstellt  haben 
wird.  An  neueren  Anlehens-Crediten  zum  Zwecke  des  Eisenbahnbaues  haben 
wir  anzuführen: 

5proc.  Anlehen  von  1850,   theils  durch  haaren  Abschluss,  theils  durch 

Arrosimng  negocirt  *) 10,000,000  fl. 

4 V«proc.  Anlehen  von  1852— 54») 38,027,000, 

dto.  „         zum  Bau  der  München-Augsburger  Bahn  ^)  10,000,000  „ 

dto.  „         zu  gleichem  Zwecke  (1856)  *)      .     .    .      9,700,000  „ 

dto.      allgemeiner  Credit^)  (1856) 12,200,000  , 

dto.  Anlehen  zum  Bau  der  Lichtenfels-Coburger  Bahn  3,000^000  „ 
Ob  alle  diese  Credite  erschöpft  worden  sind,  ist  aus  den  Publicationen  der 
Tilgungscommission  nicht  zu  entLehmen,  da  das  Finanzministerium  den  Weg 
des  alk:iäligen  Verkaufs  der  Obligationen  durch  die  Specialtil^ungscassen  ein- 
schlug und  ausserdem  fortwährende  Capitalanlagen  mit  Arrosurung  annahm.^) 
Im  Ganzen  betrug  die  Eisenbahnschuld  am  1.  Octbr.  1858:  88,643,834  0.  ^ 
Der  gesammte  Aufwand  auf  den  Eisenbahnbau  einschliesslich  der  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Bauschuld  belief  sich  aber  schon  am  1.  Octbr.  1856  aiä 
116,495,051  fl.  und  wurde  folgendermassen  beschafft:^) 

a)  durch  budgetmässige  Zuschüsse 7,441,474  fl. 

b)  durch  die  Ueberschüsse  der  V.  Finanzperiode  et  retro       .  19,201,216  „ 

c)  durch  Verwendung  der  heimgefallenen  Festungsbaudotation    4,614,837  „ 
also  aus  eigenen  Mitteln 31,257,527  fl. 

d)  durch  Anlehen  k  3V«'/o 10,135,126  „ 

ä  4«/o  ,  .       15,263,400  „ 

k  4V»Vo 47,067,500  „ 

ä  57o  11,119,400  „ 

114,842,953  fl. 
Der  Rest  durch  die  Bahnrente  und  andere  Einnahmen. 


*)  Das  Ministerium  hatte  wegen  dieser  Lässigkeit  von  der  Landeevertretung  später 
wiederholte  bittere  Vorwürfe  zu  erfahren. 

*)  Gesetz  vom  HO.  Juni  1850,  Gesetzblatt  von  1849,  S.  193. 

')  Gesetz  vom  26.  Dec  1851,  Gesetzblatt  von  1851—52.  S.  51. 

*)  Gesetz  vom  7.  Mai  1852,  das.  S.  18:). 

*)  Gesetz  vom  1.  Juli  1856,  Gesetzblatt  von  1855—66,  S.  375. 

«)  Gesetz  vom  19.  März  1856,  das.  8.  25. 

7)  Bis  1.  Oct  1858  blieb  noch  ein  nnrealisirter  Credit  von  5,614,500  fl. 

»)  Boil.-Band  I  zu  den  Verh.  der  Kammer  d.  A.  von  18.')9,  8.  189. 

•)  Daselbst  S.  126. 
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Seitdem  hat  er  einen  weit  höheren  Stand  erreicht,  so  dass  die  verbKebene 
Schuld  entfernt  nicht  der  ganzen  Verwendung  gleichkam  und  durch  den  Werth 
der  erstellten  Objecte  mehr  als  gedeckt  erscheint. 

Als  dritte*  abgesonderte  Abtheilung  der  bayerischen  Staatsschuld  wird  die 
durch  das  Gesetz  yom  4.  Juni  1848')  geschaffene  Ablosungs schuld  aufge- 
führt. Um  neulich  die  Ablösung  der  Grundlasten  möglichst  zu  erleichtem, 
bestimmt  jenes  Gesetz,  dass  dem  vormaligen  Gefallberechtigten  das  Recht  zu- 
stehe, die  Entschädigung  für  seme  Bezüge  zum  20fachen  Betrage  in  4proc. 
Ablösungsobligationen  von  der  Staatscasse  zu  verlangen,  während  der  Gefall- 
pflichtige nur  im  18fachen  Betrage  abzulösen  schuldig  sei.  Stellt  der  Berech- 
tigte jenes  Verlangen,  so  tritt  die  Staatscasse  in  den  Bezug  der  in  fixe  Geld- 
reichnisse verwandelten  Gefälle  ein,  hat  aber  den  zweifachen  Betrag  zuzu- 
schiessen.  Den  milden  und  frommen  Stiftungen  gewährt  der  Staat  diese 
zweifache  Entschädigungsaufbesserung  selbst  dann,  wenn  sie  die  Vermittlung 
der  Ablösungscasse  nicht  in  Anspruch  nehmen.  Letztere  bildet  eine  Abthei- 
lung der  Staatsschuldentilgungsanstalt  imd  steht  unter  Leitung  der  Tilgungs- 
commission. 

Die  Ablösungsschuld,  an  welcher  seit  ihrem  Bestehen  fortwährend  bedeutende 
Tilgungen  statthatten,  betrug  am  1.  Octbr.  1858  noch  103,128,775  fl.  Nach 
dem  letzten  Finanzgesetze*)  ist  für  die  Ueberweisung  der  Grundrenten  an  die 
Ablösungscasse  ein  äusserster  Termin  bis  30.  Septbr.  1861  gegeben.  Wie  aus 
diesen  Andeutungen  hervorgeht,  ist  die  bayerische  Ablösungsschuld  zwar  als 
eine  Verbindlichkeit  des  Staats  zu  betrachten;  es  hat  aber  derselbe  mit  ihrer 
Uebemahme  V^o  ihres  Betrags  in  vollkommen  sicheren  (mit  erstem  Rechte  auf 
den  befreiten  Gütern  radicirten)  Gegenforder^igen  erworben  und  nur  V»o  aus 
eigenen  Mitteln  zuzuschiessen,  zu  welchem  Zwecke  im  Budget  eine  besondere 
Exigenz  eingebracht  wird.  Bei  Vergleichungen  mit  andern  Staaten  kann 
jedenfalls  diese  Schuld  nicht  in  Rechnung  genommen  werden,  da  sie  dort, 
wenn  gleich  ebenso  bestehend,  entweder  überhaupt  nicht  in  Staatsverwaltung 
genommen,  oder  vom  Staat  nur  garantirt  ist,  überall  aber  nicht  zur  Staats- 
schuld gerechnet  wird. 

Im  Ganzen  dürfte  unsere  Darstellung  die  üeberzeugung  gewähren,  dass, 
wenn  auch  die  öffentliche  Schuld  Bayerns  im  Verhältniss  zu  seinem  Um- 
fange beträchtlich  erscheinen  mag ,  doch  die  Vergangenheit  den  Beweis 
liefert,  wie  die  Kräfte  des  Staates  vollkommen  ausreichend  sind,  die  Last  der- 
selben zu  tragen  und  dass  daher  Bayern  das  Vertrauen,  das  ihm  insbesondere 
seit  neuerer  Zeit  das  Capital  schenkt,  woW  verdient.  Wir  werden  im  Folgen- 
den noch  specielle  Belege  für  diese  Ansicht  finden  und  fügen  daher  hier  nur 
noch  bei ,  dass  die  Regierung  Bayerns  den  wiederholt  ausgesprochenen  Wün- 
schen der  Volksvertretung  nachkommend,  sich  neuerdings  alle  Mühe  gibt, 
Einfachheit  und  Klarheit  in  das  Staatsschuldenwesen  zu  bringen,  den  Verkehr 
mit  bayerischen  Staatseffecten  zu  erleichtem  und  den  Wünschen  der  Staats- 
gläubiger auch  in  formeller  Beziehung  gerecht  zu  werden. 


»)  Gesetzblatt  S.  97. 

«)  Vom  1.  JuH  1856,  Gesetzblatt  von  1855—56,  8.  411.    VergL  Bekanntmachung 
vom  21.  Janr.  1857,  Regierungsblatt  S.  125. 
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8.  38. 
Neuester  Bestand  der  bayerischen  Staatsschuld. 

Die  Ergebnisse  der  bayerischen  Staatssohuldenrechnong  gelangen  nur  mit- 
telbar zur  Oeffentlichkeit,  nämlich  durch  ihre  yerÜEissangsgemasse  Nachweisong 
in  den  Vorlagen  an  den  ordentlicher  Weise  von  3  zu  3  Jahren  zusammentre- 
tenden Lai^dteg.  Dem  jüngsten  Landtage  Ton  1859  sind  nun  die  Rechnungs- 
resultate von  den  Jahren  18"/",  18**/ö6  und  18"/m  mitgetheilt  worden;*)  für 
die  spätere  Periode  waren  die  Rechnungen  noch  nicht  abgeschlossen.  Der 
Staatsschuldencommissär  der  Kammer  der  Abgeordneten,  Graf  von  Hegnen- 
berg-Dux,  nahm  indessen  in  seinem  an  diese  Kammer  unterm  28.  Januar  1859 
erstatteten  Bericht*)  noch  die  Ergebnisse  der  Jahre  18**/67  und  18*V»«  nach 
Torläufiger  Abrechnung  auf.  Wir  haben  somit  of&cielle  Baten  bis  1.  Octbr. 
1858.  £i  den  Hauptsummen  haben  wir  solche  im  vorigen  Paragraphen  bereits 
gegeben.  Es  erübrigt  daher  hier  nur  eine  Zusammenstellung  der  einzelnen 
Theile  und  Ergänzung  bis  auf  die  neueste  Zeit. 

Am  1.  Octbr.  1858  bestand  die  gesammte  Staatsschuld  aus  folgenden  Posten: 

1)  alte  Schuld,  grösstentheils  mit  3V>proc.  Mobilisirungs- 
obligationen  verbrieft,   wovon  circa  19,600,000  fl.  auf  47*» 
arrosirt 99,708,118  fl. 

.2)  Neue  Schuld: 

a)  Neues  Anlehen  von  1852 3,098,800  fl. 

b)  Depot-Anlehen  bei  der  Bank       .    .    .    2,410,503  „ 

c)  Neues  Anlehen  von  1855,^    ....    5,334,100  „ 

d)  Neues  allgemeines  AnleheJä  voa  1857       5,917,974  „ 

e)  Militäranlehen  von  1855 6,370,000  „  _ 

23,131,377  fl. 

3)  Eisenbahnschuld  zu  4,  4'/«  und  bVo 88,643,834  ,, 

Sunmie  der  gesammten  unmittelbaren  Staatsschuld   .    .     211,483,329  fl. 
Die  Grundrentenablösungsschuld  betrug     103,128,775  fl. 
Seit  dem  1.  Octbr.  1858   lassen  sich   folgende  Aenderungen  nachweisen: 

1)  alte  Schuld.  Eine  Yermehrung  derselben  dürfte  wohl  kaum  stattge- 
funden haben,  da  die  Einweisungen  aus  alten  Titeln  ziemlich  aufgehört 
haben.    Dagegen  ist  eine  Abmmderung  erfolgt 

a)  durch  die  Verloosung  vom  15.  April  1859*)  mit    .    .      1,860,000  fl. 

b)  .         n  «  n      15.  April  1860*)     ,      .    .    '  2,100,000  , 

c)  durch  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Rückzahlung  von 

Sparcassencapitalien  auf  2  Jahre  circa 1,000,000  „ 

zusammen  Abminderung  ungefähr 4,960,000  fl. 

Es  wird  sohin  die  alte  Schuld  Mitte  1860  noch  be- 
tragen circa 94,748,118  fl. 

2)  Neue  Schuld.    Vermehrung  durch  das  erste  Militäran- 
lehen von  1859  »)  mit 4,000,000  fl. 

desgleichen  durch  das  zweite  Militäranlehen  von  1859^  mit    12,000,000  „ 
somit  Zuwachs  im  Ganzen 16,000,000  fl. 

>)  Beil.  IV,  V  und  VI  zum  Prot  d.  Kammer  d.  A  v.  1859,  L  BeiL-Bd.,  S.  11—134. 
«)  Ebendaselbst  (BeiL  VII)  8.  134—142, 

*)  VergL  Bekanntmachung  vom  2.  April  1859,  RegierungsbL  S.  335. 
*)  Siehe  Bekanntmachung  vom  2.  April  1860,  RegierungsbL  S.  369. 
^)  Vergl.  Gesetz  vom  26.  März  1859,  GesetzbL  8.  17,  und  Bekanntmachung  vom 
7.  Mai  1H59,  Regierungsblatt  8.  465. 

•)  VergL  Gesetz  vom  16.  Aug.  1859,  Gesetzblatt  IL  Abth.,  8.  1. 
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Vennindenmg  durch  die  Verloosung  vom 

15.  Juni  1860») 807,000  fl. 

durch  Kündigung  des  ganzen  Kests  des  neuen  Anle- 

hens  Ton  1852  *) 3,098,800  fl. 

durch  Bezahlung  der  yertragsmässigen  Annuität  von 
dem  Depotanlehen  bei  der  Bank  etwa  .    .    30,000  fl. 

3,935,800  fl. 

verbleibt  eflFectiver  Zuwachs 12,064,200  fl. 

wonach  die  neue  Schuld  Mitte  1860  etwa 

betragen  wird 35,195,577  fl. 

3)  Eisenbahn  schuld.     Am  1.  Octbr.   1858  waren   an 

Eisenbahnbaucrediten  noch  unrealisirt 5,614,500  fl. 

welche   nun   ohne  Zweifel   flüssig  gemacht   sind  und 
worin  also  die  Vermehrung  der  Schuld  bestände.   Eine 
Verminderung  hat  dagegen  dieselbe  erfahren : 
durch   die   Verloosung   vom   27.  October 

1859  »)  um .    .    600,000  fl. 

durch  die  Verloosung  vom  12.  September 

1860  *)  um 810,000  fl. 

1,410,000  fl. 

Es  verbleibt  hienach  eflFective  Zunahme 4,204,500  fl. 

und  wird  gegenwärtig  die  Eisenbahnschuld 

ungefähr  betragen 92,848,384  fl. 

Zieht  man  diese  Summen  zusammen,  so  ergibt  sich  für  Ende  des  Etats- 
jahres 18*V«o  (1.  Octbr.  1860),  abgesehen  von  der  hieher  nicht  gehörigen  Grund- 
rentenschuld, folgender  Gesammtschuldenstand : 

1)  alte  Schuld 94,748,118  fl. 

2)  neue  Schuld 35,195,577  „ 

3)  Eisenbahnschuld 92,848,334  ^ 

Gesammtsumme  Ende  18'^V«o  circa 222,792,029  fl. 

Hievon  sind  die  Activen  der  SchuldentUgungsanstalt  abzurechnen,  welche 
am  1.  Octbr.  1856  11,468,721  fl.  *)  betrugen.  Da  dieselben  zum  überwiegend 
grössten  Theil  in  einer  Forderung  der  alten  Schuld  an  die  Eisenbahnschuld 
und  im  Betriebscapital  der  Gasse  bestanden  und  da  die  erstere  Forderung  nur 
mit  einem  Tilgungsfonds  von  V»^«  zurückbezahlt  wird,  während  die  Gassen- 
bestände  sich  ziemlich  gleich  bleiben  werden;  so  wird  eine  wesentliche  Ver- 
änderung  im  Actiwermögensstand  nicht  eingetreten   sein.    Man  kann  daher 

mit  Sicherheit  eine  Summe  von 10,792,029  fl. 

in  Abrechnung  bringen,  worüber  die  Schuld  noch   ....      212,000,000  fl. 
beträgt.  Die  Activen  der  Tilgungscasse  kommen  fast  ganz  der  alten  Schuld  zu  gut 


0  VergL  Bekanntmachung  vom  8.  Juni  1860,  R^enmgsbL  S.  523. 

*)  Vergl.  Bekanntmachung  vom  27.  Janr.  1860,  Regieranffsbl.  8.  181.  Die  Tilgung 
dieses  Anlehensrests  geschah  freilich  zum  Theü  dnrch  Umwandlung  in  eine  neue  Schuld. 
Dieser  Theil  kann  jedoch  nicht  angegeben  werden. 

*)  Vergl.  Bekanntmachung  vom  13.  Oot.  1859,  RegierungsbL  8.  977. 

*)  Vergl.  Bekanntmachung  vom  3.  Sept  1860,  RegierungsbL  8.  765. 

*)  BeiL-Band  I  zu  den  Verhandl.  der  Kammer  d.  A.  von  1859,  8.  130. 
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§.  39. 

Gewährschaften  des  bayerischen  Staats  für  fremde  Verbindlichkeiten. 

Sogenannte  „Staatsgar an tieen^  hat  Bayern  unseres  Wissens  nur  gegen- 
über den  nachstehend  bezeichneten  Eisenbahngesellschaften  übernom- 
men/) und  zwar: 

1)  für  die  Pfälzische  Ludwigsbahngesellschaft  (Ludwigshafen- 
Boxbacher  Eisenbahn):  Gewähr  für  4^0  Zinsen  aus  dem  gesammten 
Bau-  und  Einrichtungscapital  auf  25  Jahre  nach*  erfolgter  Eröffiiung  der 
Bahn.  Das  Actiencapital  beträgt  11,659,000  fl.,  wozu  die  Gesellschaft 
1848:  2,000,000  fl.,  1852:  500,000  fl.,  1856:  700,000  fl.  und  1858: 
800,000  fl.  Prioritätsobligationen  emittirte.  Die  Concession  ist  auf 
99  Jahre  ertheilt,  nach  deren  Ablauf  die  Bahn  unentgeltlich  an  den 
Staat  heimfallt.  Letzterer  kann  nach  Ablauf  der  Garantiezeit  ausserdem 
die  Bahn  durch  Erlag  des  Anlagecapitals  jeder  Zeit  an  sich  lösen.  *) 

2)  Für  die  Pfälzische  Maxbahn-Gesellschaft  (Neustadt-Weissen- 
burgerbahn):  Garantie  Yon  4  V^Vo  Zinsertrag  aus  dem  Bau-  und  Einrich- 
tungscapital auf  25  Jahre,  vom  Tage  der  Vollendung  und  15)röfinung  der 
Bahn  an  gerechnet.  Die  Gesellschaft  hat  8,800  Stück  Actien  k  500  fl. 
ausgegeben;  ihr  Stammcapital  beträgt  somit  4,400,000  fl.  HinsichtHch 
der  Concessionsdauer,  des  Heimfalls  der  Bahn  und  des  Einlösungsrechts 
von  Seite  des  Staats  gelten  ganz  die  mit  der  Ludwigsbahngesellschaft 
vereinbarten  Bestimmungen^). 

3)  Für  die  bayerische  Ostbahngesellschaft  (Bahn  von  Nürnberg  über 
Amberg  nach  Regensburg;  von  München  über  Freising,  Landshut  nach 
Straubing;  von  Schwandorf  an  die  böhmische  Grenze  und  von  Regens- 
burg über  Straubing  nach  Passau):  Gewähr  für  4V2^/o  Reinertrag  aus 
dem  Bau-  und  Einrichtungscapital  auf  35  Jahre,  vom  Tage  der  EröflF- 
nung  sämmtlicher  concessionirter  Linien,  beziehungsweise  auf  42  Jahre 
vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gerechnet  (mit  Einrechnung  von 
7  Jahren  Bauzeit).  Das  Stammcapital  der  GeseDschaft  beträgt  (300,000 
Actien  k  200  fl.)  60  MiU.  Gulden.  Die  Concession  ist  auf  99  Jahre  er- 
theilt, nach  deren  Ablauf  alle  Rechte  aus  derselben  erlöschen,  der  Ge- 
sellschaft jedoch  ihr  bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  verbleibt. 
Nach  Umfluss  der  Garantiezeit  kann  übrigens  der  Staat  die  Bahn  durch 
Erlag  desWerths  aller  Actien  nach  dem  Frankfurter  Durchschnittscours 
der  letzten  10  Jahre  jederzeit  an  sich  kaufen;  auch  hat  er  sich  für  den  FaD, 
dass  der  Reinertrag  der  Bahn  4V*Vo  des  Anlagecapitals  übersteigt,  Er- 
satz seiner  etwaigen  Zuschüsse  nebst  2V>7<>  Zinsen,  wenn  aber  die  reine 
Bahnrente  über  5  **/o  erreicht,  einen  Theil  des  Mehrertrags  reservirt.  *) 


')  Nach  der  Verordnung  vom  4.  Oet  1850,  EegierungsbL  8.  785  ff.  hat  der  Staat 
für  die  kgL  Bank  in  Nürnberg  allerdings  ebenfalls  ,, vollkommene  Garantie**  übernom- 
men; da  jedoch  diese  eine  reine  Staatsanstalt  ist,  so  versteht  sich  eine  solche  Garantie 
von  selbst  und  ist  jedenfalls  keine  Gewährschafk  für  fremde  Verbindlichkeiten. 

*)  Vergl.  Statut  vom  10.  Juli  1848  und  Gesetz  vom  25.  Aug.  1843,  Qesetzbl.  S.  85. 
Gesetz  vom  7.  Mai  1852,  Gesetzbl.  von  1851—52,  8.  175;  und  Gesetz  vom  19.  März 
1856,  Gesetzbl   von  1855—56,  8.  87. 

«)  Statut  vom  8.  Nov.  1852.  Gesetz  vom  7.  Mai  1852,  Gesetzbl.  von  1851—52, 
8.  173. 

*)  Gesetz  vom  19.  März  1856,  Gesetzblatt  von  1855—56,  8.  29.  Concession  vom 
12.  April  1856,  Regierurigsbl.  8.  318. 
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Diese  Staatsgarantieen  dürften,  insofeme  die  garantirten  Bahnen  im  Allge- 
meinen gut  situirt  sind,  der  Staatscasse  grosse  Lasten  nicht  auflegen.  Doch 
lässt  sich  diessfalls  nur  von  der  pfalzischen  Ludwigsbahn,  welche  hohe  Er- 
trägnisse liefert,  Sicheres  sagen.  Die  dortige  Maxbahn  hat  sich  Yon  der 
8taatsunterstützung  bis  jetzt  noch  nicht  emancipiren  können  und  die  Ostbah- 
nen sind  theils  noch  zu  kurze  Zeit  im  Betrieb,  um  einen  sicheren  8chluss  auf 
ihre  Rentabilität  zuzulassen,   theils  sind  sie  noch  im  Bau  begriffen. 

Unterm  20.  Juni  1855   ist  eine  allgemeine  königl.  Verordnung,   den  Bau 
Ton  Eisenbahnen  (durch  Privaten,  Gesellschaften  oder  Corporationen)  betreffend, 
erschienen,  ^)   welche  mit  dem  österr.  Eisenbahn-Concessionsgesetze  von  1854 
Manches  gemein  hat.    Wir  heben  aus  derselben  die  §§.  7  und  10,  Zffir.  8  u.  9 
herror,  um  die  Gegenleistungen  ersichtlich  zu  machen,  welche  der  bayerische 
8taat  überhaupt  Yon  seinen  PriYatbahncn  zu  erwarten  hat   Sie  lauten: 
§.  7.  ,,Die  Bewilligung  zum  Bau  und  Betrieb  einer  zur  öffentlichen  Benützung 
bestimmten  Eisenbahn  wird  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  und  zwar  höch- 
stens auf  99  Jahre  ertheilt.^ 

„Der  Termin  beginnt  mit  dem  Tage,  an  welchem  die  Bahn  ganz 
oder  zum  Theile  der  Benützung  des  Publicums  überlassen  wird.^ 

„Nach  Ablauf  der  in  der  Concessionsurkunde  festgesetzten  Zeit  geht 
das  Eigenthum  der  Eisenbahn  sammt  ihren  Zubehörden  ohne  En^eld 
und  unmittelbar  an  den  Staat  über.  Den  Unternehmern  verbleiben 
jedoch  das  Mobiliarvermögen,  sowie  die  zum  Bahnbetrieb  erforderlichen 
Liventarstücke,  namentlich  Locomotiven,  Transportwägen  etc.,  wofür  der 
Staat,  wenn  er  solche  ablösen  will,  eine  besondere,  nöthigen&lls  schieds- 
richterlich festzusetzende  Vergütung  zu  leisten  hat.^ 

„Eine  Ablösung  des  Eigenthums  der  Bahn  und  ihrer  Zubehörungen 
gegen  Vergütung  von  Seite  des  K.  Staats-Aerars  kann  auch  vor  Erlo- 
schung der  Eisenbahnconcession  eintreten,  jedoch  nur  auf  dem  Grunde 
eines  freien  Uebereinkonmiens ,  es  sei  denn,  dass  bei  Ertheilung  der 
Bewilligung  zum  Baue  und  zum  Betriebe  der  Bahn  anderweitige  Be- 
stinmiungen  hierüber  getroffen  worden  sind,  in  welchem  Falle  die  Ab- 
lösung nach  diesen  Bestimmungen  stattzufinden  hat^ 
§.  10.  ZSr.  8.  „Die  Benützung  der  Eisenbahn  von  Seiten  der  Post  bleibt  bei 
allen  Fahrten  vorbehalten;  die  Brief-  und  Zeitungspakete,  die  officiellen 
Fahrpostsendungen,  sowie  die  begleitenden  Beamten,  Conducteure  u.  dergl. 
finden  unentgeltliche  Beförderung.* 

Zffr.  9.  „Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  nach  dem  Verlangen  der 
Militärverwaltung  zu  jeder  Zeit  Truppenabtheilungen  in  jeder  Stärke, 
Pferde,  Kriegsmaterial  und  Militäreffecten,  sowie  einzelne  marschirende, 
namentlich  die  vom  Urlaub  einrückenden  und  in  Urlaub  abgehenden 
Unterofficiere  und  Soldaten,  wenn  sie  sich  durch  Urlaubspässe  oder  sonst 
legal  ausweisen,  zu  jenen  Tarifsätzen  zu  befördern,  welche  für  diese 
Transporte  auf  den  Staatsbahnen  bezahlt  werden.  Nöthigenfalls  sind 
für  solche  Transporte  ausserordentliche  Fahrten  einzurichten." 

„Die  Uebemahme  des  Transportes  der  Truppen-  oder  Militärbedürf- 
nisse anderer  Staaten  setzt  jedoch  die  Bewilligung  der  bayerischen  Re- 
gierung voraus.* 

„Die  bei  solchen  Transporten  einem  auswärtigen  Staate  etwa  einge^ 
räumte  Tarifsermässigung  oder  sonstige  Begünstigung  konunt  von  selbst 
auch  dem  bayerischen  Staat  zu  Gut* 


*)  Regierungsblatt  von  1855,  S.  653. 
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§.  40. 

Staatsverfassung.    Verwaltung  der  Staatsschuld. 

Die  Yerfassimgsurkimde  des  Eonigreiclis  Bayern  datirt  vom  26.  Mai  1818*). 
Derselben  sind  mehrere  königl.  Edicte  als  integrirende  Theile  (sogenannte  Yer- 
fassnngsbeilagen)  beigegeben;  auch  gelten  als  Grundgesetze  noch  das  Fa- 
milienstatut  Tom  5.  Aug.  1819,  der  "Vertrag  zu  Pavia  von  1319,  die  „Einigung* 
von  1507,  kraft  welcher  nur  eine  Regierung  bestehen  soll  und  das  Gesetz 
von  1573,  welches  das  Recht  der  Erstgeburt  festsetzt. 

Nach  diesen  Grundgesetzen  zählt  Bayern  zu  den  beschränkt  monarchischen 
Staaten  und  bildet  ein  unzertrennliches,  unveräusserliches  Ganzes.  Als  Organ 
und  Vertretung  des  Volks  besteht  die  Ständeversammlung,  welche  zwei 
Eanmiem,  jene  der  Reichsräthe  und  jene  der  Abgeordneten,  umfasst.  • 

Ohne  Beirath  und  Zustimmung  der  Ständeversammlung  kann  kein  allge- 
meines neues  Gesetz,  welches  die  Freiheit  der  Person  oder  das  Eigenthum 
der  Staatsangehörigen  betrifFi;,  erlassen,  noch  ein  schon  bestehendes  abgeändert, 
authentisch  erklärt  oder  aufj^ehoben  werden. 

Von  den 'Finanzen  handelt  Titel  VII  der  Verfassungsurkunde,  und  spe- 
ciell  von  der  Verwaltung  und  Behandlung  der  Staatsschuld  die  §§.  11 
bis  16  dieses  Titels,  wie  folgt: 

§.11.  ,^I>ie  gesammte  Staatsschuld  wird  unter  die  Gewährleistung  der  Stände 
gestellt.« 

„Zu  jeder  neuen  Staatsschuld,  wodurch  die  zur  Zeit  bestehende  Schul- 
denmasse im  Capitalbetrage  oder  der  jährlichen  Verzinsung  vergrössert 
wird,  ist  die  Zustimmung  der  Stände  des  Reichs  erforderlich.« 
§.12.  „Eine  solche  Vermehrung  der  Staatsschulden  hat  nur  für  jene  dringen- 
den und  ausserordentlichen  Staatsbedürfiiisse  statt,   welche  weder  durch 
die  ordentlichen,  noch  durch  die  ausserordentlichen  Beiträge  der  Unter- 
thanen,  ohne  deren  zu  grosse  Belastung,  bestritten  werden  können,  und 
die  zum  wahren  Nutzen  des  Landes  gereichen.« 
§.13.  „Ben  Ständen  wird  der  Schuldentilgungsplan  vorgelegt,   imd  ohne  ihre 
.  Zustimmung  kann  an  dem  von  ihnen  angenommenen  Plane  keine  Ab- 
änderung getroffen,   noch  ein  zur  Schuldentilgung  bestimmtes  Gefall  zu 
irgend  einem  andern  Zwecke  verwendet  werden.« 
§.14.  „Jede  der  beiden  Kammern  hat  aus  ihrer  Mitte  einen  Commissär  zu  er- 
nennen, welche  gemeinschaftlich  bei  der  Schuldentilgungscommission  von 
aUen  ihren  Verhandlungen  genaue  Eenntniss  zu  nehmen  imd  auf  die 
Einhaltung  der  festgesetzten  Normen  zu  wachen  haben.« 
§.15.  „In  ausserordentlichen  Fällen,   wo  drohende  äussere  Gefahren  die  Auf- 
nahme  von   Capitalien   dringend   erfordern,   und   die  Einberufung   der 
Stände  durch  äussere  Verhältnisse  unmöglich  gemacht  wird,   soll  diesen 
Commissären  die  Befugniss  zustehen,  zu  diesem  Anlehen  im  Namen  der 
Stände  vorläufig  ihre  Zustimmung  zu  ertheilen.« 

„Sobald  die  Einberufung  der  Stände  möglich  wird,  ist  ihnen ydie  ganze 
Verhandlung  über  diese  Capitalsaufnahme  vorzulegen,  vip,  in  das  Staats- 
schuldenverzeichniss  eingetragen  zu  werden.« 
§.16.  «Den  Ständen  wird  bei  jeder  Versammlung  die  genaue  Nachweisung  des 
Standes  der  Staatsschuldentilgungscasse  vorgelegt  werden.« 


*)  Promulgirt  im  Gesetzbl  vom  6.  Juni  1818,  S.  101  ff. 
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Die  zehnte  Yerfassungsbeilage, ')  Abschnitt  HI,  ergänzt  diese  Bestimmon- 
gen  dahin: 

§.25.  pJede  der  beiden  Kammern  erwählt  gleich  nach  ihrer  Constitairang  aus 
ihrer  Mitte  fünf  besondere  Ausschüsse,  und  zwar 

1)  für  Gegenstände  der  Gesetzgebung; 

2)  flir  die  Steuern; 

3)  für  die  übrigen  an  die  Kammer  gelangenden  Gegenstände  der  inneren 
Reichsverwaltung ; 

4)  für  die  Staatsschuldentilgung;  *) 

5)  für  die  Untersuchung  der  vorkommenden  Beschwerden  über  die  Ver- 
letzung der  Staatsverfassung.^ 

§.38.  „Der  für  die  Staatsschuldentilgung  angeordnete  Ausschuss  hat  den  Til- 
gungsplan, welcher  den  Kammern  vorgelegt  werden  wird,    zu  prüfen, 
sowie  bei  jeder  nächstfolgenden  Versammlung  die  seitherige  Ausführung 
und  Befolgung  desselben  zu  untersuchen,   und  das  Resultat  den  Kam- 
mern vorzidegen.** 
§.39.  „Damit  der  in  der  ständischen  Versammlung  genehmigte  Tilgungsplan 
genau  eingehalten  werde,   ist  derselben  Titel  YJI  §.  14  das  Recht  ein- 
geräumt,  zwei  Mitglieder  zu  ernennen,   welche  auch  nach  Beendigung 
ihrer  Sitzungen  fortwährend  von  allen  Verhandlungen  der  angeordneten 
Schuldentilgungs-Conmiission  genaue  Kenntniss  zu  nehmen  und  für  die 
Befolgung   der  in   der   letzten  Versammlung  getroffenen  Bestimmungen 
zu  wachen   haben.    Diesen  Mitgliedern  sollen  daher  alle  10  Tage   die 
sänmitlichen  Verhandlungen  der  Commission,   die  Journale  und  Haupt- 
bücher zur  Einsicht  vorgelegt  werden,  und  sie  sind  befdgt,  im  FaDe  die 
Commission  ihren  gegründeten  Bemerkungen  gegen  allenfallsige  Ueber- 
schreitungen  der  Befugnisse  oder  NicKtbefolgung  des  genehmigten  Til- 
gungsplans unbeachtet  lassen  würde,    dem  Könige  die  gebührende  Vor- 
stellung zu  übergeben,   und  bei  der  künftigen  ständischen  Versammlung 
ihre  pflichtmässige  Anzeige  zu  machen. 
Das  Gesetz  vom  25.  Juli  1850*),   den  Geschäftsgang  des  Landtags  betref- 
fend, bestätigt  im  Allgemeinen  aUe  diese  Einrichtungen  und  fügt  in  formeller 
Beziehung  noch  bei,    dass  die  Kammern  sogleich  nach  ihrer  Constituirung  die 
Wahl  der  Commissäre  und  ihrer  Stellvertreter  vorzunehmen  haben  und  dass 
diese  Commissäre  auch  nach  Abfluss  der  Wahlperiode  und  selbst  im  Falle  der 
Auflösung  der  Kammern  bis  zur  Ernennung  von  Nachfolgern  ihre  Functionen 
fortzusetzen  haben. 

Man  entnimmt  aus  diesen  Grundbestimmungen,  dass  die  Verwaltung  der 
bayerischen  Staatsschuld  wesentlich  in  den  Händen  der  Regierung  sich  befin- 
det. Die  eigentliche  Verwaltungsbehörde,  die  Staatsschuldentilgungscommission, 
ist  eine  reine  Regierungsbehörde,  deren  Mitglieder  vom  Könige,  selbst  ohne 
Vorschlagsrecht  der  Stände,  ernannt  werden.  Der  Ständeversammlung  steht 
nur  ein  mittelbares  Einwirkungsrecht  durch  ihre  Commissäre,  beziehungsweise 
den  zweiten  Ausschuss  zu;  auch  können  sie  nur  Einsprache  gegen  etwaige 
Nichtemhaltung  des  Tilgungsplanes  und  gegen  solche  Veränderungen  erheben, 
welche  die  Last  der  Staatsschuld  vermehren.  Hierin  liegt  übrigens  genügende 
Sicherheit  gegen  eine  einseitige  Steigerung  der  Schuld  und  geheime  Manipu- 


')  Edict  über  die  Ständeversammlung  vom  26.  Mai  1818,  Gesetzbl.  S.  S49. 

*)  Nach  der  neuen  Geschäftsordnung  des  Landtags  sind  die  Ausschüsse  anders  oon- 
stituirt  und  es  sind  nun  dem  zweiten  Ausschüsse  die  Gegenstände  der  Finanzen  und 
Staatsschulden  zugetheUt. 
*  »)  Gesetzblatt  von  1850,  S.  813. 
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lationoi  zum  Nachtheile  des  StaatsoreditB  sind  durch  die  permanente  Aufsicht 
der  stSadischeii  Commissare  ung  durdb  die  Oeffentlichkeit  der  Landtagsver- 
handhmgen  unmöglich  gemacht 

Was  die  innere  Organisation  der  Schuldenverwaltungsbehorden  betrifft,  so 
führt  das  Staatsministerium  der  Fiiianzen  nicht  nur  die  Oberaufsicht,  sondern 
leitet  auch  den  Gang  der  Geschäfte  im  grossen  Ganzen.  Diesem  unterstehen: 
die  Staatsschuldentilgungscommission,  eingesetzt  mit  umfassenden  Be- 
fugnissen durch  Verordnung  vom  20.  Aug.  1811 ')  seit  Einführung  der  Yer- 
fassung  aber  in  die  Stellung  einer  geschansfOhrenden  Central-YoUzugsbehörde 
zurückgetreten  und  der  oberste  Rechnungshof,  welcher  über  die  richtige 
£inlie£erung  der  zur  Schuldentilgung  und  Verzinsung  bestimmten  Gefalle  zu 
wachen  hat  Der  Tilgungscommission  sind  untergeordnet:  die  Schuldontil- 
gungshauptcasse,  das  Zahlamt  der  Pensionsamortisationscasse,  ^  die 
iiisenbahnbaudotationscasse,  ^  die  Grundrentenablösungscasse,  ^) 
sammtlich  zu  München,  die  Uniyersal-Staatsschuldentilgungs-Anstalt  bOdend 
und  sechs  Staatsschulden-Specialcassen  in  den  Ereisenmesseits  des  Rheins 
(zu  München,  Bamberg,  Augsburg,  Regensburg,  Nürnberg  und  Würzburg).  Die 
Rechnungscontrole  wird  von  den  gew^nlichen  Controlbehörden  geübt 


§.  41. 
Tilgungsfonds.    Tilgungsmodus. 

Die  Grösse  der  jährlich  an  der  bayerischen  Staatsschuld  abzutragenden 
Quote  ist  im  Allgemeinen  auf  ^/9^lo  der  ursprünglichen  Schuldsumme  festge- 
setzt Diess  geschah  für  die  „alte  Schuld'*  durch  das  mehrfach  allegirte  Gesetz 
Yom  28.  Dec.  1831,  ^)  wobei  der  damals  bestandene  höchste  Schiüdbetrag  zu 
Grunde  gelegt  und  der  jährliche  Tilgungsfonds  in  einer  runden  Summe  Yon 
878,000  fl.  ausgedrückt  wurde,  was  zu  ^^/o  einer  Schuldsumme  von  131,700,000fl. 
entsprach.  Da  die  alte  Schuld  sich  später  noch  um  Einiges  steigerte,  ist  die 
Jahrestilgungsquote  in  den  neueren  Finanzgesetzen  auf  die  Summe  von  880,000  fl. 
CThöht  worden,  entsprechend  einem  Capitäbetrag  von  132,000,000  fl.  (höchster 
Stand  sät  1881). 

Diese  Festsetzungen  gelten  ohne  Ausnahme  für  die  ganze  rückzahlbare 
alte  Schuld.^)  Die  neue  allgemeine  Staatsschuld  wird  abgesondert  be- 
handelt Als  Regel  gilt  auch  bei  ihr  ein  Tilgungsfonds  von  jährlich  V^  ^ 
jedoch  machen  ddejenigen  Anlehen  eine  Ausnahme,  welche  seit  1848  zur 
Deckung  aUgemeiner  Staatsbedürfhisse  aufgenommen,  beziehungsweise  an  die 
Stelle  der  3  Subscriptionsanlehen  getreten  und  auf  die  StaatsgeföUe  versichert 
worden  sind,  in  so  ferne  dieselben  aus  den  eingehenden  AblösungsscbiUingen 


^)  Regienmgsbl.  von  1811,  S.  106S  ff. 

^  Errichtet  durch  Gesetz  vom  11.  Sept.  1825,  Gesetzbl.  S.  202. 

°)  Eingesetzt  in  Folge  Gesetzes  vom  25.  Aug.  1843,  Gesetzbl.  S.  89. 

*)  Constituirt  gemäss  Gesetzes  Tom  4.  Jxmi  1848,  Gesetzbl.  S.  97.  Tergl.  Bekannt- 
machung vom  7.  April  1849,  RegienmgsbL  S.  800. 

*)  §.  8,  lit.  b;  Gesetzbl.  8.  220. 

•)  In  der  Wirklichkeit  betraft  die  TUgang  an  der  alten  Schuld  weit  mehr  als  ^/s^'o; 
so  z.  B.  18»*/m:  2,104,526;  18*767:  2,238,782  fl.;  18"/68:  2,082,515  fl.  Da  ihr  nämlich 
der  ganze  Malzaufschlag  zugewiesen  ist  und  alle  Ersparnisse  an  Zinsen  dem  Tilgungs- 
fonds zuwachsen;  da  femer  der  Ertrag  des  Malzaufschlags  im  steten  Stehen  begriflen 
ist,  so  erübrigen  zur  Tilgung  immer  mehr  als  die  etatsmässigen  88o,000  fl. 
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der  ffnmd-,  zins-  und  zehentherrb'chen  G^eflUle  des  Staats  und  nach  Maassgabe 
der  niednrch  znr  YerfQgung  stehenden  Mittel  abgelöst  werden  sollen.  Der 
grössere  Theil  derselben  ist  bereits  getilgt  und  es  besteht  von  dieser  Schuld- 
kategorie  nur  noch  das  „neue  allgemeine  Anlehen  von  1857^.  Die  ebenfalls 
zur  neuen  Schuld  gehörigen  „Militäranlehen^  tou  1855  und  1859  unterließen 
dagegen  den  fOr  die  alte  Schuld  bestehenden  Tilgungsnormen. 

Auch  fOr  die  dritte  AbÜieilung  der  Staatspassiven,  die  Eisenbahnschuld^ 
ist  durch  Gesetz  yom  28.  Mai  1846  ein  jährhcher  Tilgungsfonds  Ton  VsV«  der 
jeweiligen  Anlehensgrösse  ausgesetzt  worden,  welchen  alle  späteren  Eisenbahn* 
creditgesetze  ausdrücklich  bestätigt  haben.  Sämmtliche  Eisenbahnanlehen  wer- 
den menach  ohne  Ausnahme  behandelt. 

Die  als  vierte  Abtheilung  aufgeßihrte  Ablösungsschuld  schöpft  ihre 
Tilgungsmittel  aus  den  an  den  Staat  übergegangenen  Grundrenten  der  vor* 
maligen  Gefällberechtigten  und  richtet  sich  deren  Tilgungsquote  nach  der 
jeweiligen  Einnahmsgrösse  aus  diesem  Titel,  welche  desshalb  sehr  verschieden 
sein  kann,  weil  die  Zi^ungspflichtigen  das  Recht  haben,  ihre  ganze  Schuldig- 
keit auf  Ein  Mal  abzutragen,  oder  aber  nur  eine  Annuität,  oder  nur  den  Zins 
aus  den  constituirten  „Bodenzinscapitalien^  zu  entrichten. 

Was  die  Mittel  zur  Tilgung  und  die  Quellen,  aus  welchen  dieselben- 
fliessen,  betrifft,  so  lassen  wir  hierüber  das  neueste  Finanzgesetz')  am  besten 
für  sich  sprechen.    Dasselbe  lautet: 

§.  5.  „Zur  Deckung  des  Bedarfs  der  Staatsschuldentilgungsanstalt  werden  be- 
stimmt, und  zwar: 
„1)  für  die  alte  Schuld:  a)  Zinscasse:  aa)  der  schon  von  jeher  dieser 
Anstalt  überlassene  Molzaufsohlag  mit  der  auf  5,700,000  fl.  veran- 
schlagten Beineinnahme  ;^ 

„bb)  eine  Dotationsmehrung  wegen  Entschädigungsleistung  f(lr  die 
eingelösten  Gerichtsbarkdten  durch  einen  nach  Art  15  des  Gesetzes 
yom  28.  Dec.  1831  aus  den  TaxgefaUen  zu  schöpfenden  und  auf  jähr- 
liche 100,000  fl.  veranschlagten  Zuschuss  der  Staatscasse.^ 

„b)  Tilgungscasse:  der  für  die  alte  Schuld,  ausschliesslich  der 
Sparcasse-Capitdien  bestimmte  Tilgungsfonds  von  Vs^o  in  der  bis- 
herigen Aversalsunmie  von  jährlichen  880,000  fl.,  welcher,  in  so  weit 
er  nicht  aus  dem  Ueberschusse  der  Zinscasse  gedeckt  ist,  durch  Zu- 
schüsse der  Centralstaatscasse  aus  den  schon  in  den  Gesetzen  vom 
11.  Sept  1825  und  28.  Dec.  1831  bestimmten  GefäUen  (Stempel-^ 
Lotto-Gefällen  etc.)  ergänzt  werden  soll.*^ 
„2)  Für  die  neue  Schuld:  Wegen  der  Verzinsung  des  durch  das  (be- 
setz vom  22.  Mai  1850  für  ausserordentiiche  BedürMsse  der  Armee 
bewilligten  IIL  Subscriptionsanlehens ,  dann  des  durch  das  Finanzge- 
setz vom  25.  Juli  1850,  §.  16,  lit.  f.  genehmigten  Credites,  resp.  der 
aus  dessen  Bealisirung  und  der  Umwandlung  des  I.  Subscriptionsan- 
lehens-Restes  in  Gemässheit  des  YoUzugsgesetzes  vom  31.  März  1852 
hervorgegangenen,  sowie  der  in  Folge  des  Gesetzes  vom  16.  März  1855, 
den  Vollzug  der  Schlussbestimmung  in  Art  1  des  Gesetzes  über  die 
Aufiiahme  des  U.  freiwilligen  Subscriptionsanlehens  vom  23.  Dec.  1849 
u.  a.  betreffend,  und  auf  Grund  der  Gesetze  vom  15.  Janr.  1854 
über  die  Aufbringung  der  Mittel  zur  Bewiüigung  momentaner  Unter- 
stützungen für  gering  besoldete  Bedienstete,  und  vom  22.  Febr.  1855 
über  die  Deckung  der  bei  der  Kriegscasse  bestehenden  Zahlungs- 


*)  Finanzgesetz  für  die  VIL  Finanzperiode  18"/«i,  Gesetzbl.  von  18ö5— 66,  S.  411. 
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rückstSnde  und  über  einen  Oedit  fOr  ansserordentliche  Bedürfoisse 
der  Armee  noch  weiter  entstandenen  neuen  Anlehen  ein  ZnschuBS 
von  der  Oentralstaatscasse  in  dem  yeranschlagten  jährlichen  Bedarf 
von  1,239,000  fl. 

Unter  der  vorstehenden  Bedaiis-  und  resp.  Zuschusssumme  mit 
1,239,000  fl.  ist  auch  das  Erforderm'ss  zur  Tilgung  nach  V«7ö  des 
Capitalienbetrags  für  das  aus  dem  Gesetze  vom  22.  Febr.  1855  ent- 
standene neue  Militäranlehen  schon  begri£fen;  die  Tilgung  und  resp. 
Heimzahlung  der  Anlehen  aus  den  weiter  aUegirten  Q^setzen  vom 
25.  Juli  1850  und  81.  März  1852,  vom  15.  Janr.  1854,  dann  16.  März 
1855  geschieht  fortan  in  Gemässheit  der  Art.  3  und  4  des  eben  ge- 
dachten Gesetzes  vom  31.  März  1852  aus  den  anfallenden  Ablösungs- 
schillingen der  grund-,  zins-  und  zehentherrlichen  Gefälle  des  Staats.^ 

„3)  Für  die  Pensions-Amortisationecasse:  Vom  1.  Oct.  1855  an 
die  Jahressumme  von  1,029,000  fl.,  welche  nach  den  Bestimmungen 
der  Gesetze  vom  11.  Sept.  1825  und  28.  Dec.  1831  aus  den  daselbst 
genannten  (Zoü-  etc.)  Gefällen  erhoben  und  nöthigenfaUs  aus  der 
Centralstaatscasse  ergänzt  werden  etc.^  ') 

„4)  Für  die  Eisenbahnbau-Dotationscasse:  a)  der  dieser  Gasse  be- 
reits durch  frühere  G^etze,  zumal  das  Finanzgesetz  vom  28.  Mai  1852, 
§.  5,  Zfi&.  4  zugewiesene  Nettoertrag  der  Bahnrente  im  voranschlä- 
gigen Jahresbetrag  von  3  Mill.  Gulden,  aus  welchem  vorerst  die  Ver- 
zinsung und  gesetzliche  Tilgung  aller  (nach  dem  Gesetze  vom  25.  Aug. 
1843,  23.  Mai  1846,  4.  Mai  1851,  26.  Bec.  1851  und  19.  März  1856) 
fCbr  den  Eisenbahnbau  aufgenommenen  und  noch  aufzunehmenden  An- 
lehen, mit  Ausnahme  des  nach  den  Gesetzen  vom  7.  Mai  1852  und 
19.  März  1856  für  die  im  Bau  begriffene  Bahnstrecke  von  Münch^i 
über  Hosenheim  nach  Euf&tein  realisirten  Credits  von  10,680,000  fl. 
zu  bestreiten  sind.^ 

„b)  Für  den  durch  obige  Bahnrente  nicht  gedeckten  Mehrbedarf 
ein  Zuschuss  von  der  kgl.  Centralstaatscasse  mit  dem  veranschlagten 
Jahresbetrage  von  633,500  fl.'' 

„c)  Die  bis  zur  Vollendung  und  iBröffiiung  der  Eisenbahn  von 
München  nach  Euffistein  zur  Verzinsung  des  Baucapitals  fdr  diese 
Bahn  ad  10,630,000  fl.  erforderlichen  Mittel  ist  das  kgl.  Staatsmini- 
sterium der  Finanzen  ermächtiget,  durch  eine  entsprechende  Erhöhung 
des  in  dem  Dotationsgesetze  vom  19.  März  1856  gewährten  Credits 
zu  beschaffen.'' 

„5)  Für  die  Grundrenten-Ablösungscasse:  Dieselbe  erhält  die  in 
den  nachbemerkten  Beträgen  veranschlagten  Zuschüsse,  als: 


')  Die  von  Bayern  auf  den  erworbenen  Landestheilen  mit  übernommene  Pensions- 
last,  für  welche  insbesondere  die  PensionsamortisationscaBse  gegründet  wurde,  war  eine 
ganz  enonne.  Die  Gesetze  vom  11.  Sept.  1825  und  28.  Dec.  18S1  allein  überwiesen 
letzterer  eine  Summe  yon  5,584,862  fl.  Spätere  Gesetze  fügten  noch  weitere  Beträge 
hinzu;  so  auch  das  hier  in  Frage  stehende  neueste  Finanzgesetz  22,968  fl.  von  der 
Steueicataster-CommiBsion,  400,000  fl.  ältere  Militärpensionen  und  4,296  fl.  von  der 
Universität  Würzburg.  Yon  jenen  5,584,862  fl.  bestanden  am  1.  Oct.  1855  noch 
670,000  fl.  und  waren  daher  erloschen  4,914,862  fl.  Die  ganze  Einrichtung  einer  Pen- 
sionsamortisationscasBe  als  AbtbeUung  der  Staatsschuldentilgungsanstalt  ist  eine  eigen- 
thümliche  und  hat  die  Folge,  dass  einerseits  die  Budgetziffer  nLr  die  Staatsschuld  viel 
höher,  die  Etats  der  Ministerien  aber  niedriger  erscheinen,  als  sie  in  Wahrheit  sind. 
Bei  Yergleichungen  mit  andern  Staaten,  welche  diese  Einrichtung  nicht  haben,  muss 
auf  jenen  Umstand  Rücksicht  genommen  werden. 
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a)  für  die  Zimldyitiiiig  zum  Yollznge  des  Gesetzes  Tom  4.  Juni  1848 

901,800  fl. 

b)  für  Yerwaltimgs-  und  Erhebungskosten      ....       116,000  ,, 

zusammen  mit  jährlichen 1,017,000  fl. 

aus  der  kgl.  Centralstaatscasse.^ 

Anlangend  femer  den  Tilgungsmodus,  iso  schreibt  schon  die  Yerordnung 
vom  17.  Nov.  1811,  §.  XIII,*)  den  Weg  der  Verloosung  vor,  welcher  seitdem 
unverändert  beibehalten  worden  ist  Die  Zahlung  der  durch  das  Loos  bezeich- 
neten Obligationen  geschieht  durchweg  al  pari  und  findet  ein  Rückkauf  auf 
der  Börse  niemals  statt  Dagegen  ist  durch  die  Gesetze  mehrfach  die  Ein- 
räumung gemacht,  dass  Staatsobligationen  an  Zahlungsstatt  gegeben  werden 
können.  So  dürfen  die  Ablösungscapitalien  für  Staatsgefälle,  wenn  der  Ab- 
lösungsbetrag 400  fl.  erreicht,  zum  vierten  Theil  mit  3V«proc.  oder  arrosirt 
4proc.  älteren  Staatsschuldscheinen;  ebenso  die  Abfindungscapitalien  für  Lehens- 
bodenzinse  zur  Hälfte  mit  Obligationen  der  alten  Schuld,  einschliesslich  der 
2proc#,  berichtigt,  femer  bei  Ablösungen  von  Staatsgrundrenten  die  Obligatio- 
nen des  „neuen  Anlehens  von  ISöö**  und  des  „neuen  allgemeinen  Anlehens 
von  1857*'  im  Betrag  von  100  fl.  und  darüber  unbedingt  und  endlich  bei 
Abzahlungen  von  Ablösungscapitalien  an  die  Grundrentencasse  Obligationen 
der  letzteren  ebenso  unbedingt  statt  haaren  Geldes  erlegt  werden.  *)  Die 
Art  der  Bezeichnung  der  bayerischen  Staatsschuldverschreibungen  und  ebenso 
die  Yerloosungsweise  ist  aber  eine  eigenthümliche  und  schwer  verständliche. 
Die  älteren  Obligationen  (bis  1855)  tragen  nämlich  zwei  Nummern,  eine  schwarz 
geschriebene  Oassen-Catastemummer  und  eine  roth  geschriebene  Commissions- 
Catastemummer.  Sie  lauten  auf  Beträge  von  100,  500  und  1000  fl.;  je  1000  fl. 
bilden  eine  Serie  mit  der  gleichen  Commissions-Catastemummer.  Es  kommt 
daher  vor,  dass  2  Obligationen  h  500  fl.  oder  10  Obligationen  k  100  fl.  die- 
selbe Commissions-Catastemummer  tragen.  Bei  der  Yerloosung  kommt  nur 
die  rothgeschriebene  Nummer  in  Betracht,  und  es  werden  sogenannte  End- 
nummem  gezogen.  In  das  Yerloosungsrad  werden  nämlich  die  arabischen 
Zahlen  1  bis  100  emgelegt  und  zwar  in  folgender  Form:  Ol,  02,  03,  04,  05, 
06,  07,  08,  09,  10,  11  u.  s.  f.  bis  100.  Die  Ziehung  einer  dieser  Zahlen  gilt 
für  alle  Obligationen,  deren  «Commissions-Catastemummer  (roth  geschrieben) 
mit  der  gezogenen  Zahl  endet;  z.  B.  wenn  05  gezogen  wird,  so  smd  die  Ob- 
ligationen 5,  105,  205,  305,  405  u.  s.  w.  verloost  Ist  die  betreflende  End- 
nummer söhon  fi*üher  herausgekommen,  so  treten  die  nächstfolgenden  Nummern 
an  deren  Stelle.  *)  Die  Yerloosungsresultate  werden  stets  im  Begierungsblatte, 
dann  in  den  Ereisamteblättem,  der  Augsburger  allgemeinen,  der  neuen  Mün- 
chener Zeitung  und  im  Nürabei^r  Correspondenten  bekannt  gemacht 

Seit  1855  ist  man  von  diesem  compHcirten ,  leicht  zu  aJlerlei  Irrungen 
Yeranlassung  gebenden  Nummerirungssysteme  abgegangen  und  bezeichnet  nun 
die  Titel  der  neueren  Anlehen  wie  in  anderen  Staaten  mit  Buchstaben  und 
fortlaufenden  Nummern.  Die  Obligationen  Lit  A.  lauten  auf  1000,  Lit  B. 
auf  500  u.  Lit  C.  auf  100  fl.*)    Die  Yerloosung  geschieht  aber  gleichwohl 


*)  Regienmgsbl.  von  1811,  8.  1705. 

^  Gesetz  yom  12.  Mai  1848,  Gesetzbl.  8.  81;  Lehenedict  vom  7.  Juli  1808,  Be- 
gierungsbL  8.  1897;  Gesetz  vom  16.  März  1855,  Gesetzbl.  8.  76. 

')  Yergl.  Bekanntmachung  vom  8.  Aug.  1842,  Regierungsbl.  8.  89S,  für  die  alte 
mobiUsSrte  Schuld.  Für  die  neueren  Anlehen  sind  je  ähnliche  Bestimmungen  reröfifenfc- 
Ucht  worden. 

*)  Yergl.  z.  B.  Bekanntmachung  vom  6.  März  1855,  Regierungsbl.  8.  193  ff.,  das 
Militäranlehen  von  1855  betrefFend. 
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noch  in  der  früheren  Weise  dnroh  Ziehung  sogen.  Endnnmmem;  nur  machen 
dabei  die  neueren  Eisenbahnanlehen  zu  4,  4V>  und  b^/o,  ebenso  das  ^neueAn- 
lehen  Ton  1852^  und  die  Grundrentenablosungsobligationen  insofeme  eine 
Ausnahme,  als  bei  diesen  nicht  nur  einfache  Endnummem,  sondern  auch  Serien- 
nummem  gezogen  werden.  Je  1000  Conunissionscataster-Nummem  bilden  hier 
eine  Serie.  Die  erste  Serie  enthält  also  die  Nummern  1 — 1000,  die  zweite 
1001—2000,  die  dritte  2001—3000  u.  s.  f.  Es  wird  nun  die  Seriennummer 
(I,  n,  m  u.  s.  w.)  und  von  jeder  Serie  nur  Eine  Endnummer  gleichzeitig 
gezogen.  AUe  Obligationen,  welche  in  der  betreffenden  Serie  die  gezogene 
Endnummer  tragen,  sind  nun  verloost;  z.  B.  es  wurd  Serie  ü.  und  die  End- 
nummer 46  gezogen,  so  sind  verloost  die  Nummern  1046,  1146,  1246,  1346 
u.  8.  w.  bis  1946.') 

In  Absicht  auf  die  Yerloo^ung  und  Tilgung  der  alten  Schuld  verordnet 
das  Finanzgesetz  vom  1.  Juli  1856  (§.  5,  lit.  B.,  Abs.  2.)*)  dass  aus  den  dis- 
poniblen Beständen  der  Tilgungscasse  alljährlich  wenigstens  eine,  wenn  mög- 
lich aber  zwei,  durch  dasLoos  zu  ziehende  Endziffern  auf  Inhaber  und  Namen 
heimbezahlt  werden  und  diese  Yerloosung  und  Heimzahhmg  an  einem  bestimm- 
ten Tage  stattfinden  solle.  Durch  Bekanntmachung  vom  8.  April  1857^)  ist 
nun  der  Yerloosungstermin  auf  15.  April  und  der  Heimzahlungstermin  auf 
1.  Juli  jeden  Jahres  festgestellt  worden.  Am  15.  April  1860*)  hat  die  XI. 
Yerloosunff  der  auf  Inhaber  und  die  IX.  Yerloosung  der  auf  Namen  ausge- 
stellten 3Vsproc  und  arrosirt  4proc.  Schuldverschreibungen  stattgefunden. 

§.  42. 
Sicherheitsobjecte  für  die  bayenscbe  Staatsschuld  (Staats-Grundkr&fte). 

Im  Königreiche  Bayern  besteht  der  naturgemässe  Grundsatz  zu  Recht, 
dass  die  Staatsbedürfnisse  vor  Allem  aus  dem  Ertrage  des  Staatseigenthums 
zu  befriedigen  und  nur  in  so  weit  Steuern  umzulegen  seien,  als  jener  Ertrag 
die  nothwendigen  Ausgaben  nicht  zu  decken  vermöge.  Nicht  minder  sind 
die  aus  der  Staatsschuld  entspringenden  Yerbindlichkeiten  als  erstes  Staats- 
bedürfiiiss  anerkannt  und  das  Budget  führt  das  Erfordemiss  der  Staatsschuld 
in  erster  Reihe,  sogar  vor  dem  Etat  des  Königl.  Hauses  und  Hofes,  auf. 
Daraus  folgt,  dass  die  Staatsschuld  zunächst  durch  das  unmittelbare  Staats- 
vermögen  ihre  Deckung  findet,  obgleich  zu  ihrer  Yerzinsung  und  Tilgung 
ffiidere  Mittel  angewiesen  werden,  was  seinen  Grund  in  dem  ganz  gerechtfer- 
tigten Umstände  hat,  dass  für  die  Schuldentilgungsanstalt  solche  Einnahms- 
quellen die  empfehlenswerthesten  sind,  welche  sicher  und  leicht  flüssig  gemacht 
werden  können. 

Sofeme  das  Staatsgut  nicht  ausreichend  wäre,  käme  als  weiteres  Sicher- 
heitsobject  der  Staatsschuld  die  Steuerkraft  des  Landes  in  Betracht,  da 
die  Staatsschuld  ausdrücklich  als  Last  des  ganzen  Landes  erklärt  ist  und  unter 
Gewährleistung  der  Stände  steht.  *) 


*)  YergL  die  in  den  BeiL  7,  9  und  11  zum  Frankfarter  Börsencoursblatte  von  1858 
bekannt  gemachten  „instructiven  Bemerkungen  über  die  Yerloosung  der  bayerischen 
Staatsschiüd.'' 

*)  GesetzbL  von  1855—56,  S.  417. 

•)  ReglerungsbL  von  1857,  S.  801. 

*)  VergL  Bekanntmachung  Yom  16.  Aprü  1860,  Regierungsbl.  8.  404. 

*)  Yerf-UA.  Titel  YII,  §.  11.    Gesetz  vom  22.  JuU  1819,  Gesetfbl.  8.  248. 
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Anlangend  Zunächst  das  unmittelbare  StaatsvermSgen,  so  ist  dasselbe 
in  Bayern  sehr  bedeutend,  und  es  ist  zumal  durch  die  Verfassung  Titel  m ') 
im  Wesentlichen  für  alle  Zeiten  als  unveräusserliches  Gut  erklärt.  In  Folge 
der  Ablösungsgesetzgebung  von  1848  ist  der  Ertrag  der  umfangreichen  Staats- 
Grund-  und  Zehentgefalle  indessen  namhaft  geschmälert  worden,  da  dieselben 
der  Ablösung  im  18fachen  Betrage  unterliegen.  Auch  gewähren  viele  Theile 
des  Staatsguts  eine  höchst  geringe,  einige  gar  keine  Reinertragsrente.  *) 

Indem  wir  den  Capitalwerth  des  Staatsyermögens  auf  Grundlage  des  neue- 
sten Finanzhaushaltsetats  annähernd  vor  Augen  zu  stellen  suchen,  haben  wir 
diese  Rentabilitätsverhältnisse  mit  in  Rücksicht  zu  nehmen.  Es  betrug  nach 
Beil.  B.  zum  Finanzgesetze  vom  1.  Juli  1856:  ^ 


Aus  dem  Eriragsobjecte: 


Der 

Der  Capitalwerth  be- 

Beinertrag: 

rechnet  sich  daher 

fl. 

zuVo 

auf  fl. 

3,500,000 

3V« 

100,000,000 

291,815 

2V«*) 

11,672,600 

4,284,353 

ISfach 

77,118,354 

61,244 

4 

1,531,100 

2,525,000 

V^ 

50,500,000 

180,000 

9,000,000 

3,000,000 

40 

75,000,000 

300,000 

4 

7,500,000 

100,000 

\^ 

2,000,000 

50,000 

2,500,000 

30,000 

5 

600,000 

14,007 

5 

280,140 

14,336,419 

— 

337,702,194 

2,350,580 

4 

58,764,500 

11,985,839 

— 

278,937,694 

1)  Staatsforsten,  Jagden  und  Triften  .    . 

2)  Oeconomien  und  Gewerbe     .... 

3)  Lehen-,   grund-,  gerichts-,  zins-  und 
zehentherrliche  Gefälle 

4)  Zinsen  aus  Staats-Activcapitalien    .  «. 

5)  Salinen 

6)  Bergwerke 

7)  Eisenbahnen 

8)  Post 

9)  Donaudampfschiffiahrtsanstalt     .    .    . 

10)  Ludwigs-Donau-Maincanal     .    .    .    « 

11)  Telegraphcnanstalt 

12)  Sonstige  Staatsregalien 

Summe 

Davon  ab  die  ausdrücklich  auf  die  Staats- 
domänen radicirte^^)  Civilliste  des  Königs  mit 
verbleibt  unbelastetes  Staatsvermögen  .    . 


0  GesetzbL  von  1818,  S.  111  ff.,  §.  3.  „Sämmtliche  Bestandtheile  des  Staatsguts 
sind  auf  ewig  Tmveräiisserlich,  vorbehaltlich  der  unten  folgenden  Hodificationen.** 

^  So  liefern  z.  B.  die  reohtsrheidsohen  B^rgi^erke  lediglich  kein  Reineinkommen; 
ebenso  wenig  das  Institut  der  Fohlenhöfe,  obgleich  dasselbe  im  (Genüsse  von  19,869 
Tagwerk  Areal  sich  befindet  Der  Donau-Maia-Canal  wirft  ferner  eine  höchst  geringe 
Rente  ab. 

»)  Gesetzbl.  von  1855—56,  S.  486  ff. 

^)  Unter  den  Oeconomien  sind  die  eben  erwähnten  ertragslosen  Fohlenhöfe  inbegriffen. 

^)  Bei  den  Salinen  w&re  fireüich,  um  ein  richtiges  Resultat  zu  erzielen,  dasjenige 
auszuscheiden,  was  als  Ertrag  des  Salzregals  anzusehen  ist.  Hiezu  fehlen  aber  die 
Anhaltspunkte. 

^  Wie  bereits  bemerkt,  ertragen  die  rechtsrheinischen  Bergwerke  lediglich  nichts. 
Dadurch  wird  sich  der  niedrige  Zinssatz  zur  Gapitalisirung  rechtfertigen. 

0  Das  in  den  Eisenbahnen  angelegte  Capitel  ist  allerdings  viel  grösser.  Es  ver- 
zinste sich  aber  18*V6o  noch  nicht  zu  1,  I8*76i  nicht  zu  2,  18"/ö8  zu  2V«,  18**/56  zu 
2,62,  IS'^Vfte  zu  8,63 7o.  Für  l8<^/s7  soll  die  reine  Rente  4,44,  nach  anderer  Berech- 
nung 470  betragen.     18^7^8  betrug  übrigens  der  Reinertrag  4,001,695  fl. 

^  Der  Aufwand  für  diese  Anstalt  betrug  circa  2'/«  Mill. 

^  Dieses  finanziell  ganz  verunglückte  Unternehmen  kostete  den  Staat  über  17  HilL 
und  ausserdem  verloren  die  früheren  Actionäre  grosse  Summen. 

^^  Gesetz  vom  1.  Juli  1884,  GesetzbL  S.  25. 


Digitized  by 


Google 


Bayern.  189 

Dazu  wären  noch  zu  rechnen :  das  sogenannte  Verlags-  (Betriebs-)  Capital 
der  Staatscasse  mit  6,940,668  fl.,  die  Ausstände  und  Materialyorräthe  und  nam- 
hafte Specialfonds,  welche  abgesonderte  Bechnungen  führen.  (Am  1.  Octbr. 
1856  betrug  der  Fonds  der  Staatsgüter-EauDschiUinge  2,648,033  fl.;  derStaats- 
gef^ablosungsfonds  974,463  fl.;  der  Getreidemagazinsfonds  1,481,920  fl.;  der 
Unterstützungsfonds  fttr  Staatsdiener  964,491  fl.;  der  Wittwen-  und  Waisen- 
fonds für  Staatsdiener  214,060  fl.;  der  Staats-ActiTcapitalienfonds  10,047,632  fl. 
etc.)  Es  erhellt  aber  schon  aus  vorstehender  Berechnung,  dass  der  Bestand 
des  bayerischen  Staatsguts  den  jetzigen  Stand  der  Staatsschuld,  abgesehen  von 
der  Ablösungsschuld,  welcher  besondere  Deckungsmittel  zur  Verfügung  stehen^ 
mehr  als  hiulänglich  sicher  stellt.  Auch  die  reine  Rente  des  Staatseigenthums 
ist  mehr  als  hmreichend,  sowohl  die  Verzinsung  als  die  gesetzliche  Tilgung 
der  allgemeinen  und  der  Eisenbahnschuld  zu  bestreiten.  Es  erfordert  näm- 
lidi  nach  dem  neuesten  Etat: 

die  alte  Schuld  zur  Tilgung  und  Verzinsung  ....  5,700,000  fl. 
die  Schuld  für  eingelöste  Gerichtsbarkeiten  ....  100,000  „ 
die  neue  Schuld  zur  Verzinsung  und  Tilgung         .     .    .       1,239,000  „ 

die  Eisenbahnschuld  dto.  dto 8,633,590  „ 

die  Ablösungsschuld  (Zuschuss  zur  Verzinsung  und 

Verwaltung)       1,017,800  „ 

zusanunen  die  Gesammtschuld 11,690,300  fl. 

wogegen  der  Revenüenüberschuss  des  Staatsguts 11,985,839  „ 

beträgt. 

Uebrigens  bleibt  zu  beachten,  dass  die  bayerischen  Gesetze  den  einzelnen 
Theilen  der  Schuld  specielle  Sicherheitsobjecte  zuweisen;  so  der  Eisenbahn- 
schuld  die  Ertragsrente  der  Staatsbahnen;  einen  Theil  der  neueren  Schuld  die 
grund-  und  zehentherrlichen  Staatsgefälle  und  dem  anderen  Theil  derselben 
Schuldgattung  die  „allgemeinen  Staatsfonds.^ 

Die  subsidiär  mithaffcende  Steuerkraft  des  Landes  ist  nicht  minder 
geeignet,  dem  Staatsgläubiger  Beruhigung  zu  gewähren,  da  Bayern  zu  den 
wohlhabendsten  Ländern  gehört. 

Das  Staatsgebiet  umfasst  1387  Quadratmeilen  und  ist  von  circa  4,600,000 
Menschen  bewohnt.  *)  Es  ist  im  Ganzen  ein  fruchtbares  Land  und  producirt 
an  gewöhnlichen  Lebensbedürfnissen  weit  mehr,  als  zum  Unterhalt  seiner  Be- 
wohner nöthig.  Die  Bodenzerstückelung  ist  in  den  meisten  rechtsrheinischen 
Provinzen  gleich  der  relativen  Bevölkerungsdichtigkeit  eine  geringe.  Wenn 
dadurch  die  absolute  Production  vermindert  werden  mag,  so  ist  es  andererseits 
gewiss,  dass  auf  diesem  Wege  dem  Umsichgreifen  des  Pauperismus  am  wirk- 
samsten begegnet  wurde  und  nicht  zweifelhaft  dürfte  es  sein,  dass  ein  Staat, 
dessen  Bevölkerungskem  mit  entsprechendem  Grundbesitze  ausgestattet  ist, 
gerade  in  Zeiten  der  Bedrängnisse  die  nachhaltigste  Belastimg  ohne  Gefahr  für 
die  Existenz  seiner  Bewohner  zu  ertragen  vermag.  Uebrigens  ist  die  Verthei- 
lung  des  Bodens  selbst  in  den  alten  Provinzen  nicht  so  ungleich,  dass  sie 
einer  rationellen  Cultur  namhafte  Hindemisse  bereitete,  wie  auch  erfreuliche 
Fort^hritte  in  der  Bodencultur  nachweisbar  sind.  Von  22,424,185  bayer.  Tag- 
werken des  ganzen  Staatsgebiets  sind  nur  1,287,513  Tagw.  der  Cultur  entzo- 
gen (durch  Gebäude,  Strassen,  Gewässer  und  Gedungen).  Man  rechnet  einen 
Getreideertrag  auf  das  gesammte  Ackerland  von  10 — 12  MiU.  Scheffel  jährlich. 


»)  Die  Volkszählungen  ergaben:  1818:  8,707,966;  1884:4,246,778;  1846:4,504,874; 
1849:  4,520,751;  1852:  4,559,452;  1855:  4,541,556,  and  1858:  4,615,748  (nach  andern 
Angaben  4,621,279)  Seelen. 
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Ebenflo  reich  ist  die  Production  an  Futterkräutern,  Brennmaterial  (Holz), 
Eisen  und  Salz.  *)  Die  bayerische  Viehzucht  ferner  hat  einen  weit  verbrei- 
teten Ruf  erlangt.  ^  Nebendem  wird  auch  auf  dem  Gebiete  des  Handels  und 
des  Oewerbefleisses  in  manchen  Theilen  des  Landes  Erspriessliches  geleistet 
und  die  alten  Industriestädte  (Augsburg,  Nürnberg  etc.)  zumal  suchen  seit 
neuerer  Zeit  den  verlornen  Rang  unter  den  deutschen  Hauptplätzen  wie- 
der zu  gewinnen.  ^  Die  Handels-Bilanz  fallt  zum  Yortheil  des  Landes  aus, 
sofeme  der  Werth  der  Einfuhr  auf  35,  der  der  Ausfuhr  aber  auf  mindestens 
36  MiU.  Gulden  veranschlagt  wird.  Bedeutende  Anstrengungen  sind  zur  Her- 
stellung vervoUkommneter  Verkehrsmittel  gemacht  worden,  wie  Eisenbahnen, 
Schifffahrtsanstalten,  Telegraphen  etc.,  und  auch  die  früher  vernachlässigten 
Landstrassen  sind  neuerdings  Gegenstand  ernstlicher  Sorge  und  Vervollkomm- 
nung geworden. 

So  lässt  sich  mit  Recht  sagen,  dass  im  Königreich  Bayern  die  volkswirth- 
schaftlichen  Zustände  auf  gesunder  Grundlage  ruhen  und  stetige  Fortschritte 
machen.  Bleibt  noch  Manches  zu  bessern  und  zu  vervollkommnen,  so  fehlt 
es  weder  der  jetzigen  Regierung,  noch  dem  Volke  an  gutem  Willen  und 
Fähigkeit.  Bayerns  Hülfsquellen  sind  eben  so  ausreichend  als  nachhaltig. 
Wir  werden  im  Folgenden  sehen,  in  welchem  Maasse  sie  bisher  zu  den  Be- 
dürfnissen des  Staats  in  Anspruch  genommen  worden  sind. 

§.  43. 
Finanzlage  des  bayerischen  Staats. 

lieber  den  allgemeinen  Gang  des  Staatshaushalts  vom  Beginne  des  gegen- 
wärtigen Jahrhunderts  bis  in  die  neuere  Zeit  haben  wir  in  unsem  historischen 
Rückblicken  (§.  37)  die  erforderlichen  Andeutungen  gegeben.  Hier  erübrigt 
daher  nur,  näher  auf  das  Einzelne  einzugehen  und  ziffermässige  Belege  beizu- 
bringen, welcher  Aufgabe  wir  uns  durch  die  beigeschlossene  Tafel  entledigen. 
Derselben  haben  wir  jedoch  einige  Erläuterungen  beizufügen. 

1)  Das  Rechnungsjahr  läuft  in  Bayern  vom  1.  Octbr.  bis  zum  30.  Septbr. 
Eine  Etatsperiode  umfasst  aber  nach  der  Verfassung  6  Jahre,  auf  welche 
Zeit  die  Einnahmen  und  Ausgaben  vorausbestimmt  und  verwilligt  wer- 
den müssen.  Es  leuchtet  von  selbst  ein,  dass  diese  Periode  viel  zu 
lange  ist,  um  den  Staatshaushalt  mit  Sicherheit  zu  ordnen.  Die  Regie- 
rung hat  daher  von  jeher  den  Gnmdsatz  befolgt,  die  Einnahmen  mög- 
lichst niedrig  in  Ansatz  zu  bringen,  dagegen  die  Ausgaben  reichlich  zu 
exigiren.    Desshalb  ist 

2)  nicht  zu  übersehen,  dass  unsere  Tabelle  nicht  die  wirkliche  jährliche 
Einnahme  und  Ausgabe,  sondern  dem  Voranschlag,  wie  er  durch  die  betref- 
fenden Finanzgesetze  festgestellt  worden  ist,  wieder  gibt.  Dass  die  wirk- 
lichen Rechnungsergebnisse,  namentUch  in  der  IH.,  IV.  und  V.,  dann 
auch  in  der  VU.  Finanzperiode  bedeutende  üeberschüsse  nachgewiesen, 
haben  wir  bereits  erwähnt. 

3)  Ausserdem  ist  des  Umstandes  zu  gedenken,  dass  in  der  Centralstaats- 
rehnung  keineswegs  der  gesammte  Aufwand  erscheint,   welcher  ander- 


1)  Vergl.  Brachelli,  deutsche  Staatenkunde,  I.  Band,  S.  462  ff. 

<)  Man  zählte  1S64:  847,980  Pferde,  2,635,568  Stück  Rindvieh,  1,284,156  Stück 
Schafe  etc. 

^  In  ganz  Bayern  zählte  man  (1847)  31,051  Handlungen,  82,796  Fabriken,  144,244 
Handwerksmeister  etc. 
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warts  in  das  Staats-Budget  einbegriffen  wird.  Es  bestehen  vielmehr 
noch  abgesonderte  Staatsfonds,  deren  Einnahmen  und  Leistungen  in 
dgenen  Bechnnngen  DarsteUung  "finden.  Ausserdem  hat  eine  Theilung 
des  öffentlichen  Aufwands  zwischen  dem  Staatscentral-  und  den  soge- 
nannten Kreisfonds  stattgefunden.  Das  Finanzgesetz  vom  28.  Decbr. 
1831  ^)  überwies  den  Kreisen  vom  gesammten  Budgetbetrag: 

an  Ausgaben  die  Summe  von 3,602,260  fl. 

„    Einnahmen,,         „         ^ 2,636,869  „ 

somit  eine  Mehrausgabe      „ 965,391  fi. 

worin  denn  auch  die  Ermässigung  der  Etatsendziffer  in  der  HI.  Finanzperiode 
ihren  Grund  hat.  Spätere  Fmanzgesetze  und  insbesondere  das  Gesetz 
vom  23.  Mai  1846,  die  Ausscheidung  der  Kreislasten  von  den  Staats- 
lasten imd  die  Bildung  der  Kreisfonds  betreffend,  ^  haben  zwar  die 
Leistungen  der  Kreise  nach  Zahl  und  Summe  beträchtlich  vermindert, 
immerhin  sind  dieselben  aber  auch  jetzt  noch  von  Bedeutung  und 
müssen  bei  Beurtheilung  der  Finanzlage  und  Stenerbelastung  in  Rück- 
sicht gezogen  werden.  Nach  den  bezüglichen  Landrathsabschieden  ^) 
betrugen  die  Kreisumlagen  für  18*7»o:  in  Oberbayem  10V*7<>»  in  der 
Oberpfalz  8V«^o,  in  der  Pfalz  51  Vo,  in  Oberfranken  lOVc^o,  in  Mittel- 
franken 10^/0,  in  Niederbayem  9V«*'/«,  in  Unterfranken  und  Aschaffen- 
burg 10 V*  und  in  Schwaben  und  Neuburg  107o  der  Staatssteuerprincipal- 
summe.  Dagegen  sind  in  Bayern  die  Gemeindelasten,  wenigstens  auf 
dem  platten  Lande,  geringer  als  z.  B.  im  benachbarten  Württemberg. 

4)  Die  bayerischen  Staats-Einnahmen  in  specie  betreffend,  zeigt  unsere 
Zusammenstellung  eine* namhafte  Zunahme  der  indirecten  Auflagen,  ein 
Beweis  der  fortschreitenden  volkswirthschaftlichen  Entwicklung,  und  zwar 
diess  um  so  mehr,  als  die  Menge  der  indirecten  Steuergattungen  nicht 
vermehrt,  sondern  vermindert  wurde.  Nur  Eine  Einnahmsquelle  findet 
sich  darunter,  welche  vor  dem  Forum  gesunder  Volkswirthschaft  nicht 
bestehen  kann:  das  genuesische  Zahlenlotto.  Der  amtliche  Etat  fährt 
dasselbe  unter  den  „Staatsanstalten^  auf.  "Wir  haben  es  unter  die  in- 
directen Auflagen  übertragen,  wo  es  auch  in  andern  Staaten  (Oester- 
reich,  Preussen  etc.)  figunrt.  Ln  Jahre  1849  wurde  es  in  Bayern  ge- 
setzlich aufgehoben,  jedoch  factisch  alsbald  wieder  eingeführt,  um  den 
damals  bedrängten  Finanzen  aufzuhelfen.  Nach  dem  letzten  Finanzge- 
setz soll  es  mit  der  VII.  Finanzperiode  definitiv  aufhören;  wir  bezweifeln 
indessen,  dass  dieser  löbliche  Entschluss  verwirklicht  werden  werde.  Die 
Erträgnisse  des  Lotto  smd  sehr  namhaft  (z.  B.  18'^V  2,166,601  fl., 
^Isb  2,670,045  fl.,  *^  67  2,050,510  fl.)  und  so  lange  die  ausserordentlichen 
Steuerzuschläge  nicht  entbehrt  werden  können,  wird  wohl  die  Aufhebung 
des  Lotto  frommer  Wunsch  bleiben. 

Yon  den  directen  Steuern,  welche  selbst  mit  Hinzurechnung  der  aus- 
serordentlichen Zuschläge  und  nach  Einführung  neuer  Steuergattungen, 
wie  der  Einkommenssteuer,  den  Betrag  von  1819  nicht  übersteigen, 
haben  wir  die  „Pensionsbeiträge'^  abgesetzt  und  den  ,)Sonstigen  Einnah- 
men^ einverleibt,  da  diese  Beiträge  doch  wohl  nicht  als  eine  Steuer  zu 
betrachten  sind. 

5)  Die   Staatsausgaben   sind   in  Bayern,   wie  überall,   gestiegen.    Das 


0  GesetzbL  S.  121  ff.    Vergl.  BeiL  D,  daselbst  8.  187—191. 

«)  Gesetzbl.  8.  45  ff. 

^  Siehe  Regierungsbl.  1859,  S.  1145  ff. 
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SteigenrngsverliSltniss  wäre  noch  ein  yiel  grösseres,  wenn  das  Budget 
die  Betriebs-  und  Gewinnungskosten  in  sich  au%enommen  hätte.  Ueber- 
haupt  ist  bei  Yergleichungen  zu  beachten,  dass  im  bayerischen  Etat 
sowohl  in  Einnahme  als  Ausgabe  nur  die  Nettobeträge  erscheinen.  Um 
die  wirklichen  Endsmnmen  zu  erhalten,  dürfen  wenigstens  15  Millionen 
hinzugerechnet  werden. 

Die  grösste  Steigerung  zeigt  die  Position  für  die  Staatsschuld  und 
für  die  Armee,  beide  gleich  unproductive  Sätze.  Bezüglich  der  ersteren 
darf  jedoch  nicht  ausser  Acht  bleiben,  dass  unter  dem  Etatssatz  auch 
der  Aufwand  der  Pensionsamortisations-  und  der  Ablösungscasse  mit 
mehr  als  2  MilL  inbegriffen  ist,  welcher  anderwärts  nicht  der  Staats- 
schuld aufgerechnet  wird,  auch  nach  einer  gewissen  Zeit  aufhört. 

6)  Yom  gesammten  Staatsaufwand  Bayerns  wird  ungefähr  ^  stel  durch  den 
Ertrag  des  Staatsvermögens  gedeckt.  Dieses  Yerhältniss  ist  ein  sehr 
günstiges  und  bewahrt  die  Staatsangehörigen  vor  einer  Steuerüber- 
bürdung. 

7)  Zu  weiterer  Yergleichung  fuhren  wir  den  Schuldenstand  der  sämmtlichen 
Gemeinden  des  Königreichs  vom  1.  Octbr.  1859  hier  an,  wie  solcher 
ofificiell  yeröffentlicht  wurde.  *)    Derselbe  betrug : 

im  Regierungsbezirke  Oberbayem        .    .    .  4,737,524  fl. 

„                „                  Niederbayem     .     .    .  382,851  „ 

„                „                 Pfalz 172,873  „ 

„                „                  Oberpfalz       ....  464,853  „ 

„                „                  Oberfranken       .    .    .  1,695,607  „ 

„                „                 Mittelfranken     .  - .    .  1,191,786  „ 

„                „                 Unterfranken     .    .    .  4,207,052  „ 
„                „                 Schwaben  und  Neuburg   1,278,990  „ 

im  ganzen  Lande 14,131,538  fl. 

mit  einem  planmässigen  Tilgungsfonds  von  .  1,089,090  „ 

§.  44. 

Oesetzliche  BestimmuDgen  über  Yerjähnmg,  Amortisation,  Yindication  and 
Ansserconrssetzung  bayerischer  Staatspapiere. 

I.  Verjährung  betreffend.  Das  Gesetz  vom  11.  Septbr.  1825,  §.13«) 
yerfiigt,  dass  alle  Forderungen  gegen  die  Staatsschuldentilgungsanstalt  an 
Capital,  Zinsen,  Prämien  oder  Lotteriegewinnen  nach  Ablauf  von 
drei  Jahren  seit  deren  Verfall  zum  Vortheil  der  Anstalt,  welche  jedoch 
spätestens  6  Monate  vor  Ablauf  dieser  3  Jahre  eine  dessfallsige  Bekannt- 
machung erlassen  müsse,  erlöschen,  welche  Bestimmung  durch  §.  8  des  G^ 
setzes  vom  28.  Decbr.  1831 ")  als  für  immer  anwendbar  erklärt  wnrde. 

Hienach  verjähren  in  Bayern  Obligationen  und  Zinsooupons  (Lotteriean- 
lehen  bestehen  nicht  mehr)  binnen  derselben  kurzen  Frist  und  zwar  bezüglich 
der  Hauptforderung  (Obligation)  binnen  einer  Frist,  wie  sie  nirgends  so  ^app 
bemessen  worden  ist.  Dieser  Umstand  hat  den  bayerischen  Staatseffecten  mit 
vollem  Recht  um  so  mehr  geschadet,   als  bis  in  die  neuere  Zeit  nur  geringe 


*)  RegierungsbL  von  1860,  8.  602—614. 
«)  Gesetzbl.  von  1825,  8.  202. 
»)  GesetzbL  von  1831,  8.  217  ff. 


Digitized  by  CjOOQIC 


kl 
in 


98 

fes 
lur 
25 
lie 
ter 
>hl 
Ite 

[er 
lie 
»h- 
ure 
ler 
in- 

on 
3n, 
Ue 
!ht 

ler 
br. 

le, 

[es 

ad 
Jl- 

en 


m 
»n, 
er 

it; 

«r 
ri- 

tie 
be 
U- 
en 

b- 

08 


Digitized  by 


Google 


19 


G 


V 

C 
d 

8 

n 

l 

l 
1 


Digitized  by 


Google 


Bayern,  198 

Yorsorge  getroffen  war,  den  Gläubiger  von  dem  Eintritt  des  VeijäbrmigslanfeB 
in  Kenntniss  zu  setzen.  Allerdings  enthalten  die  Begierungsblätter  nicht  nur 
die  Yerloosungsresultate,  sondern  auch  die  im  Gesetze  vom  11.  Septbr.  1825 
Yorgeschriebene  Aufforderung  in  grosser  Zahl;  aber  gleichzeitig  wurden  die 
Zinscoupons  der  verloosten  Obligationen  durch  die  Auuchlags-  und  Bentämter 
trotzdem  noch  zum  Oeftem  ohne  Erinnerung  eingelost,  und  es  haben  wohl 
nii^ends  die  Staatsgläubiger  aus  dem  Grunde  der  Verjährung  so  viel  Verluste 
erlitten,  als  in  Bayern.  Erst  im  Jahre  1858  *)  ist  die  Anordnung  getroffen 
worden,  dass  „zur  Vermeidung  von  Verlusten  sowohl  für  die  Staatsgläubiger 
ab  für  die  mit  der  Couponseinlösung  beauftragten  Gassen  und  Aemter  die 
Herstellung  und  Hinausgabe  jährlicher  Verzeichnisse  oder  Hauptübersich- 
ten der  bisherigen  Verloosui^ergebnisse  bei  den  im  allgemeinen  Verkehre 
hefindlichen  Staatsanlehens-Obligationen^  stattfinden  solle.  Das  erste  dieser 
Verzeichnisse  wurde  gleichzeitig  veröffentlicht  und  ,^sämmtliche  mit  der  Ein- 
lösung von  Zinscoupons  beauftragten  Gassen,  Oberaufschlags-  und  Bentämter 
angewiesen,  zu  Vermeidung  allenfallsiger  Haftung  bei  ,Uebergabe  von 
Zi^coupons  behufiB  deren  Ausbezahlung  mit  grösster  Sor^alt  darauf  zu  sehen, 
ob  dieselben  nicht  von  bereits  verloosten  Obligationen  herrühren,  und  alle 
Coupons,  welche  nach  den  bezüglichen  Verloosungsbekannlanachungen  nicht 
mehr  als  zahlbar  erscheinen,  sogleich  zurückzuweisen.^ 

Hiedurch   ist   das   wirksamste   Mittel,   den  Staatsgläubiger  vom  Laufe  der 
Verjährungsfrist  in  Kenntniss  zu  setzen,  in  Anwendung  gebracht. 

n.  In  Absicht  auf  Amortisation  verfügt  die  Verordnung  vom  10.  Octbr. 
1810  *)  Folgendes: 

§.  I.  „Das  Gesuch  um  Amortisirung  einer  verlornen  oder  vermissten  Urkunde, 
deren  gegenwärtiger  Inhaber  unbekannt  ist,  soll  bei  dem  Gerichte  des 
Lnploranten  angebracht  werden.^ 
%.  n.  „Der  die  Amortisation  Nachsuchende  hat  zuvörderst  sein  Interesse  und 
dass  er  im  Besitze  der  in  Frage  stehenden  Urkunde  gewesen,  im  All- 
gemeinen zu  bescheinigen.^ 
%,  in.  „Das  Gericht  erlässt  sodann  eine  Edictal-Citation  an  den  unbekannten 
Inhaber  der  Urkunde.    Diese  Edictal-Citation  muss  enthalten: 

1)  den  Namen  des  Imploranten; 

2)  eine  genaue  Bezeichnung  der  Urkunde  selbst,  dergestalt,  dass  darin 
der  Name  des  Ausstellers  und  desjenigen,  dem  sie  ausgestellt  worden, 
die  Beschaffenheit  der  Forderung  sammt  dem  Orte  und  Datum  ihrer 
Ausstellung,  bei  öffentlichen  Fondsobligationen  hingegen  der  Nummer, 
unter  weldier  die  Oligation  ausgestellt  worden,  genau  ausgedrükt  ist; 

3)  einen  sechsmonatlichen  Termin,  und  endlich 

4)  die  Aufforderung  an  den  unbekannten  Inhaber  der  Urkunde,  dass  er 
dieselbe  bis  zu  dem  bestimmten  Termin  vor  Gericht  vorweise,  widri- 
genfalls dieselbe  für  krafUos  erklärt  werden  würde.*' 

$.  IV.  „Diese  Edictalcitation  ist  an  dem  Orte  des  Gerichts,  von  welchem  sie 
erlassen  worden,  und  desjenigen  Gerichts,  in  dessen  Bezirk  oder  Nähe 
die  Urkunde  angeblich  zu  Verlust  gegangen,  bei  öffentlichen  Fondsobli- 
gationen hingegen  zugleich  in  derjenigen  Casse,  bei  welcher  die  Zinsen 


^)  InstraotiTe  Bemerknngen  über  die  Verloosnng  der  bayerisohen  Staatsschuld,  ab- 
«edraokt  in  dffli  Beilagen  iNr.  7,  9  und  11  zum  öffenüiohen  Börsencoarsblatte  des 
Wechsel-Makler-Syndicats  in  Frankfurt  a.  M.  von  1858. 

*)  BegienmgsbL  S.  954. 

Moser,  CaplUlanlage  in  Werthpapleren.  19 
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erhoben  werden,  anzuschlagen.    Auch  soll  dieselbe  Smal  in  monatlichen 
Zwischenräumen  in  die  Zeitung  oder  das  Intelligenzblatt  des  Kreises,  wo 
sie  erlassen  worden,   sowie  auch  Imal  in  eine  Zeitung  der  Haupt-  und 
Besidenzstadt,   überdiess    bei   öffentlichen   Landesobligationen   Smal   in 
eine  ausländische  Zeitung  eingerückt,   und  ein  Exemplar  dieser  Zeitun- 
gen oder  Intelligenzblätter  zu  den  Acten  gelegt  werden.** 
§.  V.    „Wird  die  ausgeschriebene  Urkunde  innerhalb  der  bestimmten  Frist  vor 
Gericht  vorgewiesen ,   so  ist  dieses  gehörig  zum  Protocoll  zu  bemerken. 
Erfolgt  aber  die  Vorweisimg  nicht,   und  sind  die  übrigen  gesetzlichen 
Erfordernisse  gehörig  beobachtet  worden,  so  ist  nunmehr  von  dem  Gericht 
die  Präclusion,  der  ergangenen  Warnung  gemäss,  auszusprechen.* 
§.  VI.  „Dieses  Amortisationserkenntniss  ist  an  dem  Orte  des  Gerichts  öffentlich 
anzuschlagen,  und,  gleich  den  Edictalcitationen,  in  die  oben  (§.  IV.)  be- 
stimmten öffentlichen  Blätter,  jedoch  nur  Imal,   einzurücken,    auch  bei 
öffentlichen  Fondsobligationen  derjenigen  Gasse,   bei  welcher  die  Zinsen 
erhoben  werden,  mitzutheilen.*' 
§.Vn.  „Gegen  dieses  Amortisationserkenntniss   finden  nur   diejenigen  Rechts- 
mittel statt,  welche  überhaupt  gegen  Contumazialerkenntnisse  nach  den 
in  den  verschiedenen  Gebietstheüen  des  Königreichs  noch  bestehenden 
Gerichtsordnungen  statt  haben.** 
§.Vin.  „Ein  rechtskräftiges  Amortisationserkenntniss  hat  zu  Folge,   dass  au« 
der  für  amortisirt  erklärten  Urkunde  selbst  keine  Rechtsansprüche  mehr 
abgeleitet  werden  können,   mithin  dieselbe  als  Beweismittel  für  die  da- 
durch  beurkundete  Verbindlichkeit   nicht   mehr  geltend   gemacht   wer- 
den kann.** 
Diese   Verordnung    erläuternd,    verfugt    eine    weitere   Verordnung    vom 
17.  August  1813:') 

„dass  der  §.  IV.  der  Verordnung  vom  10.  Octbr.  1810  nur  von  jenen 
öffentlichen  Fondsobligationen  zu  verstehen  sei,  welche  auf  bestimmte 
Darleiher  ausgestellt  sind,  dagegen  bei  verlornen,  oder  dem  Eigenthümer 
entwendeten  Staats-  oder  sonstigen  öffentlichen  Fondsobligationen,  welche 
auf  jeden  Inhaber  (au  porteur)  lauten,  Amortisationsgesuche  nicht  statt- 
finden, die  genannte  Verordnung  mithin  hierauf  nicht  angewendet  wer- 
den dürfe;  ausgenommen,  wenn  solche  Obligationen  von  der  emittiren- 
den  Behörde  entweder  durch  eine  den  Regeln  des  Instituts  gemässe 
Erklärung,  oder  auf  eine  gerichtliche  Veranlassung,  oder  auf  Verlangen 
des  Eigenthümers  durch  ihre  Vormerkung  auf  dem  Instrumente  selbst 
auf  bestinmite  Inhaber  überschrieben  worden  wären,  in  yrelchem  Falle 
dieselben  die  Natur  gewöhnlicher  Obligationen  annehmen.* 

„Uebrigens   bleiben   dem   Eigenthümer   verlorner    oder   entwendeter 
Obligationen  dieser  Art  gegen  deren  unrechtmässigen  Besitzer,    der  sie 
erweislich  unmittelbar  nach  Jenem  auf  eine  solche  Art  an  sich  gebracht, 
dass  er  wissen  musste,  dass  er  dieselbe  sich  zuzuwenden  nicht  berech- 
tigt sei,  die  gewöhnlichen  Rechtsmittel  vorbehalten.* 
Nach  diesen  Gesetzesbestimmungen  können  also  in  Bayern  Staatsobligatio- 
nen, welche  ursprünglich  oder  später  auf  einen  bestimmten  Namen  ausgestellt 
oder  eingetragen  wurden,   im  gewöhnlichen  Verfahren  amortisirt  werden;   da- 
gegen  ist   reinen  &\i  porteui-Obligationen  jede  Amortisation  schlechthin  ver- 
sagt   Dieselbe  Strenge  des  Gesetzes  finden  wir 

m.  hinsichtlich  der  Vindication  von  Inhaberobligationen,  welche  schon 


»)  RegieningßbL  8.  1082. 
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durch  den  Schlusssatz  der  eben  angeführten  Verordnung  nur  gegen  deigenigen 
unrechtmässigen  Besitzer  zugelassen  ^wird,  der  eine  au  porteur-Obligation  er- 
weislich unmittelbar  nach  dem  Eigenthümer  auf  eine  Art  erwarb,  welche 
ihm  die  Ueberzeugung  gewähren  musste,  dass  er  zur  Erwerbung  nicht  berech- 
tigt sei.  Diese  Bestimmung  ist  durch  Verordnung  vom  12.  März  1817*)  neu 
eingeschärft  und  dahin  erläutert  worden : 

,,da8S  gegen  redliche  dritte  Besitzer  von  dergleichen  (au  porteur-)  Staats- 
papieren kein  gerichtlicher  Arrest  erkannt,  und  bei  den  Schuldentilgungs- 
cassen  die  Zahlung  von  verfallenen  Zinsen,  Capitalien  oder  der  damit 
verbundenen  Gewinnste  nicht  sistirt  werden  dürfe.*' 
Dabei  wurde  der  auf  die  Vindicabilität  Bezug  habende  Schlusssatz  der 
angezogenen  Verordnung  von  1813  in  folgender  Fassung  wiederholt: 

„Wob^  Wir  jedoch,  wie  in  Unserer  Verordnung  vom  17.  August  1813 
geschehen  ist,    den  Eigenthümem  verlorner  oder  entwendeter  Papiere 
gegen  den  unrechtmässigen  Besitzer,   wenn  er  sie  erweislich  unniit- 
telbar  nach  Jenem  (dem  wahren  Eigenthümer)  auf  eine  solche  Art  an 
sich  gebracht  hat,  woraus  er  wissen  musste,  dass  er  dieselbe  sich  zuzu- 
wenden nicht  berechtigt  sei,   die  geeigneten  Kechtsmittel  bei  den  com- 
petenten  Justizstellen  vorbehalten.** 
Also   nur  von   demjenigen  „unrechtmässigen **   Besitzer,   welchem   evident 
nachgewiesen  werden  kann,  dass  er  bayerische  Staatspapiere  auf  den  Inha- 
ber unmittelbar  nach  dem  „wahren  Eigenthümer"   mit  dem  Bewusstsein  der 
ünrechtmässigkeit  seines  Erwerbs  an  sich  gebracht,    können  solche  mit  der 
Eigenthumsklage  zurückgefordert  werden,    nicht  aber  von  einem  andern  un- 
redlichen Besitzer,  selbst  nicht  einmal  von  dem  Dieb,  der  sie  einem  andern 
Dieb  entwendet  hat.    Papiere  auf  den  Namen  dagegen  unterliegen  densel- 
ben Bestimmungen,  wie  andere  Urkunden. 

Man  entnimmt  aus  vorstehenden  Gesetzesstellen,  dass  der  Besitz  bayeri- 
scher Staatspapiere  au  porteur  mit  grösseren  Gefahren  verknüpft  ist,  als  der 
Besitz  von  Inhaber- Schuldverschreibungen  anderer  Staaten,  welche  meistens 
so  überstrenge  Vorschriften  über  Verjährung,  Amortisation  und  Vindication 
öffentlicher  Fondsobligationen  nicht  aufgestellt  haben.  Ob  der  bayerische  Ge- 
setzgeber den  ausgesprochenen  Zweck:  die  Aufrechthaltung  des  Staatscredits, 
durch  jene  Beschränkungen  der  Rechtsmittel  erreicht  hat,  erscheint  uns  min- 
destens sehr  zweifelhaft.  ^) 

rV.  das  Institut  der  amtlichen  Aussercourssetzung  von  Inhaber- 
obligationen mittelst  einer  Vormerkung  auf  dem  Instrumente  allein  besteht 
in  Bayern  nicht,  vielmehr  ist  das  in  Süddeutschland  allgemein  herrschende 
Einschreibsystem  in  Anwendung.  Schon  bei  der  Emission  der  Staatsanlehen 
wird  in  der  Regel  den  Gläubigem  anheim  gestellt,  Obligationen  auf  den  Na- 
men, welche  auch  im  Staatsschuldbuch  unter  dem  Namen  deS  Subscribenten 
aufgeführt  werden,  oder  auf  den  Inhaber,  zu  verlangen.  "Will  also  der  Gläu- 
biger den  Gefahren  der  Inhaber-Papiere  entgehen,  so  ist  ihm  die  Gelegenheit 
geboten,  diesen  Zweck  durch  das  Verlangen  von  Namenscheinen  zu  erreichen. ') 


')  RegierungsbL  S.  177. 

^  Nach  dem  Berichte  des  Abgeordneten  v.  Hegnenberg-Dux ,  d.d.  28.  Janr.  1859, 
Verh.  der  Kammer  der  Abgeordneten,  BeiL-Band  1,-8.  142  ff.,  ist  die  Staatsschnlden- 
tilgangscommission  mit  Vorbereitungen  za  einer  Aendemng  der  hieher  bezüglichen  Ge- 
setzgcäiing  besohäftigt 

^  Neuere  Anlehen  sind  jedoch  zum  TheU  nur  mit  au  porteur-Obligationen  verbrieft 
worden,  z.  B.  das  öproc.  Anlehen  von  1850;  vergl.  Bekanntmachung  vom  17.  Aug. 
1850,  RegierungsbL  S.  673. 
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Aber  aach  au  porteur-Obügationcn  müBsen  im  Staatsschuldbuche  auf  den 
Namen  eingetragen,  ebenso  yinculirt  werden,  wenn  es  von  Seite  des  Inhabers 
oder  einer  Behörde  verlangt  wird.  Eine  Bekanntmachung  vom  1.  Septbr.  1860*) 
regelt  das  Verfahren  hiebei,  wie  folgt : 

1)  Die  Namenseinschreibung  hat  nur  auf  bestimmte  physische  Personen, 
geistliche  Pfründen,  Stiftungen,  Gemeinden,  Lehen,  gesetzhch  constituirte 
Famüienfideicommisse  und  statutenmässig  genehmigte  Corporationen  oder 
Vereine  stattzufinden,  und  erstreckt  sich,  wie  die  Vinculirnng,  ausschlies- 
send  auf  die  betreffenden  Staatsobligationen,  nicht  aber  auf  die  Coupons, 
welche  in  den  Händen  des  Obligationenbesitzers  verbleiben,  und  nach 
wie  vor  die  Eigenschaft  von  au  porteur-Papieren  behalten. 

2)  Die  Namenseinschreibung  und  Vmculirung  kann  nur  bei  der  Casse  er- 
folgen, bei  welcher  die  betreffende  Obligation  incatasttirt  ist;  auf 
Verlangen  vermitteln  aber  auch  die  andern  Schuldentilgungscassen,  mit 
Ausnahme  der  Qrundrentencasse ,  die  dessfallsigen  Antrage.  Wird  eine 
solche  Vermittlung  angesprochen,  so  ist  der  Antrag  immer  schriftlich 
mit  einem  Verzeichnisse  der  Obligationen,  im  andern  Falle  mündlich 
oder  schriftlich  zu  stellen.  Die  Obligationen  sind  ohne  Coupons  vorzu- 
legen und  es  wird  darauf  die  vollzogene  Einschreibung  oder  Vinculirnng 
in  folgender  "Weise  beurkundet: 

„Vorgemerkt  als  Eigenthum  des  N.  N."    oder  „Vinculirt  als  Militär- 
Heirathscaution  etc.** 

3)  Die  Namenseinschreibung  oder  Vinculirnng  wird  auf  Verlangen  wieder 
gelöscht;  auch  werden  Cessionen  und  Umschreibungen  auf  andere  Be- 
sitzer, letztere  jedoch  nur  nach  den  für  wirkliche  (ursprüngliche)  Nomi- 
nalobligationen bestehenden  Normen,  vorgenommen.  Eine  Löschung 
von  Eigenthumsyormerkungen  in  Folge  von  Privat  an  trägen  erfolgt 
aber  nur  auf  Grund  einer  schriftlichen,  gerichtlich  bestätigten,  oder  in 
siegelmässiger  Form  ausgestellten  Erklärung  desjenigen,  auf  dessen  Na- 
men die  Vormerkung  geschah,  oder  seines  legalisirten  Rechtsnachfolgers, 
Mandatars  oder  Vertreters.  Bei  geistlichen  Pfründen,  Stiftungen,  Ge- 
meinden ,  und  bei  Vinculirungen  auf  Antrag  von  Stellen  und  Behörden 
oder  für  besondere  Zwecke  ist  die  Löschung  durch  die  Curatelgenehmi- 
gung  und  Zustimmung  der  veranlassenden  Stellen  und  Behörden  bedingt. 

4)  Für  Namenseinschreibungen  und  Vinculirungen,  sowie  für  Löschungen 
solcher,  nicht  aber  für  blosse  Umschreibungen,  ist  eine  Gebühr  von 
15  kr.  für  jede  Obhgation  zu  entrichten. 

5)  Umschreibungen  von  Nominalobligationen  in  neue  Obligationen  au 
porteur,  oder  von  au  porteur-Obligationen  in  neue  Nominalobligationen 
finden  künftig  nur  bei  ganz  besonders  dringenden  Verhältnissen  oder 
aus  administrativen  Rücksichten  mit  Genehmigung  der  Schuldentilgungs- 
commission gegen  eine  Gebühr  von  30  kr.  fer  jedes  Stück  der  neuen 
Obligationen  statt. 

Nach  dem  oben  wörtlich  gegebenen  Inhalte  der  Verordnung  vom  17.  Aug. 
1813  nehmen  die  auf  Namen  inscribirten  au  porteur-Obligationen  die  Natur 
,,gewöhnlicher  Obligationen"  an  und  werden  sonach  in  Absicht  auf  alle  Rechts- 
verhältnisse, namentUch  auch  auf  Amortisation  und  Vindication,  diesen  gleich- 
gestellt 

Eine  besondere  Eigenthümlichkeit  bayerischer  Staatsobligationen  auf  Na- 
men besteht  darin,   dass  mit  denselben  auch  Zinscoupons  und  Talons  ausge- 


1)  BegienmgsbL  S.  769  ff. 
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geben  werden.     Für   die   älteren  Anlehen   bestehen   sogar   Zinsconpöns    anf 
Kamen,    von  deren  AussteUnng  man  aber  seit  neuerer  Zeit  abgekommen  ist. 


§.  45. 

ZiDsfuss  der  bayerischen  Staatsschuld.    Ort  und  Art  der  Zins-  und  Capital- 
Zahlung.    Abzüge  bei  der  Gelderhebung. 

Hinsichtlich  der  Gestaltung  des  Zinsfnsses  der  bayerischen  Staatsschuld 
können  wir  auf  die  historische  Darstellung  in  §.  37  (oben  S.  168  ff.)  zurückverweisen. 
Durch  Verfugung  vom  1.  Febr.  1852 ')  ist  für  alle  neuen  Anlehen,  ebenso  für 
die  fortdauernde  Arrosirung,  bis  auf  Weiteres  ein  allgemeiner  Zinsfüss  von 
4V«Vo  fixirt  Verden,  welcher  seitdem  eingehalten  wurde. 

Es  gibt  daher  3V«,  4,  4V«  und  öprocentige  bayerische  Staatsobligationen. 
Dazu  kommen  auch  noch  2procentige,  welche  durch  die  Ausgleichung  der 
ungeraden  Zinsziffem  aus  Anlass  der  Umwandlung  der  alten  Schuldurkunden 
in  sogenannte  Mobilisirungsobligationen  entstanden  sind. ') 

Den  Ort  der  Zins-  und  Capitalheimzahlung  betreffend,  kommt  zu- 
nächst zu  bemerken,  dass  die  Zinscoupons  im  Inlande  nicht  nur  bei  allen 
Staatsschuldenzahlungscassen,  sondern  auch  bei  allen  Rent-  und  Aufschlag- 
ämtem  eingelöst  werden.  *)  Zur  Heimzahlung  bestimmte  Obligationen  losen 
sämmtliche  Tilgungscassen  ein.  Seit  neuester  Zeit*)  sind  als  fernere  Einlö- 
sungscassen  flh*  Zinscoupons  auf  den  Inhaber  im  Inlande  bestellt:  die 
kgl.  Hauptbank  in  Nürnberg  und  deren  FiHalien  in  Ansbach,  Bayreuth,  Bam- 
berg, Hof,  Ludwigshafen,  Passau,  Regensburg,  Schweinfiirt  und  Würzburg. 
Femer  wurde  genehmigt,  dass  die  Zinscoupons  der  Grundrentenablosungs- 
Obligationen  bei  denselben  Bankanstalten  und  bei  sämmtlichen  Schuldentil- 
gungscassen  und  Aufschlagämtem  (bei  den  Rentämtern  waren  sie  schon  vorher 
zahlbar)  eingelöst  werden.  *)  Im  Auslande  waren  bis  vor  Kurzem  nur  ein- 
zelne neuere  Anlehen  mit  Zeitbeschränkung  domicilirt.  Gemäss  Bekanntma- 
chung vom  5.  Decbr.  1859  •)  werden  nun  aber  die  Zinscoupons  sowohl  von 
der  alten  und  neuen  allgemeinen,  als  auch  von  der  Eisenbahn-  und  Ablösungs- 
schuld, und  ebenso  die  verloosten  Obligationen  aller  dieser  Schuldgattungen 
bei  M.  A.  v.  Rothschild  in  Frankfurt  a/M.  ohne  Zeitbeschränkung  honoriri 

Da  sodann  Bayern  dem  deutschen  Münzvertrage  von  1857, ')  in  der  süd- 
deutscheK  Ghruppe  beigetreten  ist;  so  finden  dessen  Bestimmungen  volle  An- 
wendung. Alle  Verbindlichkeiten  des  Staats  werden  in  süddeutscher  Währung 
(52V«  fl.  Fuss)  geleistet.  Papiergeld  mit  Zwangscours  existirt  nicht,  es  findet 
daher  durchweg  Zahlung  in  effectivem  Silber  statt. 

Abzüge  bei  der  Zins-  oder  Capitalerhebung  sind  endlich  durchaus  ausge* 
schlössen  und  selbst  die  sonst  in  Bayern  noch  bestehende  Stempelabgabe  ist 
für  alle  Handlungen  bei  den  Staatsschuldenbehörden  erlassen. 


*)  Bekannt  gemacht  am  8.  Febr.  1852,  Regierungsbl.  S.  140. 
p  Vergl.  Gesetz  vom  28.  Dec.  1831,  §.  9,  Gesetzbl.  S.  223.    FOr  eme  alte  3\iproc. 
Obligation  &  100  fl.  erhielt  man  2.  B.  75  fl.  neue  4proc.  und  25  fl.  neue  2proc.  Scheine  etc. 
^  VergL  Bekanntmachung  vom  14.  Janr.  I8a0,  Regierungsbl.  ö.  17 — 22. 
*)  Bekanntmachung  yom  15.  Aug.  1860,  Regierongsbl.  8.  749. 
^)  EbendaselbBt. 
•)  Regierongsbl.  8.  1249. 
0  Promulgirt  am  7.  Aug.  1858,  RegieningBbl.  8.  1289. 
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§.  46. 

Hauptsächlich  im  Verkehr  vorkommende  bayerische  Staatspapiere. 

Nach  der  ausführlichen  Behandlung  aller  einzelnen  Schuldtheile  im  Vor- 
stehenden können  wir  uns  hier  kurz  fiassen.  Die  Börsencoursblätter  notiren 
insbesondere: 

a)  öprooentige  Obligationen  lY.  Emission; 

b)  4Vsproc  ganzjälmge  Obligationen; 

c)  4Vsproc.  halbjährige  dto. ; 

d)  4proc.  Staatsschuldscheine; 

e)  4proc  Grundrentenobligationen; 

f)  3V>proc.  Staatsschuldscheine.  i 
Der  Unterschied  bei  den  4V>proc.  Scheinen  beruht  darauf,    dass  früher  in 

Bayern  alle  Obligationen  nur  in  ganzjährigen  Terminen  verzinst  wurden, 
da«B  aber  die  Zinsen  der  neuesten  4Vsproc.  Anleheu  (seit  1856)  in  halbjäh- 
rigen Raten  bezahlt  werden.  Die  halbjährlich  verzinsUchen  Effecten  stehen 
begreiflich  um  Etwas  höher  im  Course,  als  die  ganzjährigen.  Im  Uebrigen 
macht  aber  die  Börse  keinen  Unterschied  zwischen  bayerischen  Staatsobliga- 
tionen  gleichen  Zinsfusses,  während  —  wie  wir  gesehen  haben  —  die  Gesetze 
die  einzelnen  Schuldgattimgen :  alte,  neue,  Eisenbahn-  und  Ablösungsschuld, 
nicht  ganz  gleich  behandeln.  Wir  lassen  in  Kürze  eine  Darstellung  der  ein- 
zelnen Schuldkategorieen  folgen,  wobei  wir  die  Beihenfolge  des  Coursblattes 
einhalten. 

1)  5proc.  Staatsschuldscheine  lY.  Emission.  Es  sind  diess  die  Yer- 
briefungen  des  Eisenbahnanlehens  von  1850  mit  18  ganzjährigen  Cou- 
pons tro.  1.  August,  auf  die  Eisenbahnbaudotation  und  insbesondere  auf 
die  Bahnrente  yersichert,  mit  einem  Tilgungsfonds  von  V«V<>.  Die  Ver- 
loosung  geschieht  nach  Serien  und  Endnummem. ')  Am  12.  Septbr.  1860 
hat  die  VJII.  Verloosung  dieses  Anlehens  stattgefunden.  *)  Diese  sowie 
die  Torangegangenen  sieben  Yerloosungen  haben  übrigens  einen  weit 
grösseren,  als  den  planmässigen  Tilgungsbetrag  (von  V^^^)  umfasst, 
woraus  hervorgeht,  dass  die  Tilgung  dieser  hochzinsenden  Schuld  be- 
schleunigt werden  will. 

Ausser  dieser  5proc  Eisenbahnschuld  besteht  nunmehr,  nachdem  die 
drei  Subscriptionsanlehen  von  1848 — 50  beseitigt  sind,  nur  noch  das 
„neue  Anlehen  von  1855**  als  5proc  Schuld.  Dasselbe  ist  au  porteur 
und  auf  Namen  emittirt  worden,  auf  1.  Juli  verzinslich  und  auf  die 
grund-,  zins-  und  zehentherrlichen  Gefalle  des  Staats  versichert.  Die 
Tilgung  erfolgt  nach  Aufräumung  des  „neuen  Anlehens  von  1852,* 
welches  am  27.  Januar  1860  vollständig  gekündigt  wurde,  aus  den  ein- 
gehenden Ablösungsgeldem  des  Staats ,  also  möglichst  rasch.  ^  Die 
erste  Ziehung  hatte  am  15.  Juni  1860  statt.  *) 

2)  4V>proc.  ganzjährige  Obligationen.    Hierunter  sind  begriffen: 

a)   Das  Eisenbahnanlehen  von  1852,    emittirt  auf  Namen  und  auf 


•  »)  Yergl.  Bekanntmachung  vom  17.  Aug.  1850,  Regienmgsbl.  S.  678.  Yerlooaungs- 
plan  vom  17.  Juli  1851,  Regierungsbl.  8.  906. 

*)  Bekanntmachung  vom  3.  Sept.  1860,  Regierungsbl  S.  765. 

")  Gesetz  vom  16.  März  1855,  G^etzbL  S.  73.  Bekanntmachung  vom  3.  Mai  1855, 
Begierungsbl.  8.  447.    Yerloosungsplan  vom  3.  Juni  1860,  BegierungsbL  S.  524. 

*)  Bekanntmachung  vom  15.  Juni  1860,  Begierungsbl.  S.  583. 
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Inhaber,  mit  18  Coupons  tro.  1.  Mai,  rückzahlbar  mittelst  eines  Til- 
gungsfonds von  V^Vo  und  auf  die  Eisenbahnen  und  die  Bahnrente 
versichert.')  Die  Yerloosung,  nach  Serien  und  Endnummem,  hat 
mit  1.  Octbr.  1851  begonnen  und  hat  am  12.  Septbr.  1860  die  Y.  Zie- 
hung stattgefunden.  *) 

b)  Das  Eisenbahnanlehen  von  1854,  in  allen  Stücken  dem  von 
1852  0eich,  von  welchem  es  eine  Fortsetzung  bildet,  wie  auch  die 
Nummern  der  Obligationen  fortlaufen.  Nur  aer  Zinstermin  ist  hier 
der  1.  Januar.  *) 

c)  Das  „Militäranlehen  von  1855,^^  zur  neuen  allgemeinen  Schuld 
gehörig,  emittirt  zum  Oourse  von  947«  7^  in  Obligaticmen  auf  den 
Inhaber  (nicht  auf  Name)  mit  18  Zinscoupons  tro.'  1.  Juni;  auf  die 
allgemeinen  Staatsfonds  versichert  und  mit  V^proo.  Tilgui^fonds 
heimzahlbar.  Yerloosung  nach  Serien  und  Endnummem  vom  Etats- 
jahre  18"/6«  an.*) 

d)  Das  „Militäranlehen  von  1859,"  emittirt  zur  Deckung  der  ausser- 
ordenliichen  Bedürfnisse  des  Heeres  in  Folge  Gesetzes  vom  26.  Mai 
1859.  Die  Obligationen  lauten  sämmtHch  au  porteur.  Zinstermin 
1.  Juni.  Das  im  Betrage  von  4  Mill.  Qnlden  zum  Course  von  97*/« 
aufgelegte  Anlehen  bt  das  erste  Militär anlehen  von  1859  (das 
zweite  siehe  unten  unter  No.  3,  lit.  c),  bildet  eine  Fortsetzung  des 
Militaranlehens  von  1855,  ist  wie  dieses  auf  die  allgemeinen  Staats- 
fonds versichert  und  wird  nach  Maassgabe  der  in  den  künftigen  Finanz- 
gesetzen zu  trefiPenden  Bestimmungen  getilgt^) 

3)  4V>proc.  halbjährige  Obligationen.    Hieher  gehören: 

a)  das  Eisenbahnanlehen  von  1856,  emittirt  in  Obligationen, 
au  porteur  und  auf  Namen,  tro.  1.  Februar  und  1.  August.  Den- 
selben sind  32  Halbjahrscoupons  beigegeben.  Tilgimgsfonds  V^Vs 
versichert  auf  die  Eisenbahnen  und  die  Bahnrente.  ^)  Nach  dem  In- 
halt der  Obligationen  hätte*  die  Tilgung  mit  dem  Etatsjahre  1857/58 
beginnen  sollen;  dieselbe  wurde  aber  durch  den  Landtagsabschied 
vom  26.  März  1859,  Abschn.  HI,  lit.  c.^  vorerst  noch  sistirt 

b)  Das  „neue  allgemeine  Anlehen  von  1857,**  welches  durch  Um- 
wandlung des  in.  5proc.  Subscriptionsanlehens,  insoweit  solches  bis 
1857  nicht  baar  abbezahlt  war,  entstanden  ist.  Die  Yerschreibungen 
lauten  auf  Namen  und  auf  Inhaber,  und  haben  32  Halbjabrescoupons 
tro.  1.  Febr.  und  1.  Aug.  Das  Anlehen  ist  auf  die  gmnd-,  leben-  und 
zehentherrlichen  Staatsgefälle  versichert  und  nadi  Maassgabe  der 
von  diesen  Gefallen  eingehenden  Ablösungsschillinge  zu  tügen,  je- 
doch erst  nach  Aufräumung  des  neuen  „Anlehens  von  1855.**^) 

c)  Das  „Militäranlehen  von  1859^  —  das  zweite  1859  für  die 
ausserordentlichen   Bedürfhisse   des  Heeres   aufgenommene  Anlehen, 


*)  Bekanntmachungen  vom  28.  Febr.  und  1.  April  1852,  Regienmgsbl.  8.  261  u.  879. 
YerlooBongsplan  vom  17.  Juli  1851,  BegieningsbL  S.  906. 

^  Bekanntmachung  Tom  a.  Sept.  IbtiO,  Regienmgsbl  S.  765. 

^  Bekanntmachung  vom  30.  März  1854,  Regienmgsbl.  S.  216. 

^)  Bekanntmachung  vom  6.  März  1855,  RegierungsbL  S.  193.  Yerloosungsplan  vom 
28.  Sepi  1856,  RegierungsbL  S.  932. 

^)  Bekanntmachung  vom  7.  Mai  1859,  Regiemngsbl.  S.  465. 

®)  Bekanntmachung  vom  9.  April  1856,  Regiemngsbl.  S.  263. 

')  Gesetzblatt  fQr  1859,  I.  Abth.,  S.  l.ff. 

^  Bekanntmachung  vom  23.  Janr.  1857,  RegierungsbL  S.  126. 
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bildet  eine  Fortsetzung  des  ersten  (oben  No.  2,  lit.  d.),  von  welchem 
es  sich  nur  darin  unterscheidet,  dass  die  von  ihm  herrührenden  Obli- 
gationen (32)  halbjährige  2^in8COupon8  haben  und  sowohl  au  porteur 
als  auf  Namen  lauten.^) 

4)  4proc.  Staätsschuldscheine.  Diese  gehören  theils  der  alten,  theik 
d^  Eisenbahnschuld  an.  In  soweit  sie  der  ersteren  Categorie  zu- 
zuzählen sind,  sind  sie  sämmtlich  durch  Arrosirung  entstanden.  Diese 
Arrosirung  dauert  gegenwärtig  noch  fort.  Für  die  älteren  3*/«proc.  Ob- 
ligationen werden  indessen  keine  neuen  4proc.  ausgestellt,  yielmehr  ge- 
schieht die  Zinsfusserhöhung  durch  einfache  Abstempelung  der  alten 
Schulddocnmente.  *)  Diese  unterliegen  daher  in  allen  Beziehungen  ganz 
derselben  Behandlung,  wie  die  alten  unabgestempelten  (nicht  arrosirten) 
3V«proc  Obligationen;  namentlich  werden  sie  mit  diesen  verloost.  Sie 
lauten  auf  Namen  und  Inhaber,  haben  durchweg  ganzjährige  Coupons 
(je  18  Stücke)  auf  die  Termine  1.  Febr.,  1.  Mai^  1.  Aug.  und  1.  Novbr. 
Die  für  die  alte  Schuld  ausgesetzte  Tilgungsfonds  kommen  ihnen  gleich- 
massig  zu  gut.    Ihre  Yerloosung  geschieht  am  15.  April  jeden  Jahres. 

Die  der  Eisenbahnschuld  angehörigen  4proc.  Staatsobligationen  sind 
die  Verbrieftmgen  des  4proc.  Eisenbahn-Anlehens  von  1847,  resp.  1848.«) 
Hure  Zinsen  fallen  ganzjährig  auf  1.  Januar  und  auf  1.  Mai."  Sie  sind 
sämmtlich  auf  die  Eisenbahnen  und  die  Bahnrente  versichert  und  werden 
der  4' »  und  öproc.  Eisenbahnschuld  gleich  behandelt. 

5)  4proc  Grundrenten-Obligationen.  Von  diesen  wird  in  der  zwei- 
ten Abtheilung  dieses  Buches  die  Rede  sein,  wohin  wir  daher  verweisen. 

6)  3V2proc.  Staatsschuldscheine.  Hierunter  sind  die  sogen.  Mobili- 
sirungsobligationen,  d.  h.  diejenigen  Schuldtitel,  welche  durch  Um- 
wandlung der  alten  Schulddocumente  zunächst  in  4^0,  und  dieser  in 
3V»proc.  Staatsschuldnrkunden  vom  Jahre  1835  bis  1842  (vergl.  oben 
S.  168 — 169)  entstanden  sind,  zu  verstehen.  Dass  zu  denselben  auch  die 
arrosirt  4proc.  Scheine  gehören,  haben  wir  eben  bemerkt.  Mit  diesen 
bilden  sie  den  Hauptbestandtheil  der  im  Verkehr  befindlichen  alten 
Schuld-  Die  Zinsen  fallen  auf  I.Februar,  1.  Mai,  1.  Aug.  und  1.  Novbr. 
ganzjährig.    Verloosung  am  15.  April  jeden  Jahres,  Tilgungsfonds  VaVo. 

Die  2proc.  bayrischen  Staatsschuldscheine  kommen  für  den  Verkehr  kaum 
in  Betracht. 

Allen  vorstehend  aufgefahrten  Staatsschuldverschreibungen  gemein  ist, 
dass  sie  in  Apoints  von  1000,  500  und  100  fl.  ausgestellt  sind,  welche  Unter- 
abtheilungen von  den  Anlehen  vor  1855  nicht,  von  den  Anlehen  seit  1855 
aber  durch  die  Buchstaben  A.,  B,  und  C.  bezeichnet  sind.  Eine  weitere  ge- 
meinschaftliche Eigenschaft  aller  Obligationen  der  neuen  und  der  Eisenbahn- 
schuld besteht  sodann  darin,  dass  denselben  neben  den  Zinscoupons  auch 
Talons  beigegeben  sind,  wogegen  den  3V«  imd  arrosirt  4^/o  Obligationen  der 
alten  Schuld  diese  letzteren  abgehen.  Nach  Ablauf  der  bis  1871  reichenden 
dermaligen  Coupons-Serie  müssen  daher  die  Obligationen  dieser  Schuldgattung 
zur  Einholung  neuer  Zinsscheine  vorgezeigt  werden.  *)  Bei  aUen  bisherigen  Cou- 


^)  Bekanntmachung  vom  1.  Sept.  1859,  RegierungsbL  S.  851. 

^  Siehe  die  verschiedenen  Stempelformen  im  RegierungsbL  voii  1848,  S.  51. 

^  Bekanntmachung  vom  2.  Janr.  1848,  RegierungsbL  S.  5.  Gesetz  vom  SO.  Nov. 
1847,  GesetzbL  S.  9. 

*)  VergL  Bekanntmachungen  vom  15.  März  1853,  RegierungsbL  S.  228,  wo  auch 
Form  und  Inhalt  der  neuen  Coupons  (au  porteur -Coupons  schwarz,  Nominalcoupons 
bUra  gedruckt)  zu  ersehen  sind;  vom  24.  Juli  1854,  RegierungsbL  S.  579;  vom  15.  «Janr. 
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ponseinliolimgen  ist  jedoch  auf  die  Staatsgläubiger  Bücksicht  dahin  genommen 
worden,  dass  in  allen  Landestheilen  gewisse  Aemter  (Oberauüschlag-  und  Rent- 
amter) mit  der  Hinausgabe  der  neuen  Coupons  beauftragt  worden  sind. 


§.47. 
Coursbewegung  bayerischer  Staatspapiere  von  1847- 
Frankfurter  Börse. 


•1860. 


Zeit 

Staatspapiere  k 

Zeit 

Staatspapiere  k 

3V»V- 

40/0. 

4V«Vo, 
nniitrii«. 

8V.7o. 

470. 

4V«7<s 

raiillkrin. 

1847. 

Janr.  2. 

94V« 





1854.   Janr.  2. 

897» 

96'/« 

100 

Aprfll. 

93V» 

— 

— 

AprU  1. 

84V. 

907« 

957» 

Julis. 

92V« 

— 

— 

JuUl. 

87 

92V« 

96'/8 

Oct.  1. 

93 

— 

— 

Oct  2. 

88 

92V* 

96V* 

1848. 

Janr.  1. 

— 

— 

— 

1855.   Janr.  2. 

837« 

89 

95 

Aprül. 

— 

— 

— 

April  2. 

84V* 

89'/. 

947* 

Jolil. 

71V« 

82V« 

— 

Juli  2. 

84  V« 

897« 

96 

Oct.  1. 

76V« 

— 

— 

Octl. 

87V« 

937» 

997» 

1849. 

Janr.  5. 

76 

88 

— 

1856.   Janr.  2. 

857» 

93V» 

997» 

April  2. 

79 

88 

— 

Aprill. 

86 

947» 

100'/. 

Juli  2. 

80 

88V« 

— 

Julil. 

88 

947» 

100'/. 

Octl. 

85V* 

92'/« 

— 

Octl. 

89 

94 

lOOV* 

1850. 

Janr.  1. 

83V» 

— 

— 

1857.   Janr.  2. 

897» 

94'/. 

lOOV« 

April  1. 

80 

— 

—    • 

Aprill. 

91V» 

957» 

1017» 

Juli  2. 

83V* 

88V« 

— 

Juli  1.  ■ 

947» 

97V« 

101'/* 

Oct.  1. 

84V« 

89V« 

— 

Oct  1. 

96 

977» 

100'/* 

1851. 

Janr.  2. 

83V« 

88V« 

— 

1858.   Janr.  2. 

— 

96'/« 

1007« 

April  1. 

89V« 

92V» 

— 

AprU  1. 

— 

977« 

101 '/s 

Juli  1. 

93 

96V« 

— 

Julil. 

96V. 

98V« 

101'/« 

Octl. 

94»/« 

96V« 

— 

Octl. 

97 

90 

101 V« 

1852. 

Janr.  1. 

91V« 

94Va 

— 

1859.   Janr.  3. 

97 

987* 

1017» 

Aprü  1. 

93'/» 

96V» 

— 

April  1. 

92V« 

96'/* 

lOlV» 

Julil. 

95V« 

96V2 

lOOV» 

Juli  1. 

— 

— 

95 

Octl. 

937« 

97V» 

lOOV« 

Octl. 

— 

97'/. 

997» 

1853. 

Janr.  3. 

92V» 

96V8 

101'/. 

1860.   Janr.  2. 

96 

987» 

lOlV* 

April  1. 

93V» 

97V« 

1017« 

April  2. 

— 

98'/. 

1017* 

Julil. 

95V« 

97V» 

lOlV« 

JuU2. 

— 

99 

1017» 

Oct  1. 

95'/. 

977» 

101 V» 

Octl. 

— 

lOOV* 

101'/» 

Diese,  im  Yerhaltniss  zu  dem  Coursstande  anderer  süddeutschen  Staats- 
eifecten  niedrige  Coursnotirungen  sind  durch  die  inneren  "Werthsverhältnisse 
nicht  begründet,  sondern  eine  Folge  der  formellen  Behandlung  und  der  über- 
strengen Gesetze  über  Verjährung  etc.  In  dem  oft  citirten  Berichte  des  Grafen 
V.  Hegnenberg-Dux  vom  28.  Janr.  1859  sind  die  Ursachen  des  Coursdruckes, 
den  die  bayerischen  Papiere  erleiden,  ebenso  offen  als  lichtvoll  dargelegt. 


1856,  RegienmgsbL  S.  78;  vom  14.  Oct  1856,  daselbst  S.  977;  vom  29.  Nov.  1857 
BegierungsbL  8.  1649;  vom  10.  Oci  1858,  R4;ierangBbl.  S.  1219,  und  4.  Oct  1859 
R^erungsbL  8.  953. 
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8.  48. 

Vergleichende  Recapitulation. 

Stand  1860  in  abgerundeten  Ziffern: 

1)  Bevölkerung •. 4,600,000  Sin. 

2)  Staatsgebiet 1,387  DM. 

8)  Staatsschuld  (nomineU) 212,000,000  fl. 

Davon  unproductiv 120,000,000  fl. 

productiv  (Eisenbahnschuld)  ....       92,000,000  „ 

4)  Unmittelbares  Staatevermögen 279,000,000  fl. 

5)  Oesammtstaatseinnahme  (netto) 41,400,000  „ 

6)  Gesammtstaatsausgabe  (dto.) 41,400,000  „ 

7)  Directe  Steuern  (incl.  ausserordentliche  Zuschläge) .    .  9,100,000  „ 

8)  Indirecte  Steuern  (incl.  Lotto) 17,200,000  „ 

9)  Gesammtsteuerlast 26,800,000  „ 

Es  trifft  sonach  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 

a)  an  der  nominellen  Staatsschuld 46,087  „ 

b)  „      „    unproductiven  Schuld 26,087  „ 

c)  „      „    Eisenbahnschuld 20,000  „ 

d)  „   dem  unmittelbaren  Staatsvermögen 60,652  „ 

e)  „    der  Gesammtstaatsausgabe 9,000  „ 

f)  j,    directen  Steuern 2,000  „ 

g)  „   indirecten  Steuern  (incl.  Lotto) 3,739  „ 

h)    „    der  Gesammtsteuerlast ^»71 7  „ 

Die  ganze  Staatsschuld  verhält  sich  zum  Staatsvermögen  wie  1 : 1,316  und 

zu  einer  reinen  Jahreseinnahme  wie  5,17 : 1. 


4)  Königreich  Sachsen/1 

§.  49. 

Historische  Rückblicke. 

Während  der  kernige  Yolksstamm  der  Sachsen  dem  alten  Frankenreiche 
und  dem  Christenthume  nur  mit  Gewalt  unterworfen  werden  konnte,  gab  der- 
selbe in  der  Folge  dem  römisch-deutschen  Reiche  ein  hervorragendes  Kaiser- 
geschlecht und  nimmt  von  da  an  eine  wichtige  Stellung  unter  den  deutschen 
Stämmen  ein.  Das  Land  indessen,  das  heute  den  Namen  des  Königreichs 
Sachsen  führt,  musste  im  10.  Jahrhundert  einer  slavischen  Bevölkerung  erst 
abgekämpft  werden.    Selbst  die  slavische  Abkunft  des  Hauses  Wettin,  wel- 


*)  Literatur:  Zeitschrift  des  statistischen  Bureau  des  sächs.  Mimst,  des 
Innern;  Leipzig  bei  Hübner.  Engel,  das  Königr.  Sachsen  in  statistischer  und  volks- 
wirthschaftL  B^ehung;  Dresden,  1853.  y.  Reden,  aUg.  vergl.  Finanzstatistik,  L  Bd., 
2.  Abth.,  8.  1177  ff.  Brachelli,  deutsche  Staatenkunde,  IL  Band,  S.  4  ff.  Eolb, 
Handbuch  der  vergl.  Statistik,  8.  202  ff. 
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«hee  die  sächsische  Herzogswürde  erlangte  und  das  Stammhaus  aller  heutigen 
sächsischen  Fürstengeschlechter  wurde,  wird  von  einigen  ftir  wahrscheinlich 
gehalten.  Dasselbe  besass  übrigens  schon  im  11.  Jdurhundert  Grafschaften 
in  Thüringen,  in  der  sächsischen  Ostmark,  im  Schwaben-  und  Hessen^au,  ver- 
waltete seit  1030  die  Ostmark  (Lausitz),  und  erlangte  1088  auch  die  Mark 
Meissen.  Kein  heute  noch  bestehendes  deutsches  Fürstengeschlecht  hat 
aber  seine  Macht  durch  fortwährende  Theilungen  so  sehr  zersplittert,  als  das 
sächsische. 

Schon  1156  fand  nach  dem  Tode  Eonrad  des  Grossen  eine  solche  Thei- 
hmg  statt.  Heinrich  der  Erlauchte  brachte  zwar  das  wettin'sche  Haus- 
gut  (1265)  wieder  auf  einen  Bestand,  welcher  innerhalb  Deutschlands  nur 
dem  Ländercomplexe  Oesterreichs  nachstand;  seine  Söhne  und  Enkel  aber 
lebten  in  fortwährenden  Zerwürftiissen  und  verloren  Landsberg  mit  den  Besten 
der  Pfalz  Sachsen  und  die  Niederlausitz  (1298  und  1302).  Nach  einer  Ver- 
grosserung  unter  Friedrich  dem  Ernsthaften  (1344—1353),  seinen  Söh- 
nen und  Enkeln,  und  nach  Erlaiij^g  des  ascanischen  Herzogthums  Sachsen- 
(Wittenberg)  sammt  der  mit  demselben  verbundenen  Churwürde  unter  Fried- 
rich dem  Streitbaren  (6.  Janr.  1453),  wodurch  Sachsen  den  zweiten  Rang 
unter  den  weltlichen  Churfürsten  erwarb,  —  geschah  die  bleibende  Trennung 
des  sächsischen  Hauses  in  die  Ernestinische  und  Albertinische  Linie 
(Vertrag  zu  Leipzig,  26.  Aug.  1485).  Albert  erhielt  Meissen  mit  Dresden, 
Freiburg,  Leipzig  etc.;  sein  Antheil  hiess  das  „Herzogthum  Sachsen.^  Das 
übrige  Besitztiium  fiel  an  Ernvt,  dessen  Ländercomplex  „Chursachen^  be- 
nannt wurde. 

Die  Kirchenspaltung  führte  zum  verhängmssvollen  Familienbruch;  die  Al- 
bertinische Linie  hielt  zum  Kaiser,  während  die  Ernestinische  an  die  Spitze 
der  bewafineten  Opposition  gegen  das  Reichsoberhaupt  trat.  Churfürst  Jo- 
hann Friedrich  I.  verlor  aber  nach  der  Schlacht  bei  Mühlberg  und  der 
wittenberger  Capitulation  (19.  Mai  1547)  sein  Land  mit  seiner  Freiheit.  Das 
erstere  wurde  sammt  der  Churwürde  auf  die  Albertinische  Linie  unter  Herzog 
Moriz  übertragen,  welcher  jedoch  den  Kindern  Johann  Friedrichs  Eisen  ach 
Gotha,  Tenneberg,  Waschenburg,  Jena,  Weimar,  Saalfeld,  Ziegenbrück 
undWeida  überliess,  während  der  Bruder  des  gestürzten  Churfürsten  Coburg 
und  Hildburghausen  behielt  Johann  Friedrich  H.  aus  der  Emestini- 
sehen  Linie  trat  in  die  Fussstapfen  seines  Vaters  und  theilte  auch  dessen 
Schicksal.  Die  Reichsexecution  gegen  ihn  ward  seinem  Vetter,  Churfürst 
August  aus  der  Albertimschen  Linie,  übertragen,  welcher  den  Emestinem 
bei  dieser  Gelegenheit  auch  noch  Ziegenbrück  und  Weida  abnahm  (1567). 

Von  jetzt  an  hielt  das  Albertinische  Geschlecht,  aus  dem  das  heutige  Kö- 
nigshaus hervorgegangen,  seine  Macht  und  seinen  Besitz  bis  zur  verhängniss- 
vollen Catastrophe  von  1815  zusammen  und  vergrösserte  beides  bei  verschie- 
denen Anlässen.  Noch  unter  dem  Churfürsten  August  wurde  das  Voigtland 
incorporirt  (1569),  die  Grafschaft  Henneberg  erworben  (1583),  die  Grafschaft 
Mansfeld  sequestrirt  (1570—1579)  und  die  reformirten  Bisthümer  Merseburg, 
Naumburg-Zeiz  und  Meissen  einverleibt  (1581,  1582).  Augusts  Enkel,  Johann 
Georg  L,  erlangte  durch  die  wichtige  Stellung  seines  Landes  im  30jähri- 
gen  fciege  die  Abtretung  der  Ober-  und  Niederlausitz  von  Oesterreich  (1635) 
und  den  Besitz  der  magdeburgischen  Aemter  Querfurt,  Jüterbock,  Dahme 
und  Burg.  • 

Churfürst  Friedrich  August  L  ward  am  27.  Juni  1697  zum  Konig  von 
Polen  erwählt.  Die  machtlose  polnische  Wahlkrone,  welche  nach  ihm  auch 
«einSohn  Friedrich  August  H.  (gest.  5.  Octbr.  1763)  trug,  brachte  jedoch 
über  Sachsen  nur  Unglück  und  Verluste.     Sie  verursachte  den  Einfall  der 
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Schweden  unter  Carl  X£L  mit  allen  Schrecknissen  eines  erbitterten  Krieges 
(1706—1707). 

Im  siebenjährigen  Kriege  hielt  Sachsen  zu  Oesterreich  und  wurde  in  Folge 
dessen  von  Friednch  dem  Grossen  jahrelang  occupirt  und  bis  auf  das  Mark 
ausgesaugt.  Doch  gab  letzterer  im  Hubertsburger  Frieden  (15.  Febr.  1763) 
alles  Eroberte  an  Sachsen  zurück. 

Churfürst  Friedrich  August  HI.  war  bestimmt,  den  grössten  Wechsel 
der  Toritorialverhältnisse  seines  Landes  zu  erleben.  Nachdem  ihm  der  Tesch- 
ner  Friede  (13.  Mai  1779)  die  Oberhoheit  über  die  sogen,  schönburg'schen 
Recessherrschaften  eingeräumt  und  das  Erlöschen  des  Hauses  Mansfeld  (1780) 
den  Sequesterbesitz  der  Gh*afschaft  gleichen  Kamens  in  volles  Eigenthum  ver- 
wandelt hatte,  gab  ihm  der  Friede  zu  Posen  (11.  Dec.  1806),  durch  welchen 
er  die  Bundesgenossenschaft;  des  niedergebeugten  Preussens  verliess  und  dem 
Rheinbund  beitrat,  die  Königskrone  und  der  Tilsiter  Friede  (7—9.  Juli  1807) 
den  Cottbuser  Kreis  und  dais  Herzogthum  Warschau  mit  Schutzhoheit  über 
die  Republik  Danzig.  Zu  dem  letzteren  wfrde  noch  in  demselben  Jahre  der 
Michelauer  Kreis  und  Neuschlesien  geschlagen;  der  Wiener  Friede  (14.  Octbr. 
1809)  fügte  West^üizien  und  den  Zamosker  Kreis  bei,  wogegen  Sachsen, 
Gommem,  Barby,  Treffurt  und  Mansfeld  an  das  Königreich  Westphalen  ab- 
treten musste.  Jetzt  stand  das  Königreich  Sachsen  auf  seiner  höchsten  Höhe 
und  war  seinem  niedergeschmetterten  Nachbar  Preussen  an  Macht  überlegen. 
Aber  der  Umschwung  der  Verhältnisse  nach  dem  Fall  Napoleons  brachte  es 
selbst  mit  zum  tiefsten  Fall  und  kein  Land«  hat  die  französische  Bundesge- 
nossenschaft so  theuer  zu  bezahlen  gehabt.  Beim  Anmarsch  der  Russen  im 
Jahre  1813  erklärte  zwar  der  König,  sich  der  von  Oesterreich  beabsichtigten 
bewaffiieten  Yermittlung  anschliessen  zu  wollen;  allein  er  folgte  sofort  der 
Aufforderung  Napoleons,  nach  Dresden  zurückzukehren,  und  seine  Truppen  mit 
den  IranzösiBchen  Heeren  zu  vereinigen.  In  Folge  dessen  ward  sein  Land  als 
erobertes  Gebiet  behandelt  und  durch  den  Wiener  Congress,  welcher  wieder- 
holt auf  dem  Punkt  stand,  den  Namen  des  Königreichs  Sachsens  von  der  euro- 
päischen Karte  zu  streichen,  vertheilt.  Mehr  als  die  Hälfte  seines  Flächengehalte 
und  fast  die  Hälfte  seiner  Bevölkerung  verlor  der  König  an  Preussen.  Mit 
dem  Reste  trat  er  dem  deutschen  Bunde  bei. 

Die  Finanzgeschichte  Sachsens  zeigt  in  mancher  Beziehung  ein  anderes 
Bild,  als  die  historische  Darstellung  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  der 
übrigen  deutschen  Staaten  zweiten  Ranges.  Eingezwängt  zwischen  die  beiden 
grossen  Rivalen  Deutschlands  und  durchschnitten  von  den  alten  Verbindungs- 
strassen zwischen  Ost  und  West  und  Süd  und  Nord,  ist  es  zu  jeder  Zeit  ge- 
nöthigt  gewesen,  activen  oder  passiven  Antheil  an  allen  Conflicten  zu  nehmen, 
welche  sowohl  im  engem  deutschen  Vaterland,  als  auch  im  übrigen  Europa 
die  Ruhe  und  Wohlfahrt  der  Völker  erschütterten  und  ledes  daraus  entsprm- 
gende  Leid  in  erhöhtem  Maasse  mitzutragen.  Wir  sehen  desshalb  Sachsen 
vor  andern  deutschen  Staaten  in  finanziellen  Bedrängnissen.  Gleichzeitig 
sehen  wir  dasselbe  zur  Initiative  in  der  Ergreifung  des  modernen  Cre- 
ditsystems  behufs  erleichterter  Aufbringung  seines  Geldbedarfs  gedrängt,  in 
welcher  es  allen  deutschen  Staaten  vorausging.^)  Wir  sehen  femer  das  Land 
schon  im  16.,  17.  und  18.  Jahrhundert  mit  Schulden  und  Leistungen  belastet, 
welche  im  Verhältnisse  zu  seinem  Umfange  und  unter  Berücksichtigung  des 
damaligen  Geldwerths  enorm  genannt  werden  müssen;    aber  immer  nehmen 


*)  Vergl  die  ausführlichere  Darstellung  bei  Kuntze,  die  Lehre  von  den  Inhaber- 
papieren, §.  21,  8.  79  ff. 
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wir  rasche  Erholung  nach  allen  harten  SchichsalBSchlägen  wahr  —  Dank  der 
sahen  Lebenskraft,  des  Fleisses  und  des  Bechtliohkeitssinnes  eines  in  seiner 
ganzen  Geschichte  vielgeprüften  Yolksstammes. 

Unter  der  Regierung  des  Churfiirsten  August  schon  ward  die  damals  bis 
über  2  Millionen  Gulden  angewachsene  landesherrliche  Schuld  von  den  Land- 
standen übernommen,  zur  Verwaltung  und  allmaligen  Abtragung  derselben 
ein  (anfangs  nicht  ständiges)  ObersteuercoUegium  errichtet  (1570),  eine  voU- 
Btandige  Trennung  der  Landes-  (Steuer-)  Gasse  von  der  Kammereasse 
durchgeführt  und  so  eine  Torübergehende  Ordnung  in  das  Finanzwesen  ge- 
bracht. Durch  die  Steigerung  des  Hofluxus,  die  wachsende  Beamtenzahl  und 
insbesondere  den  Ausbruch  des  dreissigjährigen  Krieges  entstanden  aber  neue 
Schulden  der  Kammer,  welche  dann  von  Zeit  zu  Zeit,  mit  immer  erneuerter 
Opposition  der  Stande,  an  die  „Steuer^  (Steuercasse)  übergingen.  Ln  Laufe 
des  dreissigjährigen  Krieges  war  die  Finanznoth  so  gross,  dass  man  selbst  zur 
Verschlechterung  der  Münzen  in. unerhörtem  Maasse  greifen  und  einen  Staats- 
bankerott befürchten  musste.  Erst  auf  dem  denkwür^en  Landtage  von  1660, 
der  eine  weitere  Partie  unbezahlter  Kammeranweisungen  auf  die  Steuer  über- 
nahm und  zu  dem  Steuerrecesse  von  1661,  zu  einer  neuen  Steueriustruction 
vom  gleichen  Jahre  und  zu  anderen  Maassregeln  im  Interesse  der  Staatsgläu- 
biger Veranlassung  gab,  ward  wieder  ein  geordneter  Haushalt  hergestellt,  und 
es  erholte  sich  der  Ohurstaat  mit  überraschender  Schnelligkeit  von  den  furcht- 
baren Verheerungen  jenes  vemi(jhtenden  Krieges. ') 

Die  Berufung  des  Churfürsten  zum  polnischen  Throne  verursachte  aber 
neue  Opfer  und  abermalige  Zerrüttung  der  Finanzen.  Zur  Erlangung  und 
Erhaltung  der  Königswürde  wurden  unter  Friedrich  August  L  (in  Polen  Au- 
gust IL,  von  1697—1733)  nicht  nur  Landestheüe  und  Rechte  des  Churstaats 
yeräussert,*)  sondern  es  kostete  der  durch  jenes  Verhältniss  herbeigeführte 
Einfall  des  Schwedenkönigs  Karl  XH.  das  Land  Leistungen,  welche  auf  mehr 
als  23  Millionen  Thaler  geschätzt  wurden.  Die  verschwenderische  Regierung 
Friedrich  August  H.  (in  Polen  August  HL)  von  1733—1763,  welche  ausser- 
dem durch  fortwährende  Kriege  bezeichnet  ward>  brachte  endlich  die  Finanz- 
noth auf  den  höchsten  Höhepunkt  Im  siebenjährigen  Kriege  allein  erlitt 
Sachsen  einen  auf  70  MiUionen  Thaler  geschätzten  Verlust,  wovon  Friedrich  H. 
50  Millionen  erpresste.  Die  Schulden  der  „Steuer''  wuchsen  zwischen  1740 
und  1750  auf  30  Millionen  an;  die  Zinsen  konnten  nicht  mehr  entrichtet  wer- 
den und  wurden  daher  gemäss  eines  Befehls  an  das  Obersteuercolleg  vom  28. 
März  1750  capitalisirt.  NeueProjecte  zu  künstlichen  Finanzoperationen  wurden 
gemacht,  wobei  holländische  Juden  eine  hervorragende  Rolle  spielten;  selbst  die 
Beamten  und  die  Officiere  wurden  mit  Steuerscheinen  bezahlt,  welche  im  Werthe 
mehr  und  mehr  sanken.  Die  gesammten  Schulden  des  Ghurstaats  erreichten 
endlich  die  damals  enorme  Summe  von  40  Mill.  Thlr.^ 

Jetzt  erhielt  Sachsen  einen  Landesfürsten,  welcher  es  vor  dem  abermals 
drohenden  Bankerotte  bewahrte.  Friedrich  Christian  (1763—1768)  begann 
mit  der  Beschränkung  des  Hofstaats,  führte  in  allen  Zweigen  der  Verwaltung 
Erspamngen  ein  und  vereinbarte  mit  den  Ständen  die  Uebemahme,  beziehungs- 
weise Anerkennung  der  Steuerschulden  in  einem  Betrage  von  29,482,328  Thlr. 
als  Landesschuld,  Errichtung  der  sogen.  Steuercreditcasse  und  Abtragung  jei^er 
Schulden  aus  den  sichersten  Staatseinnahmen  mittelst  einer  jährlichen  Til- 


0  VetgL  Gretschel  (-Bülau),  Geschichte  des  säohs.  Volks  und  Staats,  IL  Baii4^ 
8.  71,  72,  853,  854,  489—495. 
*)  V.  Beden  a.  a.  0.  S.  1855. 
•)  Gretsohel  a.  a.  0.  Bd.  m,  S.  65,  69,  70,  188. 
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gongsquote  von  1,100,000  Thir.  im  Wege  der  Yerloosimg.  ^)  Nach  dem  Muster 
der  Stenercreditcasse  wurde  sodami  im  Jahre  1765  auch  eine  Kammer- 
creditcasse  errichtet,  deren  Verbindlichkeiten  durch  Verhandlungen  mit  den 
Gläubigem  auf  8,698,898  Thlr.  festgesetzt  und  nach  einem  bestimmten  Plane 
rückzahlbar  erklärt  wurden.  Sowohl  die  Stenercreditcasse,  die  ganz  unter 
ständischer  Verwaltung  stand,  als  die  Eammercreditcasse  trafen  umfassende 
Anordnungen  wegen  der  Umwandlung  der  alten  mannigfachen  Schuldurkunden 
in  neue  verloosbare  Obligationen  auf  nmde  Summen  und  Inhaber  lautend^ 
versehen  mit  au  porteur  lautenden  Zinsscheinen.  ^  So  finden  wir  die  jetzt  in 
Deutschland  allgemein  gewordenen  Formen  des  Staatscredits  und  Staatsschul- 
denwesens, insbesondere  das  Institut  der  reinen  Inhaberpapiere  und  der  Zins- 
scheine,  in  Sachsen  zuerst  eingeführt 

Die  eben  geschilderten  Einrichtungen  bewährten  sich  in  der  Folge  voll- 
ständig. Der  tief  gesunkene  Staatscredit  hob  sich,  zwar  langsam,  aber  stetig 
und  nachhaltig  dergestalt,  dass  die  sächsischen  Staatspapiere,  welche  vor  1756 
ganz  ausser  Oours  waren,  und  1769  noch  auf  65 ^/o  standen,  schon  1789  über 
pari  stiegen.^  Diesen  Erfolg  hatte  man  freilich  nicht  allein  den  getroffenen 
Anordnungen  und  Einrichtungen,  sondern  hauptsächlich  der  strengen  Erfüllung 
des  aufgestellten  und  auf  alle  späteren  Schulden  ausgedehnten  Verwaltungs- 
und Tilgungssystems  und  der  gewissenhaften  Einhaltung  aller  gemachten  Zu- 
sicherungen zu  verdanken.  Dadurch  ward  der  Grund  zu  einem  Staatscredit 
gelegt,  der  selbst  die  erschütternden  Ereignisse  der  folgenden  Zeit  überdauerte. 
Auch  gereichte  jene  Gewissenhaftigkeit  dem  Lande  nicht  minder  a]s  dem  Gläu- 
biger zum  Vortheile,  denn  ohne  UeberbürduDg  der  Steuerpflichtigen  und  ohne 
künstliche  Creditoperationen  und  Hülfsmittel  war  die  Schuld  der  Stenercredit- 
casse (eigentliche  Landesschuld)  im  Jahre  1806  bis  auf  14,932,885  Thlr.,  also 
um  die  Hälfte  des  Bestandes  von  1764,  herabgebracht,  wie  auch  dieKammer- 
creditcassenschuld   in   noch   günstigerem  Verhältnisse    ermässigt  worden  war. 

In  diese  erste  Periode  der  sächsischen  Staatsschuldengeschichte  fallt  auch 
die  Creirung  von  Staatspapiergeld,  der  sogenannten  Oassenbillete.  Da  Sach- 
sen von  jeher  ein  vorherrschend  industrielles  Land  war,  bedurfte  es  frühe 
schon  vermehrter  UmlauÜBmittel.  Es  ging  daher  auch  mit  der  Ausgabe  von 
Staatspapiergeld  den  übrigen  deutschen  Staaten  voraus.  Nachdem  die  Kam- 
mer schon  vorher  unverzinsliche  Creditscheine  ausgegeben  hatte,  erfolgte  durch 
Edict  vom  6.  Mai  1772^)  die  Creirung  der  Oassenbillete  unter  der  Bestimmung, 
dass  bei  Zahlungen  an  die  Staatscassen  nicht  mehr  als  die  Hälfte  des  Be- 
trags in  diesem  Papiere  gegeben  und  bei  den  Umwechselungs-Cassen  ein 
DiBconto  bezahlt  werden  sollte.  Bemerkenswerth  und  ehrend  für  die  sächsische 
Verwaltung  ist  der  Umstand,  dass  dieses  so  leicht  herzustellende  Zahlungs- 
mittel nicht,  wie  anderwärts  fast  überall,  ins  Maasslose  vermehrt,  vielmehr  in 
den  Grenzen  des  wirkHchen  Verkehrsbedürfiiisses  gehalten  worden  ist 

Mit  dem  Jahre  1806  beginnt  eine  zweite  —  bis  zur  unglücklichen  Thei- 
lung  des  Landes  dauernde  Epoche  der  sächsischen  Finanzgeschichte.  Die  Un- 
fäUe  am  Schlüsse  dieses  Jahres,  sodann  die  folgende  politische  Erhöhung  des 
Landes,  die  Bundesgenossenschaft  mit  Frankreich,  erforderten  grosse  Opfer  und 
Anstrengimgen,  welche  aus  den  laufenden  Mitteln  nicht  zu  befriedigen  waren.  Es 
musste  daher  wieder  zur  Schuldvermehrung  geschritten  werden,   was  sowohl 


^)  StändiBche  Steuercreditschrift  Yom  28.  Sepi  und  Declaration  vom  10.  Oct.  1763, 
im  Cod.  Aug.,  I.  Forts.,  2.  Th.,  8.  299  iL 

*)  Vergl.  die  eben  allegirte  ständische  Declaration  vom  10.  Oct.  1763. 

»)  Gretscbel  a.  a.  0.  Bd.  m,  8.  176. 

«)  Cod.  Aug.,  n.  Fortsetzung,  Th.  2,  8.  397. 
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durch  neue  yerzinfiliche  Anlehen  und  zwar  4  Mill.  Thlr.  1807  bei  Frege  in 
Leipzig  und  6  Mill.  Thlr.  1811/1812  bei  Reichenbaoh  &  Cie.  daselbst,  als 
durch  neue  Ausgaben  von  Cassenbilleten  geschah.  Enorme  Lasten,  weniger 
für  die  Staatscassen  als  fOr  das  eroberte  Land,  das  zum  Kriegsschauplatz  ge- 
worden war,  brachten  zumal  die  Jahre  1812  bis  1814.  Die  Requisitionen, 
Lazareth-  und  Yerpflegungskosten  der  kriegfOhrenden  Armeen,  Freunde  wie 
Feinde,  wurden  aui  nahe  an  67  Mill.  Thh*.  berechnet.  Als  dann  endlich  der 
Friede  hergestellt  und  das  schwerbelastete  Land  geräumt  und  zerstückelt  war, 
berechneten  sich  die  zwischen  Preussen  und  Sachsen  zur  Yertheihing  gekom- 
menen fundirten  Schulden  desselben  wie  folgt:') 

1)  Passiven  der  Steuercreditcasse 22,857,1526  Thhr. 

2)  „  „    Eammercreditcasse 3,102,374     „ 

8)  CassenbiDete 5,000,000     ^ 

zusammen 30,960,000  Thlr, 

Hievon  übernahm  Preussen:") 
ad  1)  an  der  Steuercreditcassenschuld  .     .    6,196,854  Thlr. 
„    2)    „      „   Kammercreditcassenschuld    .     1,622,109     „ 
,    3)    „      „    Kassenbilletsschuld       .    .    .     1,750,000     „ 

9,568,963  ThL». 
und  blieben  auf  Sachsen  lasten    .  • 21,391,037  Thlr. 

Ausserdem  bestanden  noch  bedeutende  Passiven  der  Centralsteuercommia- 
sion,  wovon  Sachsen  die  vorhandenen  700,000  Thlr.  Landescommissionsscheine 
allein  zu  übernehmen  hatte,  Preussen  dagegen  sämmtliche  Centralsteuerobli- 
gationen  im  Betrage  von  3,285,000  Thlr.  vertrat.^  Auch  vielfache  sonstige 
schwebende  Schulden  waren  vorhanden. 

Während  der  Wirmisse  der  letzten  Eriegsjahre  hatte  der  geordnete  Finanz- 
haushalt, wie  nicht  zu  verwundem,  Unterbrechung  erlitten;  ebenso  war  die 
Schuldentilgimg  und  Verzinsung  ins  Stocken  geraüien.  Sofort  nach  erfolgter 
Abwickelung  der  schwebenden  Verhältnisse  und  Organisation  des  verbliebenen 
Landesrests,  wozu  noch  ein  paar  Jahre*  erforderlich  waren,  schritt  aber  die 
Verwaltung  wieder  zur  Ordnung  der  Schuldverhältnisse.  Im  Jahre  1819  war 
die  ganze  auf  Sachsen  verbliebene  Staatsschuld  25,148,291  Thlr. 

Die  Bekanntmachungen  vom  23.  Juni  und  19.  August  1818^)  bezeichnen 
den  Anfang  der  dritten  glänzendsten  Periode  der  sächsischen  Staatsschulden- 
verwaltung. Durch  dieselben  wurde  die  unterbrochene  Tilgung  beider  Schuld- 
^ttungen  auf  Ostern  1821  wieder  zugesichert,  obgleich  die  Abtheilun^  mit 
Preussen  noch  nicht  bereinigt  war;  auch  wurde  für  die  neue  landschaftliche 
Schuld  von  1811 — 1812  ein  Tilgungsfonds  von  mindestens  l^/o  nebst  zuwach- 
senden Zinsen  festgestellt'^)  In  gleicher  Weise  ward  die  schwebende (Cassen- 
billets-)  Schuld,  welche  inzwischen  bis  auf  2Vs  Mill.  Thlr.  ermässigt  worden 
war,  durch  Edict  vom  l.Octbr.  1818*)  geregelt,  in  Folge  dessen  neue  Billete 
im  Betr^  von  2V2  Mill.  Thlr.  ausgegeben  wurden.  Nach  dem  Eintritte  des 
Oster-Termins  von  1821  waren  die  Finanzlage  und  der  Staatscredit  bereits  in 


0  Vergl.  FriedensYertrag  vom  18.  Mai  1815  und  Haupteonyention  zwischen  Preossen 
und  Sachsen  vom  28.  Aug.  1819,  Art.  IV,  VI  und  X,  und  die  derselben  beigegebenen 
üebersichten  Lit.  A  und  £,  Ge8.-Samm].  von  1819,  8.  253,  261,  267,  861  und  886. 

^  Daselbst  und  Convention  vom  25.  Nov.  1815,  Ge8.-SammL  von  1819,  8.  848. 

^  Vergl.  Convention  vom  28.  JuU  1817,  §.  29,  Ge8.-SammL  von  1819,  S.  837. 

*)  Ge8.-Sanmil.  von  1818,  S.  45  und  72. 

^  Avertissement  vom  28.  Juni  1818,  §.  2,  Ges.-Samml.  S.  46. 

•)  Qe8.-Sanmü.  S.  95. 
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dem  Maasse  restaurirt,  dass  man  zur  Ermlssignng  des  Zmafiisses  der  5proo. 
Steuerschuld  auf  47«  schreiten  konnte.^)  Die  Tilgung  der  neu  ausgestellten 
4proc  Schuldscheine  wurde  denmächst  im  Jahre  1824'  geregelt^  Yon  da 
bis  1830  schritt  die  Ermässigung  sowohl  der  Steuer^  als  der  Kammerschuld 
rüstig  fort.  Der  Credit  hob  sich  dadurch  dergestalt,  dass  zur  weiteren  Zins- 
ermässigung der  gesammten  Staatsschuld,  in  so  weit  sie  höher  als  zu37o  ver- 
zinslich war,  geschritten  werden  konnte.  Auch  in  dieser  Maassregel  ging 
Sachsen  den  übrigen  deutschen  Staaten  voraus.  Es  hatte  es  dahin  gebrach^ 
dass  seine  Saatspapiere  fast  ausschliesslich  im  eigenen  Lande  pla^  und  der 
Speculation  vollständig  entwachsen  waren.  Dieser  Umstand  machte  es  vom  aus- 
l&idischen  Geldmarkte  unabhängig  und  erleiditerte  seine  Finanzoperationen 
so,  dass  es  einen  Zinssatz  von  3^0  für  seine  Staatsschuld  als  normalen  anneh- 
men konnte,  wahrend  die  übrigen  deutschen  Staaten  ihrer  Mehrzahl  nach  erst 
später  eine  Zinsermässigung  auf  nur  SV^V^  erreichen  konnten.  Im  Jahre  1830 
wurde  mit  der  Umwandlung  der  4proc.  Steuerscheine  in  3proc.  begonnen') 
und  letztere  (sogenannte  landschaftliche  Obligationen  von  1830)  den  älteren 
Schuldpapieren  rechtlich  gleichgestellt.^)  Bis  Mitte  1833  war  die  Maassregel 
soweit  gediehen,  dass  nur  noch  4,364,050  Thlr.  4proc.  Obligationen  vor- 
handen waren,  wovon  sofort  1,300,000  Thlr.  zur  Verloosimg  gebracht  wurden. 
Gleichzeitig  wurde  den  Gläubigem  erö&et,  dass  die  ferneren  Yerloosungen 
derart  verstärkt  würden,  um  l^gstens  im  Jahre  1836  mit  dem  ganzen  4proc. 
Schuldrest  aufgeräumt  zu  haben.  Dagegen  blieb  es  ihnen  unbenommen,  ihre 
Schuldurkunden  gegen  neue  3proc.  Scheine  von  1830  umzutauschen.^)  Diess 
geschah  denn  auch  in  dem  Umfange,  dass  von  dem  damals  noch  vorhandenen 
Rest  der  4proc.  Papiere  nur  322,400  Thlr.  baar  zurückverlangt  wurden.  Der 
Mitwirkung  von  Banijuiers  bedurfte  es  dabei  nicht 

Wie  inzwischen  die  Abminderung  der  Schuld  mittelst  Tilgung  und  wie  die 
Umg^taltung  derselben  auf  ermässigte  Zinssätze  schon  vor  der  völligen  Durch- 
führung der  eben  erwähnten  Zinsreduotion  Fortschritte  gemacht  hatten,  zeigen 
folgende  Zahlen. 

Im  Jahre  1830  bestand  die  gesammte  Schuld  noch  in  18,762,050  TMr.«») 
Sie  hatte  also  seit  1819  abgenommen  um  6,886,241  Thhr. 

Ihre  einzelnen  Bestandtheile  waren: 

1)  Schulden  der  Steuercreditcasse 14,805,871  TUr. 

2)  „  „    Eammercreditcasse 1,218,379     „ 

8)        „  „    Hauptstaatscasse 237,800     „ 

4)  Betrag  der  Cassenbillete 2,500,000     y, 

18,762,050  TWr. 
Zu  Michaelis  1834  war  eine  weitere  Ermässigung  der  Schuldtheile  ad.  1 
und  2  eingetreten,   welche  sich  in    ihrem  Betrage  und  I^sfusse   wie  folgt 
darstellten:^ 

A)  Steuercreditcassenschuld: 

3proc.  ältere  Scheine 9,165,696  TUr. 

3proc.  neue       dto 155,700     „ 

4proc.   dto.    von  1821 5,103,600     „ 

14,424,996  Thb- 

^)  Bekaimtiiiaohiuig  yom  31.  Mäiz  1821,  Ge8.-Sanmil.  S.  45. 

>)  B^aantaiaohang  vom  27.  Juli  1824,  Qe8.-Sam]iiL  S.  174. 

^  Bftkanntmachmig  vom  7.  Juli  1830  (nicht  in  die  Ge8.-Samnü.  aufgenommen). 

*)  Mandat  vom  26.  Aug.  1830,  GeB.-SammL  S.  156. 

')  ^ergL  Bekanntmachung  yom  29.  Juni  1833,  Gk«.-8ammL  S.  72. 

^  T.  Reden  a.  a.  0.  8.  1366.    Eolb  a.  a.  0.  S.  207. 

^  V.  Beden  a.  a.  0.  S.  1357  und  1360. 
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B.  Eammercreditcaflseiisdiiild: 

theOs  zu  2  und  3Vo  verzinslich,  theils  unverzinBÜch  1,165^29  Thlr. 

dazu  CassenbiUetschuld,  unverzinslich 2,500,000    ^ 

Summe  der  Staatspassiven  excl.  derjenigen  der  Haupt- 

staatscasse -    *    *    18,090,325  Thlr. 

Bas  wichtigste  Breigniss  dieser  Zeit  ist  die  Vereinbarung  einer  neuen  Yer- 
*fassung  im  Ja^  1831.*)  Während  nämlich  andere  unter  französischer  Aegide 
erhobenen  neuen  Könige  die  ihnen  verliehene  Sonverainetät  dazu  gebrauchten, 
die  alten  ständischen  Verfassungen  zu  beseitigen,  verstand  der  König  von 
Sachsen  seine  neuen  Prärogative  nicht  in  gleich  exdusivem  Sinne.  Er  liess 
daher  die  altständiache  Verfassung  fortbestehen  und  schritt  auf  dem  Wege 
constitutioneller  Entwicklung  überhaupt  nur  sehr  langsam  und  vorsichtig  wei- 
ter. Daher  denn  die  verspätete  Verleihung  einer  modernen  Ck>nstitution,  welche 
auch  jetzt  noch  das  Maass  der  Volksrechte  nicht  allzusehr  erweiterte.  Wir 
werden  deren  Inhalt,  in  so  weit  er  uns  interessirt,  im  Folgenden  geeigneten 
Orts  einsdialten.  Hier  haben  wir  lediglich  die  nächsten  Folgen  ihrer  Wirk- 
samkeit vor  Augen  zu  stellen. 

Biese  bestanden  in  Absicht  auf  den  Staatshaushalt  und  das  Staatsschulden- 
wesen hauptsächlich  in  folgenden  Anordnungen  und  Einrichtungen: 

1)  Vorlegung  eines  ordnungsmässigen  Staats-Budgets  und  der  Staatsrech- 
nungen an  die  Stände.^  • 

2)  Aufsicht  der  Stände  über  die  Erhaltung  und  Verwaltung  des  als  unver- 
äusserlich erklärten  Staatsguts. ") 

3)  Vollständiger  Uebergang  des  letzteren  in  die  Nutzniessung  des  Staats, 
dagegen  Aussetzung  einer  Oivilliste  für  den  König,  sowie  Fixirung  der 
erforderlichein  Mittel  zum  Unterhalt  der  Mitglieder  des  k^L  Hauses.  *) 

4)  Im  Gefolge  dieser  Bestimmung  Aufhebung  der  bis  dahm  bestandenen 
Cassentrennung,  Uebemahme  aJler  Forderungen  und  Schulden  des  „königL 
Fiscus^  auf  die  allgemeinen  Staatscassen,  daher  insbesondere  auch  Ver- 
einigung der  beiden  Schulden-  (Credit-)  Gassen  in  Eine  besondere, 
ganz  unter  ständische  Verwaltung  gesteUte  ,yStaatsschuldencasse.^  ^) 

5)  Als  weitere  Folge  dieser  Einrichtung  die  Vereinigung  des  bislang  ge- 
trennt gehaltenen  Schuldenwesens  der  Oberlausitz  mit  der  neu  errich- 
teten Staatsschuldencasse.  ^  Die  übernommene  Schuld -Summe  dieser 
Provinz  betrug  1,101,060  Thhr. 

Durch  die  Vereinigung  der  fiscalischen  und  Steuercassen  entstand  eine  Ver- 
minderung der  Gesammtstaatsschuld  um  4,394,700  Thlr.,  welche  Summe  sich 
diese  Gassen  gegenseitig  schuldeten  und  nun  durch  Abrechnung  und  Abschrei- 
bung in  Wegfall  kam. 

Jetzt  war  die  vollkommenste  Klarheit  und  Einfachheit  in  das  Staatsschul- 
denwesen gebracht  und  ausserdem  die  Last  der  Schuld  auf  ein  Maass  reducirt, 
wie  es  keinem  andern  Staat  gleichen  Ranges  zu  jener  Zeit  gelungen  war. 

Am  Schlüsse  des  Jahres  1836  betrugen  die  Passiven  der  Staatsschulden- 
Gasse  noch : ') 


»)  Vom  4.  Sopt.  1831,  Ges.-Samml.  8.  241  ff. 

*)  Verfassungsurkunde  §.  98—99. 

»)  Verfassungsurkunde  §.  16—20;  108. 

*)  Daselbst  §.  17,  22,  23. 

*)  Daselbst.  §.  19  und  107.   Gesetz  vom  29.  Sept.  1884,  Ges.-  u.  Verordn.-BL  S.  209. 

*)  Uebereinkunft  vom  2.  Dec.  1834. 

0  V.  Keden  a.  a.  0.  S.  1358. 

Moser,  Oftpitalanlaf«  in  Werthpftplerea.  1^ 
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verzinsliche  Steuercassen-  resp.  landschaftliche  Obliga- 
tionen   10,270,250  Thhr» 

unverzinsliche  Steuercassen-  resp.  landschaftliche  Ob- 
ligationen        17,694      „ 

verzinsliche  Kammercreditcassenscheine 858,975      ^ 

unverzinsliche  „  39,339      „ 

11,186,258  Th». 

Dazu  Cassenbilletschuld .      2,500,000      ^ 

resultirt  sohin  Gesammtschuld 13,686,258  Thk^ 

und  Ermässigung  derselben  seit  1830  um  5,075,792  Thhr. 
Eine  Erhöhung  trat  bis  zum  Schlüsse  dieser  Periode,  Ende  1842,  nur 
durch  eine  weitere  Ausgabe  von  500,000  Thlr.  Cassenbilleten  ein,  sofern  an 
die  Stelle  des  in  den  Jahren  1818  und  1834  hn  alten  Münz- (20  Ghilden-)  Fusse 
emittirten  Papiergelds  von  2V>  Mill.  Thlr.  neue  Cassenbillete  im  Betrage  von 
3  Mill.  Thlr.  im  14Thalerfiiss  ausgegeben  wurden. ')  Im  Uebrigen  schritt  die 
Tilgung  der  fimdirten  Schuld  fort  und  es  bestand  dieselbe  daher  zu  Michaelis 
1842  aus  folgenden  Posten:  *) 

im  20  fl.-Fus8 :    im  14  Thaler-Fuss: 

1)  Schulden  der  vormaligen  Steuer- 
creditcasse: 

a)  früher  als  verjährt  geführte,   kraft 

des  Avertissements   vom   31.  März  * 

1821  aber  auf  Anmelden  zu  bezah- 
lende alte  Steuerscheine    ....       17,387  Thlr.  — 

b)  Im  Jahre  1830  ausgefertigte  3proc. 

landschaftliche  Obligationen   ...  —  9,661,075,  Thlr. 

2)  Schulden   der   vormaligen   Kam- 
mercreditcasse: 

a)  im  Jahre  1766  ausgefertigte  2proc. 

Scheine 442,950  TWr.  — 

b)  im  Jahre  1766  ausgefertigte  unzins- 
bare Scheine  unter  50  Thlr.  Lit.  E.       25,027     „  — 

c)  zur  Verzinsung  nicht  angemeldete 
alte  Kammer-  und  Generalaccis- 
Scheine,  welche  kraft  Avertissements 
vom  22.  März  1837  zu  berichtigen 

sind 9,015     „  — 

3)  Cassenbilletsschuld 3,000,000  Thlr. 

Summa  im  Ganzen 494,379  Thlr^     12,661,075  Thhr. 

^  13,155,454  Thlr. 

Hiemit  hatte  die  sächsische  Staatsschuld  den  günstigsten  Stand  erreicht, 
den  sie  seit  100  Jahren  je  hatte.  Gleichzeitig  schliesst  aber  die  Periode  der 
Schuldenabnahme  und  macht  einer  neuen  Epoche  Platz,  welche  uns  wiederum 
ein  rasches  Steigen  der  Schuld,  jedoch  meist  zu  anderen,  nützhcheren  Zwecken 
als  bisher,  zeigt. 

Als  Nachlese  zur  vorigen  Periode  haben  wir  jedoch  noch  folgende  wich* 
tigere  Verordnungen  zu  registriren: 


*)  Gesetz  vom  16.  April  1840,  Ge8.-SammL  8.  53.   Vollzugsverordnung  vom  15.  Sept 
1842,  Ges.-  u.  Verordn.-Bl.  8.  115. 

*)  Vergl.  Feller's  Archiv  der  Staatspapiere,  8.  Aufl.,  8.  818—320.    Leipzig,  1848. 
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1)  Die  Bekanntmaohung  vom  21.  März  1837,  ^  durch  welche  die  sämmi;- 
liehen  Theile  der  yormaligen  Steuercrecütcassenschuld,  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  alten,  längst  verjährten,  jedoch  im  Jahre  1821  gleich- 
wohl wieder  in  ihre  Rechte  eingesetzten  Steuerscheine  (von  nur  gerin- 
gem Betrag)  in  eine  einzige  Schuldgattung,  und  zwar  in  3proc.  land-« 
schaftliche  Obligationen  von  1830,  umgewandelt  wurde.  Diese  Conversion 
war,  nachdem  die  älteren  Schuldtitel  von  1764  und  die  5proc.  Obliga- 
tionen von  1811  und  1812  schon  von  1830  bis  1834  mit  3proc.  land- 
schaftlichen Obligationen  de  1830  verwechselt  waren,  nur  noch  fiir  die 
Anleihe  von  1807,  welche  bis  jetzt  von  jeder  Yerloosung  ausgeschlossen 
war,  nöthig,  und  geschah  dadurch,  dass  die  Obligationen  jener  Anleihe 
gegen  3proc.  landschaftl.  Scheine  von  1830  eingezogen  wurden.  Für  die 
so  auf  Eine  Categorie  zurückgeführte  Schuld  wurde  nun  auch  Ein  Til- 
gungsfonds und  Tilgungsmodus  festgestellt,  und  zwar  ersterer  zu  17* 
der  ganzen  Schuld  von  10,270,250  Thlr.,  letzterer  mittelst  Anordnung 
halbjähriger  Yerloosungen,  je  an  Ostern  und  Michaelis. 

2)  Die  Bekanntmachung  vom  22.  März  1837,  ^  wodurch  sämmtliche  bis 
dahin  zur  Verzinsung  nicht  angemeldeten  Kammer-  und  Generalaccis- 
scheine  gekündigt  wurden. 

3)  Bekanntmachung  vom  9.  März  1840,  ^  mit  welcher  der  ganze  Rest  der 
3proc.  Eammercreditcassenscheine  ebenfalls  zur  Kündigung  in  der  Weise 
gelangte,  dass  es  deren  Inhaber  freistand,  entweder  baares  Geld  oder 
3proc.  landschaftliche  Scheine  von  1830  dafür  zu  nehmen.  Hiedurch 
war  ein  weiterer  Schritt  zur  Vereinfachung  des  Schuldenwesens  ge- 
schehen und  die  Passiven  der  vormaligen  Kammercreditcafise  bis  auf 
die  2proc.  Scheine  reducirt. 

4)  Das  Gesetz  vom  20.  Jidi  1840,  *)  die  künftige  Münzverfassung  im  Kö- 
nigreich Sachsen  betreffend,  wodurch  an  die  Stelle  des  20fl.-Fusse8  der 
14  Thlr.-Fuss  eingeführt  wurde,  und  die  damit  in  Verbindung  stehenden 
Bekanntmachungen  des  Ausschusses  für  die  Verwaltung  der  Staatsschul- 
dencasse  vom  14.  Mai,  *)  8.  August  •)  und  3.  Novbr.  1840,  ^  welche  die 
Anwendung  jenes  Gesetzes  auf  die  Staatsschuld  regelten.  Die  Inhaber 
der  Obligationen  von  1830  wurden  darin  aufgefordert,  sich  zu  erklären, 
ob  sie  das  gesetzliche  Agio  mit  2Vö7o  baar,  oder  die  Fortentrichtung 
ihrer  Ansprüche  im  20fl.-Fus8  beanspruchen,  in  welch'  letzterem  Falle 
ihnen  die  Heimzahlung  ihrer  Capitalien  in  Aussicht  gestellt  wurde. 
Die  2proc.  Kammercreditscheine  konnten  zwar  ebenfalls,  mussten  aber 
nicht  in  die  neue  Währung  verwandelt  werden. 

Der  neueste  Abschnitt  der  Staatsschuldengeschichte  Sachsens  wird  durch 
das  Gesetz  vom  27.  Juli  1843,  ®)  die  Creirung  neuer  3proc.  Staatsobligationen 
zum  Behufe  der  Entschädigung  der  bis  dahin  Steuerfreien  für  die  Airfhebung 
der   Steuerfreiheit   betreffend,   mit  VoDzugsverordnung   vom   31.  Juli  1843,  ®) 

*)  Gesetz-  u.  Verordn.-BL  von  1837,  8.  45. 

^  Ebendaselbst  S.  51. 

»)  Gesetz-  u.  Verordn--BL  von  1840,  8.  20. 

*)  Gesetz-  u.  Verordn.-BL  8.  173.  Dazu  Gesetz  vom  21.  Juli  1840,  die  Feststellung 
de^  VerhältnisBos  zwischen  der  alten  und  neuen  Landes-  und  andern  Währungen  betr., 
daselbst  8.  176. 

*)  Daselbst  S.  70. 

•)  Daselbst  8.  210. 

')  Daselbst  8.  355. 

«)  Gesetz-  u.  Verordn.-Bl.  von  1843,  S.  74. 

*)  Daselbst  S.  75. 


Digitized  by  CjOOQIC 


212  Staatspapiere. 

eingeleitet  Die  Emisgion  dieser  neuen  Schuld  umfasste  den  Betrag  Ton 
4  1£l11.  Thlr.  ^)  Sie  wurde  der  älteren  Landesschuld  in  allen  Stücken  gleich- 
gestellt; die  Ohligationenempfanger  erhielten  aber  ausserdem  das  Recht,  bin- 
nen der  nächsten  4  Monate  nach  Einführung  des  neuen  Grundsteuersystems 
die  ümwechselung  der  Obligationen  nach  dem  vollen  Nennwerthe  gegen  baares 
Geld  zu  verlangen,  von  welchem  Rechte  umfangreicher  Gebrauch  gemacht 
wurde.  Zur  Beschaffung  der  hiezu  erforderlichen  Geldmittel  mussten  dah^ 
Handdarlehen  aufgenommen  werden,  so  1  Mill.  Thlr.  beim  Hause  Rothschild 
und  V«  Mill.  Thlr.  bei  der  Leipziger  Bank.  *)  Eine  eff^ective  Vermehrung  der 
Staatsschuld  trat  jedoch  durch  letztere  Anlehen  nicht  ein,  da  die  Staatscasse 
andererseits  in  den  Besitz  der  eingelösten  Sproc.  Scheine  gelangte.  Dagegen 
erhöhte  sich  die  schwebende  Schuld  durch  Nachcreirung  von  1  Mill.  Thlr. 
neuer  Cassenbillets  im  Gefolge  des  Gesetzes  vom  9.  Septbr.  1843,  *)  „um  dem 
ferneren  Begehre  nach  inländischen  Geldrepräsentationsmitteln  zu  entsprechen.** 
In  demselben  Jahre  kam  endlich  zwischen  den  alten  Erblanden  und  dem 
Markgrafthum  Oberlausitz  der  Vertrag  vom  21.  Decbr.  1843,  die  Gleichstel- 
lung beider  Theile  rücksichtlich  der  Staatsschuldenbeiträge  betreffend,*)  zu 
Stande.  Ein  Jahr  darauf  wurden  sämmtliche  noch  vorhajidene  2proc  Kam- 
mercreditcassenscheine  zur  Heimzahlung  gekündigt  ^)  und  damit  das  gesammte 
Schuldenwesen  der  Eammercreditcasse  abgewickelt  Es  blieben  von  ihr  nur 
kleine  Reste  von  längst  verjährten  verzinslichen  und  von  imverzinslichen 
sogen.  Spitzscheinen  übrig.  Der  Name  und  die  Unterscheidung  von  Steuer- 
imd  Kammerscheinen  hört  daher  von  jetzt  an  auf  und  es  gibt  nunmehr  nur 
^Staatsschuldencassenscheine**  und  „landschaftliche  Obligationen  von  1830.** 
Am  Schlüsse  des  Jahres  1845  war  der  Schuldenstand  folgender :  **) 

im  20  fl.-Fu89:    im  14  Thlr.-Fnßs: 

a)  Alte  verjährte  Steuerscheine    ....       17,387  Thlr.  — 

b)  Landschaftliche  Obligationen   von  1830  —  9,284,250  TWr. 

c)  Alte  2proc.  Kammerscheine  de  1766      .     442,950 


18,950  „  — 

9,015  „  - 

—  3,939,100  Thb. 

—  4,000,000     „ 


d)  dto.  unverzinsliche  (Spitzscheine) 

e)  dto.  dto.  verjährte    . 

f)  Staatsschuldenscheine  von  1844 

g)  Cassenbillete 

488,302  Thlr.    17,223,350  Thlr. 

Summe P";      17,711,652  Thlr.~~ 

Uebrigens  war  ein  sehr  namhafter  Theil  der  ausgegebenen  Obligationen 
im  Be>sitze  der  Staatscassen  und  man  würde  einen  irrigen  Schluss  ziehen, 
wenn  man  die  Vermehrung  der  Schuld  von  1842  bis  1845  einer  bedrängten 
Finanzlage  beimessen  wollte.  Diese  war  vielmehr  seit  langer  Zeit  eine  glän- 
zende und  es  ergaben  alle  Etatsperioden  erhebliche  üeberschüsse,  welche 
theils  zur  Ansammlung  eines  „mobilen  Staats  Vermögens ,"  theils  zu  andern 
nützlichen  Zweckeri  verwendet  wurden. 

Dieselbe  Ursache,  welche  neuerer  Zeit  in  den  meisten  deutschen  Mittel- 
Staaten  die  öffentliche  Schuld  um's  Mehrfache  steigerte,   führte  von  jetzt  an 


»)  Bekanntmachung  vom  11.  März  1844,  Gesetz-  u.  Verordn.-Bl.  S.  125. 
^  VergL  V.  Reden  a.  a.  0.  8.  1359.    Ein  Publicandum  bezüglich  dieser  von  der 
Hauptotaatscasse  durchffefdhrten  Anlehensoperationen  findet  sich  im  Gesetzbl.  nicht 
»)  Gesetz- u.  Verorc[n.-BL  von  1843,  8.  135. 
«)  Daselbst  S.  276. 

*)  Bekanntmachung  vom  12.  März  1844,  Gesetz-  u.  Verordn.-BL  S.  126. 
«)  Feller,  Staatspapier-  und  Actienbörse,  Leipzig,  1846,  8.  221. 
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auch  in  Sachsen  eine  solche  Steigerung  herbei.  Wir  meinen  den  Eisenbahn- 
bau.  In  einem  yertraulichen  Decrete  vom  18.  Septbr.  1845  legte  die  Regie- 
rung den  Standen  ihre  Ansichten  über  die  Axt  der  Aufbringung  des  zum 
Eisenbahnbau  erforderlichen  Geldbedarfs,  welcher  damals  incl.  bereits  geneh- 
migter 3,933,229  Thb.  auf  10,150,000  TUr.  angenommen  wurde,  vor.  Die 
Stande  entsprachen  in  ihrem  Antwortschreiben  vom  9.  Juni  1846  jenen  Anträgen 
dahin,  dass 

a)  zu  den  vorhandenen  4  Hill.  Tbl.  Cassenbilleten  noch  3  Mill.  zu  emittiren 
seien,  welche  Emission  durch  Gesetz  vom  18.  Juni  1846')  vollzogen 
wurden; 

b)  2  Mill.  Thlr.  neue  Handdarlehen  aufgenommen  und 

c)  die  verfügbar  werdenden  Ueberschüsse  der  Staatscasse  zum  Eisenbahnbau 
verwendet  werden  sollten. 

Die  Begierung  benützte  diese  Credite,  beantragte  aber  im  Jahre  1847  die 
Einlösung  und  den  Ausbau  der  vorher  einer  Privatgesellschaft  concessionirten 
„sächsisch-bayerischen  Eisenbahn^  und  zu  diesem  Zwecke  eine  4proc.  Staats- 
anleihe von  10  Mill.  Thlr.,  wovon  jedoch  nur  5  Millionen  zur  Verwendung" 
kommen,  die  andern  5  Mill.  aber  in  älteren  3proc.  Staats-  und  in  S\s  proc. 
Obligationen  der  Landrentenbank  an  Zahlungsstatt  gegen  die  neuen  4proc. 
Schuldscheine  eingezogen  und  der  Staatsschuldencasse  übergeben  werden  soll- 
ten, so  dass  nur  eine  effective  Vermehrung  der  öffentlichen  Schuld  um  5  Mill. 
Thlr.  eintrat  In  dieser  Weise  wurde  denn  auch  die  Operation  durch  Gesetz 
vom  27.  März  1847,  *)  Declaration  vom  gleichen  Tage  *)  und  Bekanntmachung 
des  ständischen  Ausschusses  von  demselben  Datum  ^)  durchgeführt.  Sie  war 
eine  Maassregel  zur  Erhaltung  des  bereits  hier  wie  anderwärts  durch  die 
Theurung  und  Handelscrisis  afficirten  Staatscredits.  Die  nun  ausgegebenen 
Obligationen  wurden  den  älteren  Schuldpapieren  in  ihren  Rechten  völlig 
gleichgestellt. 

Die  Erwerbung  der  sächsisch-bayerischen  Eisenbahn  (Leipzig-Hof  mit  einer 
Zweigbahn  von  Werdau  nach  Zwickau)  hatte  übrigens*  nicht  nur  die  eben 
berührte  Schuldenvermehrung  mit  sich  gebracht,  sondern  der  Staat  übernahm 
auch  vermöge  Vertrags  vom  1.  April  1847  *)  und  kgl.  Decrets  vom  gleichen 
Ta^e,  ^)  wodurch  die  Actiengesellschaft  aufgelöst  und  die  Bahn  auf  Staats- 
rechnung übertragen  wurde,  das  gesammte  Actien-  imd  Prioritätscapital  der 
Gesellschaft  als  Staatsschuld.  Das  Actiencapital  bestand  in  45,000  Stück  Actien 
ä  100  Thlr.  Der  Staat  fand  sich  zu  dieser  Aquisition,  sowie  später  zu  den 
gleichen  Erwerbungen  der  „sächsilch-schlesischen  (Dresden-Görlitzer)  und  der 
Chemnitz-Riesaer  Eisenbahn  veranlasst,  weil  er  sich  von  Anfang  an  mit  einem 
Viertheil  als  Actionär  betheiligt,  auch  sonstige  Verpflichtungen  übernommen, 
sich  aber  das  Rückkaufsrecht  eventuell  vorbehalten  hatte  und  weil  die  Privat- 
gesellschaften die  erforderlichen  Geldmittel  unter  veränderten  Verhältnissen 
vortheilhaft  nicht  mehr  aufzubringen  vermochten. 

So  war  die  gesammte  Staatsschuld  Ende  1847  auf  folgende  Beträge  ge- 
steigert :  ^) 


^)  Gesetz-  u.  Verordn.-BL  von  1846,  8.  59. 

*)  Gesetz-  u.  Verordn.-Bl.  von  1847,  8.  50. 

^  Daselbst  S.  52. 

*)  Ebendaselbst  S.  53. 

*)  Daselbst  8.  63—66. 

»)  Daselbst  S.  61—63. 

';  v.  Reden  a.  a.  O.  8.  186G. 
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a)  Schulden  der  Tormaligen  Steuercredit-  und  jetzigen 
Staatsschulden-Casse 22,593,926  Thlr. 

b)  Schulden  der  Hauptstaatscasse       4,184,075     „ 

c)  CassenbiUetsschuld        7,000,000     „ 

zusammen 33,778,000  Thlr. 

Die  Bewegungsjahre  1848  und  1849  gingen  zwar,  was  in  Sachsen  zu  ver- 
wundem, ohne  neue  ^ndirte  Anlehen  vorüber,  verschlechterten  aber  die  Fi- 
nanzlage derart,  dass  neue  Steuern  aufgelegt,  die'  alten  voraus  erhoben  *)  und 
die  bei  der  Hauptstaatscasse  vorhandenen  Fonds  aufgezehrt,  auch  die  Passiv- 
verbindlichkeiten der  letztem  Casse  bedeutend  vermehrt  werden  mussten. 
Durch  Gesetz  vom  31.  Juli  1848 ')  erhielt  die  Regierung  die  Ermächtigung, 
die  sich  im  Besitze  des  Strats  be&idenden  oder  in  solchen  noch  gelangenden 
3proc.  Obligationen  von  1844  in  öproc.  zu  verwandeln  und  diese  für  Rech- 
nung der  Hauptstaatscasse  zur  Veräusser^ng  zu  bringen,  was  sofort  nach 
Bekanntmachung  von  demselben  Tage  ^  geschah.  Die  Obligationen  konnten 
mit  nur  geringen ,  Vortheilen  für  die  Abnehmer  al  pari  angebracht  werden. 
Tergleicht  man  die  Course  der  gleichzinsigen  Papiere  anderer  Staaten  von 
jener  Zeit,  so  war  dieses  Resultat  für  Sachsen,  wo  die  Bewegung  bis  zum 
Aufruhr  fortschritt,  ein  sehr  günstiges  und  bestätigt,  was  wir  bezüglich  des 
sächsischen  Staatscredits  bereits  oben  bemerkt  haben.  Das  Finanzministerium 
suchte  durch  Bekanntmachung  vom  11.  Novbr.  1848  *)  auch  den  im  freien 
Verkehr  verbliebenen  Rest  der  Anleihe  von  1844  mit  circa  780,000  Thlr.  an 
sich  zu  bringen,  indem  es  den  Umtausch  der  Obligationen  derselben  gegen 
3proc.  landschaftliche  Obligationen  von  1830  mit  \8Vo  Aufgeld  anbot.  Auch 
von  diesem  Offert  wurde  umfassender  Gebrauch  gemacht,  und  es  verschwan- 
den so  die  3proc.  Obligationen  von  1844  bis  auf  einen  geringen  Rest,  (welcher 
am  20.  März  1852  gekündigt  wurde). 

Von  den  Verfassungskämpfen  des  Jahres  1848  wird  später  die  Rede  sein. 
Die  aufrührerischen  Ereignisse  des  folgenden  Jahres,  welche  die  Flucht  des 
Königs,  ^)  den  Belagerungszustand  über  Dresden  und  Werdau  ®)  imd  auswär- 
tige Kriegshülfe  zur  Folge  hatten,  konnten  begreiflicher  Weise  nur  geeignet 
sein,  die  Finanzen  zu  zerrütten.  Die  Schuld  der  Hauptstaatscasse  wuchs  daher 
in  bedenklichster  Weise,  was  aus  folgender  Zusammenstellung  des  Gesammt- 
ßchuldenstandes  Ende  1849  ersichtlich  wird.     Es  betrug:^) 

a)  die  Schuld  der  Staatschuldencasse 22,506,637  TWr. 

b)  ^       „  „    Hauptstaatscasse        11,836,724     „ 

c)  die  Cassenbilletsschuld 7,000,000     „ 

die  ganze  Staatsschuld        41,343,361  Thlr. 

Davon  befanden  sich  im  Besitze  der  Staatscassen  .     .  4,740,000     „ 

imd  waren  in  Händen  von  fremden  Gläubigem     .     .  36,603,361  Thlr. 

Nach  wieder  hergestellter  Ordnung  im  Innern  wurde  auch  die  Ordnung 
im  Staatshaushalt  wieder  befestigt  und  der  Staatseisenbahnbau  mit  erneuerter 
Energie  aufgenommen.     Beiderlei  Bestrebungen,  sowie  die  Absicht,  die  in  den 


*)  VergL  Verordnung  vom  25.  April,  27.  ejsd,  12.  Aug.  und  5.  Nov.  1848,  Gesets- 
u.  Verordn.-BL  S.  97,  99,  166  und  291. 

^  Gesetz-  u.  Verordn.-Bl.  von  1848,  S.  158. 

^  Daselbst  8.  160. 

*)  Daselbst  S.  287. 

*)  Vergl.  Bekanntmachung  vom  8.  Mai  1849,  Gesetz-  u.  Verordn.-Bl.  S.  97. 

^)  Bekanntmachung  vom  8.  Mai  und  25.  Juni  1849,  das.  8.  95  und  1S2. 

')  V.  Reden  a.  a.  0.  S.  1366. 


Digitized  by  CjOOQIC 


E9nigr.  Sachsen.  215 

leMen  Jahren  au^enommene  sogen.  Handdarlehenssohold  von  9,082,800  Thhr. 
zu  oonsolidiren  und  zu  fundiren,  hatten  eine  neue  ^Vsproc  Anleihe  von  15  Mill. 
Thfar.  zur  Folge,  welche,  durch  Gesetz  vom  10.  und  Bekanntmachung  vom 
18.  Jam.  1851  ^)  in's  Werk  gesetzt,  sdion  am  10.  Febr.  desselben  Jahres  be- 
schafft war,  obgleich  bei  dem  eben  genannten  Gesetze  nur  die  alten,  restituir- 
ten  Stände  mitgewirkt  hatten.  Die  Eisenbahnuntemehmungen  von  Seite  des 
Staats  wurden  gleichzeitig  auf  folgende  Objecto  ausgedehnt : 

1)  Fortbau  der  sächsisch -böhmischen  Bahn  (von  Dresden  an  die  böh- 
mische Grenze  bei  Bodenbach),  welche  von  Anfang  an  auf  Staatskosten 
ausgeführt  worden  war; 

2)  Fortbau  der  sächsisch-bayerischen,  1847  erworbenen  Bahn; 

3)  Uebemahme  der  sächsisch-schlesischen  Bahn  (Dresden-Görlitz),  von 
einer  Privatgesellschaft,  bei  welcher  sich  der  Staat  schon  vorher  mit 
2,178,000  Actien  betheiligt  hatte.  In  den  Händen  der  Actionäre  waren 
4  MilL  Thlr.  Actien,  die  nun  kraft  Vertrags  vom  31.  Januar  1851  ^)  und 
königL  Decrets  vom  gleichen  Tage ")  als  in  4proc.  Staatsschulddocumente 
umgewandelt  erklärt  wurden.  Nebenbei  übernahm  der  Staat  die  schwe- 
bende Schuld  der  Gesellschaft  mit  210,000  TWr. 

4)  Erwerbung  und  Ausbau  der  Chemnitz-Riesaer  Bahn.  Die  Erwer- 
bung geschah  durch  Vertrag  vom  30.  Decbr.  1850  *)  und  kgl.  Decret 
vom  28.  Janr.  1851  *)  in  der  Weise,  dass  den  Actionären  freigestellt  wurde, 
für  jede  in  ihrem  Besitze  befindliche  Actio  entweder  30  Thlr.  feste  Ent- 
schädigung anzunehmen,  wovon  V«  baar  und  */8  in  4proc.  Prioritätsschuld- 
scheinen der  Gesellschaft  selbst,  welche  der  Staat  nun  als  eigene  Schuld 
übernahm,  zu  berichtigen  waren;  oder  den  25fachen  Betrag  des  Rein- 
ertrags der  Bahn  während  der  ersten  10  Betriebsjabre  pro  rata  zu  ver- 
langen. Würde  im  letzteren  Falle  jener  25fache  Betrag  die  Summe 
von  25  Thlr.  per  Actio  nicht  erreichen,  so  sollte  gleichwohl  dieser 
Betrag  an  diejenigen  Actionäre  vergütet  werden,  welche  die  zweite 
Entschädigungsmodalität  durch  rechtzeitige  Anmeldung  wählen  würden; 
auch  erhielten  diese  per  Abschlag  sofort  10  Thlr.  baar  und  10  Thlr.  in 
4proc.  Prioritätsobligationen  auf  jede  Actio,  während  ihnen  der  Rest 
binnen  6  Monaten  nach  Ablauf  des  lOten  Betriebsjahres  gegen  Zurück- 
gabe der  ausgestellten  „Anwartsscheine**  zu  bezahlen  war.  Die  ur- 
sprüngliche Actienausgabe  der  Gesellschaft  hatte  sich  auf  40,000  Thlr. 
Antheilsscheine  ä  100  Thlr.  erstreckt,  wovon  29,565  Stücke  im  Privat- 
besitze. Auch  sämmtliche  schwebende  Schulden  derselben  übernahm 
der  Staat. 

5)  Herstellung  einer  Verbindungsbahn  zwischen  den  Leipziger 
Bahnhöfen. 

Diese  in  späterer  Zeit  noch  erweiterte  Eisenbahnuntemehmungen  hatten 
hauptsächlich  die  stetige  Schuldenvermehrung  zur  Folge,  von  welcher  nach- 
stehend die  Rede  sein  wird. 

Die  Finanzen  konnten  inzwischen,  und  zwar  bis  zur  neuesten  Zeit,  nur 
durch  ausserordentliche  Steuerzuschläge  im  Gleichgewicht  erhalten  werden.  •) 


*)  Gesetz-  und  Verordn.-BL  von  1851,  S.  6  und  15. 
^  Daselbst  S.  84  ff. 
*)  Ebendaselbst  S.  31. 
*)  Ebendaselbst  8.  26  ff. 
^)  Ebendaselbst  Ö.  24—25. 

•)  VergL  Finanzgesetze  vom  13.  Dec.  1850,  Ges.-  u.  V.-BL  S.  272;  27.  Mai  1852, 
Ges.-  u.  V.-BL  ö.  88;  16.  Aug.  1855,  Ges.-  u.  V.-BL  ö.  312. 
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Doch  fanden  an  letzteren  wiederholt  Nachlässe  statt  ^)  und  die  wirklieben 
Rechnungsergebnisse  übertrafen  regelmässig  die  verabschiedeten  Etatsvoran* 
schlage  um  ein  Namhaftes,  so  dass  die  ausserordentlichen  Staatsbedürfiiisse 
stets  anf  die  ^yerfügbaren  Yerwaltangsüberschüsse^  angewiesen  werden  konn- 
ten. *)  Die  der  kgl.  sächsischen  Hanptstaatscasse  zur  unmittelbaren  Disposition 
stehenden  Mittel  waren  überhaupt  von  jeher  relativ  grösser,  als  in  andern 
Staaten,  und  ermöglichten  daher  eine  selbstständigere  Bewegung,  sowie  manche, 
von  der  Staatsschuldenverwaltung  unabhängige  Creditoperationen,  wie  z.  B. 
die  sogen.  Handdarlehen  ^egen  Kündigung  atf  1  Jahr,  die  Ausgabe  der  Re- 
servecassenbillets  gegen  Hinterlegung  von  Staatsschuldscheinen  bei  der  Staats- 
schuldencasse,  welche  wiederholt  gesetzlich  sanctionirt  wurde,  •)  u.  s.  w. 

Die  Verwaltung  der  Staatsschuld  schritt  ihrerseits  sofort  wieder  zur  Ab- 
minderung  der  Lasten  dieser,  sobald  die  Crediterschütterungen  der  Bewegungs- 
zeit sich  verlaufen  hatten.  Sie  kündigte  daher  schon  unterm  20.  März  1852^) 
den  ganzen  Rest  der  Anleihe  von  1844,  deren  grösster  Theil  1848  auf  den 
Zins&ss  von  5Vo  erhöht  worden  war,  und  beseitigte  so  die  5proc  Schuld.  Zu 
diesem  Zwecke,  sowie  zur  Tilgung  der  von  der  Chemnitz-Riesaer  Eisenbahn- 
gesellschaft;  übernommenen  Prioritätsanleihe  von  2  Mill.  Thlr.  gestattete  das 
Gesetz  vom  1.  Juni  1852  ^)  die  EröffiEiung  einer  neuen  4proc.  Anleihe  im  Be- 
trage von  5,850,000  Thlr.,  welche  alsbald  untergebracht  war. 

Im  Jahre  1855  erfolgte  die  Umwandlung  der  von  der  sächsisch-bayerischen 
Eisenbahngesellschaft;  übernommenen  Actienschuld  von  4V  MilL  Thlr.  in  3proc. 
Staatsschuldscheine,*)  wie  sie  durch  den  oben  erwähnten  Vertrag  von  1847 
zugesagt  war.  Zu  gleicher  Zeit  ward  eine  neue  4proc.  Eisenbahnanleihe  von 
8,650,000  Thlr.  als  Fortsetzung  der  1852ger  4proc.  Anleihe  eröfl&iet,  ^  wovon 
zunächst  die  Summe  von  5  Mill.  Thhr.  emittirt  wurde;  ®)  der  Rest  kam  später 
zur  Ausgabe. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1858  konnte  man  die  Oonversion  der  ganzen 
4\/8proc.  Staatsschuld  in  neue  4proc.  Obligationen,  welche  wiederum  als  Fort- 
setzung der  Anleihen  von  1852  imd  1855  emittirt  wurden,^  wa^cn.  Die 
Maassregel  gelang  so  voUständig,  dass  am  18.  Juni  desselben  Jahres  von 
14,524,000  Thlr.  nur  noch  90,200  Thlr.  unconvertirt  geblieben  waren ,  welche 
nun  gänzlich*  zur  Heimzahlung  gekündigt  wurden.  *^  Damit  war  auch  die 
4V«proc.  Schuld  beseitigt. 

Eine  letzte  4proc.  Anleihe  von  SV»  Mill.  Thlr.  zur  Ausführung  einer  wei- 
teren Staatseisenoahn  von  Tharandt  nach  Freiberg  und  den  fiscdischen  Hüt- 
tenwerken wurde  im  Jahre  1859  verwilligt  ^*)    Dagegen  war  das  Königreich 


*)  So  schon  1851  durch  Verordnung  vom  13.  Sept,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  826;  dann 
18Ö3  durch  Verordnung  vom  30.  April,  Ges.-  u.  V-Bl.  8.  72;  für  1856  durch  Verordn. 
vom  15.  Mai,  Ges.-  u.  V.-Bl.  S.  77;  für  1857  durch  Verordn.  vom  26.  3iärz,  Ges.-  u. 
V.-BL  S.  63. 

')  8.  die  eben  (8.  215,  Note  6)  allegirten  Finanzgeeetze. 

•)  Vergl.  Gesetz  vom  16.  Janr.  1851,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  22,  und  Gesetz  vom  6.  Sept 
1855,  Ges.-  u.  V.-BL  S.  527. 

*)  Ges.-  u.  V.-Bl.  von  1852,  8.  52. 

<^)  Daselbst  8.  86. 

^)  Gesetz  vom  31.  Mftrz  1855,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  51,  und  Bekanntmachung  vom 
7.  Sept  1855,  das.  8.  524. 

')  Gesetz  vom  13.  Aug.  1855,  ebendas.  8.  135. 

^)  Bekanntmachung  vom  gleichen  Tage,  das.  8.  137. 

^  Gesetz  vom  11.  Febr.  1858,  Ges.-  u.  V.-Bl.  8.  7. 

'^  Bekanntmachung  vom  18.  Juni  1860,  ebendas.  8.  121. 

")  Gesetz  vom  3.  Janr.  1859,  Ges.-  u.  V-BL  8.  5. 
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Sachsen  mer  der  wenigen  Staaten,   welchen   es  möglich  war,   den  ansseror- 
dentlichen  Kriegsanfwand  dieses  Jahres  im  Betrag  von  5,636,724  Thlr.  ohne 
Anleihe,  theils  durch  Wiederaufnahme  der  yorher  erlassenen  SteuerEuschläge,^ 
theils  durch  Verwendungen  aus  den  verfügbaren  Bestanden  des  mobilen  Staats- 
vermdgens  aufeubringen.  *)  ^ 

§•  50. 
Keuester  Bestand  der  sächsischen  Staatsschuld. 

Wir  kennen  den  rechnungsmässigen  Schuld^istand,  wie  er  vom  Jahre  1858 
auf  das  Jahr  1859  überging.    Die  Gesammtsumme  betrug  am  1.  Januar  1859 

60,729,552  Thlr. 
und  war  aus  folgenden  Bestandtheilen  zusammengesetzt: 

a)  alte  Steuer-  und  Kammer-Creditcassenscheine     •     .    .  18,177  Thlr. 

b)  3proc.  landschafaiche  Obligationen  von  1830     .    .    .      7,199,875     „ 

c)  4proc.  Staatsschuldencassen-Scheine  von  1847     .     .    .      9,201,500     „ 

d)  4Viproc.  „  „  ,    1851     •     .    .  90,200     „ 

e)  4proc.  „  n  v    1852—1858        28,936,300     „ 

f)  3proc.  „  1»  »    1855     .     .    .      4,458,300     „ 

g)  sächsisch-schlesische  Eisenbahnschuld  (4^0  nebst  Prämien)     3,830,200     „ 
h)  unverzinsliche  Cassenbillets 7,000,000     „ 

60,729,552  TUr. 
Hiezu  ist  der  Capitalwerth  der  Beuten  aus  imablösbaren 
Capitalien  mit  52,067  Thlr.  zu  4Vo  zu  rechnen  k  .    .    .    .      1,301,675  Thbr. 
und  kommt  femer  hinzu:  die  im  Jahre  1859  emittirte  4proc. 

Eisenbahnanleihe  mit 3,500,000  Thbr. 

Summe 65,531,227  Thbr. 

Setzt  man  hievon  die  planmässige  Tilgungsquote  des  Jahres  1859  mit 
circa  650,000  Thlr.  ab,  so  verbleibt  ein  Nominalbetrag  der  ganzen  Staats- 
schuld von  rund - 65,000,pOO  Thbr. 

Nach  einem  Ministerialausschreiben  vom  Juni  1859  wurden  damals  ausser 
der  gesetzlich  verwilligten,  oben  eingerechneten  fundirten  Eisenbahnanleihe  von 
der  Hauptstaatscasse  4V>proc.  Handdarlehen  angenonunen  und  4proc.  Staats- 
schuldscheine mit  dem  Becht  einjähriger  Kündigung  für  den  Inhaber  ausge- 
geben, deren  Betrag  uns  nicht  bekannt  geworden  ist.  Diese  Oassenmanipu- 
lationen  konnten  indessen  die  eigentliche  Staatsschuld  nicht  vermehren,  sondern 
waren  Creditoperationen  auf  BechnuDg  des  mobilen  Staatsvermögens. 

Ein  Vergleich  des  neuesten  Schuldenstandes  mit  dem  des  J^es  1842  er- 
gibt die  enorme  Zunahme  von  52  Millionen  und  könnte  gerechte  Bedenken 
hervorrufen,  wenn  nicht  in  Berücksichtigung  käme,  dass  weit  der  grösste  Theü 
dieser  Schuldenvermehrung  eine  productive  Oapitalanlage  in  Eisenbahnen, 
Telegraphen  etc.  gewesen  ist,  welche  wenigstens  bis  jetzt  ein  sehr  befriedi- 
gendes«Ertragsergebniss  geliefert  hat. 

Dennoch  ist  die  Gesammtziffer  der  Staatsschuld  des  Königreichs  Sachsen 
im  Yergleich  zu  seiner  Grösse  und  seinen  Kräften  eine  namhafte.  In  Zeiten 
der  Geschäftslosigkeit  könnte  sie  um  so  drückender  werden,  als  nun  nicht 
nur  die  Hauptquelle  des  Volkseinkommens,  sondern  auch  ein  sehr  bedeutender 
Theil  der  Staatseinnahmen  aus  industriellen  Unternehmungen  fliesst,  deren 
weniger   constanter  Character   leicht   augenblickliche  Noth   mit   sich   bringt. 


>)  Landtagsabschied  vom  11.  Juni  1859,  das.  S.  160. 
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Indessen  hat  Sachsen  einen  in  seiner  •  ganzen  Vergangenheit  begründeten 
Staatscredit  und  den  wichtigen  Umstand  voraus,  dass  es  sich  seine  Schuld 
fyßt  ganz  selbst  schuldet. 

§.  51. 
Gewährschaften  des  sächsischen  Staats  für  fremde  Verbindlichkeiten. 

Nachdem  der  Staat  mehrere  Privateisenbahnen,  für  welche  er  mit  gewissen 
Terpflichtimgen  eingetreten  war,  in  sein  volles  Eigenthum  übernommen  hat 
(s.  oben  §.  49),  beschränken  sich  unseres  Wissens  seine  Verbindlichkeiten  für 
fremde  Rechnung  auf  folgende  Anstalten: 

1)  die  königl.  Landrentenbank,  errichtet  in  Folge  Gesetzes  vom 
17.  März  1832  zum  Behufe  der  Vermittlung  und  Erleichterung  der 
Grundlastenablösung.  Sie  wird  von  Beamten  des  Staats  verwaltet,  *) 
bezieht  diejenigen  Ablösungsrenten,  welche  die  vormaligen  G^fällberech- 
tigten  nicht  selbst  erheben,  sondern  an  die  Bank  verweisen,  und  gibt 
3V»proc.  Werthpapiere  an  Zahlungsstatt,  sogen.  Landrentenbriefe,  aus. 
Für  das  ganze  Gebahren  der  Bank  und  für  alle  von  ihr  übernommene 
Verpflichtungen  leistet  der  Staat  unbedingte  Gewährschaft.  Uebrigens 
gemessen  die  der  Bank  überwiesenen  Renten ,  auf  welche  die  Renten- 
briefe zimächst  fundirt  sind,  die  Vorzüge  der  landesherrlichen  Steuern 
und  sind  auf  die  entlasteten  Grundstücke  radicirt.  Die  Staatsgarantie 
wird  daher  niemals  lästig  werden. 

2)  Die  königl.  Altersrentenbank.  Diese  einzig  dastehende  Staats- 
Lebensversicherungsanstalt  wurde  durch  Gesetz  vom  6.  Novbr.  1858  *) 
in's  Leben  gerufen  imd  „soll  jedem  Staatsangehörigen  die  Füglichkeit 
gewähren,  sich  selbst  oder  einem  andern  Aufnahmefähigen  durch  ein- 
malige oder  wiederholte  Einzahlungen  von  Einlagen  von  einem  durch 
den  Einleger  im  Voraus  bestimmten  späteren  Lebensjahre  des  Versi- 
cherten ab  bis  zu  des  letzteren  Ableben  eine  jährliche  Rente  zu  erwer- 
ben.*' Der  Staat  „haftet  für  Erfüllung  aller  Verbindlichkeiten,  welche 
die  Bank  übernimmt." 

3)  Die  Zittau-Reichenb erger  Eisenbahn:  Gewähr  für  eine  Verzin- 
sung des  in  2,500,000  Thlr.  bestehenden  Anlage-  (Actien-)  Capitals  mit 
jährlich  47«  auf  die  Dauer  von  40  Jahren,  vom  Zeitpunkte  der  Be- 
triebseröfi&iung  an  gerechnet,  und  zwar  in  Gemeinschaft  mit  der  österr. 
Regierung  derart,  dass  die  sächsische  Regierung,  welche  den  Bau  und 
Betrieb  leitet,  den  Actionären  allein  verhaftet  ist,  dagegen  mit  der 
österr.  Regierung  abrechnet.  Nach  Ablauf  der  auf  50  Jahre  ertheilten 
Concession  fällt  die  Bahn  unentgeltlich  an  den  Staat  zurück;  doch  ist 
den  Actionären  der  Werth  der  Betriebsmittel  zu  vergüten  und  derjenige 
Rest  des  Actiencapitals,  welches  bis  dahin  nicht  bereits  aus  Erttags- 
Überschüssen  der  Bahn  (über  47«)  amortisirt  sein  sollte,  aus  dem  fer- 
neren Bahnertrage  ebenso  allmälig  zu  bezahlen,  wie  ihnen  auch  ein 
etwaiger  als  Amortisationsfonds  angesammelter  Ertragsüberschuss  frühe- 
rer Jahre  zufallt.  *) 


')  Vergl  Generalverordnung  vom  30.  Dec.  1888,  Ges.-  u.  V.-BL  von  1834,  S.  1. 
«)  Ges.-  u.  V.-BL  S.  274  ff. 

^  Concessionsdeoret  vom  23.  April  1855  mit  angehängten  Concessionsbedingungen, 
Ges.-  u.  V.-BL  von  1855,  S.  64  ff. 
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Bei  andern  in  Sachsen  noch  bestehenden  Privat-Eisenbahnunternehmungen, 
irie  z.  B.  der  Lobau-Zittauer  Actiengesellschaft,  ist  der  Staat  nur  als  Actionär 
betheiligt,  wieder  andere  hat  er  gegen  eine  fixe  Entschädigung  für  den  Betrieb 
in  Administration  übemonunen.  Wir  werden  des  Nahem  in  der  vierten  Ab- 
iiieilung  hierauf  zurückkoitimen. 

§.  52. 
Staatsverfassang.    Yerwaltung  der  Staatsschuld. 

Daa  Eonigfeich  Sachsen  zählt  unter  die  constitntionell-monarchischen  Staa- 
ten des  deutschen  Bundes,  in  welchem  es  die  dritte  Stelle  mit  vier  Stimmen 
im  Plenum  und  einer  Stimme  im  engeren  Bathe  einnimmt.  Das  Land  ist  als 
ein  untheübarer,  einheitlicher  Staatscomplex  erklärt  und  wird  durch  die 
Ständeyersammlung,  bestehend  aus  zwei  Kammern,  vertreten.  Kein  Bestand- 
theil  desselben  und  kein  Recht  der  Krone  kann  veräussert,  kein  Gesetz  er- 
lassen, abgeändert  oder  authentisch  interpretirt  werden  ohne  Zustinunung  der 
Stände.  Staatsgrundgesetze  sind:  die  Yerfassungsurkunde  vom  4.  Septbr.  1831,*) 
modifidrt  durch  einzelne  spätere  Gesetze,  wovon  sofort  die  Rede  sein  wird, 
und  das  Hausgesetz  vom  30.  Decbr.  1837. 

Die  Yerfassungsgeschichte  Sachsens  haben  wir  in  unsem  historischen  Rück- 
blicken (§.  49)  bereits  berührt,  und  dabei  erwähnt,  dass  die  altständische  Ver- 
fassung bis  zum  Jahre  1831  fortbestanden  habe.  Die  neue  Constitution  wurde 
„in  Folge  der  von  den  alten  Ständen  wiederholt  ausgesprochenen  Wünsche* 
mit  diesen  ohne  Einberufung  einer  besonderen  constituirenden  Versammlung 
vereinbart.  *)  Es  Hess  sich  daher  nicht  erwarten,  dass  sie  in  übermässig  libe- 
ralem Geiste  abgefasst  sein  würde;  doch  räumte  sie  den  neuen  Ständen  alle 
wesentlichen  Rechte  einer  wirksamen  Volksvertretung  ein.  Sie  war  auch  in 
unangefochtener  Geltung  bis  zum  Jahre  1848,  welches  hier  wie  anderwärts 
an  dem  Bestehenden  zu  rütteln  begann.  Die  grössten  Beschwerden  waren 
gegen  die  ständische  Gliederung  der  Kammern  und  daher  gegen  das  Wahl- 
gesetz von  1831  gerichtet.  Es  trat  denn  auch  an  die  Stelle  desselben  das 
provisorische  Wahlgesetz  vom  15.  Novbr.  1848,  *)  das  die  Zusammensetzimg 
beider  Kammern  völlig  umänderte  und  directe  Wahlen  einführte.  Diesem 
folgte  am  gleichen  Tage  das  provisorische  Gesetz  „wegen  einiger  Abänderun- 
gen der  Verfassungsurkunde,*'*)  nothwendig  geworden  durch  die  Bestimmun- 
gen des  neuen  Wahlgesetzes.  Eine  weitere  Modification  erhielt  die  Verfas- 
sung durch  Gesetz  vom  31.  März  1849  und  durch  das  Gesetz  vom  gleichen 
Tage  „über  das  Recht  der  Kanunem  zu  Gesetzesvorschlägen, "  ^)  wodurch  die 
Initiative  der  Gesetzgebung  jedem  einzelnen  Mitgliede  beider  Kammern  ein- 
geräumt wurde.  Obgleich  so  die  Krone  sich  in  hohem  Maasse  nachgiebig 
gezeigt  hatte,  konnten  die  Kammern  im  Weitem  mit  der  Regierung  doch 
nicht  einig  gehen,  und  wurden  daher  im  April  1849  aufgelöst.®)  Darauf  folg- 
ten die  aufrührerischen  Maiereignisse  und  auf  diese  Ueberstürzung  naturge- 
mäss  die  Reaction.    Wie  überall,  wo  der  Weg  der  legalen  Reform  verlassen 


»)  Pronralgirt  in  der  Qe8.-8amml.  von  1831,  8.  241. 

*)  VergL  Landtagsabschied  vom  4.  Sept  1831,  Ges.-SammL  S.  237  ff. 

8)  Ges.-  u.  Y.-BL  von  1848,  S.  227. 

*)  Daselbst  8.  219. 

*)  Ges.-  u.  V.-BI.  von  1849,  8.  57  und  58. 

^  Bekanntmachung  vom  28.  April  1849,  Ges.-  u.  Y.-Bl.  S.  89. 
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und  zu  Gewaltacten  geschritten  wurde,  alles  Errungene  aufs  Spiel  gesetzt 
ward,  so  auch  hier.  Nach  der  Rückkehr  des  Königs  ging  man  auf  die  alten 
Verfassungszustände  zurück,  hob  das  radicale  Wahlgesetz  und  die  Verfas- 
sungsänderungen Ton  1848  auf  und  berief  die  alten  Stande  auf  Grund  des 
Waihlgesetzes  TOn  1831.  ^)  Mit  diesen  wurde  sodann  das  Gesetz  vom  5.  Mai 
1851  ^  Tcreinbart,  welches  die  Modificationen  der  Verfassung  schloss. 

In  so  weit  die  jetzt  bestehenden  grundgesetzHchen  Bestimmungen  fßr  uns 
Yon  unmittelbarem  Interesse  sind,  lassen  wir  sie  hienach  folgen.    Sie  lauten: 
§.105.')  „Ohne  Zustimmung  der  Stände  kann  kein  Anlehen  gültig  gemacht 
werden." 

„"Wenn  in  ausserordentlichen,  dringenden  und  uuTorhergesehenen 
Fällen  schleunige  finanzielle  Maassregeln  erfordert  werden,  zu  welchen 
an  sich  die  Zustimmung  der  Stände  nothwendig  ist,  .so  ist  eine  aus- 
serordentliche Ständeversammlung  einzuberufen. '^ 

„Sollten  jedoch  die  Verhältnisse  eine  rechtzeitige  Einberufung  oder 
auch  den  Zusammentritt  der  Kammern  durchaus  unmöglich  machen,  so 
darf  der  König,  unter  Verantwortlichkeit  der  ihn  hiebei  berathenden 
Vorstände  der  Ministerialdepartements,  das  zur  Deckung  des  ausser- 
ordentlichen Bedürfoisses  unumgänglich  Nöthige  provisorisch  verfügen, 
auch  erforderlichen  Falles  ausnahmsweise  ein  Anlehen  au&ehmen;  es 
sind  aber  die  getroffenen  Maassregeln  sobald  als  irgend  möglich  der 
Ständeversammlung,  und  spätestens  bei  dem  nächsten  ordentlichen 
Landtage,  vorzulegen,  um  deren  verfassungsmässige  Genehmigung  zu 
bewirken;  auch  ist  selbiger  über  die  Verwendung  der  erforderlich 
gewesenen  Summen  Nachweisung  zu  geben. '^ 
§.  107.  „Zu  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschulden  besteht  eine  beson- 
dere Staatsschulden-Casse,  welche  unter  die  Verwaltung  der  Stände 
gestellt  isf 

„Diese  Verwaltung  wird  durch  einen  ständischen  Ausschuss,  mit 
Hülfe  der  von  ihm  ernannten  und  vom  Könige  bestätigten  Beamten, 
gefuhrt.  Er  hat  auch  bei  erfolgender  Auflösung  der  Kanunern  seine 
Geschäfte  bis  zur  Eröffiiung  der  neuen  Ständeversammlung  und  er- 
folgten Wahl  eines  neuen  Ausschusses  fortzusetzen.** 

„Der  Regierung  steht  vermöge  des  Oberaufsichtsrechts  frei,  von 
dem  Zustande  der  Gasse  zu  jeder  Zeit  Einsieht  zu  nehmen.^ 

„Die  Jahresrechnungen  über  dieselbe  werden  von  der  obersten 
Rechnungsbehörde  geprüft;  und  bei  jedem  ordentlichen  Landtage  (§.  115, 
wonach  dieser  alle  3  Jahre  einzuberufen)  den  Ständen  zur  Erinne- 
rung und  Justification  vorgelegt  Nach  erfolgter  Justification  wird 
das  Resultat  der  Rechnungen  im  Namen  der  Stände  durch  den 
Druck  bekannt  gemacht.^  ^ 

Zur  AusfOhrung  dieser  Verfassungsbestimmung  (§.  107)  erging  unterm 
29.  Septbr.  1834  *)  ein  besonderes  Gesetz,  welches  durch  Gesetz  vom  3.  Novbr. 
1848  ^)  eine  Ergänzung  erhiüten  hat,  und  in  welches  vorstehende  Grundsätze 
wörtlich  übergingen.    Im  Uebrigen  verordnet  dasselbe  Folgendes: 


>)  Bekanntmachung  vom  8.  Juni  1850,  Ges.-  u.  Y.-BL  8.  135.   Gesetz  vom  15.  Aug. 
1850,  das.  8.  199. 

«)  Ges.-  u.  V.-Bl.  von  1850,  8.  122. 

«)  Vergl.  auch  Gesetz  vom  5.  Mal  1851,  §.  8,  Ges.-  u.  V.-Bl.  8.  125. 

*)  Ges.-  u.  V.-Bl.  von  1884,  8.  209. 

*)  Ges.-  n.  V.-Bl.  von  1848,  8.  202. 
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1)  Die  StaatBschuldencasse  hat  ihren  Sitz  in  Dresden.  Es  erhalt  aber  auch 
in  Leipzig  eine  Steuereasse  Auftrag,  die  fälligen  Zinsen  und  Capitalien 
der  sich  daselbst  meldenden  Gläubiger  ganz  ebenso  zu  bezahlen,  wie  es^ 
bei  der  Staatsschuldencasse  zu  geschehen  hat. 

2)  Der  standische  Ausschuss  zur  Verwaltung  der  Staatsschuld  besteht  aus 
5  Mitgliedern,  welche,  nebst  eben  so  vielen  Stellvertretern,  auf  jeder 
ordentiichen  Ständeversammlung  dergestalt  zu  wählen  sind,  dass  ab- 
wechselnd die  eine  Kammer  3,  die  andere  2  Mitglieder  und  Stellver- 
treter durch  Stimmenmehrheit  dazu  aus  ihrer  Mitte  ernennt  Der  Aus- 
schuss wählt  aus  sich  zur  Leitung  der  Geschäfte  einen ,  wo  möglich  in 
Dresden  wohnenden,  Vorstand  und  Stellvertreter.  Es  kann  ihm  auch 
ein  Staatsbeamter,  jedoch  nur  mit  berathender  Stimme,  zugeordnet 
werden. 

3)  Die  Wirksamkeit  des  Ausschusses  erstreckt  sich  zunächst  darauf,  dass 
die  Verwendung  der  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschulden 
bestimmten  Mittel  der  Bestimmung  gemäss  erfolge  und  überhaupt  die 
Verbindlichkeiten  des  Staats  gegen  dessen  Gläubiger  in  ihrem  ganzen 
Umfange  erfüllt  werden.  Hieför  ist  er  dem  Könige  und  den  Ständen 
verantwortlich.  Bei  entstehenden  Bedenken  und  Meinungsverschieden- 
heiten kann  er  von  dem  Finanzministerium  in  so  weit  Entscheidung 
einholen,  als  dessen  Oberaufsicht  es  begründet. 

4)  Die  Zinscoupons  und  Talons  sind  von  einem  Milgliede  des  Ausschusses, 
dessen  Zusammensetzung  periodisch  zu  veröffentlichen  ist,  und  zwar 
die  Talons  eigenhändig,  zu  vollziehen,  beide  aber  vom  Buchhalter  zu 
contrasigniren.  Wie  es  bei  neuen  Anlehen  hinsichtlich  der  Vollziehung 
der  Obligationen  gehalten  werden  soll,  ist  eintretenden  Falles  Gegen- 
stand besonderer  Gesetzgebung. 

Diese  Bestimmungen  gelten  durchaus  für  die  Verwaltung  der  fundirten 
Staatsschuld.  In  Absicht  auf  die  nicht  fundirte,  d.  hu  auf  die  Cassenbillets- 
Schuld,  welche  der  Staatsschuldencasse  nicht  überwiesen  ist,  verfügt  aber  §.  3 
des  Creirungsgesetzes  vom  16.  April  1840,*)  dass  mit  der  unmittelbaren  Lei- 
tung und  Controle  sowohl  bei  der  Creirung  der  neuen,  als  auch  bei  Einzie- 
hung und  künftiger  Verichtung  der  alten  Billets  eine  vom  König  ernannte 
Commission,  welcher  ein  in  Dresden  wohnendes  Mitglied  des  Landtagsaus- 
schusses zur  Verwaltung  der  Staatsschuld  beizugeben,  beauftragt  und  dass  die 
nach  der  Handschrift  gefertigte  Namensunterschrift  dieser  Commissarien  auf 
den  Billets  aufzudrucken  sei.  Dieser  Theil  der  Staatsschuld  steht  also  nicht 
in  ständischer  Verwaltung. 


§.  53. 
Tilgungsfonds.    Tilgongsmodus. 

lieber  die  alljährlich  an  der  sächsischen  Staatsschuld  zu  tilgende  Quote 
und  über  die  Art,  wie  diese  zu  verwenden  ist,  besteht  kein  allgemeines  Ge- 
setz,  vielmehr  wird  beides  bei  jedem  einzelnen  Staatsanlehen  besonders  be- 


*)  G«e.-  u,  V.-BL  von  1840,  S.  54.  VergL  die  späteren  Creinmgsgesetze  vom 
9.  ßept  1848,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  135,  vom  18.  Juni  1846,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  50,  und 
vom  6.  8ept  1855,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  527,  welche  das  1840er  Gesetz  durchaus  als  an- 
wendbar eridären. 
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stinunt    Gleichwohl  ist  Einheit  in  den  Grundsätzen  hier&ber  yorhanden  und 
lassen  sich  folgende  Hegeln  aufstellen :  ^) 

1)  Der  ordnungsmässige  Tilgungsfonds  für  die  ganze  unmittelbare  Staats- 
schuld (ohne  die  von  Privatgesellschaften  übernommenen  Eisenbahnschul- 
den, siehe  hienach)  beträgt  jährlieh  V/^  der  ursprünglichen  Anlehens- 
grösse.    (Das  Nähere  siehe  §.  58.) 

2)  Sei  allen  Anlehen  hat  sich  aber  der  Staat  vorbehalten,  diesen  Tilgungs- 
fonds zu  verstärken,  oder  auch  eine  vollständige  Kündigung  des  betref- 
fenden Schuldrestes  eintreten  zu  lassen.  Eine  solche  Kündigung  hat 
übrigens  ein  halbes  Jahr  vor  der  Tilgung  und  an  einem  Zinstermin  zu 
erfolgen. 

3)  Der  ordnungsmässige  Weg  zur  Abminderung  der  Schuld  ist  der  d'er 
Yerloosung,  und  zwar  in  halbjährigen  Terminen.  Betreffe  der  fort- 
laufenden 4proc  Anleihe  von  1852,  1855,  1858  und  1859  ist  aber  der 
Vorbehalt  gemacht,  dass  nicht  nur  mehrere  Halbjahrsquoten  einer  und 
derselben  Finanzperiode  nach  Befinden  auf  Einmtd  ausgelöst  und  dem- 
gemäss  früher  zur  Abzahlung  gebracht  werden,  sondern  auch  Ankäufe 
„aus  freier  Hand^  stattfinden  können. 

4)  Mit  Ausnahme  des  letzterwähnten  Falles  geschieht  die  Einlösung  der 
ausgeloosten  Obligationen  zum  vollen  Nennwerth  nach  Umfluss  eine» 
halben  Jahres. 

5)  Jede  Yerloosung  erfolgt  an  einem  derjenigen  Termine,  auf  welche  die 
betreffende  Schuldcategorie  verzinslich  ist. 

Eine  Ausnahme  von  diesen  Regeln  machen  die  besondem  Eisenbahnschul- 
den, d.  h.  diejenigen  Staatspassiven,  welche  aus  Anlass  der  Erwerbung  der 
sächisch- bayerischen  und  der  sächsisch -schlesischen  Eisenbahn  von  Actien- 
geseUsfchaften  übernommen  worden  sind,  und  zwar  ; 

a)  die  sächsisch-schlesische  Eisenbahnschuld,  deren  Verhältnisse 
wir  oben  S.  215  dargestellt  haben,  worauf  wir  uns  beziehen,  und 

b)  die  sächsisch-bayerische  Eisenbahnschuld,  von  welcher  ebenfalls 
schon  oben  S.  213  die  Bede  war.  Sie  ist  mit  3proc.  Staatsschuldencassen- 
Scheinen  verbrieft,  wovon  auf  jeden  (halbjährigen)  Zinstermin  wenigstens 
eine  Summe  zur  Verloosung  zu  bringen  ist,  welche  Ve^o  der  ursprüng- 
lichen Schuld  (also  jährlich  Vs^^o)  nebst  zuwachsenden  Zinsen  aus  den 
getilgten  Obligationen  gleichkommt.  Grössere  Verloosungen  und  ebenso 
Rückkauf  der  Titel  aus  freier  Hand  sind  vorbehalten.  ^) 


§.  54. 
Sicherheitsobjecte  für  die  sächsische  Staatsschuld  (Staats-Grundkräfte). 

Die  Staatsschuld  des  Königreichs  Sachsen  ruht,  nachdem  die  früher  nach- 
gewiesene Vereinigung  des  Schuldenwesens  der  Oberlausitz  mit  dem  der  alten 
Erblande  stattgefunden  hat  (s.  oben  S.  209),  auf  dem  ganzen  Staat   Sie  ist  von 


I)  VergL  Bekanntmachung  vom  7.  Juli  1830  bezQglich  der  damals  neuverbrieften, 
jetzt  noch  bestehenden  älteren  Schuld  (3proo.  landschaftL  Obligationen).  Hinsichtlich 
der  neueren  noch  bestehenden  Schiddtheile  siehe  Gesetz  vom  27.  März  1847,  Ges.-  n. 
V.-Bl.  ö.  50;  Gesetz  vom  1.  Juni  1852,  Ges.-  u.  V.-Bl.  S.  86;  Gesetz  vom  13.  Aug. 
1855,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  135;  Gesetz  vom  11.  Febr.  1858,  Ges.-  u.  V.-BL  S.  7,  und 
Gesetz  vom  3.  Janr.  1859,  Ges.-  u.  V.-BL  S.  5. 

«)  Gesetz  vom  31.  März  1855,  §.  3,  Ges.-  u.  V.-BL  S.  51. 
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den  Vertretern  des  Volks  (den  StSnden)  nicht  nnr  garantirt,  ^  sondern  wird 
von  diesen  selbst,  wie  wir  in  §.  62  gesehen  haben,  verwaltet  Zu  ihrer  Sicher- 
heit dient  das  gesammte  Einkommen  des  Staats  und  zwar  in  der  Weise,  dass 
nach  Inhalt  aller  Anleihegesetze  ^  die  Bedürfiiisse  der  Staatsschuldencasse  so- 
wohl zur  Verzinsimg  als  zur  Tilgung  der  Schuld  „aus  den  bereitesten 
Staatseinkünften^  zu  gehöriger  Zeit  anzuweisen,  und  dass  für  die  pünkt- 
liche Einzahlung  der  planmässigen  Zins-  und  Tilgungsmittel  das  Finanzmini- 
sterium, für  die  planmässige  Verwendung  derselben  der  Landtagsausschuss 
zur  Verwaltung  der  Staatsschulden  ausdrücklich  verantwortlich  erklärt  sind» 
Das  Staatseinkommen  fliesst  aber  in  erster  Linie  aus  dem  Staatsgut,  in  zweiter 
Linie  aus  Steuerbeiträgen  der  Staatsangehörigen,  directen  und  indirecten.  Diese 
beiden  Einnahmsquellen  kommen  also  als  Sicherheitsobjecte  der  Staatsschuld 
in  Betracht.  • 

UebiBr  das  Verhältniss  des  Staatsguts  zum  Lande  enthält  die  Verfassung 
Folgendes: 

§.16.  „Das  Staatsgut  besteht  als  eine  einzige  untbeilbare  Gesammtmasse ,  aus 
dem,  was  die  Krone  an  Territorien,  Aemtern,  Kammergütem,  Domänen, 
den  dazu  gehörigen  Fluren,  Gebäuden  und  Inventarien,  Grundstücken, 
Forsten  imd  Münlen,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Kuxen,  Regalien,  Amts- 
capitalien,  Einkünften,  nutzbaren  Rechten,  öffentlichen  Anstalten,  Be- 
ständen, Aussenständen  und  Vorräthen  jeder  Art  und  sonst  besitzt  und 
erwirbt,  und  es  geht  dasselbe  in  seinem  ganzen  Umfange  auf  den  jedes- 
maligen Thronfolger  über.  Neben  demselben  besteht  das  Fideicommiss 
des  kgl.  Hauses.  Von  beiden  ist  das  Privatvermögen  des  Königs  und 
der  kgl.  Familie  zu  unterscheiden.'' 

§.17.  „Das  Staatsgut  wird  durch  eine  den  Grundsätzen  der  Verfassung  gemäss 
constituirte  Finanzbehörde  verwaltet  und  lediglich  zu  Zwecken  des 
Staats  benützt  Sein  Ertrag  bleibt  den  Staatscassen  überlassen.** 
„Uebrigens  ist  dem  Könige  unbenommen,  eine  oder  die  andere  Do- 
mäne, gegen  Abzug  einer  nach  dem  Durchschnittsertrage  der  letzten 
10  Jahre  bestimmten  Summe  von  der  Civilliste  (§.  22)  auf  Lebenszeit 
zu  eigener  Verwaltung  und  Benützung  zu  übernehmen;  auch  bleiben 
die  in  der  Beil.  I  verzeichneten  Schlösser,  Paläste,  Hofgebäude,  Gärten 
und  Räume  zu  der  freien  Benutzung  des  Königs."^ 

§.18.  „Das  Staatsgut  ist  stets  in  seinen  wesentlichen  Bestandtheilen  zu  erhal- 
ten und  kann  daher,  ohne  Einwilligung  der  Stände,  weder  durch  Ver- 
äusserung  vermindert,  noch  mit  Schulden  oder  andern  Lasten  beschwert 
werden." 

§.19.  „Alle  Bestände,  Forderungen  und  Ansprüche  des  kgl.  Fiscus  gehen  auf 
die  aDgemeinen  Staatscassen  über.  Dagegen  werden  die  auf  ersterem 
haftenden  Schulden  und  Ansprüche  aller  Art  von  letzteren  zu  alleiniger 
Vertretung  übemonumen.  Die  Rechte  der  Gläubiger  bleiben  unverletzt.*' 

§.  20.  „Der  König  bezieht  jährlich  eine  mit  den  Ständen,  auf  die  Dauer  seiner 

Regierung,   verabschiedete  Summe  aus  den  Staatscassen,    als  Civilliste, 

zu  seiner  freien  Disposition,  in  monatlichen  Raten  im  Voraus  zahlbar.** 

„Diese  Summe  ist  als  Aequivalent  für  die  den  Staatscassen  auf  die 

jedesmalige  Dauer  der  Regierungszeit  des  Königs  überwiesenen  Nutzim- 


')  Das  Gesetz  vom  29.  Sept  1884,  Ges.-  u,  V.-BI.  S.  209,  drückt  sich  in  §.  6  so 
aus:  „Sämmtliche  der  Staatsschuldencasse  überwiesene  Schulden  sind  unter  Garantie 
der  Regierung  und  der  Stände  gestellt.*^ 

*)  Vergl.  die  oben  in  Note  1  S.  222  allegirten  Gesetze  und  Gesetz  vom  29.  Sept 
1834,  §.  5  und  11,  Ges.-  u.  V.-Bl.  S.  210  und  211. 
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gen  des  kgl.  Domänenguts  za  betraehten  und  kann,  während  der  Re- 
gierungszeit des  Königs,  weder  ohne  dessen  Zustimmung  yermindert, 
noch  ohne  die  Bewilligung  der  Stande  vermehrt,  auch,  als  wesentliches 
Bedürfoiss  zur  Erhaltung  der  Würde  der  Krone,  zu  keiner  Zeit  und 
auf  keine  Weise  mit  Schulden  belastet  werden/ 

„Diese  Nutzungen  sollen  auch  den  Staatscassen  so  lange  überwiesen 
bleiben,  als  eine  OiTÜliste  bewilligt  wird,   welche  der  jetzt  mit  500,000 
Thlr.  verabschiedeten  an  Höhe  wenigstens  gleich  kommt.  ^ 
§.108.  ,^Die  Stände  sind  verpflichtet  und  berechtigt,   über  die  Erhaltung  des 
Staatsguts  und  des  kgl.  Hausfideicommisses  in  dem  §.18  u.  19  angege- 
benen Maasse  zu  wachen.^ 
Hienach  ist  das  kgl.  Domänengut  dem  Staate  nicht  mit  vollem  Eigenthume 
überlassen,   sondern  es  gebührt  diesem  nur  die  Nutzung.    Da  es  jedoch  für 
unveräusserlich  erklärt   ist,    und  die  Stände  sogar  über  die  Erhiütung  des 
Hausfideicommisses  zu  wachen  haben;  so  gewährt  di^  Nutzung  dieselbe  Sicher- 
heit, wie  voUes  Eigenthum. 

Die  Grösse  dieser  Nutzung  nach  dem  jetzigen  Bestände  des  Staatsguts, 
welchem  neuerer  Zeit  wichtige  Ertragsobjecte  (Ebenbahnen)  zugewachsen  sind, 
entnehmen  wir  den  neuesten  Etatsaufstellungen  für  die  Jahre  1858,  1859  und 
1860,  wonach  sie  sich  folgendermassen  berechnen: 

a)  Domänen,  Forsten,  Steinkohlenwerke  und  Porcellan- 

•manufactur 1,144,010  Thb. 

b)  Staatsanstalten  (Eisenbahnen,  Posten,  Telegraphen  und 

Bergwerke) ') 2,045,655  Thlr. 

c)  Capitalzinse 482,000     „ 

Summe 3,671,665  Thlr. 

Hievon  ist  in  Abzug  zu  bringen :  die  Civilliste  des 

Königs,   welche  verfassungsmässig  ein  Aequivalent 

für  £e  dem  Staat  überlassene  Nutzung  des  königL 

Domänenguts    und   für  den  jetzigen  Regenten  auf 

600,000  Thlr.  (incl.  30,000  TWr.  Chatullengeld  der 

Königin)  festgesetzt  worden  ist,  mit 600,000  ThLr. 

Rest  Nutzung  für  die  Staatscassen 3,071,665  Thlr. 

Erhebt  man  diese  Summe  unter  Betrachtniümie  des  Umstandes,  dass  davon 
ein  namhafter  Theil  aus  Domänen,  Forsten  und  niederzinsenden  (3proc.)  Oapi- 
talien  fliesst,  welche  sämmüich  eine  geringe  Reinertragsrente  gewähren;  dass 
dagegen  die  sächsischen  Staatseisenbahnen,  deren  Ertrag  einen  andern  grossen 
Theil  der  Einnahme  liefert,  seit  Jahren  ein  Reinerträgniss  abwerfen,  welches 
den  Zinsenbedarf  des  Anlagecapitals  weit  überstieg,^  mit  Zugrundlegung 
einer  reinen  Durchschnittsrente  von  4^0  zu  Capital;  so  ergibt  sich  ein  Ertrags- 
werth  des  Staatsvermögens  von 76,791,625  Thhr.*) 


^)  Der  amtliche  Etat  führt  diese  Staatsanstalten  unter  der  Hauptrubrik  „Nutzungen 
des  Staatsvermögens  und  der  Staataanstalten*^  mit  dem  Salzregal  und  Chauss^egeld  in 
Einer  Unterabtheihing :  „aus  Begalien*^,  auf.  Wir  haben  Behufs  Ermöglichung  von  Yer- 
gleichungen  mit  andern  Staaten  die  eigentlichen  industriellen  Unternehmungen  dem 
wirklichen  Staatsgute  beigerechnet,  die  steuerartigen  Einnahmen  aus  dem  Salzdebit 
und  von  Chausseen  aber  ausgeschieden. 

*)  Schon  im  Jahre  185G,  bis  zu  dessen  Schluss  81,728,599  Thlr.  auf  die  Staats- 
bahnen verwendet  waren,  zu  deren  Yerzinsung  1,167,704  Thlr.  nöthig  gewesen  sind, 
überstieg  der  Beinertrag  diesen  Zinsenbedarf  um  649,563  Thlr.  und  stellte  sich  die  £r- 
iragsrente  auf  circa  5,7^0  (vergL  Landtagsaoten  18^V<^s,  L  Abth.,  1.  Bd.,  S.  888). 

^  Die  IL  Deputation  der  U.  Kammer  berechnet  schon  für  Ende  1854  ein  Staats- 
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Diese  Summe  fibertrifft  den  G^ammtbestand  der  (^entliehen  Sehuld  um 
mi  Bedeutendes.  Dasselbe  Resultat  wird  durch  eine  Yergleichung  des  reinen 
Ertrags  der  Staatsgüter  und  Anstalten  mit  dem  Bedarf  der  Staatssdiuld  er- 
zielt.  Kaeh  dem  neuesten  Etat  ist  nämlich  letzterer  so  berechnet: 

zur  Verzinsung  der  Schuld 2,110,000  Thlr. 

„    Tilgung  „         „ 650,766     ^ 

zusammen        2,760,766  Thlr. 

Die  Ertragsrente  des  Staatsguts  beträgt  aber  nach 

unserer  Berechnung 3,071,665  Thlr. 

und  übersteigt  sonach  den  Zinsen-  und  Tilgungsbe- 
darf der  Schuld  um 310,899  Thlr. 

Dabei  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  die  jährliche  Tilgungsquote  im 
Königreich  Sachsen  hoher  gegriflPen  ist,  als  in  andern  Staaten. 

Dieses  günstige  Verhältniss  ist  allerdings  eine  Folge  des  niedrigen  Zins- 
fusses  der  sächsischen  Staatsschuld  und  der  gänzlichen  Unverzinslichkeit  eines 
grösseren  Theiles  derselben  (der  Cassenbilletsschuld  k  7  Mill.  Thlr.). 

Auf  das  zweite  Sicherheitsobject,  die  St  euer  kraft  des  sächsischen  Volkes, 
haben  demnach  die  Staatsgläubiger  vorerst  kaimi  zu  recurriren.  Dass  dieselbe 
aber  unerachtet  der  Armuth  eines  Theils  der  Gebirgsbevölkerung  und  uner- 
achtet  vielfacher  harter  Schicksalsschläge  seit  Jahrhunderten  eine  ergiebige 
war,  haben  wir  in  unsern  historischen  Rückblicken  gesehen.  Sie  verdankt  ihr 
Vorhandensein  dem  unei-müdlichen  Fleisse  ebensowohl  als  der  Intelligenz  der 
Bevölkerung. 

Einige  Zahlenangaben  mögen  übrigens  noch  Anhaltspunkte  zu  Vergleichun- 
gen  geben. 

Das  Königreich  Sachsen,  das  kleinste,  das  wohl  irgendwo  existirt,  umfasst 
nur  einen  Flächenraum  von  nicht  voll  272  Quadratmeüen,  ist  aber  von  mehr 
als  2,100,000  Seelen  bewohnt ')  Das  Land  zählt  142  Städte  und  3,197  Land- 
gemeinden. Bemerkens werth  ist,  dass  die  grössere  Hälfte  der  Bevölkerung 
sich  mit  Gewerben  bcfasst.  Dennoch  ist  der  Werth  der  landwirthschaftlichen 
Production  eines  Mitteljahres  auf  75,848,840  Thlr.  berechnet.  *)  Das  über- 
haupt cultivirbare  Land  ist  denn  auch  sehr  gut  bebaut  und  benützt,  so  dass 
von  der  Gesammtbodenfläche,  welche  2,704,786  sächs.  Acker  umfasst,  trotz 
der  unwegsamen  Gebirgsgegenden  nur  40,478  Acker  uncultivirt  sind.  Bedeu- 
tend ist  neben  dem  Getreidebau  die  Wiesencultur,  der  Flachsbau,  die  Forst- 
cultur,  deren  Ertrag  zu  52,2  Mill.  preuss.  Cubicfuss  Holz  angegeben  wird  und 
in  der  sogen,  sächsischen  Schweiz  die  Viehzucht.  *)  Auf  dem  Gebiete  der 
Industrie  leistet  Sachsen  verhältnissmässig  mehr  als  irgend  ein  deutsches  Land. 
Schon  die  ürproduction  im  Schoosse  der  Erde  ist  eine  sehr  umfassende.  1854 
betrug  sie  auf  81  Steinkohlenwerken  mit  7,605  Arbeitern  10,550,189  Scheffel 
Steinkohlen  im  Werthe  von  1,996,703  Thlr.  und  399 Va  Mill.  Ctr.  Hüttenpro- 
ducte  im  Werth  von  3,739,489  Thlr.  *)  Ebenso  bedeutend  ist  die  Fabrikindu- 
strie.   Man   zählte  1856   nicht   weniger   als    550  stehende  Dampfmaschinen; 


vermögen  von  79,597,414  Thlr.,  worunter  23,243,883  Thhr.  mobües.  (Landtagsacten  von 
18^768,  in.  Abth.,  2.  and  8.  Band,  S.  523).   Unsere  Auüstellung  ist  daher  sehr  massig. 

»)  Resultate  der  Volkszählungen:  1846:  1,836,483;  1849:  1,894,481;  1852:  1,987,612; 
1855:  2,039,176;  1858:  2,122,148  Seelen. 

«)  Vergl.  Hübner's  Jahrbuch,  V.  Jahrg.,  8.  96. 

^  Ebendaselbst    Siehe  auch  des  Näheren  Brachelli  a.  a.  O.  S.  13—16. 

*)  Kolb  a.  a.  0.  S.  208. 

Moser,  C«pltalaiilage  in  Werthpapieren.  ^^ 
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sodaiiB  ein  Jahr  zuTor  138  BaumwollBpiimereien  mit  554,646  FeuMpiiidelB  und 
einem  Anlagecapital  Ton  57*^^.  Thlr.')  Weltberühmt  ist  ferner  die  Leipziger 
Mesee  mit  einem  Umsatz  yon  circa  60  MiU.  Thlr.  und  der  Leipziger  Buchhan- 
del. 1856  bestanden  110  Budidruckereien  und  85  Steindnickereien.  *)  DieHan- 
delsbilan^e  fällt  zu  Gunsten  des  Landes  ans.  ' 

Sachsen  ist  so  zu  einem  Industrie-  und  Fabrikstaate  geworden.  Es  ge- 
niesst  die  Yortheile  eines  solchen,  wenn  gleich  wegen  ^iner  eingeschlossenen 
Lage  und  wegen  des  Mangels  einer  unmittelbaren  Seeverbindung  und  See- 
macht nicht  in  demselben  Maasse,  wie  andere  Industriestaaten,  aber  auch  die 
Nachtheile  dieser,  und  zwar  im  vollen  Umfange,  hat  es  zu  tragen :  eine  Ueber- 
Yölkerung,  ein  industrielles  Proletariat  und  im  Gefolge  desselben  häufige  Noth, 
wie  auch  physische  Verkümmerung  eines  grossen  Theils  der  Beyolkerung; 
weiter  den  Nachtheil,  dass  die  Steuerkraft  der  letzteren  gerade  dann  abnimmt, 
wenn  sie  am  meisten  in  Anspruch  zu  nehmen  ist. 

§.  55. 
Finanzlage  des  Königreichs  Sachsen. 

Unsere  geschichtlichen  Andeutungen  über  die  Finanzgebahrung  des  König- 
reichs Sachsen  im  §.  49  ergänzend,  lassen  wir  hier  insbesondere  Zahlen 
sprechen. 

Schon  im  Jahre  1770  erreichte  der  gesammte  Staatsbedarf  die  Summe  von 
6,414,771  Thlr.,  welchem  eine  reine  Staatseinnahme  von  5,915,222  Thlr.  gegen- 
überstand. *)  Also  damals  namhaftes  Deficit.  Für  1778  berechnete  man 
6,634,000  Thlr.  Staatsausgaben,  wovon  2,017,116  TWr.  für  „Armee  und  Po- 
litik". 679,823  Thh«.  für  den  Hof,  414,016  Thlr.  für  Apanagen,  1,910,899  TWr. 
für  die  Staatsschuld,  702,729  Thlr.  für  Besoldungen  und  349,749  TWr.  für 
Pensionen.*)  Mit  Berücksichtigung  des  höheren  Geldwerths  und  der  einfache- 
ren Yerhältnisse  jener  Zeit,  namentlich  des  Umstandes,  dass  sich  damals  der 
Staat  mit  all  den  gemeinnützigen  und  commerziellen  Aufgaben,  welche  jetzt 
in  seinen  Bereich  gezogen  werden,  wenig  oder  gar  nicht  befasste,  sind  diese 
Summen  sehr  hoch,  selbst  wenn  auch  der  damalige  grössere  Landesumfang 
in  Betracht  genommen  wird.  Das  sächsische  Volk  war  daher  im  vorigen  Jahr- 
hunderte mehr  belastet,  als  in  den  letzten  4  Decennien. 

In  den  Jahren  1824  bis  1830  ergaben  die  Staatsrechnungen  nach  einer 
Burchschnittsberechnung,  auf  welche  das  Ministerium  seine  erste  Etatsvorlage 
in  den  Kammern  stützte,*^) 

Einnahmen 4,316,105  Thlr. 

Ausgaben 4,310,735     „ 

also  Durchschnittsüberschuss  per  Jahr 5,370  Thlr. 

Die  Finanzperiode  1840  bis  1842  ergab  nach  dem  Rechenschaftsberichte:*) 

Etatsmässige  Einnahme  per  Jahr 6,101,802  Thlr. 

„  Ausgabe      „       „ 6,046,550     „ 

Ueberschuss 55,352  Thlr. 


0  Kolb  a.  a.  0.  S.  208—209. 

>)  Ebendaselbst  S.  208. 

»)  Y.  Reden  a.  a.  0.  8.  1209  Kote,  und  8.  1290. 

*)  Kolb  a.  a.  0.  S.  207. 

*^)  8.  bei  Y.  Reden  a.  a.  0.  S.  1209  und  1289. 

«)  Ebendaselbst  S.  1225  nnd  1303. 
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hk  dieser  kam  der  neue  Münzftus  (14  Thlr.-  oder  21  fl.-Fu8S  an  Stelle  des 
donyentions-  oder  20  fl.-Fusses)  zuerst  in  Anwendung  und  die  Finansdage  war 
«o  günstig,  dass  man  sammtliolie  Steuern  im  neuen  Mttnzfusse  ohne  Erhöhung 
erheben  konnte,  *)  obgleich  derselbe  um  2VoVo  leichter  war,  als  der  alte,  und 
daher  die  Ziffer  der  Ausgabe  sich  um  diesen  B^ag  »höhte. 

Von  da  bis  1847  waren  die  üeberschiisse  permanent.  Dass  sich  sodann 
1848  und  1849  die  I^age  yerschlimmerte,  wie  überall,  wissen  wir.  Für  die 
neuere  Periode  beziehen  wir  uns  auf  die  umstehende  Tabelle,  aus  welcher 
der  Leser  die  erforderlichen  Schlüsse  selbst  zu  ziehen  wissen  wird.  Wir  haben 
die  darin  aufgestellten  Zahlen  und  Daten  sämmtlich  den  Vorlagen  entnommen, 
welche  die  Regierung  auf  den  beiden  letzten  ordentlichen  Landtagen  yon  18^/56 
und  lS"/bs  an  die  Kammern  gelangen  liess.  ^  Hinzuzufügen  bleibt  uns  nuv, 
dass  bis  jetzt  dem  Landtag  die  wirklichen  Ergebnisse  der  Staatsreohnungen 
nur  in  so  weit  mitgetheilt  wurden,  als  wir  sie  wiedergegeben  haben,  d.  h.  bis 
Schluss  des  Jahres  1854.  Für  die  folgenden  Jahre  haben  wir  uns  daher  mit 
der  Reproduction  des  Voranschlags  begnügen  müssen,  wobei  wir  bemerken, 
dass  wir  die  Budgetziffern  der  Begierung  beibehalten  haben,  welche  durch 
die  Beschlüsse  der  Kammern  einige  Aenderungen  erfuhren.  Neben  dem  or- 
dentlichen Staatsbudget  auf  je  3  Jahre  figunrt  übrigens  stets  ein  ausser- 
ordentliches, welches  jedoch  wirklich  nur  ausserordentliche  Ausgaben,  wie 
Eisenbahnbauaufwand  etc.,  enthalt.  Die  Ziffern  des  erstem  bleiben  in  der 
Einnahme  immer  hinter  der  Wirklichkeit  zurück.  Es  haben  daher  auch  die 
letzten  Finanzperioden  wieder  Ueberschüsse  ergeben  und  der  Berichterstatter 
der  n.  Kammer  konnte  daher  auf  dem  Landtage  von  18^7^^  mit  Recht  sagen, 
dass  die  Ergebnisse  der  Staatsrechnungen  „Zeugniss  von  einer  weisen,  die 
Verhältnisse  und  Bedürfnisse  der  Zeit  richtig  beurtheilenden  Finanzverwaltung 
lieferten.*  Für  die  letzte  Finanzperiode  18*7«o  bat  übrigens  die  Regierung 
auf  dem  ausserordentlichen  Landtage  von  1859  zur  Deckung  der  ausserordent- 
lichen Militärbedürfhisse  eine  Nachexigenz  von  5,636,724  Thhr.,  oder  jährlich 
1,878,908  Thlr.  eingebracht,  welche  als  ausserordentiiche  in  unserer  Tabelle 
keine  Berücksichtigung  erhielt. 

§.  56. 

Oesetzliche  Bestimmungen  über  YerjähruDg,  Amortisation,  Yindication  und 
Aussercoorssetzong  kgl.  sächsisclieT  Staatspapiere. 

Die  ältesten  legisla^rischen  Schritte  zur  Ordnung  der  RechtsTorhältnisse 
seiner  Creditpapiere  finden  sich  im  Churfürstenthmn  Sachsen,  das  solche  Pa- 
piere au  porteur,  wie  wir  früher  gesehen  haben,  zuerst  ausgab  und  den  Ver- 
kehr dann  im  Literesse  seines  Staatscredits  zu  erleichtem  suchte.  Jene  aus 
der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  stammenden  gesetzlichen  Vorschriftien  sind 
auch  in  Sachsen  bis  zur  Stunde  in  Kraft  und  Anwendung  geblieben  und  haben 
nur  Zusätze  und  Erläuterungen  erfahren.  Mit  den  letztem  bestehen  folgende 
positive  Vorschriften: 
L  die  Verjährung  betreffend. 

1)  Staatspapiere  au  porteur,  welche  im  wirklichen  Besitze  eines  Gläubigers 


')  8.  Verordnung  Tom  24.  Juli  1840,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  200. 
^  Laadtagsacten  yon  IS^/ts,  I.  Abth.,  S.  IS— 98  und  141—152,  und  von  IS^'/es, 
L  Abth.,  1.  Band,  S.  17—95  imd  8.  1S5— 154. 
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Staatshaushalt  ks  Königreichs  Sachsei 

Ordentliche  Einnahme  in  Thalern  (des  30  Thir.-Fnsses),  netto. 


Finanzper. 

FinanzpVr. 

Finanzper. 

Finanzper. 

18*^51. 

18",5*- 

18»V67. 

18»V»o. 

Nro. 

Titel  der  Einnahme. 

Wirklicher 

Wirklicher 

Voran- 

Voran- 

Ertrag in 

Ertrag  in 

schlag  je 

schlag  je 

8  Jahren. 

8  Jahren. 

für  1  Jahr. 

für  1  Jahr. 

I. 

KoUiigei  des  SUatsTernifeis  iid 
der  8Uat8usttl(ei.     . 

1)  Domänen  und  andere 
Besitzungen: 
a)  Forst- u.  Jagdnutzungen 

2,432,801 

2,538,042 

800,000 

900,000 
17,200 

b)  Amtsintraden  .... 

440,496 

321,684 

15,000 

c)  Kammergüter,     Wein- 

berge, Kellereien  etc.  . 

292,831 

318,505 

107,040 

118,810 

d)  Steinkohlenbergwerke  . 

91,500 

73,900 

36,000 

44,000 

e)  PorzeUainmanufacturzu 

Meissen  u.  Hofapotheke 

4,150 

25,180 

13,000 

14,000 

2)  Regalien: 

a)  Berg-undHüttennutzgn. 

515,478 

295,117 

116,165 

133,855 

b)  Münznutzungen  (v.  1855 

an  Telegraphennutzgn.) 

39,200 

— 

100 

2,000 

c)  Postnutzungen     .     .     . 

776,791 

880,180 

256,000 

320,000 

d)  Eisenbahnnutzungen     . 

953,494 

3,202,823 

1,100,000 

1,402,000 

e)  Zeitungsnutzungen  .    . 

70,885 

89,844 

20,500 

27,800 

f)  Salznutzungen     .    .    . 

1,211,304 

1,184,481 

388,000 

420,000 

g)  Flo88-u.Holzhof8nutzgn. 

185,800 

179,883 

60,000 

50,000 

h)  Chaussee- und  Brücken- 

gelder     

672,004 

744,226 

240,000 

240,000 

3)  Zinsen  vonCapitalien, 

Lotterieertrag      und 

Sportein 

1,616,591 

2,052,804 

684,320 

855,500 

4)  Diversi     (Pensionsbei- 

träge, Beitrag  des  Hauses 

• 

Schönburg,  verschiedene 

Einnahmen) 

480,629 

503,641 

45,028 

47,028 

n. 

Stenern  und  Abgabei. 

1)  Directe  Steuern  (Grund-, 
Gewerbe-  und  Personal- 

Steuern  mit  Zuschlägen) 

7,466,052 

7,782,207 

2,680,200 

2,162,500 

2)  Indirecte  Steuern  (Grenz- 

u.  Eibzoll,  Bier-,  Schlacht-, 

Branntwein-,  Wein-,  Ta- 

baks-, Rübenzucker-  und 

Stempelsteuer  einschliess- 

lich der  Zuschläge)    .    . 
Summe  der  Einnahme  .    .    . 

6,899,533 

7,470,775  2,498,000 

2,661,000 

24,149,539 

27,663,2921 

9,059,853| 

9,416,693 
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io  den  Jahren  1849  bis  1860. 

Ordentliche  Ausgabe,  netto. 


Nro. 


Tüei  der  Ausgabe. 


Finanzper. 

Wirklicher 

AufSrand  in 

3  Jahren. 


Finanzper. 

Wirklicher 

Aufwand  in 

3  Jahren. 


Finanzper. 

18"/67. 

Voran- 
schlag je 
fOr  iJahr. 


Finanzper. 

Voran- 
schlag je 
fftr  1  Jahr. 


IL 

HL 

IV. 

V. 

VI. 

VIL 

vm. 

IX. 

X. 

XI. 

xn. 


Allgemeine  Staatsbedürf- 
nisse: 

1)  Königl.  Haus  (Civilliste, 
Ghatullgelder,  Apanagen, 
Eron-Sammlungen)     . 

2)  Oeflfentiiche  Schuld  (Ver- 
zinsung  und  Tilgung) 

3)  Renten  unablösbarer  Ca- 
pitaHen 

4)  Ablösung  von  Lasten  der 
Domänengüter  .    .    . 

5)  Landtagskosten      .    . 

6)  Diverse  Regierungsaus- 
gaben   

Gesammtministerium  . 

Departement  der  Justiz 
„  des    Innern 

jf  der  Finanzen 

„  des  Kriegs. 

„             desCultusu. 
Unterrichts 
^             des  Auswär- 
tigen .    .     . 
Beiträge  zu  dqn  Bundes- 
ausgaben   

Pensionsetat    (Civil-    und 
Militärpensionen)  .... 
B  a  u  e  t  a  t  (Strassen-,  Brücken-, 
Hoch-     und     Wasserbau- 
kosten)     

Reservefonds   ...... 

Summe  der  Ausgabe    .    •    . 
Verglichen  mit  der  Einnahme  k 

erscheint  l?.®^^^*  u'    '    *    * 
l  Ueberschuss      •    . 


2,188,155 

5,095,528 

139,890 

8,074 
274,891 

4,200 

79,966 

951,648 

1,764,065 

1,387,100 

6,125,861 

656,168 

188,788 

209,565 

1,861,291 

2,302,539 
24,149 


2,352,331 

6,585,306 

145,122 

21,499 
153,254 

877 

85,148 

946,661 

1,995,897 

1,256,583 

6,109,190 

754,023 

217,765 

136,796 

1,883,251 

2,535,888 
8,530 


895,323 

2,585,985 

51,746 

15,000 
64,400 

2,000 

27,544 

316,944 

708,472 

448,119 

2,052,466 

282,271 

89,600 

.  39,000 

619,979 

810,793 
49,711 


862,182 

2,760,766 

52,067 

10,000 
41,400 

2,000 

27,800 

376,854 

795,146 

483,229 

2,067,377 

293,291 
89,745 
23,000 

607,484 

874,160 
49,192 


23,261,878 
24,149,539 


887,661 


26,188,121 19,059,353 
27,663,292  9,059,353 


9,415,693 
9,415,693 


2,475,171 
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sich  befinden,  yeijähren,  und  zwar  das  Capital  in  31  Jahren,  6  Wo- 
chen und  3  Tagen  yon  Ablauf  der  Messe  oder  des  Tages,  an  welchem 
die  Zahlung  der   V>  Jahr  zuvor  verloosten  Obligation   hätte   erfolgen 
sollen,  und  die  Zinsen  (Coupons  au  porteur)  in  3  Jahren  vom  Verfall- 
termin an  gerechnet.  *) 
2)  Für  abhanden  gekommene  Staatspapiere  ist  dagegen  durch  Verordnung 
vom  6.  Oct.  1824  ^  die  Verjährungsfrist  behufs  Erlangung  des  gericht- 
lichep  Aufgebots   und   eines  Amortisationserkenntnisses,   welches  nach 
dem  alten  Rechte  erst  nach  Ablauf  der  Verjährungszeit  erwirkt  werden 
konnte,  auf  10  Jahre  herabgesetzt  worden.   Diess  gilt  jedoch  nur  von 
d^i  Capitalverschreibungen,  nicht  auch  von  Zinscoupons. 
n.  Die  Amortisation  von  Inhaberscheinen  betreffend,  verfugt  ein 
landesherrliches  Mandat  vom  26.  Janr.  1775,')   dass  die  (verloosbaren)  land- 
schaftlichen  Obligationen,   Kammercreditcassenscheine   nebst   Zinsleisten   und 
Zinscoupons,  dann  die  etwa  noch  unverwandelt  vorhandenen  auf  Briefsinhaber 
lautenden  alten  Steuer-  und  andere  dergleichen  Cassenscheine  im  F^lle  dieb- 
licher Entwendung  oder  anderer  Veruntreuung  bei  der  landschaft- 
lichen Steuercreditcassen-Deputation  oder  der  Eammercreditcassen-Commission 
gehörig  angemeldet  werden  sollen,    „damit  denen  Bestohlenen  zu  behöriger 
Satisfaction  verhelfen  werden  möge." 

Dieses  Mandat  wurde  durch  Befehl  vom  29.  Nov.  1777*)  auch  auf  die  bei 
der  Kammercreditcasse  angemeldeten  nicht  verloosbaren  Scheine  (auch  General- 
accisscheine)  ausgedehnt. 

Damit  war  aber  eine  wirkliche  Amortisation  noch  nicht  zugelassen;  auch 
hatten  die  vorgedachten  Gesetze  nur  den  Fall  der  Veruntreuung  und  des  Dieb- 
stahls im  Auge.  Den  Fall  des  Abhandenkommens  durch  Vernichtung  behan- 
delte nun  ein  Befehl  vom  25.  Juli  1777,*)  welcher  das  Mortificationsverfahren 
gestattet,  wie  folgt: 

a)  Wenn  die  vollständige  Vernichtung  der  Papiere  (Obligationen,  Coupons 
und  Talons)  „pleno**  bewiesen  werden  kann,  so  ist  sofort; 

b)  kann  aber  für  die  behauptete  Vemichtimg  nur  ein  halber  (semi-plene-) 
Beweb  geliefert  werden,  so  ist  nach  vorgängiger  Ableistung  des  Er- 
füUungseides  Edictalladung  mit  dem  AusschHessungspräjudize  zu  »erlassen 
und  nach  Ablauf  des  Präclusivtermins  das  Amortisationserkenntniss  zu 
fällen,  „demnächst  in  beiden  Fällen  sub.  a.  und  b.  die  verfallenen  Zinsen 
und  Oapitalien,  Zinscoupons  und  Atteste  gewöhnlichermassen  zu  verab- 
folgen.**    Könnte  endlich 

c)  „der  Verunglückte  die  erfolgte  Vernichtung  der  Obligationen  nicht  ein- 
mal semi-plene  beweisen;  so  ist  zuvörderst  die  Präscriptionszeit  abzu- 
warten, und  erst  sodann  mit  Erlassung  derer  Edictalien  zu  verfahren, 
hiebei  aber  die  Präscription  von  der  Zeit  an,  da  sich  zur  Erhebung  der 
Zinsen,  ausser  dem  Interessenten,  Niemand  gemeldet,  zu  rechnen.** 

Dass  durch  Verordnung  vom  6.  Octbr.  1824  die  Präscriptionszeit  für  den 
FaU  ad  c  auf  10  Jahre  herabgesetzt  worden  ist,  wurde  so  eben  (unter  I)  nach- 
gewiesen.  Diese  Verordnung  erweiterte  aber  auch  das  in  dem  Befehl  vom 


*)  Declaratioii  vom  10.  Oct.  1763,   Ankftndigang  vom  4.  Oct.  1765,  und  General- 
verordnimgen  vom  12.  Nov.  1763  und  19.  Oct.  1765. 
*)  Ge8.-Samml.  von  1824,  8.  195. 
')  Abgedruckt  bei  Bender,  Verkehr  etc.,  S.  619. 
*)  Cod.  Aug.  n.  Forte.,  2.  Abth.,  8.  23. 
*)  Cod.  Aug.  n.  Forts.,  2.  Abth.,  8.  901. 
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2&  Juli  1777  eisgeriUimte  Recht  der  Amortisationsnachsnohuiig  auf  den  Fall 
des  sonstigen  Abhandenkommens,  indem  sie  beif^: 

„Diese  Verjährung  findet  bei  allen  Verlusten  statt,   in  deren  Folge  ein 
neuer  Inhaber  des  Documents  nicht  bekannt  ist,  und  ist  dann  für  erfüllt 
SU  achten,  wenn  Ton  dem  Verluste  des  Documents  an  gerechnet,  oder 
si^em  die  Zeit  des  Verlustes  nicht  zu  bescheinigen  ist,  Ton  der  Anmel- 
dung des  Verlustes  an,    10  Jahre  yerflossen  sind,   binnen  welcher  sich 
brä  bereits  zahlbaren^  Capitalien  zur  Erhebung  des  Hauptstammes,   bei 
den  zur  Zeit  des  Veriustes  noch  nicht  fälligen  Capitalien  aber  zur  Er- 
hebung der  Zinsen,  ausser  dem  die  Edictalladung  suchenden  Interessen- 
ten Niemand  gemddet  hat.^ 
Femer  dehnte  sie  die  gleiche  Vorschrift  auf  alle  „diejenigen  Obligationen 
und  Schuldscheine  aus,   airf  welche  in  der  Folge  die  Vorschriften  des  Befehls 
vom  25.  Juli  1777  erstreckt  worden  sind.** 

Ein  weiteres  Rescript  vom  28.  Juni  1791  *)  handelt  von  der  Amortisation 
der  Zinsnoten  (Talons)  der  Eammercreditcassen-Scheine  und  bestimmt,  „dass, 
wenn  eine  solche  verloren  gegangen,  ohne  dass  deren  Vernichtung  erwiesen 
werden  konnte  und  binnen  3  JaSiren  von  der  Zeit,  da  sie  gegen  eine  neue 
Zinsnote  und  darzu  gehörige  Coupons  auszuwechseln  gewesen  wäre,  an  ge- 
rechnet, nicht  producirt  worden,  auch  ausser  dem  Inhaber  des  Scheins  (der 
Hauptobligation)  Niemand  anders  wegen  des  Verlusts  der  Zinsnote  oder  zu 
Erhebung  der  Zinsen  sich  gemeldet,"  auf  Ansuchen  des  Inhabers  der  Obligation 
mit  Erlassung  der  Edictalien  verfahren  und  „wenn  das  hierauf  ergangene 
präclusivische  ürtheil  seine  Rechtskraft  erlangt  hat,  ermeldetem  Inhaber  gegen 
Ausstellung  einer  Mortifications-  und  Vertretungsurkunde  nicht  nur  die  depo- 
nirt  gewesenen,  nicht  etwa  bereits  verjährten  Zinsen  ausgezahlt,  sondern  auch 
demselben  eine  neue  Zinsnote  nebst  den  Coupons  zmn  Behuf  der  femer  zu 
erhebenden  Zinsen  verabfolgt  werden  möge.** 

Hienach  ist  im  Königreich  Sachsen  die  Amortisation  nicht  nur  der  Haupt- 
obHgationen ,  sondern  auch  der  Coupons  und  Talons,  zulässig.  Es  hat  aber 
der  Erlassung  des  öffentlichen  Aufgebots  bei  den  Obligationen  eine  10jährige, 
bei  den  Coupons  und  Talons  eine  3jährige  Verjährungszeit  vorauszugehen. 

HL  Hinsichtlich   der  Vindication   au   porteur   lautender  Staats- 

Sapiere  haben  wir  das  früheste  Gesetz,  das  diessfalls  erging,  nämlich  das 
[andat  vom  26.  Januar  1775,  bereits  angeführt  (oben  H).  Dasselbe  betrifft 
„die  Vindication  dieblich  entwendeter  oder  vemntreuter  landschaftlicher  Obli- 
gationen, Kammercreditcassen-Scheine  und  deren  beiderlei  Zinsleisten  und  Cou- 
pons*' und  verordnet, 

»zu  mehrerer  Bestätigung  des  Eigenthumsrechts  und  Befestigung  des 
davon  mit  abhängenden  Landes-Credits ,  dass  die  Inhaber  solcher  Obli- 
gationen oder  anderer  dergleichen  Creditcassenscheine  in  obbemerktem 
Falle  zwar  gegen  alle  aus  einer  rei  vindicatio  herfliessenden  Ansprüche 
völlig  sicher  zu  stellen,  jedoch  ohne  dem  Bestoblenen  die  Mittel  zu 
entziehen,  wegen  seines  entwendeten  Guts  sich  auf  andere  Art  wiedemm 
zu  helfen,  und  zu  der  ihm  dieserhalb  gebührenden  Entschädigung  zu 
gelangen;  dass  daher  fürohin  die  landschaftlichen  Obligationen,  inglei- 
chen Unsere  KanunCTcreditcassen-Scheine  und  deren  beiderseitige  Zins- 
leisten  und  Zinscoupons  etc.  im  Falle  dieblicher  Entwendung  oder  an- 
derer Veruntreuung  der  Vindication  a  tertio  possessore  nicht  unterworfen, 
wohl  aber  derenthalben  Condictio  furtiva  gegen  den  Dieb  und  dessen 


0  Cod.  Aug.  U.  Forts.,  2.  Abth.,  8.  74. 

Digitized  by  CjOOQIC 


232  8tafttepapi«re. 

Erben,   und  Actio  ex  dolo  oder  in  factum  wider  den-  oder  diejenigen, 
die  an  dem  Diebstahl  oder  an  der  Yeruntrenung  Theü  genonmreo,  und 
deren  aUerseits  Erben,  stattfinden  soU.^ 
Diese  Gesetzesbestimmung  erhielt  in  der  Folge  selbst  yon  dem  geheimen 
Batbe  die  Auslegung,  dass  sie  die  Yindicationsbeschränkung  lediglich  tob  dem 
Eigenthumserwerb  verordne  und  folglich  die  Yindication  geg^i  denjenigen 
dritten  (redlichen)  Besitzer,   welcher  das  Papier  unter  einem  andern  Titel, 
z.  B.  als  Pfand,    an  sich  gebracht   habe,   zulasse.^  Einer  solchen  Auslegung 
trat  aber  ein  Decret  vom  18.  August  1819^)  entgegen  und  verordnet  ausdriick- 
lieh,  dass  darauf  bei  künftigen  Entscheidungen  keine  Kücksicht  zu  nehmen  seL 
Maassgebend  ist  jetzt  das  Gesetz  vom  8.  Juni  1846,  *)  welches  übrigens  für 
die  alten  sächsischen  Staatspapiere  das  Mandat  von  1775  bestätigte,   gleich- 
zeitig aber  Anordnungen  wegen  der  Vindication  aller  auf  jeden  Inhaber  lau- 
tenden Creditpapiere  traf.    Dasselbe  lautet  in  seinem  hieher  gehörigen  Inhalte, 
wie  folgt: 

§.  1.  „Alle  öffentlichen  auf  den  Inhaber  (Vorzeigor,  oder  au  porteur)  ge- 
stellten Creditpapiere  können  von  dem  Eigenthümer  oder  Pfandinhaber, 
welchem  sie  abhanden  gekommen  sind,  durch  die  Vindication  oder  andere 
dingliche  Klage  aus  den  Händen  des  dritten  redlichen  Besitzers  nicht 
zurückgefordert  werden,  gleich  wie  dieses  wegen  der  sächsischen  land- 
schaftlichen Obligationen  und  Kanunercreditcassen-Scheine  in  dem  Man- 
date vom  26.  Janr.  1775  bestimmt  ist." 
§.2.  „Oeffentliche  Creditpapiere  sind  solche,  welche  im  Inlande  oder  Auslande 
a)  von  den  betreffenden  Staaten  selbst,  oder  b)  von  Privaten,  Corpo- 
rationen  imd  Anstalten  mit  Genelimigung  der  betreffenden  Regierung 
ausgestellt  worden  sind;  c)  alle  von  den  mit  Bestätigung  der  betreffen- 
den Kegierung  versehenen  Actiengesellschaften  an  den  Inhaber  ausge- 
stellten Theilnahmsscheine;  d)  die  zu  diesen  Papieren  unter  a,  b  und  c 
gehörigen  Zinsleisten,  Coupons  und  Dividendenscheine. " 
§.  3.  ^Die  §.  1  enthaltene  Bestinmiung  leidet  nur  dann  eine  Ausnahme: 

a)  wenn  auf  den  Papieren  selbst  bei  deren  Ausstellung  bemerkt 
worden  ist,  dass  sie  der  Vindication  unterliegen; 

b)  wenn  ihnen  die  Zahlbarkeit  an  den  Inhaber  dadurch  benonunen  wor- 
den ist,  dass  sie  durch  eine  nach  den  bestehenden  inländischen  oder 
ausländischen  Vorschriften  darauf  gebrachte  Bemerkung  einer  öffent- 
lichen Behörde  oder  der  sie  emittirenden  Anstalt  ausser  Cours  gesetzt 
oder  für  Eigenthum  einer  bestinunten  Person  erklärt  worden  sind." 

§.  4.  ^Alle  im  Inlande  'oder  Auslande  ohne  Genehmigung  der  betreffenden 
Staatsregierung  von  Corporationen,  Anstalten  und  Privaten,  gleichviel, 
ob  selbige  dem  Handelsstande  angehören  oder  nicht ,  auf  jeden  Inhaber 
(Vorzeiger,  au  porteur)  ausgestellten  (private)  Creditpapiere  unterliegen 
der  Vindication,  ^)  ausgenommen: 
a)  wenn  sie  in  ihrem  Context  als  Wechsel  oder  Anweisung  benannt  sind; 


»)  Erst  durch  Bekanntmachung  vom  21.  Sept.  1833,  Ges.  u.  V.-BL  8.  116,  veröffent- 
licht.    Vergl.  auch  Kuntze,  die  Lehre  von  den  Inhaberpapieren,  S.  682. 

«)  Ges.-  u.  V.-Bl.  von  1846,  S.  40. 

^)  "Wir  machon  bei  dieser  Gelegenheit  die  Besitzer  sogenannter  standesherrlicher 
Partialobligationen  aus  den  österr.  und  süddeutschen  Staaten  insbesondere  auf  diese 
Gesetzesstelle  aufmerksam.  Da  dieselben  unsers  Wissens  durchgängig  ohne  Regierungs- 
geuehmigung  emittirt  Avurden  (Baden  macht  erst  seit  neuester  Zeit  eine  Ausnahme), 
80  würden  sie  also  in  Sachsen  \indicabel  sein  und  wer  eine  solche  Obligation  dort  von 
einem  Diebe  erkaufte,  wäre  seines  Besitzes  keineswegs  sicher. 
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b)  wenn  die  im  Auslande  aoBgestellten  nach  den  Gesetzen  des  Orts  der 
Ausstellung  von  der  Yindication  ausgeschlossen  sind. 

Der  zuletzt  gedachte  Umstand  muss  von  demjenigen,    der  ihn  be- 
hauptet, erwiesen  werden.^ 
§.  5.  „Die  Kedlichkeit  des  Besitzers  ist  so  lange  zu  Yormuthen,  als  nicht  der- 
jenige, welchem  Effecten  der  gedachten  Art  entwendet,  auf  betri&gliche 
Weise   entzogen,   oder  sonst  abhanden  gekommen  sind,   dem  Besitzer 
nachweist,  dass  er  solche  entweder  selbst  auf  unrechtmässige  Weise  an 
sich  gebracht,  oder  darum,  dass  diess  von  einem  seiner  Yorbesitzer  ge- 
schehen, zur  Zeit  der  Erwerbung  gewusst  habe,  und  ist  die  Bestimmung 
des  Decrets  vom  18.  August  1819  auf  alle  diese  Papiere  anzuwenden.^ 
Nach  dem  Vorstehenden  ist  für  sächsische  Staatspapiere  heut  zu  Tage  die 
Yindication  gegenüber  jedem  redlichen  dritten  Besitzer  absolut  ausgeschlossen, 
gegenüber  dem  unredlichen  Besitzer  und  selbst  dem  redlichen  unmittelbaren 
Besitznachfolger  des  Klägers  aber  zugelassen. 

Alle  bisher  angeführten  Gesetzesbestimmungen,  mit  Ausnahme  des  so  eben 
reproducirten  späteren  Gesetzes  Yon  1846,  sind  m  einem  Mandat  vom  26.  August 
1830 ')  auf  die  damals  ausgegebenen  neuen  landschaftlichen  Obligationen,  mit 
welchen  nach  und  nach  bis  1843  die  ganze  Staatsschuld  verbrieft  wurde,  als 
anwendbar  erklärt  worden  imd  in  allen  späteren  Anleihegesetzen  wurde  wie- 
derum dieses  Mandat  als  maassgebend  für  die  neuen  Staatspapiere  erklärt^ 
Eine  in  einem  einzigen  Punkte  abweichende  Rechtsstellung  nimmt  nur  die  bayer.- 
sächsische  Eisenbahnschuld  ein,  sofern  für  die  Titel  derselben  die  durch  die 
Verordnung  vom  6.  Octbr.  1824  behufe  Erlangimg  des  gerichtlichen  Aufgebots 
und  des  Mortificationsverfahrens  vorgeschriebene  Verjährungsfrist  von  10  Jah- 
ren auf  3  Jahre  herabgesetzt  ißt.^). 

lY.  Was  endlich  die  Aussercourssetzung  sächsischer  Staatspapiere  be- 
trifft, so  spricht  sich  darüber  der  vorstehend  wörtlich  wieder  gegebene  §.  3 
des  Gesetzes  vom  8.  Juni  1846  deutlich  aus.  Danach  wird  die  von  einer 
öffentlichen  Behörde  oder  der  emittirenden  Anstalt  auf  dem  betref- 
fenden Papiere  gemachte  Bemerkung,  dass  das  Papier  ausser  Cours  gesetzt, 
oder  Eigenthum  einer  bestimmten  Person  sei,  respectirt,  vorausgesetzt,  dass 
die  bestehenden  inländischen  •  oder  ausländischen  Gesetze  eine  solche  Bemer- 
kung für  wirksam  erklären  und  dass  letztere  diesen  Gesetzen  gemäss  seL 
Das  in  Süddeutschland  einheimische  Einschreibsystem,  wonach  die  Papiere 
dadurch  festgemacht  werden,  dass  sie  im  Staatsschuldbuch  auf  den  Namen 
des  Besitzers  förmlich  eingetragen  und  ebenso  diese  Inscriptionen  auf  dem 
Schulddocument  bemerkt,  wodurch  also  die  Inhaberscheine  in  Namenscheine 
umgewandelt  werden,  ist  in  Sachsen  nicht  angenommen,  wo  überhaupt  keine 
Staatspapiere  auf  Namen  ausgegeben  werden. 


0  Ges.-  u.  V.-Bl.  von  1830,  8.  156. 

*)  Vergl.  die  oben  8.  222,  Note  1  allegirten  Gesetze. 

»)  VergL  Beeret  vom  81.  Janr.  1851,  §.  11,  Ges.-  u.  V.-Bl.  S.  33.  Auch  fdr  die  An- 
wartsohafl^heine  der  Chemnitz-Riesaer  Eisenbahnactionäre  war  ein  besonderes  Amor- 
tisationsverfahren vorgeschrieben.  Da  jedoch  dieselben,  wie  es  scheint,  gar  nicht  zur 
Ausgabe  kamen,  so  übergehen  wir  behuft  Raumersparung  die  DarsteUung  jenes  Ver- 
fahrens. 
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§.  57. 


Zinsfoss;  Ort  und  Art  der  Zins-  und  Capitalzahlnng;  Abzäge  bei  der 

Zinserhebung. 

Zu  Venneidung  von  "Wiederholungen  beziehen  wir  uns  auf  §.  49  oben,  wo 
-wir  die  allmälige  Gestaltung  des  in  Sachsen  bestehenden  massigen  Zinsfusses 
der  Staatspapiere  historisch  entwickelt  haben.  Nach  dem  jetzigen  Bestände 
der  Staatsschuld  zerfällt  dieselbe  in  eine  Sproc.  ältere,  eine  4proc.  neuere  und 
in  die  unverzinsliche  Cassenbillets-Schuld  (vergl.  §.  50).  Neben  diesen  Schuld- 
theüen  besteht  eine  besondere  Sproc,  resp.  4proc.  Eisenbahnschuld. 

Den  Ort  der  Zins-  und  Capitalzahlung  betreffend,  so  weist  das  Gesetz 
vom  29.  Septbr.  1834  den  Gläubiger  an  die  Staatsschuldencasse  in  Dresden 
und  an  eine  nicht  naher  bezeichnete  Steuercasse  in  Leipzig.  Andere 
Zahlungsstellen  des  Inlandes  finden  wir  weder  in  diesem  Gesetze,  noch  in 
den  einzelnen  Anleihegesetzen  benannt.  Eben  so  wenig  hat  die  säch- 
sische Finanzverwaltung  im  Auslande  Zahlungsstellen  errichtet.  Sie  hatte 
dazu  keine  Veranlassung,  da  ihre  Papiere  fast  ausschliesslich  im  Inlande 
pla^irt  sind. 

Die  Zahlung  der  Zinsen  und  Capitalien  geschieht  ohne  allen  Abzug  in  der 
Landeswährung,  welche  seit  1858  die  des  30  Thaler-Fusses  ist.  Die  früheren 
Papiere  lauten  zwar  auf  den  14  Thaler-Fuss;  dieser  ist  aber,  wie  bekannt,  im 
Wiener  Münzvertrag  dem  neuen  30  Thaler-Fuss  gleichgestellt.  Der  Gläubiger 
muss  sich  indessen  auch  mit  Cassenbillets  befriedigen  lassen,  da  diese  nach 
§.  5  des  Gesetzes  vom  6.  Septbr.  1855  *)  „bei  allen  und  jeden  aus  Staatscassen 
zu  leistenden  Zahlungen,  welche  den  auf  den  Cassenbillets  ausgedrückten  Be- 
trag erreichen  und  nicht  ausdrücklich  in  klingender  Münze  bedungen  sind^ 
anstatt  haaren  Geldes  nach  dem  vollen  Nennwerthe  ausgegeben  werden  sollen.* 
Diese  Billets  können  aber  nach  §.  6  desselben  Gese^es  bei  der  Haupteinwechs- 
lungscasse  zu  Dresden  jeder  Zeit  ohne  Aufgeld  gegen  klingendes  Courant  um- 
getauscht werden. 

So  lange  und  sofeme  also  normale  Verhältnisse  bestehen  und  der  sächsische 
Staatscredit  so,  wie  er  ist,  gehoben  bleibt,  wird  der  Glaubiger  in  den  ihm  in 
Zahlimg  gegebenen  Cassenbillets  nur  ein  leicht  zu  liandhabendes,  daher  will- 
kommenes Befriedigungsmittel  erkennen.  Ob  dasselbe  aber  auch  in  Zeiten 
der  Finanznoth  und  der  Creditlosigkeit  Stand  halten  wird,  lässt  die  Geschichte 
des  Papiergelds  zweifelhaft  erscheinen. 


§.  58. 
Einzelne  sächsische  Uandelsstaatspapiere. 

Ein  nennenswerther  öffentlicher  Verkehr  in  kgl.  sächsischen  Staatspapieren 
findet  nur  an  der  Börse  zu  Leipzig  statt  Diese  unterscheidet  sodann  nur  nach 
dem  Zinsfuss  und  der  Grösse  der  einzelnen  Stücke,  indem  sie  grössere  Apoints 
derselben  Obligationengattung  für  sich  und  etwas  niedriger  notirt,  als  klemere. 
Zwischen  den  einzelnen  Anlehen  von  gleichem  Zinsfuss  kennt  sie  mit  Recht 
keine  Verschiedenheit,   weil  sie  in  der  That  qualitativ  alle  gleich  sind.    Im 


0  Ges.-  u.  V.-BL  von  1855,  S.  528. 
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Emzelnen  xerADt  die  gesammte  ftmdirte  Staatsschuld  m  folgende  Abtheilimgeii 
mit  den  nadistehenden  EigenÜittmlichkeiten  ihrer  Schnlddocumente : 

1)  Landschaftliehe  Obligationen  von  1830  k  S^o?  in  Stücken  Yon 
1000,  500,  200,  100,  50  und  25  TWr.,  halbjährUoh  auf  1.  Aprü  und 
1.  Octbr.  yerzinslidi  und  mit  einem  Tilgungsfonds  von  IVo  nebst  zu- 
wachsenden Zinsen  aus  den  amortisirten  Obligationen  im  Wege  der  halb- ' 

*  jährigen  Yerloosung  heimzahlbar.  Jeder  Obligation  sind  Coupons  auf 
3  Jaüore  mit  einem  Talon  zur  Erhebung  der  neuen  Couponssme  bei- 
gegeben. ^)  Die  Summe  der  noch  uneingelösten  Obligationen  betrug  am 
1.  Janr.  1859:  7,199,875  Thlr. 

2)  Staatsschuldencassenscheine  von  1847  k  4Vo.  Die  ganze  Anleihe 
von  1847  im  Betrage  von  10  Mill.  Thlr.  wurde  mit  20,000  au  porteur  lauten- 
deij  Obligationen  k  500  Thlr.,  ded.  1.  April  1847,  mit  fortlaufenden  Num- 
mern von  1—20,000,  verbrieft  Die  Zinsen  faUen  auf  1.  April  und  1.  Octbr. 
Tilgung  vom  1.  Octbr.  1851  an  zum  Satze  von  l^o  der  ursprünglichen 
Schuld  nebst  anwachsenden  Zinserspamissen.  Verstärkung  des  Tilgungs- 
fonds ist  sich  vorbehalten.  TDgungsmodus :  halbjährige  Yerloosung. 
Auch  der  ganze  Rest  der  Schuldsumme,  welche  am  1.  Janr.  1859  noch 
9,201,500  Thlr.  betrug,  kann  von  Seite  des  Staats  halbjährig  gekündigt 
werden.    Die  Obligationen  haben  Coupons  auf  3  Jahre  und  Talons.*) 

3)  Staatsschuldencassenscheine  der  offenen  Anleihe  von  1852, 
18  55,  1858»  und  1859  k  470.*)  Sie  zerfallen  in  zwei  Serien, 
I  k  500  Thlr.  und  11  li  100  Thlr.,  und  sind  sämmtlicb  unter  Einem 
Zinsen-  und  Tilgungsplane  vereinigt.  Ebendesshalb  laufen  die  Nummern 
der  Scheine  von  allen  vier  Jahrgängen  ununterbrochen  fort.  Die  Zin- 
sen fallen  am  2.  Januar  und  1.  JuH.  Die  Obligationen  sind  ganz  so, 
wie  die  älteren  Staatsschuldencassenscheine  mit  Coupons  auf  3  Jahre 
und  mit  Talons  versehen,  weichen  aber  darin  von  den  letzteren  ab, 
dass  der  zu  ihrer  allmäligen  Tilj^ng  festgestellte  geringste  Amortisa- 
tionsfonds, wenn  auch  wie  bei  jenen  l^o  betragend,  doch  nicht  durch 
denAnwachs  der  Zinsen  aus  den  verloosten  Ob%ationen  verstärkt  wer- 
den muss;  dass  femer  die  Halbjahres-Tilgungsquoten  ein-  und  derselben 
Finanzperiode  anticipando  auf  Ein  mal  zur  Yerloosung  und  Heimzah- 
lung gebracht  werden  und  dass  neben  der  planmässigen  TDgung  Bück- 
käufe „aus  freier  Hand^  stattfinden  können. 

Im  Einzelnen  wurden  folgende  Schuldurkunden  emittirt: 

a)  1852,  unter'm  1.  Juü:        3,700  Scheine      I.  Serie  mit      1,850,000  TWr. 

40,000         „         n.       ,       „        4,000,000     „ 

b)  1855,  unter'm  2.  Janr.:     15,300        „  I.       „       „        7,650,000     „ 

10,000      ,      n.     „     ,      1,000,000   , 

c)  1858,  unter'm  1.  JuH:      14,524        „  I.       „       „        7,262,000     „ 

72,620        „         n.       ,       „        7,262,000     , 

d)  1859,  unter'm  3.  Janr.:      7,000        „  L       „       „        3,500,000     „ 
zusammen    ....     163,144  Scheine  I. u.U.  Serie  mit  32,524,000  Thbr. 


")  Bekanntmachung  vom  7.  Juli  1880  und  Bekanntmachung  vom  29.  Sepi  1838, 
Ges.-  u.  V.-Bl.  8.  72  ff. 

*)  Oesetz  vom  27.  Hftrz  1847  und  Bekanntmachung  vom  gleichen  Tage,  Ges.-  u. 
V.-BL  8.  50  nnd  53. 

•)  VergL  Gesetz  vom  1.  Juni  1852,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  86;  Gesetz  vom  13.  Aug. 
1855,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  185;  Gesetz  vom  11.  Febr.  und  Bekanntmachung  vom  18.  Juni 
1858,  Ges.-  u.  V.-BL  8.  7  und  121;  endüch  Gesetz  vom  8.  Janr.  1859,  Ges.-  u.  V.-BL 
Beite  5. 
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In  5  Jahren  nach  der  Enüsadon  hat  die  Tilgung  zu  beginnen.  Der 
planmäsaige,  sich  gleichbleib^ide  halbjährige  Tügungsbetarag  wurde  fol- 
gendennassen festgesetzt: 

fär  die  Anleihe  ad  a,  Tom  2.  Juli     1857  an  auf    .     .    .    29,200  Thlr. 

.  44,500  , 


b,   „  2.  Janr.  1860 
„  c,   „2.  Janr.  1864 


77,700  , 

18,800  •; 


170,200  Thk. 


d,       „    2.  Janr.  1864 
zusammen  halbjährlich 
oder  jährlich 340,400  TWr. 

4)  Staatsschuldencassenscheine  von  1855  k  SV?  entstanden  durch 
die  Auswechselung  der  vormaligen  Actien  der  sächsich-bayerischen  Eisen- 
bahncompagnie  gegen  3proc.  Staatspapiere. ')  Wie  jene  Actien  in  Apoints 
von  100  Thlr.  ausgestellt  waren,  so  lauten  die  danir  gegebenen  Staats- 
schuldencassenscheine sämmtlich  auf  je  100  Thlr.  Sie  sind  mit  Coupons 
und  Talons  versehen,  gleich  den  übrigen  sächsischen  Staatsschuldscheinen. 
Die  Coupons  sind  auf  31.  März  und  30.  Septbr.  fällig.  Dass  der  Til- 
gungsfonds dieser  Schuld  nurV^V^  beträgt,  haben  wir  schon  oben  S.  222 
dargelegt  Der  ursprüngliche  Betrag  dieser  Papiere  war  4V*  Mill.  Thlr., 
wovon  am  1.  Janr.  1859  noch  4,453,300  in  Umlauf  waren. 

5)  Umgestempelte  sächsisch-schlesische  Eisenbahnactien  k  4Vo. 
Sie  lauten  auf  je  100  Thlr.  und  waren  bei  der  Uebernahme  der  Bahn 
durch  den  Staat,  im  Jahre  1851,  40,000  Stücke  im  Nominalwerthe  von 
4,000,000  Thlr.  creirt.  Statt  der  früheren  Dividendenscheine  und  Talons 
wurden  ihnen  Zinscoupons  und  Zinsleisten,  wovon  die  ersteren  auf  30.  Juni 
und  31  Decbr.  fällig  sind,  beigegeben.  Neben  dem  gesammten  Vermö- 
gen des  Staats  haftet  für  diese  Schuld  als  besonderes  Unterpfand  das 
ganze  unbewegliche  Gut  der  vormaligen  sächsisch-schlesischen  Eisen- 
bahncompagnie.  Die  Tilgung  der  Schuld  hat  im  Jahre  1855  begonnen. 
Sie  betrug  daher  am  1.  Janr.  1859  noch  3,830,200  Thh*.  Alljährlich 
(nicht  halbjährlich  wie  bei  der  übrigen  Staatsschuld)  ist  im  Wege  der 
Verloosung  ein  Betrag  von  wenigstens  17^  der  ursprünglichen  Schuld 
nebst  zuwachsenden  Zinserspamissen  in  Folge  der  Tilgung  je  am  1.  April 
zur  Heimzahlung  zu  bezeichnen.  Am  darauf  folgenden  Zinstermin  werden 
sodann  die  verloosten  Schulddocumente  pari  eingelöst.  Vom  Jahre  1863 
an  empfängt  ausserdem  jede  verlooste  Actio  eine  Prämie  von  l^/o,  welche 
in  jedem  folgenden  Jahre  um  Vs^'o  steigt.*) 


*)  VergL  Gesetz  vom  31.  März  1855,  Ges.-  u.  V.-BL  S.  51.  ' 

*)  Decret  vom  31.  Janr.  1851    und  Vertrag  vom  gleichen   Tage,   Ges.-  u.  V.-Bl. 
S.  31  und  34. 
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§.  59. 
Coursbewegung  kgl.  sächsischer  Staatspapiere  in  verschiedenen  Zeitperioden. 

Börse  zu  Leipzig.     Grössere  Stücke  zu  1000—200  Thlr. 


• 

Obligationen  ä 

Obligationen  k 

Zeit 

Zeit 

3  ^0. 

40/0. 

de  ia47. 

5  0,  0. 

8V0. 

4Vo. 
de  1847. 

47.0/0. 

1847.   Janr.  4. 

90 





1854.   Janr.  2. 

91V* 

lOOV* 

102V» 

April  6. 

94 

— 

— 

April  8. 

90 

95 

97V4 

Jun9. 

91V» 

101  Vs 

— 

Juli  5. 

89V4 

99 

100'/» 

Oct.  15. 

91 

101V8 

— 

Oct  6. 

88V* 

'    99% 

lOlV* 

1848.    Janr.  3. 

90V» 

lOlV» 

— 

1855.   Janr.  5. 

86V« 

99V8 

101»  8 

April  10. 

85 

93 

— 

April  4. 

85V4 

99V4 

101V8 

JuK19. 

79 

91V» 

— 

Juü6. 

86 

99 

101V8 

Ott.  11. 

74V2 

87 

98V* 

Oct.  10. 

85'/» 

96V8 

lOOV* 

1849.    Janr.  10. 

79'/4 

89V* 

102 

1856.    Janr.  8. 

84V» 

96V8 

101V8 

April  5. 

79»/4 

88 

lOlV* 

April  2. 

83 

97V* 

101 

Jun3. 

81 

93 

103V* 

Juli  11. 

83^» 

98 

lOlV* 

Oct  10. 

85';2 

98 

105V* 

Oct  7. 

83V* 

98*2 

lOlV* 

1850.   Janr.  9. 

85V4 

95»/* 

105'/« 

1857.    Janr.  8. 

83  \  2 

98»* 

lOlV* 

April  5. 

86 

96 

105 

April  6. 

84V* 

98V* 

lOlVs 

Juli  1. 

— 

— 

— 

Juli  3. 

85«/* 

98'» 

102V* 

Octl. 

— 

— 

— 

Oct  1. 

86 

98V* 

101V8 

1851.   Janr.  10. 

83V» 

97V* 

105'/» 

1858.  Janr.  14. 

86 

99 

102V» 

April  5. 

83V* 

94V8 

104«/8 

April  1. 

88V8 

99'8 

102'/4 

Julil. 

83V4 

97 

104V* 

JuU5. 

88\» 

100' 4 

— 

Oct  8. 

87V. 

99'^;8 

104  V* 

Oct  7. 

88V* 

100 '/2 

— 

1852.    Janr.  7. 

88 

lOOV» 

103V8 

1859.  Janr.  13. 

89 

100V8 

— 

4V»Vo 

'       April  2. 

89 

100'/« 

— 

Juli  16. 
Oct  2. 
1853.   Janr.  4. 

91 
91 
90*2 

lOl'/e 
lOlV* 
101  v* 

104V8 
103V4 
103V8 

Juli  8. 
Oct  8. 
1860.   Janr.  7. 

87V* 
89 '/4 

96^4 
99 
101 V« 

— 

April  5. 
Juli  6. 
Oct  3. 

90V* 
92V* 
92 

101 V« 

101 

lOOVs 

103V» 

103 

102V» 

April  18. 
Juni  28. 
Oct.  8. 

89V8 
90'/4 

91\2 

100'   2 
10P8 
100^8 

— 

§.  60. 
Vergleichende  Recapitulation. 

Stand  1860  in  abgerundeten  Sununen: 

1)  Bevölkerung 2,100,000  Sin. 

2)  Umfang  des  Staatsgebiets 272  DM. 

3)  Gesammtsumme  der  Staatsschuld 65,000,000  Thlr. 

Davon  unproductiv  circa      ....    11,000,000  Thlr. 
Eisenbahnschuld  circa 47,000,000     ^ 

Papiergeld 7,000,000     „ 

4)  Capitalwerth  des  unmittelbaren  Staatsvermögens     .    .     77,000,000  Thlr. 

5)  Ueberschus«  der  Activa  über  die  Passiva 12,000,000    , 
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6)  Gesammtstaatseiimahme  (netto) 9,500,000  Thir. 

7)  Gesammtstaatsausgabe  (netto) 9,500,000  „ 

9)  Directe  Steuern  (incL  Zuschläge) 2,500,000  , 

10)  mdirecte  steuern,  incl  I  J-^^^d^S^-J^^^^j     .  8,700,000  „ 

11)  Gesammtsteuerlast  (netto) 6,200,000  , 

Hienach  trifft  es  auf  den  Kopf  der  Beyölkerung: 

a)  an  der  gesammten  Staatsschuld 30,952  „ 

b)  „      „    unproductiTen  Staatsschuld 5,238  „ 

c)  „      „    Eisenbahnschuld 22,381  „ 

d)  „     „    Papiergeldsschuld 3,333  „ 

e)  am  unmittelbaren  Staatsvermögen 36,666  „ 

f)  an  d^  Gesammtstaatsausgabe ^  .     .     .  4,524  „ 

g)  directe  Steuern 1,190  „ 

h)  indirecte  Steuern 1,762  „ 

i)  ganze  Steuerlast 2,986  „ 

Die  gesammte  Staatsschuld  verhält  sich  zum  Capitalwerthe  des  Staatsver- 

mdgens  wie  1 : 1,185;  zu  einer  Jahreseinnahme  wie  1 : 0,146.  * 


5)  KoBJgreieh  Württemberg.*) 

§.  61. 
Historische  Rückblicke. 

Als  mit  dem  Untei^ange  der  Hohenstaufen  die  Grafen  von  Württemberg 
ihr  Besitzthum  mit  mehreren  Gütern  jenes  Kaiserhauses  vergrösserten  und 
auch  unter  Ulrich  I.  die  Grafschaft  Urach  erwarben,  zählten  sie  gleichwohl 
noch  nicht  zu  den  Reichsfürsten,  sondern  lediglich  zum  rittermässigen  Adel. 
In  zahllosen  Fehden  gegen  Standesgenossen  und  iiftbesondere  gegen  <&e  schwä- 
bischen Reichsstädte  bekundeten  sie  aber  die  Thatkraft  und  den  Muth,  der 
sie  selbst  vor  Kämpfen  gegen  das  Reichsoberhaupt  nicht  zurückschrecken  liess. 
So  namentlich  unter  Eberhard  I.  (gest.  1325)  und  Eberhard  IL  (1344  bis 
1392).  Nebenbei  waren  die  Grafen  unablässig  auf  Erweiterung  ihres  Gebiets 
bedacht,  welche  sie  durch  Eroberung,  Käufe  und  Heirathen  bewirkteif.  (Befl- 
stein,  Reichenberg,  Neuffen,  Asperg,  Teck,  Aichelberg,  Groningen,  Tübingen,  Calw, 
Vaihingen,  Laufen,  Nagold,  Balingen).  Eberhard  U.  führte  die  Alleinregierung 
des  Erstgebornen  ein  (1362)  und  sein  Urenkel,  Eberhard  IV.,  erwarb  durch 
Heirath  die  Grafschaft  Mömpelgard,  jenseits  des  Rheins.  Zwar  theilten  dessen 
Söhne,  Ludwig  L  und  Ulrich  V.  das  väterliche  Erbe  (1441);  aUein  schon 
die  Enkel  kehrten  durch  den  wichtigen  Münsinger  Vertrag  (13.  Decbr.  1482) 


*)  Literatur:  Herdegen,  WOrttembergs  Staatshaushalt,  Stuttgart,  1848.  R.  Mohl, 
Erörterungen  über  die  württemb.  Staatsschuld,  in  der  Zeitschim  für  die  gesammte 
Staatswissenschaft,  Tübingen,  1846,  Heft  IV,  S.  620.  v.  Beden,  allg.  vergl.  Finanz- 
statistik,  Darmstadt,  1851,  I.  Band,  1.  Abth.  Eolb,  Handbuch  der  vergi  Statistik, 
S.  214  £,  Leipzig,  1860.  Brachelli,  deutsche  Staat^ikunde,  L  Band,  S.  540  fil 
Württ«ml>eigisohe  Jahrbücher,   herausgegeben  vom  statistiseh-topographisc^Mn  Bureau. 


Digitized  by  CjOOQIC 


WAftMMtoi.  238 

2iir  Primogenitur  und  Untheflbarkeit  surttek  —  ein  Weric  den  besten  Fürsten 
seiner  Zeit,  Eberhard  im  Bari 

Unter  letzterem  ward  das  Land  znm  Herzogtbmn  erhoben  (21.  JoU  1495). 
Herzog  Ulrich  nahm  mit  beträchthohem  Gewinn  an  dem  bayerisch-lands- 
huf  sehen  Erbfolgestreit  Theil,  brachte  aber  das  Land  durch  Gewaltacte  an 
den  Band  des  Verderbens  nnd  sich  selbst  in's  Exil.  Der  schwäbische  Bund 
nahm  Besitz  yon  Württemberg  und  trat  es  für  die  Eriegskosten  an  Kaiser 
Karl  Y.  ab  (1520),  der  seinen  Bruder  Ferdinand  damit  bäehnte.  Erst  1534 
erhielt  Ulrich  sein  Land  als  österreichisches  Afterlehen  zurück.  Herzog 
Friedrich  L  kaufte  sich  yon  dieser  Afterlehenshenrsehaft  los  (1599)  und  er- 
weiterte sein  Besitzthum  durch  Ankauf  mehrerer  badischer  Orte  und  anderer 
Parzellen.  Ln  30jährigen  Kriege  kam  das  Herzogthum  abermals  an  den 
Rand  des  Verderbens;  Herzog  Eberhard  HI.  verliess  dasselbe  nach  der 
Schlacht  von  Nördlingen  (1634)  und  wurde  erst  durch  den  westphälischen 
Frieden,  weldier  ihm  selbst  die  allmälig  säcularisirten  geistlichen  Gebiete 
garantirte,  in  dessen  vollen  Besitz  wieder  eingesetzt 

Im  Gefolge  der  yon  Frankreich  ausgehenden  Erschütterungen  und  territo- 
rialen Veränderungen  am  Schlüsse  des  18ten  und  An&nge  des  19ten  Jahr- 
hunderts fand  Friedrich  H.,  ein  Fürst,  der  für  eine  so  gewaltige  Epoche  wie 
geschaffen  war,  um  so  günstigere  Gelegenheit  zur  Machterweiterung,  als  der 
schwäbische  Kreis  die  grösste  Zahl  derjenigen  Gemeinwesen  umfasste,  welche 
den  Stürmen  jener  Zeit  zum  Opfer  fallen  mussten.  Nach  dem  Luneyiller 
Frieden  schloss  sich  Württemberg  zuerst  yon  allen  deutschen  Ständen  an 
Frankreich  an  (Vortrag  yom  20.  Mai  1802).  Es  musste  Mömpelgard  aufgeben, 
erhielt  aber  durch  den  Reichsdeputationshauptschluss  yon  1803  die  geistlichen 
erbiete  yon  Ellwangen,  Zwiefalten,  Schönthal,  Comburg,  Bottenmünster  etc. 
und  die  Reichsstädte  Weil,  Reutlingen,  Esslingen,  Rottweil,  Giengen,  Hall, 
Aalen,  Gmünd  und  Heilbronn;  nebendem  die  Churwürde.  Der  Pressburger 
Friede  (1805)  fügte  yon  den  österr.  Vorlanden  die  Grafischaften  Hohenberg 
und  Neuenbürg;  die  Herrschaft  Triberg,  die  Landyogtei,  sodaim  die  Städte 
Villi^en,  Breunlingen,  Ehingen,  Munderkingen,  Riedlingen,  Mengen,  Saulgau 
und  Waldsee  bei  und  gab  dem  Churfürsten  die  Königskrone.  Die  Occupation 
der  yon  dem  neuen  Königreiche  umschlossenen  Güter  der  Reichsritterschafk, 
des  deutschen  und  des  Jobanniter-Ordens  yoUendete  die  territoriale  Vergrösse- 
rung.  Kraft  der  Rheinbundsacte  mussten  zwar  Bondorf,  Triberg,  Villingen 
und  Breunlingen  an  Baden  abgetreten  werden,  dafür  erhielt  aber  Württem- 
berg Biberach,  Wiesensteig,  Wiblingen,  Schelklingen  und  die  Deutschordens- 
Oommenden  Kapfenburg  und  Altshausen.  Bei  den  Mediatisirungen  wurde  ihm 
die  Sovyeränetät  über  die  Besitzungen  einer  Reihe  yon  Fürsten  und  Grafen 
und  bei  der  Aufhebung '  des  Deutschordens  das  Hochmeisterstift;  Mergentheim 
zu  TheiL  Endlich  trat  zu  Folge  des  Wiener  Friedens  Bayern  durch  besondem 
Vertrag  (yom  18.  Mai  1810)  Ulm,  Tettnang,  Buchhom,  Wangen,  Rayensburg, 
^eutkirch,  Söflingen,  Geislingen,  Alpek  und  Crailsheim  ab,  wogegen  Württem- 
berg zur  Ausgleichung  die  Aemter  Gebsattel,  Wülfingen  und  andere  Parzellen 
an  Bayern,  auch  bald  darauf  Stockach  an  Baden  überliess.  Ln  Jahre  1818 
kaufte  König  Friedrich  noch  die  Herrschaft  Hirschlatt  yon  Hohenzollem  und 
«chied  mit  diesem  Gesammtbesitze  yom  Rheinbunde  aus.  Die  Wiener  Ver- 
träge bestätigten  die  Erwerbungen  des  neuen  Königreichs,  welches  nun  dem 
deutschen  Bunde  beitrat,  in  dem  es  den  fünften  Rang  einnimmt 

Wir  wenden  uns  zu  seiner  Finanzgeschichte. 

Li  der  älteren  Zeit  war,  wie  anderwärts,  der  Haushalt  des  Landes  und 
Fürsten  yielfach  yermischi  Doch  bestand  in  Württemberg  yon  Alters  her 
^e  ständische  Corporation  mit  yerhältnissmässig   umfassenden  Beftignissen, 
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insbesondere  in  Absieht  auf  die  Belastung  des  Yolkes.  Manche  der  württem* 
bergischen  Landesfürsten  liebten  aber  äusseren  Glanz  mehr,  als  mit  ihren 
Einkünften  sich  f&glich  vertrug  und  so  entstanden  frühzeitig  Geldverlegen- 
heiten, in  welchen  wiederholt  die  Mitwirkung  der  Stände  in  Anspruch  genom- 
men wurde.  Diese  übernahmen  von  Zeit  zu  Zeit,  wenn  gleich  mit  Wider- 
streben, und  öfters  nur  gegen  Einräumung  anderer  Gerechtsame  politischer 
Art,  Theile  der  herzoglichen  Schulden.  Man  unterschied  daher  damals  genau 
zwischen  landschaftlichen  nnd  Kammerschulden,  wozu  später  sogenannte  ge- 
meinschaftliche und  Schulden  des  Kirchenguts  kamen.  Unter  der  prachtlieben- 
den Begierung  des  Herzogs  Carl  sollen  die  G^sammtschulden  des  damals  klei- 
nen Landes,  unerachtet  das  Staatseinkommen  unter  allen  möglichen  Titeln 
und  Formen  gesteigert  worden  war,  bis  an  16  Millionen  Gulden  angewachsen 
sein,  während  man  das  Staatseinkommen  zu  2  (nach  Andern  zu  3)  Millionen 
schätzte,  wovon  800,000  fl.  Ertrag  der  Domänen  imd  1,200,000  fl.  Einnahmen 
der  Landschaftscassen.  In  der  Folge  wurden  jedoch  diese  Schulden  mit  An- 
strengung aller  Kräfte  grösstentheils  getilgt. 

Neue  Yermehrung  und  eine  gänzliche  Umgestaltung  der  Dinge  brachten 
auch  in  Württemberg  die  französischen  Kriege.  Wie  wir  gesehen  haben,  war 
dieses  deutsche  Land  das  erste,  das  sich  unter  die  Fittige  des  firanzosischen 
Adlers  stellte.  Dadurch  entging  es  aber  den  Erpressunffen  und  Opfern  jeg- 
licher Art,  die  von  dem  Protector  Freund  und  Feind  ankriegt  wurden,  eben 
so  wenig,  als  alle  anderen  deutschen  Stände;  vielmehr  musste  es  im  Dienste 
Frankreichs  Anstrengungen  machen,  welche  im  Hinblick  auf  seine  Kräfte  kaum 
möglich  schienen.  Dass  dabei  die  öffentliche  Schuld  unerachtet  der  schonungs- 
losesten Ausbeutung  aller  finanziellen  Hülfequellen,  der  Auflegung  von  Kriegs- 
steuem  aller  Art,  von  welchen  weder  firomme  Stiftungen  noch  Kirchen  ver- 
schont blieben,  wieder  anwuchs,  lag  in  der  Natur  der  Dinge.  Es  zeigt  sich 
hier,  wie  überall,  dieselbe  Erscheinung :  die  grosse  gallische  Nation  führte  einen 
20jährigen  Krieg  auf  Kosten  Deutschlands,  der  die  Früchte  eines  Menschen- 
alters verschlang  und  auch  den  Freund  nicht  verschonte.  So  kann  es  nicht 
überraschen,  wenn  der  Betrag  der  altwürttembergischen  Schulden  schon  im 
Jahre  1806  auf  14,134,473  fl.^)  gesteigert  war.  Als  Lohn  seiner  Anstrengun- 
gen hatte  übrigens  Württemberg  grosse  Gebietserweiterungen  erzielt,  deren 
Passiven  jedoch  unter  der  ebengenannten  Summe  nicht  inbegriffen  waren. 

Der  Churfurst  hatte  nämlich  bis  hieher  mit  den  Ständen  des  alten  Lande» 
in  fortdauernden  Differenzen  gelebt.  Während  diese,  den  überraschenden 
Gang  der  Dinge  nicht  begreifend,  an  allem  Alten  unverbrüchlich  festhielten 
und  mit  unübertroffenem  Aufwände  von  Gelehrsamkeit  beriethen,  verfügte 
der  Fürst  über  die  Kräfte  des  Landes,  entzog  die  neu  erworbenen  Landes- 
theile  der  ständischen  Einwirkung  gänzlich  und  führte  für  dieselben  eine 
völlig  getrennte  Regierung  ein.  Durch  Edict  vom  30.  Decbr.  1805  wurde  so- 
dann die  alte  ständiische  Verfassung  gänzlich  aufgehoben  und  durch  Manifest 
vom  1.  Janr.  1806  *)  Annahme  der  Königswürde  mit  voller  Souveränetät  ver- 
kündet Im  Gefolge  dieser  Veränderungen  geschah  denn  jetzt  die  Vereinigung 
der  neuen  Landestheile  mit  dem  alten  Herzogthum  zu  einer  unumschränkten 
Monarchie,  sowie  die  Vereinigung  der  bis  dahin  getrennt  gewesenen  CassQii. 
Durch  kgl.  Generalrescript  vom  2.  Janr.  1806  *)  wurden  die  Schulden  des  vor- 
her incorporirten  sogenannten  geistlichen  Guts  (protestantischen  Kirchenguts), 
sowie  die  Schulden  der  Kriegsprästationseasse  und  die  bei  der  Landschafb- 


0  v.  Reden  a.  a.  0.  S.  274. 
«)  Regienmgsblatt  von  1806,  S.  1. 
^  Daselbst  ».  8. 
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€«886  bisher  öiFirailich  yerrechneteii  Donatire  und  Peiudonen  und  endlieh  die 
Schulden  der  neuen  Landestheile  sämmtlioh  als  Staatsschulden  anerkannt,  auch 
feierlich  versprochen,  dass  aUe  diese  Schulden  auf  dieselben  öffentlichen  Ein- 
künfte, welche  bei  ihrer  Contrahimng  als  Hypothek  angewiesen,  oder  zu  Ab- 
tragung der  Oapitalien  und  Zinsen  bestimmt  worden  waren,  fdndirt  blmben 
sollten. 

Nach  ToUzogener  Vereinigung  sanuntlicher  Schulden  betrugen  solche  An- 
fangs 1806: 

a)  Schulden  der  vormaligen  Landschaft 4,667,982  fl. 

b)  Schulden   der  gemeinschaftlichen   henr-  und  landschaft- 
lichen Schuldenzahlungscasse 1,888,228  „ 

c)  Passiva  der  Eriegsprästationscasse 8,581,418  „ 

d)  „        „  Rentkammercasse     .   , 8,288,794  „ 

e)  „        „  kirchenräthlichen  Gassen 1,000,601  „ 

f)  V        jt  Strassenbaucasse 207,450  „ 

g)  »        „  neuen  Lande 1,524,824  y, 

zusammen •    .    .    .    .  15,659,297  fl.  ») 

Davon  wurden  aber  durch  Compensation  zwischen  den  genannten  Gassen 
selbst  ausgeglichen  und  bis  1808  getilgt  346,327  fl.  und  verblieben  an  Georgi 
1808  noch  15,312,970  fl. 

Ffir  die  Tilgung  dieser  Schuld  bestand  damals  noch  kein  fester  Plan. 
Die  Staatsgläubiger  hatten  das  Kündigungsrecht  gegen  den  Staat  und  die 
sänmitlichen  Anlehen  wurden  in  der  gewöhnlichen  Darlehensform  aufgenom- 
men. Doch  wurde  schon  1807  eine  General-Staatsschuldenzahlungscasse^^er- 
richtet,*)  welcher  1808  bestimmte  Einnahmen  zugewiesen  wurden.*)  Ein  geord- 
neter Zustand  ist  1811  durch  Gründung  eines  gleichbleibenden  l^gungsfonds 
von  jährlichen  300,000  fl.  eingeleitet  worden,^)  welche  Summe  nach  Maassgabe 
einer  jährlich  vorzunehmenden  Yerloosung  abgezahlt  werden  sollte.  1816 
folgte  aus  Anlass  der  Reorganisation  der  Staatsschulden-Amortisationscasse 
eine  neue  Dotation  derselben  mit  den  französischen  Reluitionsgeldem  (wovon 
damals  bereits  1,300,000  fl.  bezahlt  waren),  den  französischen  Gontributions- 
geldem  (3,750,000  fl.)  und  anderen  sicheren  Staatseinkünften.')  1817  trat  eine 
weitere  Verstärkung  des  Tilgungsfonds  in  der  Art  ein,  dass  die  gesanmite 
Schuld  binnen  45  Jahren  abbez^t  sein  soUte.  ^) 

Eine  neue  Epoche  beginnt  mit  dem  Jahre  1820.  Am  25.  Septbr.  1819 
wurde  nach  harten  Kämpfen  die  Yerfassungsurkunde  ftbr  das  Königreieh 
Württemberg  vom  König  und  von  den  Ständen  unterzeichnet,  ^  welche  die 
Staatsschuld  unter  die  (^währleistung  der  Stände  stellt  und  ausspricht,  dass 
die  Staatsschuldenzahlungscasse  nach  den  Normen  eines  zu  verabschieaenden 
Statuts,  von  ständischen  —  durch  die  Regierung  bestätigten  Beamten  unter 
Leitung  und  Verantwortlichkeit  der  Stände  verwaltet  werden  solle.  ^)    Dieses 


»)  V.  Reden  s.  ».  0.  8.  274. 

*)  Decret  des  Obeiflnanzdepartements  vom  8.  Mars  1807,  RegienmgsbL  8.  25. 

*)  Verordnung  vom  26.  Nov.  1808,  ReffierongsbL  8.  649. 
%    ^)  Verordnung  vom  2.  Ang.  1811,  RegiemngsbL  8.  889. 

^)  Resoript  vom  10.  Juni  1816,  RegienmgsbL  8.  146. 

•)  Erstes  Edict  vom  18.  Nov.  1817,  RegierungsbL  S.  641  (Beü.  I,  8.  8).    VeigL 
fünftes  Edict  von  demselben  Tage,  ebendaselbst  (belL  V,  S.  28). 

')  Kgl.  Manifest  vom  27.  Sept.   1819,  R^enmgsbl.  S.  688.    Verfassungsnrinmda 
ytm  25.  Sept  1819,  Reffierongsbl  8.  654. 

*)  Ver&ssnngsurkunde  §.119  und  120. 

Moier,  CapItaUnlage  in  WerthpapUren.  l-^ 
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ßtatat  Icam  1820  zu  Stande^)  imd  Ton  nun  an  fBhren  die  Stände  die  Yer« 
waltung  der  Staatsschuld,  deren  Resultate  nach  der  Jahresrechnung  alljährlich 
öflfentlich  bekannt  gemacht  werden  sollen.*)  Das  Statut  von  1820  wurde 
später,  1887,  durch  das  sogenai^te  ^revidirte  Staatsschuldenstatut*'  ersetzt,*) 
dessen  Inhalt  wir  unten  im  Wesentiichen  geben  werden,  und  auch  letzteres 
erhielt  1848,  1845,  1852  und  1853  Nachträge  Wd  Abänderungen,*)  auf  die 
wur  ebenfalls  zurückkommen  werden. 

Von  1808  ab  nahm  die  Staatsschuld  bis  1816  weniger  durch  neue  Anlehen^ 
als  durch  Landerwerbungen,  XJebemahmen,  Ausgleichungen  und  Entschädigun- 
gen^ sowie  durch  die  Vereinigung  des  Dienstcauüonsfbnds  ^)  mit  der  Staats- 
ßchidd  um  11,650,494  fl.®)  zu,  in  der  gleichen  Periode  aber  durch  Tilgung  um 

2,203,880  fl.  ab ,   so   dass  sie  .1816  betrug 24,760,134  0.0 

Von  1816  bis  1820  schritt  die  Tilgung  in  raschem  Gange  fort.  In  letzterem 
Jahre  betrug  daher  die  Schuld,  obgleidi  auch  in  dieser  Zeit  neue  Ueber- 
nahmen  zum  Belaufe  von  mehreren .  Millionen  stattfanden,  in  ihrem  der  stän- 
dischen Verwaltung  purificirt  übergebenen  Betrage  nur  noch  20,374,559  fl.  ^ 
Manche  Schulden  der.  neuen  Landestheile  waren  aber  hierunter  noch  nicht 
inbegriffen  und  es  geschah  erst  von  jetzt  an  die  Auseinandersetzung  mit  den 
verschiedenen  Landfschaftscassen ,  Keichsstädten  etc.,  welche  bis  1833  dauerte. 
Der  Betrag  der  von  1820  bis  1833  von  den  neuen  Landestheilen  auf  den 
Staat  übemonmienen  Schulden  entziffert  sich  auf  8,321,791  fl.  ^)  und  würde 
die  allgemeine  Staatsschuld  auf  28,706,350  fl.  gesteigert  haben,  wenn  solche 
nicht  durch  die  fortschreitende  Tilg-ung  um  2,487,334  fl.  vermindert  worden 
wäre.  Im  Jahre  1833  betrug  sie  daher  nur  noch  ....  26,219,016  fl.  *'') 
Bis  1845  dauerte  die  successive  Ermässigung  der  Schuld  fort,  in  welchem 
Jahre  sie  den  niedersten  Stand  erreichte  mit  .     .     .    .     .     20,^774,033  fl.  *') 

Von  da  an  beginnt  wieder  raaches  Steigen,  zunächst  veranlasst  durch  das  an- 
genommene Princip  des  Staatseisenbahnbaues.  *  ^)    Württemberg  hat  bis  jetzt 


*)  Statut  vom  22.  Juni  1820,  Regieningsbl.  8.  347. 

*)  Verfasüungsurkuude  §.  123.     Die  Veröfifentlioliung  geschah  seit  1820. 

^)  Revidirtes  Staatsfichuldenstahit  vom  22.  Febr.  1837,  Regierungsbl.  S.  105. 

*)  Gesetz  vom  22.  Juni  1843,  Regierunc^bl.  S.  419.  Minist.  Bekanntmachung  vom 
24.  ejsd.,  Rcgierungsbl.  Ö.  420.  Gesetz  vom  30.  Juni  1845,  Regieningsbl.  S.  219. 
Gesetz  vom  16.  Sept.  1852,  RegierungsbL  S.  22.S.  Gesetz  vom  4.  Sept.  185:i,  Regie- 
rungsbl.  S.  359.  Verordmmg  vom  14.  Dec  1853,  Regierungsbl.  S.  485,  zur  YoUziehung 
des  Gesetzes  vom  16.  Sept.  1852. 

*)  Verordnung  vom  7.  Aug.  1817,  Regieningsbl.  S.  381.  Die  Summe  der  —  der 
Staatsschuldenzahlungscasse  überwiesenen  Dienstcautionen  betrug  1,106,837  fl. 

^)  Die  in  Folge  der  Schiddenausgleichungen  mit  den  Mediatiöirten  allein  übernom- 
mene Summe  betrug  7,867,353  fl. 

7)  V.  Reden  a.  a.  0.  Ö.  275,  277. 

®)  Ebendaselbst. 

*)  Es  wurden  übernommen:  durch  Gesetz  vom  14.  März  1821,  RegierungsbL  S.  139: 
2,832,300  fl.;  durch  Gesetz  vom  29.  Juni  1821,  Regienmgsbl.  S.  389:  857,085  fl.;  durch 
Gesetz  vom  27.  Juli  1824,  Regieningsbl.  S.  601:  2,2.ö0,018  fl.;  durch  Gesetz  vom 
11.  Juli  1827,  Regieningsbl.  S.  294:  507,000  fl.;  durch  Gesetz  vom  18.  April  1830, 
Regieningsbl.  S.  177:  128,000  fl.;  und  durch  Gesetz  vom  14.  Nov.  1833,  Regierungsblf 
S.  350:  97,500  fl.  u.  p.  w.    Siehe  auch  Beil.  Nr.  23  bei  Herdegen  a.  a.  O. 

i<0  V.  Reden  a.'a.  0.  S.  275. 

1»)  Ebendaselbst  S.  277. 

**)  Gesetz  vom  18.  April  1843^  Regieningsbl.  .S.  277.  Der  Privat-Eisenbahnbau  ist 
zwar  durch  dieses  Gesetz  nicht  ausgeschlossen,  aber  s^ir  erschwert  Inzwischen  hat 
der  Staat  alle  damals  und  später  zum  Bau  bestimmten  Linien  auf  eigene  Kosten  her- 
gestellt. 
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seine  sämmtlichen  Eisenbahnen  auf  Staatskosten  gebaut.  Dieselben  hatten  bis 
Ende  1859  eine  Länge  von.  45^  Meilen ')  und  erforderten  ein  Anlagecapital 
von  circa  36  Mill.  Gulden.  *)  Lediglich  als  Folge  von  Verwendungen  auf  den 
Eisenbahnbau,  welchem  ausserdem  Mittel  aus  den  laufenden  Ueberschüssen 
zugewendet  wurden,  *)  hatte  die  Staatsschuld  trotz  der  fortschreitenden  Tilgung 

1848  sich  erhöht  auf 42,239,619  fl.^) 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1848,  verbunden  mit  der  Theurung  von  1847  und 
manchen  Verheerungen  durch  Naturereignisse  verschlimmerte  die  vorher  glän- 
zende Finanzlage  auch  in  Württemberg  derart,  dass  nun  selbst  zur  Deckung 
der  ordentlichen  Staatsbedürfnisse  Anlehen  contrahirt  werden  mussteö,  obgleich 
gleichzeitig   eine  Steuererhöhung    eintrat.     Hieher  gehört    das  Anlehen   von 

1849  h  3  Millionen  Gulden  zu  Deckung  der  Bedür&isse  des  Staatshaushalts 
für  18*^49 ;'^)  die  Schaffung  von  3,000,000  fl.  Staatspapiergeld,*)  welches  zu 
Deckung  des  Defidts  für  18*®/»«  verwendet  wurde  ^)  und  das  Staatsanlehen  von 
1855  zu  Bestreitung  ausserordentlicher  Militärbedürfiaisse  (in  Folge  des  orien- 
talischen Kriegs)  von  3  Mill,  Gulden,  ^  welches  jedoch  nur  zur  Hälfte  diesem 
Zwecke  zugewendet  wurde,  während  die  andere  Hälfte  dem  Eisenbahnbau  zu 
statten  kam.*)  Letzterer  schritt  mit  wenigen  Unterbrechungen  fort  und  er- 
forderte fortwährend  namhafte  Baarmittel. 

In   Folge    dieser   Verhältnisse    war    1849    die   Staatsschuld    bereits    auf 

42,970,719  fl.  ^*') 

gestiegen  und  betrug  am  30.  Juni  1857 53,235,192  fl.  ") 

Am  letzteren  Tage  waren  ihre  einzelnen  Bestandtheile : 
A)  Verzinsliche  Schuld: 
1)  zur  Zeit  unkündbar*: 

a)  verzmslich  zu  5''/o 515,920  fl. 

b)  4proc.  Pensionsfonds 3,454,500  „ 

c)  4proc.  Militäreautionen       1,072,500  „ 

d)  2V«proc.  sogen.  EUwanger  Schuld   ...  4,172  „ 
5,047,092  fl. 

*)  Vergl.  Staatsanzeiger  vom  11.  Oet.  1859,  Nr.  241. 

•)  Verwilligt  wurden:  durch  das  Finanzgesetz  vom  15.  Aug.  1845,  Begierungsbl. 
8.  281:  17,600,000  fl.,  einschlieBslich  der  schon  vorher  durch  Gesetz  vom  18.  April 
1843,  Regierungsbl.  8.  277,  angewiesenen  3,200,000  fl.;  durch  das  Finanzgesetz  vom 
29.  Juli  1849,  Regierungsbl.  S.  321:  4,940,000  fl.;  durch  das  Finanzgesetz  vom  8. März 
1852,  Regierungsbl  8.  40:  8,438,000  fl.;  durch  Gesetz  vom  6.  Mai  1857,  Regierungsbl. 
S.  29:  der  Rest  des  im  Jahre  1855  angenommenen  und  nur  theilweise  verwendeten 
Kriegsanlehens  mit  circa  1,600,000  fl.  und  1,040,797  fl.  Vorschußs  der  Grundstocksver- 
waltung, sowie  ein  Anlehen  ^on  3,012,500  fl.,  welches  1857  aufgenommen  wurde.  Die 
Eisenbahn  von  Bietigheim  nach  Bruchsal  wurde  aus  Mitteln  des  Grundstocks  gebaut 
und  ebenso  gab  dieser  die  Mittel  zum  Ausbau  und  zur  Ausrüstung  der  Heilbronn- 
Friedrichshafener  Bahn,  in  so  weit  sie  oben  nicht  bereits  au^efQhrt  sind.  Nach  der 
Darstellung  im  Staatsanzeiger  vom  15.  Dec.  1859,  Nr.  296,  betrug  das  Aniageci4>ital 
ohne  die  Plochingen-Reutlinger  Bahn  33,756,320  fl. 

')  Z.  B.  nach  dem  Finanzgesetz  vom  15.  Aug.  1845,  R^erungsbl.  S. 281 :  1,600,000 fl.; 
und  nach  dem  Finanzgesetz  vom  5.  Nov.  1858,  Regierungsbl.  S.  215:  1,688,000  fl., 
letztere  zur  Herstellung  eines  zweiten  Geleises  auf  einem  Theil  der  Hauptbahn. 

*)  V.  Reden  a.  a.  0.  S.  280. 

*)  Gesetz  vom  20.  Juni  1849,  Regierungsbl.  S.  215. 

«)  Gesetz  vom  1.  Juli  1849,  Regierungsbl  8.  265. 

0  Finanzgesetz  vom  8.  März  1852,  Regierungsbl  S.  40. 

®)  Gesetz  vom  16.  März  1855,  Regierungsbl  S.  67. 

*0  Vergl  Gesetz  vom  6.  Mai  1857,  Regierungsbl  S.  29. 

'^)  V.  Reden  a.  a.  0.  8.  280. 

'*)  Bekanntmachung  v.  1 7.  März  1859,  Beil.  zum  Staatsanzeiger  v.  2 1 .  April  1859,  Kr.  95. 
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2)  kündbar  von  Smte  des  Staats: 

e)  4V«proc.  Schuld 26,675,500  fl. 

f)  4proc.  Schuld 1,099,000  , 

g)  Syiproc.  Schuld      . 16,913,600  „ 

44,688,100  fl. 
B)  Unrerzinsliche  Schuld: 

h)  Staatspapiergeld .    3,000,000  fl. 

i)  Vorschuss  des  ZoUdieneralimentirungsfonds 
zur  Sicherstellung  der  Einlösung  des  Pa- 
piergelds   500,000  fl.         ^ 

3,500,000  fl. 
zusammen  wieder 53,235,192  fl. 

Yon  1820  bis  1857  hat  sonach  die  Staatsschuld  um  nahezu  33  Mill.  Gulden 
zugenommen,  obgleich  in  gleicher  Zeit  circa  9  Mill.  Gulden  getilgt  wurden. 
Die  Zunahme  ist  indessen  ganz  dem  Eisenbahnbau  zuzuschreiben,  während 
die  übrige  Staatsschuld  um  circa  8  Millionen  ermässigt  und  von  1849  bis  1855 
um  6  ißl.  erhöht  wurde.  Die  Eisenbahnschuld  warf  im  Jahre  18^7»»  bereits 
eine  Rente  ab,  welche  nicht  nur  ihre  Verzinsung,  sondern  auch  die  gesetzliche 
Tilgungsquote  von  V«7o  deckt.  Sie  wird  aber  durch  die  1858  in  sehr  ausge- 
dehntem Maasse  projectirte  Erweiterung  des  Eisenbahnnetzes  eine  fernere 
grosse  Steigerung  erfahren*)  und  es  mag  dann  fraglich  erscheinen,  ob  nach 
erfolgtem  Bau  von  Nebenlinien  die  Ertragsresultate  eben  so  befriedigend  aus- 
fallen werden. 

Auch  zu  Bestreitung  ausserordentlicher  Ifilitärbedürfhisse  hat  im  Jahre 
1859  ein  Anlehen  von  5,700,000  fl.  aufgenommen  werden  müssen,*)  welches 
eine  Vermehrung  der  unproductiven  Schuld  involvirt.  Demselben  folgte  im 
Jahre  1860  wieder  ein  Eisenbahnanlehen  von  5  Mill.  Gulden,  welches  jedoch 
die  Staatshauptcasse  selbst  für  Rechnung  des  Grundstocks  und  der  Restver- 
waltung übernahm.  Im  Novbr.  1860  wurden  davon  2  MiU.  an  Privaten  aus- 
gegeben. 

Der  Staatscredit  Württembergs  ist  übrigens  mit  Recht  fest  begründet 
Wir  werden  im  Folgenden  sehen,  welche  Garantieen  der  Staatsschuld  gegen- 
überstehen, woraus  die  Staatsgläubiger  voUe  Beruhigung  schöpfen  werden. 


§.  62. 
Neueater  Stand  der  Staatsschuld. 

Die  neueste  Bekanntmachung  über  den  Stand  dep  Staatsschuld  datirt  vom 
81.  Oct.  1860,  und  umfasst  den  Zeitraum  vom  1.  Juli  18^7^0.  Am  30.  Juli 
1859  betrug  hienach  die  gesammte  Staatsschuld  in  ihren  einzelnen  Bestand- 
iheilen :  *) 


')  VergL  Gesetz  vom  17.  Nov.  1858,  Regierungebl.  S.  249,  betreffend  die  weitere 
Ausdehnung  des  Eisenbahnnetzes,  und  Gesetz  vom  gleichen  Tage,  Regierungsblatt 
S.  2D1,  wodurch  für  die  Etatsperiode  von  18*^7«»  ©i"  Credit  von  16,800,000  fl.  eröffiiet 
wurde. 

*)  Gesetz  vom  18.  Mai  1859,  Regienmgsbl.  S.  85.  Bekanntmachung  vom  13.  Juni 
1859,  ötaatsanzeiger  Nr.  141. 

')  Bekanntmachung  vom  81.  Oct  1860,  Staatsanzeiger  Nr.  276,  S.  2829—2842. 
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A.  Yerzinsliche  Schuld: 

a)  derzeit  gegenseitig  nicht  kündbar: 

1)  verzinslich  zu  5Vo 515,920  fl. 

2)  verzinslich  zu  47«: 

Pensionsfonds 4,097,700  fl. 

Militärcautionen  .    .    .    .     1,346,200  „ 

5,443,900  fl. 

^  verzinslich  zu  2 V»Vo 4,172  „ 

5,963,992  fl. 

b)  vonißeite  des  Staats  kündbar: 

1)  verzinsUch  zu  4Va7o 25,954,800  fl. 

2)  „  .    4> 3,549,800  , 

3)  „  ,    3V«Vo 16,324,300  „ 

45,828,900  fl. 

B.  Unverzinsliche  Schuld: 

Staatspapiergeld 3,000,000  fl. 

Summe  hn  Ganzen 54,792,892  fl. 

Inzwischen  ist  das  Kriegsanlehen  von  1859  im  Betrage  von  5,700,000  fl. 
und  das  Eisenbahnanlehen  von  1860  k  5,000,000  fl.  zugewachsen,  wogegen  die 
planmässige  Tilgung  der  beiden  letzten  Jahre  eine  Ermässigung  der  älteren 
Schuld  herbeigeführt  hat. 

Am  1.  Novbr.  1860  betrugen  daher  die  Gesammtpassiven  der  Staatsschuld 

denzahlungscasse 64,802,992  fl.*), 

welche  Sunune  zusammengesetzt  war,  wie  folgt: 

A.  Yerzinsliche  Schuld:  a)  unkündbar: 

Verzinslich  zu  5Vo  .     .    / 515,920  fl. 

Pensionsfonds  k  ^V^ 3,642,700  „ 

Militärcautionen  i  47«      .......  1,394,700  „ 

Papiorgeldseinlösungsfonds  k  4V^  .    .    .     .  500,000  „ 

Verzinslich  zu  2V«7<> 4,172  „ 

6,057,492  fl. 
b)  verloosbar: 

4V«proc.  Anlehen  von  18*Vw 31,097,900  fl. 

4proc.  „  ,     18*7«o 8,668,600  „ 

3Vjproc.         „      .    „     18"/« 15,979,000  „ 

55,745,500  fl. 

B.  Unverzinsliche  Schuld: 

Papiergeld 3,000,000  „ 

64,802,992  flT 
Von  den  Verbriefungen  dieser  Gesammtsumme  besass  jedoch  die  Staats- 
hauptcasse  selbst  einen  sehr  namhaften  Betrag,  welcher  sich  auf  5 — 6  Millionen 
belaufen  haben  mag. 


^)  Ans  amtlichen  Quellen  erhoben. 
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§.  63. 
Gewährschaftea  des  württemb.  Staats  für  fremde  Verbindlichkeiten. 

Sogenannte  „Staatsgarantieen"  hat  Württemberg  bis  jetzt  nicht  einge- 
gangen. Nicht  einmal  für  die  Verpflichtungen  der  Gefall- und  Zehentablösungs- 
casse,  welche  in  Verwaltung  des  Staats  steht,  ist  Gewährschaffc  geleistet,  wor- 
den. Ob  ein  bei  den  Ständen  eingebrachter  Regierungsvorschlag,  welcher  die 
von  dieser  Gasse  emittirten  Obligationen  unter  die  Garantie  des  ^taats  zu 
stellen  beabsichtigt,  Gesetzeskraft  erlangen  wird,  steht  noch  dahin. 

Der  in  Vorstehendem  dargestellte  Schuldenstand  Württembergs  ist  daher 
ein  purificirter  und  wii^d  nicht  durch  Lasten  verme^,  .deren  Grösse  sich  jeder 
Berechnung  entzieht. 

•§.64. 
Staatsverfassung.    Verwaltung  der  Staatssehuld. 

Wir  haben  bereits  (§.  61)  erwähnt,  dass  das  alte  Herzogthimi  eine  stän- 
dische Repräsentation  besass,  welche  König  Friedrieh  Ende  1805  einseitig  auf- 
hob. Dieser  Fürst  verstand  die  ihm  von  dem  Kaiser  der  Franzosen  auf  den 
Trümmern  des  deutschen  Reichs  verliehene  Souverainetät  so  wörtlich,  dass  er 
jede  ständische  Mitwirkung  als,  unverembar  mit  derselben  ansah.  Als  daher 
am  Wiener  Congresse  Preussen  und  Hannover  den  Antrag  stellten,  dass  in 
allen  deutschen  Staaten  landständische  Verfassungen  einzuführen  seien,  waren 
es  die  Könige  von  Württemberg  und  Bayeiii,  welche  dagegen  protestirten. 
Sobald  jedoch  König  Friedrich  dessen  gewiss  war,  dass  die  Bundesacte  jene 
Verpflichtung  enthalten  werde,  verliess  er  Wien  und  erliess  ohne  Verzug  ein 
Manifest,  worin  er  versprach,  eine  Verfassung  und  ständische  Vertretimg  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  zu  verleihen,*)  zu  welchem  Zwecke  eine  Com- 
mission  von  Staatsdienem  niedergesetzt  werden  sollte,  um  die  entworfenen 
Grundzüge  einer  solchen  Verfassung  zu  berathen  und  den  hienach  „reiflich" 
ausgearbeiteten  Entwurf  dem  Könige  zur  Genehmigung  vorzulegen,  worauf 
die  ^sanctionirte"  Verfassungsurkunde  der  airf  15.  März  1815  zu  versammeln- 
den Repräsentation  „übergeben**  werden  solle.  ^  Schon  am  29.  Januar  1815 
war  die  neue  Verfassung  fertig  und  es  wurden  am  gleichen  Tage  die  Wahlen 
zur  Ständeversammlung  ausgeschrieben.^)  Diese,  ganz  willkürlich  zusammen- 
gesetzt, ^)  trat  am  15.  März  1815  zusammen,  verwarf  aber  die  ihr  als  „Gesetz" 
übergebene^)  Verfassung  einstimmig,  worauf  Verhandlimgen  mit  den  Ständen, 
Vertagung  derselben,  Wiederberufung  und  commissarische  Arbeiten  folgten, 
welche  durch  den  Tod  des  Königs  (30.  Octbr.  1816)  unterbrochen  wurden. 

Nun  übernahm  König  Wilhelm  I.  die  Regierung,  und  es  machte  sich  ein 
neuer  wohlwollender  Geist  in  allen  Sphären  geltend.  Die  Stände  wurden 
wieder  berufen  und  endlich  nach  wiederholten  Kämpfen  und  Verhandlungen®) 

*)  Kgl.  Manifest  vom  11.  Janr.  1815,  Regieningsbl.  S.  9." 

^  Ebendaselbst. 

^)  Rescript  vom  29.  Janr.  1815,  Regienmgsbl.  S.  83. 

*)  VergL  Bekanntmachung  vom  15.  März  1815,  Regieningbbl.  S.   109— HO. 

^)  Yergl.  kgl.  Edict  vom  gleichen  Tage,  das.  S.  117. 

^)  Kgl.  Manifest  vom  5.  Juni  1817,  Regierungsbl.  S.  275. 
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kam  «m  25.  Si^ptbr.  1819  ^  aus  einem  Vertrage  des  Königs  mlfc  den  Stän- 
den hervorgegangene  Verfassungsiirkunde  zu  Stande,  *)  nachdem  schon  vorher 
eine  Reihe  von  Gesetzen  zum  "Wohle  des  Staats  erlassen  und  der  königl.  Ver- 
fassungsentwurf von  1817  theilweise  als  Gesetz  verkündet  worden  war. 

Die  Verfassung  von  1819,  üherall  gerühmt  als  weise  und  hberal,  erhielt 
in  den  folgenden  Jahren  in  den  meisten  Beziehimgen  gesetzliche  Durchführung 
und  Geltung  und  war  bis  1848  unangefocht^ies  Grundgesetz.  Im  Drange  des 
letzten  Jahres  und  namentlich  in  Folge  der  Annahme  der  „Grundrechte  des 
deutdfchen  Volkes"  ward  eine  Revision  der  Verfassung  gefordert  und  von  der 
Regierung  zugestanden.  Drei  aus  allgemeinem  Wahlrechte  hervorgegangene 
Versammlungen  zur  Berathnng  der  Verfassungsrevision  wurden  von  1849  bis 
1850  erfolglos  berufen  und  wieder  aufgelöst.*)  Es  gehört  nicht  hieher,  die 
Motive  zu  beleuchten,  welche  diese  Resultatlosigkeit  herbeigeführt  haben: 
nach  harten  Kämpfen  im  Ständesaale  kehrte  man  zur  alten  Ordnung  und  zur 
Verfassung  von  1819  zurück. 

Bezüglich  der  Staatsschuld  bestünmi;  nun  dieselbe  wörtlich  Folgendes: 

§.  119.  „Die  Staatssehuld  ...  ist  unter  die  Gewährleistung  der 
Stände  gestellt.  ** 

§.  120.  „Die  Schuldenzahlungscasse  wird  nach  den  Normen  eines  zu 
verabschiedenden  Statuts  von  ständischen,  durch  die  Regierung  bestä- 
tigten Beamten,  unter  Leitimg  und  Verantwortlichkeit  der  Stände, 
verwaltet." 

§.  121.  „Es  werden  dem  ständischen  Ausschusse  monatliche  Cassenbe- 
richte  gedoppelt  ausgefertigt  übergeben  imd  jener  hat  jedesmal  ein 
Exemplar  dem  Finanzministerium  mitzutheilen." 

§.  122.  „Der  Regierung  steht  vermöge   des  Oberaufsichtsrechts  frei, 

von  dem  Zustande  dieser  Gasse  zu  jeder  Zeit  Einsicht  nehmen  zu  lassen." 

§.  123.  „Die  Jahresrechnung  über  dieselbe  wird  von  einer  königlichen 

und  ständischen  Commission  abgehört,  das  Resultat  aber  öffentlich  durch 

den  Druck  bekannt  gemachtt" 

Da  die  Stände  ordentlicher  Weise  nur  alle  drei  Jahre  emzuberufen  sind,^) 

so  gehört  hieher  noch  §.  187. der  Verfassung,  welcher  bestimmt:    .. 

„So  lange  die  Stände  nicht  versammelt  sind,    besteht  als  Stellvertreter 
derselben  ein  Ausschuss  für  diejenigen  Geschäfte,  deren  Besorgung  von 
einem  Landtage   zum   andern    zur   ununterbrochenen^  Wirksamkeit    der 
Repräsentation  des  Landes  nothwendig  ist." 
Das  durch  §.  119   der  Verfassungsurkunde  in  Aussicht  genommene  Statut 
kam  am  22.  Juni  1820  zu  Stande,  wurde  aber  durch  Gesetz  vom  18.  Juli  l&2-i: 
und  26.  April  1830  melu-fach  abgeändert,    wesshalb   im  Jahr  1837   die   gel- 
tenden Bestimmungen  wegen  des  Staatsschuldenwescns  in  Ein  neues  Gesetz 
zusiunmcngefasst   wurden.  ^)    Auch  dieses  Gesetz  erhielt  indessen  wesentliche 
Zusätze    und   Abänderungen    durch    weitere    Gesetze    vom   4.    Juli    1844,  '*) 
22.  Juni  1843,«)    30.  Juni   1845,0   16.  September  1852^)  und  4.  September 


*)  KgL  Manifest  vom  25.  Sept.  1819,  BegierungsbL  S.  633,   welchem  die  Verfas- 
sungsurkimde  beigegeben  ist. 

^  Vergl.  kgL  Ansprache  vom  4.  Juli  1§50,  RegierungsbL  8.  1258. 

^)  VerfassdDgsurkundc  §.  127. 

*)  Revidirtes  Staatsschulden-Statut  vom  22.  Febr.  1837,  RegierungsbL  S.  105. 

*)  RegierungsbL  v.  184*2,  8. 352.  Wurde  durch  nachfolgende  Gesetze  wieder  nu%ehobep. 

®)  RegienmgsbL  von  1843,  S.  419,  betr.  die  Form  der  SehuldtiteL 

^  RegierungsbL  von  1845,  S.  219,  betr.  die  Reduction  des  Zinsfusees. 

®)  RegierungsbL  von  1852,  S.  228,   botr.  die  auf  den  Inhaber  lautenden  Staats- 
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1858. ')  Die  nach  diesen  G^etetzen  zur  Zeit  besteh^id«^  YerwaltongBeimieh* 
tungen  sind  folgende: 

Es  besteht  eine  von  der  Staatseasse*  Töllig  getrennte  und  unabhängige 
^  Staatsschuldenzahlungscasse^  zu  Stuttgart  Die  dieselbe  yerwaltenden  Beam- 
ten werden  von  den  Ständen  gewählt,  yom  König  bestätigt*)  und  aus  der 
ständischen  Sustentationscasse  besoldet^  Die  Stände  und  in  deren  Abwesen- 
heit der  ständische  Ausschuss  leiten  die  Verwaltung  und  verfügen  an  dieselbe 
unmittelbar;  auch  werden  die  Beamten  der  Schuldenzahlungscasse  besonders 
darauf  vereidigt,  dass  sie  allein  von  der  ständischen  Behörde  ZahlungsferfÜ- 
gungen  annehmen.  *)  Die  Oberaufsicht  über  die  gesammte  Verwaltung  übt 
die  Regierung  durch  einen  beständigen  Commissär  aus.  ^)  Während  des  Bei- 
sammenseins der  Stände  wird  ans  deren  Mitte  jedesmal  eine  besondere  Staats- 
schulden-Yerwaltungscommission  gewählt,  deren  Functionen  nach  der  Verta- 
gung, Auflösung  oder  nach  dem  Ablaufe  des  Mandats  der  jewdügen  Stände- 
versammlung mif  den  engeren  Ausschuss  übergehen.  Die  Bedürfitdsse  der 
Staatsschuldentilgungscasse  werden  im  Staatshaushalts-Etat  festgestellt  und 
müssen  derselben  je  im  Anfange  des  Etatsjahres  nach  vorangegangener  Ver- 
einbarung aus  denjenigen  Staatseinkünften  zum  unmittelbaren  Bezüge  zuge- 
wiesen werden,  auf  deren  Eingang  mit  Sicherheit  gerechnet  werden  kann. 
Die  Einbringer  dieser  Gefälle  sind,  sobald  sie  angewiesen  sind,  dafür  verant- 
wortlich, dass  sie  unter  keinerlei  Verwände  an  eine  andere  als  die  Schulden- 
tilgungscasse  verabfolgt  werden.  •)  Nur  wenn  die  angewiesenen  Mittel  zur 
Deckung  der  Bedürfoisse  der  Oasse  nicht  ausreichen  sollten,  hat  sie  den  er- 
forderlichen Zuschuss  unmittelbar  von  der  Staatshauptcasse  zu  empfangen.') 

Man  sieht  aus  diesen  Grundbestimmungen,  dass  in  Württemberg  das  Prin- 
cip  der  Haftung  des  ganzen  Landes  für  die  gesanunte  Staatsschuld  mit  der 
äussersten  Consequenz  durchgeführt  und  der  Regierung  jede  einseitige  Ein- 
wirkung nicht  nur  auf  die  Vergrösserung,  sondern  auch  auf  die  Verwaltung 
der  öffentlichen  Schuld  unmöglich  g^nacht  ist.  Keine  Verfassung  gibt  diess- 
falls  den  Vertretern  des  Landes  grössere  Befugnisse  und  keine  träPk  Anord- 
nimgen,  welche  mehr  geeignet  wären,  die  Rechte  des  Staatsgläubigers  zu 
schützen  und  den  geordneten  Gang  der  Schuldenverwaltung  und  Tilgung  zu 
verbürgen. 

§.  65. 
Tilgungsfonds.    Tllgungsmodos. 

Das  revidirte  Staatsschulden-Statut  vom  22.  Febr.  1837®)  verordnet  über 
die  Grösse  der  an  der  öffentlichen  Schuld  alljährlich  zu  tilgen- 
den Quote  Folgendes: 


Schuldscheine,  mit  VoIizugSTerordnung  vom  14.  Dec.  1858,  Regierungsblatt  8.  485. 
Neben  dem  Statut  Yon  1887  das  wichtigste  C^esetz  über  unsern  Gegenstand. 

')  ReffienmgsbL  von  1858,  S.  859,  betr.  die  Sistirung  der  Aussetzung  eines  TU- 
gunnfonds  für  die  derzeit  nicht  kündbare  Schuld. 

>)  Revidirtes  Staatsschulden-Statut  Yom  22.  Febr.  1887,  Art  10,  Abs.  2. 

5)  Daselbst  Art.  5. 

*)  Daselbst  Art  10. 

*)  Daselbst  Art.  12. 

«)  Daselbst  Art.  4.    Verf-Urk.  §.  116. 

^  Daselbst  Art.  4. 

*)  Eegierungsbl.  S.  105. 


Digitized  by  CjOOQIC 


Wflittembeig.  249 

Art  8.  ^Ab  Capitalülgiiiigsfonds  sind  Jfthrlioh  auszuBetzen : 

a)  ein  halbes  Proeent  der  Staatsschuld  in  ihrem  höchsten  Betrage  nach 
Yerkündung  des  Statuts  vom  22.  Janr.  1820,  wie  sich  dersdbe  mit 
Einrechnung  der  seit  dieser  Yerkündung  eingetretenen  oder  künftig 
eintretenden  neuen  Schuldenüberweisungen  ^er  sonstigen  Vermeh- 
rungen der  Staatsschuld,  und  mit  Ausschluss  jeden  Abzugs  wegen 
der  jenem  Statute  nachgefol^n  Oapitaltilgungen,  darsteUt; 

b)  die  Jahreszinsen  aus  den  seit  dem  Jahre  1820  getilgten  Staatsschul- 
den, und  zwar  aus  sanuntlichen  vor  dem  1.  Juh  1833  getilgten  Ca- 
pitalien  zu  4Vo;  aus  später  getilgten  nach  ihrem  Zinsfusse  zur  Zeit 
der  Ablösung. 

c)  Ueberdiess  sind  die  am  Zinsenzahlungsfonds  sich  ergebenden  Erspar- 
nisse zum  CapitaJtilgungsfonds  zu  schlagen.^ 

Diese  Bestimmungen  blieben  in  Kraft  bis  zum  Jahre  1853  und  leiden 
daher  Anwendung  auf  alle  vor  diesem  Jahre  entstandenen  Staatsschulden. 
Durch  Gesetz  vom  4.  Septbr.  1853*)  ward  aber  der  Art.  3  des  revidirten 
Staatsschulden-Statuts  aufgehoben  und  an  dessen  Stelle  folgende  Bestimmung 
gesetzt: 

Art.  1.  ^Der  für  jedes  Jahr  auszusetzende  Capltaltilgungsfonds  für  die 
kündbare  Schuld  ist  nach  den  den  einzelnen  Bestandtheilen  dieser  Schuld 
zu  Grunde  liegenden  vertragsmässigen  Bestimmungen  über  deren  TO- 
gung  zu  bemessen.^ 

Art.  2.   „Für  die  nicht  kündbare   d.  h.  zur  Zeit  nicht   heimzahlbare 
Schuld  wird  vom  1.  Juli  1852   an   und   so   lange^    als   die   Abzahlung 
dieser  BestandtheHe  der  Staatsschuld  nicht  zulässig  ist,    ein  Capitaltil- 
gungsfonds  nicht  ausgesetzt.^ 
Der  letztere  G^etzesartikel  berührt  die  Inhaber  förmlicher  Staatsobliga- 
tionen, d.  h.  Anlehensobligationen,  nicht,  da  die  nicht  kündbare  Schuld  in  den 
Geldverbindlichkeiten  gegen  verschiedene  Pensionsfonds  des  Staats  selbst,  Eir- 
chenstiftungen  etc.  und  aus  den  eingelegten  Mihtärcautionen  besteht.  (Yergl.  §.  62.) 
Die  vertragsmässigen  Bestimmungen,  von  welchen  der  Art  1  spricht,  sina 
auf  der  Rückseite  jeder  Obligation  abgedruckt.    Sie  lauten  dahin,   dass  das 
aufgenommene  Anlehen  binnen  einer  gewissen  Reihe  von  Jahren,,  und  zwar 
binnen  40—50  Jahren,  zu  tilgen  seL 

Was  den  Modus  der  Tilgung  betrifft,  so  geschieht  solche  im  Gefolge 
einer  öffentlichen  Yerloosung,  welcher  sowohl  die  auf  Namen,  als  die  auf  In- 
haber lautenden  Yerbriefungen  der  kündbaren  Schuld  unterliegen  und  zu 
«welcher  die  Qtaatsgläubiger  Zutritt  haben.  Die  drei  bestehenden  Schuldgat- 
tungen, d.  h.  die  4V>proc.,  die  4proc.  imd  die  3V>proc.  Schuld,  sind  je  unter 
Einem  Yerloosungs-  und  Tilgungspiano  vereinigt,  wie  auch  die  Nummern  der 
Obligationen  jeder  Gattung  fortlaufen,  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit  ihrer  Aus- 
stellung. Die  Schuldurkunden  neueren  Datums  unterliegen  also  ganz  wie  die 
älteren  der  Tilgung.  Eine  bestimmte  Zeit  für  die  jährlieh  ein  Mal  stattfindenden 
Ziehungen  ist  nicht  festgesetzt;  sie  haben  in  der  Regel  am  Anfange  des 
Jahres,  zuweilen  aber  auch  anticipando  statt.  Die  Yerloosungsresultate  müssen 
im  Staatsanzeiger  für  Württemberg  und  in  den  gelesensten  Stuttgarter,  Frank- 
furter und  Augsburger  Blättern  bekannt  gemacht  werden.  *)  Drei  Monate  nach 
dieser  Bekanntmachung  oder  früher  geschieht  die  Einlösung  der  gezogenen 
Obligationen  al  pari.    Rückkauf  an  der  Börse  findet  nicht  statt. 


*)  Regiemngsbl.  S.  359. 

*)  VergL  kgl.  Yerordnung  vom  14.  Deo.  1858,  §.  1  und  2,  Regierungsbl.  S.  485. 
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Zur  Einlösung  der  unverzinslichen  Schuld,  bestehend  aus  dem  in  der 
Summe  von  3  Hill.  Gulden  creirten  Staatspapiergelde,  welches  ausdrücklich  als 
öffentliche  Schuld  anerkannt  ist,*)  wird  em  baarer  Fonds  von  V«  Mill.  Gulden 
parat  gehalten,  um  die  Bestimmung  des  Creirungsgesetzes  einhalten  zu  kön- 
nen, wonach  dasselbe  jeder  Zeit  gegen  klingende  Münze  umgewechselt  werden 
kann,  und  zwar  bei  der  Staatshauptcasse  unbedingt  und  bei  den  sonstigen 
Begierungscassen  nach  Maassgabe  ihrer  Cassenbestände.  ^)  Ausserdem  kann 
dasselbe  bei  allen  Staatscassen  an  Zahlung  gegeben  werden  und  die  Regie- 
rung ist  berechtigt,  bei  Zahlungen  indirecter  Steuern  im  Belaufe  von  minde- 
stens 18  fl.  den  dritten  Theil  in  Staatspapiergeld  zu  fordern.^) 


§.  66. 
Sicherheitsobjecte  der  württemb.  Staatsschuld  (Staats-Grundkräfte). 

Nach  ausdrücklicher  gesetzlicher  Bestimmung  ist  die  württembergische 
Staatsschuld  als  eine  Last  des  ganzen  Staats  erklärt.  *)  Es  haftet  also  dafür 
die  •  Steuerkraft  des  ganzen  Landes.  Gleichzeitig  ist  aber  gesetzlich  ausge- 
sprochen, dass  die  Staatslasten  zunächst  aus  dem  Ertrage  des  Kammerguts, 
d.  h.  des  eigentlichen  Staatseigenthums  im  engem  Sinne,  insbesondere  des 
Staatsgrundvermögens,    zu   bestreiten   seien.*)    Das   Kammergut  ist   zudem 

f  rundgesetzlich  als  ein  unveräusserliches,  von  dem  Königreich  unzertrennliches 
taatsgut  erklärt,  welches  in  seinem  wesentlichen  Bestände  %u  erhalten  ist.') 
Da  nun  die  Verzinsung   und   Tilgung   der   Staatsschuld   eine   der   ersten 
Staatslasten  ist,   so  konmit  als  erste  Garantie  der  Staatsschuld  das  Staats- 
vermögen, „Staatskammergut,**  in  Betracht. 

Dasselbe  besteht  aus  sämmtlichen  zu  dem  vormaligen  herzoglichen  Fami- 
lien-Fideicommisse  gehörigen,  sowie  den  seit  der  Erhebung  des  Staats  zum 
Königreiche  neu  erworbenen  Grundstücken,  Gefällen  und  nutzbaren  Rechten.  ^ 
Auch  das  vormalige  Kirchengut  ist  demselben  einverleibt.  Ausgeschieden  und 
als  reines  Privateigenth um  erklärt  ist  dagegen  das  sogenannte  Hofdomänen- 
Kammergut,  welches  ein  Fideicommiss  der  kgl.  Familie  bildet.^  Später  wur- 
den dem  Staatskammergut  auch  sämmtliche  vom  Staate  gebauten  Eisenbahnen 
einverleibt.^')   Ln  Einzelnen  begreift  dasselbe  in  sich: 

1)  etwa  84,500  Morgen  landwirthschaftlich  benützte  Grühde,  5,400  G^ 
bäude  mit  und  ohne  Gewerbe,  205  Schafweidgerechtigkeiten,  365  Fisch- 
wasser und  circa  2,600  Morgen  Seeen  imd  Weiher; 

2)  in  runder  Summe  gegen  600,000  Morgen  Forsten; 

3}  7  Hütten-  und  Bergwerke,  eine  Gewehrfabrik,  eine  Bleich-  und  Apretur- 

anstalt  und  5  Salinen;  ' 

4)  45*  Meilen  Staatseisenbahnen; 


^)  Gesetz  vom  10.  Mai  1850,  Art.  1,  Regiemngsbl.  S.  235. 

*)  Gesetz  Tom  1.  Juli  1849,  ßegierungsbl  Ö.  265.   Gesetz  vom  10.  Mai  1850,  Ai-t.  2> 
Regierangsbl.  S.  235. 

ö)  Gesetz  vom  1.  Juli  1849,  Art.  2. 

*)  Staatßschulden-btatut  vom  22.  Febr.  1837,  Art.  1,  Regienmgbbl.  S.  106. 

^)  Verfassungöurkuude  §.  103. 

«)  Daselbst  §.  103,  107. 

")  Daselbst  g.  102. 

^)  Daselbst  §.  102,  108. 

^)  Gesetz  vom  26.  Döc.  1852,  Regieruugsbl.  wn  1853,  S.  1. 
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6)  Die  ßtaatßpoßtanstalt  und  Ä©  Telegraphenanstalt; 

6)  die  Bodensee-  und  Neckardampfschiffi'ahrt; 

7)  einen   bedeutenden,    aus   der  Ablösung   der  Gefalle   und  Zehenten   des 
Staats  hervorgegangenen  Capitalbesitz  von  mehr  als  20  Mill.  Ghilden. 

Naek  dem  neuesten  Hauptfinanzetat  ^)  ist  der  Reinertrag  des  gesammten 
Staatskanunerguts  einschliesslich  einiger  Einnahmen  bei  der  Staatshauptcasse 
unmittelbar,  für  die  Jahre  18^*  «i  im  Durchschnitt  berechnet  zu  5,811,203  fl. 
15  kr.  per  Jahr.  Capitalisirt  man  diese  Rente  mit  Rücksicht  darauf,  dass  dar- 
tmter  eine  bedeutende  Bodenrente,  welche,  zumal  in  Verwaltung  des  Staats, 
stets  eine  niedrige  ist,  und  dass  auch  die  Capitalien  des  Kammerguts  nur  zu 
4^0  sich  verzinsen,  zu  47«;   so  ergibt  sich  ein  Capitalwerth  des  Kammerguts 

von       145,280,075  fl. 

Dazu  das  Betriebscapital  der  Staatshauptcasse  mit     .    .     •        2,000,000  ^ 

ergibt  Staatsvermögen 147,280,075  fl-O 

wobei  die  Cassenbcstände  der  Specialcassen,    das  Restvermögen  und  die  Ma- 
terial vorräthe  der  Staats-Industriean stalten  nicht  berechnet  sind. 

Dieses  Staatsgrundvermögen  deckt  sonach  die  gesammte  Staatsschuld  um 
mehr  als  das  Doppelte. 

üebrigens    haften    auf  dem  Kammergut   in   der  Eigenschaft   als   radicirte 
Reallasten  folgende  Reichnisse: 
.  a)  die  Civilliste  des  Königs,  dermalen 880,900  fl. ») 

b)  die  Apanagen  imd  Wittume  der  Mitglieder  der  kgl.  Fa- 

müie,  gegenwärtig        ^     .     .     .     .     •     .         234,080  fl.  *) 

c)  die  in  Folge  besonderer  Verträge  darauf  übernommenen 

Renten  mit  circa 61,000  fl. ») 

zusammen 1,175,980  fl. 

Diese  Lasten  zu  4%  capitalisirt,  ergeben 29,399,500  fl. 

Capitalwerth  und  diesen  von  dem  Gesammtwerthe  des 

Staatsgrundvermögens  k 147,280,075  fl. 

abgesetzt,  verbleiben  immer  noch  lastenfreie     .     .   ".     117.880-575  fl. 
also  nahezu  das  Doppelte  der  Staatsschuld. 


*)  Fiuanzgesetz  vom '5.  Xov.  185-^  Regierungsbl.  S.  221. 

^)  Herdegen  a»  a.  0.  schätzt  da«  Kammergiit  lu  seinem  alten  Bestände,  also 
ohne  Eisenbulmcn,  Poston,  Telegraphen  etc.,  zu  120  Mill.  Oulden.  Durch  die  Ablö- 
sung der  (iefüUe  und  Zehenten  in  einem  ausserordentlich  niedrigen  Maasßstabo  hat 
dasselbe  aber  an  Werth  bedeutend  verloren.  Dagejsjen  ist  der  Werth  der  Forsten  nam- 
haft ^»stiegen,  auch  sind  die  Eisenbahnen,  Posten,  welche  letztere  mit  1,300,000  fl. 
Tom  Erblandpostmeister,  Fürsten  v.  Thurn  u.  Taxis,  wieder  eingelöst  wurden  (Vertrag 
vom  22.  31ärz  1851,  Kes^ierungfs^bl.  {5.  171);  sodann  die  Ötaatstelegrapheu  und  Staats- 
fabrikeu  hinzugekommen.  In  Wirklichkeit  wird  der  im  Texte  gemachte  Anschlag  ein 
sehr  geringer  seiiL 

^  Hauptfinanzetat  für  18***  oi,  Regienuigsbl.  von  1858,  8.  221.  Verfassunersurkunde 
§.  103. 

*}  Ebendaselbst. 

»)  Nach  dem  Hauptfinanzetat  für  18*^/61  bestehen  noch  61,263  fl.  40  kr.,  wovon 
aber  nur  52,857  fl.  16  kr.  fortdauernde  und  unablösbare;  sodann  2,r^81  fl.  59  kr.  lehen- 
ßilligo  und  6,324  fl.  25  kr.  lebenalänglichie  Renten.  Die  ei-stere  Gattung  besteht  na- 
mentlich aus  —  durch  den  Reichsdeputationshauptschluss  von  1803  stipulirten  sogen, 
ewigen  Renten,  v.  Reden  a.  a.  0.  ö."  281  glaubt  diese  Renten,  sowie  die  sogen. 
^Entschädigungen**  (für  aufgehobene  Steuer-  und  Wesgeldsberechtigungen)  der  Staats- 
schuld zurechnen  zu  müssen.  Die  letzteren  haften  aber  nach  ausdrücklicher  gosotzl. 
Bestimmung  auf  dem  Steuerbezu^e  und  die  ersteren  sind  radicirte  Orundlasten.  Es 
dürfte  sich  daher  die  im  Text  beliebte  Behandlungsweise  mehr  rechtfertigen. 
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Daraelbe  Besultat  ergibt  eine  Yei^eiclimiff  des  Rebertrags  aus  dem  Staats- 
gut mit   den  Erfordernissen   der  Stoatsschud.    Ftbr  IS^/ai  ist  nämlich  jener 

veranschlagt  zn 5,715,300  fL 

dieses  lu 3,374,064  £L 

wonach  ein  Ueberschuss  verbleibt  von 2,341,236  fL 

Es  gibt  wenige  Staatsrechnungen,  welche  ein  so  günstiges  Yerhältnist 
flwischen  Activen  und  Passiven  nachweisen. 

Für  den  Staatsgläubiger  von  wesentlichstem  Werthe  ist  die  schon  oben 
angeführte  Yerfassungsbestimmung,  wonach  das  Staatskammergut  als  ein  un- 
veräusserliches erklärt  ist  Dieser  Grundsatz  ist  denn  auch  seit  dem  Bestehen 
der  Verfassung  so  strenge  eingehalten  worden,  dass  die  paraten  Mittel  des 
„Grundstocks^  selbst  nicht  einmal  zur  Tilgung  der  Schulden  verwendet  wor- 
den sind,  welche  vielmehr  immer  als  Last  der  laufenden  Verwaltung  behan- 
delt wurden;  dass  femer  mit  geringen  Ausnahmen  die  Staatseisenbahnen  nicht 
aus  IGtteln  des  Grundstocksvermögens,  sondern  zu  Lasten  der  laufenden  Ver- 
waltung gebaut  wurden  und  dass  da,  wo  die  Grundstocksverwaltung  von  ihrem 
Capitalvermögen  zum  Eisenbahnbau  beitrug,  sie  diess  nur  in  Form  von  Dar- 
lehen that,  und  sich  Staatsschuldscheine  ausstellen  Hess,  wie  ein  anderer 
Staatsgläubiger. ') 

Die  Gläubiger  Württembergs  werden  hienach  kaum  nöthig  haben,  bei  dem 
bisherigen  Stand  der  Staatsschuld  auf  das  zweite  Sicherheitsobject,  die 
Steuerkraft  des  Landes,  vorerst  besonders  zu  reflectiren.  Was  aber  die- 
selbe betrifft,  so  ist  anzuerkennen,  dass  namentlich  unter  der  Regierung  des 
jetzigen  Königs  Vieles  geschehen  ist,  den  Wohlstand  zu  heben  und  dadurch 
die  Steuerkra^  nachhaltig  zu  verbessern.  Auch  besteht  in  einem  grossen 
TheOe  des  Landes  wirkliche  Wohlhabenheit,  wogegen  freilich  nicht  zu  leug- 
nen ist,  dass  im  andern  Theil  durch  allzugrosse  Parzellirung  des  Bodens  und, 
wie  im  Schwarzwald,  durch  geringe  Ergiebigkeit  desselben,  theilweise  eine 
nicht  unbedenkliche  Verarmung  eingetreten  ist.  Uebrigens  wird  sich  aus  dem 
Folgenden  ergeben,  dass  die  Steuerkrafk  Württembergs  nur  vorübergehend  in 
höherem  Grade  angestrengt  worden  ist,  während  für  gewöhnliche  Zeiten  eine 
massige  Besteurung  zur  Ordnung  des  Staatshaushalts  genügte  —  eine  Folge 
möglichster  Sparsamkeit  und  des  ümstandes,  dass  ein  grosser  Theil  des  Staats- 
bedarfs durch  die  Einkünfte  des  eigenen  Vermögens  ^deckt  wird. 

Württemberg  umfasst  354*®**  Quadratmeilen^  mit  einer  Bevölkerung  von 
nahezu  1,800,000  Seelen.*)  Diese  ist  vorherrschend  eine  ackerbautreibende. 
Vom  Gesammtarreale  des  Staats  k  6,188,252'/«  Morgen  sind  nur  84,460  Mor- 
gen der  Cultur  entzogen.    Die  landwirthschaftliche  Production  ist  eine  relativ 


^)  Vergl  Gesetz  vom  6.  Mai  1857,  Regierungsbl.  S.  29.  Von  diesem  Gnindsats 
wurde  aUerdinss  zur  Zeit  der  letzten  Finanzbedrängniss  abgegangen,  in  so  ferne  die 
sogen.  Westbahn,  von  Bietigheim  nach  Bmohsal,  sowie  die  Vollendung  und  sohliess- 
liehe  Ausrüstung  der  Hauptbahn,  von  Friedrichshafen  nach  Heilbronn,  auf  Rechnung 
des  Grundstocks  ausgeführt  wurden  (Gesetz  vom  28.  Dec  1851,  RegierungebL  v.  1832, 
8.  1 ;  Gesetz  vom  1 7.  Sept  1855 ,  RegierungsbL  S.  1 97).  Der  Aufwand  flbr  diese  Ob- 
jecte  ist  jedoch  nur  ein  kleinerer  Bruchtheü  des  ganzen  Eisenbahnbauaufwands.  Die 
Kosten  für  das  Areal  zu  den  Bahnhöfen  und  den  Bahngebäuden  hat  schon  nach  dem 
Eisenbahngesetz  von  1848  der  Grundstock  zu  tragen. 

*)  8taat8handbuch  von  1854,  8.  718. 

*)  Die  Zollvereinszählungen  ergaben:  1846:  1,726,716,  1849:  1,744,595,  1852: 
1,733,263,  1855:  1,669,720,  1858:  1,690,898  8eelen  orts anwesend e Bevölkerung.  Die 
ortsan gehörige  Bevölkerung  ist  aber  grösser  und  betrug:  1846:  1,753,055,  1849: 
1,783  496,  1852:  1,809,404,  1855:  1,782,472,  18'^8:  1,793,819  Seelen. 
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sehr  bedeutende  und  gewSfart  einen  üeberfloss  zur  JlnBfiihr.  Man  schätzt  den 
Emdteertrag  eines  Durchschnittsjahres  auf  circa  8  MiU.  Scheffel  Getreide,  mit 
einem  Geldwerthe  von  mehr  als  80  toi.  Gulden.  Der  Geldwerth  des  Vieh- 
atands  wird  auf  circa  45  Mill.  Gulden  angenommen.  Neben  bedeutenden  Fort- 
schritte^ der  Landwirthschaft  hat  aber  auch  das  gewerÜiche  Leben  neuerer 
Zeit  einen  Aufschwung  genommen.  Die  kleinen  Gewerbe  allerdings  sind  eher 
im  Rückgang  begriffen,  Fabriken  und  Handel  dagegen  sind  im  Emporblühen, 
Die  Handelsbüan^e  fällt  zu  Gunsten  des  Landes  aus. 


§.  67. 

Finanzlage  Württembergs. 

Dass  zur  Zeit  der  französischen  Kriege  am  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
in  Württemberg,  wie  überall  in  Europa,  das  Gleichgo^cht  zwischen  Staats- 
Einnahmen  und  Ausgaben  nicht  erhalten  werden  konnte  und  dass  4ie  Nach- 
wirkungen jener  Kriege  noch  mehrere  Jahre  nach  hergestelltem  Frieden  störend 
fcnrtdauerten ,  so  dass  immer  noch  mit  ausserordentlichen  Mitteln  nachge- 
holfen werden  musste,  —  ist  eine  so  allgemeine  Erscheinung,  dass  sie  einer 
Rechtfertigung  nicht  bedarf.  Die  württemb.  Regierung  gab  sich  jedoch  sofort 
nach  Eintritt  des  Friedens  alle  Mühe,  Ordnung  in  den  Staatshaushalt  zu  brin- 
gen und  gleichzeitig  die  Lasten  des  Volks  nach  Thunlichkeit  zu  mindern.  Durch 
möglichste  Sparsanä:eit  und  durch  Steigerung  des  Ertrags  des  Staatsguts,  so- 
wie durch  strenge  Ordnung  im  Haushalt  wurde  jenes  Ziel  in  der  That  in 
yerhältnissmässig  kurzer  Zeit  erreicht.  Schon  durch  das  Finanzgesetz  ftir 
18*^/s8»)  konnten  mehrere  Steuern  aufgehoben  werden.  Mit  der  so  be- 
gonnenen Steuerermässigung  und  Vereinfachung  wurde  bis  1847  trotz  bedeu- 
tender Schuldübemahmen  von  den  neuen  Landestheilen  (siehe  oben  §.  61.)  und 
trotE  mancher  kostspieligen  Verbesserung  yon  Staatsanstalten  fortgefahren,*) 
MO  dass  es  in  Württemberg  nur  noch  folgende  Staats-Steuerarten  gibt:  Grund-, 
Gebäude-,  Gefäll-  und  Gewerbesteuern,  Capital-  und  Berufseinkommenssteuem, 
Zoll,  Accise,  Wirthschaftsabgaben,  Sportein  und  eine  Auflage  auf  die  Hunde. 
Gleichwohl  wurde  mit  diesen  yerminderten  und  vereinfachten  Steuern  nicht  nur 
das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  bis  1847  fortwährend 
erhalten,  sondern  es  ergaben  sich  von  18^7«?  Ueberschüsse  im  Belaufe  von 
mehr  als  20  Millionen  Gulden,  ^  welche  theils  zu  ausserordentlichen  Schulden- 
tilgungen, zum  grösseren  Theile  aber  zur  Förderung  yolkswirthschaftlicher 
Zwecke  und  zur  Herstellung  u.  Verbesserung  verschiedener  Staats-Anstalten 
verwendet  wurden.*)    In  dieser  Periode  kann  man  also  die  württemb.  Finanz- 


')  Vom  21.  Juni  1821,  Regierungsbl.  8.  377. 

*)  Vergl.  die  Finanzgesetze  vom  18.  Juli  1824,  RegierungsbL  S.  528;  vom  9.  JuM 
1827,  RegierungBbL  S.  *if59;  vom  26.  April  1830,  Regierunfsbl.  8.  185;  vom  24.  Dec 
1833,  Regierungsbl.  8.  541;  vom  22.  Juli  1836,  Regierungsbl.  8.  283;  vom  l.JuUl839, 
Regierungsbl.  8.  435;  vom  30.  Juni  1842,  Regierungsbl.  8.337;  und  vom  15.  Aug.  1845, 
Regierungsbl.  8.  281.  Auch  durch  andere  Specialgesetze  wurden  die  Steuern  ermftssigt 
und  das  Steuerwesen  überhaupt  geordnet. 

*)  Siehe  dieselben  Gesetze,  nach  welchen  über  die  Ueberschüsse  der  Vorperioden 
verfdgt  wurde,  beziehungsweise  das  Restvermögen  angegeben  ist,  wie  folgt:  1830: 
202,500fl.;  1833:  2,561,120  fl.;  1836:  2,457,107  fl.;  1889:  5,416,138  fl.;  1842:  8,571,273  fl.; 
1845:  5,758,859  fl.;  1849  (Stand  vom  30.  Juni  1847):  1,714,080  fl. 

^)  Zu  ausserordentlichen  Schuldentilgungen  wurden  bestimmt:  durch  das  Finanzge- 
setz vom  26.  April  1830:  202,500  fl.,  sowie  das  seinem  Bestand  nach  nicht  angegebene 
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läge  glänzend  nennen.  Dieselben  Ursachen  aber,  welche  auch  in  den  andern 
Staaten  das  Ersparnisssystem  im  Staatshaushalt  unterbrachen  und  gewaltig 
erschütterten,  haben,  in  Württemberg  noch  gesteigert  durch  verheerende  Natur- 
ereignisse, von  1847  an  die  Finanzlage  ebenfalls  zeitweise  verschlimmert. 
Das  Finanzgesetz  für  IS^V-iq^)  zeigt  daher  schon  im  ordentlichen  Dienst  ein 
Deficit  von  1,875,209  fl.,  wozu  noch  ein  ausserordentlicher  Bedarf  des  Kriegs- 
ministeriums von  2,777,800  fl.  kam.  Yon  den  Ueberschüssen  der  früheren 
Periode  waren  nur  noch  unverwcndet  1,714,080  fl.  Man  musste  also  nicht 
nur  zu  Steuererhöhungen,  sondern  auch  zu  dem  Mittel  greifen,  das  Deficit 
durch  Anleihen  zu  decken.*)  Auch  das  Budget  für  18*'^/52^)  schloss  mit 
einem  Deficit  von  3,516,163  fl.  (für  3  Jahre)  ab,  welches  durch  Ausgabe  von 
Staatspapiergeld  gedeckt  wurde."*)  Das  Finanzgesetz  für  IS'^^ss*)  stellte 
jedoch  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahme  und  Ausgaben  durch  eine  Erhö- 
hung der  directen  Steuern  von  2,000,000  auf  2,600,000  fl.  wieder  her.  Das 
Budget  für  IS^^ös®)  erreichte  den  gleichen  Zweck  durch  eine  weitere  Er- 
höhung der  directen  Steuer  auf  3,300,000  fl.  Diese  Finanzperiode  ergab  aber 
wieder  bedeutende  üeberschüsse.')  Der  Staatshaushalts  -  Etat  für  18**/6i*) 
konnte  daher,  obgleich  im  Jahre  1858  die  meisten  Staatsdienergehalte  er- 
höht wurden,  denselben  Zweck  erreichen  und  dennoch  die  Grund-,  Gefäll-, 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer  um  300,000  fl.,  sowie  die  Capitalsteuer  um  IV* 
und  die  Dienst-  und  Berufs-  und  Apanagensteuer  um  die  Hälfte  ermässigen.  Gleich- 
wohl hat  das  erste  Jahr  dieser  Finanzperiode  wieder  einen  namhaften  Ueber- 
schuss  gewährt  ^')  und  es  ist  das  gleiche  Ergebniss  für  die  zwei  weiteren  Jahre 
zu  erwarten,  wenn  nicht  ausserordentliche  Ereignisse  den  Entwicklungsgang 
des  staatlichen  und  Verkehrslebens  völlig  stören.  Es  ist  also  die  alte  Ordnung 
im  Staatshaushalte  wieder  hergestellt. 

Die  Unterbrechung  derselben  in  den  Jahren  18*7»»  ist  übrigens  nicht 
ausschliesslich  und  nicht  einmal  in  der  Hauptsache  die  Wirkung  vermehrter 
StaatsaiLsgaben  gewesen;  vielmehr  wurde  sie  zum  grossen  Theil  durch  die 
Ablösung  der  bedeutenden  Staatsgefälle  zu  einem  sehr  niedrigen  Maassstabe 
(etwa  '/6  des  wahren  Werths)  herbeigeführt,  wodurch  die  Staatseinnahmen 
ausserordentlich  geschmälert  wurden.  Die  seitdem  eingetretene  Bessenmg  hat 
dagegen  ihren  Grund  namentlich  in  den  günstigen  Ertragsresultaten  derStaats- 
forsten  u.  Eisenbahnen. 


Restvermogen ;  durch  das  Fiuanzgesetz  vom  22.  Juli  1836:  507,407  fl.,  und  durch  das 
Finanzgesetz  vom  1.  Juli  1839:  1,000,000  fl. 

0  Vom  29.  Juli  1849,  ßegierunggbl.  S.  321. 

*)  Vergl.  das  eben  allegirte  Gesetz,  worin  zur  Deckung  des  ordentlichen  und  ausser- 
ordentlichen Staatsbedarfs  ein  Anlehen  von  3  Mill.  Gulden  und  ein  Theil  des  neu  cre- 
irten  Papiergelds  bchtimmt  wurden.  Letzteres  war  jedoch  nicht  erforderlich  und  wurde 
erst  später  ausgegeben.  , 

*)  Finanzgesetz  vom  11.  März  1852,  Regierungsbl.  S.  40. 

*)  Daselbst.  Der  Betrag  des  ausgegebenen  Papiergelds  ist  3  Mill.  Gulden;  der 
Rest  des  Deficits  ißt  aus  Mitteln  der  Kestverwaltung  (Ueberschüssen)  gedeckt  worden. 

^0  Vom  20.  Sept.  1852,  Regierungsbl.  S.  '246. 

0)  Vom  17.  Sept.  1855,  Regierungsbl.  S.  200. 

')  Vergl.  Finanzgesetz  vom  5.  Nov.  1858,  Regierungsbl.  S.  215,  in  welchem  über 
3,652,518  fl.  Restmittel  verfugt  vnirde,  ohne  dass  das  Betriebscapital  der  Staai^aupt- 
casse  aus  andern  Mitteln  zu  ergänzen  war. 

^)  Vom  5.  Nov.  18ö8,  Regierungsbl.  S.  215. 

^  Durch  Gesetz  vom  13.  Mai  1859,  Regierungsbl.  S.  85,  sind  von  den  Uebep- 
BchüsBOB  des  Jahres  18*^^^^  ^V^  Mill.  Gulden  zu  Kriegszwecken  (und  Bundeszweoken) 
bestimmt  worden. 
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Mit  welcher  Sicherheit  die  württemb.  Begienmg,  beadehungswelBe  die  Staats- 
8chuldenti]gung8ca8se  auf  den  Eingang  der  directen  Steuern  (von  Grundeigen- 
thum,  GefäUen,  Gebäuden  und  Gewerben)  rechnen  kann,  erhellt  aus  der  ver- 
fassungsmässigen Einrichtung ,  *)  wonach  diese  Steuern  nicht  unmittelbar  auf 
die  einzelnen  Steuerpflichtigen,  sondern  auf  die  Amtscorporationen,  von  diesen 
aber  auf  die  Gemeinden  und  erst  von  diesen  auf  die  Contribuenten  vertheilt 
werden.  Diese  Einrichtung  bringt  es  sodann  mit  sich,  dass  nicht  nur  die 
Kosten  der  Steuerrepartition  und  Erhebung  für  die  Staatscasse  sehr  unerheblich 
sind  (ungefähr  V»Vo),  sondern  auch,  dass  jede  Amtscorporation  für  die  Steuer- 
quote des  Amts  und  jede  Gemeinde  für  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  in  cor- 
pore haftet. 

In  der  Anlage  geben  wir  eine  üebersicht  des  Finanzhaushalts- Etats 
von  den  Jetzten  13  Jahren  auf  Grundlage  der  gesetzUch  festgestellten  Staats- 
Budgets. 

Unsere  Darstellung  dürfte  die  Ueberzeugung  gewähren,  dass  die  Finanzlage 
"WürttOTibergs  das  Vertrauen  vollständig  rechtfertigt,  das  vo©  jeher,  in  sie  ge- 
setzt wurde;  dass  es  wenige  Staaten  gibt,  welche  in  günstigeren  finanziellen 
Verhältnissen  stünden  und  noch  wenigere,,  die  eine  so  namhafte  Quote  ihres 
Bedarfs  (etwa  V)  aus  eigenen  Revenuen  decken. 

Nicht  zu  verschweigen  ist  aber  gegenüber  den  massigen  Steuersummen 
des  Staats-Budgets,  dass  die  Amts-  und  Gemeindeabgaben,  welche  von  densel- 
ben Steuerquellen  erhoben  werden,  in  Württemberg  theilweise  eine  beträcht- 
liche Höhe  erreicht  haben  u.  daher  die  Steuerlast  wesentlich  vermehren.  In 
einzelnen  Gemeinden  übersteigen  sie  den  Betrag  der  directen  Staatssteuer, 
während  allerdings  manche  andere  Corporation  ihre  Bedürfnisse  ganz  oder 
zum  gi'üssten  Theil  aus  eigenen  Revenuen  zu  decken  vermag. 

.  §.  68. 
Verjährung,  Amortisation,  Yindication  und  Aussercourssetzung  der  Schuldtitel. 

Die  hier  zutreffenden  Rechtsverhältnisse  sind  durch  ein  neueres  Gesetz, 
vom  16.  Septbr.  1852,')  geordnet,  welches  jedoch  nur  von  den  —  auf  den 
Inhaber  lautenden  Staatsschuldscheinen  handelt.  Das  Institut  der  au  porteur- 
Papiere  wurde  nämlich  in  Württemberg  erst  im  Jahre  1843 ")  eingeführt;  für 
die  auf  den  Namen  lautenden  Staatsschuldscheine  bedurfte  es  aber  besonderer 
—  vom  gewöhnlichen  Civilrecht  abweichender  Bestimmungen  nicht.  Dieselben 
unterlagen  und  unterliegen  auch  jetzt  noch  der  gewöhnlichen  Behandlung, 
insbesondere  bei  ihrem  Abhandenkommen  dem  gewöhnlichen  Amortisations- 
verfahren.'*) 

Bezüglich  der  Papiere  auf  den  Inhaber  enthält  aber  das  eben  angeführte 
Gesetz  im  Wesentlichen  folgende  Normen: 

L     Verjährung  betreffend.    Art.  1.     „Die  auf  den  Inhaber  lautenden 

Staatsschuldscheine  werden  durch  öffentliche  Bekanntmachung  gekündigt.*^ 

Art.  3.    „Wenn  der  Schuldschein  über  eine  heimzuzahlende  Haupt- 


»)  VergL  VerfassungBurkunde  §.  115,  116. 
>)  Rcgierungsbl.  8.  223. 

»)  Vergl.  Gesetz  vom  22.  Juni  1843,  RegierongsbL  S.  419. 

*)  Gesetz  vom   16.  öept.  1862,    Art  17.    Vergl  Verordnung  vom  15.  Aug.    183«, 
RegierongsbL  S.  341. 
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fordemng  der StaatssdnildeiizahliingBcasBe  oä&t  einem  (ihrer)  Agenten 
nicht  binnen  fünf  Jahren,  Ton  dem  verkündigten  Tag  der  Rückzah- 
lung an  gerechnet,  yoi^elegt  wird,  so  erlischt  die  Hauptforderung;  es 
ist  jedoch  innerhalb  der  80  Tage,  die  den  letzten  6  Monaten  Seser 
Frist  Yorangehen,  ein  öffentlicher  Aufruf  an  die  unbekannten  Besitzer 
der  nicht  zur  Einlösung  gebrachten  Schuldscheine  zu  erlassen,  in  welchem 
sie  an  den  hievor  bestimmten  Rechtsnachtheü  erinnert  werden.^ 

nOhne  die  vorgängige  Erlassung  dieses  Aufrufe  tritt  der  Ablauf  der 
Verjährung  nicht  ein.* 

„Erfolgt  der  Aufruf  erst  nach  Yerfluss  der  erwähnten  Frist,  so  endigt 
die  Verjährungsfrist  erst  mit  6  Monaten  von  dem  Tage  an,  an  welchem 
derselbe  erlassen  wurde/ 

Art.  19.  „Ein  Zinsabschnitt,  welcher  nicht  binnen  drei  Jahren, 
Ton  dem  Verfalltage  an  gerechnet,  zur  Einlösung  gebracht  wird,  tritt 
ausser  Kraft.* 

„Bei  den  im  Art  18  bezeichneten  Zinsabschnitten  (welche  nämlich 
erst  nach  dem  für  die  Rückzahlung  der  Hauptschuld  bestimmten  Tage 
fällig  werden)  beginnt  diese  Frist  mit  dem  Ablaufe  der  fllr  den  betref- 
fenden Staatsschuldschein  festgesetzten  Verjährungsfrist* 

Art.  22.  „Die  Verjährungsfristen  derArt.  3u.  19  laufen  auch  gegen 
minderjährige  und  die  ihnen  gleichgestellten  Personen.* 

„Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  findet  nicht  statt.* 
n.  Amortisation  betreffend:  Art.  5.  „Ist  einem  Gläubiger  ein 
auf  den  Inhaber  lautender  Staatsschuldschein  zu  Grunde  gegangen, 
oder  sonst  abhanden  gekommen,  so  muss  er,  um  seine  Rechte  zu  wah- 
ren, dem  zuständigen  Gerichte  (Art.  25)  hieyon  Anzeige  machen  und^seine 
Angabe  soviel  möglich  bescheinigen.  Auch  steht  ihm  zu ,  von .  dieser 
Anrufring  des  Gerichts  diejenigen  öffentlichen  Gassen  oder  Banquiers, 
bei  welchen  die  abhanden  gekommene  Urkunde  in  der  Zwischenzeit  zur 
Einlösung  kommen  könnte,  gleichzeitig  zu  benachrichtigen.* 

„Durch  eine  solche  Benachrichtigung  wird  der  betreffende  Cassen- 
beamte  oderBanquier  verpflichtet,  sobald  die  Urkunde  eingelöst  werden 
wollte,  die  ihm  bezeichnete  GerichtssteUe  um  Weisung  m  der  Sache 
anzugehen,  und  bis  zu  deren  Einlauf  die  Einlösung  der  Urkunde  im  An- 
stand zu  lassen.* 

„Hat  der  Gläubiger  den  Verlust  der  Urkunde  bescheinigt,  so  kann 
er  vor  deren  Kraftloserklärung,  gegen  Leistung  genügender  Sicherheit 
für  den  Fall  seiner  später  eintretenden  Ersatzverbindlichkeit,  von  der 
Staatsschuldenzahlungscasse  die  AussteUung  eines  neuen  Schnldscheins 
auf  seine  Kosten,  oder  wenn  der  vennisste  Schuldschein  gekündigt  war, 
die  Auszahlung  des  Betrags  zur  Verfallzeit  verlangen.* 

Art.  6.  „Findet  das  Gericht  die  Angabe  des  Anrufenden  durch  die 
beigebrachten  Belege  nicht  wenigstens  glaublich  gemacht,  oder  vermag 
letzterer  die  Unterscheidungsmerkmale  der  verlornen  Urkunde  nicht  ge- 
nügend anzugeben,  so  ist  er  mit  dem  Gesuche,  ihm  sein  Recht  auf  die 
Forderung  zu  wahren,  abzuweisen.* 

„Dabei  steht  ihm  aber  frei,  solches  jederzeit  auf  den  Grund  besserer 
Belege  zu  erneuern.* 

Art.  7.  „Gegen  einen  abweisenden  Bescheid  im  Falle  des  Art  6 
steht  dem  Anrufenden  eine  einfache  Beschwerde  bei  der  dem  erkennen- 
den Gericht  (Art  25)  nächstvorgesetzten  GerichtssteUe  zu,  wdche  inner- 
halb der  unerstrecklichen  Frist  von  30  Tagen  bei  Verlust  des  Be- 
schwerderechts auszuführen  ist* 
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Art  8.    «Wdrdan  die  Belega  4m  Mnißmim  wn  dtm  -OMMlte  für. 
genügend  erkannt,  so  hat  dieses  der  StaatsscholdeiiaahliUigsoilBse  unver- 
weilt  die  Auflage  zu  machen,  dem  etwaigen  Ueberbringer  der  betref- 
fenden Urkunde  ]bis  zu  Austrag  der  Sache  keine  Zahlung  zu  leisten.^ 

„Zugleich  hat  dasselbe  die  Kasse  »u  veranlassen,  die  verftlgte  Zah- 
lungssperre auf  £osten  dos  Anrufenden  sogleich  öffentlich  bekannt  zu 
machen,  solche  auch  zur  Kenntniss  der  im  Art  2  genannten  Agenten 
zu  bringen/ 

Art.  9.  „Der  Staatsschuldenzahlungscasse  liegt,  wenn  es  sich  yon 
einem  nicht  gekündigten  Schuldscheine  handelt  fem^  ob,  dessen  etwai- 
gen Inhaber  aufzufordern,  solchen  binnen  5  Jahren,  Yon  dem  Tage  an 
gerechnet,  unter  welchem  die  Gasse  den  Aufruf  erlässt,  bei  Verlust 
seines  Rechts  aus  der  Urkunde,  der  Staatsschuldenzahlungscasse  oder 
einem  der  genannten  Ag^ten  vorzulegen/ 

„Ueberdiess  sind  Schuldscheine  der  bezeichneten  Art  in  das  nächste 
zu  veröffentlichende  Verzeichniss  gekündigter  Scheine  (Art.  1),  getrennt 
von  diesen  und  unter  Hinweisung  ai^  ^as  besondere  bei  denselben  ob- 
waltende Yerhältniss,  ai&unehmeii»^ 

Art  10.  vDie  Benachrichtigung  der  StaataohuldeszahhingMaMe  (nicht 
auch  der  Agenten)  durch  is^  Anrufeaden  (Art.  5)  oder  diueh  das  Ge- 
richt (Art  8)  hat  die  Wirkung,  dass  gegen  den  Annifendeo  die  Yer- 
jährungsfrist  des  Art  3  nicht  länfli^ 

Art  11.  Wenn,  nachdem  einer  Anrufung  stattgegeben  worden,  die 
Frist  des  Art  9,  Abs.  1,  beziehungsweise  des  Art  3,  abgebnfeB  ist,  und 
innerhalb  derselben  ein  Inhaber  der  betreffendeB  Urkunde  neh  nicht 
gemeldet  hat,  so  ist  diese  durch  gerichtlidies  Erkeantniss  für  kraftlos 
zu  eridären.  Die  Staatsschuldenzahlungscasse  hat  sodann  dem  Anrufen- 
den den  Betrag  des  Schuldschräis  aummlwahkn,  oder,  wenn  et  skh  von 
einem  nicht  gekündigten  Schuldachräie  hand^  statt  dessen  erben  neuen 
im  gleichen  Nennwerthe  aussuhandigen.^ 

„Die  gerichtliche  Kraftloserklärung  ist  sofort  auf  Kosten  des  Anru- 
fenden öffentlich  bekannt  zu  machen  und  in  dem  nächsten  Verzeichnisse 
gekündigter  Scheine  (Art  1)  anzuführen.^ 

Art.  12.  „Wird  dagegen  ein  Schuldschein,  wegen  dessen  die  in  Art  8, 
Abs.  2,  vorgeschriebene  öffentliche  Bekanntmachung  ergangen  ist,  inner- 
halb der  vorerwähnten  Fristen  zur  Staatsschuldenziüilungscasse  gebracht, 
80  hat  diese  die  Urkunde  gegen  einstweilige  Bescheinigung  in  Verwah- 
rung zu  nehmen,  hievon  das  Gericht  (Art  25)  unverzüglich  zu  benach- 
richtigen und  den  Inhaber  von  der  ergangenen  gerichtlieken  Verfügung 
in  Kenntniss  zu  setzen.^ 

„Dieselbe  Befugniss  und  Verpfliohtung  haben  zutreffenden  Falles  die 
am  ScAilusse  des  Art  3  genannten  Gassen  und  Banquiers,  wob^  übri- 
gens die  Benachrichtigung  des  Cksrichts  immer  durch  Vermitthnig  der 
Staatsschuldenzahlungscasse  zu  erfolgen  hat^ 

Art.  18.  „Das  Geineht  hat  sofort  dem  Anrufenden,  unter  Androhung 
des  hiemach  bestimmten  Rechtsnachtheiles  für  den  Versäammssfall,  eine 
Frist  von  30  Tagen  anzuberanmen,  brnn^i  welcher  dieser  seipe  Klage 
gegen  den  letzten  Iidiaber  des  Schuldschdns  bei  eben  diesem  Gerichte 
zu  erheben  gehalten  ist* 

„Lässt  der  Anrufende  diese  Frist,  w^ehe  unerstrooklich  ist,  fruchtlos 
verstreichen,  •<>  wd  che  Gasse  genehtUch  ermächtigt,  dem  letzten  In- 
haber der  in  Verwahrung  genommenen  Urkunde  ^itweder  diese  zur 

Xottr,  C«ptUUnlftfft  in  W«rthpttpin«n.  '*'        f 
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ft^leii  y eifdgung  Bafidniiipebeti,  oder  deren  Betrag,  wenn  solcher  flfflig' 
ist,  aaszabezaU^.^ 

Art.  20.  „In  Beziebim^  anf  vernichtete  oder  verloren  gegangene 
Zinsabschnitte  gelten  die  Vorschriften  der  Art.  5—8,  12 — 15.* 

„Die  Benachrichtigung  der  Staatsschuldenzahlungscasse  dnrch  den 
oder  durch  das  Gericht  (vergl.  Art.  5)  hat  die  "Wirkung,  dass  gegen  den 
Anmfenden  die  Verjährungsfrist  des  Art.  19  nicht  läuft.* 

Art  21.  Eine  gerichtliche  Kraftloserklärung  verlorener  Zinsabschnitte 
findet  nicht  statt." 

„Hat  binnen  der  Verjährungsfrist  (Art.  19)  kein  Inhaber  sich  gemel- 
det, so  kann  der  Anrufende,  der  sein  Hecht  bescheinigt  hat  (Art  8)^ 
den  Betrag  des  verjährten  Zinsabschnitts  von  der  Gasse  ausbezahlt 
verlangen." 

Art.  23.  „Die  mit  einem  Staatsschuldscheine  ausgegebene  Zinsleiste 
(Talon)  wird  für  jeden  Inhaber  kraftlos,  sobald  das  Beoht  aus  dem 
Hauptschuldsohein  auf  irgend  eine  Weise  erloschen  ist." 

Art.  24.  „Ist  dem  Inhaber  des  Hauptsckuldscheins  die  Zinsleiate  zu 
Ghrunde  gegangen  oder  abhanden  gekommen,  so  hat  er  hievon,  unter 
Voriegung  des  ersteren,  der  Staatssdiuldenzahlungscasse  Anzeige  zu 
machen.  Diese  erlässt  hierauf  eine  dffentliche  Auffordenmg  an  den 
etwaigen  Inhaber  der  Zinsleistey*  dieselbe  binnen  der  Frist  von  90  Tagen^ 
von  dem  Verfalltage  des  letzten  mit  dieser  Zinsleiste  ausgegebenen 
^nsabsehnittes,  oder  wenn  der  Aufruf  erst  nach  diesem  Verfalltage  er- 
folgt, vom  Tage  der  Aufford^nng  an  gerechnet,  bei  Verlust  seines 
Rechts  aus  der  Urkunde,  der  Oaase  vorziuegen." 

„ICach  fruchtlosem  Ablauf  dieser  Frist  hat  die  Staatsschuldenzah- 
lungscasse dem  Anrufenden  sofort  dne  neue  Zinsleiste  auszufolgen." 

„Meldet  sich  dagegen  binnen  der  anberaumten  Frist  ein  Inhaber  der 
Zinsleiste,  so  ist  gemäss  den  Bestimmungen  der  Art.  12  — 14  zu  ver> 
fahren." 

Art.  25.  „Das  für  die  Fälle  der  Art.  5,  12,  20  u.  24  zuständige 
Gericht  ist  das  kgl.  Stadtgericht  in  Stuttgart." 

m.  Vindication  betreffend:  Art  14.  „Auf  den  Inhaber  lautende 
Schuldscheine  können  mittelst  der  Eigenthumsklage  nur  von  demjenigen 
zurückgefordert  werden,  der  solche  in  bösem  Glauben  an  sich  ge- 
bracht hat." 

Art.  17.  „So  lange  ein  Staatsschuldschein,  welcher  auf  den  Inhaber 
lautet,  auf  den  Namen  eingeschrieben  und  die  diessfällige  Vormerkung 
auf  dem  Scheine  nicht  zurückgenommen  ist  (vergl.  hienach),  findet  das 
gegenwärtige  Gesetz  auf  denselben  keine  Anwendung,  namenUich  unter- 
U^  er,  wenn  er  dem  Eigenthümer  abhanden  kommt,  gleich  den  sonsti- 
gen auf  Namen  gestellten  Staatsschuldscheinen,  dem  gewöhnliehen  Amor- 
tisations-Verfahren" (und  auch  der  Vindication  gleich  andern  Schuld- 
urkunden). 

IV.  Atissercourssetzung  betreffend:  Art  16.  „Den  Besitzern 
von  Staatssehuldscheinen,  welche  auf  den  Inhaber  lauten,  steht  das 
Recht  zu,  jeder  Zeit  auf  solchen  Scheinen  durch  die  Staatsschuldenzah- 
lungscasse sowohl  die  geschehene  Ehischreibung  auf  ihren  Kamen  vor- 
merken, als  auch  eine  solche  Vormerkung  wieder  aurüokn^mien  zu 
lassen,  letzteres  jedoch  nur  in  so  lange,  als  der  eingeschrieb^ro  Schein 
nicht  gekündigt  worden  ist" 
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Zar  ToUiiekiiag  ^e(M  GesetsM  Ist  unitm  14.  DMbr«  18A6  ^  eine  Verard- 
ming  erlassen  voiden^  aus  welcher  wir  mir  herrorheben  woUen,  daas  hienaeh 
alle  Bekaantniachimgen  und  Aufrufe,  tob  welehen  das  Gesetz  spricht,  im 
Staatsauzeiger  für  Württmnberg  und  is  den  gdes^usten  Stuttgarter,  Frank* 
furter  und  Augsburger  Blättern  zu  erscheinen  haben;  dius  femer  je  am 
2.  Januar  jeden  Jahres  ein  besonderes  Yerzeichniss  aller  yerloosten,  aber  nidit 
eingelösten,  aller  im  Torangegangenen  Jahre  mit  gerichtlicher  Zahlungssperra 
bdegten  oder  für  kraftlos  erklärten,  aller  yeijährten  Staatsschuldscheine  aa 
porteur  und  aller  mit  Zahlungssperre  belegten  Zinsabschnitte,  auf  demselb^oi 
Wege  zu  Teröfrentlichen  ist;  endlioh  dass  als  Agenten  der  Staatsschuldencasee^ 
Yon  welch^i  im  Gesetze  wiederholt  die  Bede  ist,  zur  Zeit  das  Bankhaus 
M.  A.  y.  Rothschild  &  Söhne  in  Frankfurt  a/M.  und  die  Bankhäuser  Erz- 
berger  &  Söhne,  sowie  Fr.  Schmied  &  Compagnie  in  Augsburg  angestellt 
sind,  letztere  indessen  nicht  für  die  neueren  Anlehen  und  ohne  das  Recht 
der  Capitaleinlösung,  also  nur  zur  Zinszahlung  fOr  die  S'/^proc.  Schuld.  ÄxLch 
dem  Bankhause  M.  A.  y.  Rothschild  in  Frankfurt  ist  nur  die  Binlösung  der 
4Vtproc.  Capitalien  übertragen,  nicht  aber  auch  der  3\^s-  und  4procentigen. 

Eines  Commentars  bedürfen  die  in  Vorstehendem  wieder  gegebenen  Gb- 
setzesbestinunungen  nicht.  Sie  w&hren  das  Interesse  des  Staat^läubigers  und 
gleichzeitig  der  otaatsschuldenzahlungscasse,  so  weit  es  sich  mit  dem  Verkehrs- 
Interesse  übwhaupt  yereinbaren  lässt. 

Was  i^peoiell  die  Auraeroourssetzung  betrifit,  so  ist  aus  dem  Gesetzesin- 
halte ersichtlich,  dass  in  Württemberg  ckts  süddeutsche  Einschreibsystem 
herrsdbt  und  dass  au  porteur  lautende  Scheine  nur  durch  die  Einschreibung 
anf  den  Namen  des  Gläubigers  im  Staatssehuldbuche  und  auf  der  Obligation^ 
welche  nur  durch  die  Staatssclraldenzahlungseasse  sdbst  mit  Wirkung  gestehen 
kann,  festgemacht  werden  können.  Die  Aussercourssetzung  durch  den  Gläu- 
biger selbst,  ebenso  durch  andere  B^idrden  und  die  unpersönliche  Aussercours- 
setzung, wie  sie  in  Norddeutschland  yorkommt,  sind  (mne  Wirkung. 


8.  69. 

ZiMfiiss;  Ort  der  ZinszahluBg;  Abzüge  bei  der  Zinserhebong. 

Der  Zinsfnss  der  alten  württembergisohen  Staatsschuld  betrug  5V«.  Schon 
im  Jahre  1824  war  es  jedoch  möglich,  denselben  auf  4V2V0  herabzusetzen.^ 
Inzwischen  dauerten  die  Operationen  der  Tilgungscasse  behufs  weiterer  Er- 
mäseigung  des  Zinsfusses  fort  und  es  konnte  derselbe  im  Jahre  1880  auf  4V<^ 
gesetdich  normirt  werden.^)  Das  Staatsschuldenstatut  yon  1837  bestätigte  im 
Allgemeinen  diesen  Zinsfuss,^)  erhielt  aber  1842  ^e  Aenderung  dahin,  dass 
4proc.  Ca{Htalien  yon  der  Scfauldenzahlungscasse  selbst  gekündigt  und  gegen 
Auibabme  neuer  dVsVotiger  getilgt  werden  konnten.')  Demgemäss  wurde  die 
ganze  kündbare  Staatsschuld,  in  so  weit  die  Gläubiger  nicht  schon  yorher  in 
die  Zinsherabsetzung  auf  3V»7o  gewilligt  hatten,  am  5.  Decbr.  1842  in  der  Art 
gekündigt,  dass  jedem  Gläubiger  freistand,  entweder  das  Capital  zurückzu- 
nehmen, oder  es  zu  8V>7<>  stehen  zu  lassen.    Von  21,136,990  fi.  wurden  nur 


>)  BegienmgsbL  8.  485. 

*)  Gesetz  yom  18.  Juli  1824,  Regienmgsbl.  8.  861. 

*)  GesetB  Tom  26.  April  1880,  JB^enuigsbL  8.  188. 

^)  BeridirtM  Stoatsscimldeiittatat  yem  32.  Febr.  1837,  Art  6. 

*)  Gesetz  vom  4.  Juli  1842,  BegisnugsbL  8.  853. 
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2,519,290  fl.  Borik^ertangt,  weleke  durch  ofin  S^/sproe.  AnMran  gedeckt  wur- 
den, eo  dass  die  ganze  k&ndbare  Schuld  auf  SYs^/«  Zinsen  reducirt  war.')  Im 
Jahre  1845  wurde  eine  weitere  8V*V<^6  Staatsanleihe  Ton  7  Mill.  Ghilden 
»um  Cours  von  97V«*Vo  aufgenonnnen ,  wobei  aber  den  Staaisgläubigem  das 
bis  dahin  bestandene  Kündigungsredit  nicht  m^r  eingeräumt  wurde.  ^  Zur 
Herst^ung  der  Ghleichheit  und  b^ufe  Sicherung  der  Tilgungscasse  wurden 
sodann  unmittelbar  darauf  die  Bedingungen  dieser  Anleihe  auf  aUe  Besitzer 
mtcrer  SVsproc.  Staatsschuldscheme  ausgedehnt,  indem  man  ihnen  freistellte, 
ihre  Capitalien  zurückzunehmen,  oder  dieselben  unter  Verzicht  auf  ihr  Eftndi- 
gungsrecht  gegen  Vergütung  von  2*'/«*7o  stehen  zu  lassen.^  Diees  die  Ge- 
schichte der  3V*proc.  württb.  Staatsschuld,  wdche  den  Glanzpunkt  in  der 
neueren  wtirttemb.  Finanzgeschichte  bildet. 

Von  nun  an  sehen  wir  wieder  eine  Steigerung  des  Zmsfnsses,  namentlioh 
herbeigeführt  durch  die  grossen  Gelderfordemisse  des  Eisenbahnbaues  und 
^rch  die  Zeitverhältnisse.  Schon  das  Eisenbahnanlehen  von  1846  k  6  MilL 
Oulden  wurde  zu  47«  zur  Subscription  aufgelegt^)  und  koflnte  nicht  unterge- 
bracht werden.  Am  1.  März  1847  wurde  daher,  nachdem  der  Bedarf  durch 
ein  weiteres  Anlehen  k  1  Mill.  Gulden  vom  6.  Decbr.  1846  inzwischen  gedeckt 
^worden  war,  mit  verschiedenen  Bankhäusern  ein  Eisenbahnanldien  von  llMiU. 
Gulden  k  4V«^/o  zum  Course  von  97  V«**/»  abgeschlossen  und  das  4V«proc.  An- 
lehen von  1849  musste  sogar  zum  Course  von  90 Vo  weggegeben  werden.*) 
Im  Jahr  1857  konnte  dagegen  wieder  ein  4proc.  Eisenbahnanlehen  zum  Course 
von  967o  aufgenommen  werden,  welchem  im  Jahre  1859  das  4Vn)roc.  Kriegs- 
anlehen folgte,  das  trotz  der  drohenden  Lage  al  pari  abging.  Eine Emissio« 
4proc  Obligationen  im  Herbst  1860  zum  Nominalwerthe  fand  so  reissendea 
Absatz,  dass  die  aufgdegten  2  Mill.  Gulden  in  wenigen  Stunden  vergriffen 
waren. 

Hienach  theilt  sich  die  württb.  kündbare  Staatsschuld  in  die  ältere  SV^proo.) 
in  die  4proc.  und  in  die  4V>proc  Diese  drei  Sehuldtheile  werden  aber  nicht 
bloss  bezüglich  der  Verzinsung,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Tilgung  etc 
je  gleich  behandelt.  Die  neu  ausgegebenen  Schuldtitel  jeder  Gattung  erhalten 
daher  die  fortlaufende  Nummer  der  bereits  bestehenden  Schuld,  und  spielen 
bei  jeder  Verloosung  mii 

Die  Zinsen  ans  allen  drei  Gattungen  werden  halbjährig  bezahlt  und  können 
nicht  nur  bei  der  Staatsschuldenzahlungscasse  in  Stuttgart  und  allen  Cameral- 
ämtem  und  Amtspfiegen  des  Landes,  sondern  auch  bei  den  von  der  Begie- 
rung  aufgestellten  Bankhäusern  in  Augsburg  (Erzberger  A  Söhne  u.  Fr.  Schmied) 
und  Frankfurt  a/M.  (M.  A.  v.  Rothschild)  erhoben  werden.*)  Auch  die  zur 
Heimzahlung  gekündigten  4V2proc.  CM)italien  werden  durch  M.  A.  v.  ^Roili' 
BdiiM  bezahlt.') 

Ein  Abzug  irgend  welcher  Art  darf  weder  am  Zins,  nodi  am  Capital  ge- 
macht werden,  da  es  in  Württemberg  keine  Urkunden  -  Stempelabgabe  gibt 
und  die  Capitaleinkommenssteuer  nur  auf  Grund  einer  Selbslfiission  des  Ca^ 


^)  Yergl.  MmiBter.-Beka&ntaiaohang  vom  IS.  Janr.  1648,  Regienuigsbl.  8.  80. 

')  Siehe  Bekanntmachung  vom  19.  Mai  1845,  BegknmgsbL  a  171. 

»)  Gesetz  vom  80.  Juni  1845,  RegieningsbL  8.  219. 

^)  Bekamitmachung  vom  26.  Juni  184G,  RegienmgsbL  S.  300. 

^  VergL  Gesetz  vom  20.  Juni  1849,  RegienrngsbL  8.  215,  und  Bekanntmachung 
vom  '27.  ejsd.,  das.  S.  229. 

^  Siehe  Bekanntmachnngen  Tom  19.  März  1845,  Begierongsbl.  8. 171;  vom  t6.  Juni 
1846,  RegierongsbL  8.  300,  und  vom  27.  Juni  1849,  B^enmgsbL  8.  280. 

0  Daselbst  und  Gesets  Tom  16.  Sept  IddS,  Art  2. 
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pKalisten  erkoben  wetzte»  kaiin.  Dag^fOi  mam  das  mmgegekm^  Staactepapier- 
geld  an  Zahlung  glommen  werden,  welehes  jedoeh  Biets  gegen  Baar  umge- 
wechselt werden  kann,  nnd  in  mner  so  gwingen  Snmne  (3  MüL)  emittirt  ist, 
dass  es  den  Bedarf  weit  nicht  deckt,  nnd  wohl  niemals  wner  Entwerthung 
anheimfällt,  so  lange  eine  Yemmhrong  desselben  nicht  erfolgt  und  die  dar- 
über bestehenden  gesetdichen  Bestimmungen  eingehalten  werden.  (Vergl.  §.  6S 
am  Schlüsse.) 

§.  70. 

EiBzelne  wärttemb.  Ua&dels^taatspapiere. 

Württemberg  hat  im  Lüande  keine  Effectenborse ;  seine  Staatspapiere 
haben  daher  ihren  öflfentlichen  Markt  im  Auslande,  namentlich  in  Frankfurt 
a.  M.*)    Der  dortige  Börsencourszettel  notirt  seit  neuester  Zeit: 

a)  4V«proc.  Obfigationen,  Zinsen  bei  Rothschild; 

b)  4proc.  „  y,         „  i> 

c)  3V2proc.  -  9,9  .  .  j 
ohne  alle  Unterscheidung  der  einzehien  S^ulddieile  innerhalb  emer  jeden 
dieser  drei  Gattungen.  Eine  solche  Unterscheidung  ist  auch  in  der  That 
nicht  zu  machen,  denn  die  einzelnen  Schuldgattungen  sind  qualitativ  ^«"J^om- 
men  gleich  und  werden  in  allen  Beziehungen  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die 
Titel  diesem  oder  jenem  Anlehen,  diesem  oder  jenem  Jahre,  angehören,  gleich 
behandelt. 

Allen  Obligationen  gemeinsam  ist  insbesondere  die  Grösse  der  einzelnen 
Apdnts.  Sämmtiiche  Stücke,  SVi-  wie  4-  und  4V«proc.,  auf  Namen,  wie  auf 
Inhaber  lautende,  sind  nämlich  in  Beträgen  von  1000,  500,  300  und  100  fl. 
ausgestellt.  Allen  Schuldurkunden  auf  den  Inhaber  gememsam  ist  femer  das 
Recht  der  Einschreibung  auf  Namen  (siehe  oben  §.  68)  und  zwar  entweder 
mit  Beibehaltung  der  Coupons  Seitens  des  Gläubigers,  oder  aber  so,  dass  die 
Coupons  und  Talons  an  die  Staatsschuldenzahlungscasse  zurückgegeben  werden. 

Ln  Einzelnen  fBgen  wir  Folgendes  bei: 

a)  3V«proc.  Schuld.  Sie  entstand  aus  der  Umwandlung  der  alten  hoher 
zinsenden  Schuld-Urkunden  in  3V«iuroc.  unkündbare  Staatsobligationen 
und  aus  dem  Anlehen  von  1845.  (Vergl.  §.  69.)  Die  Obligationen  sind 
unter  verschiedenen  Tagen  ausgestellt,  mit  Buchstaben  nach  der  Grösse 
ihres  Betrags  abgeiheilt  und  zwar  mit  Lit  A  (1000  fl.),  B  (500  fl.), 
C  (300  fl.)  und  D  (100  fl.)  und  je  auf  den  1.  oder  15.  emes  Monats 
verzinslich.  Zinsen  halbjährlich,  im  Wände  bei  der  Staatsschuldenzaii. 
lungscasse,  allen  Cameralämtem  und  Amtspflegen,  im  Auslande  bei 
M.  A.  V.  Rothschild  in  Frankfurt  a.  M.  und  bei  Erzberger  &  Söhne,  so- 
wie  Fr.  Schmied  &  Comp,  in  Augsburg.  Die  Capitalien  sind  nur  bei 
der  Staatsschuldenzahlungscasse  zu  erheben.  Tilgung  der  Schuld  binnen 
45  Jahren  von  ihrer  Entstehung  an,  also  bis  1890.  Bestand  derselben 
am  1.  Novbr.  1860    ..... 15,979,000  fl. 

b)  4proc  Schuld.  Diese  umfasst  die  Anlehen  von  den  Jahren  1846,  1857  u. 
1860.  Die  Obligationen  haben  eben  so  verschiedene  Zinstermine,  m& 
die  vorigen,  und  tragen  die  Buchstaben  G  (1000 fl.),  H  (500 fl.),  I(300fl.) 
und  K  (100  fl.).  Die  Zmsen  fallen  halbjährlich  im  Inlande  bei  den  ad  a 

>)  Erst  in  jüngster  Zdt  ist  der  Versuch  gemacht  worden,  in  Stuttgart  neben  der 
neaemchteten  Induatriebörse  auch  eine  Effectenborse  zu  gründen.  Ob  dieselbe  sich 
zu  einem  lebendUiigea  Institote  entwickeln  wird,  ist  abzuwarten. 
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angegebenen  CMsen ,  im  Andande  bei  Ro&tdiild  in  Fnmkfort  TQr 
gungsxeit  40 — 50  Jahre*  Die  verloosten  Obligationen  werden  nur  bei 
der  StaatsBchuIdensahlvmgscasBe  zu  Stuttgart  eingddst  Stand  der  Schuld 

am  1.  Novbr.  1860 8,668,600  fl. 

c)  4Viproc.  Schuld,  die  Anlehen  von  1847,  1849, 1852, 1855  u.  1859  berei- 
fend. Die  Obligationen  Ton  1847  sind  auf  1.  März  und  1.  Septbr.;  die- 
jenigen von  1849  auf  1.  Juni  und  1.  Decbr.;  die  von  1852  aa£  1.  Febr. 
und  1.  August,  die  von  1855  auf  1.  April  und  1.  Octbr.  und  endlich  die 
des  Anlehens  von  1859  auf  1.  Januar  und  1.  Juli  verzinslich.  Bezeichnet 
sind  die  4V«proc.  Scheine  mit  Lit.  L  (1000  fl.),  M  (500  fl.),  N.(300fl.), 
und  0  (100  fl.).  Ort  der  Zinszahlung:  im  Inlande  bei  den  ad  a  ange- 
gebenen Gassen;  im  Auslande  bei  Rothschild  in  Frankfurt  Dieses  Bank- 
haus ist  auch  mit  der  Einlösung  der  verloosten  Obligationen  betraut. 
Tilgungszeit:    40—50  Jahre.    Stand  der  Schuld  am  1.  November  1860 

31,097,900  fl. 

§.  71. 

Coursbewegung  württemb.  Staatspapiere  von  1847  —  1860. 

Börse  zu  Frankfurt  a.  M. 


Zeit 

3'/«proc 

4V»proo. 

Zeit. 

3V«proc 

4V«proo. 

Obligationen. 

Obligationen. 

1847. 

Janr.  2. 

907* 

__ 

1854.   Janr.  2. 

90V« 

lOlV» 

April  1. 

89*/4 

99V» 

April  1. 

83V» 

99  V» 

JuK3. 

88»/» 

101 V« 

Julil. 

87 

loov« 

Oct.  1. 

87V» 

100 

Oct.  2. 

86V« 

100 

1848. 

Janr.  1. 

86'/» 

lOOV« 

1855.   Janr.  2. 

83V« 

98V« 

April  3. 

71V« 

87 

April  2. 

83V« 

98V. 

Juül. 

72 

87 

Juli2. 

85V» 

9»V* 

Oct.  1. 

75V« 

92V» 

Octl. 

88V» 

101 V« 

1849. 

Janr.  1. 

76V« 

93V« 

1856.   Janr.  2. 

87V» 

lOlV» 

April  1. 

78V» 

93V« 

April  1. 

88V« 

102V« 

Julil. 

77V» 

94  V» 

Julil. 

90V« 

102V« 

Ocfcl. 

88V« 

94V» 

Oct.  1. 

90V« 

102V* 

1850. 

Janr.  1. 

81V« 

94V« 

1857.   Janr.  2. 

91V» 

102V» 

April  1. 

79V« 

94V» 

April  1. 

91V» 

102V« 

Juli  2. 

83V» 

97 

JuUl. 

92V* 

103 

Oct.  1. 

82V» 

97V» 

Octl. 

92V* 

102V» 

1851. 

Janr.  3. 

82V« 

07V» 

1858.   Janr.  2. 

92V» 

103  V« 

April  2. 

86V» 

lOOV» 

April  1. 

98V. 

103 

Juül. 

89V» 

101 V« 

Julil. 

94V« 

103V« 

Oct.  1. 

88V» 

101 V« 

Oct  1. 

94V« 

103V« 

1852. 

Janr.  1. 

87V. 

101 

1859.   Janr.B. 

95V« 

104V» 

April  2. 

90V» 

loiv» 

April  1. 

96V» 

108V» 

Julil. 

90 

lOOV» 

JuKl. 

86V« 

100 

Oct.  1. 

90V» 

101 V» 

Oct  1. 

93 

102V» 

1858. 

Janr.  3. 

90V» 

loiv» 

1860.   Janr.  2. 

96V» 

108V» 

April  1. 

92V» 

102V» 

April  2. 

95V« 

104V. 

Julil. 

91V» 

102 

Juli  2. 

96V» 

104V« 

Octl. 

90V« 

lOlV« 

Oct  1. 

»ev» 

104»/» 
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5.  72. 
Yergleichende  Recapitalation. 

Stand  1860  in  runden  Summen: 

1)  Bevölkerung 1,800,000  Kn, 

2)  Umfang  des  Staatsgebiets 854  QJA. 

B)  Gesammtsumme  der  Staatsschuld 64,800,000  fl. 

Davon  unprodueÜT  circa      ....       21,800,000  fl. 

Eisenbahnschuld 40,000,000  „ 

Staatspapiergeld 3,000,000  „ 

4)  Capitalwerth  des  unmittelbaren  Staatsrermögens     .    .  118,000,000  fl. 

5)  Ueberschuss  der  Activen  über  die  Passiven    ....  53,200,000  „ 

6)  Gesammtbetrag  d^  Staatseinnahmen  netto     ....  14,000,000  „ 

7)  ,               „    Staatsausgaben  netto 14,000,000  „ 

8)  Directe  StaatssteuOTi 3,600,000  , 

9)  Indirecte          „          incL  Salzmonopol 4,800,000  ,, 

10)  Ganxe  Steuerlast 8,400,000  „ 

Es  trifft  sonach  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 

a)  an  der  gesammten  Staatsschuld 36,000  fl. 

b)  „      „    unproductiven  Schuld 12,111  „ 

c)  ,»     „    Eisenbahnschuld 22,222  ,» 

d)  „      „    Papiergeldsschuld 1,666  „ 

e)  am  unmittelbaren  Staatsvermögen     ^ 65,555  „ 

t)  an  einer  Jahresreineinnahme  und  Ausgabe     ....  7,777  „ 

g)  directe  Steuern 2,000  „ 

h)  indirecte  Steuern 2,666  „ 

i)  ganze  Steuerlast 4,666  „ 

Die  gesammte  Staatsschuld  verhält  sich  zum  Staatsvermögen  wie  1 : 1,82, 
nnd  zu  einer  reinen  Jahreseinnahme  wie  1 : 0,216. 


6]  Königreich  HannoTcr.  *) 

§.  73. 

Historische  Bttckblicke. 

Die  ältere  Geschichte  des  Königreichs  Hannover  fallt  mit  der  des  alten 
Herzogthums  Sachsen  und  später  mit  der  Geschichte  des  Herzogthums 
Braunsohweig  zusammen.  Heinrich  der  Stolze  aus  dem  Hause  Este 
war  zugleich  Herzog  von  Bayern   und   Sachsen.     Seine  GemahMn,   die 


*)  Literatur:  Stftve,  ftber  die  ffegenwSitiffe  Lage  d«  Königr.  Hannover,  Jena, 
1882.  Helwing,  statistisohes  Handbuoh  fOr  das  Königr.  Hannover,  Hannover,  1848. 
übbelohde,  tiber  die  Finanzen  des  K.  H  and  deren  Terwaltantf,  Hannover,  1884. 
Leheen,  Hannovers  Staatshaoshalt,  Hannover,  1858 — 185€.  v.  Reden,  vergl.  Finan»- 
•tetistik,  L  Band,  2.  Abfth^  S.  657  iL  Kolb,  HaniBmoh  der  vergl  Statistik,  8.  20»  ft 
Bvaehelli,  deolsche  Staatenknnde,  IL  Band,  8.  284  ffl 
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234  0teat8iMipi6r«. 

Tochter  Kaiser  Lothiurs,  brachte  ihm.  die  brannschweig'schen  Lande  als  Fami- 
liengüter  zu.  Heinrich  der  Löwe,  sein  Nachfolger,  vergrösserte  diese,  in- 
dem er  die  Erbgüter  seiner  Gemahlin  in  Schwaben  an  Kaiser  Friedrich  IL 
gegen  Krondomänen  am  Harze  vertauschte.  In  die  Reichsacht  erklärt  (1179)^ 
yerlor  er  die  Lehensherzogthümer  Bayern  und  Sachsen  und  konnte  nur  einen 
Theil  der  Allodialgüter,  die  Stammlande  von  Braunschweig  und  Hannover^ 
retten.  So  ward  das  mächtige  Haus  der  Weifen  yon  Süddeutschland  verdrängt,, 
und  behielt  nur  noch  eine  untergeordnete  Stellung  im  Norden  des  Reichs. 
Der  Enkel  Heinrichs  des  Löwen,  Otto  das  Kind,  trug  seine  freien  Erbgüter 
dem  Kaiser  zu  Lehen  auf  (1325)  und  empfing  sie  als  Erbher  zogt  hu  m  Braun- 
schweig-Lüneburg  wieder  zurück. 

Albrecht  der  Grosse  und  Johann,  theilten 
elt  "Wolfe nbüttel  mit  Kaienberg,  Göttingen  etc, 
le,  Hannover  und  Lichtenberg,  die  Stadt  Braun- 
h.  IHese  Ländertheilungen  dauerten  auch  in  den 
ind  es  wurde  eine  ganze  Reihe  braunschweig'scher 
vergrösserte  aber  das  Haus  Braunschweig  seine 
Q  AoJässen  erheblich. 

nmvater  der  jetzt  in  Braunschweig  und  Hannover 
k  I.,  der  Bekenner,  Herzog  von  Lüneburg.  Von 
jüngere,  Wilhelm,  1569  die  jüngere  Linie  Lüne- 
fi,  die  Linie  Lüneburg-Danneberg.  Von  der 
geschlecht  von  Hannover  ab;  die  letztere  ist 
das  Stammhaus  der  Herzoge  von  Braunschweig. 

Die  Nachfolger  Wilhelms  vergrösserten  ihre  Hausmacht  durch  Grubenhagen 
(1617  unter  Christian),  Kaienberg,  Hoya  und  Diepholz  (1635  unter  August). 
Herzog  Georg  stiftete  die  Linien  Celle  und  Kaienberg,  oder  Hannover 
(1648).  Georg  Wilhelm  von  Celle  erwarb  1671  die  fünf  dannebergisehen 
Aemter  von  Braunschweig  und  zeitweise  die  Fürstenthümer  Bremen  und  Verden, 
sowie  Sachsen -Lauenburg.  Da  er  1705  kinderlos  starb,  fiel  sein  Erbe  an 
die  Linie  Kaienberg.  Ernst  August  von  Kaienberg  erhielt  1661  von  Chni^ 
brandenburg  das  Fürstenthum  Osnabrück.  1680  führte  er  das  Recht  der  Erst- 
geburt ein  und  wurde  1692  zum  Churfürsten  erhoben.  Sein  Sohn  Georg 
Ludwig  erbte  1705  das  Herzogthum  Celle  und  vereinigte  so  das  gamze  braun- 
schweig-lüneburgische  Besitzthum  wieder.  Er  war  der  Urenkel  König  Jacobs  L 
von  England  imd  wurde  1714  als  Georg  I.  auf  den  Thron  von  Grossbritannien 
berufen.  Hannover  war  sohin  von  jetzt  an  bis  1837  durch  Personal-Union  mit 
England  verbunden.  In  den  Kriegen  gegen  Karl  XH.  von  Schweden  erwarb 
Georg  I.  Bremen  und  Verden  und  das  Amt  Wildeshausen.  Georg  H.  erhielt 
aus  kaiserl.  Sequester  das  Land  Hadeln  (1731),  Georg  HI.  Hohnstein  (1777), 
Zellerfeld,  Grund,  Wildemann  und  Lautenthal  (1788).  1803  trat  er  Wildea- 
hausen  an  Oldenburg  ab  und  erhielt  Osnabrück. 

f  Noch  in  demselben  Jahre  besetzten  die  Franzosen  das  Land  und  über- 
üessen  es  1805  an  Preussen.  Letzteres  incorporirte  es  1806;  nach  derBchlaefat 
Ton  Jena  nahmen  es  aber  die  Franzosen  von  Neuem  und  theilten  es  detti 
Königreiche  Westphalen  zu  (1807).  Bald  darauf  zog  aber  Napoleon  einen 
grossen  Theil  desselben  an  sich  imd  schlug  diesen  zu  dem  französischen  Kai- 
serreich. 1813  wurde  Hannover  von  den  Alliirten  besetzt  und  der  Besitz 
GFeorgs  DL  restituirt.  Der  Wiener  Congress  schlug  das  Fürstenthum  Hildes- 
keim,  die  Stadt  und  das  Gebiet  von  Goslar,  das  Fürstenthum  Ostfriesland,  die 
«ledere  Grafschaft  Lingen,  einen  Theil  des  Fürstenthums  preussisch  Münster, 
4a8  Eichsfeld  von  Preussen,  einige  churhessische  Bezirke,  Aremberg-Mepp^ 
Bheina-Wolbek  etc.  hinzu,   wogegen  der  auf  d^n  rechten  Mbmfer  gelegene 
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■Tkai  fem  Lammhvntg  mit  den  «af  demflcibea  Ufer  gdegenen  llkiebnrgischen 
Dörfura,  2  Acuter  eto.  an  Preofisoii  überlassen  wurden.  Zugleich  ward  da» 
Chiudf&rsten^um  nun  Königreich  erhoben,  das  nun  dem  deut8<^en  Bunde 
beitrat. 

^  Nach  dem  Tode  Königa  Wilhelm  L  (des  IV.  in  Grossbritannien)  bestieg 
1837  Königin  Yictoria  den  englischen  Thron,  wurde  aber  in  Hannover  tob 
dem  dort  geltenden  salischen  Gesetze  ausgeschlossen.  Die  hannoyersche  Krone 
«hielt  da^  der  Bruder  Wilhehns  L,  Ernst  L  August,  Herzog  von  Cum- 
berland,  und  es  löste  sich  so  dieV^bindung  zwischen  England  und  Hannover 
wieder  auf. 

Die  Finanz-  und  Staatsschulden-Geschichte  des  Königreichs  Han- 
nover ist  mit  dessen  Territorialgeschichte  eng  verknüpft.  Auch  hat  das  Yer^ 
haltniss  des  Landes  zum  Königr^he  Grossbritannien  vielfach  eingewirkt.  Be- 
merkenswerth  ist,  dass  die  reiferen  Grundsätze  über  Volkswirthschaft  und 
Besteurung,  welche  in  England  zuerst  heimisch  wurden,  unerachtet  der  Ver- 
bindung beider  Lander  in  Hannover  sich  sehr  spät,  zum  grossen  Theil  erst 
nach  der  Trennung  von  Britannien,  Bahn  brachen.  Nicht  weniger  kann  auf- 
lallen, dass  gerade  dasjenige  deutsche  Land,  welches  in  Verbindung  mit  dem 
ältesten  constitutionellen  Btaate  stand,  sich  gegen  AngrifEe  auf  die  ihm  ei^ 
theilte  Verfassung  Seitens  seiner  Regenten  am  meisten  erwehren  musste.  Die 
•Verfkssungskämpfe  Hannovers,  in  welchen  das  Volk  schliesslich  stets  imterlag, 
ziehen  sich  bis  m  die  neueste  Zeit  herein  und  sind  wohl  noch  zu  keinem  Ab- 
schlüsse gelangt  Nicht  der  geringste  Factor  derselben  war  die  Frage  der 
sogenannten  Cassentrennung,  d.  h.  die  Ansprüche  an  das  Eigenthum,  das 
Verwaltungsrecht  und  die  Nutzniessung  des  vorhandenen  Domanialvermögens, 
welche  wiederholt  v(m  Seite  des  Landes  erhoben,  von  Seite  des  Regenten 
zugestände]^  und  wiederum  zurückgewiesen  wurden.  Erklären  wir  uns  deut- 
licher. 

Wie  in  allen  deutschen  Staaten  ruhten  auch  in  den  braunschweig- lüne* 
burgischen  Landen  früher  die  Lasten  der  Regierung  auf  dem  vorhandenen 
Domanium  des  r^ierenden  Hauses,  beziehungsweise  des  Landes.  Als  später 
die  Erträgnisse  desselben  zur  Bestreitung  der  Landesausgaben  nicht  mehr  aus- 
reichten, wurden,  meist  für  bestimmte  Zwecke  und  dnzelne  FäUe,  Steuern 
verschiedener  Art  eingeführt.  Diese  mussten  aber  von  den  Ständen  verwilligt 
werden  und  es  bewahrten  letztere  fast  überall  ein  grösseres  oder  geringeres 
Verwaltungsrecht  über  dieselben.  So  bildeten  sich  in  einem  Lande  zwei 
Staatscassen,  welche  sich  oft  genug  um  so  schroffer  gegenüber  standen,  als 
die  Prosperität  der  einen  von  den  Leistungen  der  andern  abhing.  In  den 
hannoverschen  Landen  war  das  Domanium  sehr  bedeutend  und  es  wurden 
währ^d  der  Residenz  der  Landesfiirsten  in  England,  wo  die  Krone  ihr  hin- 
reickendes  Einkommen  fand,  fast  der  ganze  Ertrag  desselben  zu  den  Regie- 
YOngsausgaben  verwendet. ')  Hierin  bestand  der  —  wohl  einzige  —  Vortheil 
des  Laa^  aus  seiner  Verbindung  mit  England.  Dem  gegenüber  legte  aber 
letztere  dem  deutschen  Nebenstaat  grosse  Lasten  auf  und  verwickelte  den- 
selben insbesondere  in  die  meisten  Kriege  des  britischen  Reiches.  Dennoch 
liegt  der  tiefte  Grund  der  Thatsache,  dass  in  Hannover  die  Trennung  der 
Einkünfte  aus  den  Domänen  von  den  Landessteuereinkünfben  sich  länger  er- 
hielt, ab  fiftst  überall,  wohl  in  jenem  V^Mltnisse.  Selbstverständlich  waren« 
wie  die  Einkünfte,  auch  die  Ausgaben  und  Schulden  getrennt.  Die  „landes- 
fürstliche  Kammer*^  hatte  insbesondere  die  Civilregierungskosten  zu  bestreiten, 


')  VergL  T.  Reden  a.  a.  0.  (L  Band,  2.  Abth.)  8.  68«. 
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die  ^BteuereMsen''  ^bgegen  beetritten,  wenigsteng  anftaglioli,  a«r  «aaMVcfdeni- 
liche  EriegsleiBtiuigeQ  u.  d«rgL  In  späterer  Zeit  Soderte  sich  fireilioh  ctes  Yex^ 
hältniss.  Beseichnend  ist  in  Hannover  die  Benenniing  der  beiderlei  Gassen, 
sofeme  man  zwischen  der  1801  errichteten  ^ landesfürstlichen  General- 
easse''  und  der  ^  Gener  als  teuercasse^  unterschied  und  damit  den  Gegen- 
satz beider  {»'ägnant  ausdrückte.  Die  ftrstliche  Generalcasse  bezc^  übrigens 
nicht  nur  die  Domänenerträgnisse  im  entern  8inne,  sondern  auch  andere  Ein- 
nahmen, wie  z.B.  Sportein,  Gebühren,  die  Postgefalle  etc.;  die G^iieralsteuer- 
casse  dagegen  war  auf  die  Yerwilligungen  der  Stände  beschräi^d;. 

Wir  haben  diese  einleitenden  Bemerkungen  yorangeschickt,  weil  heute  noeh 
besondere  Schulden  der  genannten  beiden  Gassen  bestehen,  und  weil  die  ge- 
setzlichen Veränderungen  in  ihrem  Bestände  zugleich  die  Hauptabschnitte  in 
der  Geschichte  der  himnoversdien  Staatsschuld  bezeichnen.  Als  soldie  unter- 
scheiden wir: 

Erste  Periode  —  bis  zur  Besetzung  des  Landes  durch  die  Fran- 
zosen, 1803.  Das  bis  dahin  bestandene  Ghurfürstenthum  war  ans  zehn 
Fürstenthümem  und  Grafschaften  zusammengesetzt,  wovon  jeder  Theil  bes^m- 
dere  Rechte  besass.  Die  Finanzverwaltung  war  nur  bezüglich  des  Domaniums, 
über  welches  der  Landesfürst  unumschränkt  verfügte,  einheitlich;  die  Steuern 
dagegen  waren  in  den  einzelnen  Landestheilen  verschieden,  wie  sie  eben  von 
den  rrovinzialständen  verwilligt  wurden.  Die  Gesammteinnahmen  des  Ghur- 
staats  wurden  roh  zu  circa  5Vs  Mill.  Thbr.  geschätzt.  Ungeheure  Prästatio- 
nen  bürdete  der  siebenjährige  Krieg  dem  Lande  auf,  dasselbe  tnig  sie  aber 
aus  dem  Grunde  leichter,  weil  ein  Staatsschatz  vorhanden  war,  der  allein 
33,487,000  Thbr.  beitragen  k(mnte.  0  So  kam  es,  dass  die  „Landesschul- 
den'' am  Schlüsse  der  gegenwärtigen  Periode  höchst  unb^eutend  war^L. 
Anders  verhielt  es  sich  mit  den  Schuld^a  der  „Kammer^.  Dieselben  be- 
liefen sich  schon  1705  auf  die  Summe  von  2,377,256  Thb.  Gonv.-Münze.  *) 
Der  siebenjährige  Krieg  und  dieNothjahre  von  1770—80,  femer  der  im  Jahre 
1796  aufgestellte  Neutralitätscordon,  ausserdem  verschiedene  Erwerlmngen, 
worunter  namentlich  auch  die  Einlösung  des  grossen  Postlehens,  steigerten 
die  Kammerschuld  bedeutend.  Doch  war  es  am  Schlosse  des  vorigen  Jahr- 
hunderts noch  möglich,  grosse  Activcapitalien  für  die  Kammer  zu  erwerben, 
wie  z.  B.  von  1784—1790  der  Ankauf  von  600,000  Pfd.  SterL  engl.  3proc. 
Stoks,  welche  heute  noch  der  Krondotation  überwiesen  mnd,  beweist. 

Zweite  Periode  —  Zeit  der  fremden  Occupation,  von  1803 — 1813. 
„Mit  Abführung  der  einige  MiUionen  Thaler  werihen  Kriegsbeute  naeh  Frank- 
reich begann  dieser  zebijährige  Zeitraum  von  Leiden  und  Lasten  aUer  Art 
Sein  erster  Abschnitt,  die  französische  Besetzung  (vom  Juli  1803  bis  Ende 
Nov.  1805),  kostete  zusammengenommen  d^n  Lande  26 — 27  Hill.  Thhr.,  ohne 
die  Einquaxtierui^last  und  ohne  die  Kosten  der  fortwährenden  Durchmärsdie.^  *) 
Es  ist  für  sich  klar,  dass  solche  Lasten  nur  mit  Hülfe  des  öffentlichen  Gredhs 
getragen  werden  konnten»  In  dem  Wirrwarr  der  Zeit  war  d^velbe  aber  tief 
gesunken.  Die  westphalische  Begiemng  zahlte  die  Zinsoi  der  Schuld,  welche 
sie  in  den  ihr  zugeschiedenen  Landestheilen  vereinigt  und  mit  neuen  Sdhuld- 
verschreibungen  verbrieft  hatte,  nur  bis  1811  vollständig.  Gänzliche  Stockung 
trat  in  den  andern  Landestheilrai,  die  an  Frankr^ch  gekommen  waren,  ein. 
Namentlich  wurden  die  Zinsen  von  der  Kamm^rsohuld  nur  zum  kleinsten 
Theile  bezahlt.   Das  Betriebscapital  der  Gasse  ward  aufgezehrt,  der  vorhandene 


>)  T.  Reden  a.  a.  0.  S.  688. 
*)  Ubbelohde  a.  a.  0.  S.  341. 
*)  T.  Beden  a.  a.  0.  S.  658. 
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Beet  cles  Staatesehatase«  ebe&Mh  und  es  trat  eine  ToHBtändige  Yerwiming 
der  Finanzzustäncte  ein.  hi  welohem  Maasse  die  Landessclralden  sowohl  als 
die  Schulden  der  landesfQrstliohen  Generakasse  sich  während  dieses  Zeitraums 
steigerten,  werden  wir  aus  den  Zahlenangaben  der  nächsten  Perioden  ersehen* 
Dritte  Periode  —  von  der  Wiederherstellung  und  Vergrösse- 
mng  des  Landes  bis  zur  Einrichtung  einer  regelmässigen  Schul- 
dentilgung im  Jahre  1828.  Nachdem  das  Jahr  1813  die  fremden  Unter- 
drücker auch  aus  Hannoyer  verdrängt  hatte  und  nachdem  das  ChurfQo^ten- 
thum  auf  dem  Wiener  Congress  vergrössert  und  zu  einem  Königreiche  erhoben 
worden  war,  stellte  die  wieder  eingesetzte  alte  Regierung  in  den  meisten  Be- 
ziehungen auch  die  alten  Einrichtungen  wieder  her.  Mtunter  wurde  sogar 
das  inzwischen  entstandene  Bessere  durch  die  Abneigung  gegen  Alles,  was 
dem  fremden  Regimente  seine  Entstehung  verdankte,  verdräi^.  In  Absicht 
auf  das  Staatsschuldenwesen  fanden  genaue  Liquidationen  statt  Die  unbezahlt 
gebliebenen  Zinsen  aus  LandesschuldcapitaUen  wurden  zu  75  V«  anerkannt  und 
verbrieft,  ebenso  das  sogen.  Belleville-Neuviei^sche  Zwangsanlehen  zu  resp.  75 
und  25^0.  Die  Staatsgläubiger  erlitten  aber,  abgesehen  von  der  letzteren  Schuld, 
eine  nicht  unwichtige  SchmäTerung  ihrer  früheren  Rechte  dadurch,  dass  sie  that- 
sächlich  das  ihnen  vorher  eingeräumt  gewesene  Eündlgungsrecht  verloren.  Die 
westphälisdie  Regierung  hatte  dasselbe  fiactisch  aufgehoben;  die  neue  Landes- 
regierung machte  aber  bezüglich  der  unter  der  vorigen  Verwaltung  entstandenen 
Schulden  den  Verzicht  auf  das  Eündigungsrecht  des  Gläubigers  zur  Bedingung 
der  Anerkennung  und  stellte  auch  hinsichtlich  der  übrigen  Forderungen  das 
Eündigungsrecht  nicht  wieder  her.  Eine  planmässige  Til^pmff  wurde  indessen 
zunächst  trotzdem  nicht  eingeführt.  Man  hatte  vielmehr  m  den  ersten  Jahren 
nach  der  Befreiung  vollauf  mit  der  Liquidation  der  verschiedenen  Ansprüche 
und  mit  der  Wiederherstellung  eines  geordneten  Staatshaushalts  zu  thun.  Die 
„Landesschulden ^  (im  Gegensatz  zu  den  Schulden  der  ^Eammer^,  später 
kgL  Generalcasse)  ruhten  fast  ganz  auf  den  einzelnen  Provinzen  und  Städten 
und  waren  höchst  ungleich  vertheilt.  Die  althannoverschen  Provinzen  hatten 
mit  geringen  Ausnahmen  nur  neue,  aus  der  sogen.  Demarkationslinie  und  der 
franzosischen  Occupation  hervorgegangene  Schulden;  die  neuen  Landesthefle 
aber  ältere  und  neuere  Passiven.  Durch  Beschluss  der  provisorischen  Stände* 
Versammlung  vom  17.  Janr.  1815 ')  geschah  nun  der  erste  Schritt  zur  Ver- 
einfachung des  Landesschuldenwesens,  sofern  sämmtliche  Provinzialschulden 
zu  einem  Ganzen  vereinigt  wurden.  Von  da  an  war  man  bemüht,  vor  Allem 
die  lästigsten  Schuldposten  zu  beseitigen,  so  den  Rest  der  Lotterieanleihe  von 
1814  ete.  Da  jedoch  immer  noch  ein  Einnahmemangel  vorhanden  war,  so 
wurde  im  Jahre  1819  eine  neue  Lotterieanleihe  von  810,000  Thlr.  Gold  in 
den  Hansestädten  aufgenommen,  diese  aber  mit  dem  Reste  der  1814er  An- 
leihe und  den  sonstigen  lästigen  Schuldposten  durch  eine  weitere  Lotteriean- 
leihe k  2,000,000  Thlr.  vom  Jahre  1822  ^  getilgt  Hiedurch  entstenden  die 
sogenannten  neueren  Landesschulden,  im  Gegensatze  zu  den  alten  oder 
fundirten  Landesschulden,  unter  welchem  Namen  man  die  1815  vereiniff- 
ten  Passiven  begrifiP.  Aus  diesem  Anlasse  wurde  die  erste  hannoversche  Tu- 
gnngscasse  errichtet,  jedoch  abgesondert  nur  für  die  neue  Schuld.  Im  darauf 
folgenden  Jahre  1823  folgte  die  Errichtung  einer  gleichen  Anstalt  für  die  alte 
Landesschuld,')  welche  eine  Dotation  von  100,000  Thlr.  Cassenmünze,  später 


^)  Actenstücke  der  proris.  Ständerers.  von  1815,  IT,  1. 
«)  Ge8.-8aimnL  von  1822,  L  Abth.,  8.  387. 

^  Geeetx  vom  2$.  Aug.  1828.  Actenstücke  der  IL  Stftadevers.,  2.  Diät  8.  169,  M6, 
und  4.  Diät  S.  27,  401. 
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111,120  Hilr.  Conv.-Mdnae  erhielt.  Neben  diesem  JatereBbetrag  ioasen  «nah 
die  Zinsen  aus  den  abbezahlten  CapitaJien  der  Tilgungaeasee  zu.  Schon  yor- 
her  hatte  man  sich  bemüht,  einen  einheitlichen  Zinsftiss  Yon  ^^h  herzustellen^ 
was  theils  durch  Herabsetzung,  theils  durch  Rückzahlung  geschah,  ^)  und  ohne 
Nachtheile  gelang. 

Die  der  allgemeinen  Schuldentilgungscasse  überwiesenen  alten  Landes*- 
Bchulden  bestanden  im  Jahre  1823  aus  folgenden  Posten:^ 

ProTinzialschulden 11,624,270  Thhr.  C.-M. 

Schulden  der  Städte 143,777      ,         „ 

Während  der  feindlichen  Besetaning  Ton  meh- 
reren Landschaften  gemeinschaftlich  yerbrieffce 

Schulden 1,473,995      „         „ 

Später  liquidirte  und  verbriefte  Forderungen  aus 

derselben  Periode 527,358      „         „ 

Anerkannter  Theil  des  BeDeviUe-Neuvier'schen 

Zwangsanlehens  (75  und  bezüglich  25  Vo)     .    .         990,138      „         „ 

Für  Rückstandßzinsen  bis  1.  Nov.  1813  .    .    .         707,430      „         „ 

zusammen 15,466,968  Thhr.  C.-M. 

Dazu  neue  Schuld 2,517,000      „         „ 

somit  ganze  Landesschuld 17,983,968  TWr.  C.-M. 

oder  auf  Courant  imigerechnet :  18,379,354  Thlr. 
Die  Kammerschuld,  oder  wie  jetzt  der  officielle  Name  derselben  lautet, 
die  Schuld  der  kgl.  Generalcasse,  erlitt  in  dieser  Periode  ähnliche  Ver- 
änderungen. Die  unter  der  vorigen  Regierung  unbezahlt  gebliebenen  Zinsen 
wurden,  in  so  weit  die  Rückstände  der  kgl.  ChatuUcasse  zustanden,  nieder- 
geschlagen, gegenüber  den  übrigen  Gläubigem  aber  nach  den  bei  den  Landes- 
schulden angewandten  Grundsätzen  zu  75  Vo  zum  Theil  mit  Zuhülfenahme  der 
französischen  Entschädigungsgelder  baar  bezahlt,  theils  capitalisirt.  Der  Zu- 
wachs der  Schuld  durch  die  letztere  Manipulation  belief  sich  auf  258,806  Thlr. 
C.-M.®)  Die  Territorialveränderungen  übten  übrigens  auf  die  Verhältnisse  der 
kgl.  Generalcasse  und  deren  Schulden  noch  grösseren  Einfluss,  als  auf  die 
Steuercasse  und  die  auf  dieser  ruhenden  Landesschulden.  Mit  den  abgetre- 
tenen Landestheilen  gingen  nämlich  auch  die  darin  gelegenen  Domänen,  wor- 
unter namentlich  im  Lauenburg'schen  sehr  werthvolle,  auf  fremde  Regierungen 
über ;  ebenso  ein  Theil  der  Kammerschulden.  Dagegen  erhielt  die  k^l.  Gene- 
ralcasse in  den  neu  erworbenen  Provinzen  einen  Zuwachs  an  Activen  und 
Schulden.  Im  Ganzen  waren  jedoch  diese  Besitzveränderungen  für  die  kgl. 
Casse  nicht  vortheilhaft  und  die  finanzielle  Lage  derselben  war  daher  ent- 
schieden ungünstiger  als  ehedem.  "Wie  hoch  sich  der  Schuldenstand  derselben 
am  Schlüsse  dieser  Periode  belief,  finden  wir  nirgends  angegeben.*) 

Vierte  Periode  —  von  1823  bis  zur  Zeit  der  Cassenvereinigung 
im  Jahre  1834.  Eine  Vermehrung  der  Schulden  sowohl  der  Generalsteuer- 
als  der  kgl.  Casse  trat  in  diesem  Zeitabschnitt  hauptsächlich  aus  Anlass  der 
Erwerbung  von  Ostfriesland  und  des  Ankaufs  der  dem  Hause  Nassau  ge- 


>)  Verd.  Bekanntmachungen  vom  12.  Janr.  1619  und  20.  Dec  1822. 

^  V.  Reden  a.  a.  0.  8.  911  und  922. 

«)  Ubbelohde  a.  a.  0.  S.  342. 

*)  Nach  Ubbelohde  a.  a.  0.  8.  377  waren  die  Schulden  der  Kammer  im  Jahre 
1823  theils  durch  Aotiva  gedeckt,  theils  bestanden  sie  aus  Forderaiigen  der  Krone, 
welche  später  erlassen  wurden.  Wie  aber  dann  der  Schuldenstand  der  kgL  General- 
o«Me  bei  der  CaflSenvereinigiuig  am  1.  JnJi  1834  die  bedeutende  Summe  von  5,281,000  Thlr. 
betragen  konnte,  iBt  uns  nicht  klar  geworden. 
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Mdgdn  Gtafschaft  Spiegelb^rg  ein.  Bei  der  Aqtikition  der  erstem  ward 
kraft  Yertrags  nait  der  Krone  JPreussen  die  Sehiffbarmachimg  der  Ems  be- 
dungen, welche  1,215,406  Thlr.  kostete.  Davon  übernahmen  die  Stände 
400,000  TWr.  auf  die  Steuercasse,  während  der  Rest  von  815,406  Thlr.  auf 
die  kgl.  Generalcasse  fiel.  Der  Aufwand  für  die  Grafschaft  Spi^elberg  be- 
trug 436,949  Thlr.,  woyou  die  Stände  wegen  det  Aufhebung  der  bis  dahin 
bestandenen  Steueifreiheit  dieser  Besitzung  114,436  Thlr.  übernahmen.  Der 
weitere  Betrag  fiel  auf  die  kgl.  Gasse.  Ausserdem  verwendete  letztere  auf 
die  Reluition  hildesheinrischer  Domänengüter,  welche  unter  der  westphälischen 
Regierung  verschleudert  worden  waren,  339,328  Thlr.  *) 

Dieser  Vermehrung  gegenüber  fand  jedoch  eine  fortschreitende  Schulden- 
tOgnng  statt,  und  zwar  bei  der  Landescasse  theils  durch  die  Verwendung  des 
ausgesetzten  Tilgungsfonds,  theils  durch  freiwillige  Einlösung  zum  Tagespreis; 
bei  der  kgl.  Gasse,  wo  ein  Tilgungsfonds  immer  noch  nicht  errichtet  war,  im 
Wege  der  Kündigung.  Zur  Zeit  der  Vereinigung  beider  Gassen  in  Folge  der 
neuen  Landesvenassung  betrug  daher 

die  Schuld  der  Generalsteaercasse 17,514,000  Thlr. 

„        „         „    kgl.  Generalcasse 5,231,000     „ 

die  Gesammtstaatsschuld 22,745,000  Thlr.") 

In  diese  Periode  fallen  einige  wichtige  Gesetze  über  das  Staatsschuldeft- 
wesen ;  so  die  Gesetze  über  die  Legitimation  der  Landesgläubiger  vom  2.  Juli 
1824  und  20.  Janr,  1826  (zu  vergl.  späteres  Gesetz  vom  10.  Aug.  1836);, über 
die  Nichtigkeitserklärung  abhanden  gekommener  Schuldverbriefungen  vom 
20.  Janr.  1826  und  über  die  Zinsscheine  der  auf  Inhaber  lautenden  Schuld- 
briefe vom  13.  Nov.  1834.  Auch  ist  der  erfolgreichen  Bemühungen  behufs 
Ermässigung  des  Zinsfiisses  der  Staatsschuld  zu  erwähnen.  Ein  Gesetz  vom 
13.  Juli  1829  verfügte,  nachdem  aUe  Gapitalien,  mit  alleiniger  Ausnahme  der- 
jenigen, welche  aus  privatrechtlichen  Hmderungsgründen  nicht  hatten  gekün- 
digt werden  können,  auf  den  Zinssatz  von  4^/0  ermässigt  worden  waren,  die 
fernere  Herabsetzung  auf  3V«Vo,  oder  die  Heimzahlung  durch  Verloosungen. 
Letztere  fanden  denn  auch,  jedoch  erst  in  der  nächsten  Periode,  statt.  Der 
Staatscredit  hatte  sich  dermassen  gehoben,  dass  eme  solche  Maassregel  ohne 
alle  Erschütterung  durchgeführt  werden  konnte. 

Fünfte  Periode  —  von  1834  bis  zum  Umsturz  der  Verfassung 
und  der  dadurch  herbeigeführten  abermaligen  Gassentrennung  im 
Jahre  1841.  Wie  sehr  die  finanzielle  Verwaltung  Hannovers  unter  der 
Herrschaft  des  Staatsgrundgesetzes  von  1833,  welches  die  Vereinigung  der 
kgl.  Generalcasse  mit  der  Landescasse  aussprach  und  dem  Könige  eine  aus- 
reichende Civiffiste  sicherte,  zum  Gedeihen  kam,  beweist  nicht  nur  die  be- 
deutende Ermässigung  der  gesammten  Staatsschuld  während  dieser  Periode, 
sondern  ebenso  die  Abminderung  des  Zinsfusses  derselben,  derart,  dass  fast 
die  ganze  Schuld  auf  den  Satz  von  3V«>  zurückgeführt  werden  konnte, 
ohne  dem  Gours  der  Papiere  wesentlich  zu  schaden.  Am  1.  Janr.  1841  war 
die  Schuld,  welche  1834  noch  22,745,000  Thlr.  betragen  hatte,  auf  folgende 
Posten  herabgebracht :  •)  ; 

Gesammtbetrag  der  Landesschulden 14,826,000  Thb*. 

Schuld  der  vormaligen  kgl.  Generalcasse      ....      2,498,000     , 
Zuaaimnen 17,319,000  Thlr. 


? 


Ubbelohde  a.  a.  O.  8.  841—42. 
V.  Reden  a.  a^  a  8.  %^% 
^  Ebendaselbst 
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Die  Tilgosg  umfiuiBte  s<maoh  im  neben  Jahren  den  namhiftwi  Beirag  von 
5,426,000  Thlr.,  und  in  noch  g&nstigerem  YerhaltniMe  war  die  Zineenlast  er* 
massigt  worden. 

Gleidiwohl  war  eine  der  ersten  Regierungghandlnngen  de»  Königs  Ernst 
August  der  Umsturz  derVwfiassung  yon  1883  durch  Patent  vom  l.Nov.  1837* 
Nachdem  sich  der  Bundestag,  an  welchen  das  Volk  recurrirte,  für  ineompetent 
erklärt  hatte,  und  die  alten  Stande  auf  Grund  der  Verfassung  yon  1819  be-^ 
rufen  worden  waren,  kam  das  Yerfassungsgesetz  vom  6.  Aug.  1840  zu  Stande^ 
welches  in  den  wesentlichsten  Punkten  auf  die  alten  Zustande  zurückgriff» 
Insbesondere  yerfügte  dasselbe  die  Wiedertr^mung  der  kgl.  Generalcasse  yon 
der  Landescasse.  Eine  nähere  ErOTterung  dieses  Yoi^ngs,  welcher  traurige 
Berühmtheit  erlangte,  gebort  nicht  hieher.  Dass  durch  d^iselben  der  Landee- 
credit  nicht  alterirt  wurde,  ist  eine  Erscheinung,  welche  nur  durch  die  yer- 
hältnissmässig  geringe  Verschuldung  des  Staats  und  dadurch  erklärt  wird,  dasa 
derselbe  zu  den  Staaten  dritten  Banges  gehört  hat. 

Sechste  Periode  —  yon  1841  bis  zur  Wiederyereinigung  der 
Gassen  am  1.  Janr.  1850.  Das  wichtigste  Ereigniss,  welches  auf  den  Staats- 
haushalt und  die  Verhältnisse  der  Staatsschuld  insbesondere  einwirkte,  ist  in 
diesem  Zeiträume  die  Aufnahme  des  Eisenbalmbaues  auf  Staatskosten.  Schon 
i^  Jahre  1836  hatte  die  Regierung  den  Entwurf  eines  Expropriationsgesetzes 
behufe  des  Eisenbahnbaues  yorgelegt;  ^)  die  Stände  konnten  sich  aber  über 
die  Fraffe,  ob  überhaupt  Eisenbalmen  gebaut  werden  sollen,  nicht  einigen 
und  so  kam  jenes  Gesetz  erst  1840  zu  Stande.  *)  Inzwischen  war  bereits  1837 
ein  Vertrag  zwischen  Hannoyer  und  Braunschweig  wegen  Anlegung  eines 
Schienenwegs  yon  Braunschweig  nach  Harburg  abgeschlossen,  welchem  wei* 
tere  gleiche  Verträge  mit  Preussen  und  Braunschweig  1841  folgten.*)  Im 
Juni  1842  ei'klärten  sich  die  Stände  nach  längeren  Verhandlungen  anstatt  der 
yon  der  Regierung  vorgeschlagenen  Zinsengarantie  fOr  den  Staatsbau  und  für 
Ausführung  der  Linien  Hannover- Braunschweig -Hildesheim -Celle,  Ceüe-Har- 
burg,  Hannover -Minden  und  Hannover -Bremen.  In  Folge  dessen  wurde  das 
Gesetz  vom  4.  Mai  1843  über  das  Eisenbahnnetz  erlassen  und  sofort  mit  dem 
Bau  Braunschweig  zu  begonnen.  Vorerst  waren  hiezu  Anleihen  nicht  nöthig, 
weil  sowohl  die  Generalsteuercasse  als  die  Landesschuldentilgungscasse  nam- 
hafte verfügbare  Mittel  besassen,  wovon  bis  1845  2,272,000  Thlr.  zur  Ver- 
wendung kamen.  Durch  das  eben  angezogene  Gesetz  war  jedoch  eine  Eisen- 
bahncasse  mit  einer  Eisenbahnschuldentilgungscasse  bereits  vorgesehen,  und 
als  im  Jahre  1845  zur  ersten  Eisenbahnanleihe  geschritten  werden  musste, 
wurde  das  Eisenbahnschuldenwesen  vom  übrigen  Haushalt  vollständig  getrennt» 
Dabei  ist  es  in  Hannover  unausgesetzt  geblieben ;  es  besteht  also  von  nun  an 
eine  weitere  abgesonderte  Schuldenabtheilung :  die  Eisenbahnschuld.  Nach- 
ahmenswerth  ist  dabei  die  hannoversche  Einrichtung,  wonach  von  Anfang  an 
eine  Reservecasse  errichtet  wurde,  in  welche  der  gesammte  Ertrag  der  Eisen» 
bahnen  nach  Abzug  der  Betriebskosten  und  der  Ausgaben  für  die  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Eisenbahnschuld  fliesst.  Nach  späterer  Bestimmung  wurden 
zwar  diese  Ertragsüberschüsse  dem  allgemeinen  Capitalienfonds  zugewiesen, 
stets  aber  wurde  darauf  gesehen,  dass  die  momentanen  Mehrerträgnisse  der 
Eisenbahnen  nicht  im  laufenden  Dienste  verbraucht,  sondern  für  spätere  Aus- 
fälle reservirt  blieben. 


0  ActenstQcke  des  fOnflen  Landtags,  FV,  S.  628  und  66€. 

^  Actenstücke  des  sechsten  Landtags,  HI,  S.  43  and  885.    Gesetz  t.  8.  Sept  1840. 

*)  Actenstücke  de«  siebenten  Landtags,  8.  825  und  852. 
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I>ie  ei9te  EinimhaiiMnlwho  fid  hidesaMi  si^n  in  die  Zeh  der  foegiinendeii 
Crisis.  Es  wmden  daher  auf  dieselbe  bis  Ende  Februar  1846  nur  1,576,993  Thfa*. 
Yon  Priyaten  eingezahlt,  ^)  was  den  Bedarf  nicht  deckte.  Man  scfaloss  daher 
im  März  1846  mit  einigen  Bankhäusern  ein  Uebereinkommen  dahin  ab,  dass 
diese  dVsiO'oc.  Sdiuldverschreifonngen,  nicht  unter  957«,  veräassem  sollten. 
Auch  diese  Operation  hatte  kdnen  yollständigen  Erfolg,  da  in  den  nächsten 
Monaten  nicht  ganz  2  Mill.  Thb.  aufgebradit  wurden.  Man  rausste  desshalb 
bis  zu  93  7o  herabgehen,  wodurch  es  gelang,  eine  weitere  Summe  YOn 
1,088,000  Thlr.  3V>proc.  Seheine  unterzubringen.  Zur  Deckung  des  Bedarfs 
fOr  1847  schritt  man  zu  emem  5proe.  Banquier-Anlehen  k  4  MiU.  Thb.,  so 
sehr  hatten  sich  die  Verhältnisse  des  Geldmarkts  bereits  yerschlimmert.  Darauf 
folgte  eine  weitere  5proc.  Anleihe  Ton  600,000  Thlr.,  und  ausserdem  hatte 
schon  früher  die  Generalsteuercasse  der  Eisenbahnschuldentilgungscasse  1  Mill. 
Thlr.  als  Stammyermdgen  anlehensweise  überlassen.') 

Auch  die  Schulden  der  Generalsteuercasse  erfuhren  in  dieser  Periode 
eine  kleine  Steigerung,  obgleich  der  für  sie  erriditete  Tilgungsfonds  seine  ge- 
setzliche Thätigkeit  ununterbroch^i  fortsetzte.  Dagegen  wurden  die  Sehul<^ 
der  kgl.  Generalcasse  durch  Heimzahlung  ermässigt. 

Am  1.  Octbr.  1849  war  daher  der  Bestand  der  gesammten  Staatsschuld 
folgender :  *) 

1)  Schuld  der  Landescasse 15,230,410  Thhr. 

2)  ,        ,    kgL  Gasse 2,115,529     „ 

3)  Eisenbahnschuld  (nach  Absatz  der  Ca^^talien  des  Til- 
gungsfonds)   12,515,930      „ 

Gesammtstaatsschuld 29,861,869  Thlr. 

Von  den  heryorragendem  Gesetzen  finanzieller  Natur  erwähnen  wir  aus 
diesem  Zeitabsdmitte  das  yom  30.  Juni  1846  über  die  Verwendung  der  Mittel 
der  Landes-  und  Eisenbahn- Schuldentilgungscassen,  welches  den  vorher  ge- 
stattet gewesenen  Rückkauf  der  Landesschuldyerschreibungen  auf  Antrag  des 
Gläubigers  untersagte  und  anordnete,  dass  sämmtliche  Tilgungsmittel  zur  Amor- 
tisation im  Wege  der  Verloosung  zu  verwenden  seien  una  dass  die  Rechte 
der  Gläubiger  hinsichtlich  der  von  der  Landesschuldentilgungscasse  der  Eisen- 
bahnschuldentilgungscasse dargeliehenen  Gelder  gewahrt  bleiben;  sodann  das 
Gesetz  vom  6.  Juni  1847,  dessen  Bestimmungen  dahin  gehen,  dass  das  von 
der  Generalsteuercasse  der  EisenbahnschuldentUgungscasse  gewänrleiBtete  halbe 
Tilgungsprocent  vom  Tage  der  Einzahlung  an  zu  berechnen,  dass  femer  der 
derselben  Gasse  zugesagte  jährliche  Zuschuss  von  60,000  Thlr.  in  so  lange 
unverkürzt  zu  zahlen  sei,  bis  die  Schuld  für  die  nach  dem  Gesetze  vom 
4.  Mai  1843  zu  bauenden  (sogen.  Jltern)  Eisenbahnen  getilgt  sei  und  dass 
alle  für  das  Landesschuldenwesen  erlassenen  Gesetze  und  Vorschriften  auch 
auf  die  Eisenbahnschulden  Anwendung  fanden;  endlich  das  Gesetz  vom  16.  Dec. 
1849,*)  das  Eisenbahncassenwesen  betreffend,  welches  die  Eisenbahnhaupteasse, 
sowie  das  Eisenbahngesetz  vom  4.  Mai  1843  mit  wenigen  Ausnahmen  aufhob. 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1848  nahmen  in  Hannover  anfänglich  keinen 
bedrohlichen  Character  an.  Der  König  überzeugte  sich  ohne  äussere  Nöthi- 
gung  von  der  Erspriesslichkeit  einer  Aenderung  des  Systems«  Es  kamen  da- 
her die  durchgreifenden  Verfassungsänderungen  vom  September  1848,  welche 


0  Actenstflcke  des  achten  Landtags,  m,  S.  1462. 

>)  VergL  Gesetze  vom  4.  Mai  1843,  20.  Dec.  1844,  80.  Jan?.  184S  und  80.  Juni  1846. 

*)  T.  Beden  a.  a.  0.  8.  923. 

«)  Qssw-SmumI.,  I.  Abth.  &  20». 

Digitized  by  CjOOQIC 


272  Stanlipttpwve. 

in  allem  WeseBtIidien  die  Onmds&tse  und  Einneliiaageii  wieder  berstelReii, 
die  denselben  Festen  zum  UmstnrEe  deg  Btaatsgruadgeeetzes  y<m  1833  vei^ 
anlasst  hatten,  ohne  Störungen  zu  Stande.  Erst  im  Jahre  1849  entstanden 
ernstliche  Zerwürfhisse  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen  wegen  der 
Auffossung  der  deutschen  Frage  (Gültigkeit  der  Reichsverfassung  ohne  Landet 
gesetz)  ^).  Indess^i  hatten  dieselben  keinen  entsdieidenden  ^nfluss  auf  die 
weitere  Entwicklung  der  Dinge,  vielmehr  konnten  in  den  folgenden  Jahren 
die  Principien  der  neuen  Verfassung  auf  ^len  Gebieten  ins  Leben  gerufen 
werden.  Die  neue  Ordnung  des  Staatshaushalts  wurde  durch  Ministerialbe- 
kumtmachung  vom  17.  Dea  1849  *)  eingeleitet 

Siebente  Periode  —  von  der  Wiedervereinigung  der  Gassen, 
1.  Janr.  1850,  bis  zur  neuen  Yerfassungsabänderung  18^7^  und  Ein- 
führung eines  neuen  Finanzcapitals  1857.  —  Die  eben  gedachte  Mini- 
sterialbekanntmachung hob  die  vier  getrennt  gewesenen  Gassen,  die  kgl.  Ge- 
ncoalcasse,  die  Generolsteuercasse,  die  Msenbahnhauptcasse  und  die  Wegbau- 
oasse  auf  und  vereinigte  dieselben  in  der  neuen  einzigen  Staatshauptcasse 
unter  dem  Namen  ,ykgl.  Generalcasse^,  wdche  dem  Finanzministerium  allein 
untergeordnet  wurde.  Die  „Domänen^  wurden  dem  Staate  zur  Nutzung  und 
Verwaltung  überlassen,  wogegen  die  Krone  eine  Givilliste  erhielt.  Nicht  auf- 
gehoben und  vereinigt  wurden  übrigens  die  Schuldentilgungs-  und  Zinsenzah- 
lungscassen,  vielmehr  ward  eine  neue  allgemeine  Zinsenzahlcasse  zu  Hannover 
errichtet  Sowohl  die  Tilgungs-  als  Zinszahlcassen  wurden  dem  neugebildeten 
Schatzcollegium  unterstellt  ^)  Im  Ganzen  war  durch  die  neuen  legislatorischen 
Schritte  in  Hannover  dieselbe  Ordnung  hergestellt,  wie  sie  anderwärts  längst 
zuvor  bestand.  Man  muss  auch  dem  König  Ernst  Au^t  die  G^editigkeit 
widerfahren  lassen,  anzuerkennen,  dass  er  selbst  inmitten  der  allgemeinen 
Reaction  zu  seinen  Lebzeiten  das  Yersprochene  und  Gegebene  nicht  wieder 
rückgängig  zu  machen  versuchte. 

Als  jcäoch  der  König  1851  starb  und  Georg  V.  die  Regierung  antrat, 
fanden  die  Beschwerden  gegen  die  Verfassungsgesetze  von  1848  fruchtbareren 
Boden.  Es  entstand  ein  abermaliger  Yerfassungskampf  und  abermals  war  das 
„Finanzcapitel'^  ein  vorwiegender  Stein  des  Anstosses.  Die  Verhandlungen 
sind  noch  in  Jedermanns  Gedächtniss.  Man  weiss,  dass  der  Bundestag  durch 
Beschluss  vom  19.  April  1855  einzelne  Bestimmungen  der  hannoverischen  Ver- 
fassung für  bundesverfassungswidrig  erklärte,  dass  alsdann  der  König  durch 
Verordnung  vom  1.  August  1855  kraft  jenes  Bundesbeschlusses  Aenderungen 
der  1848ger  Verfassungsgesetze  verfügte  und  durch  Verordnung  vom  7.  Septbr. 
1856*)  insbesondere  das  „Finanzcapitel**  der  Verfassung  von  1840  im  Wesent- 
lichen wieder  herstellte.  In  einer  Proclamation  vom  gleichen  Tage  ^  sprach 
jedoch  die  Regierung  die  Geneigtheit  aus,  mit  den  Ständen  ein  neues  Finanz- 
capitel  auf  Grundlage  des  Systems  der  Cassenvereinigung  zu  vereinbaren, 
wenn  dieselben  den  Wünschen  der  Regierung  entgegenkommen  würden. 

Nachdem  im  Herbst  1856  der  damals  berufene  Landtag  aufgelöst  worden 
war,  *)  kam  denn  auch  wirklich  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen  ein 


0  Vergl.  kgl.  Prodamatioii,  die  Auflösung  der  IL  Kammer  betr.,  vom  25.  Aprfl  1849, 
Ges.-Samml.,  L  Abth.  S.  65. 

>)  Gee.-Samml.,  L  Abth.  8.  207. 

^  Vergl.  Mmist-Bekanntm.  vom  17.  Dec.  1849,  Kr.  60,  §.  16,  17  u  18  u.  Kr.  61, 
Ges.-Samml.,  I.  Abth.  8.  209—210. 

*)  Get.-8«iimL,  L  Ähik.  8.  821. 

»)  Das.  8.  817.  ^ 

*)  Vergl.  kgL  Proclamation  T(m  8.  Kov.  1856,  Qes.-8aBBil.,  L  Abik  0.  4ai. 
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Abkommen  zu  Stande,  dessen  Eigenthümlichkeiten  wir  später  geeigneten  Orts 
hervorheben  werden.  *)  Hier  haben  wir  nur  zu  bemerken,  wie  der  Haupt- 
Streitpunkt  wegen  der  Pomänen,  beziehungsweise  Cassentrennung ,  in  der 
Weise  seine  Erledigung  JPand,  dass  Seitens  der  Krone  zwar  der  Fortbestand 
«iner  einzigen  Generalstaatscasse  und  die  Aussetzimg  einer  Ciyilliste  zugestan- 
den, aber  beansprucht  und  erwirkt  wurde,  dass  ein  Complex  Ton  Domanial- 
gtem,  dessen  Pachtertrag  nach  dem  Durchschnitte  der  letzten  20  Jahre  dem 
trage  der  CiYiUiste  gleichkäme,  reell  ausgeschieden  und  in  Verwaltung  der 
Krone  gegeben  ward.  Die  Art  und  Weise  dieser  Domänenausscheidung  hat 
sowohl  im  Schoosse  des  Landtags  als  auch  ausserhalb  desselben  vom  Stand- 
punkt des  Landesinteresses  Anfechtungen  zu  erleiden  gehabt,  welche  eine 
tie^ehende  Erbitterung  nähren. ')  Obgleich  die  neuen  Einrichtungen  in  die 
Form  eines  Vertrags  zwischen  Kegierung  und  Ständen  eingekleidet  worden 
sind,  kann  man  ohne  prophetische  Oabe  yorhersagen,  dass  die  Yerfassungs- 
Terhältnisse  in  HannoTor  dadurch  einen  AbscUuss  nicht  gefunden  haben, 
welcher  Dauer  und  Befiriedigung  verspricht. 

Bemerkenswerth  bleibt  übrigens  immerhin,  dass  in  Hannover  aller  Yerfas- 
sungswirren  ungeachtet  der  öffontliche  Credit  ebenso  wenig  gelitten  hat,  als 
die  Finanzverwaltung  gestört  wurde.  Wir  werden  später  sehen,  wie  selbist  in. 
den  Bewegungsjahren  die  Course  der  hannoverschen  Staatspapiere  sich  vor 
aUen  andern  wieder  rasch  erholten  und  wie  Hannover  allein  jene  Periode  der 
'Finanzbedrängnisse  ohne  ZuhtÜfenahme  des  Credits  überstand. 

Ueber  die  Gestaltung  der  Schuldenverhältnisse  während  dieses  Zeitab- 
fichnitts  haben  wir  hervorzuheben,  dass  einerseits  die  Tilgungscassen  ihre  ge- 
setzmässigen  Operationen  behufs  Ermässigung  der  Schulden' fortsetzten,  dass 
aber  nicht  nur  zum  Zwecke  des  fortdauernden  Staatseisenbahnbaues,  sondern 
auch  zu  ausserordentlichen  Kriegsausgaben  neue  Anlehen  contrahirt  wurden. 
So  entstand  für  die  vormalige  Generalsteuercasse  eine  neu  fundirte  4procentige 
Schuld  Lit  R.  und  ausserdem  lieh  der  Domänial-Ablösungs-  und  Yeräusserungs- 
fonds  derselben  2  Hill.  Thlr.,  welche  eine  Yermehrung  der  nichtfundirten 
I^desschuld  in  sich  sdiliessen.  Hinsichtlich  der  alten  Schuld  hielt  indessen 
die  Tilgung  mit  dieser  Yermehrung  fast  gleichen  Schritt  und  es  zeigt  daher 
nur  die  Ehsenbahnschuld  eine  benennenswerthe  Steigerung.  Gleichzeitig  ge- 
statteten aber  die  Creditverhältnisse  die  Ermässigung  des  Zinsfusses  der  1^6 
und  1847  zu  4V8  und  bVo  aufgenommenen  Darlehen,  welche  schon  1850  ge- 
kündigt und  später  in  4proc.  Obligationen  convertirt  wurden. 

Am  1.  Janr.  1857  war  der  Schuldenbestand  folgender:  *) 

1)  Schuld  der  vormaligen  Generalsteuercasse     ....    15,335,872  Thlr. 
Darunter  waren  aber  Eisenbahnschulden,  welche  auf 

den  Credit  der  Generalsteuercasse  angeliehen  wurden         986,350     „ 
Yerbleibt  eigentliche  Schuld  der  G.-Str.-Casse  .    .    .    14,349,522  Thh-. 

2)  Schuld  der  vormaHgen  kgL  Generalcasse 1,844,742     ,, 

3)  n        «  r,  Wegbaucasse 12,847      „ 

4)  Eisenbahnschuld 28,379,102      „ 

Gesammtsumme 44,586,213  TUr. 


*)  Gesetz,  betr.  die  EinfÜhnrng  eines  neuen  Finanzcapitals  eto,  vom  24.  März  1857, 
Oe0.-8aminl.,  I.  Abth.  8.  29. 

^  Yergl.  Miqa61,  das  neue  luumoversche  Fhuuugesetz  vom  24.  HErs  1857. 
Leipzig,  1861. 

*)  Aotenetücke  der  XIY.  StändeversammL  1.  Diät,  L  TU.,  S.  605  ff. 

Moser,  CapltalMlage  in  Wtrthptpieren.  18 
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Aus  dem  Gebiete  der  Gesetzgebimg  dieser  Periode  haben  wir  nur  das  Ge- 
setz vom  24.  Jamr.  1851,  die  Ausdehnung  der  für  das  Landesschuldenwesen 
erlassenen  Gesetze  und  Yerordnungen  auf  das  gesammte  Staatsschuldenwesen 
betreffend,  zu  verzeichnen,  *) 

Die  Zustande,  welche  durch  die  neuesten  legislatorischen  Schritte  seit  1857 
geschaffen  worden  sind,  werden  in  den  folgenden  §§.  ihre  Darstellung  finden» 
Hier  schliessen  wir  daher,  indem  wir  die  Bewegung  der  Staatsschuld  während 
der  letzten  Jahre  durch  Zahlen  anschaulich  machen. 
Es  betrug  am  die  Schuld  der     die  Schuld  der  kgl.        die  Eisen- 

1.  Jamr.  Generalsteuercasse :       Generalcasse :  bahnschuld: 

1858«)  .    .    .    13,975,169  TWr.         1,844,742  Thlr.        30,380,545  Thb. 
1859»)   .     .     .    13,929,796     „  1,844,742     „  30,601,420     „ 

1860*)  .     .    .     13,962,919     „  1,844,742     „  30,530,865     „ 

Die  Schuld  ist  in  ihren  Einzehibestandtheilen  sich  fast  gleich  geblieben, 
obschon  die  Tilgungscassen  der  Landes-  und  Eisenbahnschuld  namhafte  Be- 
träge abbezahlt  hab^L  Der  Grund  liegt  dann,  dass  bei  der  Landesschuld 
durch  neue  Darlehen  behufs  der  Errichtung  steuerfreier  Niederlagen  zu  Har- 
burg, Emden  und  Leer,  und  bei  der  Eisenbahnschuld  durch  Convertirung  der 
ausgeloosten  Obligationen,  sowie  durch  neue  Anlehen  zum  Zwecke  des  fort- 
schreitenden Bahnbaues  eine  Schuldvermehrun^  eintrat. 

Die  Tilcungscassen  hatten  vom  Zeitpunkte  ihrer  Einsetzung  bis  zum  1.  Janr. 
1860  an  Obligationen  eingelöst:') 

a)  die  Tilgungscasse  für  die  ^teren  Landesschulden  .    .      9,105,774  Thlr. 

b)  die  EisenbahnschuldentilgungscasBe 5,059,996     „ 

Zusammen 14,165,770  Thhr* 


S.  74. 
Neuester  Bestand  der  hannoverschen  Staatsschuld. 

Am  1.  Janr.  1860  war  die  Gesammtschuld  Hannovers  nach  den  Yorlagen, 
welche  der  allgemeinen  Ständeversammlung  gemadit  worden  sind,^  aus  fol- 
genden einzelnen  Bestandtheilen  zusammengesetzt: 

A.  Schulden  der  vormaligen  Generalsteuercasse  (eigentliche  Lan- 
desschuld): 

1)  ^dirte  Schulden,  und  zwar 
a)  ältere  fundirte  Schulden: 

verzinslich  zu  57o 19,950  Thlr. 

.40/0 1,017,280     , 

«   3^37o 6,450,573      , 

.    3V 44,900      „ 

unverzinslich  und  illiquid   .     .    .  6,400      „ 
7,539,103  Thlr. 

*)  GeB.-8amml.  von  1851,  I.  Abth.  S.  12. 

>)  Actenstücke  der  XIY.  Ständeym.  1.  Diät,  I.  ThL,  S.  672  ff. 

5  »  n       „  «  2.      „      „      „       S.  502  ff: 

^  Daselbst  8.  634. 

*)  Daselbst  S.  642,  643. 

')  Schreiben  des  Gesammtministerii  vom  31.  Janr.  1860,  die  KachweiBung  über  das 
Landesschuldenwesen  pro  IS^^^o  betreffend,  mit  den  Landes-  nnd  Eisenbahnschnlden- 
uid  Zinsenetats  pro  18^°  ei.    Actenstücke  der  XTV.  Ständeven.  2.  Diät,  S.  634—684. 
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13,962,919  Thlr. 


b)  neu  ftindirte  Schuld  Lit.  R 
(zuEriegsrüstungen  aufgenommen)    1,148,010  Thlr. 

c)  Darlehen  des  Domanialablösungs- 
fonds  behufe  Errichtung  steuer- 
freier Niederlagen  an  Seeplätzen 
(neueste  Landesschuld)  ....       727,626     „ 

2)  nicht  fimdirte  Schulden,  und  zwar: 

kündbare  4proc 169,500     „ 

unkündbare  desgL 4,878,680     „ 

B.  Schulden  der  Tormaligen  kgl.  Generalcasse: 

verzinslich  zu  6  7» 89,675  Thlr. 

.   4Vo 1,550,067      , 

n   3V>7^ 30,000     „ 

.   3°/o 175,000      , 

1,844,742  TWr. 

C.  Schulden  der  vormaligen  Wegbaucasse: 

für  jetzt  unverzinslich  und  nicht  rückzahlbar     .    .    .  12,847      „ 

D.  Eisenbahnschulden: 

1)  ältere  Eisenbahnschuld  (nach  Ansatz  der  eingelösten 
Obligationen) : 

verbrieft  und  verzinslich  zu  57<>  •  610  Thlr. 

,  ^-/o  .  3,135,010     , 

,   3'/.«/«  .  2,494,480      „ 

,  3'A7«  .  ,   500,000     , 

»  .    ,.  .»  ^^   .;         ^2,700     „ 
unverbrieft  und  verzmsuch  zu  87270 
(von  der  vorm.  Steuercasse,  der  Lan- 
desschulden- und  der  Eisenbahnschul- 
den-Tilgungscasse  angeliehen)      .     .    1,999,125     „ 

8,141,925  Thhr. 

2)  neuere  Eisenbahnschulden  (seit  1850) 

verzinslich  zu  47o 22,388,940     „ 

80,580,865  Thh-. 
Gesammtschuld 46,351,878  Thhr. 

Seit  dem  1.  Janr.  1860  wird  sich  die  Staatsschuld  um  ein  Namhaftes  ver- 
mehrt haben,  und  zwar  zum  Theil  in  Folge  des  forta(chreitenden  EisenbiJin- 
baues,  theils  aber  auch  durch  die  ausserordentlichen  Kriegscredite,  welche  der 
Begierung  im  Sommer  1859  zum  Betrage  von  2,450,000  Thlr.  ständischerseits 
gewährt  wurden  und  welche  mittelst  neuer  Anlehen  zu  reaHsiren  waren.  *)  Mit 
Berücksichtigong  dieser  VermehruM  einer-  und  der  gegenüberstehenden  Ver- 
minderung durch  die  planmässige  Tilgung  andererseits  wird  der  (jfesanuntbe- 
trag  der  hannoverschen  Staatsschuld  im  gegenwärtigen  Augenblicke  (Ende  1860) 
zu  mindestens  48  MiU.  Thlr.  veranschlc^  werden  können. 

Uebrigens  ist  von  dieser  Summe  ein  sehr  bedeutender  TheO  nicht  von 
Dritten,  sondern  von  verschiedenen  Staats-Fonds  und  Anstalten  selbst  ange- 
liehen.  (Vergl.  unten  S.  298  Note  2.) 


>)  Yergl.  Actenstücka   der  XIY.  Ständevers.    2.  ordentliche  DiAt  S.  7  und   778 ; 
sodaim  2.  ausserordentl  Diät  8.  8  und  15. 
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§.  75. 
Staatsverfassung.    Verwaltung  der  Staatsschuld. 

Wir  haben  dem,  was  wir  über  die  Yerfassiuigskämpfe  und  Zustande  des 
Königreichs  Hannover  in  unsem  historischen  Rückblicken  (§.  73)  angedeutet 
haben,  hier  nur  die  jetzt  bestehenden  positiven  Bestimmungen,  namentlich  in 
Bezug  auf  das  Staatsschuldenwesen,  beizufügen.  Sie  sind  im  Wesentlichen 
folgende : 

Das  Königreich  bildet  einen  untheilbaren  Staat,  welcher  einen  Theil  des 
deutschen  Bundes  ausmacht.  In  der  engem  Bundesversammlung  nimmt  er  die 
5.  Stelle  und  Stimme  ein;  im  Plenum  führt  er  4  Stimmen.  Die  Regierungs- 
form ist  die  constitutioneU-monarchische.  Es  besteht  eine  allgemeine  Stande- 
versanunlung,  zusanmiengesetzt  aus  zwei  Kammern  mit  gleichen  Befognissen. 
In  den  Provinzen  sind  ausserdem  Provinziallandschaften  und  ritterschafüiche 
Oorporationen  thätig.  Die  allgemeine  Ständeversammlung  ist  berufen,  die  ihr 
durch  die  Verfassung  beigelegten  Rechte  zu  wahren.  Landesgesetze  werden 
vom  Könige  nur  unter  Zustimmung  derselben  erlassen,  au^ehohen,  abgeändert 
oder  authentisch  interpretirt.  Die  Ständeversammlung  hat  das  Recht  der  Ini- 
tiative und  Steuerverwilligung;  ihre  Yerhandlungen  sind  öffentlich. 

Ueber  das  Staatsschuldenwesen  lassen  wir  das  neueste,  schon  oben 
besprochene  „Finanzcapitel*  vom  24.  März  1857  *)  wörtlich  für  sich  sprechen. 
Es  verfügt  in 

§.  28.  „Anleihen  behufs  der  aus  der  Generalcasse  zu  bestreitenden  Ausgaben 
können  nur  nach  erfolgter  Bewilligung  des  Königs  und  der  allgemeinen 
Ständeversammlung  gemacht  werden.  Für  dieselben  haften  die  sämmt- 
lichen  Einkünfte  der  Generalcasse,  namentlich  auch  die  Aufkünfte  der 
Domänen  und  Regalien,  insoweit  sie  in  jene  Gasse  fliessen.*' 

„Sollte  jedoch  wegen  ausserordentlicher  Umstände  die  ordentliche 
Einnahme  der  Gasse  so  bedeutende  Ausfalle  erleiden,  dass  sie  die  be- 
willigten Ausgaben  nicht  zu  bestreiten  vermöchte,  oder  sollten  schleunige 
Kriegsrüstungen  nothwendig  werden,  der  im  §.  21  festgesetzte  Kri^;s- 
schatz  aber  in  der  erforderlichen  Grösse  nicht  vorhanden  sein,  ....  so 
hat  der  König,  wenn  die  Stände  nicht  versammelt  sind,  das  Recht,  auf 
den  Bericht  des  G^ammtministeriums  und  nach  Anhörung  des  Schatz- 
collegiums  zur  Deckung  der  bewilligten  oder  aus  dem  Kriegsschatze  zu 
bestreitenden,  oder  auf  den  Reservecredit  anzuweisenden  Ausgaben  An- 
leihen bis  zum  Gesammtbetrage  von  höchstens  1  Mill.  Thlr.  auf  den 
Gredit  der  Generalcasse  zu  machen.^ 

„Die  Verhandlungen  über  solche  ausserordentliche  Anleihen  sollen 
jedoch  der  allgemeinen  Ständeversammlung  bei  ihrer  nächsten  Zusam- 
menkunft vorgelegt  und  es  soll  derselben  nachgewiesen  werden,  dass 
die  gemachte  Anleihe  nothwendig  gewesen  und  zum  Besten  des  Staats 
verwendet  ist.* 
§.29.  „Ohne  Einwilligung  der  Ständeversammlung  darf  kein  Papiergeld  aus- 
gegeben werden." 
§.30.  „Die  abgenommenen  Rechnungen  der  Generalcasse  und  der  Schulden- 
tilgungscasse  sollen  der  allgemeinen  Ständeversammlung  zur  Prüfung 
vorgelegt  werden.* 


0  Ges.-  SammL  von  1857,  I.  Abth.  S.  29  ff. 
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„Aneh  wird  in  jeder  ordeniliclieii  Diät  der  allgemeiiieii  StandeTer> 
gammlgng  eine  Nachweisung  der  seit  der  letzten  Mittheflnng  mit  der 
Staats-  und  Eisenbahnschnld  eingetretenen  Yerändening  ihres  jeweiligen 
Belanfes  des  Zinsenbetrags  und  der  geschehenen  Yerwendung  dar  Til- 
gnngsmittel ,  wie  anch  des  Erfolges  etwa  gemachter  Anleihen  und  Yer- 
suren  yon  der  Regierung  Torgelegi^ 
§.  31.  yEs  besteht  ein  kgl.  Bchatzcolleffium,  welches  aus  dem  Präsidenten  oder 
G^neraldireotor  der  obem  Verwaltung  der  directen  Steuern  als  Vorsitzen- 
den ,  aus  zwei  yon  der  allgemeinen  Ständeversammlung  auf  Lebenszeit 
erwählten  Commissarien  und  den  zwei  Generalsecret&ren  der  beiden 
Eanmiem  zusanmienffesetzt  ist.^ 

„Für  Fälle  der  Sehinderung  des  Vorsitzenden  wird  Unser  Finanz- 
minister das  Geeignete  über  dessen  Vertretung  anordnem^ 

„Sowohl  die  beiden  ständischen  Commissarien,  als  auch  die  beiden 
Oeneralsecretäre  der  Kammern  bedürfen  der  Bestätigung  des  Königs/ 

„Die  ständischen  Commissarien  haben  als  solche  Sitz  und  Stimme  in 
der  Kammer,  von  welcher  sie  gewählt  sind.* 

„Das  Schatzcollegium  soll  &e  yorgedachten  Rechnungen  zu  prüfen, 
die  Verwaltung  des  Staatsschuldenwesens  zu  führen,  auch  mit 
Ausschluss  des  l^äsidenten  die  in  §.  181  des  Lande8Yerf.-(j^setzes  dem 
Schatzcollegium  beigelegten  Befugnisse  auszuüben  haben.* 

„Zu  jener  Prüfung  soll  ihm  über  die  sämmtlichen  im  zuletzt  yerflos- 
senen  Vierteljahre  stattgefundenen  Einnahmen  und  Ausgaben  der  kgl. 
Generalcasse  und,  so  weit  als  thunlich,  auch  der  Untercassen,  nach 
Maassgabe  des  G^etzes  yom  80.  Juni  1834  §.  10  mitgetheilt  werden.* 

„Das  Gesetz  yom  12.  Septbr.  1848,   das  Schatzcollegium  betreffend, 

ist  nach  den  yorstehenden  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  hierdurch 

modificiri* 

Aus  dem  letzteren  Gesetze,  welches  hienach  insoweit  noch  in  Kraft  yerbleibt, 

als  es  durch  den  eben  ,citirten  §.  31  nicht  abgeändert  ist,  ziehen  wir  zurVer- 

yollständigung  noch  Nachstehendes  aus: 

§.  3.  „Das  Schatzcollegium  steht  unter  Aufsicht  und  oberer  Leitung  Unseres 
Finanzministeriums  in  dem  Verhältnisse  einer  Oberbehorde.* 

§.  4.  „Ohne  den  Präsidenten  oder  dessen  Stellyertreter  kann  das  Schatzcolle- 
gium, mit  Ausnahme  des  in  §.  9  unter  Nr.  5  bezeichneten  Falles  (Aus- 
übung der  durch  §.  181  der  Verfassung  übertragenen  Befugnisse)  keinen 
Beschluss  fassen.* 

§.  5.  „Jede  Kammer  der  allgemeinen  Ständeyersammlung  hat  durch  absolute 
Mehrheit  Ein  Mitglied  des  Schatzcollegiums  auf  dessen  Lebenszeit  zu 
wählen.*  • 

„Die  Wahl  ist  nicht  auf  Mitglieder  der  Ständeyersammlung  beschränkt.* 

§.  6.  „Die  gewählten  Mitglieder  des  Schatzcollegiums  müssen  in  Hannoyer 
wohnen.  Sie  dürfen  weder  einen  andern  Dienst,  mit  Ausnahme  land- 
schaftlicher Stellen,  bekleiden,  noch  wegen  eines  früher  bekleideten 
Dienstes  eine  widerrufliche  Zahlung  aus  einer  kgl.  Casse  oder  aus  der 
Generalcasse  beziehen,  noch  auch  ein  Geschäft  betreiben,  durch  welches 
ihre  dienstliche  Stellung,  Unabhängigkeit  oder  Thätigkeit  leiden  kann.* 

§.  8.  «Die  Mitglieder  des  Schatzcollegiums  haben  in  dieser  Eigenschaft  einen 
Diensteid  auf  getreue  Erfüllung  ihrer  Dienstpflichten  zu  leisten.* 

§.  17.  „Die  Verbriefungen  der  Landesobligationen  sind  durch  den  Präsidenten 
des  Schatzcollegiums  und  zwei  Schatzräthen  zu  yollziehen  und  zwar  zu- 
,    nächst  yon  den  beiden  durch  die  Stände  gewählten.* 
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§.  18.  ^Das  BehatzcoUegimii  hat  iimerhalb.  der  Terfessimgsmässigeii  Grenzen, 
unter  Au&icht  und  Gendimigung  des  Finanzministeriums,  die  bei  den 
Landesschulden  eintretenden  Yersuren  Yorzunehmen." 
§.  19.  ,;Neue  Anlehen  contrahirt  das  Finanzministerium.  Die  darüber  auszu- 
stellenden Yerbriefongen  hat  das  Schatzcollegium  dann  auszufertigen, 
wenn  nachgewiesen  ist,  dass  in  den  ihm  Tollständig  nützutiieilenden 
Bedingungen  die  Terfassimgsmässigen  Zuständigkeiten  der  Regierung 
nicht  überschritten  sind.  Die  mitgetheilten  Bedingungen  sind  ids  voll- 
ständig anzunehmen,  wenn  das  Finanzministerium  die  YoUständigkeit, 
und  dass  sonstige  Bedingungen  nicht  vorhanden  sind,  bezeugt^ 
§.  20.  „Das  Schatzcollegium  hat  die  ihm  mitzutiieilenden  Bedingungen  auf  Yer- 
langen  des  Finanzministeriums  geheim  zu  halten.  Die  von  den  Ständen 
gewählte^  Schatzräthe  sind  jedoch  verpflichtet,  wenn  sie  durch  die  An- 
lehensbedingungen  das  Interesse  des  Landes  verletzt  glauben,  davon  der 
nächsten  Ständeversammlung  vertrauliche  Mittheilung  zu  machen.^ 
§.  21.  jfiie  Mitwirkung  des  SchatzcoUegiums  in  Bezug  auf  das  Staatsschulden- 
wesen tritt  femer  ein  bei  Tilgung  der  Staatss^ulden.^ 

„Das  Schatzcollegium  hat  die  Staatsschulden-Tilgungscassen  zu  ver- 
walten und  die  Mittel  derselben  den  gesetzlichen  Yorschriften  gemäss 
zu  verwenden.  Auch  die  Rückzahlung  derjenigen  Staatsschulden,  welche 
nicht  aus  den  Mitteln  der  Tilgungscassen  abgetragen  werden,  liegt  dem 
Schatzcollegium  ob.*^ 

„Die  dem  Yorstehenden  nach  zu  verwendenden  Tilgungsmittel  werden 
vom  Finanzministerium  dem  Schatzcollegium  überwiesen.^ 
§.  22.  „Ueber  das  gesammte  Staatsschuldenwesen  soll  das  Schatzcollegium  jähr- 
lich eine  vollständige  Uebersicht  dem  Finanzministerium  vorlegen.^ 
§.  23.  „Auch  die  Zahlung  der  Zinsen  auf  Staatsschulden,  nach  den  gesetzlichen 
oder  vertragsmässigen  Bestimmungen,  liegt  dem  Schatzcollegium  ob.  Die 
Zinsenzahlcassen  stehen  unter  seiner  Leitung  und  Aufeicht.  ^ 

„Die  zur  Yerzinsung  der  Staatsschulden  erforderlichen  AGttel  wird 

das  Finanzministerium  zeitig  dem  Schatzcollegium  zur  Yerfügung  stellen.^ 

§.  24.  „Die  Zinscoupons  imd  Talons  zu  Staatsschiüdverschreibungen  sind  vom 

Schatzcollegium  auszufertigen.^ 
§.  25.  „Die  Prüfung  der  Legitimation  der  Staatsgläubiger  gehört  zum  Geschäfts- 
kreis des  Schatzcollegiums.^ 
§.  26.  „Anweisungen  an  die  Schuldentilgungs-  und  Zinszahlcassen  zu  erlassen, 
ist  allein  das  Schatzcollegium  bemgt.^ 
Diese  Gesetzesparagraphen  geben  ein  vollständiges  Bild  von  dem  Organis- 
mus der  Staatsschuldenverwaltung  und  dem  Yerhältnisse  derselben  zur  Staats- 
regierung.    Man  entniynt   daraus,   dass   den  Ständen   die  Yerwaltung  der 
Staatsschulden  nicht,  wie  z.  B.  in  Württemberg,  ganz  anheimgegeben,  jedoch 
ein  genügender  Einfluss  auf  dieselbe  eingeräumt  ist 

§.  76. 

Tilgungsfonds.    Tilgungsmodus. 

Die  hannoversche  Staatsschuld  zeigt  sowohl  in  ihrer  Zusammensetzung  als 
auch  in  ihrer  Behandlung  durch  das  Gesetz  namhafte  Yerschiedenheiten  und 
Abweichungen,  so  zwar,  dass  die  Darstellung  ihrer  Yerhältnisse,  namentlich 
auch  hinsichtlich  ihrer  Tilgung,  sich  nicht  auf  allgemeine  Regeln  zurückführen 
lässt.    Wir  haben  schon  nüher  bemerkt,  dass  sowohl  die  vormalige  G^neral- 


Digitized  by  CjOOQIC 


HannoTer.  279 

Steuer-  als  die  kgL  General-  und  die  Eisenbahnhaupteasse  Capitalien  anliehen, 
welche  Seitens  des  Gläubigers  kündbar  waren.  Diess  geschah  bis  in  die  neuere 
Zeit  herein,  obgleich  die  alten  Staatsgläubiger  aus  der  Zeit  der  feindlichen 
Occupation  ihr  Eündigungsrecht  verloren.  Auch  war  schon  oben  die  Rede 
davon,  dass  die  Tilgungscassen  berechtigt  waren,  ihre  Mittel  zum  Rückkaufe 
von  Obligationen  unter  und  bis  zu  pari  zu  verwenden,  wenn  sich  Gläubiger 
hiezu  bereit  fanden.  Indessen  wurde  diese  Tilgungsart  durch  Gesetz  vom 
30.  Juni  1846  *)  bis  auf  Weiteres  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  und  es  geht 
überhaupt  das  Bestreben  der  Regierung  dahin,  die  Landesschulden  möglichst 
auf  solche  Posten  zurückzufuhren,  welche  Seitens  der  Gläubiger  nicht  künd- 
bar, sondern  nach  einem  vorbestimmten  Tilgungsplane  im  Wege  der  Aus- 
loosung  zu  tilgen  sind.  Nach  diesen  Grundsätzen  ist  namentlich  die  ganze 
neuere  Eisenb^mschuld,  jetzt  der  bedeutendste  Theil  der  Gesammtstaatsschuld, 
contrahirt 

Im  Einzelnen  haben  wir  über  die   zum  Schuldabtrag  ausgesetzten 
Mittel  Folgendes  zu  constatiren: 

1)  für  die  Schuld  der  vormaligen  Generalsteuercasse  leistet  die 
Generalstaatscasse  einen  jährlichen  Beitrag  von  150,000  Thlr.  Ausser- 
dem sind  zur  Tilgung  bestimmt:  die  Zinsen  aus  den  eingelösten  Obli- 
gationen, jedoch  nur  in  so  lange  und  in  so  weit,  als  durch  deren  An- 
wachs  die  jährlichen  GesammUilgungsmittel  nicht  über  330,000  Thlr. 
sich  belaufen.  Ist  diess  der  Fall,  so  wird  die  Zinsenzuwachssumme  auf 
120,000  Thb.  reducirt,  so  dass  der  Tilgungsfonds  im  Ganzen  270,000  Thlr. 
beträgt,  welcher  Summe  alsdann  die  Zinsen  unbeschränkt  bis  wiederum 
zum  Belaufe  von  330,000  Thlr.  zuwachsen.  Femer  fliessen  in  den  Til- 
gungsfonds: die  3  Jahre  lang  nicht  erhobenen  Zinsen  aus  den  Landes- 
obligationen. «) 

Diese  Tilgungsmittel  werden  übrigens  nur  zum  Abtrae  der  älteren, 
von  Privatgläubigem  hergeliehenen  Landesschulden  (ältere  randirte  Schuld) 
verwendet  Für  die  neu  fundirten  Schulden,  nämlich  für  die  zu  Kriegs- 
zwecken contrahirte  Schuld  Lit  R.  im  Betrage  von  1,359,1 10  Thlr.,  und 
für  die  noch  nicht  geschlossene  Anleihe  behufs  Errichtung  steuerfreier 
Niederlagen  an  einigen  Seeplätzen,  sind  eigene  Tilgungsfonds  ausgesetzt, 
wobei  die  Regel  in  Anwendung  kam,  dass  deren  Höhe  17o  der  ursprüng- 
lichen Schuld  mit  Zinsenzuwachs  aus  den  eingelösten  Obligationen  bis 
zum  Belaufe  dieses  Fonds  betragen  soU.^ 

2)  Für  die  Schulden  der  vormaligen  kgl.  Generalcasse  bestand 
bis  zur  neuesten  Zeit  kein  fixirter  Tilgungsfonds.  Weit  die  grösste 
Summe  derselben  (1,545,500  Thlr.)  steht  der  kgl.  Schatuücasse,  ein  wei- 
terer namhafter  Theil  (175,000  Thlr.)  dem  Domanialablösungsfonds,  der 
Ueine  Rest  von  134,242  Thlr.  aber  Privaten  zu,  welchen  gegenüber 
besondere  Yertragsverhältnisse  maassgebend  sind.  Bezüglich  des  Capi- 
tals  der  kgl.  Schatullcasse  ist  jedoch  im  Jahre  1859  ein  üebereinkom- 
men  zwischen  Regierung  und  Ständen  dahin  zu  Stande  gekommen,  dass 
dasselbe   statt  zu   3V>70  künftighin   zu   4Vo  verzinst,    alsdann   aber 


0  Ge8.-SainmL  von  1846,  L  Abth.  8.  115. 

^  VergL  Actenstüoke  des  Y.  Landtags,  4.  Diät  von  1836,  S.  174,  175,  636,  und 
Schreiben  des  kgL  Gesammtminist  vom  31.  Janr.  1860,  Actenstüoke  des  XTV.  Landtags, 
9.  ordentL  Diät,  S.  641;  auch  sftmmtliche  den  Ständen  vorgelegte  Uebersichten  der 
Einnahmen  der  Tilgonffscassen  der  Landesschulden. 

*)  YergL  Aotenstücke  der  XIY.  Ständeversamml. ,  1.  ausserordentl.  Diät,  S.  78 
und  222. 
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unkündbar  sein  und  mit  einem  Tilgungsfonds  von  mindestens  IV^  ohne 
Zuwachs  von  Zinsen  abgetragen  werden  solle.') 
3)  In  Absicht  auf  die  Eisenbahnschulden  ist  zwischen  der  sogenannten 
älteren  und  neueren  Schuld  zu  unterscheiden.  Für  die  ältere  Eisen- 
bahnschuld besteht  ein  Tilgungsfonds  yon  IV^V^  des  ursprünglichen 
Schuldbetrags  mit  ununterbrochenem  Zuwachs  der  Zinsen  aus  den  ein- 
gelösten Schuldtiteln.  Der  Tilgungsfonds  der  neueren  Eisenbahnschuld 
beträgt  1 V^  und  es  wachsen  die  Zinsen  nur  in  so  lange  zu,  als  sie  den 
Betrag  dieses  Tilgungsfonds  nicht  übersteigen.  *) 

Diese  hohen  Tilgungsbeträge  sind  indessen  Seitens  der  kgl.  Oeneral- 
casse  nicht  garantirt  und  können  daher,  wenn  die  Bahnerträgnisse  derart 
sinken  sollten,  dass  sie  den  Zinsen-  und  Tilgungsbedarf  nicht  mehr  er- 
reichten, ermässigt  werden.  Alsdann  tritt  das  Gesetz  yom  16.  Decbr» 
1849^  in  Wirksamkeit,  welches  diesfalls  in  §.  3  bestimmt: 

a)  .Die  Mittel  der  Eisenbahnen  dürfen,  so  lange  die  behufs  der  ersten. 
Herstellung  der  Eisenbahnen  angenommenen  Capitalien  nicht  zurück- 
gezahlt sind,  zu  keinen  den  Eisenbahnanlagen  fremden  Zwecken  ver- 
wendet werden.** 

b)  „Die  yersprochenen  Zinsen  und  der  planmässige  Beitrag  zur  Tilgung 
der  behufs  der  Eisenbahnanlagen«  der  ersten  Einrichtung  der  Verwal- 
tung, des  Betriebes  und  des  zu  diesem  erforderlichen  Materials  auf- 
genommenen Anleihen  zu  einem  halben  Procente  ihres  ursprüng- 
lichen Betrages  werden  von  der  Generalcasse  garantirt^ 

Was  den  Tilgungsmodus  anbelangt,  so  verordnet  das  Gesetz  „über  die 

Verwendung  der  Mittel  der  Landesschulden-  und  der  Eisenbahnschulden -Tfl- 

gungscasse**  vom  30.  Juni  1846^)  Nachstehendes: 

§.  1.  „Die  der  Landesschuldentilgungscasse  vom  1.  Julius  1846  an  zufliessen- 
den  Mittel  sollen  vorerst  und  bis  auf  Weiteres  zur  Zurückzahlung  von 
Landesschuldcapitalien  zu  dem  vollen  Nennwerthe  der  Obligationen,  aber 
nur  nach  der  durch  das  Loos  zu  bestimmenden  Reihenfolge 
verwendet  werden." 

§.  2.  „Dasselbe  findet  in  Hinsicht  auf  die  der  Eisenbahnschuldentilgungscasse 
vom  1.  Julius  1846  an  zufliessenden  Mittel  Statt,  so  weit  dieselben  zur 
Einlösung  der  Eisenbahnobligationen  Lit.  A.  1  und  2  bestimmt  sind." 
(Später  auch  auf  die  übrigen  Eisenbahnobligationen  ausgedehnt.) 

§.  3.  „Es  findet  daher  für  die  Dauer  der  Gülti^eit  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes eine  Einlösung  von  Lahdesschuld-  und  von  Eisenbahnschuldcapi- 
talien  auf  den  freiwilligen  Antrag  der  Gläubiger  nach  dem  Course  bis 
zum  vollen  Kennwerthe,  welche  nach  Maassgabe  der  seitherigen  GFesetz- 
gebung  zulässig  war,  aus  den  in  den  §§.  1  und  2  bezeichneten  Tilgui^s- 
mittehi  nicht  Statt." 

§•  4.  „Ebensowenig  dürfen  während  dieser  Zeit  die  erwähnten  Mittel  der 
LandesschuldentOgungs-  und  der  Eisenbahnschuldentilgungscasse  an  die 
Eisenbahnhaupteasse  ausgeliehen  werden." 

§.  5.  „Die  Verloosung  und  Kündigung  von  Landes-  und  Eisenbahnschuldcapi- 
talien  behufs  der  in  den  §§.  1  und  2  bestimmten  Rückzahlungen  finden 
jährlich  nur  einmal,  und  zwar  im  Monate  Junius,  Statt" 


1)  Actenstücke  der  XIV.  Ständevers.,  2.  ordentl.  Diät,  S.  145,  639  und  845. 
^  Vergl.  Schreiben  des  Gesammtminist  vom  10.  März  1858,  das  Budget  pro  18^/6» 
und  18*760  betr.,  Actenstücke  der  XIV.  Ständevon.,  1.  Diät  S.  984. 
')  Gee.-SammL  von  1849,  I.  Abth.  S.  203. 
0  Ge8.-SanunL  von  1846,  I.  Abth.  8.  115. 
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§.  6.  ^Dle  Eihidigtiiig  der  auf  jeden  Inhaber  (an  porienr)  lautenden  Obli^- 
tionen,  -welche  nicht  auf  den  Namen  eines  bestimmten  Gläubigers  em- 
geschrieben  sind,  erfolgt  Yermittelst  der  Hannoyerschen  Anzeigen,  und 
zwar  im  zweiten  Stücke  derselben,  in  dem  §.  5  bezeichneten  Monate.^ 


§.  77. 
Sicherheitsobjecte  der  hannoverschen  Staatsschuld  (Staats-Grundkräfte). 

Das  Yerfassungsgesetz  yom  24.  März  1857 '}  enthält  in  §.  28  den  bereits 
oben  angeführten  Satz:  ,yFür  die  mit  Bewilligung  des  Königs  und  der  allge- 
meinen Standeyersammlung  gemachten  Anleihen  behufs  der  aus  der  Genend- 
casse  zu  bestreitenden  Ausgaben  haften  die  sämmtlichen  Einkünfte  der 
Generalcasse,  namentlich  auch  die  Aufkünfto  der  Domänen  und 
Begalien,  insoweit  sie  in  jehe  Gasse  fliessen.*^  ' 

Da  die  Einkünfte  der  Generalcasse  aus  dem  Ertrage  des  Staatsvermögens, 
der  Staatsanstalten  und  Regalien  und  aus  den  yerfassungsmassig  bewilhgten 
Steuern  bestehen,  so  ist  durch  jene  Bestimmung  ausgesprochen,  dass  die  han- 
noyerschen Staatsschulden  einestheils  und  in  erster  Lmie  durch  die  Beyenüen 
des  Staatsyermögens  und  subsidiär  durch  die  Steuerkraft  des  Landes 
gesichert  seien. 

L  Staats y ermögen,  lieber  das  Yerhältniss  der  sogenannten  kgl.  Domä- 
nen zum  Staate  spricht  sich  dasselbe  Yerfassungsgesetz  folgendermaassen  aus: 
§.  1.  „Die  kgl.  Domänen  —  diese  mögen  aus  ganzen  Gütern,  einzelnen  Grund- 
stücken, Forsten,  Zinsen  und  Gefallen,  Rechten  und  Gerechtigkeiten, 
Salinen,  Sehlössem  und  andern  Gebäuden  und  deren  Inyentarien,  oder 
aus  Capitalien  (zu  denen  auch  das  in  den  englischen  Sproc.  Stoks  be- 
legte, aus  Einnahmen  der  königl.  Kammer  erwachsene  Capital  yon 
600,000  Pfd.  Sterl.  gehört)  bestehen  —  so  wie  die  Regalien  bilden  ein 
seinem  Gesammtbestande  nach  stets  zu  erhaltendes  Fideicomiss,  wel- 
ches zugleich  und  unzertrennlich  mit  der  Nachfolge  in  der  Regierung 
dem  Könige  anfällt  und  aus  dessen  Aufkünffcen  die  Bedürfiiisse  des  Kö- 
nigs, des  kgL  Hauses  und  der  Landesyerwaltung  zunächst  bestritten 
werden." 
§•  5.  „Ueber  die  Yereinigung  der  Einkünfte  der  Domänen  und  Regalien  mit 
den  Einkünften  der  firmieren  Landescasse  werden  hiemit  folgende  yer- 
tragsmässige  Bestimmungen  zwischen  ^Uns  und  der  allgemeinen  Stände- 
yersammlung  getroffen: 

1)  „Wir  yerpflichten  Uns,  für  Uns  und  unsere  Nachfolger  in  der 
Regierung,  die  gesammten  Aufkünfte  der  Domänen  und  Regalien,  nach 
Abzug  der  Bedarfsumme  des  Königs  und  das  kgl.  EEaus  in  die  kgl.  Ge- 
neralcasse abliefern  und  sie  dort,  yereinigt  mit  den  Steuererträgen,  yer- 
walten  und  für  die  Bedürfioisse  des  Staates  yerwenden  zu  lassen." 

2)  „Zur  Deckung  der  Bedürfiiisse  des  Königs,  der  Könign,  so  wie 
der  minderjährigen  Prinzen  und  Prinzessinnen,  Söhne  und  Töchter  des 
Königs,  haben  Wir  .  .  .  ausser  den  Zinsen  des  im  §.  1  gedachten  Ga- 

Sitals  von  600,000  L.  St,  welche  dem  Könige  nach  wie  yor  yerbleiben, 
ie  Summe  yon  600,000  Thlr.  Landesmünze  festgestellt    Diese  Bestim- 
mung wird  hiedurch  Theil  der  im  Eingange  dieses  §.  erwähnten  Ueber^ 


0  Ge8.-Samml.  Yon  1857,  I.  Abth.  S.  29. 
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emkunft.    Bei  sich  Tergrössemdem  Bedarfe  ist  jene  Summe  im  Einyer- 
nehmen  mit  der  aUgemeinen  Standeversammlung  zu  erhöhen.^ 

^Ueber  die  Eimiahme  der  nicht  regierenden  lutglieder  des  kgL  Hauses 
bestinmit  §.  10.^ 

3)  ^Der  allgemeinen  Standeversammlung  steht  WQder  Einwirkung  noch 
Controle  hinsichtlich  der  Verwaltung  und  Verwendung  der  unter  Nr.  2 
gedachten  Einnahmen  des  Königs  oder  der  Mitglieder  des  kgl.  Hauses 
zu.  Die  Bedarfsummen  werden  nicht  in  das  Ausgabebudget  der  kgl. 
C^eralcasse  angenommen;  jedoch  sollen  sie  aus  den  Budgetvorlagen 
ersichtlich  sein.* 

4)  „Der  König  hat  das  Recht,  ein  oder  das  andere  Domanialgut 
gegen  Abrechnung  des  Pachtwerths  auf  die  feetgestdlte  Bedarfsumme 
zu  übernehmen,  ist  auch  berechtigt,  zur  Deckung  der  unter  Nr.  2  er- 
wähnten Summe  von  600,000  Thlr.  oder  eines  Theiles  derselben  einen 
Complex  von  Domanialgiltem  (mit  Ausschluss  der  Forsten,  soweit  sie 
nicht  als  Gehege  fär  Hochwild  dienen  oder  nach  ihrer  örüichen  Lage 
als  Pertinenzien  dieser  Güter  anzusehen  sind),  welcher  nach  Abzug  aller 
darauf  haftenden  Abgaben  und  Lasten  einen  jener  Bedarfsumme,  resp. 
eines  bestimmten  Theils  derselben,  gleichen  Beinertrag  liefert,  ausscheiden 
und  getrennt  Ton  dem  übrigen  Domanio  für  die  Kroncasse  verwalten 
zu  lassen.*  •  ,  .  • 

5)  ,,Die  kgl.  Generalcasse  übernimmt,  mit  Ausnahme  der  Bedarfsumme 
für  den  König  und  das  kgl.  Hans,  die  Ausgabegegenstande  als  bleibende 
Last,  welche  der  kgL  Gasse  während  der  Gassentrennung  oblagen,  na- 
mentlich die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden  des  Domaniums,  die 
Deckung  der  für  den  öffentlichen  Dienst  nothwendigen  Ausgaben,  und 
überhaupt  die  Kosten  der  Landesverwaltung.* 

Ausserdem  gehört  hieher  die  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  16.  Dec.  1849^), 
§.  3,  Ziffer  2,  welche  lautet: 

^Fflat  die  (zu  Eisenbahnanlagen)  angeliehenen  Gapitalien  und  die  darauf 
lallig  werdenden  Zinsen  werden  das  Eigenthum  der  betreffenden  Eisen- 
bahnanlage  nebst   Zubehör,   sowie   deren   sämmtUche  Aufkünfte   ver- 
pfändet;* 
und  die  im  vorigen  Paragraphen  angeführte  Bestimmung  desselben  Gesetzes, 
wonach  neben   dieser  Specialhypoti^ek  fOr  die  Eisenbahnschulden   die  kgL 
Generalcasse  die  Zinsen  und  Vs  Tilgungsprocent  garantirt 

Der  Unterschied  zwischen  diesen  Gesetzesbestimmungen,  sofeme  sie  einer- 
seits die  sogen,  „kgl.  Domänen  und  Regalien*,  andererseits  die  Eisenbahnen 
betreffen,  fSUlt  sofort  in  die  Augen.  Bei  den  erstem  ist  nicht  das  Eigenthum, 
nicht  die  Substanz,  Sicherheitsobject  fOr  die  Staatsschuld,  sondern  lediglich 
die  Revenue.  Das  Eigenthum  ist  dem  Staate  nicht  einmal  zugesprochen; 
doch  hat  er  ein  ,)Vertr^mässiges*  Recht  für  alle  Zukunft  auf  den  Bezug 
der  Einkünfte,  soweit  sie  nicht  durch  die  Bedürfhisse  des  Hofes  absorbnrt 
werden.  Die  Eisenbahnen  dagegen  haften  mit  Nutzen  und  Eigenthum  für 
die  Eisenbahnschuld. 

Die  Grösse  des  hannoverschen  Domaniums  betreffend,  haben  wir  schon 
in  den  historischen  Rückblicken  (§.  78)  angedeutet,  dass  der  Complex  dessel- 
ben ein  sehr  bedeutender  sei.  Im  Jahre  1858  ist  jedoch  in  Folge  der  vor- 
aufgeführten Vereinbarung  Seitens  der  Krone  die  Ausscheidung  eines  Guts- 
complexes  mit  einem  Reinertrage  von  498,174  Thlr.  und  einem  Mächengehalte 


^)  a66.-Samml.  von  1849,  L  Abth.  S.  203—204. 
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Ton  297,283  Morgen  als  Sorrofat  fOr  den  grossten  Theü  der  CivilÜBte  ver- 
langt und  Yollzogen  werden.  ^)  Dieser  Complex  umfasst  die  oultivirten  Grund- 
stücke des  Domanioms  fast  ganz  (192  Hauptpachtungen,  Pachtböfe  und  Plätze, 
14  Wassermühlen,  1  Windmühle,  3  Torfmoore  und  54,752  Morgen  Forsten) 
und  es  sind  in  der  Nutzniessung  des  Staats  nur  Beste  des  landwirthschaft- 
lichen  Grundeigenthums,  sodann  die  Hauptmasse  der  Forsten  und  die  Berg- 
und  Hüttenwerke  verblieben. 

Den  Ertragswerth  dieser  Objecto,  sowie  der  Eisenbahnen,  Posten,  Tele- 
graphen etc.  ermitteln  wir  auf  Grund  der  neuesten  Etatsvoranschlage  für  das 
Jahr  18'^/ei.*)  Hienach  betragt  der 

Rohertrag :   die  Betriebsaasgabe :  der  Beinertrag : 

1)  von  den  Domänen  und  Ge- 
fällen           853,500  Thlr.     199,654  Thlr.     653,846  Thhr. 

2)  von  den  Forsten     .    .    .       835,300     „         460,789     „         374,511     „ 

3)  vom  oberharzischen  Berg- 
werks-und  Forsthaushalte    2,267,850     „      2,051,753     „         216,097     „ 

4)  vom  unterharzischen  Com- 
munion-  Bwgwerks-  und 

Hüttenhaushalte      .    .    .       256,245     „         206,033     „  50,212     „ 

5)  vondenKohlenbergwerken       347,854     „         219,362     „         128,492     „ 

6)  „     -   Salinen   ....         47,432     „  36,749     „  10,683     „ 

7)  vom  Kalkbruche  bei  Lüne- 
burg               40,192    „  20,942     „  19,250    „ 

8)  von  den  Posten      .    .    .    1,027,500    „         789,376     „         238,124    „ 

9)  9       „    Eisenbahnen  und 

Telegraphen 4,950,000    „      3,188,000     „      1,762,000    „ 

10)  Zinsen  von  Activcapitalien       438,146    „  —  „        438,146     „ 

Summe 11,064,019  TWr.  7,172,658  TWr.  3,891,361  Thlr. 

Hieven  noch  ab:  die  durch  die  ausgeschiedenen  Domänen  nicht 

gedeckte  Bedarfisumme  des  Königs  und  kgL  Hauses  mit     •    .       89,774     „ 

Verbleibt  Eeinertrag 3,811,587  Thhr. 

Diese  Summe  mit  47o  zu  Capital  erhoben,  gibt  einen  Gesammtertragswerth 
des  dem  Staat  zur  Nutzniessung  überlassenen  Vermögens  von  95,289,675  Thlr. 
ohne  Einrechnung  der  Oassenbestände,  Materialien  und  Vorräthe,  sowie  ein- 
zelner Separatfonds. 

ffienach  ist  die  gegenwärtig  bestehende  Staatsschuld  durch  das  unnuttel- 
bare  Staatsvermögen  mehr  als  doppelt  gedeckt,  und  es  haben  die  Staatsgläu- 
biger EEannovers  vorerst  kaum  nöthig,  auf  weitere  Sicherheitsobjecte  zu  recurriren. 

n.  Steuerkraft.  Zur  Beurtheilung  derselben  mögen  nachstehende  Daten 
einige  Anlialtspunkte  geben:  Der  Flächengehalt  des  Landes  beträgt  698V>  Qna- 
dratmeilen  (genau  698,655),  gleich  14,672,663  hannoverschen  Morgen.  Davon 
sind  8,611,763  Morgen  cultivirt.  *)  Grosse  Strecken  Haide-  und  Moorland  sind 
bis  jetet  der  Cultur  fremd  geblieben;  dagegen  umfasst  Hannover  auch  sehr 
fruchtbare  Länderstriche«  Seine  Bevölkerung  beträgt  rund  1,850,000  Seelen,  *) 


1)  Yetfß.  AotenstOcke  der  XIV.  StäodeVers.,  1.  ordentl.  Diät  S.  801,  804,  805  ff. 

*)  Aotenstüoke  der  XTV.  Stftadevers.,  2.  ordentl  Diät  S.  150,  154,  156,  158,  160, 
162,  884^898,  900—920.  "Wir  haben  in  der  Einnahme  die  EtatsTorlaffe  der  Regie- 
rung, in  der  Ausgabe  aber  die  Beschlüsse  der  Stände  ssu  Grunde  g^ogt,  weil  das 
Einnahmebudget  bei  der  ständlsohen  Berathung  keine  Aenderungen  erlitten  hat 

*)  Habner,  Jahrbuch  für  Volkswirthschaft  und  Statistik,  1.  Jahrg.  S.  196,   200. 

^  Zfthlungsreeultate:  1815:  1,305,851;  1833:  1,662,629;  1848:1,758,847;  1855: 
1,819,777;  1858:  1,843,976  Seelen. 


Digitized  by  CjOOQIC 


284  StaatBpapiere. 

-was  auf  die  QuadratmeDe  rund  2,B40  Menschen  ausmacht  Hannover  ist  daher 
eines  der  dünnbevölkertsten  Länder,  was  seinen  Grund  in  der  Bodenbeschaffen* 
heit  hat  Die  vorzüglichsten  Erwerbs-  und  Nahrungsquellen  der  Bewohner 
sind  Landwirthschaft  und  Bergbau,  auch  Handel  und  Scniffiahrt.  Die  Land- 
wirth Schaft  wird  durch  verschiedene  zweckmässige  Anstalten  gefördert 
Hieher  gehören  die  landwirthschaftlichen  Vereine,  welche  die  kgl.  Landwirth- 
schaftliche  Gesellschaft  zu  Celle,  7  landwirthschaftliche  Provinzial-  und  55  Local-, 
Zweig-  und  Ereisvereine  sind;  die  Landescreditanstalt  mit  4  Provinzial-Creditinsti- 
tuten  für  Grundbesitzer  zu  Celle,  Hannover,  Stade  und  Aurich;  femer  eine 
Beihe  landwirthschafüicher  Yersicherungsanstalten  und  mehrere  Ackerbau- 
Bchulen.  Es  besteht  denn  auch  ein  tüchtiger,  relativ  gebildeter  Bauernstand. 
Die  Production  an  Getraide  übersteigt  die  Consumtion  und  wird  zu  30  Hill. 
Himten  geschätzt.  Neben  dem  besteht  eine  sehr  bedeutende  Viehzucht, 
welche  namhafte  Ausfuhr  ermöglicht  Nicht  minder  wichtig  ist  ilir  einzelne 
Landestheile,  namentlich  auf  dem  Harzgebirge,  der  Bergbau.  Die  umfang- 
reichsten Berg-  und  Hüttenwerke  sind  indessen  in  den  Händen  des  Staats. 
Die  Bergbauproduction  wird  angegeben,  wie  folgt:  *)  Gold  9—11  Mark;  Silber 
45,000—50,000  Mark;  Eisen  105,000  Zentner;  Blei  und  Glätte  100,000  Ztr.; 
Kupfer  4000  Ztr.;  Stein-  und  Braunkohlen  1,750,000  Ztr.;  Salz  525,000  Ztr. 
Die  gewerbliche  Industrie  ist,  mit  Ausnahme  der  Flachsspinnerei,  Lein- 
wandweberei, Papierfabrication ,  Tabaksfabrication ,  Holzwaaren-  und  Metall- 
industrie, nicnt  von  Bedeutung.  Dagegen  nehmen  Schiff  fahrt  und  Handel 
eine  hervorragende  Stelle  ein,  begünstigt  durch  die  Lage  des  Landes  an  der 
offenen  See  und  durch  die  vielen  schiffbaren  Flüsse  und  Canäle  desselben. 
Hannover  participirt  am  deutschen  Grosshandel  und  ninmit  unter  den  deut- 
schen NordBeestaaten  hinsichtlich  der  Quantität  seiner  Rhederei  den  ersten 
Platz  ein.  1854  betrug  die  Zahl  der  Seeschiffe  677  mit  32,101  Lasten 
(ä  4000  Pfd.),  der  Küstenfahrer  1865  mit  16,303  Lasten  Tragfähigkeit;  1855: 
720  Seeschiffe  mit  34,768  Lasten  und  3,500  Matrosen.  Mit  Dampfschiffen  be- 
fahrbar sind  die  Elbe,  Weser  und  E^.  Eisenbahnen  hatte  Hannover 
schon  im  Jahre  1856  über  80  Meilen;  Telegraphen  60  Stationen  mit 
113  Meilen  Drahtlänge.  Femer  bestehen  zur  Unterstützung  des  Handels :  die 
hannoversche  Bank  för  Handel  und  Gewerbe  (6  Mill.  Thlr.  Capital);  die  Pri- 
vatbank in  Emden  und  die  norddeutsche  BanJccompagnie  in  Hannover.  An 
Bildungsanstalten  für  Erwerb  und  Verkehr  führen  wir  an:  die  vorzügliche 
poly^hnische  Schule  zu  Hannover,  27  Gewerbeschulen,  1  Handwerkersdiule, 
1  Baugewerksschule  und  3  Navigationssdiulen.  Man  sieht  hieraus,  dass  für 
Bildung  und  Unterricht  gesorgt  und  erkannt  wird,  dass  damit  der  wirksamste 
Hebel  zur  Stärkung  der  Steuerkraft  angesetzt  ist. 

In  wie  weit  die  Steuerkraft  des  hannoverschen  Volkes  angestrengt  ist, 
werd^i  wir  aus  dem  Folgenden  ersehen.  Von  Ueberbürdung  hat  nie  viel 
verlautet,  obgleich  die  Parteien  wegen  des  wiederholt  eingetretenen  Verfas- 
sungsstreites mit  Erbitterung  kämpfen  und  daher  eine  Zurückhaltung  in  dieser 
Bichtung  sicher  nicht  beoba^shtet  hätten,  wenn  Grund  zur  Beschwerde  vorge- 
legen wäre. 


>)  Vergl  Brachelli  a.  a.  0.  U.  Bd.  8.  300. 
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8.  78. 

Finanzlage. 

Wir  haben  schon  früher  zu  der  Bemerkung  Yeranlassung  gehabt,  daag 
die  hannoverische  Finanzlage  unerachtet  der  wiederholten  Störungen  im  Yer- 
fassungsleben  sich  nicht  verschlimmert  habe.  Legt  man  als  Ftüfstein  die 
Periode  von  1847  bis  1851  zu  Grunde,  in  welcher  andere  Staaten  fast  ohne 
Ausnahme  ihre  laufenden  Bedürfiiisse  nur  mit  Zuhülfenahme  des  Gredits  zu 
bestreiten  vermochten,  so  erscheint  die  Lage  der  hannöver'schen  Finanzen 
sogar  als  die  glänzendste  aller  deutschen  Länder.  Ein  vernünftiges  Finanz- 
Zollsystem  und  ein  bedeutender  Staatsbesitz  waren  die  Hauptfoctoren  dieser 
-günstigen  Ergebnisse.  Doch  lassen  wir  Zahlen  sprechen,  welche  wir  zum  Theil 
dem  Lehzen^schen  Werke,  zum  Theil  aber  den  ständischen  Actenstücken  entndmieB. 
Die  Ergebnisse  der  Abrechnungen,  also  die  wirklichen  reellen  Einnahmen 
und  Ausgaben  der  Landescasse,  waren: 

Ausgabe: 

Thk. 
5,719,056 
5,770,490 
5,746,635 
5,616,334 
5,661,850 
5,744,913 
5,738,957 
5,677,079 
5,816,818 
6,035,052 
6,178,283 
6,520,408 
6,577,017 
6,323,363 
6,258,243 
7,695,046 

Yen  da  an  ist  in  Folge  der  Cassenvereinigung  eine  veränderte  Yerreeh- 
nungsweise  eingetreten  ^  welche  schon  18^/6i  bemerkbar  ist  und  die  Budget- 
ziffem  wesentlich  gesteigert  hat  Neben  dieser  Steigerung  ist  jedoch  in  äm- 
nover  wie  überall  das  Ausgabenbudget,  das  von  1834  bis  1849  eine  bemer- 
kenswerthe  Stetigkeit  zeigt,  durch  wirkliche  Bedarfsvermehrung  sehr  bedeutend 
angewachsen.  Das  Gleichgewicht  konnte  aber  dennoch  fortwährend  erhalten 
wcnrden,  weil  auch  die  ordentlichen  Staats-Einnahmen  eine  successive  Zunahme 
erführen. 

Am  1.  Juli  1855  war  daher  immer  noch  ein  üeberschuss  von  1,719,988  Thlr* 
Yorhanden.  ^)    Die  folgenden  Jahre  schlössen  sodann  ab,  wie  folgt : 

Einnahme:         Ausgabe:         Üeberschuss:        Deficit: 
18"/"  •)    .    .      9,839,266        9,155,209  684,057  — 

18**/6f»)    .    .     10,488,538      10,237,632  250,906  — 

18'^Vw*)    .    .     10,536,085      10,412,180  123,905  — 


Vom  1.  JoH: 

Ehmalune: 

Thlr. 

IS'V»    .    . 

.    5,668,069 

IS»/»    . 

.    6,208,686 

18««/.r     . 

.    .    6,346,729 

18'V«>    . 

.    6,562,144 

18"/~    . 

,    .    6,646,138 

18»»/40      ,      , 

.    6,509,858 

18"/«    . 

.    .    6,654,494 

18"/«    . 

.    6,944,031 

18«/«    . 

.    .    6,541,645 

18«/u    . 

.    6,586,760 

18««/«    .    . 

.    6,472,126 

18«/«    .    . 

.    6,636,320 

18«/«    . 

.    .    6,326,824 

18"/«    .    , 

.    6,394,953 

18"/«    .    . 

.    6,274,809 

18«/.i    .    . 

.    8,058,477 

üebenohoM: 

Deficit: 

Thlr. 

Thlr. 

— 

50,987 

438,146 

— 

600,094 

— 

945,810 

— 

984,288 

— 

764,945 

— 

915,537 

— 

1,266,952 

— 

724,827 

— 

551,708 

— 

293,843 

— 

115,912 

— 

.^ 

250,193 

71,590 



16,566 



363,431 

— 

0  Aotenstüoke  der  Xm.  Stftndevers.,  1.  Diät  S.  696. 


XIV. 

*)  Daselbst  S.  1225  ff. 
«)  Daselbst,  2.  Diät  8.  278  ff. 


1.  ordentL  Diät  8.  394  ff 
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Die  üeberschüsse  würden  aber  noch  viel  grösser  gewesen  sein,  wenn  nicht 
die  Erträgnisse  der  älteren  Eisenbahnen,  in  so  weit  sie  die  Bedürfoisse  der 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Bauschuld  überstiegen,  an  den  Capitalienfonds 
abgeführt,  d.  h.  erspart  und  unter  die  Ausgaben  gestellt  worden  waren.  Diese 
Ertragsüberschüsse  der  alteren  Eisenbahnen  sind,  obgleich  neben  der  Verzin- 
sung V/i^o  zur  Tilgung  der  Bahnschuld  vorwendet  werden,  sehr  bedeutend 
und  betrugen 

18"/66 64,165  Thlr. ») 

IS^/ii 596,896      „    ») 

18'^Vm 573,416      ,     ^ 

zusammen  in  8  Jahren 1,234,477  Thlr. 

welche  Summe  den  Ueberschüssen  der  C^esammtrechnung  iu  Wahrhdt  zu- 
wächst. Nach  neuerer  Bestimmung  fliessen  jene  Ertragsüberschüsse  der  älte- 
ren Eisenbahnen  in  den  abgesonderten  Eisenbahnfonds  und  werden  zum  Bau 
der  neuem  Bahnen  verwendet 

Man  sieht,  dass  die  Finanzwirthschaft  in  Hannover  auf  soliden  Principien 
beruht  und  dass  die  Finanzlage  eine  sehr  günstige  ist 

Zur  Vergleichung  im  Einzelnen  lassen  wir  die  neuesten  Staatshaushalts- 
Etata  für  18^7«^  und  18*Ve<  folgen,  wie  sie  aus  der  ständischen  Berathung 
hervorge^mgeöi  sind.  Zur  Erklärung  des  grossen  Unterschieds  zwischen  den 
Schlusszinem  des  Budgets  und  den  oben  gegebenen  Abrechnungen  diene  die 
Bemerkung,  dass  die  letzteren  die  Rein-l^nnahmen  undAusgal^n  darstellen^ 
während  das  Budget  die  Betriebs-,  Verwaltungs-  und  Gewinnungskosten,  also 
Boh-Einnahmen  und  Ausgaben  entiiält    Es  sind  veranschlagt: 

die  Einnahmen:  für  18*V«i:  für  IS^Vet: 

1)  von  Domänen  und  Forsten 2,006,125  Thhr.    1,990,625  Thhr- 

2)  von  den  Steuern  und  Zollen: 

a)  von  den  directen  und  der  Stempelsteuer    3,190,000    „        3,213,000    „ 

b)  „      „    Zollen  und  indirecten  Steuern    4,235,000     „        4,235,000     „ 
3}  vom    oberharzischen    Bergwerks-    und 

Forsthaushaite 2,267,850  „  2,282,099  „ 

4)  vom  Communion-unterharzischen  Berg- 
werkshaushalte      256,245  „  262,910  „ 

5)  von  den  Kohlenbergwerken      ....  347,854  „  354,226  „ 

6)  ,       „    Salinen 47,432    „  47,432    „ 

T)  vom  Kalkbruche  bei  Lüneburg     .    .    .         40,192    „  40,192     „ 

8)  von  den  Wasserzöllen 392,800    „  392,800    „ 

9)  „       „    Posten 1,027,500    „        1,029,500    „ 

10)  „       „    Eisenbahnen  und  Telegraphen    4,950,000    „        4,950,000    „ 

11)  Chaussee-  und  Brückengelder  ....  190,000  „           190,000  „ 

12)  üeberschüsse  von  den  Lotterien    .    .    .  68,000  „            68,000  „ 

13)  Sportehi  der  Oberbehörden 63,000  „             63,000  „ 

14)  Zinsen  von  Activcapitaüen 438,147  „           437,319  „ 

15)  Unmittelbare  Einnahme  der  Generalcasse  22,000  „             22,000  „ 

16)  Zahlungen  von  andern  Cassen       .    .    .  48,953  „ 48,953  „ 

Summe 19,591,098  Thh».  19,627,056  Thhr. 


0  Actenstüoke  der  XIY.  Ständevers.,  1.  Diät  S.  443. 

^  Daselbst  8.  1275. 

')  Daselbst,  2.  Diät  8.  329. 
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die  Ausgaben:  für  18*^/ei:  für  18*V"- 

1)  Kgl.  Gesammtmimsteriuin 225,497  TMr.  225,497  Thlr. 

2)  Stände  (incl.  der  Provinziaktände)    .    .         65,130    „  65,130     „ 

3)  Ministerium  des  Auswärtigen    ....  121,700    „  121,700    ,, 

4)  „  „  Krieges 2,626,500  „  2,626,500  „ 

5)  „  der  Justiz 1,047,320  „  1,047,320  „ 

6)  „  des  Cultus  und  Unterrichts  254,736  „  255,186  „ 

7)  „  „  Innern  (mit  Eisenbahnen)  5,268,852  „  5,252,661  „ 

8)  „  „  Handels 45,926  „  32,926  „ 

9)  „  der  Finanzen 5,750,780  „  5,757,694  „ 

10)  Passiv-Etat 2,723,745     „        2,693,745     „ 

11)  Pensions-Etat 507,975     „  507,969    „ 

12)  Künftig  wegfallende  Ausgaben      .    .    .       253,574    „  253,574    „ 

13)  Ausserordentliche  Ausgaben  (worunter  die 
zumCapitalienfonds  abzuführenden  lieber- 
Schüsse  der  Siteren  Eisenbahnen  mit  je 

774,075  TMr.) 924,075     „  924,075     „ 

Summe* 19,815,810  Thlr.  19,763,977  TWr. 

Verglichen  mit  der  Einnahme  i      .    .    .    .  19,591,098     „      19,627,056     „ 

verbHebe  Deficit 224,712  Thlr.       136,921^Mr. 

Setzt  man  jedoch  von  der  Ausgabe  die  dem 
Capitalfonds  gutgeschriebenen  Ueberschüsse 

der  Eisenbahnen  ab  mit  je 774,075    „  774,075    „ 

so  Terwandelt  sich  das  Deficit  in  einen  Ueber-  ~ 

schuss  von 549,363  Thlr.       637,154  Thhr. 

Uebrigens  hat  die  Finapzverwaltung  von  jeher  den  Grundsatz  befolgt,  bei 
der Etaisaufstellung  die  Einnahmen  unter  dem  wirklichen  Ergebnisse  zu  ver- 
anschlagen und  es  wird  sich  daher  in  den  beiden  Jahren  18^7<bi  und  ^V^s  das 
berechnete  Deficit  ebenso  in  einen  Ueberschuss  verkehren,  wie  diess  in  den  vor- 
beigegangenen Jahren  regelmässig  der  Fall  war. 

Im  Cfimzen  wird  ein  Staat,  welcher  zu  einem  Ausgaben-Budget  von  nahezu 
20  Millionen  nur  circa  8  MiU.  Steuerbeiträge  von  seinen  Angehörigen  zu  erhe- 
ben'braucht,  sonach  607o  der  Qesanuntausgabe  durch  Revenuen  deckt,  die 
Steuerpflichtigen  nicht  zu  bedrücken  haben,  so  hoch  auch  im  Yerhältniss  zur 
Einwohnerzaid  das  Budget  erscheint  Dabei  kommt  noch  zu  beachten,  dass 
jene  Steuerbeiträge  zu  einem  grossen  Theil  nicht  den  hannoverschen  Steuer- 
pflichtigen zur  Last  fallen,  sondern  vom  Binnenhandel  herfliessen. 

Die  Endsummen  des  Budgets  würden  übrigens  noch  um  600,000  Thlr.  höher 
sein  als  sie  sich  oben  darstellen,  wenn  die  Civilliste  des  Königs  nicht  zum 
Voraus  *von  den  Einnahmen  abgerechnet  wäre. 

§.  79. 

Gesetzliche  Bestimmungen  Aber  Yerjährnng,  Amortisation,  Vindication  und 
Aussercourssetzung  hannoverscher  Staatspapiere. 

L  Verjährung  betreffend.  Das  Gesetz  vom  22.  Septbr.  1850,  *)  „über 
die  Yeijährung  persönlicher  Klagen  und  die  Einführung  kurzer  Yeijährungs- 
fristen^  lautet  in  seinen  hieher  gehörigen  Theilen : 


*)  Gee.-SaiimiL  von  1850,  I.  Abth.  8.  187. 
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%,  1.    „Alle  rein  persönlichen  Klagen  verjähren,   insofern  nicht  in  den  folgen- 
den §§.  2 — 4  Ausnahmen  von  dieser  Regel   aufgestellt  sind,    binnen 
zehn  Jahren.^ 
5.  3.    „Mit  dem  Ablaufe  von  vier  Jahren  verjähren  die  Klagen  aus  Forde- 
rungen .... 

5)  wegen  der  Rückstäpde  an  Zinsen,  in  soweit  solche  abgesondert 
vom  Capital  mit  selbsständiger  Klage  veriolgt  werden  konnten.^ 
%.  5.    „Die  Yerjährung  der  in  den  §§.  2  u.  3.  erwähnten  Klagen  beginnt  mit 
dem  auf  den  festgesetzten  Zahlungstag  oder  den  Eintritt  einer  gestellten 
Bedingung  folgenden  letzten  December.^ 
§.  11.  Nach  vollendeter  Verjährung  einer  persönlichen  Klage   kann   die   der- 
selben zum  Grunde  liegende  Forderung  weder  klagend,  noch  im  Wege 
der  Compensation  geltend  gemacht  werden.^ 
Nach  Lehzen  *)  wird  vorstehende  Gesetzesbestimmung  §.  3   „in  der  Regel 
auch  auf  Zinsrückstände  fOr  Staatsschulden  angewendet;^  doch  haben  Regie- 
rung und  Stände  sich  geeinigt,  dass  diess  in  gewissen  Fällen  nicht  geschehen 
soll,  wo  ihre  Anwendung  mehr  oder  minder  schuldlose  Personen  hart  und  un- 
billig treffen  würde.  *)    Da  jedoch  diese  Yereinbarung  in  keinem  Gesetz  aus- 
gesprochen ist,  so  handelt  es  sich  hier  lediglich  um  das  billige  Ermessen  der 
Schi^denverwaltungsbehorden. 

n.  Amortisation  betreffend.    Verordnung  vom  20.  Januar  1826:  •) 

3)  „In  denjenigen  Fällen,  wo  eine  landschaftliche  Schuldverschrei- 
bung, mag  solche  auf  den  Namen  des  Gläubigers  oder  auf  den  Inhaber 
lauten,  vernichtet  oder  sonst  abhanden  gekommen  ist,  soll  die  gericht- 

iliche  Mortification   der  Verschreibung   zur  Legitimation  des  Gläubigers 
nothwendig  sein.^ 

4)  „Die  Mortification  landschafüicher  Schuldverschreibtingen  kann  nur 
bei  den  Justiz-Canzleien  Unseres  Königreichs  erwirkt  werden,  und  zwar: 
(folgen  nun  Bestimmungen,  wonach  die  von  der  Calenberg-Grubenhagen- 
schen  Landschaft,  die  während  der  Occupation  von  sämmtiichen  oder 
mehreren  im  damaligen  Landesdeputations-Colleginm  vereinigten  Land- 
schaften, sodann  die  von  der  ständischen  Liqnidations-Commisdon,  der 
Schatzcommission  oder  dem  Schatzcollegium,  die  durch  Zusammenlegung 
und  Theilung  entstandenen  oder  statt  aller  Verbrieftmg  vom  Sdiatzcol- 
legium  ausgestellten  Verschreibungen  sammt  Coupons  bei  der  Justiz- 
Canzlei  zu  Hannover,  alle  übrigen  Obligationen  und  Coupons  aber  bei 
der  Justizcanzlei  derjenigen  Provinz,  von  deren  Landschaft  die  ursprüng- 
liche Verschreibung  ausgestellt  worden,  zu  amortisiren  sind.) 

2)  „Zur  Begründung  des  Antrags  auf  Mortification  einer  landschaft- 
lichen Verbrieftmg  soll  allgemein  erforderlich  sein:  a)  eine  Bescheini- 
gung Unseres  SchatzcoUegiums,  dass  das  angebhoh  verlorene  oder  ver- 
nichtete Document  eine  anerkannte  und  weder  bezahlte  noch  relnirte 
Landesschuld  betreffe,  und  b)  eine  Bescheinigung  des  Zufalls,  durch 
welchen  das  Document  abhanden  gekommen  oder  vernichtet  worden  ist, 
in  soweit  deren  Beibringung  den  Umständen  nach  thunlich  ist^ 

„Ausserdem  muss  bei  Namenobligationen  noch  eine  Bescheinigung 
des  SchatzcoUegii  darüber  beigebracht  werden,  dass  der  Provocant  oder 
deijenige,  von  welchem  er  sein  Recht  auf  die  Obligation  herleitet,  sich 


1)  HannoTere  Staatshaushalt,  11.  Theil  B.  668. 

^  Vergl.  Actenstücke  der  XL  Ständevers.,  2.  Diät  S.  168,  9^9. 

^  Ge8.-SamiiiL  von  1820,  L  Abtb.  S.  11. 
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zuletzt  als  iägenthümer  der  Obligation  legitimrt  und  als  sdeher  die 
zuletzt  bezahlten  Zinsen  erhoben  habe;  bei  auf  den  Inhaber  lautenden 
Yerbriefungen  aber  nniss  eine  genaue  und  vollständige  Bezeichnung 
derselben  nach  ihrem  Aussteller,  ihr^n  Buchstaben,  der  Nummer,  dem 
Jahre  der  Ausstellung  und  der  Nummer,  auf  welche  sie  lautet,  beige- 
Inracht,  und  so  viel  lus  thunhch  bescheinig  werden^  dass  der  ProYOcant 
sich  zur  Zeit  des  angeblichen  Verlustes  mi  Besitze  des  Documents  be- 
funden habe  oder  da^  berechtigt  gewesen  sei/ 

b)  „Findet  das  Gericht  den  Antrag  b^^ründet:  so  erlässt  dasselbe 
an  die  unbekannten  Besitzer  des  Documents  eine  Edictalladung  dahin, 
dass  sie  vor  dem  Ablaufe  des  anzusetzenden  Termins  die  in  ihren  Hän- 
den befindliche  Urkunde  im  Original  Yorzulegen  haben,  wi<hrigenfan8 
dieselbe  für  erloschen  und  ungültig  erklärt  werden  solle.  ^ 

„Die  Frist  .  .  .  wird  für  Namensobligationen  auf  drei  Monate,  für 
Verbriefungen,  die  auf  den  Inhaber  lauten,  aber  auf  1  Jahr  festgesetzt.^ 

7)  „Diese  Edictalladung  soll  zu  drei  verschiedenen  Malen,  mit  Zwi- 
schenräumen von  einem  und  bei  Porteur-Papieren  von  vier  Monaten,  in 
den  Hannoverschen  Anzeigen,  den  öflentlic)ien  Blättern  der  Provinz,  in 
welcher  der  Provocant  seinen  Wohnsitz  hat,  und  in  zwei  den  TJmständea 
nach  zu  bestimmenden  auswärtigen  Blättern  abgedruckt,  auch  an  dem 
Sitze  des  Gerichts  angeschlagen  werden.^ 

„Zugleich  wird  sie  dem  SchatzcoUegio  mitgetheilt,  damit  dasselbe  alle 
Zahlungen  ^uf  die  in  derselben  bezeichneten  Documente  sistire,  und  die 
Edictalladung  bei  einer  oder  mehreren  Zinszahlcassen  anschlagen  lasse.  ^ 

8)  „Wird  das  Original-Docnment  vor  Ablauf  des  Termins  nicht  pro- 
dudrt,  und  sind  sämmtlidie  Bekanntmachungen  zu  den  Acten  zuiClckge- 
kommen,  so  wird  die  verlorne  oder  vernichtete  Verschreibung  durch  ein 
unter  des  Gerichts  Unterschrift  und  Siegel  abzugebendes  Erkenntniss 
für  erloschen  und  ungültig  erklärt.  Dieses  Erkenntniss  soll  auf  dieselbe 
Weise,  wie  die  Edictalladung,  öffentlich  bekannt  gemadit  werden.^ 

9)  „Nach  Publication  dieses  Erkenntnissee,  wdches  der  Provocant 
dem  Schatz-Colle^o  im  Originale  gegen  einen  Recognitionfi-Schein  zu 
überreichen  hat,  ist  jede  ohne  Zustimmung  des  Provoeanten  auf  das  im 
Erkenntnisse  bezeichneten  Doeument  geleistete  Zahlung  ungültig;  er  kann 
aber  bis  zur  Bechtsbraft  des  Erkenntnisses  weder  Zahlung  noch  Aus- 
stellimg  einer  neuen  Verbriefung  verlangen.* 

„Diese  Rechtskraft  soll  eintreten:  a)  bei  Obligationen,  die  auf  Namen 
lauten,  sechs  Wochen  nach  dem  Tage  der  Publication  des  Erkenntnisses; 
b)  bei  Zinscoupons,  mögen  solche  ^ein  oder  mit  der  Obligation  morti- 
fidrt  sein,  wie  auch  bei  andern  zu  einer  bestimmten  Zeit  zahlbaren 
landschaftlichen  Verbriefiingen,  jedesmal  zwei  Jahre  liach  der  Verfall- 
zeit,  und  c)  bei  den  auf  den  Inhaber  lautenden  Obligationen  zwei  Jahre 
nach  dem  Verfalltage  des  letzten  vor  Publication  des  Erkenntnisses  aus- 
gegebenen Zins-Coupons.* 

„Falls  jedodi  das  mortificirende  Erkenntniss  bei  Zinscoupons  und  an- 
deren zu  einer  bestimmten  Zeit  zahlbaren  landschaftlichen  Verbrieftm- 
gen,  ingleichen  bei  den  auf  den  Inhaber  lautenden  Obligationen  nicht 
volle  seäs  Wochen  vor  Ablauf  der  so  eben  bemerkten  zwei  Jahre,  oder 
erst  nach  deren  Ablauf  publicirt  werden  sollte :  so  soU  die  Rechtskraft 
erst  sechs  Wochen  nach  dem  Tage  der  Publication  des  Erkenntnisses 
eintreten.* 

10)  „Wird  das  verlorene  Doonment  vor  Eintritt  der  Beditskraft  des 

Mottr,  GftpitalftoUf«  lo  WtrtbpapItrtD.  I<^ 


Digitized  by  CjOOQIC 


290  SiMtopiq^tore. 

Mortificatioiis-Erkeimtnisses  gmchflich  podadrt,  oder  kommt  es  auf 
andere  Weise  zum  Yorschein:  so  hört  das  MortiBeatioiis-YerliEifaren  nnd 
die  Wirkung  des  etwa  bereits  publicirten  Erkenntnisses  au^  dex  Provo- 
eant  muss  aber  sofort  davon  benachrichtigt  werden,  damit  er  seine  An- 
sprüche gegen  den  jetzigen  Besitzer  bei  dessen  competenten  Gerichte 
wahrnehn^n  kann.  Dieses  C^erickt  hat  alsdann  auch  über  die  Fortdauer 
oder  die  Aufhebm^  des  y^fügten  Zahlungs-Verbots  zu  erkennen.*^ 

11)  ^Tritt  dagegen  das  Mortifications-Erkenntniss  in  Bechtskraft:  so 
ist  der  Proyocant  ids  ydllig  l^timirter  Gläubiger  der  Landescasse  wegen 
der  in  dem  mortifidrten  Documente  verschriebenen  F<«derung  anzusehen^ 
und  kann  die  Ausstellung  einer  neuen  Yerschrobung  und  wegen  der 
fällig  gewordenen  Summen  Zahlung  verlangen.'^ 

^Dagegen  kann,  von  dem  Eintritte  der  Rechtskraft  jenes  Erkenntnisses 
an,  aus  dem  mortificirten  Documente  überall  kein  Anspruch  weiter  an 
die  Landescasse  gemacht  werden. '^ 

12)  „Ausser  cUesem  gerichtlichen  Yerfahren  kann  deijenige,  welchem 
eine  landschafüiche  Yerbriefung  abhanden  gekommen  ist,  dem  Schatz- 
coUegio  davon  Anzeige  machen,  um  wieder  zu  deren  Besitze  zu  gelan- 
gen. Das  Schatz-CoUegium  ist-  alsdann  verpfliditet,  ihm  so  viel  wie 
möglich  hiezu  zu  Hülfe  zu  konnnen  und  insb^ondere  auch  ohne  gericht- 
liche Aufforderung  alle  Zahlung  auf  die  Yerschreibung  zu  sistiren,  und 
solche,  wenn  sie  producirt  wird,  anhalten  zu  lassen,  bis  der  sofort  zu 
benachrichtigende  Proyocant  gerichtiiche  Verfügung  erwirken  kann. 
Diese  muss  aber  jeden  Falls  innerhalb  sechs  Wochen  von  dem  Tage  an 
erfolgen,  wo  der  Provocant  Kenntniss  von  der  Production  der  Urkunde 
erhält,  widrigeitfalls  die  Yerschreibung  znrückg^eb^i  und  Zahlung  ge- 
leistet werden  mußs.** 

„Auch  soll  Unser  Schatzcolle^um  jährlich  ein  vollständiges  Yerzeich- 

niss  aller  in  dem  Jahre  mortificirten,  zur  gerichtlichen  Mortifieation  und 

sonst  als  verloren  angemeldeter  landschaftlicher  Yerbriefnngen  bei  allen 

InteUigenz-Blättem  des  Königreichs  bekannt  machen.^ 

Hieher  gehört  femer  noch  das  G^etz  vom  3.  Juli  1844  über  die  Ausgabe 

von  Talons  zu  den  auf  jeden  Inhaber  lautenden  Landesschuldverschreibungen, 

welches  in  §.  13  die  Mortifieation  der  Talons  behandelt. ') 

ni.  Yindication  betreffend.    Die  eben  citirte  Verordnung  vom  20.  Ja- 
nuar 1826  enthält  in  §.  2  folgende  allgemeine  Vorschrift: 

„Bei  allen  auf  den  Inhaber  lautenden  landschaftlichen  Obliga- 
tionen, welche  nicht  eingeschrieben  sind,  und  allen  landschaftlichen 
Zinscoupons,  genügt  der  Besitz  der  Originalurkunde  zur  vollständigen 
Legitimation  des  Gläubigers.  Die  Yindication  einer  solchen  Yerschrei- 
bung kann  nur  gegen  denjenigen  Statt  finden,  welcher  dieselbe  in  bösem 
Glauben  erworben  hat.* 
Das  neueste  Gesetz  über  denselben  Rechtspunkt  vom  5.  April  1859,  *)  mo- 
difidrt  diese  Vorschrift  in  §.  1  so : 

„Der  Besitzer  von  Papieren  auf  den  Inhaber  kann  auf  Herausgabe 
derselben  mittelst  einer  dinglichen  Klage  nur  dann  in  Anspruch  genom- 
men werden,  wenn  er  die  Papiere  in  bösem  Glauben  erworben  hat, 
oder  ihm  beim  Erwerbe  eine  grobe  Fahrlässigkeit  zur  Last 
fällt.« 


>)  Yergl.  Actenstücke  der  YHI.  Ständevers.,  2.  Diät  S.  680,  828. 
^  Qe8.-SaimiiL  von  1859,  L  Abth.  8.  247. 
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Dasselbe  mnfasst  aber  alle  Arien  ron  Inhaberpapieren  und  prädsirt  dem 
Begri£f  derselben  in  §.  2  folgendermassen : 

^Unter  Papieren  auf  den  Inhaber  werden  insbesondere  yerstanden 

Scboldverschreibnngen  sammt  der^i  Zubehör  an  Zinsconpons  und  Ta* 

Ions,  welche  entweder  zu  Gunsten  jedes  Inhabers  aiuB^estellt  sind,  oder 

ohne  Bezeichnung  irgend  eines  Berechtigten  als  Legitunations-Urkunden 

über  ein  in  ihnen  begründetes  Forderungsrecht  oder  eines  Theils  eines 

solchen  dienen  sollen,  sowie  unter  gleichen  Voraussetzungen  Actien  und 

Banknoten/ 

Auf  Klagen,  welche  auf  person  liehen  Bechtsverhältnissen  beruhen,  bezieht 

sich  das  Gesetz  nicht;  auch  erstreckt  sich  seine  Wirksamkeit  nicht  auf  dieje» 

nigen  LandestheOe,  in  denen  das  allgemeine  preussische  Landrecht  gilt. 

lY.  Aussercourssetzung  (Festmachung)  betreffend.  Es  ist  schon 
aus  vorstehenden  Gesetzesbestimmungen  zu  ersehen,  dass  in  HannoTer  neben 
Staatsschuldyerschreibungen  auf  den  Inhaber  auch  solche  auf  Namen  bestehen.. 
Aber  auch  die  Inhaber-Scheine  können  ,, eingeschrieben,^  d.  h.  im  Staatsschuld* 
buch  auf  den  Namen  des  Gläubigers  eingetragen  werden, ')  wie  es  in  den 
süddeutschen  Staaten  eingeführt  ist,  und  zwar  kann  der  Gläubiger  unerachtet 
jener  Inscription  die  Zinscoupons  und  Talons  beibehalten.  Um  also  den  Ge- 
fahren der  au  porteur  Papiere  zu  entgehen,  hat  er  lediglich  die  Inscription 
zu  bewirken;  alsdann  muss  er  sich  jedoch,  in  so  lange  als  die  Einschreibung^ 
nicht  wieder  aufgehoben  ist,  hinsichtlich  der  Legitimation  denselben  Förmlich- 
keiten unterwerfen,  wie  der  Besitzer  eines  Namenscheines.  Diese  Förmlich- 
keiten sind  in  der  Verordnung  Yom  2.  Juli  1824,  modificirt  durch  Gesetz  Yom 
10.  August  1836,  *)  festgestellt,  woraus  wir  nur  hervorheben  wollen,  dass  so- 
wohl bei  den  Tilgungs-  als  Zinszahlcassen  nur  Documente  in  beweisender 
Form  als  genügend  angesehen  werden  dürfen. 

Die  vorstehend  angeführten  älteren  Gesetze  bezogen  sich  zunächst  nur 
auf  die  sogen.  Landesobligationen,  d.  h.  auf  die  VerMefungen  der  Landes- 
schuld (Schuld  der  vormaligen  Generalsteuercasse)  im  Gegensatz  zu  den  Schuld- 
verschreibungen der  kgl.  Gasse.  Nach  der  ersten  Vereinigung  dieser  Cassen 
wurden  nun  die  Verordnungen  vom  2.  Juli  1824  und  20.  Januar  1826  durch 
das  eben  gedachte  Gesetz  vom  10.  August  1836  auch  auf  die  Schuldverschrei- 
bungen der  kgl.  Casse  ausgedehnt  ^)  Ein  weiteres  Gesetz  vom  6.  Juni  1847  *) 
verMgt  sodann,  dass  „fui  das  Eisenbahnschuldenwesen  sämmtiiche  das 
übrige  Landesschuldenwesen  betreffenden  gesetzlichen  und  sonstigen  Vorschrif- 
ten, insofeme  nicht  rücksichtlich  der  Eisenbahnschulden  Abweichendes  festge- 
setzt ist,  gelten  sollen,*'  und  endlich  hat  das  Gesetz  vom  24.  Januar  1851") 
„die  för  &3  Landesschuldenwesen  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  --- 
namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Legitimation  der  Gläubiger,  über  die 
Mortification  der  Obligationen,  Zinscoupons  und  Talons,  über  die  Kündigung 
der  Obligationen,  über  die  Tilgung  der  Schulden  und  über  die  Abzüge  der 
fehlenden  Zinscoupons  bei  Rückzcüilung  der  Capitalien''  ^  ganz  allgemein  auf 
das  gesammte  Staatsschuldenwesen  ausgedehnt 


>)  Vergl.  Bekanntmachung  des  Schatzcolleg.  vom  10.  Sept.  1824,  §§.  6,  7.    Aoten- 
stOcke  der  IL  StändoTers.,  5.  Diät  S.  24d. 

>)  VergL  ActenstOcke  der  V.  Ständevers.,  4.  Diät  S.  531. 

•)  Daselbst  S.  5S2. 

*)  Das  EisenbahnschukLenwesen  betreftad,  Gef.-8maRil.  von  1847,  I.  Abth.  8.  171. 

^  Qe8.-SammL  von  1851,  L  Abth.  S.  12. 
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§.  80. 

Zinsfass  der  hannoverschen  Staatsschuld.    Ort  und  Art  der  Zins-  und 
Capitalzahlung.    Abzüge  am  Zinsertrag. 

üeber  die  erfolgreichen  Bemühungen  der  hannoverschen  Schuldenverwal- 
tnng  behufs  Erreichung  eines  massigen  Zinssatzes  und  die  zu  diesem  Zwecke 
in  Anwendung  gebrachten  Mittel,  welche  überall  den  Rücksichten  der  Gerech- 
tigkeit gegen  <He  Staatsgläubiger  Rechnung  trugen,  haben  wir  in  §.  73  Nach- 
weisung gegeben.  Ebenso  finden  sich  die  Zinssatze  der  einzelnen  Schuldtheile 
in  §.  74  angegeben.  Es  geht  daraus  herror,  dass  unerachtet  der  eben  gedach- 
ten Bemühungen  bei  der  Gesammtschuld  noch  sehr  verschiedene  Zinsfüsse 
von  67o  bis  zu  37o  bestehen,  was  seine  Begründung  in  der  grossen  Mannig- 
faltigkeit der  einzelnen  Schuldtheile  und  der  Rechtsverhältnisse,  auf  welchen 
einige  derselben  beruhen,  findet. 

Den  Ort  der  Zinszahlung  betreffend,  haben  wir  wiederum  zwischen  den 
einzelnen  Schuldtheilen  zu  unterscheiden.  Aus  den  Schulden  der  kgl.  Gene- 
ralcasse  wurden  die  Zinsen  bis  1834  nur  bei  dieser  selbst,  aus  den  Schulden 
der  General-Steuercasse  aber  entweder  bei  derselben  oder  bei  den  an  den 
Provinzial-Hauptorten ,  zunächst  für  die  Zinszahlung  aus  den  ehemaligen  Pro- 
vinzialschulden,  errichteten  Zinszahlcassen  bezahlt,  Zinsen  aus  Namenobliga- 
tionen jedoch  nur  bei  der  im  Voraus  dazu  bestimmten  Gasse.  Im  Jahre  1829 
wurde  sodann  gestattet,  dass  die  Zinsen  aus  den  damals  neuangeUehenen  und 
aus  den  im  Zinsfuss  reducirten  Capitalien,  wenn  sie  in  Landesmünze  zahlbar 
waren,  auch  bei  allen  Steuer-Kreiscassen  erhoben  werden  können.  )  1840 
wurde  diese  Begünstigung  allen  au  porteur  Obligationen  und  allen  in  Gold 
zahlbaren  Capitalien  unter  der  Voraussetzung  eingeräumt,  dass  die  Ereis- 
Steuercassen  genügenden  Yorrath  von  Gold  haben  würden.  *)  Dass  alsdann 
im  Jahre  1850  eine  besondere  allgemeine  Zinszahlcasse  zu  Hannover  errichtet 
worden  ist,  neben  welcher  jedoch  die  ebengenannten  Zinszahlcassen  bestehen 
blieben,  haben  wir  schon  oben  (S.  272)  erwähnt.  Von  den  neueren  Anleihen 
(Lit.  R,  B I,  D I,  E I,  F I,  G I,  H I,  und  J  l)  können  nach  den  Anlehensbedin- 
gungen  die  Zinsen  in  den  ersten  90  Tagen  nach  der  Verfallzeit  auch  bei  den 
durch  öffentliche  Bekanntmachungen  bezeichneten  Agenten  zu  Frankfurt  a/M^ 
Hamburg,  Bremen,  Berlin  und  Leipzig,  und  von  den  auf  Pfund  Sterling  lau- 
tenden Capitalien  in  London  erhoben  werden. 

Die  Capital rückzahlung  erfolgt  bei  den  betreffenden  Schuldentilgungs- 
cassen  und  bezüglich  der  au  porteur  gestellten  Obligationen  Lii  BI  auch  in 
Frankfurt  a/M.  bei  M.  A.  v.  Rothschild. ») 

Sowohl  Capital  als  Zinsen  werden  in  capitahnässiger  Münze,  d.  h.  in  der 
"Währung  bez^t,  welche  die  Schuldverschreibung  enthält,  jedoch  findet  eine 
Umrechnung  der  nicht  in  Courant  zahlbaren  Beträge  auf  Courant  statt  Die 
Staatsschuld,  selbst  die  neuere,  ist  nämlich  in  verschiedenen  Münzsorten  ver- 
brieft und  zwar  in  GK)ld  (Pistolen  an  5  Thhr.),  sogenannten  neuen  V*  Stücken, 
Conventionsmünze,  Courant  und  zum  Theil  noch  in  holländischer  Münze,  sowie 
in  Phmd  Sterling. 


')  Bekanntmaohimg  des  SokatMoUegiams  vom  1.  Asg.  1829. 
*)  Finanzmioist-Bekanntm.  vom  5.  Octbr.  1840. 

*)  Vergl.  Bekanntmachimg  des  BcbaticoiL  vom  1.  Jimi  1860,  abgedruckt  in  der 
BniL  Kr.  22  zum  Frankfurter  öffentL  Böfsencounblatte  de  1860. 
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Abzüge  bei  der  Zins-  und  Capitalzablong  haben  die  Gläubiger  nicht  zu 
leiden.  Obgleich  in  Hannover  für  amtliche  Handlungen  der  Stempel  noch 
besteht,  so  sind  doch  alle  auf  das  Schuldenwesen  der  kgl.  Generalcasse  bezüg* 
liehen  Verhandlungen  der  Gläubiger  und  anderer  Personen  mit  den  verwalten- 
den Behörden  der  Stempelsteuer  nicht  unterworfen.  ^)  Auch  Staatspapiergeld 
oder  sonstige  mit  Zwangscours  versehene  Werthzeichen  sind  in  Hannover  nicht 
creirt;  es  hat  daher  die  Zahlung  überaU  auf  Verlangen  in  klingender  Münze 
zu  geschehen. 

§.  81. 
Einzelne  hannoversche  Handels -Staatspapiere. 

Yon  der  gesammten  Staatsschuld  Hannovers  ist  ein  sehr  namhafter  Theil^ 
welcher  aus  verschiedenen  Staatsfonds  selbst,  und  aus  der  k^l.  Schatullcasse 
angeliehen  vmrde,  entweder  gar  nicht  verbrieft,  oder  es  sind  die  Schuldtitel 
dem  Verkehre  entzogen.  ^  Mit  diesen  Schuldtheilen  haben  vnr  es  selbstredend 
hier  nicht  zu  thun.  Die  in  Privathänden  befindlichen  Yerbriefungen  der 
Staatsschuld  sind  aber  so  mannigfaltig  und  so  eigenthümlich  bezeichnet,  dass 
zur  Yerständlichmachung  auf  das  Einzelne  eingegangen  werden  muss.  Auch  hier 
müssen  die  Hauptbestandtheile  der  Gesammtschuld  auseinandergehalten  werden. 

I.  Schuld  der  vormaligen  Generalsteuercasse.  Die  Obligationen 
sind  theils  mit  Buchstaben  unterschieden,  theils  muss  ihr  Inhalt  selbst  die 
Merkmale  der  Unterscheidung  an  die  Hand  geben.  Keine  Buchstabenbezeich- 
nung haben  die  vormaligen  Provinzial-Schuldpapiere,  deren  es  noch  folgende  gibt: 

1)  Calenberg-Grubenhagensche  zu  4  u.  37«  7«; 

2)  Lüneburgische dto.       dto.; 

8)  Hoyaische dto.       dto.; 

4)  Bremen  und  Verden'sche      .    dto.  dto.; 

5)  Bentheim  und  I^ngen'sche     .    dto.  dto. ; 

6)  Hildesheim^sche  3V*proc.; 

7)  Ostfries-  und  Harlmgerländische  zu  4  u.  3V«7o. 


0  Yergl.  Gesetz  vom  80.  Janr.  1859,  betreffend  die  EDtrichtong  der  Stempelstener, 
§.  7,  Zffir.  9,  Gefl.-Samiiü.  von  1859,  L  Abth.  8.  7. 

^  Am  1.  Janr.  1860  waren  von  den  Staatsfonds  und  der  kgl.  SchatnUcasse  den 
Schaldentügongscassen  angeliehen: 

a)  aus  dem  Bomanialablösungsfonds  behufis  Errichtong  steuerfireier  Niederlagen-  (noch 
nicht  verbrieft,  aber  fimdirt) 727,626  Thlr. 

b)  ans  der  Hof-  und  Civildiener-Wittwencasse,  nicht  fundirt   .     .     .     2,548,180     „ 

c)  aus  dem  Domanialablösungsfonds  femer,  zu  Kriegszwecken,  mit 

Oblig.  Ut.  Q.  verbrieft,  aber  nicht  fündirt 2,000,000     „ 

d)  aus  der  kgl.  BehatnllcaMe,  verbrieft  unter  Lit.  H 1,545,500     „ 

e)  aus  dem  Domanialablösungsfonds  femer  der  kgl.  (Generalcasse 
vorgeschossene,  nicht  verbriefte  und  nicht  fundirte  Schuld     .    .       175,000     „ 

f)  aus  demselben  Fonds  zum  Bau  der  älteren  Eisenbahnen    .   .    .       790,000    \ 

f)  aus  der  vormaligen  Generalsteuercasse  zum  gleichen  Zwecke      .       852,900     „ 
)     „     „     Tilgungscasse  der  Landesschulden  dto 455,000     „ 

i)     „     „    EisenbahnschuldentUgungscasse  dto 1,191,225     „ 

k)     „     „    Hauptklostercass^  dto 181,500     „ 

zusammen 9,916,931  TWr. 

Vergl.  Actenstücke  der  XTV.  Ständevers.,  2.  ordentL  Diät  8.  659,  661,  665,  675,  677 
und  679.  Fundirt  heissen  in  Hannover  alle  Schulden,  ftlr  welche  ein  Tilgungsfonds 
ausgemittelt  ist 
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Die  übrigen  im  Verkehr  befindliohen  Yerbriefiiiigen  der  Landesschuld  sind 
mit  Buchstaben  bezeidmet  und  zwar  hat  jede  besondere  Schnldgattang ,  oder 
Jedes  neue  Darlehen,  einen  eigenen  Buchstaben.  Wenn  eine  und  dieselbe 
Bchuldgattung  unter  zwei  Buchstaben  yerbrieft  ist,  so  bezeichnet  der  eine  die 
au  porteur-.  der  andere  die  Namenobligationen.   Ln  Einzelnen  gilt  Folgendes: 

a)  die  Obligationen  Lit.  A,  B,  C  und  die  mit  lateinischen  Buchstaben 
geschriebenen  Obligationen  ohne  Lit.  sind  die  Yerbriefungen  der  wäh- 
rend der  Occupationszeit  von  18**7o7  von  einzelnen  oder  mehreren  Land- 
schaften gemeinschaftlich,  oder  vom  damaligen  Landesdeputationscolle- 
gium  gemachten  Schulden.    Sie  sind  jetzt  zu  4  und  3VsVo  verzinslich. 

b)  Obligationen  Lit.  D  u.  E,  sogenannte  reducirte  Capitaüen,  d.h.  Ver- 
briefmigen  der  nach  Maassgabe  der  Verordnung  vom  13.  Juni  1829 
behufs  Herabsetzung  des  Zinsfusses  auf  3  Vi  V^  au^enommenen  Anleihen. 
Es  gibt  daher  nur  SVaproc.  Obligationen  Lit  D  u.  E. 

c)  Obligationen  Lit.  F,  ebenfalls  nur  zu  SV^V«:  sogenannte  Retardat- 
zinsencapitalien,  d.  h.  Verbriefungen  der  vor  1813  rückständig  geblie- 
benen Zinsen.  (Vergl.  §.  73.) 

d)  Obligationen  Lit  G,  nur  zu  3V>V0)  sind  die  Verschreibungen  fttr 
die  Entschädigungen  wegen  der  gesetzlich  aufgehobenen  Grundstener- 
befreiungen. 

e)  Obligationen  Lit.  H  u.  J,  theils  zu  4,  theils  3V>Vo,  entstanden  in 
Folge  der  nach  Bekanntmachung  vom  10.  Septbr.  1824  erlaubten  Zu- 
sammenlegung älterer  Landesobligationen. 

f)  Obligationen  Lit.  Kj  auch  ohne  Lit,')  sogenannte  ständische  Obli- 
gationen: Schuldverschreibungen  über  nachträglich  gewährte  Entschädi- 
gungen aus  der  Occupationszeit  anlässlich  der  Vereinigung  sämmtlicher 
Provinzialschulden  in  Ein  Ganzes.  (Vergl.  §.  73.) 

g)  Die  Obligationen  Lit  L  u.  M,  theils  zu  4,  theils  zu  3V«7«  verzins- 
lich, begreifen  in  sich :  zunächst  die  unkündbaren,  behufs  Durchführung 
der  Zinsreduction  aus  dem  Grunde  gemachten  4proc.  Vorschüsse,  weü 
die  1831  gekündigten  höher  zinsenden  Capitalien  durch  die  Anleihen 
Lit  D  imd  E  nicht  voU  gedeckt  wurden;  femer  die  behufs  Tilgung  der 
BelleviDe-Neuvier'schen  Zwangsanleihe  und  eines  Theils  der  Retardat- 
zins-Capitalien  aufgenommenen  Schulden  und  endlich  die  zur  Bestrei- 
tung der  ausserordentlichen  Ausgaben  wegen  des  Nothstandes  im  Jahre 
1831,  sowie  zur  Luxenburger  Expedition  contrahirten  kleineren  Darlehen. 

b)  Unter  Lit.  N  wurden,  nachdem  die  1831  mit  Lit.  N  u.  O  verbriefte 
kündbare  Anleihe  getilgt  war,  wiederum  sogenannte  reducirte  Capitalien 
(vergl.  oben  Lit  b)  zu  37«  Vo  verbrieft, 
i)  Die  Obligationen  Lit  O.  (Vorschüsse  des  Domanialablösungsfonds 
zum  Bau  der  älteren  EiBenbahnen),  P.  (Darlehen  der  Hauptklostercasse 
zu  gleichem  Zwecke)  und  Q  (Darlehen  des  Domanial-Ablösungsfonds 
k  2  Mill.  Thlr.  zur  Bestreitung  der  Kriegskosten  von  1848  ff.)  sind  nicht 
im  Verkehr.  Endlich  sind 
k)  die  Obligationen  Lit  R  die  Titel  der  1848  angenommenen  5proc. 

Anleihe,  welche  jedoch  schon  1850  auf  4Vo  reducirt  wurde. 
n.  Schuld  der  vormaligen  kgl.  Generalcasse.  Von  dieser  befin- 
den sich  jetzt  keinerlei  Verschreibungen  mehr  im  Verkehr,  da  die  kgl.  Scha- 
tuDcasse  und  der  Domanialablösungsfonds  die  Hauptgläubiger  sind  (ver^. 
oben  §.  76)  und  die  weiteren  Schuldposten  unkündbare,  festbelegte  Stiftungs- 
und  Lehencapitalien  sind. 


^)  Die  ständischen  Obiig.  Lit.  K.  lauten  au  porteur,  ohne  Lit  auf  Kamen. 
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nL  Eisenbahnschulden.  Die  Yerbriefungen  der  Eisenbahnschulden 
sind  ebenfalls  mit  Buchstaben  (A  bis  J)  bezeichnet,  sie  unterscheiden  sich  aber 
Yon  den  übrigen  Staatsobligationen  dadurch,  dass  neben  dem  Buchstaben 
römische  Ziffern  (I  u.  II)  sicn  finden.  Diese  Ziffern  haben  zugleich  die  Be- 
deutung, dass  sie  die  Inhaber-  und  Namenobligationen  bezeichnen.:  I  bedeutet 
nämlich  die  au  porteur-,  II  aber  die  Obligationen  auf  den  Namen.  Da  die 
Eisenbahnschulden  in  ältere  und  neuere  zufallen,  welche  hinsichtlich  ihrer 
Tilgung  ungleich  behandelt  werden  (rergl.  oben  §.  76),  so  führen  wir  beide 
Theüe  abgesondert  auf. 

A.  Aeltere  Eisenbahnschulden. 

1)  Obligationen  Lit.  AIu.U:  8V»Vo  Anleihe  von  1845  i  1,565,080  Thlr., 
wovon  bis  1.  Januar  1860:  1,305,480  Thlr.  getilgt  wurden  und  daher 
nur  noch  259,600  Thlr.  ausstehen. 

2)  Obligationen  Lit.BIu.n:  3V«Vo  Anleihe  von  1846  &  3,074,870  Thlr. 
Davon  wurden  bis  1860  getilgt:  1,261,490  Thlr.  und  stehen  noch  aus 
1,813,380  TWr. 

3)  Obligationen  Lit.  GL  (Yorschuss  der  Generalsteuercasse  an  die  Eisen- 
bahnhaupteasse) sind  nicht  im  Verkehr. 

4)  Obligationen  Lit.  Diu.  11:  57o  Anleihe  von  18*7*^  im  Betrage  von 
4,573,926  Thlr.,  welche  jedoch  neuerdings  auf  47«  reducirt  ist.  An  der 
ganzen  Schuld  standen  am  1.  Januar  1860  noch  3,135,010  Thlr.  aus. 

B.  Neuere  Eisenbahnschulden,  sämmtlich  zu  4Vo* 

5)  Obligationen  Lit.  H  I  u.  H:  Anleihe  von  18*V  k  2,713,770  Thlr. 
wovon  am  1.  Januar  1860  noch  2,666,880  Thlr.  ungetilgt  waren. 

6)  Obligationen  Lit.  F  I  u.  II:  Anleihe  von  18*Y"  ä  5,102,950  TWr. 
Hieven  waren  bis  1860  getilgt  84,390  Thlr.  und  standen  noch  aus 
5,018,560  Thlr. 

7)  Obligationen  Lii  GIu.  11:  Anleihe  von  18"/w  im  Gesammtbetrage 
von  7,447,310  Thh-.,  wovon  1860  noch  7,319,280  Thlr.  ungetilgt  waren. 

8)  Obligationen  Lit.  HIu.  11:  Neuere  Verbriefungen,  namentlich  der- 
jenigen verloosten  Capitalien,  welche  die  Gläubiger  nicht  baar  erhoben, 
sondern  gegen  47o  Zinsen  stehen  gelassen  haben.  Die  Summe  der  unter 
Lit.  H  verbrieften  Schuld  betrug  im  Ganzen  6,219,930  Thlr.,  wovon 
1860  noch  6,107,720  Thlr.  ausstanden. 

9)  Obligationen  Lit  J  I  u.  11:  Zur  Anlage  des  Bahnhofe  und  Hafens 
zu  Gerestemünde  seit  1858  neu  aufgenonunenen  Anleihen,  welche  auf 
die  eben  bezeichnete  Weise  contrahirt  wurden.  Bis  1860  waren  aufge- 
nonmien:  1,276,500  Thlr.    Die  Tilgung  tritt  erst  von  1864  an  ein. 

Die  älteren  Obligationen  (der  Generalsteuercassen-  und  Generalcassen- 
Schulden)  waren  in  sehr  ungleichen  und  eckigen  Beträgen  ausgestellt.  Aus 
AnlasB  der  Convertirungen  wurden  sie  jedoch  fast  ganz  auf  Beträge  abge- 
rundet, welche  mit  100  theilbar  sind.  Die  neueren  Anleihen,  sowohl  bei  der 
Landes-  als  Eisenbahnschuld,  sind  nur  mit  Obligationen  über  100,  200,  300, 
400,  500,  1000,  2000,  3000,  4000  und  5000  TWr.  verbrieft  worden.  Die 
Zinsen  aus  denselben  werden  halbjährlich  bezaWt,  während  die  älteren  Obli- 
gationen ganzjährlich  verzinslich  sind.  Den  Inhaber-Obligationen  skid  je  Zins- 
coupons auf  5  Jahre  nebst  "Talons  beigelegt.  Bezüglich  der  Tilgungsfonds 
fftr  die  einzelnen  Schuld-Abtheilungen  verweisen  wir  auf  §.  76. 
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Coursbewegong  lianiiOTersclier  Staatspapiere  von  1847  an.  0 


Zeit 

Obligat 

i  0  n  e  B     i 

i 

6»/o 

SV.'/» 

i     SV."/« 

47. 

Lit  D.  I. 

in  Oold. 

!     in  Cour. 

*    in  Conr. 

1M7. 

Mitte  Mai 

106V» 

94'/« 

94'/« 



»      Juli 
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95'/s 

95'/« 



„      NoTbr. 

lOe'/t 

97 

97 

102V4 

,      Decbr. 

106«/4 

97'/i 

97V« 

102V4 

1848. 

,      Janr. 

106'/« 

97',  4 

97'/4 
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n     Aprfl 

87 

— 

— 

— 

»      Mai 

93    , 

__ 



— 

i>      J™' 

95 



— 

— 

,      Juli 

100 



— 

— 

,      Octbr. 

101 

89 

89 

— 

,      Decbr. 

103'/« 

91 

91 

— 

1849. 

,      Janr. 

104"  i 

93'/. 

93". 

lOOV« 

„      April 

104 

94 

94 

101 V« 

t      Juli 

lOSVi 

95V* 

95'/« 

— 

,      Octbr. 

106»> 

97»/« 

97»/« 

102 

1860. 

,      Janr. 

107 

99 

99 

102V4 

n     April 

107 

-    98''i 

98«/, 

102 

l     J«Ji 

loevt 

98'/» 

98'/« 

— 

,      Octbr. 

106'/. 

98'/« 

99 

— 

1851. 

,      Janr. 

105V» 

97'/« 

99 

— 

,      März 

105'/. 

97'/* 

99 

— 

,      Octbr. 

104'/« 

— 

— 

— 

8choii  diese  kurze  Uebersicht  macht  anschaulich,  dass  die  hannoverscheii 
Btaatspapiere  sich  von  den  Einwirkungen  der  Märzereignisse  schneller  als  in 
irgend  emem  andern  deutschen  Staate  erholten,  und  dass  ihr  Coursstand  den 
aller  übrigen  deutschen  Staatspapiere  übertrifft.  Eine  Aenderung  ist  hierin 
seit  1851  nicht  eingetreten,  yiemiehr  haben  sich  diejenigen  Papiere  Hannovers^ 
hinsichÜich  welcher  eine  Zinsennässigung  nicht  zu  befürchten  war,  noch  mehr 
gehoben  und  es  konnte  die  Regierung  schon  1852  neue  4proc.  Anleihen  zum 
Course  Ton  101  emittiren. 


§.  83. 
Vergleichende  Recapitulation. 

Stand  1860  in  runden  Summen  : 

1)  Bevölkerung 1,850,000  Shi. 

2)  Umfang  des  Staatsgebiets 69879  DM. 

3)  Gesammtsumme  der  Staatsschuld 46,350,000  Thfr. 


*)  Vergl.  V.  Reden  a.  a.  0.  S.  92«. 
Zeitung  entnommen. 


Die  Coursnotizen  sind  der  Hamiorersohen 
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Davon  unproductiv 16,860,000  Thlr. 

Eisenbahnschuld 80,500,000     ^ 

4)  Capitalwerth  des  immittelbareii  Staatsrermögeiifl      .    .  95,000,000  Tbl?. 

6)  Ueberschuss  der  Activen  über  die  Passiven     ....  48,650,000  „ 

6)  Jahres-Staatseinnahme  nnd  Ausgabe,  brutto    ....  19,800,000  j, 

7)  Directe  Steuern,  brutto 8,190,000  „ 

8)  Indirecte  Steuern  (mit  Einschluss  der  Sportefai,  Wasser- 
zölle, Chaussee-  und  Brückengelder  und  Lotterien)      .    6,278,000  , 

9)  Ganze  Steuerlast 8,463,000  , 

Es  trifft  sonach  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 

a)  an  der  gesammten  Staatsschuld 25,054  Tbk* 

b)  9     „    unproductiven  Schuld 8,568  „ 

c)  ,t     y,    Eisenbahnschuld 16,486  „ 

d)  am  unmittelbaren  Staatsvermögen  . 51,851  „ 

e)  an  einer  Jahreseinnahme  oder  Ausgabe 10,702  „ 

f)  directe  Steuern 1,724  ^ 

g)  indirecte     „  2,850  „ 

h)  ganze  Steuerlast 4,574  „ 

Die  ganze  Staatsschuld  verhalt  sich  zum  Staatsvermögen  wie  1 : 2,05  tmd 

zu  einer  Jahres-Roheinnahme  wie  1 : 0,427. 


7}  firossherzogtbum  Baden/) 

§.  84. 
Historische  Rückblicke. 

Territorialgeschichte.  Die  Markgrafschaft  Baden,  im  Besitze  einer  Seiten- 
linie der  alten  Zähringer  und  durch  Familientheilungen  vielfach  zersplit- 
tert, hatte  bis  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Deutsehland  sehi 
feringe  Bedeutung.  Ihre  Vergrösserung  verdankt  sie  zunächst  dem  Ausster- 
en  der  Linie  Baden-Baden  (1771),  sodann  den  Folgen  der  französischen  Re- 
volution und  den  rastlosen  Bemühungen  des  Markgrafen  (1808  Churfürsten 
und  1806  Grossherzogs)  Karl  Friedrich.  Keinem  Fürsten  ist  es  wie  diesem 
gelungen,  die  Umstände  zur  Vergrösserung  seines  Landes  zu  benutzen.  Nach 
der  Vereinigung  von  Baden-Baden  mit  Baden-Durlach  umfasste  das  Staatsge- 
biet erst  65  QMeilen.  Durch  den  Separat-Frieden  vom  22.  August  1796  gm« 
^n  zudem  noch  die  linksrheinischen  Besitzungen  verloren;  der  Reichsdeputa- 
tionshauptschluss  von  1803  gewährte  aber  neben  der  Churwürde  fünflache 
Entschädigung,  Dank  der  französischen  Unterstützung.   Der  Pressburgen  Frie- 


*}  Literatur:  Beiträge  zur  Statistik  der  imiem  Yerwaltang  des  Qrossh.  Baden.  Her- 
ausgegeben Yom  Minist  des  Innern.  Carlsrahe,  1855ffl  Heunisoh  (und  Bader),  das 
Groesh.  Baden,  hiBtorisch-geographisch-staiistisch-topographisch  besohrieben.  Heidelberg, 
1857.  T.  Reden,  rergL  FinanzstatiBtik,  L  Bd.,  1.  Abth.,  3.  287  ff.  Dannstadt,  1851. 
Kolb,  Handbuch  der  vergl.  Statistik,  S.  223  ff.  Leipzig,  1860.  Braohelli,  deutsche 
Staatenkunde,  L  Bd.,  8.  598  ff.  Wien,  1856.  Hübner,  Jahrb.  für  Yolkswirthsohafl 
und  Statistik,  ft.  Jahrg.,  H.  Abthlg.,  S.  65.   Leipzig,  1857. 
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den  von  1805  fügte  ferner  das  Preisgan  hinzu  und  brachte  damit  den  Flädien- 
gehalt  des  Landes  auf  163  OMeilen  mit  670,000  Bewohnern.  Noch  bessere 
iVüchte  trug  der  Eintritt  in  den  Bheinbund,  welcher  mit  einer  Gebietsrer- 
groBserung  von  92  DMeilen  begleitet  war  und  den  Staat  unter  dem  Namen 
eines  Grossherzogthums  souverän  machte.  Der  Pariser  Vertrag  von  1808 
endlich  und  einige  vortheilhafte  Ausgleichungen  mit  Württemberg  und  Hessen 
erweiterten  das  Staatsgebiet  Badens  auf  seinen  jetzigen  Bestand. 

Fiiaixfe8chicb4lickes.  Vor  defr  Zeit  der  französischen  Revolution  waren  die 
früher  bestandenen  Schulden  abbezahlt.  Die  Rheinbimdskriege  erforderten 
aber  grosse  Summen;  auch  waren  die  neuerworbenen  Landestheile  mit  be- 
trachwchen  Schulden  belastet. ')  Um  nun  den  Staatscredit  zu  heben,  welcher 
tief  erschüttert  war,  erliess  der  Grossherzog  in  Uebereinstimmung  mit  dessen 
Söhnen  und  dem  Erbgrossherzog  schon  am  1.  October  1806  *)  eine  „  Schulden- 
pragmatik, ^  um,  wie  dieselbe  sich  ausdrückt,  in  der  Aufnahme  von  Schulden 
sich  selbst  zweckmässig  die  Hände  zu  binden.  Sie  suchte  die  Bedingungen 
festzustellen,  unter  welchen  allein  Staatsschulden  verbindlich  sein  sollten,  war 
aber  mit  ihren  Beschränkungen  wenig  geeignet,  das  Capital  anzuziehen.  Als- 
dann folgten  im  Jahre  1808  eine  Reihe  wichtiger  Gesetze  über  das  Steuer- 
nnd  Schiüdenwesen :  die  Hauptverordnung  vom  31.  August,*)  welche  die  Ein- 
führung einer  Vermögenssteuer,  die  Einsetzung  einer  Schuldenliquidationscom- 
mission  und  die  Errichtung  einer  Amortisationscasse  im  Princip  anordnete, 
und  die  Ausfuhrungspatente  vom  gleichen  Tage,  *)  welche  diese  Einrichtungen 
in's  Leben  riefen.  Li  demselben  Jahre  noch  reihte  sich  eine  neue  pragma^ 
tische  Sanction  über  Staatsschulden  und  Staats veräusserungen,  vom  18.  Novbr. 
1808,*)  an  diese  Gesetze.  Um  diese  Zeit  war  die  Staatsschuld  bereits  auf 
18  Mill.  Gulden  angewachsen  und  eine  neue  Anleihe  von  6  Mill.  genehmigt 
Es  stand  der  neue  Feldzug  bevor,  zu  welchem  Baden  8000  Mann  Truppen  zu 
stellen  hatte.  Jene  mit  bestem  Willen  gegebenen  Gesetze  hatten  daher  die 
erwartete  Wirkung  zunächst  nicht  und  1813  konnte  der  Staatsbedarf  nur  noch 
durch  ein  Zwangsanlehen  k  6Vo  beschafft  werden. 

Nach  wiederhergestelltem  Frieden  nahm  man  indessen  die  Ordnung  des  zer- 
rütteten öffentlichen  Haushalts  ernstlich  an  die  Hand.  Es  bedurft  jedoch 
längerer  Jahre,  um  nur  das  Gleichgewicht  im  ordentlichen  Etat  herzustellen. 
1817  folgte  ein  weiteres  Anlehen  und  1820  ein  zweites  im  Betrag  von  5  Mill. 
Gulden  in  Form  einer  Lotterieanleihe.®)  Diese  Operationen  bezweckten  übri- 
gens zum  grössten  Theile  nur  eine  Umwandlung  bereits  bestehender  Schulden. 
Ln  Ganzen  betrug  die  Staatsschuld  1820:  20,220,807  11.^  Grosse  Lasten  und 
Schulden  hafteten  aber  auf  den  Gemeinden  und  Bezirken.  Von  letzteren  wur- 
den 1825  1,820,000  fl.  übernommen.  In  demselben  Jahre  ward  die  Amorti- 
sationscasse ermächtigt,  die  den  Standes-  und  Grundherren  für  entzogene 
Rechte  und  Gefälle  zuerkannten  Entschädigungen  durch  sogen.  Rentenscheine 
abzulösen;  auch  fielen  zu  gleicher  Zeit  7^  der  Rheinpfälzischen  Schulden  in 
Folge  eines  Austrägal-Erkenntnisses  Baden  zur  Last.  Durch  diese  Schulden- 
vermehrungen war  der  Betrag  der  reinen  Staatsschuld  (nach  Absatz  der  Activen 
der  Tilgungscasse)  im  Jahre  1830  auf  23,964,522  fl.  gesteigert,  wovon  jedoch 


*)  BeUfiufig  10  Mül.  Gulden,  wie  in  der  Verordnung  vom  81.  Aug.  1808  gesagt  ist. 

^  Regierungsblatt  von  1806,  8.  89. 

»)  „  „     1808,  8.  281. 

*)  Ebendaselbst  S.  237,  258  und  256. 

*)  Das^bst  8.  299. 

^  Regierungsblatt  von  1820,  S.  118. 

^  Heunisch  a.  a.  0.  S.  492. 
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der  Domanialgnmdstock  9,120,412  fl.  zu  fordern  hatte,  so  dass  auf  Mite 
Olänbiger  nur  14,844,110  fl.  kamen.*) 

Inzwischen  hatte  sich  der  Öffentliche  Credit  entschieden  gehoben.  Es  konnte 
daher  schon  1825  der  Zinsftiss  der  Rentenscheine  (von  der  Umwandlung  der 
alteren  Partialobligationen  von  1809  und  1817,  und  der  sogen.  Cassenobliga- 
tionen,  sowie  von  der  Verbriefäng  dör  Ansprüche  ffir  aufgehobene  Rechte  und 
Gefälle  herrührend)  von  5  auf  4V«7o,  1829  auf  4  und  1834  auf  3Vt7o  herab- 
gesetzt werden.  Von  1830  an  ergaben  auch  die  Staatsrechnungen  fast  ohne 
Unterbrechung  namhafte  Ueberschüsse,  welche  bis  1847  andauerten. 

Dennoch  steigerte  sich  die  Staatsschuld  allmälig.  Die  Hauptursache  dieser 
in  Betracht  der  fortdauernden  Tilgung  durch  die  Amortisationscass^  auffaDen* 
den  Erscheinung  lag  in  dem  Gesetz  vom  15.  Kovbr.  1833,  die  AU5sung  der 
Zehenten  betreffend,  dessen  §.12  verordnet,  dass  Vo  des  Ablösungscanitals 
von  der  Amortisationscasse  zu  übernehmen  sei.  Insbesondere  zur  Erföilung 
der  hiedurch  entstandenen  Verbindlichkeiten  vrard  im  Jahre  1840  (Gesetz  vom 
11.  Juni)  ein  Lotterieanlehen  von  5  Mill.  Gulden  aufgenommen  und  es  betrug 
die  Staatsschuld  schon  Mitte  1841  nach  Absatz  der  Activen  18,805,570  fl. 
bei  Privaten  und  12,000,000  fl.  beim  Domanialgrundstock,  zusammen  ako 
30,305,570  fl. «) 

In  diese  Zeit  fallt  die  Entstehung  einer  besonderen  Schuldenabtibeiluug,  der 
Eisenbahnschuld.  Baden  hat  seine  sämmtlichen  Eisenbahnen  auf  Rech- 
nung des  Staats  hergestellt.  Ein  Gesetz  vom  29.  März  1838  •)  verfügte  den 
Bau  einer  Schienenbtüm  von  der  nördlichen  zur  südlichen  Landesgrenze,  welche 
zu  13  Mill.  angeschlagen  war,  und  die  Bestreitung  dieser  Summe  aus  der 
Amortisationscasse,  wogegen  die  Staatscasse  die  Garantie  für  S^IiV^  Zinsen  und 
Vs^/o  Amortisation  übernahm.  1842  erfolgte  die  Aufoahme  des  ersten  Eisenbahn- 
anlehens  von  12MÜ1.  Gulden  k  3V>^  o  zumCours  von92Vo,  1845  das  zweite  im 
Belaufe  von  14  Mill.  in  Form  eines  Lotterieanlehens.  Durch  Gesetz  vom  10.  Septbr. 
1842  *)  ward  übrigens  das  Schuldenwesen  bezüglich  der  Eisenbahnen  von  der 
übrigen  Schuldenverwaltung  im  Princip  getrennt  und  eine  eigene  Eisenbahn- 
schuldentilgungs-Casse  errichtet.  Doch  blieb  die  Eisenbahnschuld  aus- 
drücklich als  Staatsschuld  anerkannt.  Wie  die  erstere  seitdem  angewachsen 
ist,  werden  die  folgenden  Zahlenangaben  anschaulich  machen. 

Bis  1846  blieb  die  Lage  der  badischen  Finanzen  eine  glänzende.  Die 
Staatsrechnungen  ergaben  fortwährend  Ueberschüsse  und  die  Staatsschuld 
wurde,  abgesehen  von  der  Eisenbahnsc^uld,  allmälig  ermässigi  Nebenbei 
sammelte  sowohl  die  Landes-  als  auch  die  Eisenbahnschuldentilgungscasse 
namhafte  Fonds  an,  wie  auch  die  sonstigen  Betriebsfonds  der  Staatscassen 
und  Anstalten  vergrössert  vnirden.  Die  Theurung  von  1847  brachte  aber 
bereits  einen  Rück^hlag.  Alsdann  folgten  die  für  Baden  folgenschweren  Er- 
eignisse von  1848  und  1849,  welche  nidit  nur  die  Früchte  einer  2()jährigen 
Anstrengung  absorbirten,  sondern  den  Staat  mit  neuen  Schulden  belasteten, 
ausserdem  aber  seinen  Bürgern  unberechenbare  Verluste  aufbürdeten.  *)  Die 
Finanzverwaltung  ^erieth  völlig  in's  Stocken;  dagegen  erfüllte,  was  doppelt 
anerkennenswerth  ist,    die  Amortisationscasse  ununterbrochen   ihre  Verpflich- 


')  Heunisch  s.  a.  O.  B.  491. 

")  Ebendaselbst. 

^  Regierungsblatt  von  188H,  8.  121.  « 

*)  «  r     18*2,  S.  241. 

*)  Heunisch  a.  a.  0.  8.  479—482  berechnet  die  Gesamintverluste  in  Folge  der 
badischen  Bevolution  auf  28  —  80  MiU.  Gulden ;  davon  Verlust  der  Staatscasse  allein 
über  10  Hill.,  Aufwand  der  Gemeinden  und  Ortsbewohner  über  18  Mill. 
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tungen  und  nur  mit  ihrer  Hülfe  konnte  einige  Zeit  hindurch  der  StaatahauB* 
halt  fortgeführt  werden.  Ihre  Bestände  reichten  jedoch  nicht  auf  die  Länge. 
Daher  1849  die  Creirung  von  2  MilL  Papiergeld.  *)  Auch  dieser  ausserordent- 
liche Zufluss  war  indessen  ungenügend.  Es  wurde  daher  noch  in  demselben 
Jahre  das  sogen,  freiwillige  Anlehen  k  1  Hill.  Gulden  *)  zu  5^/o  und  im  Jahre 
1851  ^  ein  weiteres  von  5  Mill.  emittirt.  Erst  hiemit  konnte  der  Haushalt 
wieder  in  Ordnung  gebracht  werden  und  es  verbesserten  sich  von  nun  an  die 
Zustände  allmälig  wieder.  Zu  laufenden  Ausgaben  sind  nachher  keine  Schul- 
den mehr  contraSdrt  worden,  wohl  aber  erforderte  der  Eisenbahnbau  fortwäh- 
rend die  Zuhülfenahme  des  Credits.  Wenn  wir  übrigens  schon  einige  Jahre 
nachher  sehen,  dass  das  Gleichgewicht  im  öffentlichen  Haushalt  wieder  herge- 
stellt war,  ja  sich  abermals  Ueberschüsse  ergaben;  dass  femer  der  Credit, 
nicht  einmal  1849  während  der  vollständigsten  Anarchie  in  höherem  Maasse 
als  anderswo  erschüttert,  trotz  der  bedeutenden  Verschuldung  des  Staats  der- 
art restituirt  war,  um  zur  Ermässigung  des  Zinsfusses  von  den  in  der  Koth 
aufgenommenen  Schulden  schreiten  zu  können:  so  liegt  hierin  wohl  der 
sicherste  Beweis  von  der  Leistungsfähigkeit  und  den  Hülfsquellen  des  Länd- 
chens, das  allerdings  von  der  Natur  mehr  als  andere  gesegnet  ist 

Uebersicht  Aber  die  Bewegung  der  wirklichen  Staatsschuld  von  1820—1856.*) 


Jahr. 

Staatsschuld  im  engem  Sinne  nach  Abrechnnng 
der  Activen  <  er  AmortiBationscasse. 

Eisenbahn- 

Verzinslich 
bei  Dritten. 

Beim  Doma- 
nial-Qnmd- 

stock. 

'fiff- 

Somme. 

schuld. 

1.  Juni  1820     .    . 

1825     .     . 

1830     .     . 

1835  .  . 
1.  Juli  1840  .  . 
1.  Janr.  1842     .     . 

1845     .     . 

1850  .     . 

1851  .     . 

1852  .     . 

1853  .     . 

1854  .     . 

1855  .     . 

1856  .    . 

fl. 
15,640,213 
13,992,608 
14,844,110 
12,136,080 
17,817,349 
18,185,390 
16,719,182 
13,978,971 
13,384,801 
16,284,315 
19,688,189 
19,429,393 
19,136,500 
19,767,697 

fl. 

4,580,593 

5,347,873 

9,120,412 

12,031,819 

12,000,000 

12,000,000 

12,000,000 

12,000,000 

12,000,000 

12,000,000 

12,000,000 

12,000,000 

12,000,000 

12,000,000 

fl. 

2,000,000 
2,000,000 
2,000,000 
2,000,000 
2,000,000 
3,000,000 
3,000,000 

fl. 
20,220,806 
19,340,481 
23,964,622 
24,167,899 
29,817,349 
30,185,390 
28,719,182 
27,978,971 
27,384,801 
30,284,315 
33,688,189 
33,429,393 
34,136,500 
84,767,697 

fl. 

12,000,000 
32,990,042 

40,580,493 

Vom  1.  Juni  1821  bis  1.  Janr.  1850,  also  binnen  28'' 


neuen  Schulden  überwiesen  (ohne  Eisenbahnschuld) 
Darunter  insbesondere: 


'i  Jahren,  wurden  an 
.     .    26,508,755  fl. 


a)  zur  Beförderung  der  Zehentablösung    .     . 

b)  zurEntschädigungf.  aufgehobene  GeiSle  etc. 


8,423.000  fl. 
4,999,702  „ 


0  Gesetz  Tom  8.  März  1649,  Regienmgsblatt  S.  124. 
^  ProT.  Gesetz  Tom  14.  Juli  ]849,  das.  S.  S39. 
'>  Gesetz  yom  6.  Febr.  1851,  Regierungsblatt  S.  111. 
^)  Heunisoh  a.  a.  0.  S.  491—492. 
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c)  Ton  der  rheinpfalzischen  Schuld   ....    3,875,324  fl. 

d)  BezirkBSchulden 2,140,624  „ 

Während  der  gleichen  Periode  sind  der  Amortisationscasse  an  AcÜTen  über- 

-wieson  worden 6,504,358  fl. 

An  Tilgungsmitteln  wurden  verwendet .    12,121,630  ^ 


§.  85. 
Neuester  Bestand  der  badischen  Staatsschuld. 

In  den  neuesten  Budgets-Vorlagen  der  badischen  Regierung  *)  ist  dem  Vor- 
anschlage für  den  Zinsenbedarf  auf  das  Jahr  1860  folgender  »chuldenbestand 
2U  Grunde  gelegt,  weicht  sich  als  Status  auf  1.  Januar  1860  darstellt. 
L  Schuld  der  Amortisationscasse: 

a)  verzinslich  zu  5 Vor 

1)  Lehencapitalien 530,000  fl. 

2)  Staatszuschuss   an  Pfarr-  und   Schul- 

diensfe  wegen  Steuerabzugs  ....  7,147  „ 

3)  Pfarrzehent-  und  Competenzcapitalien    4,271,620  „ 

4)  Passivcapitalien  aus  verschiedenen  Titeln         57,658  y, 

4,866,425  fl. 

b)  zu  4V«7o  verzinslich: 

5)  Anlehen  von  1851 3,729,100  fl. 

6)  Pfarrzehent-Capitalien 1,609,793  „ 

5,338,893  fl. 

c)  zu  47o  verzinslich: 

7)  Cautionscapitalien 760,314  fl. 

8)  Militäreinstandscapitalien 1,365,905  „ 

9)  Contocorrent-Creditoren 5,910,046  „ 

10)  Diversi 33,431  „ 

8,069,696  fl. 

d)  zu  3V«7o  verzinslich: 

11)  Rentenscheine 2,665,400  fl. 

12)  Lotterieanlehen  von  1840      ....  4,771,596  , 

13)  Lehencapitalien 187,514  , 

14)  Gesetzliche  Depositen 29,416  „ 

15)  Contocorrent-Creditoren 711,659  „ 

16)  Diver» 2,000  „ 

8,367,585  fl. 

e)  zu  37«  verzinslich: 

17)  Lehencapitalien 121,219  fl. 

18)  Contocorrent-Creditoren 23,506  j, 

19)  Diversi 25,000  „ 

169,725  fl. 

f)  xa  27«  verzintUdi: 

20)  gesetzlich  hinterlegte  Gelder 87,809  fl. 


0  Stftndische  YerhandL  von  18^/ff,  8.  BeOageoheft,  Y,   8.  118  ft,  und  4.  Bei- 
kgenheft,  8.  418  iL 
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g)  unyerzinsliohe  Posten: 

21—24)  Rückstandige  Zinsen  und  verlooste  Capitalquoten 

(50  fl.-Loose) 409,934  fl. 

25)  Schuld  an  die  Generalstaatscasse   .    .  569,797  „ 

26)  Dotationsreserve   fOr   die   Zehentablö- 
sungscapitalien 228,086  ^ 

27)  Diversi 5,398  „ 

28)  Papiergeldsschuld 3,000,000  „ 

29)  Schuld  an  den  Domanialgrundstock     .  12,000,000  „ 

16,213,215  fl. 
Sunune  der  Schuld  der  Amortisationscasse 43,113,349  fl. 

n.  Schuld  der  Eisenbahnschuldentilgungscasse: 

1)  3V«proc.  Anlehen  von  1842 11,410,500  fl. 

2)  3V«proc.  Lotterieanlehen  von  1845  .    .    •  13,895,328  „ 

3)  3V»proc.  Anlehen  des  Cantons  Basel     .    .    1,000,000  „ 

4)  4V»proc.  Anlehen  von  1854  und  1856  .    .  13,790,300  „ 

5)  4proc.  Anlehen  von  1859 6,069,800  „ 

6)  4Vsproc.  Schuld  an  die  Amortisationscasse    6,172,657  „ 

7)  Unverzinsliche  Posten 3,064,766  „ 

55,103,351  fl. 

Oesammtstaatsschuld  am  1.  Janr.  1860 98,216,700  fl. 

Setzt  man  hievon  aber  die  eigenen  Yermögensbestände  der 
beiden  Tilgungscassen  ab,  und  zwar 

a)  bei  der  Amortisationscasse 8,696,313  fl. 

b)  „      „    Eisenbahnschuldencasse    ....    7,889,826  „ 
zusammen 16,586,139  fl. 

und  berücksichtigt  man  weiter,  dass  unter  der 
Eisenbahnschuld  (Zffi*.  7)  ein  bloss  durchlaufender 
Posten  sich  angenommen  findet,  nämlich  Dota- 
tionsüberschüsse  von  früheren  Jahren    ....    2,584,369  fl. 

wonach  also  im  Ganzen 19,170,508  fl. 

in  Abzug  zu  bringen  sind,  so  verbleiben 79,046,192  fl. 

als  Passivum  beider  Tilgungscassen.    Hieran  participirt: 

die  Amortisationscasse  mit 34,417,036  ,, 

„    Eisenbahnschuldentilgungscasse  mit 44,629,156  „ 

Aber  auch  von  dieser  Restschuld  hat  der  Domanialgrundstock  und  andere 
Staatsanstalten  einen  sehr  bedeutenden  Betrag  zu  fordern,  so  dass 

a)  von   der  Amortisationscassen-Schuld    nur    die  Posten   5,    11,    12    mit 
zusammen 11,166,096  fl. 

b)  von  der  Eisenbahnschuld  die  Posten  1—5  mit      .    .    •    45,865,928  „ 
zusammen ^-    •    •     07,032,024  fl. 

mit  solchen  Titeln  verbrieft  sind,   welche  dem  öffentlichen  Verkehr  anheim- 
fallen. 

Dass  trotzdem  die  Schuldenbelastung  des  wenig  umfangreichen  Landes  eine 
sehr  namhafte  ist,  lässt  sich  nicht  verkennen.  Erleichtert  wird  sie  aber  da- 
durch, dass  die  grossere  Hälfte  der  Schuld  eine  productive  ist,  welche  sich 
bisher  sdbst  verzinst  und  ausserdem  nicht  nur  die  Ifittel  zu  iluner  planmäsd* 
gen  Tilgung  geliefert,  sondern  noch  Ueberschüsse  ergeben  hat 
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§.  86. 
Staatsverfassung;  Verwaltung  der  Staatsschuld  Badens. 

Das  Ghrossherzogthum  Baden  ist  einer  derjenigen  deutschen  Staaten,  deren 
Fflrston  repräsentative  Verfassungen  gegeben  haben,  ohne  die  diessfaüsige  Yor- 
sebrift  der  deutschen  Bundesacte  abzuwarten.  Die  Yerfassungsurkunde  datirt 
vom  22.  August  1818. ')  Ihr  Inhalt  ist,  in  so  weit  er  uns  wesentlich  interessirt, 
folgender : 
§•  3.    ^Das  Grossherzogthum  ist  untheilbar  und  unyeräusserlich  in  allen  seinen 

Theüen.* 
§.  22.  „Jede  von  Seite  des  Staats  gegen  seine  Gläubiger  übernommene  Ver- 
bindlichkeit ist  unverletzlich.  —  Das  Institut  der  Amortisationscasse  wird 
in  seiner  Verfassung  aufrecht  erhalten.'^ 
§.  57.  „Ohne  Zustimmung  der  Stände  kann  kein  Anlehen  gültig  gemacht  wer- 
den. Ausgenommen  sind  die  Anlehen,  wodurch  etatsmassige  Einnahmen 
zu  etatsmässigen  Ausgaben  nur  anticipirt  werden,  sowie  die  Geldauf- 
nahmen der  Amortisationscasse,  zu  denen  sie  vermöge  ihres  Fundations- 
gesetzes  ermächtigt  ist.*^ 
§.  63.  .Bei  Rüstungen  zu  einem  Kriege  und  während  der  Dauer  eines  Kriegs 
kann  der  Grossherzoe,  zur  schleunigen  und  wirksamen  Erfüllung  seiner 
Bundespflichten,  auch  vor  eingeholter  Zustimmung  der  Stände,  giiltige 
Staatsanlehen  machen,  oder  Kriegssteuern  ausschreiben.  Für  diesen 
Fall  wbrd  den  Ständen  eine  nähere  Einsicht  und  Mitwirkung  in  der 
Verwaltung  in  der  Art  eingeräumt,  1)  dass  der  alsdann  zusammen  zu 
berufende  Ausschuss  (bestehend  aus  dem  Präsidenten  und  drei  Mitglie- 
dern der  I.,  und  sechs  Mitglieder  der  11.  Kammer.  Verf.-Urk.  §.  51) 
zwei  Mitgheder  an  die  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Kriegs  und 
einen  Commissär  zur  Kriegscasse  abordnen  darf,  um  darauf  zu  wachen, 
dass  die  zu  Kriegszwecken  erhobenen  Gelder  auch  wirklich  und  aus- 
schliesslich zu  diesem  Zwecke  verwendet  werden,  und  dass  derselbe 
2)  zu  der  jeweils  wegen  Kriegsprästationen  aller  Art  aufzustellenden 
Kriegscommission  eben  so  viele  Mitglieder  abzugeben  hat,  als  der  Gross- 
herzog, ohne  den  Vorstand  zu  rechnen,  zur  Leitung  des  Marsch-,  Ver- 
pflegungs-  und  Lieferungswesens  ernennt.  Auch  soll  der  Ausschuss  das 
Ke<mt  haben,  zu  gleichem  Zweck  einer  jeden  Provinzialbehörde  aus  der 
Zahl  der  in  dem  Provinzialbczirk  wohnenden  Ständeglieder  zwei  Abge- 
ordnete beizugeben.' 
Die  Amortisationscasse,  von  welcher  in  §.  22  der  Verf.-Urk.  die  Rede  ist, 
war  durch  Verordnung  vom  31.  August  1808  *)  gegründet  worden.  Ein  Gesetz 
vom  31.  Dezbr.  1831  ')  ordnete  aber  ihre  Verhältnisse  völlig  neu,  wie  folgt: 
Art  1.  ^Alle  das  Staatsschuldenweten  berührenden  Einnahmen  müssen 
in  die  zur  Verzinsung  und  Tilguuff  der  Staatsschuld  bestehende  Amortisa- 
tionscasse fliessen,  und  alle  sich  darauf  beziehenden  Ausgaben  von  dieser 
geleistet  wwd^.  —  Einnahrnm  und  Ausgaben,  welche  diesem  Zwecke 
&emd  sind,  können  nur  im  We^e  der  Gesetzgebung  zugewiesen  werden. 
Eine  Vereinigung  der  Amortisationscasse  mit  der  GenersJstaatscasse  oder 
einer  andern  Verwaltungscasse  darf  niemals  stattfinden. '^ 


1)  RegienmgsblatI  von  1818,  B.  101  flC 
*)  Jtegiennigsbktt  von  1808,  8.  258. 
*)  Begieroogiblatt  von  i88S,  S.  21. 
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Art.  2.  „Die  Amortisatioiisoaase  wird  dureh  einen  Direetor  und  die 
erforderlichen  Cassenbeamten  verwaltet;  sie  steht  aosschliessend  unter 
der  Aufsicht  und  Leitung  dee  Finansministeriums.  —  Ohne  Ermächti- 
gung desselben  darf  sie  auf  keine  Anweisung,  woher  sie  auch  konunen 
mag,  irgend  eine  Zahlung  leisten.  Der  Direetor  ist  verpflichtet,  gegen 
Weisungen,  welche  nach  seiner  Ueberzeugung  mit  dem  gegenwärtigen 
Gesetze  nicht  vereinbarlich,  oder  dem  Interesse  der  Amorti8ati<msca88e 
nachtheilig  sind,  dem  Finanzministerium  geeignete  Yorstellnng  zu  machen 
und,  wenn  er  sich  bei  der  hieraiif  ergehenden  Verfügung  nicht  beruhigen 
zu  können  glaubt,  sein  Bedenken  zur  Kenntniss  des  Staatsministeriums  zu 
bringen.  Die  hierauf  ergangenen  Bescheide  sind  den  Rechnungen  anzulegen.'^ 

Art  3.  „Die  Abhör  der  Rechnungen  der  Amortisationscasse  und 
die  ErtheOung  des  Rechnungsbescheides  geschieht  von  der  Oberrechnungs- 
kanuner,  so  lange  ihr  die  durch  das  Edict  vom  16.  März  1819  verliehene 
unabhängige  Stellung  verbleibt  —  "Wenn  sich  bei  der  Abhör  Mängel 
in  der  Verwaltung  zeigen,  welche  dem  Fiiyinzministerium  selbst  zur 
Last  fallen,  so  hat  die  Oberrechnungs-Kammer  dem  Staatsministerium 
davon  die  Anzeige  zu  machen.' 

Art.  4.  „Der  landständische  Ausschuss  wird  im  ersten  Semester  nach 
dem  Schlüsse  jeden  Rechnungsjahres  einberufen,  und  demselben  die 
Rechnung  und  Bilanz  der  Amortisationscaase  mit  allen  Beilagen  zur 
Untersudbung  und  Prüfung  vorgelegt  werden.  Der  Ausschuss  wird  seine 
Erinnerungen  durch  die  Regierungscommission  dem  Staatsministerium 
vorlegen  und  über  die  Resultate  seiner  Prüfung  dem  nächsten  Landtag 
Bericht  erstatten.  Sind  zur  Zeit,  wo  der  Ausschuss  einberufen  werden 
sollte,  die  Stände  selbst  versammelt,  so  ist  derselbe  innerhalb  6  Wochen 
nach  dem  Schlüsse  des  Landtags  einzuberufen.^ 

Art.  6.  „Alle  Einnahmen,  welche  Bestandtheile  des  Grundstocks 
sind,  müssen  der  Amortisationscasse  zur  Verzinsung  übergeben  werden...* 

Art.  7.  „Alle  zur  Sicherung  der  Staatscasse  in  baarem  Geld  gestellt 
werdende  Dienst-  und  andere  Cautionen,  das  in  baarem  Geld  bestehende 
ledige  Erbe  und  alle  bei  den  Staatscassen  im  Laufe  der  zweijährigen 
Rechnungsperiode  disponiblen  Fonds  sind  bei  der  Amortisationscasse 
verzinsUch  anzulegen.*' 

Art  9.  „Ausser  der  Amortisationscasse  ist  keine  Staatsverwaltungs- 
stelle ermächtigt,  irgend  ein  Staatsanlehen,  unter  irgend  einem  Verwände, 
zu  contrahiren.'^ 

Art  10.  „Die  Amortisationscasse  ist  befugt,  zu  Erfüllung  ihrer  eige- 
nen Bedürfiiisse,  nämlich  zu  Zahlung  von  Schulden  über  den  Betrag 
des  Tilgungsfonds  und  zu  Reaüsirung  des  der  Finanzverwaltun^  durch 
gegenwärtiges  Gesetz  eröffneten  Credits  (von  höchstens  V»o  der  budget- 
mässigen  Roheinnahme)  und  etwa  durch  das  Budget  bewilligt  werden- 
den ausserordentlichen  Credits,  unter  Aufsicht  und  Leitung  des  Finanz- 
ministeriums, Anlehen  zu  machen,  entweder  auf  eine  bestimmte  Zeit, 
die  aber  den  Termin,  wo  die  nächste  Ständeversammlung  gesetzlich 
stattfinden  muss,  nur  um  6  Monate  überschreiten  darf,  oder  auf  unbe- 
stimmte Zeit  mit  einer  Aufkündigungsfrist,  die  V>  Jahr  nicht  überstei- 
gen kann.* 

Art  11.  „Zu  Operationen  der  Amortisationscasse,  welche  eine  Ver- 
änderung des  Zinsfnsses  bezwecken,  ist  die  Zustimmung  des  landst&ndi- 
sehen  Ausschusses  erforderlich,  den  Fall  ausgenommen,  wenn  die  Amor- 
tisationscasse für  die  in  Folge  einer  solchen  Operation  lu  BMehenden 
Zahlungen  vollständige  Def^ung  hat^^ 
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Art  12.  ^Die  in  §.  10  dieses  Gesetzes  und  in  dem  §.  63  der  Verf.- 
Urk«  erwähnten  Anlehen  ausgenonunen,  erfordern  alle  übrigen  entweder 
die  Zustimninng  der  Stande  oder  des  ständischen  Ansschosses.  Die  Zu- 
stinunung  des  letztem  genügt,  wenn  ein  Anlehen,  dessen  Betrag  die 
ßunune  von  500,000  fl.  nicht  übersteigt,  wegen  ausserordentlicher,  un- 
vorhergesehener, dringender  Staatsausgaben,  oder  we^en  ausserordent- 
licher Kevenüenausfalle ,  zu  deren  Deckung  die  wirklichen  Einnahmen 
der  Staatscasse^  neben  Benutzung  des  ständigen  oder  etwa  durch  das 
Budget  bewilligten  ausseiordentlichen  Ciedits  nicht  hinreichend  sind, 
nothwendig  wird.^ 

Art  13.  pWenn  der  landständische  Ausschuss  zu  einer  die  Verän- 
derung des  Zinsfusses  bezweckenden  Operation,  oder  zu  einem  Anlehen 
seine  Zustimmung  geben  soll,  so  wird  derselbe  einberufen  und  ihm  im 
ersten  Falle  die  Nothwendigkeit  der  Op^ation,  im  letzten  Falle  die 
Eäthlichkeit  des  Anlehens  und  seines  Betrages  Yon  einer  Commission 
der  Begierung  nachgewiesen.*' 

Art  14.  „Der  landständische  Ausschuss  hat  durch  die  Begierunffs- 
commission  dem  Staatsministerium  zu  erklären,  ob  er  zu  der  Torgesdua- 
genen  Veränderung  des  Zinsfusses  und  unter  welchen  Modalitäten  und, 
im  Fall  es  sich  von  einem  Anlehen  handelt,  zu  diesem  seine  Zustim- 
mung gebe,  und  bis  zu  welchem  Betrag.^ 

£pt  13.  „Das  Ton  dem  ständischen  Ausschusse  consentirte  Anlehen 
wird  Yon  der  Tilgungscasse  unter  Auüsicht  und  Leitung  des  Finanzmi- 
nisteriums negocirt,  welches  die  Verhandlungen  vor  dem  Abschlüsse 
dem  st&odischen  Ausschusse  mitzutheilen,  und  dessen  Erinnerungen  und 
begründete  anderweitige  Vorschläge  mit  sämmtlidien  Verhandlungen  dem 
Staatsministerium  vorzulegen  hat,  das  über  die  Art  und  Weise,  wie  das 
Anlehen  gemadit  werd^i  soll,  definitiv  ^itscheidet^ 

Art  14.    ,,Die  wegen  Veränderuii^  des  Zinsfusses  oder  we^n  Auf- 
nahme eines  Anlehens  gej^Sogenen  Verhandlungen  werden  dem  nächsten 
Landtage  voi^elegt^ 
Es  ist  aus  diesen  Gesetzesbestimmungen,  welche  ausdrücklich  als  Theile  der 
Veriiassung  erklärt  worden  sind,   zu  entnehmen,   dass  einerseits  die  badische 
Bchuldentilgun^pscasse  umfongreichOTe  Zwecke  zu  verfolgen  hat,  ab  es  ander- 
wärts gewöhnlich  der  Fall  ist,  dass  dagegen  der  Landesvertretung  nicht  der- 
jenige unmittelbare  Rinflnss  auf  ihre  Verwaltung  eingeräumt  ist,  welchen  an- 
dere Staatsverfassungen  zum  Nutzen  des  Landescredits  und  im  Interesse  der 
Staaisgläubiger  gewähren. 

N(^  verwickelter  wurden  indessen  die  Verhältnisse  der  Amortisationscasse 
durch  die  Erriditung  einer  Zehentschuldentilgungscasse,^  welche 
ihren  Geldbedarf  aus  der  ersteren  zu  empfangen  hat  und  von  den  Beamten  der 
Amortisationscasse  administrirt  wird;  sodann  durch  die  Ausdehnung  der  Be- 
stimmung letzterer  dahin,  dass  sie  zugleich  Hinterlegun^scasse  für  alle 
in  baarem  Geld  zu  leistenden  gerichtHcmen  Depositen  etc.  sem  seile;  *)  femer 
durch  die  Zuweisung  der  Müitäreinstandsgelder;  0  ^^^  endlich  durch  die  Errich- 
tung einer,  von  den  Beamten  der  Amortisationscasse  zu  führenden  Eisen- 
bahnschuldentilgungscasse.*)    Neben  aDem  dem  ist  sowohl  die  Amor- 


1)  Gesetz  vom  15.  Kov.  1883,  Benenmgsblatt  S.  265,  §.  78—82. 

^  Gesetz  vom  8.  Aug.  1887,  Begienmgsblatt  S.  180. 

^  Gesetz  vom  26.  Mai  1885,  Rc^enmgsblatt  8.  127. 

^)  Gesetz  vom  10.  8ept  1842,  iU^erongsblatt  S.  241. 

ll«ier,  OApitilaakige  in  WerthpiplereB.  20 
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tisationscasfie  als  die  EisenbahnsohuldentilgimgBoaMBe  antorisirt,  die  nicht  zur 
Schuldentilgung  erforderlichen  Mittel  yorübergehend  nutzbringend  anzulegen;^) 
die  erstere  muss  femer  die  flüssigen  Bestandtheile  des  Domanialgmndstoc^ 
und  die  Gelder  yerschiedener  Staatsanstalten,  die  Lehen-  und  Pfarrzehent* 
und  Competenzcapitalien  zur  Verzinsung  annehmen  und  der  Generalstaatscasse 
ebenso,  wie  der  EiBenbahnschuldentilgnngscasse  Vorschüsse  leisten.  Dah^ 
denn  die  Contocorrentforderungen  und  Schulden,  die  yerschiedenerlei  sonstigen 
Actiy-  und  Passiyposten,  welche  aus  unserer  Uebersicht  in  §.  85  ersichtHeh 
sind,  und  anderwärts  in  den  Büchern  der  Staatsschuldentügungscasse  nicht 
figuriien.  Ob  eine  solche  Combination  yielseitiger  Zwecke  und  Institute 
empfehlenswerth,  lässt  sich  billig  bezweifeln. 

Das  Gesetz  yom  10.  Septbr.  1842  über  die  Errichtung  der  Eisenbahnschul- 
dentilgungscasse,  das  wir  behufs  Raumersparung  nicht  reproduciren  woUen, 
beruht  auf  ganz  denselben  Principien,  wie  das  über  die  Errichtung  der  Amor- 
tisationscasse  und  lautet  zum  Theil  wörtlich  gleich. 

§.  87. 
Tilgungsfonds.    Tilgangsmodns. 

I.  Die  Amortisationscasse  erhielt  sofort  durch  das  Gründungsgeeets 
yom  31.  August  1808  eine  Dotation,  bestehend  in  dem  Ertrage  des  Salz-  und 
Postregals,  der  Berg-  und  Eisenwerke,  dem  Erlös  aus  Domänen,  den  Ablo- 
sungsschiUingen  für  Lehen  und  Zinse  und  dem  Ertrag  der  Yermögenssteu^.  *) 
Das  bereits  angeführte  Ctesetz  yom  31.  Decbr.  1831  modificirt  aber  jene  Ver^ 
Ordnung  fblgendermassen : 

Art.  5.  „Das  Bedürfiiiss  der  Amortisationscasse  zur  Bestreitung  der 
Administrationskosten  und  Zinsen  und  zur  a]hnäligen  Tilgung  der  Staats- 
schuld wird  für  jedes  Finanzjahr  durch  das  Budget  bestimmt.  Letzteres 
setzt  zugleich  fest,  welche  yon  der  im  Satz  5  des  Edicts  yom  31.  Aug. 
1808  bestimmten  Mitteln,  oder  welche  andere  statt  dieser,  zur  Deckung 
dieses  Bedürfnisses  angewiesen  werden  sollen.^ 

„Insofeme  bei  den  durch  das  Budget  ausgeworfenen  speciellen  Ein- 
nahmen ein  Ausfall  stattfindet,  hat  das  Finanzministerium  die  zur  yoUen 
Deckung  des  Bedürfoisses  erforderlichen  Summen  auf  die  paratesten 
Staatsreyenüen  anzuweisen.  Diese,  sowie  die  speciellen  Einnahmen 
müssen  yor  Bestreitung  aller  andern  Ausgaben  in  monatlichen  Baten 
an  die  Amortisationscasse  abgeliefert  werden.'^ 

„Die  Staatscasse  wird,  im  FaUe  die  Administrationskosten  oder  Zin- 
sen den  budgetmässigen  Betrag  übersteigen,  den  Mehrbetrag  der  Amor- 
tisationscasse bezahlen,  und  im  entgegengesetzten  Fall  das  zuyielbezahlte 
zurück  erhalten.^ 
Der  Betrag,   welcher  alljährlich  an  der  kündbaren  Staatsschuld  abbezahlt 
werden  sollte,   wurde  yon  1820  an  auf  V*7o  der  ursprünglichen  Schuld,   mit 
Zuwachs  yon  5Vo  aus  diesem  Tilgungsbetrag  yon  Jahr  zu  Jahr,  festgesetzt 
Später  wurden  jedoch  Anlehen  contrahirt,  welche  binnen  kürzerer  Zeit  zurück- 
zuzahlen yersprochen  wurdeii,  *)  und  daher  einen  höheren  Tilgungsfonds  erfor- 


0  Gesetz  yom  31.  Dec.  ISSl,  Art.  18;  Gesetz  yom  22.  Juni  1887  nnd  Gesetz  vom 
10.  Sepi  1842,  Art  8. 

*)  Verordnung  Yom  81.  Aug.  1808,  Zifr.  5. 

>)  So  z.  B.  das  Lotterieanlehen  Ton  1840  binnen  25  Jahren.  Siehe  auch  unten  §.91. 
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derten.  Endlich  ward  bestinunt,  dass  f&r  aUe  vor  dem  1.  Januar  1851  con- 
trahirte  Schulden  ein  festBt^ender  Tilgongsfonda  Ton  jährHoh  500,000  d.  aus- 
geworfen seL  ^)  Für  die  sdt*  1851  au^enonunenen  Anldi^i  wird  dagegen  die 
alte  Regel  wieder  angewendet,  somit  als  Tilgungsqnote  VaV«  der  8chuld  mit 
57o  Jährlichem  Zuwadis  in  das  Budget  emgestellt. 

n.  Die  Dotation  der  Eisenbahnschuldentilgnngscasse  ist  durch 
Art  6  u.  7  des  Gründungsgesetzes  vom  10.  Septbr.  1842  erfolgt,  welche  80 
lauten : 

Art.  6.     „Als  ständige  Dotation  für  Zinse,   Tilgungsfonds  und  Yer- 

waltungskosten  wird  der  Eisenbahnschuldentügunscasse  der  Beinertrag^ 

der  Post-  und  Eisenbahnbetriebs-Verwaltung  zugewiesen.^ 

Art.  7.     „Soweit  die  ständige  Dotation nicht  hinreicht,  soll  das 

Budget  jeweils   d&a.   erforderlichen  Zuschuss   ans   der  Staatscasse   b^ 

stimmen.'^ 
Gemäss  dieser  Gesetzesrorschrift  ist  die  Post-  und  Eis^ibahnverwaltung 
Ton  dem  allgemeinen  Staatsbudget  gänzlich  ausgeschieden  worden  und  bilden 
nun  beide  abgesonderte  Betriebszweige.  , 

In  der  Einnahme  der  EisenbahnschuldentOgungscasse  erscheinen  die  Rein- 
erträgnisse eben  dieser  Betriebszweige.  Die  Ausgabe  richtet  sich  aber  nach 
den  Bedingungen  der  einzehien  Eisenbahnanlehen.  Als  Tilgungsfonds  wurde 
bei  dem  ersten  derselben  ^'i^/o  der  Schuld  mit  einem  jährlichen  Zuwachs  von 
ß^lo  des  Tilgungsfonds  selbst  zugesagt  *)  und  so  wird  denn  auch  die  Tilgungs- 
quote berechnet  ^ 

m.  Betreffend  die  Art  der  Tilgung,  so  ist  solche  in  den  einzelnen 
Anleih^esetzen  bestimmt  Wir  wwden  anlässlich  der  Besprechung  der  ein- 
zelnen Handelspapiere  (unten  §.  91)  das  Erforderliche  hierüber  bemerken  und 
schicken  hier  nur  voraus,  dass  die  Tilgung  durchweg  im  Wege  der  Yerloo- 
sung,  zum  Kominalwerthe,  geschieht  und  Rückkauf  an  der  Börse  behufs  Ver- 
wendung der  ordentlichen  Tilgungsmittel  nicht  stattfindet  Wohl  aber  ist 
die  Amortisationscasse  dann  ziun  Ankauf  ihrer  eigenen  Papiere  ermächtigt^ 
wenn  sie  überschüssige  Baarfonds  nutzbringend  anzulegen  hat  *) 

8.  88. 

Sicherheitsobjecte  der  badischen  Staatsschuld. 

I.  Staatsyermögen.  lieber  das  Yeriiältniss  des  Domanialyermögens  zum 
Staat  spricht  sich  die  Yerfassungsurknnde  folgendermass^i  aus: 
§.59.  „Ohngeachtet  die  Domänen  nach  allgemein  anerkannten  Ghrundsätzeii 
des  Staats-  und  Fürstenrechts  unstreitiges  Patrimonial-Eigenthnm  des 
Regenten  und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  in  dieser  Eigen- 
schaft vermöge  obhabender  Pflichten  als  Haupt  der  Familie,  hiermit 
ausdrücklich  bestätigen,  so  wollen  wir  dennoch  den  Ertrag  derselben, 
ausser  der  darauf  radicirten  Civilliste  und  ausser  andern  durauf  haften- 


0  YeigL  Spedaletat  der  Amortisationscasse  fOr  1860  and  1861,  YerhandL  der 
n.  Eanmier  von  18*V«o>  8.  Beilagenheft,  Y,  S.  124. 

*)  Yergl.  Gesetz  vom  10.  Sept  1842,  Begieningsblatt  S.  248.  Die  spftt^^n  An- 
lehensgesetze  wichen  aber  hievon  wieder  ab.    YergL  auch  nnten  §.  91. 

>)  vergL  Budget  der  Eisenbahnschnldenülgiingscasse  für  1860  und  1861,  YerhandL 
der  n.  Kammer  Yon  IS^^^o,  4.  Beilagenheft,  S.  424. 

*)  Gesets  Yom  81.  Deo.  1831,  Art  18,  nnd  Gesetz  Tom  22.  Juni  1887. 
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dffli  Lasten,  so  lange  als  Wir  Uns  nicht  dnrch  HersteOnng  der  Ißlnan- 
zen  in  dem  Stand  befinden  werden,  Unsere  Unterthanen  nach  Unserm 
innigsten  Wonsche  zu  erleichtem,  —  der  Bestreitung  der  Staatslasten 
femer  überlassen/ 

„Die  Civilliste  kann  ohne  Zustimmung  der  Stände  nicht  erhöhet,  und 
ohne  Bewilligung  des  Grossherzogs  niemals  gemindert  werden.^ 
$.  58.  „Es  darf  keine  Domäne  ohne  Zustimmung  der  Stände  veräussert  werden. 
Ausgenommen  sind  die  zur  Schuldenfilgung  bereits  beschlossenen  Yer- 
äusserungen,   Ablösungen   von  Lehen,   Erbbestanden,   Gülten,   Zinsen, 
Frohndiensten,  Verkäufe  von  entbehrlichen  Gebäuden,  von  Gütern  und 
Gefallen,  die  in  benachbarten  Staaten  gelegen  sind,  und  alle  Yeräusse- 
rungen,  die  aus  staatswirthschaftllchen  Rücksichten  zur  Bef5rderung  der 
Landescultur  oder  zur  Aufhebung  einer  nachtheiligen  eigenen  Verwal- 
tung geschehen.    Der  Erlös  muss  aber  zu  neuen  Erwerbungen  verwen- 
det oder  der  SchuldentOgungscasse  zur  Verzinsung  übergeben  werden.* 
Das  mehrfach  angezogene  Gesetz  vom  81.  Decbr.  1831   über  die  Ver£&s- 
«ung  und  Verwaltung  der  Amortisationscasse  fügt  hinzu: 

Art  6 „Neue  Erwerbungen    sind   aus   der  Amortisationscasse 

zu  bestreiten.   Der  Aufwand  für  Gebäude,   welche  abgehende  ersetzen 
sollen,   ist  aus  laufenden  Revenuen  zu  bezahlen.    Wie  viel  von  dem 
Gesammtaufwand  für  Neuerbauten  oder  für  den  Ankauf  von  Gebäuden 
aus  laufenden  Revenuen,   und  wie  viel  davon  aus  dem  GFrundstocksver^ 
mögen  bestritten  werden  soll,   wird  für  jede  Finanzperiode  durch  das 
Budget  bestinunt.^ 
Man   entnimmt   diesen   grundgesetzHchen   Bestimmungen,   dass   in  Baden 
das  Domanium  als  Eigenthum   der  regierenden  Familie  reservirt  ist.    Es  ist 
jedoch   niemals   zu   der   in  §.  59  der  Verf.-Ürk.  vorbehaltenen  Zurücknahme 
desselben  gekonunen,   vielmehr  sind  ununterbrochen  die  Domänenerträgnisse 
den  Staatscassen  und   die  Erlöse   aus  Veräusserungen  und  Ablösungen   der 
Amortisationscasse  zugefiossen,   welch'  letzterer  davon  12  MiH.  Gulden  unver^ 
zinslich  überlassen  sind,   während  sie  den  weiteren  bedeutenden  Betrag  der 
Generalstaatscasse  mit  4^/o  verzinst  ^)   Dagegen  hat  durch  Gesetz  vom  8.  Man 
1854  *)  eine  Neureg*alirung  der  Civilliste  auf  die  Summe  von  652,490  fl.  statt- 
gefunden,  welcher  schon  durch  Gesetz  vom  14.  April  1858^  eine  Erhöhung 
tun  100,000  fl.  nachgefolgt  ist 

Zu  dem  Domanium  sind  seit  1839  als  bedeutende  Vermögens-  und  Ertrags- 
objecte  die  StaatseiBenbahnen  gekommen,  deren  Eigenthum  unbestritten  dem 
Staat  zusteht. 

Die  Grösse  des  gesammten  Staatsvermögens  berechnet  sich  mittelst  Capi- 
taUsirung  der  reinen  Ertragsrente  auf  Grund  der  neuesten  Budgets-Vorlagen, 
wie  folgt:*) 

Reineinnahme  der  Eameraldomänenverwaltung     .    .    .       579,496  fl. 
„  „    Forstdomänenverwaltung      ....       884,685  „ 

„  „   Berg-  und  Hüttenverwiutung    .    .    .         87,743  „ 


^)  Der  in  Geld  verwandelte  TheU  des  Domftnengnmdstocks  betrag  am  31.  Dec 
1858  die  beträchtliche  Summe  von  21,626,804  fl.  VerhandL  der  11.  Kammer  von  18^V«<H 
L  Beilagenheft,  II,  S.  117. 

*)  Regienmgsbl.  von  1854,  8.  48. 

^  R^ierungsbL  von  1858,  S.  147. 

*)  VerhandL  der  IL  Kammer  von  18**/eo,  3.  Beilagenheft,  V,  S.  4,  22,  37  und 
4.  Beilagenheft,  S.  418,  und  Hanptfinanzetat  fOr  1860  und  1861,  Regienmgsbl.  von 
1860,  8.  175  ff. 
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Beindniiahme  der  Poetverwaltimg 358,793  fl. 

„  j,   EisenbahnYerwaltimg 2,125,205  ^ 

4,035,922  fl. ') 
Davon  ab  die  auf  die  Domänen  radicirte  Civifliste  mit       752,490  „ 

Rest  lastenfreie  Revenue 3,283,432  fl. 

Diese  zu  4%  cimitalisirt,  resultirt  als  Summe  des  der  Staatsschuld  zur 

Deckung  dienenden  Staatsvermögens .      82,085,800  fl» 

Dazu  sind  aber  diejenigen 12,000,000  „ 

zu  rechnen,  welche  der  Domanialgrundstock  der  Amortisations- 

casse  unverzinslich  vorgeschossen  hat.  

Summe  des  ganzen  Staatsvermögens 94,085,800  fl. 

n.  Steuerkraft.  Denyi)esten  Beweis  für  seine  Leistungsfähigkeit  hat  Baden 
dadurch  geliefert,  dass  es  sich  von  den  Stürmen  der  Jahre  1848  und  1849 
in  kurzer  Zeit  -nieder  völlig  erholt  hat.  Wenn  auch  jene  Vorgänge  einer 
lang  andauernden  Eriegszeit  nicht  zu  vergleichen  sind,  so  haben  sie,  wie  wir 
schon  früher  angedenkt  haben,  doch  dem  badischen  Lande  sehr  schwere 
Lasten  aufgelegt.  Um  die  wirthschaftlichen  Folgen  derselben  binnen  weniger 
Jahre  fast  verschwinden  zu  machen,  bedurfte  es  freilich  des  Segens,  mit  wel- 
chem die  Natur  das  Land  bedacht  hat. 

Dasselbe  umfasst  nur  278  Quadratmeilen  mit  1,335,952  Bewohnern.*) 
Beinahe  */»  der  Gesammteinwohnerschaft  beschäftigen  sich  mit  Landwirth- 
schaft,  welche  denn  auch  die  Haupterwerbsquelle  bildet,  und  auf  einer  bedeu- 
tenden Höhe  der  Entwicklung  steht.  Der  Ertrag  von  Grund  und  Boden 
einschliesslich  der  Forst-  und  Bergbauproducte  wird  zu  nahezu  85  Mill.,  der 
Nutzen  aus  der  Viehzucht  zu  237»  Mill.  Gulden  geschätzt.*)  Die  Steuercapi- 
talien  betrugen  im  Jahre  1859:  von  Grundeigenthum  und  Gefallen  537,898,815  fl., 
von  Gebäuden  188,027,320  fl.  (welche  jedoch  schon  1853  zu  342,237,600  fl. 
in  der  Brandassecuranzcasse  versichert  waren)  und  von  Gewerben  191,150,370fl. 
Das  Nationalvermögen  wird  übrigens  höher,  im  Ganzen  zu  1.393,598,845  fl. 
geschätzt.  *)  Die  Regierung  sowohl,  als  verschiedene  Vereine  haben  seit  lan- 
ger Zeit  Anstrengungen  zur  Förderung  der  materiellen  Literessen  gemacht, 
welche  alle  Anerkennung  verdienen.  Das,  was  der  Staat  allein  von  1831  bis 
1854  in  dieser  Richtung  aufgewendet  hat,  für  Grundentlastung,  Unterstützung 
landwirthschaftlicher  Vereine  und  Anstalten,  für  Gewerbeschulen,  Wasser-  und 
Strassenbau,  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  berechnet  sich  auf  die  enorme 
Simune  von  fast  95  Mill.  Gulden,  *)  wozu  seitdem  weitere  grosse  Beträge  ge- 
kommen sind.  Die  Erfolge  dieser  Anstrengungen  sind  aber  nicht  ausgeblieben. 
Es  hat  sich  nicht  nur  die  landwirthsc^aftliche  Production  derart  gehoben,  daa» 
sie  bedeutende  üeberschüsse  an  das  Ausland  abgeben  kann,  sondern  es  ist 
auch   die   gewerbliche   und   Handelsthätigkeit  im   grossen  Ganzen  gefordert 


')  Hieza  wäre  noch  das  wirkliche  Beiriebsergebniss  der  SalinenTerwaltung  zu  rech- 
nen, was  jedoch  desshalb  unmöglich,  weil  dasselbe  von  der  Salzsteuer  nicht  ausge* 
schieden  ist. 

*)  Volkszählnngsresaltate:  1816:1,005,899;  1880:1,200,471;  1840:1,296,967;  184S: 
1,885,354;  1849:  1,364,774;  1852:  1,356,492;  1855:  1,314,837;  1858:  1,335,952  Seelen. 
Bemerkenswerth  ist  die  Abnidmie  von  1852—1855,  eine  Folge  der  AuBwandenmgen 
wegen  der  poHtbchen  Zustände.  Dadurch  ist  die  BevOlkerang  genau  auf  den  Stand 
von  1848  zurückgekonmien. 

^  Heunisoh  a.  a.  O.  8.  401-*-402. 

*)  Das.  8.  401. 

*)  Das.  8.  400. 
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worden.    Bedeutend  ist  zumal  der  Durchgangs-  und  Speditionshandel,  begün- 
stigt durch  die  Lage  des  Landes. 

Man  kann  daher  sagen,  dass  die  Steuerkraft  des  badischen  Volkes  eine 
hohe  Entwicklung  erlangt  hat.  Dieselbe  war  auch  in  letzter  Zeit  bedeutend 
angestrengt  und  wird  bei  einem  für  ein  so  kleines  Land  hohen  Staatsbudget 
stets  Anforderungen  unterworfen  sein,  welche  ihre  Fortentwicklung  Toraus- 
setzen. 

§.  89. 

Finanzlage  Badens. 

Den  Zustand  des  badischen  Staatshaushalts  von  18B1  bis  1850  schildern  wir 
mit  den  "Worten  eines  Vortrags  des  Finanzministers  vom  25.  Novbr.  1850. 

„In  den  Jahren  1881  bis  1847  war  die  Staatseinnahme  in  der  Regel  be- 
trachtlich höher  als  die  ordentliche  und  ausserordentliche  Staatsausgabe.  Nur 
in  den  Jahren  1837,  1838,  1839,  1846,  1847  und  im  zweiten  Halbjahr  1841 
war  die  Ausgabe  ausnahmsweise  überwiegend.  Ja,  zieht  man  die  gleichzeitige 
Ab-  und  Zunahme  der  Katuralvorräthe  mit  in  Betracht,  so  zeigt  sich  lediglich 
in  den  Jahren  1838  und  1847  eine  Mehrausgabe,  lieber  anseh^che  Einnahme- 
Ueberschüsse  konnte  demzufolge  fast  forthin  verfügt  werden,  und  es  ist  diess 
auch  auf  verschiedene  Weise  geschehen.** 

^Zunächst  ward  auf  nicht  unerhebliche  Einnahmebetrage  verzichtet. 
So  wurde  vom  1.  Januar  1832  an  die  Accise  vom  Schweine-,  Schaf-  und 
Lammfleisch ....  abgeschafft;  so  vom  22.  Juli  1833  an  der  Salzpreis  • . .  von 
4  auf  3  kr.  herabgesetzt;  so  der  Spielkartenstempel  und  der  Zunfttaxantheü 
aufgegeben;  so  £e  Branntweinsteuer  ermässigt;  so  vom  Steueijahr  1837  an 
die  Classensteuer  um  90,000  — 100,000  fl.  .  .  .  gemindert.  So  ward  endlich 
vom  1.  Januar  1842  an  die  Postrevenüe,  die  für's  Jahr  rein  gegen  250,000  fl. 
abwirft,  zur  Unterstützung  des  Eisenbahnuntemehmens  aus  dem  allgemeinen 
Staatsbudget  ausgeschieden.  Femer  wurden  zur  Erleichterung  der  Staatsan- 
gehörigen ganz  ansehnliche  neue  Ausgaben  auf  die  Staatscasse  über- 
nommen. So  wegen  der  im  Jahre  1831  erfolgten  Aufhebung  der  Strassen- 
bau-,  Militär-  und  Gerichtsfrohnden  gegen  300,000  fl.  jährlich;  so  wegen  Auf- 
hebung alter  steuerähnlicher  Abgaben,  w^en  Uebernahme  von  Bezirksschul- 
den, wegen  der  Staatsbeihilfe  bei  Aufhebung  der  Herrenfirohnden  imd  Blut- 
zehenten nicht  unerhebliche  Rentenbeträge;  so  vor  allem  gegen  400,000  fl. 
jährlich  wegen  der  Staatsunterstützung  f&r  die  Zehentablosung. ')  Nicht  minder 
hat  man  1,625,175  fl.  42  kr.  an  Etatsüberschüssen  von  18^'A>  und  516,000  fl. 
an  Etatsüberschüssen  von  18'V»  neben  der  jährhchen  bedeutenden  Tilgungs- 
quote ausserordentlicher  Weise  zur  Schuldentilgung  verwendet.*' 

„Zudem  sind  in  dieser  Zeit  neben  den  ordentHchen  Staatsausgaben  noch 
sehr  beträchtliche  ausserordentliche  Ausgaben  bestritten  woroen.  Li  der 
bescheidenen  Grösse  von  156,085  fl.  5  kr.  im  Jahr  1831  beginnend,  haben 
dieselben  im  Jahre  1847 ....  die  Höhe  von  1,419,272  fl.  34  kr.  erreicht.  Im 
Ganzen  erscheinen  in  16  Jahren  und  7  Monaten . . .  nicht  weniger  als  1 2,040,186  fl« 


^)  Kach  Heunisch  a.  a.  0.  S.  399  betragen  die  Staatsbeitrftge  an  Capital,  Zinsen 
und  Zinseszinsen  für  die  Zehentablösung  und  für  die  Entsohädignng  wegen  angehobe- 
ner alter  Abgaben,  Frohnden,  Biutzehenten,  Besitzveränderunffsabgaben,  Jagdreohte 
und  Fischereirechte  von  1831  bis  1854  bereits  17,581,437  fl.  22  kr.,  die  übernommenen 
Bezirksscholden  2,140,624  fl.  51  kr. 
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10  kr.  auf  ausserordentliche  Ausgaben,  und  darunter  5,216^95  fl.  16  kr.  fBr 
den  Wasser-  und  Strassenbau,  1,160,428  fl.  25  kr.  fOr  Gebäude  und  Einrich- 
tungen zu  den  Zwecken  der  ZoUyerwaltung  und  des  Handels  etc. . .  •  verwendet. 
Aber  dieser  ordentlichen  und  ausserordenmchen  Ausgaben  ungeachtet  hat  man 
2uletzt  noch  ganz  ansehnliche  Ersparnisse  im  Betriebsfonds  zurückgelegt 
Denn  während  derselbe  am  1.  Juni  1831  nur  in  4,546,827  fl.  18  kr.  bestanden 
hatte,  war  er  am  1.  Januar  1848  bis  auf  8,693,755  fl.  20  kr.  angewachsen, 
sonach  inzwischen  um  4,146,928  fl.  2  kr.  yermehrt  worden.^ 

Unter  diesen  Umstanden  hatte  sich  der  Staatscredit  mehr  und  mehr  befe- 
stigt und  von  dem  —  dem  Grossherzogthum  mit  Recht  zugewendeten  Ver- 
trauen gab  das  Eisenbahnanlehen  von  1845,  das  letzte  Staatsanlehen  in  dieser 
Periode,  einen  glänzenden  Beweis.^ 

^Leider  trat  mit  dem  Jahre  1848  im  erfreulichen  Zustande  der  ^ossher- 
zogUchen  Staatsfinanzen  ein  sehr  bedaueriicher  Wendepunkt  ein.  Die  Theu- 
rung  von  *%?  konnte  nicht  ohne  nachtheiligen  Einfluss  •  •  •  vorübergehen;  die 
grossen  Ereignisse  der  Jahre  1848  und  1849  wirkten  tief  eingreifend  auf  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staats;  die  Revolution  im  Mai  und  Juni  1849 
mit  allen  ihren  Folgen  verstärkte  diese  Wirkung  in  nicht  gewöhnlichem  Maass.^ 

Im  Weiteren  werden  nun  die  Verluste  auf  5,376,516  fl.  berechnet,  welche 
die  Jahre  1848  und  1849  der  Staatscasse  verursacht  haben,  in  so  weit  sie 
damals  ziffermässig  bekannt  waren.  Ein  Aufsatz  im  Centralblatt  für  Staats- 
und  Gemeindeintereesen  vom  24.  Febr.  1855  ergänzt  diese  Berechnung  und 
kommt  zu  einem  Schlussresultate  von  10  Mill.  Gulden  Einbusse  des  Staats 
von  1848  bis  1853  in  Folge  der  Revohition  von  1848  und  1849. ') 

Es  ist  für  sich  klar,  daiss  auf  solche  Schläge  das  Gleichgewicht  selbst  durch 
Steuererhöhungen  nicht  sofort  wieder  hergestellt  werden  konnte;  denn  die 
Bdastung  der  Steuerpflichtigen  hatte  in  ihrer  nicht  minder  eingetretenen  Er- 
schöpfung ihre  Grenzen.  Die  Staatsbudgets  der  folgenden  Jfuu*e  schlössen 
daher,  &e  ausserordentlichen  Ausgaben  eingerechnet,  stets  mit  einem  Deficit 
ab.  Doch  übertrafen  die  wirklichen  Rechnungsergebnisse  alsbald  die  Voran- 
schläge und  schon  die  Staatsreohnung  für  1857  ergab  einen  reinen  Ueberschuss 
von  365,452  fl.  9  kr.  *)  Ebenso  lieferte  die  Staatsrechnung  für  1858  einen 
Ueberschuss  von  749,486  fl.  ^) 

Neuestes  Staats -Budget  für  1860  und  1861.  ^) 

Ordentliche  Roh-Einnahme  für  1860: 

I.  Justizministerium  (BezirksjustizgefäUe  und  Strafanstalten)  227,840  fl. 
n,  Ministerium  des  Innem  (Polizeigefalle,  Heil-,  Pflege-  und 

Verwahrungsanstalten,  Landgestüt) 445,305 

in.  Handelsministerium  (Wasser-  und  Strassenal^ben)    .    .    .  21,410 


» 


^)  Davon  kommen  auf  den  Maianfrtand  von  1849  und  dessen  Folgen  allein  Über 
7V>  HOL,  woronter  2,625,000  fl.  Entsohädignng  an  Preossen,  1,926,200  fl.  für  Verpflt- 
gong  der  preuss.  Trappen,  1,898,427  fl.  während  des  An&tands  versohleuderte  Gelder 
und  1,126,414  fl.  für  Wiederanschafhng  des  durch  den  AuüBtand  verschleuderten  Eriege- 
materials. 

«)  VerhondL  der  IL  Kammer  von  IS^'/eo,  1.  BeUagenheft  8.  IV. 

^  Ebendaselbst  S.  VH. 

*)  Beflage  zum  Finanzgeseiz  vom  24.  Mai  1860,  Begierungsbl  S.  175  fl*.  Das  Budget 
der  Badanstalten  ist  abgesondert,  RegierungsbL  8.  70,  Ter^ffentlloht. 
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rV.  FinanzmiiiiBteTiain: 

1)  Eameraldomänenyerwaltmig 1,314,635  fl. 

2)  ForstdomäneiiTerwaltimg 1,632,535  „ 

3)  Berg-  und  HüttenTerwaltung 1,137,040  „ 

4)  Steuerverwaltung  (directe  und  indirecte)   .  6,916,844  „ 

5)  Salinenverwaltung       1,399,479  „ 

6)  Zollverwaltung 8,084,401  „ 

7)  Münzverwaltung 615,304  „ 

8)  Allgemeine  Cassenverwaltung 39,648  „ 

16,139,886  fl. 
V.  Kriegsministeriuni 50,500  „ 

Summe  allgemeiner  Etat 16,884,941  fl. 

Dazu  die  Etats  der  ausgeschiedenen  Verwaltungszweige: 

1)  Postverwaltang 1,399,311  fl. 

2)  Eisenbahnbetnebsverwaltung 5,325,486  „ 

8)  Antheil  am  Reinertrag  der  Main-Neckarbahn       104,183  „ 
4)  Badanstaltenverwaltung 161,137  „ 

'         6,990,117  fl. 
Hauptsumme  aller  ordentlichen  Einnahmen 23,875,058  fl. 

Ordentliche  Ausgaben  für  1860: 

L  Lasten  und  Verwaltungskosten  aller  Zweige 5,703,544  fl. 

n.  Eigentlicher  Staatsaufwand : 

1)  Staatsministerium  (worunter  924,738^fl.  für  das  grossh. 

Haus) 994,010  fl. 

2}  Ministerium  des  grossh.  Hauses  und  des  Auswärdgen     .         124,867  , 

3)  „  der  Justiz 1,303,923  „ 

4)  „  des  Innern  (zugleich  Oultus  und  Unterricht)      2,137,551  „ 

5)  „  „  Handels  (für  Strassen-  und  Wasserbauten 

aUem  1,252,385  fl.) 1,300,531  „ 

6)  „  der  Finanzen  (darunter  auf  die  Landesschuld 

1,886,785  fl.) 2,110,027  „ 

7)  Kriegsministerium 2,636,165  „ 

Summe  allgemeiner  Etat 16,310,618  fl. 

Dazu :    8)  Postverwaltung 1,040,518  fl. 

9)  Eisenbahnbetriebsverwaltung     .    .    .    2,980,094  „ 

10)  Badanstalten 161,137  „ 

11)  Eisenbahnschuldentilgungscasse      .     .    2,808,368  „ 

6,990,117  fl. 

macht  Hauptsumme  aller  ordentlichen  Ausgaben 23,300,735  fl. 

Es  ergibt  sich  sohin  ein  Ueberschuss  von 574,323  „ 

F&  das  Jahr  1861  ist  die  Einnahme  völlig  gleich  zu 

23,875,058  fl. 
die  Ausgabe  aber  mit  geringen  Abweichungen  zu  23,281,575  „ 

berechnet,  wonach  ein  Ueberschuss  von 593,483  fl. 

zu  erwarten  ist    Diese  Ueberschfisse  nebst  einem  ausseror- 
dentlichen Zuschüsse  aus  der  Amortisationscasse  von  .    .    .         371,872  „ 

zusammen  mit  der  Summe  von 1,539,678  fl. 

sollen  zur  Deckung  des  ausserordentlichenAusgabebudgets 
für  beide  Jahre  von  gleichem  Betrage  dienen. 
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§.  90. 


Gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Amortisation  ^  Vindication,  Verjährung 
und  Festmachong  badiscber  Staatspapiere. 

Gesetz  yom  14.  Mai  1828 : ')  Art  1.  ^Das  Forderongsrecht  ans  den  von  4er 
Amortisatioiiscasse  anf  Inhaber  gestellten  8taatspapieren  wird  yerjährt: 

a)  bei  deiijenigen  Stasttspapier^i,  die  mit  Conpons  yersehen  sind,  in  fünf 
Jahren  von  demjenigen  Ta^  an  gerechnet,  an  welchem  der  letzte  der 
beigel^ten  Coupons  fällig  ist  Auch  im  Falle  der  erfolgten  Aufkündi- 
gung CNder  Verloosung  soU  die  Yeijährung  nicht  eher,  als  von  dem  Tage 
ihren  Anfang  nehmen,  an  welchem  der  letzte  der  ihnen  beigelegten 
Coupons  f&Uig  geworden  wäre; 

b)  bei  dexgenigen  Staatspapieren,  die  mit  Coupons  nicht  versehen  sind,  in 
zehen  Jahren  von  demjenigen  Tage  an  gerechnet,  wo  die  Amortisa- 
tionseasse  zu  zahlen  schuldig  und  berechtigt  ist;  jedoch  soll  die  Ver- 
jährungszeit eine  Frist  von  5  Jahren,  vom  letzten  planmässigen  Zahhmgs* 
tennin  des  Anlehens  gerechnet,  nie  übersteigen; 

c)  von  jedem  Zins-  oder  Benten-Coupon  muss  binnen  drei  Jahren,  von 
dem  Tage  der  Fälligkeit  an,  der  Werth  erhoben  werden,  sonst  ist  alles 
Forderungsrecht  aus  demselben  veijährt.^ 

Art.  2.  „Für  den  Fall,  dass  Staatpapiere  auf  Inhaber  ihren  Besitzern  ohne 
deren  Willen  abhanden  kommen  sollten,  treten  die  Vorschriften  ein,  welche 
in  den  Sätzen  201  bis  205  des  Anhangs  zum  Landrecht  hinsichtiich  der  Zettel 
auf  Inhaber  gegeben  sind,  jedoch  mit  der  Aenderung,  dass  die  im  Art  202 
erwähnte  gesetzliche  Zahlungssperre  auf  dreissig  Tage  bestimmt  wird.^ 

Die  hier  citirten  Sätze  201  bis  205  des  Lsrndrechts-Anhangs  handeln  zu- 
nächst von  „Handelszetteln^  >)  und  bestinmien :  der  Inhaber  könne  von  seinem 
Verluste  den  Emittenten  mit  der  Wirkung  einer  Zahlungssperre  von  8  Tagen 
in  Kenntniss  setzen  und  unter  Glaublichmachung  des  miheren  Besitzes  und 
nachherigen  Verlustes  bei  dem  Gerichte  eine  dem  Emittenten  binnen  jenen 
8  Tagen  vorzulegende  Sperrverfügung  auswirken,  wonach,  falls  in  der  Ver- 
jährungszeit kein  Präsentant  sich  meldet  und  Impetrant  Besitz  und  Verlust 
nunmehr  eidlich  bestärkt,  ihm  der  Emittent  zahlen  muss.^  Femer  verordnen  die- 
selben Sätze  (202, 203) :  ,)Zettel  auf  Inhaber  werden  durch  blosse  Uebergabe  des 
Zettels  zu  Eigenthum  übertragen.  Wem  ein  solcher  Schein  ohne  sein  Wis- 
sen und  WiUen  abhanden  kommt,  der  kann,  wenn  er  die  Kennbarkeitszeichen 
gehörig  anzugeben,  auch  den  Besitz  und  Verlust  dem  Richter  glaublich  zu 
machen  vermag,  durch  Anschreiben  an  den  Ausgeber  diesen  von  dem  vorha- 
benden Ansuchen  bei  Gericht  benachrichtigen.  Der  Erheber  hat  bei  diesem 
sich  über  nichts  als  darüber  auszuweisen,  dass  er  den  Zettel  auf  redlichem 
Wege  in  die  Hand  bekommen  hat;  sobald  er  dieses  glaublich  zu  machen 
vermag,  muss  ohne  weitere  Nachfrage  nach  dem  Becht  dessen,  von  dem  er  ihn 
ehielt,  der  Sperrbefehl  aufgehoben  werden.^  *) 

Die  durch  Art.  2  des  oben  angeführten  Gesetzes  ausgesprochene  analoge 


')  Regienmgsbl.  tob  1828,  S.  85. 

^  Nach  dem  Gesetz  vom  5.  Juni  1860,  die  AussteUnng  von  BchnldverBohrelbniigQn 
auf  den  Inhaber  betr.,  Begieningsbl.  S.  211,  Art  1,  dürfen  übrigens  Handelezettel  au 
portenr  künftig  nicht  mehr  ansgegeben  werden. 

•)  Vergl.  Kuntze,  Inhaberpapiere,  11.  Abth.  S.  727,  Note  9. 

^  Daselbst  8.  686. 


Digitized  by  CjOOQIC 


814  Staateptt{4ere. 

Anwendimg  dieser  Bestimmmigeii  auf  Staatspapiere  ergibt  wesentliche  Abwei- 
chungen von  der  Gesetzgebung  anderer  Staaten.  Was  zunächst  die  Amorti- 
sation betrifiPt,  so  ist  in  Baden  nach  obi|;en  Bestimninngen  von  einem  eigent- 
lichen Mortificationsverfahren  mit  Edictalcitationen  und  darauf  folgendem  Mor- 
tificationserkenntnisse  nicht  die  Bede,  yiehnehr  spielt  die  Zahlungssperre 
die  Hauptrolle.  Diese  kann  der  Eigenthümer  des  yerlomen  Papiers  in  den 
ersten  80  Tagen  bei  der  Schuldenti^;ungscasse  durch  eine  einfache  Anzeige 
erwirken.  Während  derselben  Zeit  muss  er  aber  diese  so  zu  sagen  Privai- 
si>erre  in  eine  gerichtliche  verwandeln  lassen  und  alsdann  die  Yeijährungs- 
firist  abwarten,  worauf  er  erst  sein  Recht  gesichert  sieht,  so  dass  er  wieder 
Zahlung  zu  yerlangen  hat«  HinsichÜich  der  v  indieation  stimmt  das  badische 
Hecht  darin  mit  andern  Gesetzgebungen  überein,  dass  dieselbe  g^fen  den 
redlichen  Besitzer  nicht  statthaben  kann. 

Endlich  die  Aussercourssetzung,  beziehungsweise  Festmachung  badi- 
Bcher  Staatspapiere  au  porteur  anbelangend,  so  enthalten  die  einzelnen  An- 
leih^^esetze,  sofern  dieselben  nicht  Lotterieanlehen  betreffen,  ohne  Ausnahme 
die  Bestimmung,  dass  zwar  sämmtliche  Obligationen  auf  den  Inhaber  ausge- 
stellt, dass  sie  aber  nicht  nur  auf  den  Namen  eingeschrieben,  sondern  auch 
durch  Aufhebung  dieser  Inscription  wiederum  au  porteur  gestellt  werden  kön- 
nen. ')  Die  Einschreibung  und  die  Aufhebung  derselben  hat  durch  die  betref- 
fende Tilgungscasse  zu  geschehen. 


§.  91. 

Zinsfttss;  Ort  und  Art  der  Zins-  und  Oapitalzahlung;  Abzüge  bei  der 
Zinserhebung;  einzelne  badische  Verkehrs -Staatspapiere. 

Dass  das  Grossherzogthum  Baden  den  Zinsfiiss  seiner  Staatspapiere,  und 
zwar  früher  als  seine  Nachbarstaaten,  auf  den  massigen  Satz  von  3V*^/o  her- 
abzusetzen vermochte;  dass  alsdann  in  den  Jahren  1848  und  1849  sowohl 
von  der  Amortisations-  als  auch  von  der  Eisenbahnschuldentilgtmgscasse  5^/o 
Darlehen  contrahirt,  ja  sogar  specielle  Hypotheken  hiefttr  verschrieben  werden 
mussten ;  *)  dass  aber  wenige  Jahre  nachher  diese  hochzinsenden  Capitalien 
beziehungsweise  getilgt  oder  convertirt  worden  sind, ')  haben  wir  gelegentlidi 
bereits  bemerkt.  Seit  1851  sind  nur  mehr  4V>proc.,  in  neuester  Zeit  nur 
4proc.  Darlehen  aufgenommen  worden.  In  so  weit  die  Yerbriefüngen  beider 
Aotheilungen  der  badischen  Staatsschuld  im  Verkehr  sich  befinden,  gibt  es 
daher  jetzt  nur  noch  3V«-,  4-  und  4V«proc.  Titel.  Die  beiden  Lotterieaidehen 
sind  3V«proc. 


>)  Vergl.  Gesetze  vom  10.  Sept.  1842,  RegierungsbL  8.  243;  vom  6.  Febr.  1851, 
Begierungsbl.  S.  111;  vom  20.  April  1854,  Begierungsbl.  S.  188;  vom  12.  Febr.  1856, 
RegieraogsbL  8.  41 ;  und  YollzugsTerordnung  zum  Gt^tze  vom  7.  Mai  1858,  dd.  8.  Jimi 
I8ö9,  Reffierangsbl.  S.  198.  Auch  auf  den  Obligadonen  selbst  ist  diese  Bestimmung 
mit  dem  Beifü^n  enthalten,  dass  die  Einschreibung  die  Folge  habe,  dass  das  Capital 
nur  an  die  zuletzt  eingetragene  Person  bezahlt  werden  könne.  Die  Yersohreibungen 
der  Lotterieanlehen  können,  wie  es  auch  in  der  Katur  der  Sache  liegt,  nicht  auf 
l^amen  eingeschrieben  werden. 

*)  Vergl.  Gesetze  vom  26.  Juli  1848,  RegierungsbL  S.  276,  und  vom  3.  März  1849, 
Regiemngsbl.  S.  123. 

^  Bekanntm.  vom  24.  April  1851,  RegierungsbL  S.  293;  Gesetz  vom  12.  Febr.  1856, 
RegierungsbL  8.  41. 
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Die  Zinsen  und  die  f&Uigen  Capüalbetr&g«  werden  nicht  nur  bei  der  be- 
treffenden Tilgongscasse  xa  Carlsruhe,  sondern  auch  bei  den  Ereiscassen  in 
Freiburg  und  Mannheim  und  ausserdem  in  Frankfurt  a/M.  bezahlt. '}  Abzüge 
irgend  welcher  Art  sind  dabei  unzulässig.  Auch  bestimmen  einzelne  Gesetze, 
dai98  unerachtet  des  Bestehens  Ton  Staatspapiergeld  dem  Gläubiger  gegen 
seinen  Willen  keine  Werthszeichen  an  Zahlungsstaä  gegeben  werden  dürfen.  *) 

Die  im  Verkehr  befindlichen  Yerbriefungen  der  badischen  Cbsammtstaats- 
8chuld  sind  folgende: 

L  Ton  der  Amortisationscassensehuld. 

1)  dVtproe.  Bentenscheine,  entstanden  aus  der  Conyertirung  der  Partial- 
obligationen von  1809  und  1817  und  der  sogen.  CassenobUgationen,  so- 
wie durch  die  Yerbriefong  der  Ansprüehe  der  Grundherren  für  aufge- 
hobene Rechte  und  Gefalle.  Ihr  Gesammtbetrag  war  1860  noch  2,665,400  fl. 
Der  Natur  der  Rentenscheine  gemäss  können  sie  auf  keine  bestimmte 
Tilgungsquote  Anspruch  machen.  Doch  ist  die  Amortisaüonscasse  durch 
€Fesetz  Yom  12.  Febr.  1856")  ermächtigt  worden,  einen  Betrag  von 
27,000  fl.  mit  jährlichem  Zuwachs  von  67»  aus  je  dem  vorangegangenen 
Tilgungsfonds  aus  ihren  Tilgungsmitteln  zur  Einlösung  von  Rentenschei- 
nen al  pari  zu  verwenden,  wobei  es  indessen  der  Regierung  über- 
lassen blieb,  nach  Umständen  diesen  Tilgungsfonds  zu  mindern  oder  die 
Tilgung  überhaupt  einzustellen.  —  Die  Rentencoupons  werden  bei  den  in- 
ländischen Hauptcassen  und  bei  GoU  Söhne  in  Frankfurt  a/M.  eii^elöst. 

2)  Lotterieanlenen  von  1840,  aufgenommen  im  Betrag  von  5  MUl. 
Gulden  kraft  Gesetzes  vom  11.  Juni  1840,  *)  eingetheOt  in  100,000  Loose 
k  50  fl.,  wovon  je  100  eine  Serie  ausmachen.  Die  SVsproc.  Zinsen  und, 
Zwischenzi]»en  müssen  der  Gesammtiieit  der  Loosinhaber  durch  die  Ge- 
winnste  zu  gut  kommen,  und  zwar  in  der  Art,  dass  für  kein  Loos  ein 
geringerer  Betrag  als  50  fl.  nebst  27°  Zinsen  bis  zur  Zeit  der  Heim- 
zahlung vergütet  wird.  Tllgungszdt  25  Jahre.  Die  Loose  sind  nur  in 
Carlsruhe  zu  erheben.  Der  Ziehungsplan  folgt  hienach,  so  weit  er 
noch  nicht  vollzogen  ist.  Die  Restschuld  betrug  am  1.  Januar  1860  noch 
4,771,595  fl.  40  kr. 

ZiehuDgspIan  der  50  fl.- Loose. 


23.  Gewinnziehuig 

am  1. 

Sept.  1861. 

»Olg^' 

.  1.  Febr.  1861, 

1.  Aug.  .1861. 

Loose 

fl. 

1     . 

.    .      85,000 

1    . 

.    .       10,000 

1     . 

.    ,        5,000 

1     . 

.     .        3,000 

Loose           fl. 

fl. 

2  k  1,500 

3,000 

4  k  1,000 

4,000 

10  k     250 

2,500 

20  k     150 

8,000 

30  k     100 

3,000 

80  k       80 

6,400 

8,850  k       71 

628,350 

■ 

9,000 


703,250 


26.  GewiBiziehaog 
am  1.  Sept.  1862. 
,50  Ser.l.  Febr.  1862, 
'50   „    1.  Aug.  1862. 

lOOSf                                 ^ 

1 
1 
1 

1 

.    .    .      35,000 
.    .    .      10,000 
.    .     .        7,000 
.     .     .        3,000 

^)  Siehe  das  Kfthere  in  der  folgenden  Darstellung  der  einzelnen  Anlehen. 

«)  Vergl.  Gesete  vom  6.  Febr.  1851,  Art.  9,  Regienmgsbl.  S.  111;  vom  20.  April 
1854,  Art.  10,  RegiemiiffsbL  S.  184;  vom  12. Febr.  1856,  Art.  10,  RegieningsbL  8.42; 
Verordnung  vom  8.  Jnm  1859,  RegieningsbL  S.  198,  und  vom  10.  Juli  1860,  Regte- 
nrngsbl.  S'  309. 

»)  Regierungsbl   von  1856,  8.  48. 

*)  Regierungsbl.  von  1840,  8. 109.  VergL  amoh  Bekanntmachung  vom  30.  Juli  1840, 
das.  8.  151,  welcher  der  genehmigte  Ziehungsplan  angehängt  ist. 
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Laom          fl.            fl. 

1    LOOM            fl. 

fl. 

Looae          fl. 

fl. 

4  k  1,500       6,000 

20  i     200 

4,000 

80  k     100 

8,000 

6  k  1,000        5,000 

25  k     150 

3,750 

12,350  k       74 

913,900 

10  ik     400       4/)00 

80  &     100 

8,000 

12,500               ] 

1,007,650 

20  ik     200       4,000 

11,350  k       73 

828,550 
922,300 

30  i     100       3,000 
77  ik       90       6,930 

11,600 

N.  (iewiuziekug 

9,850  k       72    709,200 

am  1.  Sept 

1860. 

10,000                  793,130 

28.  Gewiiuitliuf 
am  1.  Sept  1864. 

1  OK  ,62  8er.  1.  Febr.  1864, 
"^'63   ,    l.Ang.l864. 

1^^165   ,    LA 

1  .  .  . 
1  .  .  . 
1    .    .    . 

)br.l865, 
ng.  1865. 

37.  (evioDziebug 
am  1.  Bept  1868. 

50,000 
15,000 
10,000 

11^,57  8er.  l.Febr.  1868, 
"^»58   „    1.  Aug.  1863. 

1    .    .    . 
1    .    .    . 

40,000 
10,000 

1  .    .    . 

2  k  1,500 

5,000 
3,000 

1    .    .    .      40,000 

1    .    .    . 

7,000 

5  k  1,000 

5,000 

1    .    .    .      10,000 

1    .    .    . 

5,000 

10  k     300 

3,000 

1    .    .    .        7,000 

4  k  1,500 

6,000 

20  i     200 

4,000 

1    .    .    .        5,000 

7  k  1,000 

7,000 

40  k     150 

6,000 

4  k  1,500       6,000 

10  k     300 

3,000 

128  k     100 

12,800 

7  k  1,000        7,000 

20  k     200 

4,000 

12,791  k       75 

959,325 

10  k     300       3,000 

25  k     150 

3,750 

13,000               ] 

1,073,125 

3)  4V>proo.  Anlehen  von  1851,  emittirt  in  Folge  Gesetzes  Tom  6.  Febr. 
1851  ^)  in  der  Summe  Ton  5  Mill.  Gnlden,  woTon  am  1.  Jannar  1860 
noch  3,729,100  fl.  ausstanden.  Tilgung  binnen  30  Jahren  Tom  1  Febr. 
1854  an  mittelst  einer  wirkHohen  Annuität.  Zinszahlung  tro.  1.  Febr. 
und  1.  August  bei  allen  Staatsoassen  und  in  Frankfurt  a/M.  Capital- 
zahlung  bei  der  Amortisationseasse,  den  Ereiscassen  in  Freiburg  imd 
Mannheim  und  in  Frankfurt  aM.  Am  9.  Juli  1860  ist  das  ganze  An- 
lehen gekündigt  worden  und  tritt  am  1.  Febr.  1861  ausser  Verzinsung.  *) 

n.   Von  der  Eisenbahnschuld. 

1)  3Vsproc  Anlehen  Ton  1842,  ausgegeben  kraft  G^etzes  rom  10.  Septbr. 
1842*)  im  Betrage  von  12  Mül.  Gulden.  Tilgimgsfonds  */«**o  der  ur- 
sprünglichen Schuld  mit  6^/o  seines  Betrags  Zuwachs  per  Jahr.  Zins- 
zahlung tro.  I.Januar  und  I.Juli  bei  allen  Staatscassen  und  in  Frank- 
furt am.  Capitalzahlung  wie  ad  I.  3.  Rest  der  Schuld  am  1.  Januar 
1860:  11,410,500  fl. 

2)  Lotterieanlehen  von  1845.  Die  Eisenbahnschuldentilgungscasse 
wurde  durch  Gesetz  vom  21.  Febr.  1845  *)  zur  Aufoahme  einer  Staats- 
schuld von  14  Mill.  Gulden^  ermächtigt  Diese  geschah  gemäss  Mini- 
sterial-Bekanntmachung  vom  22.  Febr.  1845*)  und  vom  19.  März  1845  •) 
dadurch,  dass  400,000  Loose  k  35  fl.,  eingetheilt  m  8000  Serien  k  50  Loose, 


*)  Regienu^bL  von  1851,  8.  111.  Bekanntmachung  über  die  Begebung  des  An- 
lehens  vom  3.  März  1851,  das.  8.  182. 

*)  Bekanntm.  vom  9.  Juli  1860,  Regierongsbl.  S.  ^45. 

^  Regienmgtbl.  von  1842,  8.  243.  VergL  auch  Bekanntm.  vom  12.  Sept  1842, 
das.  8.  248,  vom  24.  ejsd.,  das.  S.  263,  und  vom  24.  Oct.  1842,  das.  S.  274. 

*)  Regierongsbl.  von  1845,  8.  25. 

^)  Das.  8.  29. 

^  Das.  S.  91.  An  dieser  Stelle  ist  auch  der  genehmigte  Yerloosongsplan  abge- 
wrackt 
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Terkanft  wurdea«  Im  üebrigen  beruht  dieses  Anlehen  ganz  auf  den- 
selben Grundsätzen,  wie  das  Lotterieanlehen  von  1840,  nur  die  Tilgungs- 
zeit ist  auf  40  Jabre  bestimmt.  Der  folgende  Ziehungsplan,  von  wel- 
ehem  wir  die  bereits  stattgehabten  Ziehungen  weggelassen  haben,  besagt 
das  Nähere.  Am  1.  Januar  1860  waren  vom  ganzen  Anlehen  noch  un- 
getilgt: 13,595,328  fl.  23  kr. 


ZiehuDgsplan  der  35  fl.-Loose. 


€rewinnziehungen  1861. 

6i.  ZiehoBg  —  50  Series. 

Präm.     fl.     fl. 

1   .  .  .   40,000 

1   .  .  .   10,000 

1   .  .  .    4,000 

6  k   2,000   10,000 

12  k   1,000   12,000 

20  k      250    5,000 

250  k        60   15,000 

2,210  k       46  101,660 

2,500         197,660 

62.  Ziehuig  —  20  Serien. 
10  k  1,000      10,000 

490  k       70   34,300 

500  k        46   23,000 

1,000         67,300 

63.  Ziekoig  —  SO  Seriei. 

1   .  .  .  40,000 

1   .  .  .  10,000 

1   .  .  .  4,000 

5  k   2,000  10,000 

12  k   1,000  12,000 

20  k      250  5,000 

250  k       60  15,000 

2,210  k       47  103,870 

2;500  199,870 

64.  Zieknng  —  20  Seriei. 
10   k  1,000      10,000 

490  k        70   34,300 

500  k        47   23,500 

1,000         67,800 


Cfewinnziehongen  1862. 

65.  Ziekug  —  50  Serien. 
Wie  die  63.  Hebung. 

66.  liehug  —  20  Serien. 
Wie  die  64.  Ziehung. 


67.  ZiehoDg  —  50  Serien. 
Wie  die  63.  Ziehung. 

6S.  Ziebvig  —  20  Serien. 
Wie  die  64.  Ziehung. 

GewinnziehoDgeQ  1863. 

69.  Ziekug  —  50  Serien. 

Prftm.  fl.  fl.    . 

1      .     .    .      40,000 

1      .     .     .       10,000 

1      .     .     .        4,000 

5   k  2,000      10,000 

12   k  1,000      12,000 

20   k      250        5,000 

250   k       60      15,000 

2,210   k        48     106,080 

202,080 


2,500 


70.  Zieknng  —  20  Serien. 

10  k  1,000  10,000 
490  k  70  34,300 
500  k       48   24,000 


1,000 


68,300 


74.  Ziekong  —  50  Serien. 
Wie  die  69.  Ziehung. 

72.  Zieknng  —  20  Serien. 
Wie  die  70.  Ziehung. 

Gewinnziehungen  1864. 

73.  Zieknng  —  50  Serien. 
Wie  die  69.  Ziehung. 

74.  Zieknng  —  20  Serien. 
Wie  die  70.  Ziehung. 

75.  Zieknng  —  50  Serien. 

1  .  .  .  40,000 
1  .  .  .  10,000 
1      .    .    .        4,000 


Prftm.  fl.  fl. 

5  k  2,000  10,000 

12  k  1,000  12,000 

20  k  250  5,000 

250  k  60  15,000 

2,210  k  49  108,290 

2,500  204,290 

76.  Zieknng  —  20  Serien. 
10   k  1,000      10,000 

490   k        70      34,300 

500   k       49      24,500 

1,000  68,800 

Gewinnziehungeii  1865. 

77.  Zieknng  —  50  Serien. 
Wie  die  75.  Ziehung. 

78.  Zieknng  —  20  Serien. 
Wie  die  76.  Ziehung. 

79.  Zieknng  —  50  Serien. 
Wie  die  75.  Ziehung. 

80.  Zieknng  —  20  Serien. 
Wie  die  76.- Ziehung. 

Gewinnziehungen  1866. 

81.  Zieknng  —  50  Serien. 

1   .  .  .  40,000 

1   .  .  .  10,000 

1   .  .  .  4,000 

5  k   2,000  10,000 

12  k   1,000  12,000 

20  k      250  5,000 

250  k       65  16,250 

2,210  k       60  110,500 

2,500 207,750 

82.  Ziekug  —  20  Serien. 
10   k  1,000      10,000 

490   k       70      84,800 

500   k       60      25,000 

1,000  69,300 
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83.  liehug  —  SO  Seriei. 
Wie  die  81.  Ziehung. 

84.  Ziehnog  —  20  Seriei. 
Wie  die  82.  Ziehung. 

GewinnziehoDgeo  1867. 

85.  Ziekug  —  SO  Seriei. 

Prftm.           fl.  fl. 

1      .     .    .  40,000 

1      .     .     .  10,000 

1      .     .    .  4,000 

6  k  2,000  10,000 

12  k  1,000  12,000 

20  k      250  5,000 

250  k       65  16,250 

2,210  k       51  112,710 


2,500 


209,960 


86.  Ziekoog  — 20  Seriei. 

10  k  1,000  10,000 
490  k  70  34,300 
500  k  51  25,500 
69,800 


1,000 


87.  Ziehnig  —  SO  Seriei. 
Wie  die  85.  Ziehung. 

88.  Ziekug  —  20  Seriei. 
Wie  die  86.  Ziehung. 

GewinnziehoDgeD  1868. 

89.  Ziekug  —  SO  Seriei. 
Wie  die  85.  Ziehung. 

90.  Ziekug  —  20  Seriei. 
Wie  die  86.  Ziehung. 

91.  Ziekug  —  SO  Seriei. 

1   .  .  .  40,000 

1   .  .  .  10,000 

1   .  .  .  4,000 

5  k   2,000  10,000 

12  k   1,000  12,000 

20  k      250  5,000 

250  k        65  16,250 

2,210  k       52  114,920 

2,500  212,170 


92.  Ziekug  —  20  Seriei. 

PränL  fl.  fl. 

10  k  1,000  10,000 
490  k  70  34,300 
500  k       52   26,000 

1,000         70,300 


Gewiimziehimgen  1869. 

93.  Ziekug  — SO  Seriei. 
Wie  die  91.  Ziehung. 

94.  Ziekug  —  20  Serien. 
Wie  die  92.  Ziehung. 

95.  Ziekug  —  SO  Serien. 
Wie  die  91.  Ziehung. 

96.  Ziekug  —  20  Seriei. 
Wie  die  92.  Ziehung. 

Gewinnziehangen  1870. 

97.  Ziekug  —  70  Seriei. 

1   .  .  .  35,000 

1   .  .  .  10,000 

1   .  .  .  5,000 

5  k   2,000  10,000 

12  k   1,000  12,000 

20  k      25b  5,000 

335  k        65  21,775 

3,125  k        53  165,625 

3,500  264,400 


98.  Ziekug  —  20  Seriei. 

10  k  1,000  10,000 
490  k  70  34,300 
500  k  53  26,500 
70,800 


1,000 


99.  Ziekug  —  70  Seriei. 
Wie  die  97.  Ziehung. 

100.  Ziekug  —  20  Seriei. 
Wie  die  98.  Ziehung. 

Gewinnziehungen  1871. 

101.  Ziekug  —  70  Seriei. 
Wie  die  97.  Ziehung. 

102.  Ziekug  —  20  Seriei. 
Wie  die  98.  Ziehung. 


m.  Ziekug  —  70  Seriei. 

Pr&m.     fl.  fl. 

1   .  .  .  35,000 

1   .  .  .  10,000 

1   .  .  .  5,000 

5  k   2,000  10,000 

12  k   1,000  12,000 

20  k      250  5,000 

335  k        65  21,775 

3,125  k       54  168,750 

3,500  '  '267,525 

404.  Ziekug  —  20  Seriei. 

10  k   1,000  10,000 

490  k        70  34,300 

500  k        54  27,000 

1,000  71,300 

Gewinnziehungen  1872. 

lOS.  Ziekug  —  80  Seriei. 

1   .  .  .  35,000 

1   .  .  .  10,000 

1   .  .  .  5,000 

5  k   2,000  10,000 

12  k   1,000  12,000 

20  k      250  5,000 

360  k        65  23,400 

3,600  k        54  194,400 


4,000 


294,800 


406.  Ziekug  —  20  Seriei. 
Wie  die  104.  Ziehung. 

107.  Ziekug  —  80  Seriei. 
Wie  die  105.  Ziehung. 

108.  Ziekug  ->  20  Seriei. 
Wie  die  104.  Ziehung. 

Gewinnziehungen  1873. 
409.  Ziekug  —  80  Seriei. 
35,000 
10,000 
5,000 
10,000 
12,000 
5,000 
23,400 
198,000 
298^00 
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lift.  liekBif  —  t%  Seriei. 

Prftm.  fl.     fl. 

10  k  1,000  10,000 

490  k  70  34,300 

500  k  55  27,500 

1,000  71,800 

lil.  Ziehiig  —  80  Seriei. 
^Wie  die  109.  Ziehung. 

112.  Ziekaig  —  20  Seriei. 
Wie  die  110.  Ziehung. 

Gewinnziehnngen  1874. 

113.  Ziektig  —  80  Seriei. 
Wie  die  109.  Ziehung. 

114.  Ziehoig  —  20  Serien. 
Wie  die  110.  Ziehung. 

HS.  Ziekiig  —  80  Seriei. 

1   .  .  .  35,000 

1   .  .  .  10,000 

1   .  .  .  5,000 

5  k   2,000  10,000 

12  k   1,000  12,000 

20  k^     250  5,000 

860  k        70  25,200 

3,600  k       56  201,600 

4,000  303,800 

116.  Ziekmg  —  20  Serien. 

10  k  1,000  10,000 

490  k  70  34,300 

500  k  56  28,000 

1,000  '72,300 


Gewinnaiehungen  1875. 

117.  Ziekoig  —  80  Seriei. 
Wie  die  115.  Ziehung. 

118.  Ziekug  —  20  Seriei. 
Wie  die  116.  Ziehung. 

119.  Ziekug  —  80  Seriei. 
Wie  die  115.  Ziehung. 

120.  Ziekug  —  20  Seriei. 
Wie  die  116.  Ziehung. 


Gewinnziehiingen  1876. 
121.  Ziekug  —  100  Serien. 

Prftm.  fl.  fl. 

1      .    .    .      40,000 

1  .    .    .      10,000 

2  k  4,000        8,000 
4   k  2,000        8,000 

12   k  1,000  12,000 

25   k      250  6,250 

455   k        70  31,850 

4,500   k        57  256,5^ 

^  372,600 


5,000 


122.  Ziekug  —  30  Seriei. 

10  k  1,000  10,000 

740  k  75  55,500 

750  k  57  42,750 

1,500  108,250 


123.  Ziekug  —  100  Seriei. 
Wie  die  121.  Ziehung. 

124.  Ziekug  —  30  Serien. 
Wie  die  122.  Ziehung. 


GewinuziehoDgen  1877. 
i2S.  Ziekug  —  100  Seriei. 

1   .  .  .   40,000 

1  .  .  .   10,000 

2  k   4,000    8,000 
4  k   2,000    8,000 

12  k  1,000  12,000 

25  k  250  6,250 

455  k  70  31,850 

4,500  k  58  261,000 

5,000'  '377,100 


126.  Ziekug  —  30  Seriei. 

10  k  1,000  10,000 

740  k  75  55,500 

750  k  58  48,500 

1,500  109,000 


127.  Ziekug  —  100  Seriei. 
Wie  die  125.  Ziehung. 

128.  Ziekug  —  30  Seriei. 
Wie  die  126.  Ziehung. 


Gewinnzielrangeii  1878. 
121.  Ziekug  —  120  Seriei. 
Prftm.  fl.  fl. 

1      .    .    .      40,000 

1  .  .  .   10,000 

2  k   4,000    8,000 
4  k   2,000    8,000 

12  k   1,000   12,000 

25  k      250    6,250 

955  k        70   66,850 

5,000  k       58  290,000 

6,000         441,100 


130.  Ziekug  --  30  Seriei. 
Wie  die  126.  Ziehung. 


131.  Ziekug  —  120  Seriei. 

1  .    .    .  40,000 

1  .  .  .  10,000 

2  k   4,000  8,000 
4  k   2,000  8,000 

12  k   1,000  12,000 

25  k      250  6,250 

955  k        70  66,850 

5,000  k       59  295,000 

6,000  446,100 


132.  Ziekug  —  30  Seriei. 

10  k  1,000      10,000 

740   k        75      55,500 

750   k        59      44,250 

1,500  109,750 


GewinnziehuDgen  1879. 
133.  Ziekug  —  160  Seriei. 
1      .    .    .      40,000 

1  .  .  .   10,000 

2  k   4,000    8,000 
4  k   2,000    8,000 

12  k   1,000   12,000 

30  k      250    7,500 

1,000  k        70   70,000 

6,950  k        59  410,050 

8,000         565,550 


134.  Ziekug  —  40  Serien. 
10   k  1,000      10,000 

990  k  75  74,250 
1,000  k  59  59,000 
2,000  148,250 
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ISS.  ZiekoBf  —  4(0  Sertei. 
Wie  die  133.  Ziehung. 
m.  Ziehiug  —  40  Seriei. 
Wie  die  134.  Ziehung. 


Gewinnziehungen  1880. 

137.  Ziehong  —  i60  Serieo. 

Präm.           fl. 

fl. 

1       .     .     . 

40,000 

1      .     .     . 

10,000 

2    &  4,000 

8,000 

4   k  2,000 

8,000 

12   k  1,000 

12,000 

80   il      250 

7,600 

1,000   k       70 

70,000 

6,950   k       60 

417,000 

8,000 

572,500 

138.  Zieknog  —  4#  Seriei. 
10   k  1,000      10,000 
990   k        75      74,260 
1,000   k       60      60,000 


2,000 


144,250 


139.  Ziehnog  —  460  Serieo. 
Wie  die  137.  Ziehung. 
i40.  Ziehong  —  40  Serien. 
Wie  die  138.  Ziehung. 

Oewinnziehimgen  1881. 

141.  Zieknng  —  460  Serien. 
Wie  die  137.  Ziehung. 

142.  Ziekug  —  40  Serien. 
Wie  die  138.  Ziehung. 

143.  Zieknng  —  160  Serien. 


1 
1 
2 
4 
12 
30 

3) 


4,000 

2,000 

1,000 

250 


40,000 

15,000 

8,000 

8,000 

12,000 

7,500 


Prtm. 
1,000 
6,950 


fl. 

75 

61 


8,000 


75,000 
423,950 
589,450 


144.  Zieknng  —  40  Serien. 
10   k  1,000      10,000 

990  k  75  74,250 
1,000  k  61  61,000 
2,000  145,250 

Gewinnzlehungen  1882. 

145.  Ziekong  -~  160  Serien, 
l^e  die  143.  Ziehung. 

146.  Zieknng  —  40  Serien. 
Wie  die  144.  Ziehung. 

147.  Zieknng  —  160  Serien. 
Wie  die  143.  Ziehung. 

148.  Zieknng  —  40  Serien. 
Wie  die  144.  Ziehung. 


Oewinnziehungen  1883. 

149.  Zieknng  —  160  Serien. 

40,000 

15,000 

8,000 

8,000 

12,000 


1 

1 

2 

4 

12 

30 

1,000 

6,950 

8,000 


4,000 

2,000 

1,000 

250 

75 

62 


7,500 
75,000 
430,900 


596,400 


150.  Zieknng  —  40  Serien. 

10   k  1,000  10,000 

990   k        75  74,250 

1,000   k        62  62,000 


2,000 


146,250 


OewuHOiebiuigen  1884. 
153.  Zieknng  —  160  Serien. 
Wie  die  149.  Ziehung. 
164.  Ziekni^  —  40  Serien. 
Wie  die  150.  Ziehung. 


155.  Zieknng 
Präm. 

1      .    . 

1 

2 

4 

12 

30 

1,000 

6,950 


160  Serien. 


fl. 


4,000 

2,000 

1,000 

250 

75 

63 


8,000 


fl. 

40,000 

»15,000 

8,000 

8,000 

12,000 

7,600 

75,000 

437,850 

603,350 


156.  Zieknng  —  40  Serien. 
10  k  1,000      10,000 


990 
1,000 


75 
63 


2,000 


74,250 

63,000 

147,250 


Gewinnzlehungen  1885. 

157.  Zieknng  —  160  Serien. 
Wie  die  155.  Ziehrmg. 

158.  Zieknng  —  40  Serien. 
Wie  die  156.  Ziehung. 

159.  Zieknng  —  40  Serien. 
Wie  die  156.  Ziehung. 


151.  Zieknng  — 160  Serien. 
Wie  die  149.  Ziehung. 

152.  Zieknng  —  40  Serien. 

Wie  die  150.  Ziehung.      8,000 

47^70  Anlehen  Ton  den  Jahren  1854  und  1856 

Tom  20.  April  1854  ^)  ward  zur  Aufnahme  Ton  12  MüL  Gulden  Ermäch- 


160.  Zieknng  — 160  Serien. 


1 
1 
1 
1 
4 
12 
30 
1,000 
6,950 


40,000 

15,000 

4,900 

4,900 

8,000 

12,000 

7,500 

75,000 

437,850 

605,150 

Durch  Gesets 


2,000 
1,000 
250 
75 
63 


^)  RegierongsbL  von  1854,  8.  183. 
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tiguag  erdieitt  und  dureh  (besetz  vom  12.  Febr.  1856  >)  wurde  aageord- 
net,  daas  die  5proc.  Anlehen  toh  1848  o.  1849  im  Belaufe  von  4  MilL 
gekündigt  und  mit  4V>proc.  Obligationen  neu  yerbrieft,  resp.  neu  emittirt 
werden  sollen.    Die  Anlehensbedingungen  Ton  beiden  Sehuldao&ahmen 
sind  gleich  und  beide  werden  als  ein  Ganzes  behandelt.    Tilgungszeit 
40  Jiuire.    Zins-  und  Capitalzahlung  bei  der  Eisenbahnschuldentilgangs- 
casse  in  Carlsruhe  und  bei  GoU  u.  Söhnen  in  Frankfurt  *)   Zinstermin 
1.   April    und    1.   October.      Rest    der    Schuld    am   1.   Januar   1860: 
13,790,300  fl. 
4)  4proc.Anlehen  von  1859,  aufgenommen  im  Betrage  von  7  MilL  Gulden 
]|^aft  Gesetzes  vom  7.  Mai  1858  *)  nach  den  Bestunmungen  der  Verord- 
nung vom  8.  Juni  1859  *)  und   der  Bekanntmachung  vom  17.  ejsd.  ^) 
Es  bfldet  die  erste  Serie  der  4proc.  Eisenbahnanlehen.    Die  Tilgungs- 
zeit ist  hier  auf  50  Jahre  festgesetzt,  vom  1.  Januar  1868  an  beginnend. 
Zinstermine  1.  März  und  1  Septbr.  Zins-  und  Capitalzahlungen  bei  den- 
jenigen Gassen  und  Banquiers,  welche  das  Finanzministerium  damit  be- 
trauen wird.    Bis  1.  Januar  1860  waren  6,069,800  fl.  emittirt.    Durch 
Yerordnung  vom  10.  Juli  1860  ^  wurde  die  zweite  Emission  von  wei- 
teren 7  Mm.  Gulden  unter  ^anz  gleichen  Bedingungen  angeordnet   Die 
Obligationen  der  ersten  Serie  (von  1859)  tragen  die  Nummern  1 — 4375, 
die  der  zweiten  Serie  die  Nummern  4376 — 8750  und  zwar  die  Stücke 
zu  1000  fl.  ebenso,  wie  die  zu  500  und  100  fl. 
AUen  badischen   Staatsobligationen  gemeinsam  ist.   abgesehen   von   den 
Lotterieloosen,  dass  sie  in  Stücken  zu  1000  (Lit  A),  500  (^t.  B.)  und  100  fl. 
(Lit  0)  ausgestellt,  halbjährlich  verzinslich  sind  und  dass  jede  Capitalzahlung 
Va  Jahr  zuvor  gekündigt  werden  muss.   Mit  Ausnahme  des  Eisenbahnanlehens 
von  1842  (U.  1.),   dessen  Yerbriefimgen  Zinscoupons  auf  15  Jahre,   und  des 
neuesten  Eisenbahnanlehens  von  1860  (11.  4.),  dessen  Schuldtitel  Coupons  auf 
9  Jahre  beigelegt  sind,  sind  sodann  alle  Obligationen  mit  Coupons  auf  10  Jahre 
{20  Halbjalu^coupons)   versehen  und  aUe  verzinslichen  Obligationen  haben 
einen  Talon  zur  Erhebung  neuer  Couponsbogen. 


0  Begieningsbl.  von  1856,  S.  41. 

*)  YergL  Bekanntmachung  vom  S.  Nov.  1854,  Regierungsbl.  S.  409. 

^  RegienrngsbL  von  1858,  S.  189. 

*)  BegiernngsbL  von  1859,  8.  198. 

*)  Daselbst  S.  201. 

^  Regienuigsbl.  von  1860,  S.  809. 


Moser,  OapiUUalafi  in  Werthptpi«r«n. 


21 


Digitized  by  CjOOQIC 
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Zeit 

proe. 

V/tproo. 

Sproo. 

Zeit 

37«- 
proc. 

Aytftoc  Sproe. 

ObBgiriioiieii. 

ObBgaüoneB. 

1847.   Janr.2. 

91Vt 





1854.  Jaiir.2. 

907« 

102V« 

'102V« 

April  1. 

»07» 

— 

— 

April  1. 

84V» 

101'/« 

101 

JuU3. 

90 

— 

— 

JuUl. 

877« 

100 

102V* 

Octl. 

887« 

— 

— 

Oct  2. 

87 

99V» 

lOlV« 

1848.   Jaar.3. 

86V» 

— 

— 

1855.  Janr.2. 

857» 

95V« 

lOlV« 

April  10. 

66 

— 

— 

April  2. 

83'/« 

96V» 

102 

JoUl. 

687« 

— 

— 

Juli  2. 

857» 

987» 

102V» 

Oci3. 

7S7* 

— 

— 

Octl. 

88V» 

99V» 

102'/e 

1849.   Jiuir.2. 

747* 

— 

957» 

1856.   Jaiur.2. 

88V» 

100'/. 

lOO'/t 

Aprils. 

76V» 

— 

96 

April  1. 

897« 

102'/. 

— 

Jiüi2. 

75V» 

— 

95 

Julil. 

89 

102'/4 

— 

Octl. 

807« 

— 

97V« 

Octl. 

88 

102 

— 

1850.   Janr.2. 

79 

— 

997« 

1857.   Janr.2. 

91'/. 

102'/« 

— 

April  2. 

777» 

— 

99V« 

April  1. 

91V» 

102V» 

— 

Juli2. 

80'/* 

— 

lOOV» 

JttUl. 

91'/. 

103 

— 

Octl. 

81V« 

— 

lOlV» 

Oct  1. 

92'/« 

102V» 

— 

1851.   Janr.S. 

807« 

— 

lOlV» 

1858.   Janr.2. 

92 

102 

— 

April  2. 

86V» 

— 

103V« 

April  1. 

93 

102V« 

— 

JuUl. 

89'/» 

lOOV» 

102V« 

Julil. 

93V» 

103'/. 

— 

Oct.  1. 

887« 

lOlV« 

1037« 

Octl. 

94 

102V» 

— 

1862.   Janr.l. 

887» 

1027« 

103 

1859.   Janr.S. 

95V» 

104 

— 

April  2. 

91 

lOS 

103V« 

April  1. 

96'/. 

103V» 

— 

Julil. 

90V« 

108 

lOlV« 

Julil. 

88V» 

99V» 

— 

Octl. 

90V« 

lOS 

102V» 

Octl. 

92'/« 

102V« 



1858.   Janr.S. 

91V» 

102V« 

102V« 

iptoe. 

April  1. 

9S7» 

104 

102V« 

1860.   Janr.2. 

93V» 

103'/. 

97Vt 

Julil. 

91V« 

102V« 

101 V« 

April  2. 

94'/4 

103'/« 

9»V« 

Octl. 

90V« 

1037« 

1027« 

Juli  2. 

94 

103'/« 

lOOV« 

Octl. 

93V« 

102 

100»/. 

§.  93. 
Vergleichende  RecapitulatioD. 

Stand  von  1860  in  runden  Sununen: 

1)  Bevölkerung 1,340,000  ^n. 

2)  Staatsgebiet 278  DM. 

3)  Gesammtetaatsschuld 79,000,000  fl. 

Davon  unproductiv  circa 31,400,000  fl. 

Eisenbahnschuld 44,600,000  „ 

Papiergeld 3,000^000  „ 
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Gfonk  BenoB.  313. 

4)  Oapitehrerih  des  Staatsrennögeitf 94,000,000  fl. 

5)  UeWsehiiBS  der  Aetiven  Aber  die  PaBsiyen    ....  15,000,000  „ 

6)  Staatsauflgaben      ....    roh:  23,800,000  fl.,  rein:  17,600,000  „ 

7)  Direote  Stenem    ....      „       3,554,000  „       „  8,350,000  „ 

8)  Indireote     Steaem,      ein- 
schliessUoh  der  Hälfte  des 

ErtragB  der  Salmen      .    .      „       7,146,000  „        „  5,850,000  j, 

9)  Gänse  Steaerlast  ....      „     10,700,000   „       „  8,700,000  j, 
Es  trifft  sonach  auf  den  Kopf  der  BeTÖlkernng: 

a)  an  d»  Qesammistaatsschuld 59,000  y^ 

b)  f     „    nnproduetiven  Schnld 23,433  ,^ 

c)  9      „    Eisenbahnsehnld 33,288  „ 

d)  „      „    Papiergeldsschnld 2,239  „ 

e)  am  Capitalweiih  des  Staatsyermögens 70,150  „ 

f)  an  einer  Jahres-Netto-Ausgabe 13,134  „ 

g)  an  directen  Steuern      ....    röh:  2,652  fl.,  rein:  2,500  „ 
h)    j,   indireeten  Steuern  ....      „     5,383   „        „  3,992  „ 

i)  ganze  Steuerlast „     7,985   „       ,»  6,492  ^ 

Yerhfiltniss  der  Staatsschuld  zum  Yemiög^i  wie  1 : 1,19;  Yerhältniss  einer 

Jahreseinnahme  (k  18,800,000  fl.)  zur  Staatsschuld  wie  1 : 4,317. 


8j  firossberzogthom  Hessen.*) 

§.  94. 

Historische  Bückblicke. 

CebielsTeräoderoogeD.  Bis  1247  theilte  das  Gebiet  des  heutigen  Grossherzog- 
thums  Hessen  die  Schicksale  des  übrigen  Landes  der  Ratten  und  war  grossten- 
theils  im  Besitze  der  thüringischen  Landgrafen.  Nach  deren  Aussterben  grün- 
dete Heinrich  von  Brabant,  Enkel  des  Landgrafen  Ludwig  lY.  und  dessen 
Gemahlin,  der  h.  Elisabeth,  eine  selbstständige  Landgrafschaft  Hessen» 
Er  ist  der  Stanmivater  des  jetzt  regierenden  Hauses.  Yon  da  bis  zur  franzö- 
sischen Revolution  fanden  mehrfache  Llkidertheilungen  statt  und  es  blieben 
die  heute  noch  bestehenden  drei  hessischen  Linien.  Hessen-Darmstadt  wussta 
übrigens  sein  Gebiet  bei  verschiedenen  Anlässen  zu  vergrössem.  Es  besass 
1789  die  obere  Grafschaft  Eatzenelnbogen  (mit  Darmstaat  und  Ems),  Ober- 
hessen und  die  Herrschaft  Hanau-Lichtenberg,  zusammen  etwa  100  Quadrat- 
meilen mit  300,000  Bewohnern.  Durch  den  Lunevill^  Frieden  (1801)  gingen 
die  linksrheinischen  Besitzungen  verloren,  ebenso  mussten  die  Aemter  Lichtenau 
und  ^Wlldstadt  an  Baden,  imd  die  Aemter  Eatzenelnbogen,  Ems,  Epstein  und 
Eleeberg  an  Nassau-Usingen  abgetreten  werden.  Darmstadt  erhielt  aber  durch 
französischen  Einfluss  fast  das  Siebenfache  auf  Kosten  der  geistlichen  Beichs- 
stände  von  Köln,  Mainz,  Worms  etc.  als  Entschädigung.    Der  Beitritt  zum 


*)  Literalor:  Walther,  das  Grossh.  Hess^  nach  Geschichte,  Land,  Yolk,  Staat 
mid  Oertliohkelt  beschrieben,  Darmstadt,  1854.  Zeitschrift  des  Yereins  fOr  hessiBche 
Geschichte  nnd  Landeskunde,  CasseL  y.  Reden  a.  a.  O.  L  Bd.,  1.  Abth.,  S.  896  iL 
Kolb  a.  a.  0.  8.  229  ff.    Braohelli  a.  a.  O.,  L  Bd.  S.  640  ff. 
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Bhembund  (1806)  brachte  die  EriiöhuBg  des  Landes  zum  Grosshewogtham, 
sowie  die  Souveränetat  über  eise  Beihe  Yon  fürstlichen,  grftffidien  und  ritter- 
schaftlidien  Gebieten.  1810  erlangte  das  Grossherzogthmn  einige  Aemter  Yon 
Baden,  einen  Theil  Ton  Hanau  und  ein  Amt  von  Fulda.  Die  Wiener  Con- 
«ressbeschlQsse,  sowie  die  Territorialrecesse  mit  Hessen-Gassel,  Oesterreidi  and 
Preussen  (1816)  änderten  den  Landerbestand  abermals.  Dan&stadt  trat  das 
Herzogthum  Westphalen  und  die  Oberhoheit  über  Wittgenstein  und  Berleburg 
an  Preussen;  die  Aemter  Algenau,  Amorbach,  Wittenberg  und  Heubaeh  an 
Bayern;  endlich  das  Amt  Doriieim  und  einige  Dörfer  an  Hessen-Gassel  ab, 
erhielt  aber  auf  dem  linken  Bheinufer  durch  einen  Theil  des  französischen 
Donnersberg-Departements  (mit  Mainz)  und  auf  dem  rechten  Bheinufet  durch 
einen  Theil  des  Fürstenthums  Ysenburg  vollen  Ersatz. 

Finaugeschichtliekes.  Dass  das  Grossherzogthmn  Hessen  dem  allgemeinen 
Schicksal  der  Finanzzerrüttung  am  Anfange  dieses  Jahrhunderts  ni<^  ent- 
gehen konnte,  brachte  schon  seine  exponirte  Lage  mit  sich.  Die  neu  erwor- 
benen Landestheile  gewährten  die  Yortheile  nicht,  die  man  erwartete;  denn 
sie  waren  schon  bei  der  Einverleibung  mit  namhaften  Schuld^i  belastet  Die 
grossen  Ausgaben  konnten  daher  von  den  vorher  bestandenen  Einnahmsquellen 
nicht  bestritten  werden.  Der  Staatscredit  war  aber  längst  an  seinen  Grenzen 
angekommen.  Die  erste  Anordnung  des  souverän  gewordenen  Fürsten  war 
sonach  die  Aufhebung  der  altständischen  Verfassung,  aller  Steuerbefreiungen 
und  einer  Beihe  alter  steuerartiger  Abgaben,  dagegen  die  Einführung  eines 
neuen  allgemeinen  Steuersystems  und  die  Erhöhung  der  directen  Steuern. ') 
Indessen  konnte  damit  nicht  ausgereicht  werden.  Nachdem  die  Kriegszeit 
überstanden  war,  Hessen  die  lyOssjahre  von  1816  und  1817  eine  Besserung  der 
Finanzlage  eben  so  wenig  zu.  Daher  fortwährende  Deficits  und  neue  Schuldenver- 
mehrung.  Selbst  im  Jahr  1820  eigab  der  Voranschlag  noch  einen  Einnahme- 
mangel von  687,289  fl.  und  es  dauerte  von  da  ab  noch  eine  Beihe  von  Jahren, 
bis  endlich  das  Gleichgewicht  hergestellt  werden  konnte. 

Li  die  Jahre  1819  und  1820  fallen  die  Verfassungs Verhandlungen,  welche 
auch  fCür  die  Finanzen  des  Landes  von  entscheidender  Wichtigkeit  waren.  Auf 
Andrängen  des  Landes  erschien  nämlich  unterem  18.  Febr.  1819  einPatent,  welches 
die  Verleihung  einer  Constitution  und  die  Berufung  einer  Ständeversammlung 
auf  Mai  1820  versprach.  Am  18.  März  1820  folgte  wirklich  eine  verliehene 
Yerfassungs-Urkunde,  die  jedoch  wenig  Anklang  fand.  Sie  wurde  durch  die 
einberufenen  Stände  vielfach  modificirt  und  am  17.  Decbr.  1820  abgeschlossen, 
auch  vom  Grossherzog  genehmigt,  so  dass  das  neue  VerfjEtösungswerk  als  eine 
Vereinbarung  zwischen  Fürst  imd  Volk  zu  Stande  kauL  Wir  werden  auf  den 
uns  berührenden  Inhalt  des  Grundgesetzes,  welches  durch  Gesetze  vom  28.  Septbr. 
1842,  7.  August  1848,  3.  Septbr.  1849,  10.  Octbr.  1849,  das  Edict  vom  27.  Septbr. 
1850  und  das  Wahlgesetz  vom  6.  Septbr.  1856  Abänderungen  erlitt,  geeigne- 
ten Orts  zurückkommen. 

Li  specie  das  Schuldenwesen  betreffend,  haben  wir  Folgendes  zu  be- 
merken. Die  älteren  Schulden  zerfielen,  wie  anderwärts,  in  die  beiden  Haupt- 
ciassen:  Landes-  und  Eammerschulden.  Sie  erlitten  aber  durch  die  fortwäh- 
renden Territorialveränderungen,  sodann  durch  die  Aufhebung  der  altständi- 
schen Verfassungen,  sowohl  in  ihrem  Bestände  als  in  ihren  Bechtsverhältnissen 
so  wesentliche  Modificationen,  dass  eine  völlige  Unsicherheit  der  Beurtheilung 
unvermeidlich  war.  Schon  im  Jahre  1806  wurde  daher  feierlich  rersprochen, 
dass  alle  landständischen  oder  von  den  Ständen  garantirten  Schulden  nach  wie 


')  Edict  vom  1.  Oot  1806. 
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Tor  auf  dooi  Lande  radicirt  nnd  faypoihecirt  bleiben,  anoh  die  pünkiHdie  Sorge 
dafttr  getragen  werden  solle,  dass  die  Zinsen  yor  lülen  andern  Zahlungen  be- 
iM^gt  md  die  fälligen  oder  ordnungsmassig  gekündigten  Capitalien  nach  den 
bii^r  bestandenen  Normen  abgetragen  -werden. ')  Das  letztere  Versprechen 
pttakiHch  zn  erfüllen,  erlaubten  indessen  die  Verhältnisse  nicht.  Im  Jahre 
1813^  wurde  daher  yerfögt,  dass  vor  Ablauf  zweier  Jahre  nach  erfolgtem 
Friedensschlüsse  keine  Capitalkfindigung  angenommen  werden  soUe,  welche 
Suspoision  ISIT)  bis  zu  £hide  des  Jahres  1818,  und  1819*)  bis  zu  dem 
ZmpjBBkte  Terläutt^ert  wurde,  in  dem  die  Ordnung  des  Btaatsschuldenwesens 
mü  den  Landständen  erfolgt  sein  würde.  Dieser  ^tpunkt  trat  1821  ein,  in 
welchem  Jahre  das  Staatsschuldengesetz  ^)  zu  Stande  kam.  Dasselbe 
stellt  die  gesammte  Staatsschuld  unter  die  Gewähr  und  Mitrerwaltung  der 
Stände,  verordnet  die  Ehrrichtung  einer  Tilgungscasse  und  sorgt  für  die  regel* 
massige  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden.  Es  erhielt  1824*)  einen 
Na€!^trag,  welcher  insbesondere  die  Herabsetzung  des  Zinsfasses  bezweckte. 
Was  diese,  heute  noch  die  Grundlage  der  Sdiuldenverwaltung  bildenden  Ge« 
setze  des  Näheren  enthalten,  werden  wir  weiter  unten  vor  Ai^^en  führen. 

Um  diese  Zeit  (1821)  bestand  die  Staatsschuld  aus  emer  liquiden  Masse 
Ton  12,949,173  fl.;  aus  einer  zu  971,302  fl.  geschätzten  illiquiden,  und  aus 
einer,  die  Zahlungsrückstände  begretfenden  schwebenden  Schuld.  Zur  Til- 
gung der  letztem  wurden  die  Activreste  ans  Mheren  Jahren  bestimmt  und 
dneHauptrest-Casse  gegründet,  ^  welche  bis  1838  bestand  und  im  Ganzen 
2,959,429  fl.  yerwendete.  Der  illiquiden  Schuld  wuchsen  übrigens  noch  be* 
deutende  Post^i  zu  und  schliesslich  wurde  sie  grösstentheils  anerkannt  und 
Tergrösserte  somit  die  liquide  Schuld.  Auch  gegenüber  den  Gemeinden  und 
Proiinzen  veffiihr  man  sehr  liberal  und  übernahm  Schuldtheile  auf  die  Ge- 
sammtheit,  welche  anderwärts  den  Corporationen  überwiesen  blieben.  1825 
betrug  daher  die  anericannte  Staatsschuld  unerachtet  der  Tilgung  bereits 
14,258,570  fl. 

In  demselben  Jahre  ^  ward  zum  Zwecke  der  Zinsermässigung  auf  4^o  (es 
waren  die  meisten  Capitalien  zu  5,  einzelne  sogar  zu  67«  verzinslich)  mit  dem 
Hause  Bothschild  in  Frankfurt  das  heute  noch  bestehende  Lotterieanlehen 
ii6VsMilLfl.  abgeschlossen,  das  anfänglich  reissenden  Absatz  fand,  schon  nach 
wenigen  Wochen  uher  auf  70^/ o  und  darunter  fiel.  IJer  Grund  der  letzteren 
Erscheinung  lag  hauptsächlich  in  dem  erst  nach  der  Subscription  publicirten 
Ziehungsplan,  welcher  die  Tilgung  des  ganzen  Darlehens  auf  die  letzten  Jahre 
der  5()jährigen  Tilgungsperio<k  yerschiebt  und  in  den  ersten  25  Jahren  nicht 
einmal  die  Zinsen  zur  ZiELhlung  bringt,  so  dass  bis  zum  Jahre  1857  die  Capi- 
takchuld  fortwährend  steigt^  (Vergl.  unten  §.  101).  Um  nun  den  Oours 
dies^  Papiere  wieder  zu  heben  und  denselben  zudem  eine  Vertrauen  er^ 
weckttide  Fmidation  zu  geben,  wandte  man  einerseits  das  Mittel  an,  eine  An- 
zahl Tim  71,967  Stück  Loosen  gegen  4-  und  3proc.  Staatsobligationen  (für  1  Looft 


*)  YerordDimg  Tom  1.  Oot.  1806. 
*)  y,  y,     U.  Dec.  1818. 

»)  „  ^4.  8ept  1817. 

«)  ,,  „5.  MAn  1819. 

*)  vom  29.  Juni  1821. 
•)  Gesetz  Tom  25.  Febr.  1824. 

^  Inttniction  ▼.  9.  Man  1821  und  AusführangiTerordn.  ▼.  3.  Mai  desselben  Jahres. 
•)  VercL  Verordn.  vom  16.  Aug.  1826. 

^  Es  ut  aiq^ommen,  dass  der  Schuldbetrag  im  Jahre  1857  den  höchsten  Stan« 
▼on  9,905,000  £  erreicht  haben  werde. 
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it  50  fl.  wurde  eine  3proc.  Obligation  gleichen  Nominalbetrag!,  oder  eine  4proe. 
Obligation  im  Nominalwertiie  yon  42  fl.  gegeben  und  et  gewann  die  CasM 
bei  dem  GeschSfü;  noch  263,579  fl.)  einzutauschen,  andererseits  überwies  maa 
aber  der  Tilgungscasse  eine  feststehende  Dotation  yon  598,307  fl.  jährlich, 
worunter  insbesondere  43,500  fl.  zur  Ansammlung  der  n5<higen  Fonds  fltar 
die  Tilgung  des  Lotterieanlehens  am  Schlüsse  der  Tilgungsperiode.  Nebendem 
waren  zur  Schuldentilgung  die  Erlöse  aus  deigenigen  Staatsdomänen,  w^fae 
nach  Art.  6  der  Yerfaasung  dem  Staat  tU[)erla88en  wurden  (V*  aller  Domänen) 
imd  die  sonstigen  Zuflüsse  der  Tilgungscasse,  nomentlich  an  Depositen  und 
Cautionen,  bestimmt.  Schon  die  feststehende  Dotation  war  indessen,  eben  wefl 
aus  dem  Lotterieanlehen  zunächst  nicht  einmal  die  Zinsai  bezahlt  wurden, 
zur  Befriedigung  der  Bedür&isse  der  Tilgungscasse  nicht  erforderlich;  es  er- 
gaben sich  yielmehr  Ueberschüsse  von  Belang,  wdche  zu  einer  Art  Beserre- 
fonds  in  der  Schuldentilgungscasse  angesammelt  wurden.  Dagegen  nahm  aber 
die  Staatsschuld  von  Jahr  zu  Jahr  auch  dann  zu,  wenn  keinerlei  neue  Anlehen 
oder  Schuldüberweisungen  statt&nden,  weil  nämlich  alljährlich  derjenige  Betrag 
des  Lotterieanlehens,  welcher  weniger  als  die  Zinsen  und  die  5(>jäkrige  TD- 
gungsquote  abbezahlt  ward,  der  Schuld  zugeredmet  wurde.  Der  ganze  Zu- 
8tand  der  Tilgungscasse  war  auf  die  Berechnung  gegründet,  dass  im  Jahre 
1850  Yermögen  und  Schuld  der  Tilgungscasse  gleich,  d.  h.  die  Mittel  zur  Til» 
gung  der  ganzen  Staatsschuld  beschafft  und  yorräthig  sein  werden. 

Li  der  That  hob  sich  auch  der  Landescredit  in  Folge  dieser  Maassregeln 
dergestalt,  dass  1833  an  eine  weitere  Zmsherabsetzung  von  4  auf  8V>Vo  ge- 
dacht werden  konnte.  ^)  Die  zu  diesem  BehufSe  bereits  begonnenen  Opcarsiio- 
nen  wurden  aber  dadin*ch  unterbrochen,  dass  die  Staatsschuld^tilgui^gscasse 
zugleich  zu  einer  Oeditanstalt  behufe  Beförderung  der  Abldeung  yon  Grund- 
renten erweitert  wurde.  ^  Es  wurde  ihr  zur  Pflicht  gemacht,  den  Gefallpflich- 
tigen  zu  diesem  Zwecke  Darlehen  gegen  geringe  Zinsen  (3Vo)  zu  machen, 
wogegen  sie  in  die  Forderungsrechte  der  Geföllberechtigten  eintrat.  Um  hiezu 
die  Mittel  zu  beschaffen,  wurden  die  noch  im  Besitze  der  Tflgungscaase  befind- 
lichen Loose  des  1825ger  Anleh^is  (67,543  Stücke)  an  das  Haus  Bothschild  um 
4^025,580  fl.  yerkauft,  wobei  ein  Gewinn  yon  637,799  fl.  erzielt  wurde.  So  hatte 
zieh  der  Oours  der  Loose  gehoben.  Ausser  der  hiednrch  eingetretenen  Yer- 
mehrung  der  Passiyen,  trat  1845  eine  andere  durch  die  Uebemahme  yon 
2,244,000  fl.  Strassenbauschulden  auf  die  Tilgungscasse  ein. ")  Letztere  erhielt 
jedoch  dabei  eine  (übrigens  ungenügende)  weitere  Dotation,  bestehend  in  einer 
Umlage  yon  1  Heller  auf  jeden  G^den  Normalsteuercapital,  welche  indessen 
8päter  den  Tilgungscassen  für  die  Prorinzialstrassenbauten  zugewiesen  wurde.  ^) 

Im  Jahre  1842  entstand  auch  im  Grossherzogtiium  Hessen  eine  neue 
Staatsschuld  in  Folge  des  Blisenbahnbaues.  ^)  Sie  wurde,  wie  in  Baden, 
yon  der  eigentlichen  Landesschuld  gesondert  gehalten  und  findet  in  einer  ab- 
geschiedenen Eisenbahnschulden-Tilgungscasse  ihre  Yertretung.  Die 
bis  jetzt  aufgenommenen  einzelnen  Eisenbahnanlehen  werden  wir  in  §.  101 
nach  Grösse  und  Eigenthümlichkeit  anführen. 

Bis  zum  Jahre  1848  blieb  die  Finanzlage,  wie  überall,  eine  durdiaus  be- 


')  YergL  Gesetze  vom  16.  Juli  18S3  und  yom  29.  März  1886. 

^  Gesetze  yom  27.  Juni  18S6  und  AusfÜhrungsTerordnung  yom  10.  Janr.  1837. 

*)  Gesetz  vom  19.  Sept  1845,  Regienmgsbl.  8.  289. 

*)  YergL  Yerhandl.  der  II.  Kammer  Ton  18"/s9,  Beilagenbd.  4,  Beil.  211. 

*)  Durch  Gesetz  vom  16.  Juli  1842,  Regiemngsbl.  S.  821,  wurde  der  Bau  der  Hiaupt- 
limen  auf  Staatskosten  beschlossen,  Ar  Nebenlinien  aber  Conoessiottinuig  von  Gesdl- 
achaften  zugestanden. 
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de.  Man  konnte  wiederholt  Steuererleicht^nuigen  eintreten  lassen  nnd 
gleichwohl  das  Gleichgewicht  im  Hanshalte  yollkommen  erhalten.  Ton  1848 
an  yersohlimmerte  sich  aber  der  wirthschafUiche  Zustand  in  hohem  Grade,  so 
zwar,  dass  nidit  nur  eine  Beihe  neuer  Ai^ehen  angenommen  werden  musste, 
sondern  eine  Besserung  der  Lage  auch  später  eintrat  als  in  den  Nachbarlän- 
dern. Wir  werden  im  Folgenden  Oelegenheit  haben,  sowohl  auf  diese  neuen 
Btaatsanlehen,  als  auch  auf  die  Gestaltung  der  finanziellen  Lage  während  der 
letzten  Jahre  des  Nähern  zurückzukommen  und  schliessen  dahw  hier  mit  einer 


üebersicht  über  die  Bewegung  der  Staatsschuld  (ohne  die  Eisenbahnschuld) 
zu  yerschieden^  Zeitperioden. 


Es  betragen  am         die  PasdTen 

die  Aotiven 

der  reine 

Ende  des  Jahre«    der  TOgmigsoasse: 

derselben: 

Schuldenbestand 

1820')    . 

.    13,282,924  fl. 

— 

18,282,924  fl. 

1839«) 

.    11,720,314  , 

6,273,874  fl. 

5,446,440  , 

1847»)    . 

,    .    14,489,914  , 

10,716,127  , 

3,773,787  , 

18510 

,    .    16,213,189  „ 

12,858,543  , 

3,354,646  , 

1854») 

.    17,709,915  , 

13,705,994  , 

4,003,921  , 

1855») 

.    19,720,238  , 

13,602,943  , 

6,117,295  , 

1856  0 

.    .    19,388,878  , 

14,180,643  , 

5,208,235  , 

Unter  diesen  Summen  sind  nicht  nur  die  Caintalposten ,  sondern  auch  die 
rttckständigen  Zinsen  inbegriffen. 

Die  Eisenbahnsehuld  betrug  ohne  Abrechnung  des  B^arvorraths  der 
Tilgungscasse  am  Ende  der  Jahre 

1843«) 4,000,000  fl. 

1847») 8,535,000  ^ 

1850») 14,437,500  „ 

1853») 15,292,600  „ 

Betreffend  die  Landeeschuld,  so  entnimmt  man  dieser  Üebersicht,  dass  die 
oben  berührte  Berechnung,  wonach  im  Jahre  1850  die  Activen  und  Passiyen 
sich  hätten  decken  sollen,  sich  nicht  als  stichhaltig  erwiesen  hat,  was  haupt- 
sSchlich  der  Ueberweisung  der  Strassenbauschulden  umi  den  Capitalaiftiafamai 
seit  1848  zuzuschreiben  ist  Auch  kann  nicht  unbeachtet  bleiben,  dass  unter 
dem  Vermögen  der  Tilgungscasse  die  Erlöse  aus  yeräusserten  Staatsgütern  in- 
begriffen sind.  Die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Eisenbahnsehuld  wird  dage- 
gen aus  den  Erträgnissen  der  damit  erstellten  Schienenwege  grösstentiieib 
gedeckt,  so  dass  nur  ein  kleiner  Zuschuss  der  Staatscasse  erforderlich  ist. 


^)  T.  Reden  a.  a.  0.  8.  458. 

^  BegiorangsbL  von  1841,  8.  646—650. 

^  „  %     1850,8.245—247. 

*)  r      "*        I»     1854,  8.  494—496. 

^  «  ,»     1857,  8.  451—454. 

^  „  „     1858,  8.  664—568. 

^  ^  „     1859,  8.  526—528. 

^  Veigl.  Bekanntm.  vom  15.  Juni  1848,  Begierongsbl.  8.  189. 

»)  Verhandl.  der  11.  Kammer  von  IS^Vs»,  5.  Beilagenbd.,  Beil.  829,  8.  17. 
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§.  95. 

Kenester  Bestaad  der  grossh.  hessischen  Stastssehnld. 

Die  letzte  Yeröffentlichiiiig  der  StaatsBcfanldentUgiiiigseaMe  daärt  TOm  12.  Dec» 
1860 ')  und  mn^bsst  das  Jahr  1857.    Am  Ende  (üeses  Jahres  bestand 

A.  die  allgemeine  Landesschuld  ans  folgenden  Posten: 

a)  nnyerzinsliche  Schold  (insbesondere  Grundrentenscheine)      3,012,743  fl. 

b)  Capitalien  zu  3Vo 609,580  ^ 

c)  ,  „   SV^Vo 1,099,300  „ 

d)  „  „  4^/0  (worunter  das  Lotterieanlehen)  .    .    .  12,617,015  j, 

e)  „  „   4V«Vo 1,780,600  , 

0  .  ,   5Vo ^33  , 

19,119,671  fl. 
Dazu  Bückstande  an  nicht  erhobenen  Zinsen  und  Capital- 

posten  wegen  nicht  fiscalischer  Grundrenten 136,508  „ 

Zusammen  PaBsiyen  der  Gasse 19,256,179  fl. 

Dieselbe  besass  aber  an  Activen: 

1)  Staats-Activcapitalien 939,831  fl. 

2)  Rentenforderungen  bei  den  Bentenpflich- 

tigen,  resp.  Gemeinden 12,356,445  „ 

3)  Activausstknde  an  Zinsen  etc 677  „ 

4)  Cassenvorrath 1,098,618  „ 

14,395,571  fl. 
Es  betrug  daher  der  Passivstand  am  1.  Janr.  1858    .    •    .      4,860,608  fl. 

B.  Die  Eisenbahnschuld  bestand  Ende  1856  aus 

a)  Capitalien  zu  4Vo 8,680,000  fl. 

b)  „  „   4V«Vo 3,437,500  „ 

c)  Grundrentenscheinen ,  .      1,547,600  ^ 

13,665,100  fl. 
Davon  ab  im  Jahre  1857  getilgt    ....         142,500  „ 

Verbleibt  Restschuld  Ende  1857*) 13,522,600  fl. 

Ami.  Janr.  1858  betrug  sonach  der  Gesammtschuldenstand  18,383,208  fl. 
Bis  zum  1.  Janr.  1860  hatte  sich  der  Abschluss  in  Folge  des  neuen  Eriegs- 
anlehens  von  1859  yerschlimmert  und  es  war  der  Schuldenbestand  in  runder 
Summe: 

a)  Passiven  der  Staatsschuldentilgungscasse  über  Abzug  ihrer 

Activen 6,881,300  fl. 

b)  Passiven  der  Eisenbahnschuldentilgungscasse  ....     13,398,600  y, 

c)  Gesammtschuld 20,279,900  fl.*) 

Diese  unmittelbaren  Gfeldverbindlichkeiten  der  Tilgungscassen  werden  noch 

durch  die  Garantie  gesteigert,  welche  die  Stände  für  die  Provinzial-Strassen- 
bauschulden  übemomm^i  haben.    Doch  ist  die  Last  dieser  Ckurantie  um  so 


1)  Begiemngsbl.  von  1860,  S.  482->485. 

>)  Vergl.  Ailftgen  zu  BeiL  Nr.  140  der  etfind.  Verhandl.  von  18*76«,  8.  111. 

*)  Yerffl.  Gothaer  Hofkalender  für  1861,  8.  556.  Es  war  uns  trotz  aller  Mühe 
nicht  mQguch,  die  neaest^i  ständischen  Verhandhiiigen  von  18'7*o,  welche  im  Buoh- 
haadel  noch  nicht  zu  haben  sind,  uns  zu  verschaifen  und  zu  benützen. 
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weniger  Ton  grosaer  Bedentimg,  als  dieee  ProTmsiaKSohnIden  dordi  gmdierte 
Steaerbeitrage  allm&lig  getilgt  werden  und  ihrer  Snmnie  nadi  c^inediess  moht 
von  Erheblichkeit  srnd* 

Eine  Yergleiehung  des  Sehuldenbestandes  der  beiden  benachbarte  Groaa- 
herzogthümer  Baden  und  Hessen  ergibt  sofort  einen  namhaften  Unterschied 
m  Gnnsten  des  letstani. 

§.  96. 
Staatsyerfassung.    Verwaltung  der  Staatsschuld. 

Das  Grossherzogthmn  Hessen  zäUt  zu  den  constitutionell-monarchischen 
Staaten  des  deutschen  Bundes.  Seine  Verfassung,  über  deren  Entstehm^  wir 
in  §.  94  Andeutung  gegeben  haben,   datirt  vom  17.  Deobr.  1820.')    Sie  be- 
stimmt hinsichtlich  der  Y  erwaltung  der  Staatssehuld  Folgendes : 
§.78.  ,,Die  gesammte  Staatsschuld,  welche  ohne  ständische  Einwilligung  nie 
vermehrt  werden  kann,   ist  als  solche  durch  die  Verfassung  garantirt. 
Die  Art  und  Weise  ihrer  Zurttckzahlung  bestimmt  das  Schuldentilgungt- 
gesetz.^ 
§•  71.  „In  auBserordentiichen  Fällen,   wo  drohende  äussere  Gefahren  die  Auf- 
nahme von  Gapitalien  dringend  erfordern,   die  Einberufung  der  Stände 
aber,  oder  eine  vorläufige  Berathung  mit  denselben  durch  äussere  Ver- 
bältnisse unmöglich  gemacht  wird,   kann  die  Staatsregienmg  die  erfor- 
derlichen Summen  lehnbar  aufiiehmen,   vorbehaltlich  der  iMaehweiiung 
ihrer  Verwendung    und    der  Verantwortlichkeit    der    obersten   Staats^ 
behörde.* 
Das  in  §.  78  der  Verfassungs^Urkunde  in  Aussicht  gestellte  Staatsschulden- 
tilgungsgesetz kam  schon  am  29.  Juni  1821  zu  Stande.    Es  enthält  nicht  nur 
Bestimmungen  über  die  Tilgung,  sondern  andi  über  die  Verwaltung  der  Staats- 
schuld.   Danach  ist  die  letztere  eine  einheitliche  und  beruht  im  Wesentlichen 
auf  dem  Principe,   dass  der  Begierung  und  den  Ständen  der  gleiche  Einfluss 
auf  dieselbe  zustehe.    Die  Tilgungscasse  wird  desshalb  von  zwei  Directoren 
geleitet,   wovon  die  B^erung  den  einen  ernennt,  während  der  andere  von 
den  Standen  gewählt  wird.    Dasselbe  gilt  hinsichtlich  der  bdden  Controleurs. 
Die  oberste  Leitung  steht  übrigens  dem  Finanzministerium  zu.   Gemäss  einer 
Vereinbarung  der  Stände  ist  die  Wahl  des  landständischen  Personals  bei  der 
Tilgungscasse  zwischen  beiden  Kammern  derart  getheilt,   dass  dieselbe  vcm 
einer  Kammer  ausschliesslich  auf  zwei  Finanzperioden  (6  Jahre)  vorgenom- 
men wird  und  alsdann  auf  die  andere  übergeht  ^ 

Hinsichtlich   der   Eisenbahnschuld   bestimmt   das  Gesetz   vom  16.  JuU 
1842«)  in  Art  6: 

„Die  Stände  des  Grossherzogthums  erkennen  die  für  die  Staatsdsen- 
bahnen   conijrahirten    und  verwendeten   Capitalaufnahmen    als    Staats- 
schuld an.^ 
Gfemäss  §.  16   des  Gesetzes  vom  29.  Juni   1821    sind   die  Besultate   der 
Staatsschuldenverwaltung  al^ährlich  zu  veröffentlichen,  was  in  Absicht  auf  die 
Landesschuld  im  Begierungsblatte  geschieht.    Bezüglich  der  Eisenbahnschuld 


I)  Abgedruckt  bei  Zachariae,  die  deutschen  YerfastmigBgesetze  dar  Gegenwart; 
8.  400  £  G^Mtkigen,  1855. 

<)  YeifL  §.  22  des  Landtagsabsehieds  vom  18.  Juli  1842,  Regierungsbl.  8.  SlO. 
^  Begienmgsbl.  von  1842,  8.  823. 
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flolymbi  dg«  obw  o^urto  Qeteti  (Art  7)  nur  «vor,  dass  aadi  Unilaiif  «ler 
jeden  Fincuizperiode  über  die  bis  dahin  geschehene  Vefwendnng  dw  Bauke- 
sten  den  Ständen  Rechenschaft  abgelegt  werden  müsse.  Den  leiztormi  nird 
Unguis  nidit  nur  die  Baoreohnong,  sondern  auch  die  Bechmuig  der  Eisen- 
bahiuK^nlden-Tilgangscasse  zur  Prüfung  und  Entlastung  yorgelegt. 

Obgleich  die  Eisenbahnschuld  von  der  übrigen  fitaatsechuki  abgesondert 
gehalt^  wird  und  in  den  officiellen  Actenstücken  von  einer  besondem  Eiaen- 
bahnsdinldentilgungscasse  die  Bede  ist,  so  ist  letztere  doch  mit  der  Staats- 
schuldentilgungscasse  derart  organisch  verbunden,  dass  dieselben  Beamten  beide 
Tilgungscassen  verwalten. 

§.  97. 

Tilgungsfonds.    Tilgungsmodus. 

Bei  den  eigenliiümlichen  Verhältnissen  der  grossh.  hessischen  SchuldentQ- 
gsngscasse  haben  wir  vor  Allem  zu  unterscheiden  zwischen  den  Tilgungsfonds, 
welche  derselben  zur  Verfügung  gesteUt  sind,  d.  h.  der  Dotation  der  Til- 
gungscasse,  und  den  TUgungsquoten,  welche  nach  den  einselneii  Darlehens- 
Verträgen  und  Gesetzen  Jülich  auf  d^e  Schuld  abzutragen  sind.  Diese  sind 
nkdit,  wie  in  andern  Staaten,  gleich,  vielmehr  empfö^  die  Tilgungscasae 
theils  mehr,  tiieils  weniger,  als  sie  an  der  Staatsschuld  hinzuzahlen  ver- 
pflichtet ist. 

L  In  Besiefaung  auf  die  Dotation  der  Tilgungscasse  haben  wir  m 
bemerken  bereits  Oelegenheit  gehabt  (§.  94),  dass  solche  für  die  .im  Jidire  1826 
anerkannt  gewesene  Schuld  wie  folgt  fixirt  worden  ist :  ^) 

behuro  der  Zinsenzahlung 554,807  fl. 

zum  Zweck  der  Tilgung 43,500  „ 

598,307  fl. 
Nebendem  verordnete  schon  §*  6  der  Verfassungs-Urkunde: 

„Ein  Drittheil  der  sSmmttichen  Domänen wird  nach  der  Aus- 
wahl des  Grossherzogs  an  den  Staat  abgegeben,  um  mittelst  allmaligen 
Verkaufe  zur  Sdiuldentilgung  verwendet  zu  wwden." 
Für  diejenigen  Theile  der  1826  noch  nicht  anerkannten  Schuld,   welche 
s^ter   der   liquiden  Schuld  einverleibt  wurden,   war   der  Tilgungscasse  das 
Zinsenerfordemiss ,   nicht  aber  ein  weiterer  Tilgungsbetrag,   l^onders  zuge- 
wiesen. Noch  anders  verhielt  es  sich  bei  der  Ueberweisung  der  Staatsstrassen- 
bauschulden,   deren  Verzinsung  und   planmassige  Tilgung  der  Tilgungscasse 
ohne  Ersatz  aufgebürdet  worden  ist.  *)    Dagegen  wurde  bei  den  neuen  Capi- 
talaufhahmen  seit  1848  je  ein  besonderer  TUgungsfonds  ausgesetzt  und  der 
Tilgungscasse  überwiesen. 

Die   Dotation   d&r   Schuldentilgungscasse  besteht  daher  gegenwärtig  aus 

1)  der  im  Jahre  1827  fixirten  Summe  von  598,307  fl.; 

2)  den  Zinsen  der  seitdem  liquid  gewordenen  alten  Schuld; 

3)  den  Zinsen  und  Tilgungsquoten  der  seit  1848  aufgenommenen  neuen 
Anlehen,  wie  letztere  vertragsm&ssig  festgesetzt  wonlen  sind; 


>)  Gesetz  vom  16.  Juni  1827,  Begienmgsbl  8.  225—226. 

^  Durch  das  C^esetz  vom  19.  Sepi  1845,  Regienmgsbl.  S.  389,  wurde  swar  der 
^ügongBcasse  die  vorher  zum  Zwecke  der  Tilgimg  der  Strassenbaoschulden  emgeffthrte 
direote  Steuer  Kogewiesen,  sofort  aber  durch  alle  folgenden  FinanzgeseiM  veimgi,  dass 
die  Tilgongsoasse  diese  Steuer  an  die  Proyinzialstrassenbaitfonds  als  Beitrag  zur  Til- 
g^ung  derProvinzialstrassenbauBohuIden  abzugeben  habe. 
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4)  d6iii  BiMs  sns  don  —  sv  Sdknldttililigiiiig^  büBÜiiiiBtoii  Doiii8ii6&dritMy 
beanelnmgsweifie  aiifl  dem  Ertaige  dieses  bereits  reaüsirteii  ErU^ses; 
endlich 

5)  dem  Erträgniss  des  sonst  angesammelten  Yennogens  der  Tilgangscasee 
selbst 

Dass  dieses  Yennogen  sehr  bedentoid;  dass  es  namentlich  auch  ans  dem 
Chnmde  zu  semem  jetagen  Bestände  anwiidbs,  weil  das  Roäischild'sche  Lotte- 
rieanlehen  yon  1825  b,u£  eine  solche  Ersparniss  basirt  wurde;  und  dass  der 
80  erzielte  günstige  Stand  der  Tilgnngscasse  im  Jahre  1886  dazu  benittit 
ward,  um  aus  ihr  zugleidi  eine  Or^tanstalt  zur  Beförderung  der  Ghrundent- 
lastung  zu  machen:  haben  wir  bereits  nachgewiesen.  Weit  der  grdsste  Theil 
des  Acäyrermogens  der  Tilgnngscasse  ist  denn  auch  an  die  Grundrentenpfiich- 
iigen  aaf  die  sicherste  Art  auf^;eliehen  und  wird  nach  und  nach  durcn  die 
Bentenzahlungen  derselben  wieder  flüssig,  so  dass  es  seinen  Zwecken  toU- 
etändiff  dienen  kann. 

Admlich  sind  die  Yerhältnisse  der  Eisenbahnschuld.    Bezüglich  dieser 
setzt  das  Gesetz  yom  16.  Juli  1842')  den  Tilgungsfonds  folgendermassen  fest: 
Art.  4.     „Zur  successiyen  Bückzahlung  der  zum  Eisenbahnbau  auf- 
genommenen Capitalien  ist  unverkürzt  die  Summe  bestimmt,  welche  yon 
dem  reinen  Ertrag  der  Eisenbahn,  nach  Berichtigung  der  Zinsen,  übrig 
bleibt.  Sollte  diese  Summe  nicht  V'V^^  ^on  dem  Anla^ecapital  der  Eisen- 
bahn, nebst  den  dadurch  erspart  werdenden  Zinsen  m  einem  oder  dem 
andern  Jahre  ausmachen,  so  soll  das  Fehlende  aus  den  bereitesten  Mit- 
teln der  Hauptstaatscasse  zugeschossen  werden.    Die  stückweise  C^ital- 
rückzahhmg  beginnt  mit  dem  ersten  Jahre  nadi  Eröftinng  der  Eisen- 
bahn.'' 
Die  sämmtlichen  Eisenbahnanlehen  sind  in  Gemässheit  dieser  G^etzesbe- 
sÜmmung  unter  dem  Yersprechen  contrahirt  worden,  dass  am  Capital  jfihrlich 
mindestens  Vs7<>  nebst  zuwachsenden  ^nsen  getilgt  werden  soUe,   und  da  bis 
jetzt  das  Reinertr&gniss  der  Bahnen  den  Betrag  des  Zins-  und  Tilgungserfor- 
demisses  noch  nicht  überstiegen  hat,   so  war  bisher  die  Einnahme  und  Aus- 
gabe der  Eäsenbahnschnldentügungscasse  gleich.   Würde  jedoch  dieses  Erträg- 
niss  höher  steigen,  so  müsste  auch  die  Eisenbahnsdiuldentilgungscasse  entwe- 
der Yermögen  ansammeln  oder  grössere  Oapitaltilgungen  yomehmen,   ab  die 
Anlehensbedingungen  yorsehen. 

n.  Betreffend  die  alljährlich  mindestens  zur  wirklichen  Zu- 
rückzahlung zu  bringenden  Quoten  yerweisen  wir,  um  Wiederholungen 
zu  yermeiden,  auf  die  Erörterung  der  einzelnen  Anlehen  (§.  101)  und  repro- 
duciren  hier  nur  noch  das  neueste  Gesetz  über  die  Tilgung  der  Staatsscnul- 
den,*)  welches  yerfügt: 

Art.  1.  \,Die  Staatsschuldentilgungscasse  wird  ermächtigt,  insoweit 
es  die  disponibeln  l^ttel  derselben  erlauben,  zur  Abtragung  der  für  die 
Staatsschuldentilgungscasse,  als  solcher,  negocürten  Anlenen,  höhere 
Summen  zu  yerwenden,  als  die  Dotation  für  das  betreffende  Anlehen 
beträgt,  unbeschadet  jedoch  der  im  Art  8  des  Gesetzes  yom  27.  Juni 
1836,  die  Mitwirkung  der  Staatsschuldentilgungscasse  zur  Ablösrmg  der 
Grundrenten  betreffend,  yorgeschriebenen  Yerpflichtung  der  Staats- 
schuldentilgungscasse zu  Darlehen  behufs  der  Grundrentenablösun^^ 
Art.  2.     „Die  Hauptstaatscasse  bleibt  dagegen  yerpflichtet,   die  für 


*)  RegienmgsbL  von  1842,  8.  821. 

>}  Yom  24.  Dao.  1867,  Begiemngsbl.  yon  1858,  8.  80. 
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jedes  Anlehea  fesetEÜch  bestbunte  Dotatkm  i]iiM)kaiige  sn  di»  Stsats- 
sclnildentilgtingscasse  fortznentiicfaten,    ab  ftr  die  Abtragnng  wittelek 
dieser  Dotation  allein  erforderlich  gewesen  sein  würde.  ^ 
Wie   man   sieht,   bezieht  sich   dieses  Gesetz   auf  die  Eisenbahnsdmlden 
nicht    Die  Yerwaltong  der  Tilgungscasse  der  Landesschulden  hat  aber  Yon 
der  ihr  ertheilten  ErmäohtiguBg  Gebrauch  gemacht,   indem  sie  das  zu  4V*V* 
TendnsMche  Anlehen  Ton  1852   und   ebenso   das  4Vsproc.  Anlehen  vc»  1856 
ganzlich  kündigte.   Damit  hat  sie  die  höher  als  4Vo  yerzinsliehe  Schuld,  abge- 
sehen yon  dem  Eriegsanlehen  de  1859,  beseitigt 

in.  Der  bei  der  Rickzahlung  der  gesammten  Staatsschuld  in  Anwendung 
kommende  Tilgungsmodus  ist  der  der  Yerloosung  und  Einlösung  der  OUi- 
gationen  im  Nennwerthe.  Die  Tilgungscasse  ist  zwar  ermächtigt,  ihre  eigenen 
Obligationen  aufzukaufen,  jedoch  nur  zum  Zwecke  der  nutzbringenden  ibilage 
ihrer  disponibehi  Fonds,  mcht  zum  Zwecke  der  Schuldentilgung. 

§.  98. 

Sicherheitsobjecte  der  grossh.  hessischen  Staatsschuld  (Staats-Grundkr&fte). 

L  Staats  vermögen.   In  Bezug  auf  dieses  bestehen  im  Grossherzogthum 
Hessen  wiederum  eigenthümliche  Rechtsyerhaltnisse.    Die  YeHassungsurlunde 
setzt  nämlich  in  Titel  IE  Folgendes  fest: 
§.  6.   „Ein  Drittheil  der  sämmtlichen  Domänen  .  •  .  wird  ....  an  den  Staat 

abgegeben,  um  zur  Schuldentilgung  yerwendet  zu  werden.^ 
§.  7.   „Die  übrigen  zwei  Drittheile  bilden  das  schuldenfreie  unveräusser- 
liche Familieneigenthmn  des  grossherzogL  Hauses.*' 

„Die  Einkünfte  dieses  Familienguts  .  ,  .  sollen  jedoch  in  dem  Budget 
aufjgeführt  und  zu  den  Staatsausgaben  yerwendet  werden;   die  zu  den 
Bedürfiiissen  des  grossherz.  Hauses  und  Hofes  erforderlichen  Summen 
sind  aber  darauf  vorzugsweise  radicirt  und  ohne  ständische  Einwilligung 
soll  auch  von  diesem  Familiengute  nichts  verhypotheoirt  werden.^ 
g.  8.   „Bei  künftigen  Erwerbungen  wird  nach  den  Rechtstiteln  des  Erwerbs 
festgesetzt  werden,   ob  sie  zu  den  Staats-  oder  dem  Familienvermögen 
gehören. '^ 
Die  Ausscheidung  der  Domänen  zwischen  Staat  und  Hof  hat  eine  lange 
Reihe  von  Verhandlungen  erfordert  und  ist  erst  im  Jahre  1841  zum  Abschlüsse 
gediehen.    Damals  kam   ein  Uebereinkommen   dahin   zu   Stande,    dass  der 
Staatsschuldentil^ungscasse  ausser  den  ihr  bis  31.  Octbr.  1838  bereits  überwie- 
senen Summen  em  rar  allemal  eine  Abfindungsumme  von  2  Mill.  Gulden  durch 
Zuweisung  von  Domänenkaufschilluigen,   Ablösungsgeldem  und  dergl.  Forde- 
rungen zu  gewähren  sei,   wogegen  alsdann  alle  noch  vorhandenen  Cameral- 
und  Forstdomänen  das  schuldenfreie  unveräusserliche  Familieneigenthum  des 
grossherz.  Hauses  im  Sinne  des  H.  Titel  der  Verf.-Ürk.  bilden  sollen.    Auch 
vmrde  festgesetzt,  dass  alle  noch  über  jene  2  Mill.  bevorbleibenden  Domänen- 
veräusserungs-  und  Ablösungs-Forderungen  durdi  allmälige  neue  Erwerbungen 
dem  Familiengute  einzuverleiben  und  hierüber  den  Stämlen  auf  jedem  Land- 
tage Rechnung  abzulegen  sei.  ^) 

Hienach  bilden  die  Domänen  des  Grossherzogthums  Hessen,  in  so  weit  sie 
noch  in  natura  vorhanden  sind,  kein  Sicherheits-Object  für  die  Staatsschuld 
und  kommen  hier  nur  insofeme  in  Betracht,  als  ihr  Ertragsüberschuss  nach 


')  Vergl.  Landtagsabschied  vom  11.  Janr.  1841,  §.  25,  RegieruiigsbL  S.  28—82. 
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Abrechmuig  der  Bedärfidne  des  groBshen.  Hauses  die  Steuen^ichtigeii  in 
ihren  Leistungen  erleichtert,  also  die  Stenerkraft  erhöht  Wir  haben  darum 
auch  nicht  nöthig,  eine  Berechnung  des  Capitalwerths  dieser  DomSnen  an- 
zustellen. 

Dagegen  dient  das  eigene  Yermdgen  der  Schuldentilgungscasse  unbedk^ 
zur  Dec^ng  der  Staatsschuld.  In  welchem  Verhältnisse  dasselbe  zur  letzteren 
steht,  haben  wir  in  §.  95  gesehen.  Wir  fugen  hier  noch  bei,  dass  es  um  so 
ungenüg«[ider  ist,  iJjb  ein  grosser  Theil  desselben  von  dem  Bothschild'schen 
Lotterieanlehen  seiner  Zeit  absorbirt  werden  wird.  (VergL  §.  94.) 

Die  Bechtsverhältnisse  der  Eisenbahnschuld  haben  sidi  anders  gestaltet. 
Dass  für  dieselbe  die  gesammten  Bevenüen  der  Staatsbahnen  gewissermassen 
verpfändet  sind,  ist  im  Yorigen  §,  dargelegt  worden.  Diese  Revenuen  haben 
nacn  dem  neuen  Staatsbudget  hingereiät,  um  das  Erfordemiss  der  Eisenbahn- 
schuldentilgungscasse  an  Zinsen  und  Tilgungsquoten  vollständig  zu  decken 
und  da  die  Bahnen  sämmtlich  gut  situirt  sind,  so  ist  ohne  ausserordentliche 
Störungen  auch  für  die  Zukunfk  ein  gleich  gOnstiges  Besultat  zu  erwarten. 

n.  Steuerkraft.  Nach  dem  eben  Gesagten  ist  die  Steuerkraft  des 
Landes  zur  Deckung  eines  Theils  der  allgemeinen  Staatsschuld  unbedingt,  zur 
Deckung  der  Ebenbahnschuld  aber  subsidiär  in  Anspruch  zu  nehmen.  Zur 
Beurtheilung  derselben  mögen  folgende  Daten  einige  Anhaltspunkte  geben. 
Das  Staatsgebiet  umfasst  153  Geviertmeilen,  auf  welchen  ungefähr  850,000  Be- 
wohner leben.  ^)  Das  Grossherzogthum  ist  sonach  eines  der  am  dichtesten 
bevölkerten  Länder  Deutschlands.  (Auf  die  Quadratmeile  kommen  in  der 
Provinz  Starkenburg  5,789;  Oberhessen  4,113  und  Rheinhessen  9,075  Be- 
wohner). Es  ist  aber  auch  eines  der  fruchtbarsten  Gebiete  Mitteleuropa's,  und 
vorzüglich  ein  producirendes  Land.  Ton  dem  ganzen,  3,365,671  hess.  Morgen 
umfassenden  Boden  sind  nur  9,766  Morgen  öd  und  aller  Production  entzogen. 
Die  landwirthschafüichen  Erzeugnisse  wurden  1851  in  den  Hauptrubriken  wie 
folgt  geschätzt:  Waizen  447,714;  Roggen  714,909;  Spelz  275,315;  Gerste 
723,427;  Hafer  714,324;  Kartoffehi  3,103,002  Malter;  Futterkräuter  auf  Heu 
redudrt:  8,186,199  Ctr.;  Reps  und  Mohn:  111,878  Malter:  Handelsgewächse 
<Tabak,  Hopfen  etc.)  96,956  Ctr.  Der  Waldertrag  wird  zu  352,880  preuss. 
Klafter  berechnet,  und  bildet,  wie  die  landwirtiiscliaftlichen  Producte,  einen 
namhaften  Ausfuhrartikel.  An  Bergbauproducten  werden  jährlich  gewonnen: 
Roheisen  139,400;  Gusswaaren  46,600;  Grobeisen  16,250;  Drahtbengel  6,600; 
Klein-  und  Zaineisen  5,150;  Puddelerzeugnisse  45,550;  Stabeisen  5,200; 
Salz  212,000  Ctr.  und  Braunkohlen  97,254  Tonnen.  Nebendem  ist  der  Transit- 
und  Speditionshandel  bedeutend,  und  der  Gewerbebetrieb  in  einzelnen  Bran- 
eken  von  Belang.  Das  Land  wird  von  86,4  Meil^i  Eisenbahnen  durchschnitten 
(wovon  16,5  Meilen  dem  Staat  gehörig)  und  hat  ein  treffliches  Strassennetz. 
Auf  beiderlei  Verkehrsmittel  hat  der  Staat,  auf  letzteres  ausserdem  die  Pro- 
vinzen bedeutende  Summen  verwendet.  Ebenso  wird  Seitens  des  Staats  wie 
der  Gemeinden  für  die  geistige  Cultur  Vieles  gethan  in  der  richtigen  Erkennt- 
niss,  dass  die  Hebung  derselben  der  wirksamste  Hebel  zur  Förderung  des  Volks- 
und Staatswohls  sm.  Dem  gegenüber  ist  indessen  nicht  zu  veiic^en,  dass 
in  einseinen  Landestheilen  als  Folge  der  Uebervölkerung  und  der  unbeschränk- 
ten Bodentheilung  eine  Kleinhäuslerswirthschaft  besteht,  welche  Zeiten  der 
Arbeitsstockung  und  Noth  auf  die  Länge  nicht  zu  ertragen  vermöchte. 


>)  Zählungsresultate:  1821:  671,266;  1849:  852,524;  1852:  854,314;  1855:  836,424 
1858:  845,571  Seelen. 
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§.  99. 
Finanzlage. 

Wie  sich  die  finanziellen  Znstande  Hessens  yor  dem  Jahre  1848  gestaltet 
hatten,  haben  wir  in  §.  94  angedeutet.  Es  bleibt  uns  daher  hier  nur  noch 
übrig^   die  Lage  seit  dem  Eintritte  dieses  Wendepunkts  in's  Auge  zu  fassen* 

Diese  ist  eine  so  entschieden  ungünstige,  dass  die  Staatsverwaltung  bis  in 
die  neueste  Zeit  herein   nicht  mehr   aus   dem  Deficit  herausgekommen  ist. 
Unerachtet  der  hienach  darzustellenden  mehrfachen  Schuldaufiicdmien  zur  Be- 
streitung von  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Staatsbedür&issen  schlössen 
die  Staatsrechnungen  mit  Ausgabeüberschüssen  ab,  und  zwar 

von  der  Finanzperiode  18*7»»  mit     ......    46,208  fl. ') 

»       .  V  18"/"     ,       78,076   /) 

r»        n  ,  18"/^      ,         18,814    ,') 

Der  ministerielle  Etatsentwurf  für  18*7^  schliesst  femer  mit  einem  Deficit 
im  ordentlichen  Haushalte  von  574.771  fi.  ab.  *)  In  Folge  der  standischen 
Berathung  wurde  dasselbe  zwar  auf  212,781  fl.  ermässigt,  sclüiesslich  aber 
blieb  wegen  der  nachträglichen  Credite  behufs  Verbesserung  der  Lage  der 
Staatsdiener  mit  283,304  n.  ein  Einnahmemangel  von  496,085  fl.,  welcher  durch 
Steuererhohung  gedeckt  wurde.  Gleichzeitig  ward  zur  Deckung  des  früheren 
Deficits  und  behufs  der  Ergänzung  des  theUweise  absorbirten  Betriebscapitals 
ein  Anlehenscredit  bis  zum  Belaufe  einer  Million  Gulden  erofinet.  ^ 

Die  Schlussresultate  der  ganzen  Finanzverwaltung,  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche Bedür&isse  zusammengenommen,  werden  übrigens  durch  die  Ver- 
mehrung der  Staatsschuld  während  dieser  Periode  am  besten  yeranschaulicht. 
Wir  lassen  daher  die  verschiedenen  Creditoperationen  folgen,  wobei  wir  jedodi 
die  Schuldaufiiahmen  zum  Zwecke  des  Eisenbahnbaues  als  hieher  nicht  gehörig 
hinweglassen.    Es  wurden  negocirt: 

1)  em  5proc.  Anlehen  im  Jahre  1848  im  Betrage  von  .    .    .    1,000,000  fl.  *) 

2)  Emission  von  Grundrentenscheinen,  1851 900,000  „  ^) 

8)  ein  4V»proc.  Anlehen  im  Jahre  1853  von 500,000  „  •) 

4)  Vermehrung  der  Grundrentenscheine  1855  um     ...    .        500,000  ,  *) 

5)  desgleichen  im  Jahre  1856  in  Folge  der  Uebemahme  von 

1,100,000  fl.  Schulden  der  CiviUiste 1,500,000  „  ») 

6)  ein  5proc.  Kriegsanlehen  im  Jahre  1859  von 3,200,000  ,  •) 

7)  Vermehrung  der  Grundrentenscheine  um 300,000  „  ^ 

Summe  der  Schuldenverm^irung  von  18^7«o 7,900,000  fl. 


0  VergL  Vortrag  des  Finanzministers  über  die  definitiven  Resultate  der  Finanzrer- 
waKang  in  den  Jahren  IS^'Vss  und  über  die  Torlänfigen  Resultate  pro  18^/56,  BeU.  S 
und  4  su  den  Verhandl.  der  II.  Kammer  von  IS^V^»* 

*)  Daselbst  BeU.  Nr.  8,  S.  31. 

>)  Finanzgesets  vom  24.  Kov.  1857,  Begienmgsbl.  S.  869—871. 

*)  Gesetz  vom  19.  Mai  1848,  Begienmgsbl.  S.  163. 

^)  Gesetz  vom  8.  Beo.  1851,  Regiemngsbl.  S.  457. 

*)  Finanzgesetz  vom  29.  Dec.  1852,  BegieningsbL  S.  601,  und  Bekanntmachung 
vom  28.  Aug.  1853,  Regierungsbl.  B.  565. 

0  Finanzgesetz  vom  4.  Oot.  1854,  Regierungsbl.  S.  355,  und  Bekanntmaokimg  vom 
8.  Juni  1855,  Regierungsbl.  S.  250. 

^  Gesetz  vom  22.  Sept.  1855,  Regierungsbl.  8.  368,  und  Bekanntm.  vom  23.  Sept 
1856,  Regierungsbl.  S.  323. 

^  Gesetz  vom  11.  Juni  1859,  RegieiungsbL  S.  355. 
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Ob  Hebendem  der  bereits  erwähnte  Anlehensciedit  des  Jahres  1857  von 
1  IGH.  bei  der  Staatsschnldentilgungscasse,  wie  beabsichtigt  worden  war, 
reaMsirt  wurde,  ist  uns  nicht  beirannt  geworden.  ÜBunerfain  dürfte  aber  eine 
Benützung  des  Credits  in  solchem  Maasse  selbst  dann  noch  bedenklich  ot- 
scheinen,  wenn  die  aufgenommenen  Schulden,  wie  hier,  «a  einem  grossen 
Theile  unverzinslich  negocirt  werden  konnten,  und  sie  kann  nur  zur  einen 
Hälfte  mit  den  ausserordentlichen  £riegsbedürfoissen  der  Jahre  1854  und  1859, 
die  allerdings  auch  yon  andern  Staaten  im  Wege  der  Anleihen  gedeckt  worden 
sind,  gerechtfertigt  werden.  Nicht  am  wenigsten  scheint  uns  der  Umstand  zu 
dem  unbefriedigenden  Ergebnisse  der  letzten  zehn  Jahre  beigetragen  zu  haben, 
dass  die  eingetretenen  Differenzen  zwischen  Regierung  und  Standen  die  recht- 
zeitige Aufstellung  und  beziehungsweise  Berathung  neuer  Budgets  theils  ganz 
yerhmdert,  theils  aber  ungebührlich  yerzögert  haben,  so  dass  yon  Landtag  zu 
Landtag  die  alten  ungenügenden  Finanzgesetze  verlängert  werden  mussten 
und  nicht,  wie  anderwärts,  zur  Zeit  für  die  Beschaflfnng  ausreichender  Ein- 
nahmen aus  ordentlichen  Quellen  gesorgt  wurde. ')  Auch  ist  aus  den  Bud- 
getsverhandlungen das  Bestreben  der  Stände  zu'  ersehen,  die  Einnahmen 
möglichst  hoch  zu  veranschlagen,  was  bei  der  geringsten  Störung  Deficits  zur 
Folge  haben  muss. 

Uebrigens  ist  durch  das  neueste  Budget  von  18*V«>  sowohl  formdl  als 
materieU  die  Ordnung  wieder  hergestellt,  wie  denn  dasselbe  auch  ohne  Deficit 
abschüesst 

Zur  Beurtheilung  der  einzelnen  Einnahme-  und  Ausgabe-Positio- 
nen des  Staatsbudgets  lassen  wir  den 

Hauptvoranschlag  fOr  die  Jahre  1857,  1858  und  1859, 

wie  solcher  sich  durch  die  ständische  Berathung  gestaltet  hat,  *)  folgen. 
A«  Durchschnittliche  Boheinnahme  auf  ein  Jahr: 

1)  Eameraldomänen 607,912  fl* 

'    2)  Forstdomänen 1,257,808  ^ 

3)  Unmittelbare  Einnahmen  der  Staatscasse 86,500  „ 

4)  Regalien 58,010  „ 

5)  Directe  Steuern        2,315,274  „ 

6)  Lidirecte  Auflagen       8,735,646  „ 

7)  Einnahmen  aus  verschiedenen  Quellen        212,962  „ 

Summe       8,274,712  fl. 

B.  Durchschnittliche  Jahr  es  ausgäbe. 

1)  Lasten  und  Abg&Age        782,247  fl. 

2)  Verzinsung  und  iSgung  der  Staatsschuld 884,785  „ 

8)  Pensionen       428,500  „ 

4)  Bedürftiisse  des  Hofes  (Civilliste  681,000  fl.)       ....  751,800  „ 

5)  Landitäade 20,000  ^ 

6)  MiHtär  und  Militäranstalten 1,464,528  , 

7)  Staatsministerium,  Staatsrath  und  Cabinet 29,250 

8)  Ministerium  des  Hauses  und  des  Aeussem 97,256  ^ 

9)  9  „    Innern  (auch  Cult  und  Unterricht)      .    .     1,247,480  , 


n 


0  Diese  verspfttete  üebergabe  der  Etats  und  in  Folge  dessen  die  YerlSngenrng  der 
frftherea  Finansgesetse,  oft  bw  in  die  Mitte  der  nftohsten  Finaaxperiode  hin^  daaerte 
bis  sur  neuesten  Zeit  und  fäUt  in  soloher  den  Ständen  freilich  nicht  mehr  z«r  Last 

>)  Yergl.  Yeriuutdl.  der  H.  Kammer  von  IS^Vm,  L  BelL-Bd.,  B^.  8,  8.  2—81,  und 
IV.  BeH-Bd.,  Beil.  277,  8.  2—5  und  8.  10—45. 
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10)  Mkiisterium  der  Justiz 490,853  fl. 

11)  „  ^    Finanzdii 2,235,474  „ 

12)  AUg^neine  Kosten  m  den  CoU^enhäas^n        ....  7,620  , 

13)  Zur  De<*nmg  des  Deficits  bis  £nde  1856        47,700  „ 

Summe       8,487,493  fl. 

Im  Staatsbudget  sind  übrigens  nicht  enthalten  die  Erträgnisse  der  Staats- 
eisenbahnen und  Telegraphen,  welche  in  die  EisenbahnschuldentilgungscaBse 
fli  essen,  mit  durchschnittlichen  620,842  fl.  0  netto. 

Fügt  man  diese  den  Schlusssummen  des  Voranschlags  bei,  so  ergeben  sich: 

Einnahmen  per  Jahr 8,895,554  fl. 

Ausgaben       „       „       9,108,335  fl. 

Deficit 212,781  fl. 

Dass  dieses  Deficit  durch  Steuererhöhungen  gedeckt  wurde,  haben  wir 
schon  bemerkt. 

Der  Hauptvoranschlag  für  die  Jahre  18*^0»  schliesst  ab,  wie  folfft :  *) 

Einnahmen 9,096,664  fl. 

Ausgaben 9,096,053  fl. 

Ueberschuss     .    .     .     , 611  fl. 

Das  Gleichgewicht  ist  somit  wieder  hergestellt 

S.  100. 

Gesetzgebung  über  Amortisation,  Vindication,  Verjährung  und  Festmachung 
der  Staatsschuldverschreibungen. 

lieber  die  Amortisation  und  Yindication  der  Papiere  au  porteur  und  Über 
die  Verjährung  der  Zinscoupons  ist  unterm  20.  Jiüi  1858  ein  dem  wUrttem- 
bernschen  Amortisationsgesetze  vielfach  ähnliches,  allgemeines  Gesetz  erlassen 
worden,  ^,  welches  im  Wesentlichen  folgende  Normen  gibt: 

1)  Ist  eine  au  porteur  gestellte,  unter  Autorität  einer  inländischen  Behörde 
angenommene  Schuldverschreibung  (Hauptobligation),  wohin 
auch  die  Anlehensloose  gehören,  irgendwie  abhanden  gekommen,  so 
muss  der  Gläubiger  behufs  Wahrung  seiner  Redite  dem  zuständigen 
Gerichte  Anzeige  machen  und  nicht  nur  die  Urkunde  mit  ihren  Unter- 
scheidungsmerkmalen bezeichnen,  sondern  auch  die  Thatsache,  dass  ihm 
die  Urkunde  abhanden  gekommen,  gemUgend  bescheinigen,  auch  sofort 
auf  Amortisation  antragen. 

2)  Zuständig  ist  im  Allgemeinen  das  GFericht  L  Instanz  des  Schuldners; 
bei  Schuldyerschreibungen  der  Staatsschuldentilgungscasse  und  der  grossh. 
Cabinetscasse  aber  das  Stadtgericht  zu  Darmstadt. 

8)  Findet  das  Gericht  die  beigebrachte  Bescheinigung  ungenügend,  so  weist 


^)  Yergl.  Yerhandl.  der  IL  Eanuner  von  18^V^*>  m*  BeU.-Bd.,  eiste  Anlage  zu 
Beil.  140. 

*)  Kach  dem  Gbthaer  Hofkalender  für  1861,  S.  556.  Es  ist  dieas  übrigens  der 
mInisterieUe  Etatsentwurf,  welcher  bei  der  ständischen  Berathung  noch  Aendenmgen 
erieiden  wird.    Die  Einnahmen  yon  den  Eisenbahnen  dnd  darin  nicht  aa%ef&hrt. 

*)  Gesetz,  die  Kraftioserklärang  (AmortiBation)  der  auf  Inhaber  lautenden  inlftndi* 
schal  Schnldurknnden  betreflfend,  RegierunffsbL  yon  1858,  S.  S78  ff.  Es  umlssst  niohi 
anr  die  Staatspapiere,  sondern  überhaupt  alle  Inhabeqiapiere^  welehe  unter  öffentlicher 
Autorität  ausgestellt  sind. 
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es  den  Antrag  ab.  Der  Antragsteller  kann  jedoch  auf  den  Ormid  bes- 
serer Bescheinigung  seinen  Antrag  jederzeit  erneuern. 

4)  Erachtet  das  Gericht  die  Bescheinigung  für  genügend  erbracht,  so  yer- 
fügt  es  unrerweilt  an  den  Schuldner  Zahlungssperre,  und  zwar  bei 
Gefahr  doppelter  Zahlung;  femer  sogleich  YerofTentiichung  dieser  Sperre 
und  eine  öffentliche  Aufforderung  an  den  Inhaber  der  Urkunde,  solche 
binnen  5  Jahren  bei  Verlust  seines  Bechts  dem  Gerichte  vorzulegen; 
endlich  die  wiederholte  öffentUche  Aufzählung  der  der  Amortisation 
unterliegenden  Urininde  in  dem  Yerzeiehnisse  gekündigter  Seheine  wäi* 
rend  der  laufenden  Frist.  Die  Bekanntmachung  der  Zahlungssperre  und 
die  Aufforderung  zur  Vorlegung  der  Urkunde  muss  ausserdem  dmal,  in 
Zwischenräumen  von  mindestens  3  Monaten,  in  der  Darmstädter  und  in 
einer  verbreiteten  Zeitung  eines  deutschen  Bundesstaats  wiederholt 
werden. 

5i)  Wird  die  Urkunde  innerhalb  der  Frist  nicht  vorgelegt  und  hat  sich 
kein  Inhaber  gemeldet,  so  wird  dieselbe  auf  Antrag  des  betreibenden 
Theils  durch  gerichtliches  Erkenntniss  für  kraftlos  erklärt,  und  dieses 
Erkenntniss  veröffentlicht,  welches  3  Monate  nachher  in  Rechtskraft 
übergeht.  Alsdann  hat  der  Schuldner  dem  betreibenden  Theile  entwe- 
der Zahlung  zu  leisten,  oder,  wenn  solche  nicht  fällig,  eine  neue  Obli- 
gation auszustellen. 

6)  Wird  aber  die  Urkunde  innerhalb  der  Frist  vorgelegt,  so  hat  sie  das 
Gericht  in  Verwahrung  zu  nehmen  und  dem  betreibenden  Theil  eine 
Frist  von  30  Tagen  anzuberaumen,  innerhalb  welcher  er  gegen  den 
Producenten  der  Urkunde  klagend  aufzutreten  hat.  Thut  er  diess  nicht, 
so  wird  die  Verschreibung  dem  letzten  Inhaber  zur  freien  Disposition 
ausgefolgt  und  die  Zahlungssperre  aufgehoben. 

7)  „Auf  den  Inhaber  lautende  Schuldverschreibungen  kann  der  Eigen- 
thümer  mittelst  der  Eigenthumsklage  nur  von  demjenigen 
zurückfordern,  der  solche  in  bösem  Glauben  an  sich  gebracht 
hat.«  (Gesetz  Art  12.) 

8)  „Alle  Zinsabschnitte  (coupohs),  welche  nicht  binnen  fünf 
Jahren,  von  ihrem  Verfalltage  an  gerechnet,  zur  Einlösung 
gebracht  werden,  sind  verjährt*  (Ges.  Art.  14.) 

9)  Ist  ein  Zinsabschnitt  zu  Grunde  gegangen,  oder  abhanden  gekommen, 
so  findet  keine  gerichtliche  Kraftloserklärung  desselben 
statt.«  (Art.  15.) 

Der  Betheiligte  kann  jedoch  eine  Zahlungssperre  nach  vorstehenden 
Normen  (Ziffer  4)  erwirken,  welche  die  Verjährung  aufhält.  Ist  die 
Verjährungsfrist  abgelaufen,  ohne  dass  der  Coupons  zum  Vorschein  ge- 
kommen ist,  so  kann  der  betreibende  Theil  Zahlung  verlangen. 
10)  „Die  mit  der  Schuldverschreibung  ausgegebene  Zinsleiste  (Talon)  wird 
Ar  jeden  Inhaber  kraftlos,  sobald  das  Recht  aus  der  Obligation  auf 
irgend  eine  Weise  rechtlich  erloschen  ist." 

Ist  ein  Talon  verloren  oder  zu  Grunde  gegangen,  so  kann  der  In- 
haber der  Schuldverschreibung  unter  Vorlegung  dieser  vom  Gerichte 
verlangen,  dass  der  etwaige  Inhaber  desselben  öffentlich  aufgefordert 
werde,  den  Talon  binnen  90  Tagen,  vom  Verfalltage  des  letzten,  mit 
demselben  ausgegebenen  Coupon,  oder  wenn  der  Aufruf  erst  später  er- 
folgt, vom  Tage  der  Aufforderung  an  gerechnet,  bei  Verlust  seines 
Bechts  vorzulegen.  Dem  Schuldner  ist  gleichzeitig  Eenntniss  hieyon  zu 
geben.    Wird  der  Talon  bmnen  der  Frist  nicht  producirt,  so  erhält  der 

IC  Ol  er,  CftpitaUnUge  in  Wertbpapieren.  ^^ 
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Ammfende  eine  neue  Zinsleiste;  andernfalls  wird  er  zur  Klage  rerwie* 

sen,  wie  snb  Ziffer  6. 
11)  ,Da8  Fordemngsrecht  ans  einem  Anlehensloose  verjährt  mit  dem 

Ablanf  yon    10  Jahren,   gerechnet   yon   dem  öffentlich  yerkündigten 

Tage  an,  an  welchem  das  Loos  auszuzahlen  isf 

Die  gedachte  Yeipährungsfrist  läuft  nicht  gegen  den  Gläubiger,  welcher 

Zahlungssperre  erwirkt  hat. 
Hinsichtlich  der  Yenährung  der  Obligationen  gilt  das  Oesetz  vom 
19.  März  1853')  in  den  rrovinzen  Starkenburg  und  Oberhessen  und  der  Code 
Napoleon,  Art  2277,  in  der  Provinz  Rheinhessen.  Uebereinstimmend  mit 
letzterem  setzt  jenes  Gesetz  die  Yerjährungsfrist  für  alle  persönlichen  Klagen, 
sofern  nicht  das  (besetz  ausnahmsweise  eine  kürzere  Frist  ausdrücklich  be- 
stimmt, auf  30  Jahre  fest.  Eine  solche  Ausnahme  ist  bezüglich  der  Capital- 
Zinsen  gemacht,  welche  in  5  Jahren  nach  Yerfall  verjähren,  nicht  aber  hin- 
sichtlich der  Capitalforderungen.  Für  diese  besteht  sonach  eine,  von  dem 
Fälligkeitstermine  an  laufende  dOjährige  Yerjährungsfrist. 

I^treffend  endlich  die  Festmachung  au  porteur  gestellter  Papiere,  so 
geschieht  solche  im  Grossherzogthum  Hessen  durch  Yerwandlung  derselben  in 
Namenscheine.  Die  Anlehensgesetze  stellen  es  nämlich  der  Regel  nach  in  die 
Wahl  des  Gläubigers,  Obligationen  auf  den  Namen  oder  auf  den  Inhaber  zu 
verlangen  und  ausserdem  werden  Namenscheine  gegen  Inhaberobligationen 
und  letztere  gegen  erstere  Seitens  der  Tilgungscasse  umgetauscht,  wovon  all» 
Jahresabschlüsse  dieser  Zeugniss  geben. 


S.  101. 

Zlnsfdss  der  Staatsschuld.  Ort  mi  Art  der  Zins-  nnd  Capitalzablong.  Abzüge 
bei  derselben.    Einzelne  grossh.  hessische  Verkehrs -Staatspapiere. 

Hinsichtlich  der  Gestaltung  des  Zinsfusses  der  grossh.  hessischen  Staats- 
schuld beziehen  wir  uns  auf  das  in  §.  94  diessfaUs  Gesagte  und  fügen  hier 
nur  noch  bei,  dass  im  Gefolge  des  Gesetzes  vom  24.  Decbr.  1857  die  der 
allgemeinen  Staatsschuld  angehörigen  4Vtproc.  Anlehen  von  1852  und  1856 
neuester  Zeit  gänzlich  gekündigt  und  getilgt  worden  sind,  so  dass  iCusser  dem 
5proc.  Eriegsimlehen  die  allgemeine  Schuld  keine  hochzinsenden  Bestand- 
theile  mehr  enthält,  vi^mehr  aus  3proc.,  SV^proc.  4proc.  Capitalposten  älteren 
Datums,  dem  5proc.  Anlehen  von  1859  und  den  creirten  unverzinslichen  Grund- 
rentenscheinen  im  Betrage  von  3,200,000  fl.  besteht.  Die  Eisenbahnschuld 
dagegen  umfasst  ausser  dien  älteren  4proc.  Anlehen  die  neueren  4Vsproc.  Schuld- 
aumahmen  und  abermals  einen  Betrag  von  1,360,000  fl.  in  Grundrentenschemen. 

Die  Zinsen  aus  allen  Yerbriefungen  der  gesammten  Schuld  sind  nicht  nur 
bei  der  Tilgungscasse  zu  Darmstadt  sondern  auch  bei  allen,  zur  Hauptstaats- 
casse  lieferungspflichtigen  Landescassen  und  ausserdem  in  Frankfurt  a/Bi.  (bei 
M.  A.  V.  Rothschild  &  Söhnen)  ohne  allen  Abzug  zu  erheben.  Auch  die  zur 
Heimzahlung  gekündigten  Capitalbeträge  werden  von  der  Tilgungscasse  zu 
Dannstadt  und  ausserdem  in  Frankfurt  ausbezahlt.  Da  jedodi  das  Oesets 
vom  30.  Juli  1848,  betreffend  die  Ausgabe  von  Grundrentenscheinen ,  *)  in 
Art  2  die  Bestimmung  enthält,  dass  alle  öffentlichen  Gassen  berechtigt  seien. 


0  Begiernngsbl.  von  1853,  8.  117. 
0  Begiernngsbl.  von  184K,  8.  253. 
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diese  Scheine  in  ihrem  Nennwerthe  als  Zahlung  auszugeben;  so  müssen  wir 
dieses  Zahlungsmittel,  welches  demgemäss  auch  der  Staatsgläubiger  statt 
klingender  Münze  anzunehmen  hat,  etwas  näher  in's  Auge  fassen« 

Die  hessische  Verwaltung  hat  an  solchem  Papiei^eld  emittirt:  im  Jahre 
1848:  2Mimonen;  1852:  900,000  fl.;  1855:  500,000  fl.;  1856:  1,500,000  fl. 
und  1859:  300,000  fl.,  zusammen  5,200,000  fl.,  somit  im  Ganzen  einen  umfas- 
senden Gebrauch  yon  dieser  aUerdings  finanziell  sehr  yortheilhaften  Creditge- 
legenheit  gemacht.  Die  Gnmdrentenscheine  sind  jedoch,  woher  sie  auch  den 
Namen  haben,  speciell  auf  die  Tilgungsrenten,  welche  die  Staatsschuldencasse 
für  die  yon  ihr  den  Gemeinden  zur  Ablösung  yon  Grundrenten  vorgeschosse- 
nen Capitalien  für  Jahrzehente  zu  beziehen  hat,  und  welche  mit  Bealrecht 
gesichert  sind,  hypothecirt;  auch  sind  sie  ausdrücklich  als  unverzinsliche 
Staatsschuld  anerkannt  und  sollen  aus  jenen  Tilgungsrenten  succe^sive  ein- 
gelost und  öfientlich  vertilgt  werden.  *)  Die  Einlösung  von  jährlich  80,000  fl. 
hat  von  1851  an  bis  1857  und  alsdann  vop  jährlich  100,000  fl.  für  das  Jahr 
1858  pünktlich  stattgefunden,  wurde  aber  im  Jahre  1859  wegen  des  damaligen 
ausserordentlichen  ^iegsaufwandes  auf  2  Jahre  sistirt.  ^  Es  ist  keine  Fra^e, 
dass  das  hessische  Papiergeld  auf  diese  Weise  gut  fundbrt  ist;  da  jedoch  die 
Tilgungsrenten  nur  in  klemeren  Summen  successive  eiugehen,  so  könnte  eine 
Erschütterung  des  Credits  bei  dem  Mangel  eines  haaren  Einlösungsfonds  und 
bei  der  verhältnissmässig  grossen  Summe  der  umlaufenden  Scheine  die  TO- 
gungscasse  leicht  genug  in  Verlegenheiten  bringen  und  eine  Entwerthung 
der  Scheine  momentan  zur  Folge  haben.  Ohne  Bedenken  dürfte  sohin  die 
Creirun^  so  grosser  Beträge  in  Papiergeld  für  einen  so  wenig  umfangreichen 
Staat  mcht  sein. 

Uebergehend  zu  der  Darstellung  der  hauptsächlich  im  Verkehr  be- 
findlichen hessischen  Schuldverbriefungen,   fügen  wir  in  Kürze  Fol- 
gendes bei. 
A.  Der  allgemeinen  Staatssohnld  gehören  an : 

1)  die  4proc.  Staatsrentenobligationen  ded.  1.  Octbr.  1824  und 
1.  Januar  1825  m  Stücken  zu  1000  (A),  500  (B)  und  100  fl.,  verzins- 
lich auf  1.  Janr.  und  1.  JuH,  auf  Namen  und  Inhaber  ausgestellt,  und 
hervorgegangen  aus  der  Verbriefhng  gewisser  standesherrlicher  An- 
sprüche wegen  an  den  Staat  abgetrete^r  Rechte.  Tilgung  im  Wege 
der  Verloosung  grösstentheilB  erfolgt. 

2)  Das  Lotterieanlehen  von  1825,  von  welchem  wir  statt  aller  Be- 
schreibung den  Ziehungsplan,  insoweit  er  noch  der  Zukunft  angehört, 
beifügen. 

YerloosuDgspIan  der  50  fl.-Loose. 


27. 

ferl«dsiBf 

Oblig. 

fl. 

fl. 

Oblig. 

fl. 

fl. 

o 

1     . 

. 

5,000 

100  k 

150 

15,000 

«m  1 

.  JaU  1861. 

1     . 

.    . 

3,000 

200  h 

140 

28,000 

Oblig. 

fl. 

8  k  1,000 

8,000 

600  k 

185 

81,000 

1     . 

.    .        50,000 

20  & 

400 

8,000 

4,000  k 

131 

524,000 

1     . 

.    .        10,000 

68  k 

200 

13,600 

5,000 

745,600 

0  VergL  die  Oreinnigsgesetie  vom  80.  JaH  1848,  Regienrnffsbl.  8.  808;  vom  8.  Dee. 
1851,  Begiemngsbl.  8.  4ö7;  vom  4.  Oot  1854,  BegiemngsbL  8.  855;  vom  22.  Bept 
1855,  EegkurongsbL  8.  868. 

*)  Vergl.  Gesetz  vom  11.  Juni  1859,  Begienmgsbl  8.  855. 
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28.  VerloosoDg 
am  2.  Januar  1863. 


Oblig.  fl. 

1     .     .     . 

1     .     .     . 

1     .     .     . 

1     .     .     . 

8  k.  1,000 

20  k     400 

68  k 

100  k 

200  k 

600  k 

4,000  k 

5,000 


200 
150 
140 
138 
135 


fl. 

40,000 

10,000 

5,000 

3,000 

8,000 

8,000 

13,600 

15,000 

28,000 

82,800 

540,000 

753,400 


29.  VerloosoBg 
am  1.  Juli  1864. 


1  . 

1  . 

1  . 

1  . 

8  k 

20  k 

68 

100 

200 

600 

4,500 

5,500 


1,000 
400 
200 
160 
145 
142 
139 


40,000 

10,000 

5,000 

3,000 

8,000 

8,000 

13,600 

16,000 

29,000 

85,200 

625,500 

843,300 


30.  VerloosBBg 
am  2.  Januar  1866. 


1  .  .  . 
1  .  .  . 
1  .  .  .^ 
1  .  .  • 

8  k  1,000 
20  k     400 


68  k 
100  k 
200  k 
600  k 

4,500  k 

5,500 


200 
160 
150 
145 
142 


60,000 

20,000 

10,000 

5,000 

8,000 

8,000 

13,600 

16,000 

30,000 

87,000 

639,000 

896,600 


31.  Verioosiig 
am  2.  Januar  1867. 

1  .  •  .   40,000 
1  .  .  .   10,000 


Oblig. 

1 
1 


fl. 


10  k   1,000 
26  k     400 


60  k 

100  k 

800  k 

1,000  k 

2,000  k 

4,000 


200 
160 
150 
148 
145 


fl. 

5,000 

3,000 

10,000 

10,400 

12,000 

16,000 

120,000 

148,000 

290,000 

664,400 


32.  Verloosvig 
am  2.  Januar  1868. 


1  . 

1  . 

1  . 

1  . 

10  k 

26  k 

60  k 

100  k 

800  k 

1,000  k 

2,000  k 


1,000 
400 
200 
160 
152 
150 
147 


4,000 


50,000 

10,000 

5,000 

3,000 

10,000 

10,400 

12,000 

16,000 

121,600 

150,000 

294,000 

■"68'2,000 


33.  VerleosuDf 
am  2.  Januar  1869. 


1  . 

1  . 

1  . 

1  . 

10  k 

26  k 

60  k 

100  k 

800  k 

1,000  k 

2,000  k 

4,000' 


1,000 
400 
200 
160 
155 
152 
150 


40,000 

10,000 

5,000 

3,000 

10,000 

10,400 

12,000 

16,000 

124,000 

152,000 

300,000 

682,400 


34.  YerloosQig 
am  2.  Januar  1870. 

1  .  .  .  50,000 

1  .  .  .  10,000 

1  .  .  .  5,000 

1  .  .  .  3,000 

10  i  1,000  10,000 

26  k     400  10,400 


Oblig. 

60  k 

100  k 

800  k 

1,000  k 

2,000  k 


fl. 

200 
170 
155 
154 
152 


4,000 


fl. 
12,000 
17,000 
124,000 
154,000 
304,000 
699,400 


3S.  Verloosaig 
am  2.  Januar  1871. 


1  . 

1  . 

1  . 

1  . 

10  k 

26  k 

60  k 

100  k 

800  k 

1,000  k 

2,000  k 

4,000 


1,000 
400 
200 
170 
160 
158 
155 


40,000 

10,000 

5,000 

3,000 

10,000 

10,400 

12,000 

17,000 

128,000 

158,000 

310,000 

703,400 


36.  VerloosoBg 
am  2.  Januar  1872. 


1  .  .  . 

1  .  .  . 

1  .  .  . 

1  .  .  . 
10  k  1,000 
26  k     400 


60  k 

100  k 

800  k 

2,000  k 

3,000  k 


200 
170 
162 
160 
157 


6,000 


50,000 

10,000 

5,000 

3,000 

10,000 

10,400 

12,000 

17,000 

129,600 

320,000 

471,000 

1,038,000 


37.  VerloosQRg 
am  2.  Januar  1873. 


1 
1 
1 
1 
10 
26 


60  k 


100 
300 
500 


1,000 
500 
250 
200 
180 
170 


60,000 
20,000 
10,000 
5,000 
10,000 
13,000 
15,000 
20,000 
54,000 
85,000 
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ObUg. 
3,000  k 
4,000  k 
8,000 


165 
160 


fl. 
495,000 
640,000 
1,427-000 


38.  VerloosQBf 
am  2.  Januar  1874. 
.  .  .   70,000 


15 
30 


50  k 


100  k 

300  k 

500  k 

4,000  k 

5,000  k 

10,000 


1,000 
500 
250 
200 
180 
170 
165 
162 


30,000 

15,000 

7,000 

3,000 

15,000 

15,000 

12,500 

20,000 

54,000 

85,000 

660,000 

810,000 

1,796,500 


ObKg. 


39.  VerloosHDg 
2.  Januar  1875 
fl. 


15  k  1,000 
500 
250 
200 
180 
170 
168 
165 


30  k 

50  k 

100  k 

300  k 

500  k 

4,000  k 

5,000  k 


10,000 


fl. 

80,000 

40,000 

20,000 

10,000 

5,000 

15,000 

15,000 

12,500 

20,000 

54,000 

85,000 

672,000 

825,000 

1,853,500 


Ohlig. 


iO.  VerloosoBg 
2.  Januar  1876. 
fl. 


2  k  4,000 

3  k  2,000 
20  k  1,000 
30  k     500 


40  k 
100  k 


300 

500 

1,000 


3,000  k 
4,000  k 
9,000 


300 
200 
180 
175 
172 
170 
167 


fl. 
120,000 
50,000 
20,000 
10,000 
5,000 
8,000 
6,000 
20,000 
15,000 
12,000 
20,000 
54,000 
87,500 
172,000 
510,000 
668,000 
1,777,500 


8)  Die  3-  nnd  4proc.  sogenannten  unverloosbaren  Obligationen 
anfNamen,  insbesondere  ans  dem  1827  bewerkstelligten  Umtausche 
von  71,967  Stück  Loosen  des  Lotterieanlehens  von  1825  herrührend. 
(Yergl.  §.  94).  Die  Summe  dieser  Schuldtheile  beträgt:  an  3proc.  Schei- 
nen circa  104,000  fl.;  an  4proc.  Obligationen  ca.  304,000  fl.  Es  wird 
übr^ens  auch  hieran  nach  Maassgabe  der  zulässigen  Kündigungen 
getagt. 

4)  Die  3V»-  und  4proc.  Staatsstrassenbau-Obligationen  vom  I.April 
1838  und  15.  Febr.  1841,  auf  die  Tilgungscasse  übernommen  in  Qe- 
mässheit  des  Oesetzes  vom  19.  Septbr.  1845. ')  Nach  demselben  sind 
auf  diese  Schuldtheile  jährlich  wemgstens  50,000  fl.,  und  zwar  30,000  fl. 
auf  die  4proc.  und  20,000  fl.  auf  die  3V2proc.  Obligationen,  abzutragen. 

5)  Die  4proc.  Obligationen  des  Staatsanlehens  von  1853,  ded. 
1.  Juli  1853,  ausgestellt  auf  Grund  des  Finanzgesetzes  vom  29.  Decbr. 
1852  *)  und  der  Bekanntmachung  vom  23.  Aug.  1853.  *)  Die  Obligatio- 
nen lauten  auf  Namen  und  auf  Inhaber,  erstere  ferner  auf  Beträge  von 
500  und  1000  fl.,  letztere  auf  Summen  von  100,  200,  500  und  1000  fl. 
Zinsen  auf  1.  Januar  und  1.  Juli  gegen  Coupons  oder  Quittungen.  Die 
Tilgung  des  Anlehens  geschieht  im  nege  der  Yerloosung  mittelst  einer 
Annuität  von  22,500  fl.,  welche  also  4proc.  Zinsen  und  V»proc.  Amorti- 
sationsquote enthält. 

6)  Die  5proc.  Obligationen  des  Kriegsanlehens  von  1859,  ausge- 
stellt unterm  15.  Juni  1859  kraft  Gesetzes  vom  11.  desselben  Monats^) 
in  Stücken  von  100,  500  nnd  1000  fl.,  verzinslich  tro.  15.  Juni  und 
15.  Decbr.  Es  sind  nur  Inhaber-Obligationen  ausgegeben  worden.  Bis 
Ende  1864  ist  das  Anlehen  auch  Seitens  der  Regierung  unkündbar;  von 


>)  Regierungsbl.  von  1845,  8.  289. 

")            ,  ^     1852,  8.  608. 

»)            ^  „     1858,  8.  565. 

*)            ,  „     1859,  ß.  .855. 
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1865  an   beträgt  der  Tilgungsfonds  mindestens   Vt^o  des  ganzen  An- 
lehens  von  3,200,000  fl. 
B.  Zur  Eisenbahnschnld  gehören: 

a)  Die  4proc.  Obligationen  des  Anlehens  ä  4  Mill.  von  1843, 
unterm  1.  Juli  1843  auf  Grund  des  Eisenbahngesetzes  vom  16.  Juli 
1842,  welches  der  Regienmg  zum  Voraus  Yollmaeht  zur  Au&ahme  der 
Anlehen  behufs  Erbauung  der  damab  festgestellten  Hauptlinien  ertheilte, 
emittirt.  Yerschreibungen  auf  Namen  und  Inhaber,  erstere  in  Betragen 
von  500,  600,  700,  800,  900  und  1000  fl.;  letztere  von  100,  200,  500 
und  1000  fl.  Die  Zinsen  fallen  auf  1.  Januar  und  1.  JulL  Tilgungs- 
fonds mindestens  V2V0  der  Anlehenssumme.  ^) 

b)  Die  4proc.  Obligationen  vom  1.  Juli  1846,  ganz  unter  denselben 
Bedingungen  und  Rechtsverhältnissen  emittirt  im  Gefolge  der  Ministerial- 
Bekanntmachung  vom  6.  Mai  1846,  *)  nur  mit  dem  einzigen  Unterschiede, 
dass  von  dem  1846ger  Anlehen,  welches  ebenfalls  4  MilL  umÜEMste, 
keine  Namenobligationen  ausgegeben  wurden. 

c)  Die  4V»proc.  Obligationen  ded.  1.  Novbr.  1849  und 

d)  die  4.Vsproc.  Obligationen  ded.  1.  Septbr.  1850,  erstere  im  Be- 
laufe von  1,500,000  fl.,  letztere  in  der  Summe  von  2,000,000  fl. ,  sind 
ebenfalls  auf  Grund  der  —  der  Regierung  durch  das  Eisenbahngesetz 
ertheilten  YoUmachten  durch  Bekanntmachungen  vom  17.  Septbr.  1849 
und  12.  Juli  1850  ^  emittirt  worden.  Sie  unterli^en  daher  den  gleichen 
Bestimmungen,  wie  die  4proc.  Eisenbahnobligationen.  Scheine  auf  Na- 
men wurden  indessen  auch  hier  nicht  ausgestellt.  Die  Stände  haben 
diese  beiden  Anlehen  anfanglich  beanstandet,  schliesslich  aber  an- 
erkannt. *) 

e)  Die  4V>proc.  Obligationen  des  Anlehens  vom  1.  Januar  1853 
k  1,2000,000  fl.,  mit  welcher  Summe  sich  die  Regierung  bei  dem  Actimi- 
untemehmen  der  hessischen  Ludwigsbahn  betheiligte  und  welche  sie 
durch  Ministerial-Bekanntmachung  vom  20.  Novbr.  1852  ^)  im  Wege  der 
Submission  aufnahm.  Die  Obligationen  sind  sämmtlich  au  porteur  ge- 
stellt, auf  1.  Januar  und  1.  Juli  verzinslich  und  mit  einem  Tilgungsfonds 
von  mindestens  V'Vo,  anfangend  im  ersten  Jahre  nach  Erdlhung  der 
Ludwigsbahn,  zu  amortisiren. 

Sämmtli<£en  Yerbriefungen  der  grossh.  hessischen  Staatsschuld,  sdbst  den 
auf  Namen  lautenden,  sind  Zinscoupons,  jedoch  keine  Talons  beigegeben.  Um 
neue  Coupons  zu  erhalten,  müssen  daher  die  Obligationen  vorgelc^  werden. 
Den  Besitzern  der  Namenobligationen  ist  übrigens  auch  freigestdlt,  die  Zinsen 
gegen  Quittung  zu  erheben. 

Auf  den  Courszetteln  findet  man  ausser  den  vorstehend  au^efOhrten  Pa- 

Sieren  noch  grossh.  hessische  25  fl.-Loose  notirt.  Diese  gehören  jedoch  der 
taatsschuld  nicht  an,  sondern  sind  Theile  eines  von  dem  Grossherzog  Ludwig 
im  Jahre  1834  negocirten,  vom  Regierungsnachfolger  garantirten,  in  95,000 
Partialscheine  eingetheilten  und  binnen  44  Jahren  verloosbaren  Anlehens  von 
2,375,000  fl. 


^)  Bekanntmachungen  vom  29.  Mai  und   15.  Juni  1848,   Regterongsblatt  S.  18$ 
nnd  189. 

*)  RegierongsbL  von  1846,  S.  217. 

»)  „  „     1850,  8.  284. 

*)  VeigL  VerhandL  der  IL  Kammer  von  18"/6»,  Beil.  Nr.  874,  ß.  1—2. 

»)  B^erongsbL  von  1852,  S.  541. 
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8.  102. 

Coursbewegung  grossL  hessischer  Staatspapiere  von  1847—1860. 

Börse  zu  Frankfurt  a.  M. 


Zeit. 

svt- 

proo. 

4proc. 

4V«proc. 

Zeit 

proo. 

4pioo. 

4V«pM)C 

Obligationen. 

Obligationen. 

1847.    J8iir.2. 

92V» 

99V* 

^_ 

1854.   Jaor.2. 

92V* 

98V« 

101 V« 

April  1. 

91 

99 

— 

April  1. 

86 

93V» 

98V» 

JuUS. 

90»/» 

98V« 



JuUl. 

89V« 

97V« 

99V* 

Octl. 

88'A 

96V« 

^. 

Oct2. 

90V* 

97 

lOOV» 

1848.   Jaor.S. 

887« 

96V« 

... 

1855.   Jaiir.2. 

89 

»6V» 

99 

April  10. 



72 

• 

April  2. 

90V* 

94 

98V« 

Jolil. 

71 

77 

. 

Juli  2. 

88V» 

95V. 

100 

Oct2. 

74 

83V, 

.^ 

Octl. 

91V4 

97V* 

lOlV* 

1849.   Jaiir.2. 

76V« 

85V« 

_ 

1856.   Janr.2. 

92V« 

99 

102 

Aprils. 

78V« 

86 



April  1. 

92V* 

99V* 

loiv* 

JtiU2. 

81 

89 

._ 

Julil. 

92 

99V» 

102V» 

Octl. 

83 

90'/» 

_ 

Octl. 

91V« 

97V* 

lOOV« 

1850.   Janr.2. 

82*/» 

88'/« 



1857.   Jaiir.2. 

90V« 

98V» 

lOl'/* 

April  2. 

82V« 

87V« 

93V« 

April  1. 

9lV* 

99V» 

102 

Juli  2. 

837» 

89V» 

96V» 

Juli  1. 

92V» 

99V» 

102V» 

Octl. 

85 

89V» 

95'/» 

Octl. 

93V* 

99V» 

lOlV« 

1861.  Janr.S. 

86V« 

89V» 

94V« 

1858.   Janr.2. 

92V» 

99V» 

lOlV* 

April  2. 

89 

94'/» 

99V« 

April  1. 

93 

100 

102V» 

Julil. 

90V« 

967» 

lOOV« 

JuHl. 

94V* 

100 

101 V« 

Octl. 

89V« 

94V» 

lOOV» 

Octl. 

95 

lOOV» 

102 

1852.   Janr.l. 

91V« 

96V« 

lOOV» 

1859.   Janr.3. 

94V* 

lOOV« 

lOlV« 

April  2. 

92V« 

98V» 

loiv» 

April  1. 

92V* 

100 

lOlV» 

Julil. 

92V« 

98 

lOlV« 

Julil. 

— 

— 

94 

Octl. 

92V« 

98V» 

lOlV» 

Octl. 

92 

98V« 

101 V* 

1853.   Janr.S. 

92V» 

98V* 

lOlV* 

1860.   Janr.2. 

93V» 

lOOV* 

lOlV» 

April  1. 

93 

99 

101 V» 

AiHril2. 

92V» 

99V* 

lOOV* 

JoUl. 

92V« 

99V» 

102 

JuU2. 

93 

99V« 

101 

Octl. 

93V» 

98 

101 V« 

Octl. 

92»* 

99 

101 V« 

§.  103. 
Vergleichende  Recapitulation. 

Stand  1860  in  runden  Summen: 

1)  Bevölkerung     .    .* 860,000  Sin. 

2)  Staatsgebiet 153  GM. 

3)  Gesammtstaatsschuld 20,300,000  fl. 

Davon  unproductir  (verzinslich)      .    .    .    3,700,000  fl. 
Eisenbahnschuld  (verzinslich)      ....  12,060,000  „ 
Papiergeld  (wovon  3,180,000  fl.  zur  allge- 

memen  und  1,360,000  fl.  zur  Eisenbahn- 
schuld gehörig 4,540,000  „ 


Digitized  by 


Google 


344  •  Staatvpapiere. 

4)  Jahresbetrag  der  Btaatsausgaben 9,000,000  fl. 

5)  Directe  Steuern,  brutto 2,575,000  , 

6)  Indirecte  Steuern,    „         3,750,000  „ 

7)  Ganze  Steuerlast,     „         6,325,000  „ 

8)  Dieselbe,  netto 5,400,000  „ 

Es  trifft  sonach  auf  den  Kopf  der  BoTÖlkerung: 

a)  an  der  Gesammtstaatsschiüd 23,882  j, 

b)  „     ,,    unproductiyen  Schuld 4,353  , 

c)  ,     „    Eisenbahnschuld 14,188  „ 

d)  „     ^    Päpiergeldsschuld  .    , 5,341  „ 

e)  „    einer  Jahresausgabe 10,588  „ 

f)  directe  Steuern,  brutto 8,029  „ 

g)  indirecte    „  „ 4,412  , 

h)  ganze  Steuerlast brutto:   7,441  fl.,  netto:  6,353  j, 

Die  Gesammtstaatsschuld  yerhält  sich  zu  einer  Jahreseinnahme  {k  9  Mi]].> 

wie  2,255 : 1. 


9j  Ghürfärsteothmn  Hessen/) 

§.  104. 

Historische  Rückblicke. 

Territorialgeschichte.  Die  Geschichte  Churhessens  fallt  bis  1567  mit  der 
des  Grossherzogthums  Hessen  zusammen.  In  letzterem  Jahre  fand  nach 
Philipp  des  Grossmüthigen  Tode  die  Theilung  des  Landes  unter  dessen 
Tier  Söhnen  statt,  wovon  Wilhelm  IV.,  genannt  der  Weise,  die  jetzige 
Dynastie  des  Churstaats  gründete.  Er  vergrosserte  das  väterliche  Erbe  (Nie- 
derhessen mit  dem  grossten  Theile  der  Grafschaft  Ziegenhain  und  der  hessi- 
schen Hälfte  der  Herrschaft  Schmalkalden)  bedeutend.  Wilhelm  Y.  erhielt 
im  30jähri^en  Kriege  das  Stift  Fulda,  die  mainzischen  Besitzungen  in  Hessen 
und  die  Stifter  Paderborn,  Münster  und  Korvei  (1632),  jedoch  nur  vorüber- 
gehend. Der  westphälische  Friede  gab  alsdann  definitiv  das  Stift  Hersfeld 
mit  der  Probstei  Göttinnen  an  Hessen-Cassel;  durch  Vergleich  mit  Hessen- 
Darmstadt  (1648)  ward  femer  die  Hälfte  von  Oberhessen  erworben.  Fried- 
rich I.,  zugleich  Eonig  von  Schweden,  ererbte  die  Grafschaft  Hanau-Münzen- 
berg. Dagegen  gingen  in  Folge  des  LüneviUer  Friedens  die  überrheinischen 
Besitzungen,  jedoch  gegen  Entschädigungen  auf  dem  rechten  Rheinufer  (Amöne- 
borg,  Neustadt,  Fritzlar,  Naumburg,  Holzhausen  und  Gelnhausen)  verloren. 
1803  nahm  der  Landgraf  den  Churfürstentitel  an.  Nach  der  Schlacht  von 
Jena  (1806)  besetzten  aber  die  Franzosen  das  Land.  Der  Churfürst  entfloh 
und  es  ward  Hessen-Cassel  der  Kern  des  Königreichs  Westphal^n  unter  der 
Herrschaft  des  jüngsten  Bruders  Napoleons,  Hieronymus  Bonaparte.  Nach  der 
Verdrängung  der  Franzosen  aus  Deutschland  kehrte  der  Churfürst  1813  in 


*)  Literatur:  Landau,  Beschreibung  des  ChurftürsteiitfaumB  Hessen,  Cassel,  1842. 
Hildebrand,  statistische  MittheUnngen  Über  die  volkswirthschaftlichen  Zustände  Chur- 
hessens, BerÜD,  1858.  v.  Reden  a.  a.  0.,  L  Ban^,  1.  Abfth.,  S.  466  ff.  Eolb  a.  a.  0. 
8.  232  ff.   Brachelli  a.  a.  C,  H.  Band,  S.  212  ff. 


Digitized  by  CjOOQIC 


Onutoeen.  .  345 

sein  Land  zurück.  In  Folge  mehrfacher  Transaetionen  mit  den  Kachbarstaa* 
ten  trat  er  ab :  Eatzenelnbogen  an  Nassau,  die  Herrschaft  Pless  an  Hannoyer 
und  einige  Districte  an  Weimar  und  Darmstadt;  erhielt  aber:  den  grössten 
Theil  des  Hochstifts  Fulda,  mehrere  Enclaven  und  einen  Theil  Ton  Ysenburg 
behufs  Herstellung  der  Verbindung  mit  Niederhessen. 

Finanzgeschiclitliches.  Wie  die  Verfassungsgeschichte,  so  bietet  die  Finanz- 
geschichte des  Churstaats  ein  durchaus  unerfreuliches  Bild  dar.  Nicht  als 
ob  dem  Lande  die  Mittel  und  Vorbedingungen  zum  wirthschaftlichen  Ge- 
deihen gemangelt  hätten:  das  Widerliche  liegt  in  dem  Gegensatz  der  Inter- 
essen der  Regierung  gegenüber  den  Regierten  und  im  Missbrauche,  welchen 
die  erstere  oft  genug  mit  den  Kräften  des  Landes  trieb.  Bekannt  ist  die 
Zerrüttung  der  Verhältnisse  des  Landgrafen  schon  zur  Zeit  der  Reformation. 
Die  Art  und  Weise,  wie  ihre  Nachfolger  ein  namhaftes  Haus-  und  Landes- 
Termögen  wieder  herstellten,  ist  aber  ebenso  originell  als  verwerflich.  In  den 
Jahren  1776  bis  1784  lieh  Landgraf  Friedrich  H.  an  England  nach  und 
nach  ein  Hilfscorps  Yon  22,000  Mann,  wofür  er  21,276,778  Thhr.  Subsidien 
erhielt,  dagegen  nur  9,539,539  Thlr.  Unkosten  hatte,  so  dass  ein  reiner  Ge- 
winn von  11,737,239  Thlr.  verblieb.  *)  Dieses  Capital  wurde  vortheilhaft  um- 
getrieben ^  und  als  der  Landgraf  starb,  hinterliess  er  ein  Vermögen  von 
56  Mill.  Gulden. 

Die  Einkünfte  der  alten  Landgrafsdiaft  schätzte  man  im  Jahre  1786  auf 
1,600,000  Thlr.,  wozu  V«  Mill.  von  der  abgesondert  verwalteten  Grafschaft 
Hanau  kamen.  Genaue  Resultate  des  Haushalts  kamen  jedoch  selbst  später 
nicht  an  die  Oeffentlichkeit,  vielmehr  machte  sich  stets  eine  ängstliche  Ge- 
heimthuerei  geltend.  Während  der  feindlichen  Occupation  des  Landes  wusste 
übrigens  der  ChurfÜrst  den  oben  berührten  Staatsschatz  zu  erhalten.  Das  Kö- 
nigreich Westphalen  dagegen  brachte  in  der  kurzen  Zeit  seines  Bestehens 
eine  Schuldenlast  über  das  Land,  welche  sich  schon  1808  auf  112,667,750  Fr. 
belief.  Davon  anerkannten  die  Regierungen,  denen  Theile  desselben  zufielen^ 
nur  ein  Minimum.  Die  churhessische  Regierung  zumal  verweigerte  allen  west- 
phälischen  Schulden  Anerkennung  und  reducirte  sogar  die  von  den  Ständen 
1807  behufs  Entrichtung  der  französischen  Eriegssteuer  gemachte  Anleihe  auf 
Vs  ihres  Nennwerths,  vne  sie  überhaupt  Alles,  was  während  der  Fremdherr- 
schaft vorging,  als  nicht  geschehen  betrachtete.  Die  im  Jahre  1815  wi^er 
berufenen  Stände  verlangten  indessen  die  volle  Anerkennung  der  von  ihnen 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  und  drangen  damit  durch.  IMe  in  Folge  des- 
sen liquidirte  Staatsschuld  betrug  1816  im  Ganzen  circa  1,364,000  Thlr.  für  die 
althessischen  Lande.  Die  übrigen  Provinzen  hatten  ihre  eigenen  Schulden. 
Zur  Verzinsung  und  Tilgung  derselben  bestand  schon  von  früher  her  eine 
eigene  „Landesschuldensteuer^ .  welche  unter  der  westphälischen  Regierung 
abgekommen  war,  nun  aber  wieder  eingeführt  wurde.  Auch  bestanden  land- 
ständische „Schuldentilgungscommissionen*'.  ')  Die  der  alten  Lande  veröffent- 
lichte für  1816  ihren  ersten  Jahresbericht,  welcher  mit  Zurechnung  mehrerer, 


0  V.  Reden  a.  a.  0.  8.  481.    Auf  dem  Dnrohmarsche  der  Mannschaft  durch  den 

Sreussischen  Staat  liess  Friedrich  n.  in  bitterem  Hohne  den  „üblichen  Viehzoll'^  nach 
er  Kopfzahl  erheben. 
*)  Es  ist  bekannt,  dass  das  Hans  RothschUd  als  Verwalter  des  ohnrfürstliohen  Ver- 
mögens den  Grand  zu  seiner  späteren  Grösse  l^te. 

")  Eine  solche  wurde  in  Hiuiau  durch  Verfügung  vom  1.  Deo.  1817  und  in  Fulda 
noch  durch  Verordnung  vom  17.  Juni  1829  mit  dem  Auftrage  eingesetzt,  die  alten 
Scbnldtitel  in  4proc.  Obligationen  umzuwandeln.  Bezeichnend  ist,  dass  die  Sohulden- 
tUgungscommissionen  dem  Ministerium  des  Innern  untergeordnet  waren. 
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unter  der  oben  angegebenoi  Sdioldsomme  nicht  inbegriffener  Sehnk^OBleii 
einen  Passivstand  yon  1,478,167  Thb*.  nachweisi  Daran  konnten  Botort 
30,000  TUr.,  1817  weitere  83,855  Thlr.  und  1818  femer  35,950  Thlr.  auB  dem 
Ertrag  der  Schuldensteuer  getilgt  werden.  Von  nun  an  griff  aber  die  Regie- 
rung, welche  die  Stande  bis  zum  Jahre  1830  nicht  m&r  berief  und  yöllig 
absolut  regierte,  in  den  regelmässigen  Gang  der  Schuldentilgung  selbst  störend 
ein,  indem  sie  fortwährend  Theue  der  Tilgungsmittel  zu  andern  Zwecken 
verwendete. 

Die  Juhreyolution  yon  1830  änderte  die  Zustände  Ohurhessens.  Der  durch 
eigene  Verschuldung  der  Regierung  angesammelte  Zündstoff  drohte  sich  in 
einer  Explosion  zu  entladen,  da  yersprach  der  Churfürst  die  Berufung  der 
Landstände  und  die  Gewährung  einer  geschriebenen  Verfassung.  Letztere 
wurde  sofort  mit  den,  durch  Abgeordnete  aus  allen  Landestheilen  ergänzten 
alten  Ständen  yereinbart  und  konnte  am  5.  Januar  1831  unterzeichnet, ')  audi 
im  Landtagsabschied  Tom  9.  März  1831  Seitens  des  Churfürsten  und  seines 
Gesammtministeriums  ,,al8  ein  Grundgesetz,  dessen  Verbindlichkeit 
für  den  Regenten,  wie  für  die  Regierten  in  allen  Zeiten  feststehen 
und  niemals  durch  irgend  ein  die  Thronfolge  oder  den  Staat  be- 
treffendes Ereiffniss  erschüttert  werden  soll,*'  bezeichnet  werden.  *) 
Nicht  minder  gelobte  der  ab  Regent  eingesetzte  Churprinz  Friedrich  Wil- 
helm in  einer  Prodamation  aus  Wilhelmsbad  feierlich  die  Aufrechthaltang 
der  Verfassung.  Dass  diese  die  nachgesuchte  Garantie  der  Bundesversamm- 
lung nicht  erhielt,  dessenungeachtet  aber  bis  1853  in  Wirksamkeit  stand, 
18^749  yerschiedene  Ergänzungen  erhielt;  dass  jedoch  schon  Torher  Regierung 
und  Stände  in  fast  ununterbrochenen  Zwistigkeiten  lebten;  dass  alsdann  diese 
Differenzen  sich  bis  zur  Steuerrerweigerung  steigerten  und  die  milituische 
Bundesexecution,  femer  die  Aufhebung  der  Verfassung  durch  Bundesbeschluss, 
die  Octroyirung  einer  neuen  Verfassung  vom  13.  Apnl  1852  und  eidlich  acht- 
jährige fruchtlose  Verhandlungen  mit  den  neuen  Ständen,  auch  die  Verkündi- 
gung einer  abermaligen  neuen  Verfassung  von  1860  zur  Folge  hatten,  und 
dass  trotz  alledem  die  churhessischen  Verfassungswirren  heute  noch  unerledigt^ 
ein  Pfshl  im  Fleische  Deutschlands,  sind:  ist  nur  zu  sehr  bekannt 

Der  Gang  des  Staatshaushalts  war  übrigens  auch  nach  der  Verfassungs- 
Verleihung  ein  unbefriedigender.  Schon  der  Abschluss  für  1831  zeigte  ein 
Deficit  von  700,000  Thlr.,  aus  welchem  man  bis  1840  nicht  hinauskam»  Zu 
dessen  Deckung  mussten  daher  Anleihen  gemacht  werden,  wotou  namentlich 
das  heute  noch  bestehende  yon  1833  im  Betrage  Ton  1,265,850  Thlr.  Erwäh- 
nung yerdient.  Die  alten  Schulden  wurden  dagegen  auf  den  neuausgeschie- 
denen Staatsschatz  übernommen ")  und  es  hörte  die  Landesschuldensteuer  Yom 
1.  Januar  1831  an  auf.  Für  die  neu  contrahirte  Schuld  wurden  als  Tilgungs- 
fonds die  Einnahmerückstände  aus  der  Zeit  vor  1831  bestimmt,^)  erhielten 
aber  fast  ganz  eine  andere  Bestimmung.  Allgemeine  gesetzliche  Grundsätze 
über  die  SdiuldeuTcrwaltung  stellte  weder  die  Verfassung  yon  1831  auf,  nodi 
wurden  solche  durch  Speci^gesetze  gegeben.  Dagegen  erfolgte  am  27.  Febr. 
1831  ^)  eine  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Ständen  über  die  Ausschei- 


*)  Promulgirt  in  der  Ges.-Sainml.  von  1831,  8.  1  ff. 

^  Daselbst  8.  94. 

^  Vergl.  Gesetz  vom  27.  Febr.  18S1,  die  Bildung  etc.  des  Staatsschataes  betreffimd, 
§.  8,  Ge8.-8ammL  S.  54. 

*)  Finanzgesetz  yom  31.  Oot.  1883,  §.  7,  Ges.-SanunL  S.  168. 

^  VergL  die  beiden  Gesetz  yom  geaaimten  Tage,  die  Bildong  eines  Staats-  und 
eines  Haussohatzes  betreffend,  Ge8.-SammL  S.  58  und  55. 
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dang  des  Staats-  und  HauBsohatzeB^  wonach  Ton  dem  alten  Yermögen  die 
Haltte  dem  Lande  überlassen  wurde.  Auch  das  dem  chuifOrstl.  Hause  als 
unveräusserliches  Fideicommis  zugeschiedene  Vermögen  wurde  in  Staatsver- 
waltung belassen  und  die  Bedürfiusse  des  Hofes  durch  eine  darauf  radicirte 
CiyiUiste  belnedigt.  Die  dem  Staatsschatze  zugedachte  jährliche  Dotation  aus 
der  laufenden  Einnahme  blieb  jedoch  frommer  Wunsch. 

Im  Jahre  1832  ward  eine  Landescreditcasse  zur  Erleichterung  der 
Grundentlastung,  ähnlich  der  in  Hannover  bestehenden,  errichtet,  ^)  welcher  der 
Staatsschatz  und  insbesondere  der  sogen.  Laudemial-Fonds,  d.  h.  der  aus 
den  Ablösungsforderungen  des  Staats  gebildete  Capitalstock,  einen  Theil  des 
Betriebscapitals  zu  niedrigen  Zinsen  zu  leihen  hatte,  wogegen  deren  Ertrags- 
überschüsse in  die  Staatscasse  zu  fiiessen  hatten.  Der  Staat  übernahm  die 
Gewähr  für  alle  Yerbmdlichkeiten  der  Anstalt  mit  seinem  ganzen  Yermögen« 

Schon  im  Jahre  1831  fand  die  Emission  unverzinslichen  Papiergelds  statt, 
welches  jedoch  nach  und  nach  wieder  eingezogen  wurde.  Das  Fmanzgesetz 
vom  31.  Octbr.  1833 ')  gibt  sodann  die  Ermächtigung,  die  Entschädigungsan- 
sprüche für  aufgehobene  Jagd-,  Waldcnltur-  und  Teichdienste  mit  4proc.  auf 
den  Inhaber  lautenden  Staatsschuldscheinen  abzufinden.  Dieses,  sowie  die 
weiteren  Finanzgesetze^^n^r  Zeit  suchten  die  Tilgung  der  Landesschulden  zu 
regeln,  indem  sie  die  Vorschrift  enthielten,  dass  alle  üeberschüsse  und  Er- 
sparnisse in  einem  Amortisationsfonds  zu  sammeln  und  zum  Schuldabtrag  zu 
verwenden  seien.  Schon  das  Finanzgesetz  vom  25.  Septbr.  1834  *)  gestattete 
aber,  das  damals  berechnete  Deficit  von  31,379  Thlr.  jährlich,  sowie  das  zu 
500,000  Thlr.  veranschlagte  Betriebscapital  diesem  Fonds  zu  entnehmen  und 
nöthigenfaDs  neueAnlehen  zu  contrahiren.  1838  wurde  behufs  Deficitsdeckung 
und  Erhöhung  des  Betriebscapitals  auf  700,000  fl.  eine  weitere  Anleihe  von 
294,000  Thhr.,  sowie  die  Aufnahme  einer  schwebenden  Schuld  von  100,000  Thlr. 
(später  erhöht  auf  200,000  Thlr.)  genehmigt.  *)  Erst  die  Finanaperiode  von 
18*7*«  stellte  einen  Ueberschuss  von  270,000  TUr.  in  Aussicht  und  das  Pi- 
nanzgesetz  vom  18.  Decbr.  1840  bestimmte  jährlich  92,300  Thhr.  zum  Schul- 
denabtrag. Das  Ministerium  aber  tilgte  nur  75,000  Thlr.  und  behielt  das 
Weitere  zu  andern  Zwecken  zurück.  Dass  unter  solchen  Umständen  an  dem 
älteren  Anlehen  von  1833,  dessen  Zinsen  im  Jahre  1838  auf  3V>Vo  reducirt 
werden  konnten,  nichts  abgetragen  wurde,  begreift  sich  leicht  Eben  so  wenig 
ward  auch  der  Tilgungsplan  der  neueren  kleinen  Anlehen  eingehalten. 

Das  Finanzgesetz  vom  3.  April  1844  ^)  enthält  die  erste  Ermächtigung  zur 
Aufnahme  eines  Eisenbahnanlehens  und  biümte  damit  eine  bedeutende  Behul- 
denvermehrung  an.  Das  Anlehen  soUte  6  MiU.  Thlr.  betragen,  zu  3V>V<>  Ter- 
zinslich  sein^  mit  einem  Amortisationsfonds  von  mindestens  V^Vo  getilgt  wer- 
den, und  unter  pari  nicht  ausgegeben  werden.  Es  wurde  1845  mit  dem  Hause 
Bothschild  in  Form  einer  Lotterieanleihe  abgeschlossen,  jedoch  unter  ganz 
abweichenden  Bestimmungen.  Statt  für  6  MilL  wurd^i  für  6,725,000  Thlr. 
Loose  emittirt;  statt  3V270  Zins  sind  den  Loosinhabem  viel  niedrigere  Zins- 
anwüchse gutgerechnet;  statt  einer  Tilgung  vonV^Y^  per  Jahr  werden  bis  1872 
nicht  einmal  die  Zinsen  abgetragen  und  statt  einer  pari-Emission  fand  eine 
solche  zu  87Vs7o  statt.    Wenn  auch  das  Anlehen  der  Staatscasse  im  (Ganzen 


*)  Gesetz  vom  28.  Juni  1832,  Ge8.-SammL  S.  175,  und  Nachtrag  vom  31.  Oot  1833, 
068.-SammL  8.  183. 

*)  aes.-SammL  von  1833,  S.  167—169. 
»)     „         „  „     1834,  8.  84. 

*  ^  Finanzgesetz  vom  20.  Juli  18B8,  a6B.-Saimiil.  8.  28. 
*)  aes.-SamiaL  von  1844,  8.  5. 
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keine  grosseren  Opfer  auferlegte,  als  sie  das  Gesetz  g^ehmigt,  so  ist  dock 
aus  diesem  Vorgange  eine  unverantwortliche,  das  ganze  Qebahren  der  Ver- 
waltung charakterisirende  Missachtüng  gegebener  Gesetzesbestimmungen  er- 
sichtlich, und  es  mag  nicht  befremden,  wenn  die  Stände  am  29.  Juni  1848 
beschlossen,  was  sie  längst  hätten  verlangen  sollen,  und  was  andere  Landes- 
verfassungen als  ersten  Grundsatz  der  Schuldenverwaltung  aufstellen,  dass 
nämlich  künftige  Anlehen  nur  unter  Mitwirkung  und  Controle  der  Stände  ab- 
geschlossen werden  sollen.  Für  die  Mittel  zur  künftigen  Abtragung  des  Lot- 
terieanlehens  hatte  übrigens  die  Kegierung  dadurch  Vorsorge  zu  treffen  ge- 
sucht, dass  sie  an  den  Anlehensuntemehmer  grössere  Zahlungen  leistete,  als 
zur  planmässigen  Einlösung  der  Loose  in  den  ersten  Jahrzehenten  nöthig 
waren  und  den  Ueberschuss  dem  Hause  Kothschild  zu  3V2V<>  Zinsen  anlieh^ 
wodurch  ein  hinreichender  Tilgungsfonds  angesammelt  werden  sollte.  Im  Jahre 
1859  kündigte  jedoch  Rothschild  dieses  Depositum  und  es  ward  dasselbe  zum 
Abtrag  anderer  Schulden  verwendet,  übrigens  gleichzeitig  für  die  Bildung 
eines  neuen  Amortisations-Fonds  Vorsorge  getroffen.  *) 

J^eue  Eisenbahnanleihen,  aber  auch  .Ä^eihen  zur  Deckung  des  ordeniJi- 
chen  und  ausserordentlichen  Staatsaufwands,  waren  in  den  Jahren  1848  imd 
1849,  femer  in  den  Jahren  1852  und  1854  nöthig^  Sie  wurden  realisirt, 
wie  folgt: 

a)  1848  durch  Anweisung  auf  den  Laudemialfonds  zum  Bau  der  Schaum- 
burger  Strecke  der  Hannover-Mindener  Bahn    .    .    .       500,000  Thlr.  *) 

b)  1848    durch    Emission    von    Cassenscheinen    behufs 

Deckung  ausserordentlicher  Staatsbedürfnisse    .    .     .     1,000,000    ,,      ^ 

c)  1849  desgleichen  zum  Ausbau  der  Main -Weserbahn 
und  zu  einem  Darlehen  k  500,000  Thlr.  an  die  hes- 
sische Nordbahngesellschaft 1,500,000    „      *) 

d)  1849  durch  Ausgabe  4V2proc.  Staatsschuldscheine  zum 
Eisenbahnbau 500,000    „      ») 

e)  1849   desgleichen   zum   Bau    der   Cassel-Frankfurter 

Staatsbahn 1,000,000    „      •) 

f)  1852  desgleichen  behufs  Deckung  des  Deficits  aus  den 
Jahren  1849  bis  1852  und  zum  Zwecke  des  Eisen- 
bahnbaues      1,500,000    fl      •) 

g)  1854  desgleichen  zu  gleichen  Zwecken 1,200,000    ^     0 

Die  letzteren  beiden  Anlehen  lieferten  zum  Eisenbahnbau  1,230,404  Thlr.; 

das  Weitere  war  zur  Deficitsdeckung  und  zur  Bestreitung  der  Bundesexecu- 
tionskosten  bestimmt. 

Mit  allen  vorgenannten  Creditoperationen  wurden  die  Bedürftiisse  des 
Staatshaushalts  dergestalt  gedeckt,  dass  Ende  1858  noch  ein  kleiner  ueber- 
schuss blieb.  In  den  Jahren  1850  und  1851  war  aber  das  Vertrauen  so  sehr 
geschwunden  und  die  Verlegenheit  der  Regierung  so  gross,  dass  sie  nur  unter 
höchst  lästigen  Bedingungen  kleinere  Handdarlehen  von  Banquiers  auf  kurze 
Zeit  erhielt  und  die  eingegangenen  Rückzahlungstermine  wiederholt  nicht  ein- 


0  Vergl.  VerhandL  der  H.  Kammer  von  18*^7*0,  BeU.  Nr.  59  nebet  Anlagen,  wo 
sich  auch  der  Darlehensvertrag  über  das  Lotterieiuüehen  abgedruckt  findet. 
^  StftndeTerhandl.  von  1848,  Bericht  Kr.  281. 
")  Gesetz  vom  26.  Aug.  1848,  Ges.-Samml.  S.  86. 
*)        „  „     24.  Mära  1849,     „  „         „21. 

^)        „  „       I.März  1849,     „  „         „    15. 

•)        „  „14.  Deo.  1849,     „  „         „  140. 

')  Vergl.  Landtagsabschied  vom  9.  Febr.  1854,  §.  5,  Qes.-Samml  S.  81. 
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zuhalten  Tennodite,  wessluJb  sie  sich  für  Prolongationen  neue  Opkr  gefallen 
lassen  musste.  ^ 

§.  105. 

Neuester  Bestand  der  churhessischen  Staatsschuld. 

Aus  den  Budgets-Vorlagen  der  Begienmg  auf  dem  Landtage  Yon  18**/««  ^ 
lässt  sich  f{ir  1860,  abgesehen  yon  einer  ganzen  Reihe  kleiner  Schuldposten 
und  Entschädigungsrenten,  folgender  Schuldenbestand  entnehmen,  aus  welchem 
die  Zinsen  in  den  Hauptroranschlag  der  Ausgaben  für  18*V«o  eingestellt  sind: 

1)  dem  Fideicomiss-Fonds  der  Prinzessin  Charlotte  k  SV«'*/«         14,900  TWr. 

2)  den  SchefiPerschen  Erben  zu  Felsberg  k  3  V»*/« 

3)  der  Civil- Wittwen-  imd  Waisenanstalt  k  4V2*'/o 

4)  dem  Mühlenbeständer  zu  Horsten  k  4^'o 

5)  Anlehen  to  1834  (resp.  1833)  zu  3'/«^o 

6)  Anlehen  von  1849  k  4Vt*o        .... 

7)  Anlehen     „    185?  k  4V«% 

8)  Anlehen     „    1854  k  4V»% 

9)  Lotterieanlehen  von  1845,  dessen  wirklicher  Betrag 
nicht  ausgesetzt,  für  welches  vielmehr  nur  die  jähr- 
liche Tilgungsrente  von  255,000  Thlr.  ausgeworfen 

bt,  mit  einem  dermaligen  Capitalwerthe  von  etwa  8,260,000  ,  ») 
10)  Papiergeldsschuld  im  restlichen  Betrage  von  .  .  .  1,550,000  „  *) 
Zusammen 14,361,317  Thlr. 

Hiezu  konmit  zu  bemerken,  dass  das  weitere  Anlehen  von  1849  k  500,000 Thlr. 
zwar  heünbezahlt  ist,  dass  aber  die  Tilgungsmittel  dem  Laudemialfonds,  also 
dem  Staatsgrundstocks  vermögen  entnommen  worden  sind,  somit  eine  Yermö- 
gensverbesserung  durch  jene  Tilgung  nicht  erfolgt  ist  Auch  das  Anlehen 
von  1854  ist  zur  Heimzahlung  gekündigt  und  ebenso  soll  das  Anlehen  von 
1852  zum  ^össeren  Theile  sofort,  der  Rest  aber  bis  1866  getilgt  werden, 
und  zwar  diese  beiden  Schuldposten  aus  den  bisher  angesammelten  Tilgungs- 
fonds für  das  Lotterieanlehen  von  1845,  welche  beim  Hause  Rothschild  ver- 
zinslich angelegt  waren,  von  diesem  aber  gekündigt  und  mit  1,396,579  Thlr. 
zurückbezahlt  worden  sind. 

Setzt  man  die  letztere  Summe,  welche  sich  als  Activum  der  Tilgungsan- 
stalt darstellt,  von  dem  oben  berechneten  Schuldenstande  ab,  so  verbleiben 
an  Passiven  noclj  12,964,738  Thlr. 

Diese  directen  Geldverbindlichkeiten  des  Staats  werden,  wie  bereits  erwähnt, 
durch  die  unbedingte  Staatsgarantie  für  alle  Verbindlichkeiten  der  Landes- 
creditcasse,   welche   übrigens   in  Verwaltung   des   Staats   selbst   steht,    ver- 


0  Vergl.  VeAandL  der  n.  Kammer  von  18**/»?,  Beü.  Nr.  59  und  66,  S.  15—18. 

*)  Yerhandl.  der  II.  Kammer  von  IS^/eo,  Anlage  Vm  zu  Beil.  Nr.  20,  8.  311—818. 

^  Von  den  emittirten  168,125  Loosen  sind  noch  152,125  Stficke  ausständig,  auf 
wekdie  von  1860  bis  1896  14,237,910  Thlr.  Prämien  zu  zahlen  sind.  Am  Capital  selbst 
mit  6,725,000  Thlr.  ist  bis  1860  nicht  nur  nichts  bezahlt,  sondern  es  sind  nach  der 
dem  Anlehensvertrage  beigefügten  Zins-  und  Tilgungsberechnnng  an  der  zn  Grunde 
gelegten  50jährigen  Annuität  von  255,000  Thlr.  bis  1.  Janr.  1860  incL  a'/tVo  Zinsen 
und  Zinseszinsen  1,535,001  Thlr.  fibrig  geblieben.  Diese  Summe  zur  ursprünglichen 
Schuld  geschlagen,  gibt  8,260,000  Thlr. 

*)  Nach  einer  Bekanntmaohung  sind  von  den  creirten  Cassraisoheinen  k  2,500,000  Thlr. 
bis  Ende  1859  950,000  TUr.  vernichtet;  verbleiben  also  1,550,000  Thlr. 
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melirt. '}  Den  Landst&nden  iBt  eine  Itütwirkang  bei  dieser  Yerwaltong  inso- 
ferne  eingeräumt,  als  sie  eine  Commission  znr  Abhör  der  Creditcassen-Rech- 
nnng  abzuordnen  haben. 

Eine  fernere  Vermehrung  obiger  fundirter  Schuld  tritt  durch  die  soge- 
nannten Schuldrerschreibungen  der  Hauptstaatscasse  gegen  den  Laudemial- 
fonds,  einer  Art  schwebenden  Schuld,  ein,  welche  die  laufende  Verwaltung  an 
den  Staatsgrundstock  schuldet  Die  letzte,  den  Ständen  mitgetheilte  Bechnung 
über  den  Laudemialfonds  für  1857  weist  an  Schuldverschreibungen  der  Haupt- 
staatscasse  eine  Summe  von  968,575  Thhr.  nach,  worunter  618,975  Thhr.,  von 
welchen  keine  Zinsen  bezahlt  werden.  *) 

§.  106. 
StaatsyerfassQDg;  Yerwaltang  der  Staatsschuld. 

Wir  haben  der  Verüassungskämpfe  Churhess^ns  in  §.  104  bereits  gedacht 
Welche  von  den  drei  gegebenen  V^assungen  dermalen  in  Rechtskrafl;  steht, 
lässt  sich  schwer  entscheiden.  Die  Regierung  hat,  nachdem  die  Bundesver- 
sammlung am  24.  März  1860  erklärt  hatte,  dass  die  Ertheilung  der  Cburantie 
für  eine  Verfassungsurkunde  erfolgen  werde,  in  welcher  von  allen  Abänderun- 
gen, wozu  eine  Zustimmung  der  Stände  nicht  zu  erlangen,  abgesehen,  dage- 
gen die  von  den  Ständen  gestellten  Anträge,  welche  auf  Bestimmungen  der 
Verfassung  von  1831  benäen  und  den  Bundesgesetzen  nicht  widerstreiten, 
aufgenommen  sein  werden,  —  auf  Grund  der  von  den  Ständen  am  22.  und 
und  30.  Juni  1857  abgegebenen  Erklärungen  unterm  30.  Mai  1860  die  neueste 
Verfassungsurkunde  sammt  Wahlgesetz  verkündet  ^  Die  alsdann  berufenen 
Abgeordneten  der  II.  Kammer  wurden  indessen  sdion  von  den  Wahlkörpem 
grösstentheils  nur  unter  der  Verwahrung  ernannt,  dass  die  Verfassung  von 
1831  noch  zu  Recht  bestehe,  und  erklärten  sich  gemäss  dieser  Auffassung  für 
incompetent,  worauf  sofort  die  11.  Kammer  aufgelöst  wurde.  *)  Im  gegenwär- 
tigen Augenblicke  (Mai  1861)  wird  eine  Neuwahl  vollzogen  und  es  bleibt  ab- 
zuwarten, ob  sie  ein  anderes,  für  die  neue  Verfassung  günstigeres  Resultat 
ergeben  wird.  Voraussichtlich  nicht  Inzwischen  wird  nach  der  1860ger  Ver- 
fassung thatsächlich  weiter  regiert. 

Insoweit  uns  der  Inhalt  des  Grundgesetzes  zunächst  interessirt,  d.  h.  in- 
soweit dasselbe  die  Staatsschuld  behandelt,  besteht  indessen  eine  Differenz 
zvnschen  der  Verfassung  von  1831  und  der  von  1860  nicht  Die  erstere  be- 
stimmt in  §.  94: 

»Ohne  Einwilligung  der  Stände  kann  weder  das  Staatsgebiet  überhaupt, 

noch  ein  einzelner  Theil  desselben,  mit  Schulden  oder  auf  sonstige  Art 

belastet  werden;* 
letztere  wiederholt  in  §.  79  diesen  Satz  mit  der  Ergänzung,  dass 

»ohne  Eiwilligung  der  Stände  überhaupt  keine  Staatsschuld  oontrahirt 

werden  könne.* 
Ueber  die  Art  der  Schuldenverwaltung  gibt  weder  die  eine  noch  die  an- 
dere Verfassungsurkunde  eine  Norm.    Das  Gesetz  vom  27.  Febr.  1831  *)  ent- 


1)  Gesetz  vom  28.  Juni  1882,  §.  2,  Ges.-SammL  S.  175. 

^  Vergl.  VerhandL  der  I.  Kammer  von  18"/eo,  BeU.  29,  S.  9—10. 

*)  Ge8.-8amml  von  18B0,  8.  25  ff. 

*)  Verordnong  vom  8.  Dec.  1860,  Ge8.-SammL  8.  89. 

*)  Die  BUdung  des  Staatsschatzes  betreffend,  ae6.-8amml.  von  1881,  S.  58. 
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hält  diessfalls  in  §.  8  die  Vorschrift,  dass  mit  der  Yerwaltiing  des  Staats- 
schatzes auch  die  Hauptverwaltung  der  in  Folge  der  vollzogenen  Ausein- 
andersetzung von  den  vormaligen  Landesschuldencassen  auf  den  Staatsschatz 
übergegangenen  Landesschulden,  wozu  die  Deckungsmittel  besonders  an- 
gewiesen worden  seien,  sowie  deren  Verzinsung  und  Tilgung  vereinigt  und  in 
dieser  Hinsicht  noch  besondere  gesetzliche  Vorschriften  erlassen  werden  sollen. 
Diese  erfolgten  aber  nicht;  auch  bezog  sich  jene  Vorschrift  nur  auf  die  alten 
Schulden,  welche  abbald  getilgt  wurden.  Im  Jahre  1848  brachten  die  Stände 
die  Sache  in  Anregung  und  es  wurde  im  Landti^sabschied  vom  31.  Octbr. 
jenes  Jahres ')  eine  Gesetzesvorlage  „wegen  Mitwirkung  der  Landstände  b^ 
der  Verwaltung  der  Staatsschulden^  in  Aussicht  gestellt.  Aber  auch  diese 
ist  inzwischen  nicht  erfolgt  Dagegen  ward  schon  vorher  in  das  Gesetz  vom 
26.  August  1848,  die  Emission  von  Cassenscheinen  betreffend,')  die  Bestim-^ 
mung  aufgenommen,  dass 

^die  gesammte  Verwaltung  der  durch  dieses  Gesetz  creirten  unverzins- 
lichen Staatsschuld  der  Hauptstaatscasse-Direction  gemeinschaftlich  mit 
dem,  zufolge  des  Gesetzes  vom  27.  Febr.  1831  bestehenden  landständi- 
schen Ausschusse  obliege,  dessen  Afitglieder  insbesondere  sowohl  bei  der 
Anfertigung  und  Emission,   als  bei  der  Wiedereinlösung  und  Vernich- 
tung der  Cassenscheine  mitthätig  sdm  sollen,   und  dass  der  Ständever- 
sammlung über  diese  Verwaltung  bei  ihrem  jedesmaligen  Zusammen- 
treten von  dem  gedachten  Ausschüsse  voOständige  Nachweisung  gegeben 
werden  müsse.  ^ 
Das  Gesetz  vom  24.  März  1849, ')  wodurch  weitere  Cassenscheine  creirt 
wurden,  wiederholt  diese  Vorschrift  und  die  Gesetze  vom  1.  März  und  14.  De- 
cember  1849,^)  betreifend  die  Emission  verzinslicher  Staatsschuldscheine, 
enthalten  für   diese  die  gleiche  Norm,   nur  mit  Hinweglassung  des  letzten 
Satzes.    Merkwürdiger  Weise  ist  bei  den  weiteren  Anlehen  von  1852   und 
1854  die  Mitwirkung  des  ständischen  Ausschusses  wiederum  bei  Seite  geblie- 
ben.   Diese  erstreckt  sich  also  nur  auf  die  eben  genannten  vier  Creditopera- 
tionen,  auf  die  älteren  Anlehen  aber  ebenso  wenig  als  auf  die  neuesten. 

Der  ständische  Ausschuss,  von  welchem  hier  die  Rede  ist,  wird  nach  §.  6 
de«  Gesetzes  vom  27.  Febr.  1831  aus  drei  Mitgliedern  gebildet,  welche  der 
Landesherr  unter  fünf  demselben  von  den  Ständen  aus  ihrer  Mitte  vorzuschla- 
genden Personen  wählt.  Nach  dem  Landtagsabschied  vom  13.  Febr.  1854 ') 
ist  die  Wahl  des  Ausschusses  neuerdings  so  geregelt,  dass  jede  Kammer  drei 
Candidaten  aus  ihrer  Mitte  vorschlägt  und  alsdann  abwechslungsweise  zwei 
aus  der  einen  und  ein  aus  der  andern  Kammer  und  umgekehrt  zu  Mitgliedern 
des  Ausschusses  ernannt  werden. 

Man  sieht,  dass  in  Churhessen  hinsichtUch  der  Staatsschuldenverwaltung 
diejenigen  Einrichtungen  nicht  bestehen;  welche  in  andern  Verfassungsstaaten 
lur  Siäerung  des  Credits  und  der  Rechte  der  Staatsgläubiger  für  erforder- 
lich erachtet  worden  sind.  Eine  selbstständige  TDgungscasse  mit  eigener  Do- 
tation ist  namentlich  nicht  errichtet,  vielmehr  besorg  die  ÜI.  Abtheihmg  der 
Hauptstaatscasse  die  sich  auf  die  Staatsschuld  beziehenden  Geschäfte  unter 
Leitung  und  Aufsicht  des  Finanzministeriums. 


')  Ge6.-SammL  von  1848,  S.  161. 

^  Daselbst  8.  86. 

*)  Ge8.-8aiiiiiil.  von  1849,  8.  21. 

0  Daselbst  8.  15  und  141. 

»)  e^.-8amml.  von  1854,  S.  80—82. 
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§.  107. 

Tilgangsfonds.    Tügangsmodus. 

Wie  Ohurhessen  keine  eigentliehe  Schnldentilgungsanstalt  constituirt  hat, 
so  sind  auch  aUgemeine  Normen  hinBichtlich  des  ßchuldenabtrags  nicht  gege- 
t>en  worden.  Man  hat  sich  begnügt,  bei  jedem  einzelnen  Anlehen  die  Yon 
der  augenblicklichen  Sachlage  geforderten  Bestimmungen  zu  treffen.  Wir  wer- 
den bei  der  Darstellung  der  einzelnen  Staatspapiere  das  hieher  Gehörige 
nachtragen.  (Unten  §.  111.) 

Den  Tilgungsmodus  betreffend,  haben  wir  zu  constatiren,  dass  dieser  all- 
gemein der  der  öffentlichen  Yerloosung  ist  und  dass  die  Auszahlung  der  so 
gekündigten  Beträge  im  Nennwerthe  geschieht. 

§.  108. 
Sicherheitsobjecte  der  Staatsschuld  (Staats-Grundkräfte). 

L  StaatsvennÖgeiL  Der  churhessische  Staat  befindet  sich  hinsichtlich  des 
Yerhaltnisses  seiner  Staatsschuld  zu  seinem  Vermögen  in  so  günstigen  Um- 
ständen, dass  er  unbedingt  des  grössten  Oredits  sich  erfreuen  müsste,  wenn 
seine  inneren  Zustände  befriedigendere,  wenn  namentlich  seine  YerfEissungs- 
yerhältnisse  geordnet  wären  und  seine  Regierung  Vertrauen  einflösste.  Dass 
ein  in  baarem  Gelde,  beziehungsweise  in  realisirbaren  Forderungen  bestehen- 
der Staatsschatz  von  Bedeutung  vorhanden  ist  und  dass  nebendem  ein  nicht 
minder  bedeutender  Capitalfon^  aus  den  eingegangenen  Laudemialentschädi- 
gungen  und  Ablösungsgeldem  gebildet  wurde,  haben  wir  bereits  zu  erwähnen 
Gelegenheit  gehabt.  Der  Betrag  des  Staatsschatzes  wird  zwar  geheim  gehal- 
ten; aus  den  Revenuen,  welche  derselbe  an  die  Staatscasse  abUefert  (18^7«« 
jährlich  310,000  Thlr.),  lässt  sich  aber  auf  seine  Grösse  schliessen.  Er  wird 
eine  Summe  von  9  MiU.  Thlr.  erreichen.  Der  Laudemialfonds,  stets  noch  in 
Steigerung  begriffen,  besass  Ende  1857  ein  Capitalverm^en  von  6,802,774  Thlr. ') 
Diese  beiden  realisirbaren  Vermögenstheüe  zusammen  decken  somit  die  Staats- 
schuld vollständig.  Abgesehen  hievon  ist  indessen  auch  das  Domanialvermö- 
gen  von  verhältnissmässig  grosser  Bedeutung.  Sein  Erträgniss  ist  nach  dem 
Etat  f^r  18*^7*0  angenommen,  wie  folgt: 

roh :  Kosten :  Reinertrag : 

1)  Domänen 363,150  Thlr.       118,700  Thlr.  '      244,450  Thfr. 

2)  Forsten  und  Jagden      .    896,760     „  442,490     „  454,270     ^ 

3)  Fischereien       ....        2,470     „  1,450     „  1,020     „ 

4)  Berg-,  Salz-  und  Hütten- 
werke      422,190     „  37,060     „  385,130     „ 

5)  Posten 43,500     „  1,500     „  42,000     ^ 

6)  Eisenbahnen    ....  —  —  507,600     „   * 

Summe 1,634,470  Thli 

Dazu  Zinsen  vom  Staatsschatz  und  Laudemialfonds  .  555,760  ^^ 
Macht  Reinertrag  des  gesanmiten  Staatsvermögens  .  2,190,230  Th  JiC 
Hievon  ab :  die  auf  die  Domänen  radidirten  Leistungen 

an  den  churfürstlichen  Hof  mit 300,000 

Verbleiben  für  die  Staatscasse       1,890,230  T'hF 


^)  Verband!,  der  I.  Ean&mer  von  IS^Veo,  BeU.  29,  S.  10->12. 
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•  wekiM  SrMgmss  m  47«  eapIMiriri  eb  TMndgM  rm      .   47,265^750  Tblr. 

^M  lieber  das  Verhältniss   des  Bomanial-  und  OapHalTermögeBe   zum  Staat 
spricht  eich  die  Yerfaflsimg  yom  80.  Mai  1860  folgendemaMen  ans : 
§.  113.  ^Die  beiden  Yertrige,  die  Theilimg  des  bis  zum  Jahre  1881  bei  der 
damaügen  CalmietBcaflee  und  bei  der  Generaleasse  verwalteten  Capi- 
talTermtoens,  sowie  die  Feststelhmg  der  Hofdotation  betreffend,  blei- 
ben in  Kri^  und  ^^Vlrksamkeit.    £8  soll  jedoch  nnter  Mitwirkung 
der  Agnaten  eine  anderweite  Regnlirang  über  die  Feststellung  der 
Hofdotati<m  auch  fibr  alle  f<^nden  Zeiten  mit  den  Landstftnden  bal- 
digst bewirkt  werden.  Die  Verwaltung  und  Verwendung  des  gedach- 
ten Vermögens  soD  nadi  dem  Inhalte  der  gedachten  Verträge,  sowie 
nach  den  Vorschriften  der  §§.  114  und  115  auch  femer  Statt  haben.* 
§.  114.  „Die  nach  jener  Vereinbarung  fOr  die  Hofdotation  im  Einverständniss 
mit  den  llandständen   zu  l^ünunenden  Domfinen  (Landgüter  und 
Forste)  sollen  durch  baldtiiunlichste  Verzeichnung  ausgesondert  und 
dem  EUiusfideicoBimis  zugewiesen  werden.  Dieselben  müssen  in  ihrem 
Bmnertrage  den  für  den  Bedarf  des  churfürstlichen  Hofes  feslgesetz- 
ten  Beträgen  ToUständk^  gleichkommen  und  nöthigenüaUs  aus  den 
übrigen  Bestandtheilen  des  durch  jene  Vereinbarung  für  Staatseigen- 
thum  erklärten  DomanialTermögens  ergänzt  werden.^ 
§.  115.  -Die  dem  Hausfideicommis  zugewiesenen  Domänen  (§.114)  sollen  mit 
d^n  durch  jene  Vereinbarung  festgestellten  Staatsyermo^en  in  dem 
durch  die  erwähnte  Vereinbarung  festgesetzten  Umfange  m  derselben 
Verwaltung  durdi  die  Staatsfinanzbehörden  wie  bisher  verbleiben,  so 
dass  der  uesammt^rtrag  in  die  Staatscasse  fliesst,  aus  wdeher  dto 
festgesetzte  Hofdotatiimsmonme  abzuliefern  ist    Hinsichtlich  derVer- 
äusserung  der  Fideicommisgüter  finden  die  Bestimmung^i  des  folgeD* 
den  §.  116  ebenfalls  Anwendung.^ 
§.  116.  ,,Das  Staats-  wie  das  landesherrliche  Hausfideicommis-Vermdffen  ist 
stets  in  seinen  wesentlichen  Bestandiheilen  zu  erhalten  und  kann 
daher  ohne  Einwilligang  der  Stände  weder  durch  V^räussemng  yer- 
mindert,  noch  mit  Schulden  oder  sonst  einer  bleibenden  Last  be- 
schwert werden.^ 
Diese  Vorschriften  smd  im  Weeentlidien  mit  den  Bestimmungen  identisch, 
welche  schon  die  Verfassung  von  1881    über  das  Staatsvennö^n  getroffen 
hatte.   Nur  die  Ausscheidung  des  Complexes,  auf  welcher  die  Civilliste  spooiell 
ladicirt  sein  soll,   fordert  die  neue  Verfassung  entsdiiedener,   währ^id  die 
ältere  bloss  Ton  den  „dazu  bestimmten  Domänen^  s^cht 

n.  Stenerkraft.  Nach  dem  Vorstehenden  wird  der  churhessische  Staats- 
gläubiger kaum  nöthig  haben,  eine  weitere  Sicherheit  f&r  seine  Forderung  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Es  mögen  übrigens  noch  folgende  Daten  hier  ihre 
Stelle  finden. 

Das  churhessische  Staatsgebiet  umfasst  178%  Quadratmeilen  und  ist  mit 
726,686  Bewohnern  berölkert,  so  dass  auf  die  Geviertmeile  4188  Bewohner 
kommen.  Die  Bevölkerung  ist  jedoch  seit  1849,  wohl  zum  Ilieil  wegen  der 
unbefriedigenden  innem  Zustände,  in  fortwährender  Abnahme  begriffen.  ^)  Die 
Hauptnahrungsquelle  der  Bewohner  ist  die  LandwirthschafL  Von  den  8,986,228 
eaaseler  Morgen,  welche  das  ganze  Sta«bq^ii»t  um&sst,  sind  nur  188,248  Mor^ 
gen  der  Cuhnr  und  Production  entzogen.    Die  Endteerträgnisse  in  gewöhn- 


')  Sie  betrog  18i9:  759,751;  185S:  755,^0;  1855:  73$,MS  Seelen. 
U999T,  CapItaUnUif«  la  W«rtkp*pl«m.  21 
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lidi  guten  Jafaren  W6i4ea  «af  UAgmi»  €Mtti«ii  gesoltitzi:  Wiom 5^80,600; • 
Roggen  16,211,000:  Gerste  4,754,000;  Hafer  11,738,000:  Kartoffeln  54,000,000 
oac»eter  Hetzen.  JOer  jährliche  Holz^trag  wird  zu  497>o  Mill.  preuBS.  Cubio- 
fuss  angegeben  und  bildet  einen  naaihafien  AusfuhrartikeL  Eine  grosse  Wohl* 
that  für  den  churhessisohen  Ghmndbesitzer  ist  die  bereits  erwähnte  Landescre- 
ditanstalt  (die  erste  ländliche  Creditanstalt  Deutschlands  zu  Gunsten  des 
Bauernstandes),  welche  die  Cultnrzwecke  wesentlich  befördert  Sonst  ist  Sei- 
tens des  Staats  zur  Förderung  der  landwirthscbaftlichen  Oultur  gerade  nicht 
viel  geschehen«  Ebenso  sind  die  Gewerbegesetze  nicht  besonders  geeiffneti 
einen  Aufschwung  der  gewerblichen  Industrie  zu  fördern,  wie  denn  auch  diese 
Yon  geringerer  Bedeutung  ist.  Lebhafter  ist  der,  durch  mehrere  schiffbaren 
Flüsse  (Main,  Weser,  Werra  nnd  Fulda),  gute  Landstrassen  und  Eisenbahnen 
begünstigte  Handel,  namentlich  das  Transit-  und  Speditionsgeschäft.  ImChnr- 
staat  bestehen  gegenwärtig  44,5  Meilen  Eisenbahnen. 

Dass  die  Vorgänge  des  Jahres  1848,  alsdum  die  Bundesexecution  Ton 
1850  und  die  Folgen  einer  alten  Missregierung  dem  Wohlstand  des  churhes- 
sischen  Volkes  grossen  Schaden  zugef^i^  liegt  in  der  Natur  der  Sache. 
Uebrigens  werden  wir  im  Folgenden  sehen,  dass  eine  Ueberbürdung  mit  öffent- 
lichen Lasten  im  Vergleiche  mit  andern  Staaten  die  Bewohner  Uhurhessens, 
Dank  dem  bedeutenden  Staatsvermögen,  nicht  drückt. 

§•  109. 
Finanzlage  des  Churstaats. 

Hinsichtlich  der  Vergangenheit  haben  wir  im  Bisherigen  mehrfache  An- 
deutungen gegeben,  welche  ein  Bild  des  inanziellen  Zustandes  bis  in  die 
letztere  Zeit  darbieten  werden.  Wir  wollen  hier  das  Gesagte  mit  einigen  Zahlenan- 
gaben belegen  und  daran  die  Ergebnisse  des  neuesten  Staats-Budgets  anreihen. 

Nach  den  Finanzgesetzen  schlössen  die  Etats  ab,  wie  folgt: 

Finanzperiode 

L  1888  ^)  (für  1  Jahr)   . 

n.  18»*/86  *)  (für  1  Jahr) 

HL  18*V80  (^  3  Jahre) 

IV.  18*^/4«  *)  (desgl.)     .    . 

V.  18**/«  •)  (desgl.)     .     . 

VL  18*V4s«^  (desgl.)     .    . 

Vn.  1849  0  (för  1  Jahr)   . 

Vm.  18"/s4»)  (für  3  Jaltte) 

IX.  18"/»T*)  (desgl.)     .    . 


Einnahmen: 

Ausgaben: 
Th\T, 

Ueberschnss' 

Defidt: 

TWr. 

Thlr. 

Thlr. 

2,901,621 

8,149,678 

— 

248,057 

3,176,480 

3,280,726 

— 

104,246 

10,474,110 

10,386,700 

87,410 

— 

10,910,580 

11,286,580  *•)       — 

876,000 

11,678,100 

11,635,620 

42,480 

— 

12,157,710 

12,110,080 

47,680 

— 

4,289,520 

4,470,880 

— 

181,360 

12,475,440 

18,982,790 

— 

1,457,360 

14,285,420 

15,244,490 

— 

1,009,070 

>)  Qes.-Sainnü.  tob  18SS,  S.  170  ff. 

^    ^         y,  „     1884,  8.  87  ff.    Der  Eriegsetat  ist  hieronter  nicht  begriffm. 

*)    n         y,  „     1838,  8.  so  ff.    Die  Einnahmen  tob  fttteren  MokstftndeB  nnd 

Ton  Anlehen  haben  wir  weggelassen. 

*)     rijt  «     1840,  S.  59  ff:    Ebenso. 

^«)  Hierunter  sind  aber  276,900  Thlr.  Exigenz  fdr  SchuldentUgung  inbegriffen.  Aach 
BteUt  sich  mit  Einrechnung  der  Aotiyreste  ans  der  I.— IlL  Finanzperiode  mit  376,000  Thlr. 
das  Qlelohgewicht  her. 

')  0es.-SammL  tob  1848,  6.  17  ff.    Bbenso  wie  Kote  8. 

•)    „         „  „     1848,  8.  7  ff.      IMfl^ 

0    ,  »  „     1849,  S.  25  ff.    Desgl 

•)     ,         „  „     1854,  8.  16  ff. 

•)  .      ,       ,  i8ft7,  a56«: 
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Bm  Budget  der  X.  Finansperiode  18*Yao«)  neigt  folgende  Havptzilfeni: 


Einnahmen 

1)  Directe  Steuern    .     875,000  Thlr. 

2)  Indirecte  Abgaben  1,139,950     „ 
8)  Wege-  u.  Brücken- 
gelder 

4^  Domanialeinkünfte 

5)  Gesundbnuinen 

6)  Forsten   .    .    . 

7)  Jagden    .     .    . 

8)  Fischereien  .     . 

9)  Berg-,    Salz-   und 
Hüttenwerke 

10)  Posten     .    . 

11)  Eisenbahnen 

12)  Vom      Capitalver- 
mögen     .... 

13)  Von    der  Landes- 
creditcasse  .    .    . 

14)  Vom    Landgestüte 

15)  Sonstige  Einnahmen 
Summe  auf  1  Jahr 


47,740 

363,150 

55,500 

887,350 

9,410 

2,470 

422,190 

43,500 

507,600 

555,760 

5,000 

8,500 

177,160 


5,100,280  Thlr, 


300,000  Thhr. 

56,900     „ 

57,320     , 

330,050     „ 

959,260    „ 


Ausgaben 

1)  Churf.  Hof    .    .    . 

2)  Füratl.  Ajpanag^   . 

3)  Staatsministerium   . 

4)  Bechtspflege  .    .    . 

5)  Innere   Verwaltung 

6)  Finanzverwltg.  (wor- 
unter  Staatsschuld)  1^8,720 

7)  Kriegsverwaltung    .     896,910 

8)  Auswärtige     A^ipe- 
legenheiten    .    .    •       47,210 

9)  Pensionen  und  Un- 
terstützungen    .    .     310,750 


Summe  im  ordeniL  Etat  4,487,120  Thhr. 
Dazu  auaserordentLAusg.  821,671     „ 

Summe     des     ganzen 

Budgets 4,809,791  Thhr. 

Damit    yerglichen    die 
Einnahme  mit    .    .    .  5,100,280    „ 
sich  ein   Ueber- 


zeigt 
schuss  von 


Das  Oleiohgewioht  ist  somit  wieder  hergestellt. 


291,489  Thhr. 


8.  HO. 

Gesetzgebung  über  die  Amortisation,  Vindication,  Verjährung  und  Ausser- 
courssetzung  der  Staatspapiere. 

Die  Verordnung  vom  18,  Dechr.  1823,   bekeffend  die  besonderen  Bechts- 

Verhältnisse   der   auf  Inhaber  lautend^  Schuldseh^e,   gibt  hinsichtlich  der 

Amortisation,  Vindication  und  Aussercourssetzung  folgende  Normen: 

§.  1.  ^Der  Besitzer  einer  auf  den  Inhaber  lautenden  Obügatioa,  sowie  deren 

Zinsabschnitte,   soll  in  Beziehu^  auf  dem  dann  benannten  Schuldner 

stets  als  reühtmfiasiger  Gläubiger  gelten,  so  dass  ihm,   ausser  dem  im 

§.  9  erwähnten  FaUe,   die  Zahlung  nicht  verweigert  werden,   und  die 

Anlegung  eines  Arrestes  auf  dieee  (s.  jedoch  §.  2),  oder  eine  Anweisung^ 

an  einen  Andern  als  den  Inhaber,  ea  zidilen,  nicht  Statt  finden  darf.^ 

§.2.  «Gegen   den  Besitzer  einer  a.  d.  J.    lautender  Obligation    und  deren 

Zinsabschnitte  kann  ein  Anderer,  welcher  den  wirkliche  Besitz  ohne 

seinen  Willen  verloren  oder  auf  den  noch  zu  erlangenden  wirklichen 

Besitz  Anspruch  hat,  ein  dingliches  Beeht  nur  in  dem  Falle  geltend 

machen,   weim  der  Inhaber  selbst  oder  dessen  Erblasser,   von  welchem 

er  den  Besitz  aUeitet,  zur  Zeit  des  Erwerbes  von  dem  einem  Dritten 

zustehenden  oder  durc^  denselben  in  Anspruch  genommenen  Rechte  an 

der  Verschreibimg  KenntmsB  hatte  und  wusste,  das«  er  dieeelbe  sich 

zuzu^pnen  nicht  befugt  sei,  ftberhanpt  sidi  in  bdeem  Glauben  befand.^ 

^Wfisde  aber  Jem^  nachweisen,  dass  er  duie  seinen  WiUen  den 

Besitz  der  Schaldvttsehreftui«  Valoren  oder  em  Becht  auf  dessen  Er» 

^  em.'Umal  ton  I8e<^  B.  54  ft 
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luigwig  habe;  bo  mmt  dm  Oeridii  mti  den  ABivag  deweften  den  In- 
haber anhaheii,  den  Titel  seines  Besitzes  raiau  ansagebea,  and  insbe* 
sondere  denjenigen,  ron  welchem  er  solchen  hwleitet,  namhaft  la 
machen,  oder  eidlich  zu  erhärten,  dass  und  ans  welcher  Ursache  er 
letzteres  m  thnn  ausser  Stande  sei.  Ebenfalls  kann  zur  SichersteUung 
des  Klägers  ...  die  geriehüiche  ffinterlegnng  der  Obligation  nebst 
Zinsabschnitten  bis  zn  ansgemaditer  Sache  erkannt  werden. '^ 

§.  3.  ,,  Jedem  Eigenthümer  einer  a.  d.  J.  lantend^i  Obligation  steht  es  frei, 
dieselbe  ftl^  sein  Eigentum  yor  dem  gewöhnlichen  Gerichte  seines 
Wohnorts  oder  \m  nachgewiesenen  besondem  Grftnden  anch  Tor  einem 
andern  Gerichte,  welchem  er  hinlänglich  bekannt  ist,  zn  erklären,  und 
diese  auf  die  Yerschreibung  .zu  setzende  Erklärung  von  dem  Gerichte 
.  .  .  beglaubigen  zn  lassen,  wonach  die  Obligation  als  nicht  mehr  an 
den  Inhaber  zahlbar  so  lange  anzusehen  ist,  bis  die  deshalbige  Be- 
zeichnung auf  dersdben  durch  jenen  Eigenthümer  selbst  oder  ein^i  als 
seinen  Rechtsnachfolger  sieh  gehörig  ausweisenden  Besitzer  yor  einem 
der  oben  gedachten  Gerichte  und  mit  dessen  Beglaubigung  f&r  zurück- 
genommen erklärt  sein  wird.*^ 

„Ebenso  sind  die  Vorstände  yon  Gemeinden,  Körperschaften,  Anstal- 
ten und  Stiftungen,  desgleichen  die  Vormünder  und  Curator^i  unter 
obenrormundschaMoher  Ermächtwung  befügt,  a.  d.  J.  lautende  Obliga- 
tionen, welche  zu  dem  ihrer  Auuicht  anyertarauten  Vermögen  gehören, 
durch  die  darauf  gesetzte  Bemerkung  ihres  gegenwärtigen  Eigenthflmers 
die  Eigenschaft  der  Zahlbarkeit  an  den  Inhaber  zn  benehmen,  sowie 
auch  sie  durch  die  erklärte  Zurücknahme  jener  Bemerkung  unter  soldier 
selbst,  jedoch  mit  hinzutretender  gerichtHchen  Beglaubigung,  wieder  an 
jeden  Inhaber  zahlbar  zu  madien.** 

§.5.  „Derjenige,  welchem  eine  a.  d.  J.  yon  einer  inländischen  Behörde 
ausgefertigte  Obligation  ohne  seinen  Willen  yernichtet  worden  oder 
abhanden  gekommen  bt,  soll,  wenn  er  über  das  darin  ausgedrückte 
Capital  einen  Duplicatschein  erlangen  will,  bei  dem  Gerichte,  m  dessen 
Bezirk  der  Zufall  sich  ereiffnet  hat,  oder  wenn  der  deshalbige  Ort  un- 
gewiss ist,  bei  dem  Gerichte  ^ines  Wohnsitzes  so  gut,  ah  thunlich, 
nachweisen,  das»  er  innerhalb  des  laufenden  oder  des  yorhergehenden 
Jahres  entweder  die  in  Bede  stehende  genau  zn  bezeichnende  ObligaüoD 
wii;klich  im  Besitze,  oder  dodi  auf  deren  Besitz  ein  Recht  gehabt  habe, 
und  wie  sie  nebst  den  etwa  beigefügten  Zinsabschmtten  ihm  ohne  seinen 
Willen  yernichtet  wcnrden  oder  abhanden  gekommen  sei,  auch  solches 
desgleichen,  dass  ihm  jeder  weitere  Besitzer  derselben  unbekannt  sei, 
eidUch  y^siehem.  Die  hierüber  yon  dem  Gerichte  ertheilte  Bescheini- 
gung ist  bei  der  betreffenden  Schuldbehörde  einzureidien.** 

§.  6«  „Diese  Behörde  wird  alsdann  den  nächsten  beiden  öffentlichen  Bekannt- 
machungen über  die  stattgehabte  jährliche  Verloosung  der  Obligationeii 
oder  den  Rechnungsabschluss  eine  Aufforderung  an  den  Inhaber 
der  .  .  .  Obligation  beifügen,  sich  unter  deren  Vorlegung  yor  dem  Ab- 
laufe yon  drei  Monaten  nach  der  zweiten  Aufforderung  zu  melden,  in- 
dem widrigenfalls  ein  Duplicatschein  werde  erlheilt  und  an  dessen  Be- 
sitzer die  Zahlung  sowohl  der  Zinsen  als  des  Caj^tak,  stets  zwei  Jahre 
nach  eingetretener  Fälligkeit,  werde  geleistet  werden,  sofern  nicht  in- 
zwischen die  Original-Obligation  zur  Zahlung  eingereidit  sein  würde.' 

$.8.  „Sind  cbei  Monate  naeh  der  zweiten  Au&rdemng  yerstridien,  ohne 
dass  die  fragliche  Verbriefung  yorgelegt  worden,  so  soll  der  Dupli- 
catschein,   8<^em  nicht  die  alsbal^(€»  ZorüekaaUong  das  Oapw 
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nebtt  flIMgMi  TSbemn  diesmi  tbefM88i|f  macht,  ftosgefMIgt  werden,  tmcl 
■war  olme  Zinsabteliiiitte  .  .  .  und  «nt  ctem  ansdrücMdien  Vorbehalte. 
cUuw  an  den  Inhaber  des  Bdieins  eine  Zahhing  yon  Zmsen  oder  Capital 
ttets  nur  nach  zwei  Jahren,  vom  Tage  der  Filligkeit  an,  geleistet 
werde>  wenn  nicht  inzwischen  der  betreffende  Zinsabsdiiiitt  und  be- 
ziehnngsweise  die  nrsdiriftlidie  Obligation  znr  Zahlung  eingereicht  seili 
werde.  Würde  dieser  Fidl  eintreten,  so  nrass  die  Zahlung  an  den  Inhaber 
der  Urschrift  geleistet,  jedoch  daron  der  Dnplicat-Inhaber  unter  Benen« 
wma  jenes  Empfängers  benachrichtigt  werden.  Auch  ist  der  Inhaber  des 
DBpiioafts  za  dessen  Znrttckgabe,  sobald  die  nrsprfingliche  Yerbriefong 
Torgelegt  worden,  anzuhalten.^ 

§•  9.  ^Mit  dem  Ablaufe  yon  zw^  Jahren  seit  eingetretener  FäDigkmt  aber 
sind  die  anf  den  zahlbaaren  Betrag  sich  befliehenden  Ansprüche  des  In- 
habers der  als  entkommen  bekannt  gemachten  Obligation  sowie  efaieB 
Zinsabschmttes,  welcher  zn  einer  solchen  Obligation  gehört,   erloschen^ 
nnd   als  anf  dem  Inhaber   des  Dnplicatscheins   übergegangen  zu  be- 
trachten.'' 
§.10.  ^Den  Zinsabschnitten  kann  anf  keine  Wdse  die  Bigenschaft  der 
Zahlbarkeit  an  den  Inhaber  benommen  werden;   anch  findet  für  gänz- 
lich Temichtete  oder  verlorne  Zinsabschnitte  die  Ertheilnng  yon  Dopli- 
caten  niemals  Statt    Gleichwohl  kann   der  Inhaber  einer  Obligation, 
welchem  dazu  gehörige  Zinsabschnitte  auf  irgend  eine  Art  entkommen 
sind,   deren  Betrag  auf  Grund  seiner  Obligation  in  Empfang  nehmen, 
falls  die  Zinsabschnitte  nicht  binnen  zwei  Jahren  seit  deren  Zahltermine 
erhoben  worden  sind,   und  wird  die  schuldende  Gasse  durch  die  Zal^ 
hmg  in  diesem  Falle  ihrer  Verbindlichkeit  ge^en  den  etwaigen  andern 
Besitzer  der  betreffenden  ^msabschnitte  enüedigt' 
Rflcksichtlich    der  Yerj&hrung    der   Zinsen    yon   au  porteur  gestellten 
Schuldyerschreibungen  ist  unter'm  9.  Mai  1860  ein  besonderes  Gesetz ')  ergan- 4 
gen,  welches  Folgendes  yorsehreibt: 

§.  ].  Das  Gesetz  yom  14.  Juli  1853  wegen  Einführung  kürzerer  Yerjährungs- 
firisten  bei  Klagen  aus  Schuldverhältnissen  soll  auch  auf  die  Zinsen  yon 
den  auf  den  Inhaber  ausgestellten  Schuldverschreibungen 
mit  der  Maassgabe  Anwendung  leiden,  dass  die  Yerjährungsfirist  auf 
fünf  Jahre  bestimmt  wird.* 

§.  2.  ylnsofem  in  den  Zinsabschnitten  (Coupons)  zu  den  auf  d.  J.  aui^estell- 
ten  Schuldverschreibungen  eine  kürzere  Verjährungsfrist  ausdrücklich 
festgesetzt  ist,  behält  es  dabei  sein  Bewenden.* 

§.  4.  ^In  Zukunft  ist  bei  Ausgabe  von  Zinsabschnitten  auf  diesen  ^die  für  sie 
geltende  VerjährungsfHst  anzuzeigen.* 

§.  5.  ^Innerhalb  des  letzten  Jahres,  und  zwar  jedenfalls  drei  Monate  vor  Ab- 
lauf der  Verjährungszeit,  sind  die  Inhaber  der  von  der  Venährung  be- 
droheten  S^sabsclmitte  unter  specieller  Bezeichnung  ^er  letzteren  in 
einem  inländischen  und  einem  ausländischen  öffentlichen  Blatte  zur 
Empfangnahme  der  betreffenden  Zinsbeträge  aufzufordern  und  auf  den 
aus  eingetretener  Verjährung  folgenden  Rechtsnachtheil  aufinerksam  zu 
machen.* 

§.6.  ^Dureh  unterlassene  Beobachtung  der  in  den  §§.  4  und  5  enthaltenen 
Vorschriften  wird  die  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebene  Verjährung 
der  Zinsen  nicht  gehindert* 


>)  0es.«6aiBml.  von  IS«0,  6.  ftl. 
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§.  7,  ^Die  AjoveadbaAeik  dme«  GateiMt  wird  dadnroli  m&kA  g^Modtri,  daas 
auf  einer  a.  d.  J.   aasge^eUtea  SchuldrersolifeUNuig   das  Eigttithaiiis- 
recht  einer  hestimmteft  Ponum  oder  AaetaH  (Tergl.  §.  3  der  Yerordn. 
y.  18.  Decbr.  1823)  angezeigt  worden  itt.^ 
Das  hier  angezogene  Gesetz  yom  14.  Jnli  1853  ^)  hatte  ffkr  alle  Fordenin- 
^n  der  Darlehensgeber  und  Renten-Inhaber  wegen  föHiger  Zinsen  und  Renten, 
mit  Ausnahme  der  Zinsen  yon  den  a*  d.  J.  lautenden  Schnldyer- 
schreibungen,  eine  Verjährungsfrist  yon  drei  Jahren  bestimmt  und  im  Wei- 
teren yorgeschrieben  (^  2): 

„Die  in  dem  yorhergehenden  Paragraphen  bestimmten  Veij&hmngsfiri- 
sten   beginnen  mit  dem  Ablaufe  des  letzten  Tages  desjenigen  Ja^es, 
in  welchem  die  betreffende  Forderung  lallig  geworden  ist^ 
lieber  die  Yerjährung  der  Obligationen  entiuüten,  wie  man  sieht,  diese 
Gesetze  keine  besondere  YorsehrifL   Für  diese  gilt  somit  die  ordentilohe  Ver- 
jährungsfrist yon  30  Jahren. 

Zu  bemerken  kommt  noch,  dass  in  Ohurhessen  nur  Staatsobligationen  auf 
den  Inhaber  ausgesteUt  werden,  dass  sohin  aUe  yorgedachten  Gesetsee^estim- 
jBOXUigen  auf  die  Staatssolmldy^rsehreibuBgen  Anwendung  finden. 

§.  111. 
Einzelne  churhessische  Verkehrs -Staatepapiere. 

Von  der  churhessischen  Staatsschuld  sind  hauptsächlich  die  hienach  näher 
l>escliriebenen  Loose  yon  1845  in  weiteren  Kreisen  yerbreitet.  Die  Verbrie- 
fungen der  älteren  Anleihe  yon  1834  sind  zum  grösseren  Theil  in  festen 
^[änden  und  die  Titel  der  neueren  Anleihen  haben  neuester  Zeit  duroh  aus- 
serordentliche Tilgungen  eine  grosse  Minderung  erfahren.  Wir  können  uns 
^  daher  bezüglich  dieser  Papiere  kurz  fassen. 

1)  Obligationen  yon  1834,  emittirt  kraft  des  Finanzgesetzes  yom 
31.  Octbr.  1833  *)  zu  theilweiser  Deckung  des  auf  1,615,900  Thlr.  be- 
rechneten Deficits  der  ersten  Finanzperiode  in  der  Summe  yon  1,265. 850  Thlr. 
und  in  Stücken  k  1000,  500,  250,  100  und  50  Thk.  Zur'  Tilgung 
dieser  Schuld  waren  die  Einnahmerückstände  aus  der  Zeit  yor  1830  mit 
circa  678,874  Thlr.  bestimmt,  erhielten  aber  grösstentiieils  eine  andere 
Verwendung,  so  dass  nur  sehr  wenig  abgetragen  wurde.  Im  neuesten 
Staatsbudget  sind  indessen  jährlich  10,000  Thlr.  zur  Tilgung  der  1834ger 
Schuldyerschreibungen  und  ausserdem  ein  ausserordentlicher  Tilgungs- 
betrag  yon  15,000  Thlr.  yorgesehen  worden;  ^  auch  ist  im  Landtags- 
abschied yon  1860  yersprochen,  dass  für  die  Tilgung  dieses  Anlehens 
ein  Plan  entworfen  und  der  nächsten  Ständeyersammlung  zur  Genehmi- 
gung yoi^elegt  werden  solle.  —  Die  Zinsen  fallen  auf  1.  Januar  und 
1.  Juli  zu  Cassel,  ursprünglich  zu  4,  seit  1838  zu  3^/i^/o, 

2)  Lotterieanleihe  yon  1845,  abgeschlossen  auf  Gnmd  des  Landtags- 
abschieds  yom  3.  April  1844  *)  durch  Vertrag  mit  dem  Hause  M.  A. 
y.  Rothschild  und  Söhne  zu  Frankfurt  yom  9.  Januar  1845  *)  zum  Zwecke 


«)  Qe8.-äain]nl.  yon  1853,  S.  99. 

>)  Ge8.-Samml.  yon  1833,  8.  167—169. 

*)  VergL  auch  Verhandl.  der  II.  Kammer  Yon  18*7«o,  BeiL  62  und  79. 

*)  Ges.-Samml.  yon  1844,  S.  5—7. 

^)  Verhandl.  der  IL  Kammer  yon  18<^V«0t  AnL  A.  zu  BeiL  M. 
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des  Mienbalaibaties.  Dos  ganM  Anlehea  im  Beirage  T<m  6,725.000711^. 
ist  in  168,125  Looee  h  40  Thbr.,  welehe  in  zwei  Abtheilangen  ä20Thlr. 
geBeMeden  sind ,  emittirt  weisen  uad  wird  binnen  50  Jabren  mittelst 
einer  Aannität  Ton  255,000  Tblr.  nebet  Zinsen  abgetragen.  Der  hienach 
folgende  Ziehungsplan  besagt  das  Nähere.  Die  erste  Zielning  Cand  am 
1.  Januar  1846  statt.  Da  die  besagte  Annuität  durch  die  bis  1870  zur 
Yerloosung  kommenden  kleinen  Primiensummen  nicht  absorbirt.  wird 
(yergl.  ob^i  8.  347) ,  so  ist  ans  den  Ueberschüssea  ein  Amortisationft- 
ioncb  angesammelt  worden,  welcher  bis  1859  bei  dem  Hause  Ro^lischild 
g^en  3 V>7o  Zinsen  und  Zinseaiinsen  deponirt,  alsdann  aber  ven  diesem 
heimbezahlt  und  zur  Tilgung  der  hienach  genannten  Anlehen  von  1852 
und  1854  Torwendet  wuäe.  Gleichzeitig  ist  aber  för  die  Bildung  eines 
neuen  Amortisationsfonds  Sorge  getragen  worden,  indem  man  die  TO- 
gungsquoten  der  beiden  genumten  Anlehen  nebst  weiteren  10,700  Thlr. 
jäfarheh  reservirte,  welche  zusammen  gegen  4Vo  Zinsen  und  Zinsesainsen 
bei  der  Landescreditanstalt  nebst  den  Ueberschttseen  der  ursprünglichen 
Dotation  yon  jährlich  255,000  Thlr.  angelegt  werden  sollen.  Diese 
Mittel  zusammen  gewähren  das  ganze  Bedürfoiss  zur  Tilgung  der  Lot- 
terieanleihe nach  dem  folgenden  Plane.  ^) 


Ziehongsplan  der  40  Thir.-Loose. 


Prftm. 


!6.  ZiehoBf 
I  1.  Juli  1861. 
Thh-. 


Thlr. 


1    .  .  . 

40,000 

1    .   .   . 

8,000 

1    .  ,  . 

4,000 

1    .   ,   , 

2,000 

2  k  1^500 

3  i  1,000 
5   i     400 

3,000 
3,000 
2,000 

10   k     200 

2,000 

20   k      120 

2,400 

106   k      100 

10,600 

1,850   k       60 

111,000 

2,000 

188,000 

27.  Zithiig 

am  1.  Juli  1662. 

28.  Ziebqig 

am  1.  JuU  1868. 

1       .     .     . 

36,000 

1       .     .     . 

8,000 

1       .     .     . 

4,000 

1  .     .     . 

2  k  l,S0O 

2,000 
3,000 

Präm. 

3 

5 

10 

20 

106 

1,850 

2,000 


Thbr. 

1,000 
400 
200 
120 
100 
60 


Thh. 

3,000 

2,000 

2,000 

2,400 

10,600 

111,000 

184,000 


29.  Zieknng 
am  1.  Juli  1864. 

30.  ZiehoBg 
am  1.  JuU  1865. 


1 
1 
1 
1 
2 
3 
5 

10 

20 

106 

1,850 


1,500 
1,000 
400 
200 
120 
100 
60 


2,000 


32,000 

8,000 

4,000 

2,000 

3,000 

3,000 

2,000 

2,000 

2,400 

10,600 

111,000 

180,000 


31.  Ziekug 

am  1.  Jali  1866. 


Präm. 

1 

1 

1 

1 

2 

3 

5 

10 

20 

106 

2,350 


TWr. 


1,500 
1,000 
400 
200 
125 
100 
65 


2,500 


TWr; 

40,000 

8)000 

4,000 

2,000- 

3,000 

8,000 

2,000 

2,000 

2,500 

10,600 

152,750 

229,850 


32.  ZiekoBf 
i  1.  JuH  1867. 


33.  Ziekug 
am  1.  Juli  1868. 


k  1,500 


36,000 
8,000 
4,000 
2,000 
8,000 


>)  Yerri.  YerhandL  der  II.  Kammer  yon  18^7««,  Anlagen  A,  B  und  C  und  L  bis 
OL  au  bA.  59. 
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Prta.  Thlr.  Tldr. 

3  k  1,000  3,000 

5  ä  400  2,000 

10  k  200  2,000 

20  k  125  2,500 

106  k  100  10,600 

2,350  k  65  152,750 

2,500  225,850 

)4.  Ziekiif 

am  1.  Juli  1869. 


3S.  Ziekuf 
i  1.  JuH  1870. 


1 
1 
1 
1 
2 
3 
5 

10 

20 

106 


1,500 
1,000 
400 
200 
125 
100 
65 


32,000 

8,000 

4,000 

2,000 

3,000 

3,000 

2,000 

2,000 

2,500 

10,600 

152,750 

221,850 


36.  liebiig 

am  1.  Juli  1871. 

1   .  .  .  40,000 

1   .  .  .  8,000 

1   .  .  .  4,000 

1  .  .  .  2,000 

2  k   1,500  3,000 

3  k   1,000  3,000 
5  ä   400  2,000 

10  ä   200  2,000 

20  k      130  2,600 

106  k      100  10,600 

2,850  k       70  199,500 

3,000 


276,700 


37. 
1  1. 


lieiioif 
JuM  1872. 


38.  Ziebiig 

i  1.  JnU  1878. 


36,000 
8,000 
4,000 
2,000 


PrihB.  läk.  T]ik. 

2  k  1,500  3,000 

3  k  1,000  3,000 
5   &  400  2,000 

10   &  200  2,000 

20   k  130  2,600 

106   k  100  10,600 

2,850   k  70  199,500 

272,700 


3,000 


39.  l\t^^ 

am  1.  Juli  1874. 

41.  liehMf 
am  1.  J11M  1875. 

1  ....  32,000 

1  .    .    .  8,000 

1  .     .    .  4,000 

1  .  .  .  2,000 

2  k   1,500    3,000 

3  k   1,000    3,000 
5  ii   400    2,000 

10  k  200  2,000 

20  k  130  2,600 

106  k  100  10,600 

2,850  k  70  199,500 

3,000  268^700 


41.  liekiig 
am  1.  Juli,  1876. 

1  .  .  .  40,000 

1  .  .  .  8,000 

1  .  .  .  4,000 

1  .  .  .  2,000 

2  k   1,500  3,000 

3  k   1,000  3,000 
5  k      400  2,000 

10  ä   200  2,000 

20  k      135  2,700 

106  k      100  10,600 

3,850  k        75  288,750 

4,000  366,050 


42.  Ziekoif 
am  1.  JvU  1877. 

43.  Ziebif 
am  1.  Juli  1878. 

1  .  .  .  36,000 
1  .  .  .  8,000 
1      .     .     .        4,000 


Pite.       Ulk. 

TUr. 

1    .  .  . 

2,000 

2  k  1^ 

8,000 

8  k  1,000 

8,000 

5  &     400 

2,000 

10  k     200 

2,000 

20   k      135 

2,700 

106   k      100 

10,600 

3,860   k       75 

288,750 

4,000 

362,050 

U.  liehqif 

am  I.  Joli  1879. 

4S.  liehug 

•m  I.  JnM  1880. 

1      .     .     . 

32,000 

1      .     .     . 

8,000 

1      .     .     . 

4,000 

1      .     .    . 

2,000 

2   k  1,500 

3,000 

3   k  1,000 

3,000 

5   &     400 

2,000 

10   &     200 

2,000 

20   k      135 

2,700 

106   k      100 

10,600 

3,850   k       75 

288,750 

4,000 

358,050 

M.  ZitkiH 

am  1.  Juli  1881. 

1      .     .    . 

40,000 

1      .     .     . 

8,000 

1      .     .    . 

4,000 

1      .     .    . 

2,000 

2   k  1,500 

3,000 

3   &  1,000 

3,000 

5   Ik     400 

2,000 

10   ik     200 

2,000 

20   k     140 

2,800 

106   k     100 

10,600 

4,850   k       80 

388,000 

5,000 

465,400 

47.  üekug 

am  1.  Juli  1882. 

ii.  Inhuf 

am  I.  Joli  1888. 

1      .     .     . 

86,000 

1       .     .    . 

«,000 
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PHhn. 

1 

1 

2 

3 

5 

10 

20 

106 

4,850 

5,000 


TUr. 


1,500 
1,000 
400 
200 
140 
100 
80 


TUr. 

4,000 

2,000 

3,000 

3,000 

2,000 

2,000 

2,800 

10,600 

388,000 

461,400 


49.  Ziekug 
am  1.  Juli  1884. 

M.  liekuf 

am  1.  Juli  1885. 

.     .       32,000 


1 

1 

1 

1 

2 

3 

5 

10 

20 

106 

4,850 

5,000 


k  1,500 
k  1,000 


400 
200 
140 
100 
80 


8,000 
4,000 
2,000 
3,000 
3,000 
2,000 
2,000 
2,800 
10,600 
388,000 


457,400 


Sl.  liebiig 

i  1.  Juli  1886. 

.  .  .  40,000 
.  .  .  8,000 
.    .     .         4,000 


1 

1 

1 

1 

2 

3 

5 

10 

20 

106 

5,850 

Ipöo 


1,500 
1,000 
400 
200 
140 
100 
85 


2,000 
3,000 
3,000 
2,000 
2,000 
2,800 
10,600 
497,250 


1.  JuH  1887. 

S3.  Ziehiig 
1.  hüi  1888. 


FMm. 

TUr. 

1 

» 

•    • 

1 

k 

,    » 

1 

• 

,    . 

1 

• 

,    , 

2 

k   1,600 

8 

1,000 

5 

400 

10 

200 

20 

140 

106 

100 

>,860 

8S 

6,000 


Tblr. 

86,000 

8,000 

4,000 

2,000 

3,000 

3,000 

2,000 

2,000 

2,800 

10,600 

497,250 

570,650 


X 

1  . 

•        • 

1  . 

•    • 

1  . 

,    , 

2  i 

1,500 

3  k 

1,000 

6  & 

400 

10  k 

200 

20  k 

140 

106  k 

100 

5,850  k 

85 

6,000 


54.  liekoig 

1.  JuH  1889. 

55.  ZiebHg 

1.  Jnfi  1890. 

82,000 

8,000 

4,000 

2,000 

3,000 

3,000 

2,000 

2,000 

2,800 

10,600 

497,250 

566,650 


SC.  liekiig 

am  1.  Juli  1891. 

1  .    .     .  40,000 

1  .     .     .        8,000 

1  .     .     .        4,000 

1  .     .     .        2,000 

574,650           2  k  1,500        3,000    7,625 

3)  Staatsschuldscheiiie  Ton  1849  k  4Vs7o,  emittirt  in  der  Sumina 
Ton  500,000  Th]r.  und  1,000,000  Thlr.  behufs  Beschaffung  der  Mittel 
Eom  Staatseisenbahnbau  in  Gemässheit  der  Gesetze  yom  1.  Mftrz  und 
14.  Decbr.  1849. ')    Beide  Anlehen  sind  ausdrücklich  auf  die  lon  der 


3 

5 

10 

20 

106 

7,475 


TJiIr. 

1,000 
400 
200 
150 
100 
90 


7,625 


TUr. 

3,000 

2,000 

2,000 

3,000 

10,600 

672,750 

750,350 


1 

1 

1 

1 

2 

3 

5 

10 

20 

106 

7,475 


57.  ZiekoBg 
am  1.  Jufi  1892. 

58.  liebiDg 
am  1.  Juli  1893. 

32,000 
8,000 
4,000 
2,000 
3,000 
3,000 
2,000 
2,000 
3,000 
10,600 
672,750 


1,500 
1,000 
400 
200 
150 
100 
90 


7,625 


742,350 


59.  liekiig 

am  1.  JuH  1894. 

60.  ZiekHBg 
am  1.  Juli  1895. 


5 
10 
20 
99 

7,482 


k   1,500 
k   1,000 


k 
k 
k 
k 
k 


400 
200 
150 
100 
90 


40,000 
8,000 
4,000 
2,000 
3,000 
3,000 
2,000 
2,000 
3,000 
9,900 
673,880 

750,280 


')  ees.-8ammL  Ton  1849,  8.  15  und  140. 
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Haiiptstaai8€«Bse  bei  der  LsBdetcrsditcasse  ang<degten  AUösmigscapi- 
talien  hypothecirt  und  werden  «ns  letzteren  in  knraen  Fristen  getilgt 
Für  das  erste  Anlehen  war  yon  1850  ein  j&hrHcher  Tilgungsfonds  Ton 
50,000  Thb.  ausgesetzt,   welcher  inzwischen  verwendet  wurde,  so  dass 
im  Jahr  1860  £e  ganze  Schuld  TOtt  dßr  Landescrediteasse  eingeldet 
wurde.    Die  Tilgung  des  zweiten  Anleh^Ds   beginnt  1860  mit  einem 
jahrlichen  Tilgungsfonds  Ton  100,000  Thlr.  und  ist  also  1870  Tollendet 
Capital  und  Zinsen,    letztere  halbjährlich,   bei  der  Hauptstaatscasse  zu 
Oassel  zu  erheben. 
4)  Staatsschuldscheine  k  4V<Vo  von  1852  und  1854.    Für  diese  bd- 
den  Anlehen  k  1,500,000  Thlr.  und  1,200,000  Thhr.  war  gesetzlich  nur 
ein  Tflgnngsfonds  yon  Vs  V^  ohne  Zins6nzuwachs  von  1858  an  ausgeaetst, 
so  das«  die  Tilgungsperiode  200  Jahie  gedauert  hätte.  0   Wie  wir  aber 
bereits  dargelegt  haben,  wurde  die  frühere  Rückzahlung  aus  den  sogen. 
Rentenüberschüssen   des  Lotterieanlehens  beschlossen   und   es   ist   das 
1854ger  Anlehen  ganz,   das  1852ger  aber  zum  grosseren  Theil  gekfm- 
digt  worden.    Der  Rest  des  letztem  wird  ans  den  bis  1866  sich  weiter 
ergebenden  Ueberschüssen  der  Lotterieanlehensdotation  getilgt 
Schliesslich  haben  wir  noch  die  Zahlungsmittel  zu  berühren,   welche  der 
ehurhessische  Staatsgläubiger  anzunehmen  hat    Das  Gesetz  vom  26.  Aagmit 
1848,  die  Emission  yon  Cassenscheinen  betreffend,  *)  bestimmt  nämlich  in  §.  1, 
dass  diese  Scheine  gleich  baarem  Gelde  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  gelten 
sollmi,  dergestalt,  dass  alle  öffentlk^enCassen,  gleichwie  Privaten,  zu  deren 
Annahme  verpflichtet  seien.    Die  Oassenaeheine  sind  übrigens  auf  die  bei 
der  Landescrediteasse  angelegten  Staatsablösungscapitalien  ausdrücklidi  hypo- 
thecirt und  in  ziemlich  kurzen  Fristen  einzuziehen. ') 


§.  112. 
Staatscredit    Coursnotizen. 

Nach  der  bisherigen  Darstellung  dürfte  man  wohl  mit  Recht  erwarten, 
daas  die  churhessisohen  Staatspc^piere  bei  der  yerhältnissmässig  geringen  Yer- 
adiuldung  und  bei  den  günstigen  Yermögensyerhältnissen  des  Landes  d&a. 
Courssatz  aller  andern  deutschen  Papiere  übertreffen  würden.  Dem  ist  jedoch 
aus  den  mehrfach  angedeuteten  Gründen,  welche  das  Vertrauen  in  die  R^e- 
Tungsweise  schmälern,  nicht  so.  Zum  Beweise  führen  wir  einzelne  Coursno- 
tizen der  Frankfurter  Börse  an,  indem  wir  übrigens  zu^^ich  beifügen,  dass 
hanptsächHoh  nur  die  Loose  yon  1845  und  bis  zur  neueren  Zeit  die  4V*proc 
Staatsschuldscheine  Objecto  des  Börsenyerkehrs  waren. 

Die  Loose  standen  Ende  1847  und  Anfangs  1848  zwischen  SO  und  31, 
fielen  Mitte  April  1848  bis  auf  20,  erhoben  sich  alsdann  langsam,  hatten  Ende 
1849  ihren  alten  Stand  übertroffen,  fielen  aber  Ende  1850  wieder  auf  30,  gin- 
gen yon  da  an  successiye  in  die  Höhe  und  haben  gegenwärtig  (Mai  1861) 
den  höchsten  Stand  yon  49—50  erreicht.  Nimmt  man  luber  in  Betracht,  dass 
der  mindeste  Treffer  bei  der  Verloosung  am  1.  Juli  1861  60  Thlr.  erhalten 


1)  Tergl.  Landtagsabsclded  Tom  9.  Febr.  1854,  Ge6.^aiimiL  8.  31. 
^  Oes.-SammL  von  1848,  S.  86. 

^  YergL  die  Gesetze  Tom  26.  Aag.  1848  und  24.  M&rz  1849,   wonach  zusammen 
jlhrüch  125,000  Thhr.  einzuziehen  sind. 
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m«S  80  iit  dkMT  Ckninstttid  immar  BOflli  eis  sei»  migftnttiger^  was  freilioli 
seinen  Oraad  mit  in  dem  -verfeUien  Ziehnagiplane  bat 

Die  4V»pfoo.  Obligationen  war^  wie  folgt  noärt:  2.0ctbr.  1854:  97V>; 
S^Jamar  1855:  97;  2.  Juli  1855:  977»;  2.  Januar  1856:  101;  1.  JnM  1856: 
101  Vb;  2.  Januar  1857:  101%,  1.  JnU  1857:  102V4;  2.  Jannar  1858;  lOl'/i; 
1.  Jidi  1858:  102;  3.  Januar  1859:  102V«;  1*  JnM  1859:  997o.  Sek  neuerer 
Z^t  findet  sieb  in  Folge  der  grossen  Tilgungen  auf  ifiese  Sobiddsebelne  kdne 
Soüz  mAi  in  den  Frankforter  Coursae^fai. 


§-  113. 
Vergleiekeirfe  RecapiteiaUoii. 

Stand  1860  in  runden  Ziffiem: 

1)  BeYÖlkerung 726,000  Sin. 

2)  Staatsgebiet 173»/4  qM. 

3)  Staatsscbuld  im  Ganzen ll^MM^OOO  Tbk. 

Davon  ttiq)rodactiY  ciroa      .    ,    .    •     2,450,000  Tbfar. 

Eisenbabnaobuld 9,000,000     „ 

Papiorgeldascbuld 1,550,000    ^ 

4)  Staats?^indgen 47,000,000  Tbk. 

5)  Betrag  einer  Jabressiaatsansgabe  rob 5,000,000    „ 

6)  Directe  Steuern       .    .    .rob:     875,000  TMr.,  rein:         800,000     „ 

7)  Indireete  Steuern    .    .    .      „      1,140,000     „  „  1,120,000     „ 

8)  Ganze  Steuwlast     .    .    .      „     2,015,000    „  „  1,820,000    „ 
Auf  den  Kopf  der  Beyölkerung  trift  es  bienaeb: 

a)  an  der  Gesamaitstaatsscbuld 17,906 

b)  jf   einer  Jabresausgabe 6,887 

c)  „   directen  Steuern    .    ,    brutto:  1,205 Tblr.,  netto:  1,102 

d)  „   indirecten  Steuern      .        „        1,570     „  „  1,406 

e)  ganze  Steuerlast     ...        „        2,775     „  „  2,507 
Yexibältniss  der  Staatssofauld  zum  Yerm^gen  wie  1 : 3,616. 


tdj  Herzogt  ha  m  Nassau.*) 

§.  114. 

Historische  Räckblicke. 

Terulorialge&chicbte.  Das  beutige  Heczogthum  Nassau  ist  ein  Tbeil  des  alten 
Herzogtbums  Franken  und  yerdankt  seinen  Namen  der  von  den  Grafen 
T.  Lauenburg  um's  Jabr  1100  erbauten  Borg  Nassau.  Im  Jabre  1255  waid 
die  Grafschaft  zwiscben  den  Sdbnen  Heinrioks  L,   des  Beieb^i,   Walram 


^  Lheratnr:  Vogel,  Besobreibnng  des  Herzogttiums  NasBan,  ITiesbaden,  184*2. 
Neues  nassaiuBohes  Bürgerbach,  ITieBbaden,  1854—56.  y.  Reden,  yergL  Finans- 
stsüatik,  I.  Bd.,  1.  Abth.,  S.  562  ff.  Kolb,  Handbuch  etc.,  8.  348—245.  Braohelli, 
denftsobe  fitsetekande,  L  Bd.,  d.  69S  M. 
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vnd  Otto  gokhfiflt»  ^  Bntnror  griaist^  idi6  hentigo  hflraodiflhef  Mslnpdf  ^fo 
Dassau-oranisdie  Linie,  die  ipftter  den  niederii&diflehen  Tkrai  iMtüeg.  Die 
walratt^seke  Linie  vergrösseHe  ihr  Bentstbiui  bei  yenchiedenen  AaUseea» 
trennte  sich  aber  in  mehrere  Zweige,  bis  im  Jahre  1816  der  letste  doreelbcBy 
mit  Ansnahme  der  Linie  Weilbnrg,  aosatarb.  and  dieee  letstefe  das  game 
wafawn'aehe  Beskzthnm  wieder  yereinigte.  Zur  Zeit  der  franzdsiedien  Kiiege 
bettenden  n<H^  die  beiden  Linien  Usingen  nnd  Weilbarg.  ^  Terkven  in 
Fdge  des  LuneTÜler  Fried^is  Saarbf&oran  und  Saarwenden,  Ottweiler  und 
Kiräheimbolanden  an  Frankreich,  auch  Lahr  an  Baden,  erhielten  id>er  reich- 
liche Entschädigung  aus  den  mainzischen,  tri^Vhen  und  kdhdschen  geiatli- 
dien  Gebieten.  Der  Beitritt  lum  Eheinbund  hatte  die  Erhebung  des  GFebiets 
beider  Linien  zu  einem  souveränen  Herzogthume,  welches  gemeinscha^di 
regirt  wurde,  sowie  die  EinTerleibung  mehrerer  Oebiete  mediatisirter  Herren 
zur  Folge.  Dagegen  mussten  die  köboischen  Aemter  wiedw  an  das  Groesher^ 
z<^thum  Berg  al^etreten  werden.  Nachdem  Nassau  ctem  deutschen  Bunde 
be^etreten  war,  vertauschte  es  Ehrenbreitstein  noeh  an  Preossen  gegen  Har 
damar  und  gegen  Bückgabe  von  Diez  und  Dillenburg«  In  seiner  jetsigeD 
Oestalt  nmfosst  es  Bestandtheile  von  nicht  weniger  als  13  froheren  Territorial^ 
Fiiuigesekichtliclies.  Der  Staatshaushalt  Nassau's  war  vor  der  französischen 
Revolution  ein  höchst  einfacher.  Man  schätzte  damals  die  Einkünfte  Weil- 
burgs  auf  400,000  fl.,  jene  von  Usingen  auf  150,000  fl.  Stande  gab  es  nidit| 
viebnehr  regierten  die  Fürsten  unumschränkt.  Die  Staatsbedfir&sse  wuarden 
hauptsäehlidi  aus  dem  Ertrage  der  Domänen  und  aus  Begaüen  und  Monopo- 
lien  bestritten.  In  den  Jahren  1803,  1806,  1809  und  1812  erging  indessen 
eine  Beihe  von  landesherrlichen  Edicten,  welche  die  bfifgerfichen  und  pohü- 
sehen  Yeriiältnisse  der  Unterthanen  ,nach  den  neuen  freibeitiichen  Pindpiea 
verbesserten  und  den  Staatshaushalt,  welcher  grössere  Anforderungen  an  das 
Limd  stellte,  nach  gereiffceren  volkswirthschaüüchen  Grundsätzen  einsnrichten 
trachteten.  Namentiich  ward  allgemeine  Steuerpflicht  und  möglichste  Glddi- 
heit  der  Belastung  prodamirt.  Durch  Patent  vom  1/2.  Septbr.  1814  gab^i 
sodann  die  beiden  Landesfürsten  aus  freiem  Antriebe  eine  landständische  Ver- 
fassung, welche  im  Wesentlichen  heute  noch  GUtigkeit  hat  0  ^im  Folge 
davon  war  die  Trennung  der  Domänen-  und  Steuercasse,  da  den  Stän- 
den nur  die  Bewilligung  der  Steuern  und  die  Beau&ichtiffung  der  Steuorver- 
wendung,  nicht  aber  Einfluss  auf  die  Verwaltung  und  Verwendung  der  Do- 
mänenerträgnisse eingeräumt  war.  Hiedurch  entotand  auch  in  Nassau  ein 
lange  andauernder,  wiederholt  geschlichteter  und  wieder  begonnener  Domän^i- 
streit.  Der  Herzog  sah  nämlich  die  Domänen  als  Eigenthum  der  regierenden 
Familie  an,  während  die  Stände  sie  als  Staatseigenthum  redamirten.  Auf  <he 
Dom ä neue asse  wurden  übrigens  übernommen:  die  Kosten  der  Hoflialtungi 
die  ChatuUgelder,  die  Apanagen  und  Witthümer,  die  auf  sie  angewies^ien 
Pensionen  und  die  Verzinsung  und  Tilgung  lüler  vorhandenen  Schulden.  Die 
Steuer-  oder  Landescasse  hatte  daher  keine  Sdiulden,  musste  aber  dk 
Kosten  der  ganzen  Landesverwaltung  tragen.  Ausserdem  hatte  sie  wegen 
-der  im  Jahre  1808  erfolgten  Aufbebimg  der  Leibeigenschafts-  und  gutsherrii- 
eben  Gefälle,  fOr  welc^  mit  Ausnahme  des  landesherrlichen  Aerars  alle 
übrigen  Berechtigten  eine  Entschädigung  erhielten,  als  Ersatz  der  letzteren 
eine  jährliche  Rente  von  140,000  fl.  an  die  Domänencasse  zu  leisten.  Audi 
diese  Eentenzahlung  verursachte  Jahrzehnte  lang  Streit  zwischen  Regierung  und 
Ständen,  welcher  namentlich  in  Folge  der  Jiüirevolution  an  Heftigkeit  gewann. 


')  Abgedruckt  bei  Zachariae,  die  deutschen  Yert-Gesetae  dar €1  «gm wart,  i.  748il 
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Die  Begiemng  wfiAmigto  am,  ^ae»  die  EAUteni  edM  die  Beehirttii^eit 
der  CeMentreimiiag  und  der  gedaekten  Benteniaihhmg  untersachen  coUtai,  w«e 
Bonftebet  rwA  der  HttrenbaDk^  alsd«]m  aber  1895  avcli  yon  der  D^ntirteii* 
kammer  geschah.  Dae  Resi^tat  irar,  dass  beide  Kammem  die  Amprttdie  der 
Regierung  ato  rechtmässige  anerkannten  und  beschlossen,  es  soUe  die  Rente 
▼<»  140,000  iL  mittelst  eines  dproc  Aidehens  Ton  2,400,000  fl.  auf  Enmal 
al^ldst  werden.^)  Hiednrch  entstand  die  erste  steiiende  Landessohnld, 
ftr  deren  Tilgung  übrigens  gleichjEeitig  dureh  ^eine  Annottftt  Ton  156,000  ft* 
gesorgt  wurde.  Bern  unerachtet  entspann  sidi  der  Doninenstreit  im  Jahre 
1848  auTs  Nene.  Dem  Drängen  nachgebend,  erklärte  nun  der  Herzog  in 
einer  Proclamation  Tom  5.  Mära  1848  *)  die  Domänen  sum  Staatseigentum; 
eine  Vereinigung  über  den  Betrag  der  darauf  ruhenden  Oiri^iBte  konnte  le* 
do^  nicht  erzielt  werden.  In  proTisorischer  Weise  wurde  dieselbe  Ar  18^/it 
auf  jährUoh  300,000  fl.  festgestellt  Nadi  Umlauf  dies^  Zeit  erklärte  aber 
die  Kegierung,  sich  an  jene  Summe  nicht  mehr  binden  zu  wollen.  Erst  im 
Jahre  1661  wurde  die  Angelegenheit  gesetzlicAi  ger^elt,  wcmtuf  wir  zurück* 
kommen  werden  (s.  §.  116). 

Ungünstiger  als  me  Sehnldenvorhältnisse  der  Landescasse  warai  von  jdier 
die  der  Domänencasee.  Da  diese,  wie  bereits  erwähnt,  sämmtliefae  vor- 
handene Schulden  übernahm,  und  da  die  francösisohen  Kriege  auch  dem  Her* 
jsogthum  Nassau  Leistungen  auferlegt^i,  wdche  nur  mit  Zuhilfenahme  des 
Credits  erfüllt  werden  konnten;  so  ist  es  mcht  auiSallend,  weaom  die  Srnnme 
der  Kamm^rschulden  1815  sieh  auf  5,642,587  fl.  beHef  und  1818  durch  nad^ 
träglichen  Zuwachs  auf  7,023,857  fl.  gesteigert  war.  Im  letztem  Jahre  ward 
eine  besondere  Tilgungscommission  emgesetzt  und  eine  Schuldentilgungscasse 
errichtet,^  welcher  zur  Abtragung  der  Kammerschuld  überwiesen  inurden: 
alle  ausserordentlicben  Einnahmen,  namentlich  Uebersdiüsse  der  Domänencasse; 
die  Erlose  aus  Domänen,  die  Laudemialgelder,  die  Domanialactiyca^italien,  die 
2insen  der  abgetragenen  Oapitalien  und  die  heimflBllenden  Pensionen.  Mit 
diesen  Mitteln,  welche  nöthigenfalls  bis  zu  einem  Tilgungsbetrag  Ton  jährlicb 
<50,000  fl.  aus  der  Domänencasse  ergänzt  werden  sollten,  hoffte  man  die  ge- 
sammte  Schuld  binnen  30  Jahren  zu  tilgen.  Diese  Hoffnung  ging  jedoch 
nicht  nur  nicht  in  Erfüllung,  sondern  die  Schuld  vergrösserte  sich,  anstatt 
Tennindert  zu  werden,  und  betrug  am  1.  Januar  1836 :  8,243,910  fl.  Alsdann 
floss  die  oben  erwähnte  Abfindungssumme  für  die  Rente  der  Landescasse  im 
Betrage  yon  2,400,000  fl.  der  Domauialcasse  zu,  wurde  aber  gegen  ausdrück- 
liche Zusicherungen  und  im  Widerspruche  mit  dem  Gesetze  nur  zum  kleinsten 
Theil  ihrer  Bestimmung  gemäss  zum  Schuldenabtrag  verwendet.  *) 

Im  Jahre  1837  fand  eine  Consolidirung  fast  der  ganzen  Kanunerschuld 
statt,  indem  man  mit  dem  Hause  RothscMId  in  Frankfurt  zwei  Anlehen  alH 
flchloss,  aus  deren  Ertrag  alle  kündbaren  Oapitalien,  mit  Ausnahme  der  den 
Mitgliedern  des  herzoglichen  Hauses  zustehenden  Forderungen,  tilgte.  Das 
eine  lautete  auf  die  Summe  Ton  4V*  MilL  Gulden,  über  welche  Rothsdiild 
3V*proc  Partialobligationen  ausgab;  das  andere  umfasste  den  Betrag  yon 
2,000,000  fl.  und  wurde  durch  das  genannte  Bankhaus  in  104,000  Stück  Prä- 
mienscheinen ä  25  fl.  emittirt.  Für  beide  zahlte  dasselbe  6,247,169  fl.  und 
übernahm   die  Verbindlichkeit,   die  Kominabumme  yon  7,100,000  fl.  binnen 


^)  VergL  Yerordnung  yom  4.  Dec  1886,  die  Anüiahme  dieses  Anlehens  betr. 
*)  YerordimngsbUitt  yon  1848,  8.  21. 

^  Durch  Yerordnung  yom  25.  Mai  1818,  Y6rordn.-8amml.  Bd.  IH,  8.  12. 
^)  Anf  den   späteren  Landtagen  wurde  die  Ebge  laut,   dass  nicht  weniger  eis 
l,511,aüO  fl.  SU  andern  Zwecken  yerweadst  worden  seisn. 
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40  JakMtt  gogen  eke  49V»  Jalnre  Umg  sa  MÜeiide  4V«froc  Rente  «u 
6^7,169  fl.  im  Wege  jShrHoher  Y«fiooraiis«ii  zu  ülgeiL  Zhirok  diese  Ope- 
müoa  bnudtte  mm  e«  defain,  dass  ^sdbe  SrnnM)  irehhe  bisber  dmreh  ^Be 
üsaeen,  alleia  absorbiTt  wurde,  mm  die  Ifittel  zur  Yerainsuiig  nad  Tägmig 
der  Scbiild  darbet 

Die  Finanzlage  wax  zu  jener  Zeit  eine  dnrcbavs  befriedigende  nnd  ^eiel^ 
t^rto  daher  ^  eben  erwähnte  Creditopen^ion.  Die  Landescasse  hatte  zwar 
znm  Ban  eines  Irrenhanses,  einee  Freihafens  in  Bieberich  nnd  znm  Lahn- 
schiiffahrtsban  im  Gkmzen  üb^  900,000  fl.  bei  der  Landeecrediteasse  an^ge* 
nommen,  welche  jedoeh  dem  ausserordentlichen  Etat  zur  Last  fielen« 
Das  ordentliche  Bndget  ergab  zn  dieser  Zeit  wiederholt  UebersohfbBse.  Wie 
überall,  so  yerschünmierte  sich  aber  von  1847  an,  iheils  in  Folge  der  The«- 
mng,  &eils  im  Geleite  der  potitk<Aen  Bewegung,  die  Lage  nnd  es  mnsste 
Ende  1848  ein  5proc.  Anlehen  von  1,200,000  fl.  zur  Deckung  des  Defioits 
von  18^^48  aufgenommen  werden.  Auch  im  Jahre  1851  fand  dne  Yermeli- 
rang  der  ftmdirien  Landessohuld  dnreh  ein  Anlehen  statt,  mit  dessen  Ertrag 
die  oben  gedachten  Handdarlehen  der  Landescreditcasse  getilgt  wurden.  1858 
folgte  das  erste  Eisenbahnanldien  und  es  war  daher  der  Gesammtbetrag  aller 
Sohulden  auf  11,890,000  fl.  angewaclnen.  Eine  weit^e  Zunahme  derselben 
entstand  durcdi  ein  Anlehen  des  Jahres  1859,  nötiiig  geworden  zum  Zwecke 
degr  Kriegsannrüstung,  und  endlich  kamen  in  jön^^r  Zeit  weitere  Anlehen  In 
Folge  des  Staatseisenbahnbanes  hinzu,  welche  die  Schuldenlast  m^ir  als  ver- 
dopjpeln  w^den.  Wir  werden  spater  auf  alle  diese  neueren  Anlehen  zurih^kommen. 

§.  115. 
l^eueeter  Bestand  der  Staatsschuld. 

Dieser  ist  den  Budgets-Vorlagen  der  Regierung  und  den  ständischen  Yer^ 
handlungen  desshalb  nicht  genau  zu  entnehmen,  weil  die  Capitalrestsumme 
von  den  beiden  consolidirten  Anlehen  des  Jahres  1837  nicht,  sondern  nur  der 
auf  diese  Schuldtheile  zu  zahlende,  sich  gleich  bleibende  Janresbetrag ,  ange- 
geben ist.  Um  sonach  den  Oapitalbestand  der  Staatsschuld  zu  ermittelo,  bleibt 
uns  nichts  übrig,  als  den  dermaligen  Capitalwerth  fraglicher  Annuität,  welche 
282,059  fl.  40  br.  beträft  und  noch  27  «fahre  zu  zahlen  ist,  mittelst  Disconti- 
rung  zum  Zinsfuss  der  beiden  Anlehen,  nämlich  zu  SV^Vo,  zu  berechnen  und 
dem  Product  die  in  dem  ständischen  Berichte  vom  10.  März  1860  *)  im  tJebri- 
gen  besonders  nachgewiesenen  Capitalrestsummen  beizufügen. 

Alsdann  ergibt  sich  folgende  Darstellung  für  den  Beginn  des  Jahres  1861: 
L   Aeltere  Domänenschulden: 

a)  consolidirte:  Rest  auf  das  3 Vsproc.  Anlehen  k  4VaMill.yom  23.  Juli  1837 
und  auf  das  Lotterieanlehen  ä  2,600,000  fl.  vom  11.  August  1837  in 
runder  Summe 4,875^500  fl. 

b)  nicht  consolidirte:  insbesondere  Forderungen  der  herzogl. 
Familie,  Cautionen  und  Depositen  (yon  der  ganzen  Summe 
sind  540,453  fl.  unverzinsbch,  der  Rest  ist  zu  3,  3Vs|  4, 

4Vi  und  bVo  verzinslich) 627,618  , 

n.  Schulden  der  Landessteuercasse  und  neuere  ge- 
meinschaftliche Schulden  (Anlehen  Ton  1853,  zu  Vt 
der  Landes-   und   zu  Vs  der  Domänencasse   angehorig): 


0  YeihandL  der  StfindeTCfsaamiL  von  1960,  8.  179—188. 
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1>  fiftekstaad  tarn  8pvwu  LuidiMteQfltaidflbMi  tan  1867    .  261,9M  & 

2)  ^  „    4proe.  AnlehAn  Tcm  1851  i  1  MilL    .    .  924,200  , 

3)  ,  »    4proe.        ^  ^    1853  i  l^MilL      .        1,105,200  « 

4)  ,  „    5pfOc.        ,,  „    1859  k  2  MtH    .    .        2,000,000  „ 
m.   Bisenbahnschiilden: 

4poo.  Ankken  vom  29.  Ncrrbr.  1859 4,000,000  ^ 

Gesamitttbetrag  nach  dem  ständischen  Berichte    .    .    .      13,784,418  fl. 

Dazukommt  femer:  das  durch  Gesetz  vom  2.  April  18600 
neu  verwilligte  Eisenbahnanlehen  von  16  Mill.,  wovon  bis 

jetzt  emittirt  sind 12,000,000  Ü. 

Summe  aller  Schulden 25,784,818  fl. 

Diese  directe  Schuldenlast  des  nassauischen  Staats  wird  aaf  indirecte  Weisa 
vermehrt  durch  die  iür  die  Landesbank  übemomm^e  imbedingte  Staatsg»- 
rantie.  ^  Die  Bank  hat  namentlich  das  Privilegium  der  Notenausgabe  udA 
hievon  durch  Creirung  von  27«  Mill.  Gulden  Noten  Gebrmioh  gemadtf)  Doek 
hat  sie  die  Deckungsmittel  in  sieh  selbst  und  wird  von  O^nen  v^nralte^ 
welche  theils  durch  die  Begierung,  theik  durch  die  Stande  &nMamt  sind. 

Im  Uebrigen  ist  beizul&gen,  ümb  das  ^loe.  Kriegsonlehen  von  1859  Enda 
1859  noch  unverwendet  und  zu  seiner  Beatinmiung  nidit  mehr  erfordedich 
war,  wesfihalb  standiseherseits  der  Antrag  geetellt  wurde,  dassdbe  dem  SiseiH 
bahnban,  beziehungsweise  dem  Ankaufe  der  Privatbahn  von  Wiesba^a  nach 
Büdesheim  zuzuwenden. 

§.  116. 

StaatsyerfassQQg.    YerwaltOBg  der  Staatsschuld. 

Dem  in  §.  114  Angedeuteten  hab^  wir  .hier  Fdgendes  beizufügen:  Dai 
OoastitutiQnsedict  vom  1/2.  Septbr.  1814  war  keine  Yerfossungsorkimde,  wie 
sie  in  andern  Staaten  ids  eine  Zusammenfrasung  der  Hauptgrundsätze  des 
fiffiantlichen  Bedits  gegeben  wur^n;  vielmehr  besehrl^kte  es  sich  darauf,  die 
s^on  vorher  in  dieser  Bichtung  erlassenen  GFesetze  zu  bestätigen,  zu  ei^^- 
jwn  und  dem  Gebäude  „durch  £rriditung  von  Landtrtänden  eine  kräftige  Ge- 
währientung*^  zu  geben.  Zum  Yerfassungsrecht  des  Herzogthums  gdiörta 
namentlidi  auch  „des  forstlichen  Gesammthauses  Nassau  erneuerter  Erbvereiü 
vom  Juni  1788,'^  welcher  bindende  Vorschriften  über  die  Bechtsveriiältnissa 
des  regierenden  Hauses,  die  Brbfolge,  die  Eriuütung  des  Hausvermdgens  etc» 
«nthielt;  sodann  die  Ediote  von  1803,  1806  und  insbesondere  vom  10/14.  Febr. 
1809,  weldie  Gleichheit  in  der  Bo^urung,  Aufhebung  der  Leibeigenschaft, 
aller  Vorrechte  etc.  eingeführt  hatten.  Nach  vorläufiger  Erledigung  des  Domä- 
nenstreits (vergl.  §.  113)  erliess  femer  der  Hersog  als  ein  weiteres  Grundge- 
setz das  Edict  vom  17,  Juni  1837  ^  über  die  Erhaltung  des  Domanialvermd- 
g^is.  Endlich  wurden  die  Grundrechte  des  deutsehen  Volks  in  ihrer  reichs- 
geeetzlichen  Eigenschaft  zum  Landesgesetz  erhoben,  nadidem  der  Herzog  schon 
vorher  in  einer  Proclamation  vom  5.  März  1848^)  Pressfirdheit,  das  Becht 


0  Vörordn.-Bl.  von  1860,  8.  67. 

*)  §.  5  des  GesetMS  vom  16.  Febr.  1B49,  Verovdn.-Bl.  8.  24. 
^  YeigL  §.  28  desselben  Gesetzes;  Gesetz  vem  7.  Juni  1856,  Verordn^Bl.  S.  16^ 
und  Gesetz  vom  4.  Aug.  1858,  Yerordii.*Bl.  S.  99. 
^  Veror^hL^U  von  18*7,  B.  27. 
^)  Verordn.-BL  von  1848,  8.  21. 
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fireier  Yereimgang,  OettBn^SUbkmk  dw  LmtedsvtriuaidhoigQO,  MMfieh« 
mündliohes  GerichtsTerfahren  sugesiehert  und,  dcii  emeHerten  AüBprüdieii  der 
StäiMte  willfahrend,  die  DomäaeQ  zm  Staatseigentimm  erklärt  hatte.  Um  nun 
alle  diese  ataatsrech^cheii  Joannen  in  ein  Ganaee  ni  vereinigen,  su  ordnen 
und  zu  systematiBiren,  fand  im  Jahre  1849  eine  Yerhandlung  und  YerstandBr 
gung  zwischen  Regierung  und  Ständen  ^att,  woraus  die  „Zusammen Stel- 
lung des  anerkannten  gesetzlichen  Staatsrechts  des  Herzog- 
thums,*'  verkündigt  durch  Verordnung  yom  28.  Decbr.  1849,0  hervoznng. 
Diese  umfasste  Alles,  was  gemeinhin  Gegenstand  vcm  ,,yerfassungsurlninden^ 
ist.  JS^achdem  jedoch  die  (^ndrechte  des  deutschen  Ydkes  durda  Bundesbe- 
schluss  vom  23.  August  1851  aufgehoben  wurden,  hielt  sich  der  Herzog  für  befugt, 
die  jener  staatsreditiüchen  Zusammenstellung  beigelegte  Gesetzeskraft  fSr  be- 
seitigt zu  erklären  und  im  Yerordnnngsiwege  oM  protisorisohe  Wahlgezeti 
Ton  1848,  d£»  an  die  St^e  des  Zweikammersystems  eine  einzige  Wahlkiamner 
gesetzt  hatte,  au^Euheben,  auch  nebenbei  sonstige  materielle  Yeränderui^gen 
zu  decretir^ii.  ^  Das  Yerfassung«reeht  Nassau's  ist  hiedurdli  wieder  in .  iSe 
angeführten  einzelnen  Gesetze  zeriegi  Bezü^h  der  wichtigen  Domänen- 
frage  bestätigte  zwar  die  neue  Eundmaehung  die  Zusieh^ung  von  1848,  re- 
servirte  aber  gleichzeitig  das  ahe  Reeht  des  Herzogs,  über  £»  Einkünfle  frei 
zu  dnponiren,  woduroh  sdbstverstäadlioh  das  Zugeständniss  ein^  fortdauern- 
den Controle  durch  die  Stände  all^i  Wertii  yerlor.  Nach  jäbrlich  wiederiiol- 
ten  Proteetationen  der  Stände  kam  endlich  im  Jahre  1861  eine  Yereinbarang 
zu  Stande,^  wonach  der  Herzog  sich  verpflichtete,  vom  Reinertrag  dw  Domä- 
nen mindestens  lO^o,  wenn  solcher  aber  mehr  als  700,000  fl.  betragen  würde, 
15Vo  an  die  Landessteuercasse  abführen  zu  lassen.  Dass  hiebei  me  Cassen- 
trennung  bestehen  blieb,  erheDt  schon  aus  dieser  Bestimmung  selbst. 

Ueber  die  Yerwdtui^  der  Staatsschulden  enthält  keines  der  angefühlten 
Yerfassungsgesetze  eine  präcise  und  ausreichende  Bestimmung.    Die  „staats- 
ledittiche  Zusammenstellung^  von  1849  hielt  sieh  zwar  fCbr  berechtigt,   am 
den  geltenden  Gesetzesvorsäriften  den  Satz  abzuleiten,   dass  die  „Aufiudme 
von  Anleihen  und  üebemahme  von  Ckarantien  zu  Lasten  des  Staats  nur  mit 
Zustimmung  des  Landtags  stattfinden  könnon  (§.  88);  wir  finden  jedodi  diese 
Norm  in  den  betreffenden  Gesetzen  nicht  aasdrückHch  gegeben.    Faetisdi  ist 
sie  dagegen  seit^l848  ununterbrochen  zur  Anwendung  gekommen.    Bei  den 
Landesschulden  folgt  das  Zustimmungsrecht  der  St£ide  zur  Aufriahme  von 
Anleihen  ausserdem  aus  ihrer  ganzen  restlichen  Stellimg  und  ist  nkmals 
bestritten  worden.    Hinsichtlidi   der  Domänensehulden   entiiält   aber  das 
Gesetz  v<mi  28.  Januar  1861  liegende  Yorschrift: 
§.  2.  „Die  zum  Ci^italstock  des  Domanialvermögens  gehörigen  G4kter,  Ren- 
ten,  Rechte  und  GFerechtsame  dürfen  niciit  mit  Schulden  belastet  oder 
verpfändet  werden.    Eine  Yerpfändung  der  Einkünfte  aus  denselben  ist 
nur  dann  zulässig,   wenn  einer  der  in  den  Hausgesetzen  vorgesehenen 
Fälle  einer  nothwendigen  oder  nützlichen  Oapitalaufbahme  vorliegt  — 
Sollte  üoh  die  Notiiwendigkeit  ergeben,   eine  neue,   nach  den  Hausge- 
setzen begründete,  verbriete  Schuld  auf  die  Domaniahrevenüen  zu  con« 
trahiren,   so  soll  darüber  vorerst  Unsem  Stibiden  Bßttheilung  gemadit, 


»)  Yerordn.-Bl.  von  1849,  8.  618  ff. 

*)  Yerordnuog  vom  25.  Nov.  1851  über  das  gdtende  Staatsreeht  und  die  Oryaai- 
aation  der  Stände,  und  Verordnung  vom  gleidieB  Tage  über  die  Wahlen  mr  Sünde- 
versammlung,  Yerordn.-BL  von  185 1,  S.  833  und  888. 

")  Gesetz  vom  23.  Janr.  1861,  die  Yerhältnisse  des  Domanialguti  beteeffaad,  Yer- 
ordn.-BL S.  9  ff 
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und  der^  ZuBÜmmang  neben  deijenigen  Unserer  Agnaten  eingeholt, 
auch  f&r  die  Tilgung  einer  solchen  Schuld  ein  Tilgnngsplan  festgesetzt 
und  Unsem  Standen  die  Controle  über  dessen  Yollziehung  eingeräumt 
werden.    Die  YoUKiehung  der  Tilgun^pläne  für  die  dermalen  auf  dem 
DomanialTermögen   haftenden  con8ohdu*ten   Schulden    soll   regelmässig 
durch  Verwendung  der  hierzu  Torab  aus  den  laufenden  Revenuen  zu 
entnehmenden  Beträge  erfolgen. 
Dass  für  die  Domänenschuiden  eine  besondere  Tilgungscasse  errichtet 
und  dotirt  wurde,  haben  wir  zu  bemerken  bereits  (Gelegenheit  gehabt  Für  die 
Landes  schulden  sind  wir  einer  ähnlichen  Einrichtung  bei'm  Durcli^ang  der 
Gesetze  nicht  beg^;net.    Die  einzelnen  Anleihegesetze  enthalten  lediglich  die 
Yorschrift,  dass  die  betreffenden  Sehuldtheile  aus  den  paratesten  Staatsein- 
künften verzinst  und  binnen  gewisse  Frist  getilgt  werden  sollen.    Die  bezüg- 
lichen öffentlichen  Bekanntmachungen  über  Yerloosungen  und  Kündigungen  etc. 
gehen  von  dem  herzoglichen  Finanzcollegium  aus,  ein^  Behörde,  welche  ein 
reines  Regierungsorgan  ist    Da  übrigens  das  Herzogthum  Nassau  seine  An- 
lehen  sämmtlich  durch  Yermittlung  des  Bankhauses  M.  A.  y.  Rothschild  zu 
Frankfurt  in  der  Weise  angenommen  hat,   dass  dieses  die  betreffenden  Zins- 
und  CapitaltOgungs-Raten  aus  der  Staats-  resp.  Domänencasse  zu  empfangen 
und  die  wirlddche  Zahlung  an  die  Staatsgläubiger  gegen  me  Provision  zu 
leisten  hat,   so  vertritt  thatsächüch  das  genannte  Bankhaus  die  Stelle  einer 
nach  Bodüi^&iiss  dotirten  Schuldentilgungsanstalt. 

§.  117. 

Tilgungsfonds.    Tilgungsmodus. 

Mit  welchen  Mitteln  die  im  Jahre  1818  errichtete  Amortisationscasse 
für  die  Domanialschuld  ausgestattet  wurde,  haben  wir  im  §.  114  bereits 
dargesteUi  Im  Laufe  der  Zeit  sind  Aenderungen  diessfalls  eingetreten,  na- 
mentlich in  Folge  der  gesetzlich  erklärten  Ablösbarkeit  der  Gefalle  und 
Zehenten  des  Domaniums  und  der  1837  erfolgten  Consolidirung  der  Domä- 
nenschuld. Auch  ist  der  planmässig  festgestellte  Amortisationsfonds  angegrif- 
fen und  zu  andern  Zwecken  verwendet  worden.  Jetzt  wird  das  jährliche  Be- 
dür&iss  der  Amortisationscasse  an  2iinsen  und  Capitaltilgungsquoten  aus  den 
laufenden  Revenuen  überhaupt  bestritten  und  ausserdem  eine  Summe  von 
jährlichen  20,000  fl.  in  so  lange,  bis  der  Amortisationsfonds  auf  den  planmäs- 
sigen  Betrag  wieder  ergänzt  sein  wird,  diesem  vergütet  ^)  Diese  Ergänzung 
ist  insbesondere  wegen  des  Lotterieanlehens  von  1837  nöthig,  weil  der  über 
dasselbe  aufgestellte  Ziehungsplan,  wie  andere  Lotterieanlehenspläne,  grössere 
Capitalzahlungen  auf  die  letzten  Jahre  der  Tilgungsperiode  verschieot. 

Die  TOgungsmittel  für  die  Schulden  der  Landessteuercasse  sind 
durch  die  einzelnen  Anleihegesetze  fixirt  und  werden  im  Jahresbudget  ausge- 
worfen. Welche  Höhe  sie  erreichen,  werden  wir  des  Zusammenhangs  wegen 
bei  der  Besprechung  der  einzelnen  Handelspapiere  darstellen,  worauf  wir  uns 
beziehen«  (Unten  §.  121.) 

Die  Art  der  Tilgung  ist  bei  allen  Abtheilungen  der  gesammten  Staats- 
schuld dieselbe.    Sie  geschieht  ohne  Ausnahme  im  Wege  der  Yerloosung  und 


»)  Vergl.  den  Kammerbericht  vom  10.  März  1860,  Verhandl.  der  Ständevers,  von 
aseo,  8.  180—181.   . 

Moier,  Capltalaolage  in  Werthpapl«rfii.  ^^ 
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öffentlichen  Kündigung  mit  Anberaumung  einer  Frist  zur  Erhebung  der  ge- 
kündigten Beträge  zum  Nominalwerthe,  nach  deren  Ablauf  die  Yerzinsung 
aufhört. 

§.  118. 

Sicherheitsobjecte  der  nassauischen  Staatsschuld. 

Aus  dem  Bisherigen  ergibt  sich,  dass 

1)  die  Schuld  der  herzoglichen  Domänencasse  auf  den  Bevenü^ 
derselben; 

2)  die  Schuld  der  Landessteuercasse  auf  dem  Steuerbezuge,  und  in- 
sofeme  Tom  Ertrag  der  Dcnnänen  ein  quotatiTer  Theil  (10 — 15Vo)  des 
Reinertrags  derselben  zur  Landescasse  nieset,  auch  auf  diesem; 

3)  die  Eisenbahnschuld  sowohl  auf  den  —  mit  derselben  herffesteUten 
Ertragsobjecten,  welche  ausdrücklich  für  Staatseigenihum  eruärt  sind, 
als  auch  auf  den  Steuereinkünften  haften,  letzteres  desshalb,  weil  die 
Eisenbahnanlehen  als  förmliche  Staatsschulden  dedarirt  und  ane^ 
kannt  sind. 

Das  herzogliche  Domänium  ist  yerhSltnissmässig  sehr  bedeutend.  Sein 
Rohertrag,  obgleich  durch  die  Ablösungen  namhaft  geschmälert,  wird  in  den 

neuesten  Etatsvorlagen ')  zu 1,759,668  ü. 

yeranschlagt,   wovon   an  Lasten,   Servituten  und  Yerwaltungs- 

kosten  abgehen 757,547  fl. 

so  dass  ein  reines  Erträgniss  von ',    1,002,121  fl. 

verbleibt  Hievon  sind  zunächst  die  Bedürfnisse  der  DomSnenschulden  zu  be- 
Medigen,  welche  zu  332,395  fl.  berechnet  sind;  auch  ist  auf  die  Domänen- 
casse ein  verhältnissmässiger  Antheil  an  den  Kosten  der  Staatsfinanzvenral- 
tung,  berechnet  zu  103,981  fl.,  übernommen.  Von  dem  über  Abzog  dieser 
Posten  verbleibenden  Reinertrage  sind  dermalen  femer  noch  101,676  1.  Leib- 
renten, Pensionen,  Quiescenten-  und  Ghiadengehalte  zu  bestreiten,  welche  sich 
jedoch  in  der  Folge  bedeutend  vermindern  werden.  Alsdann  fliesst  die  fest- 
gestellte Quote  der  Landescasse  zu,  während  der  Rest  die  Bedürfiusse  des 
herzoglichen  Hauses  und  Hofes  zu  decken  hat.  Dass  die  DomänenschoM 
hinreichende  Sicherheit,  zumal  bei  der  grundgesetzlich  ausgesprochenen  ün- 
veräusserlichkeit  der  Domänen  hat,   unterliegt  nach  all'  dem  keinem  Zweifel 

In  wie  weit  die  Steuerkraft  des  Landes  die  Landesschulden  sicherstellt, 
ist  in  Zahlen  nicht  leicht  auszudrücken.  Das  Staatsgebiet  umfasst  nur  85 V>  Qua- 
dratmeilen mit  443,648  Einwohnern.  *)  Die  Bevölkerung  ist  übrigens  in  steti- 
ger Zunahme  begriffen. ')  Landwirthschaft  und  Bergbau  sind  ihre  Hauptnah- 
rungszweige.  Beide  werden  vortrefflich  gepflegt.  Yon  dem  ganzen  Areal  des 
Staatsgebiets,  welches  1,874,672  naasau'sche  Morgen  umfasst,  sind  nur  40,247 
Morgen  der  Production  unzugänglich.  Berühmt  sind  einzelne  nassau'sche  Be- 
zirke durch  ihren  Weinbau  (Johannisberg,  Rüdesheim,  Markebrunn,  (Jeisen- 
heim  etc.).  Wein  und  Holz,  sowie  Weizen,  bilden  denn  auch  die  Hanptaus- 
fuhrartikeL  Yon  geringerer  Bedeutung  ist  die  gewerbliche  Industrie.  Das 
Land  besitzt  keinen  nennenswerthen  Handelsplatz  und  wenig  Fabriken.  Da- 
gegen muss  anerkannt  werden,   dass  fClr  Volksbildung  das  Möglichste  gethan 


0  YerhandL  der  Ständevers,  von  1860,  S.  5  ff. 
^  Nach  der  Zähhmg  am  Bcblusse  des  Jahres  1859. 

')  FrOhere   Bev^enmgsaufhahmen   ergaben  für   18S4:   870,874,   1848:  412,221, 
1849:  425,686,  1852:  429,060,  1855:  431,549  Seelen. 
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wird.  Ein  sehr  wohlthätiges  BefSrdemngsinittel  für  landwirthschaftliche  und  ge- 
werbliche Interessen  ist  auch  die  yom  Staate  gegründete  und  dotirte  Landesbank. 
Es  ist  indessen  darauf  aufinerksam  zu  machen,  dass  die  eigentliche  Lan- 
desschuld des  Herzogthums,  abgesehen  von  der  Eisenbahnschuld,  eine  unbe- 
deutende ist  und  die  Kräfte  des  Staats  um  so  weniger  übersteigen  kann,  als 
derselbe  bedeutende  Einnahmen  aus  Regalien  und  Monopolien  bezieht,  daher 
die  directe  Steuerlast  nicht  erheblich  ist.  Durch  die  erfolgreichen  Schritte 
wegen  Ermässigung  der  Rheinzolle  wird  freilich  für  Nassau  ein  empfindlicher 
Ausfall  entstehen,  der  im  Wege  directer  Besteurung  auszugleichen  ist  Ob 
endlich  die  seit  1858  Seitens  des  Staats  unternommenen  Eisenbahnbauten, 
welche  allein  die  Schuldenlast  zu  einer  bedenklichen  Höhe  steigern  werden, 
eine  entsprechende  Reineinnahme  bringen  werden,  bleibt  abzuwarten,  ist 
übrigens  mit  Sicherheit  zu  hoffen. 

§.  119. 

*  Finanzlage. 

Das  Endresultat  des  Staatshaushalts  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  185B 
wird  durch  die  von  1848  bis  1853  aufgenommenen  Anlehen  behufs  Deckung 
ordentlicher  und  ausserordentlicher  Staatsbedürfhisse  im  Betrage  von  2,200,000 fl.*) 
veranschaulicht.  Nach  dem  Berichte  des  Finanzausschusses  vom  18.  Juni  1860  7 
blieb  davon  Ende  1853  ein  Ueberschuss  von  208,968  fl.  verfügbar.  Letztere 
Summe  von  dem  aufgenommenen  Capitalbetrag  in  Absatz  gebracht,  lässt  als- 
dann den  Gesanuntbetrag  der  Einbusse  zurück,  welche  die  Staatscasse  im 
Ganzen  von  1818  bis  1853  erlitten,  beziehungsweise  durch  die  Staatseinnahmen 
nicht  gedeckt  hat.  Dabei  ist  aber  nicht  zu  übersehen,  dass  unter  den  Capi- 
talauftiahmen  fast  1  MiU.  für  neue  Hochbauten  und  für  Anstalten  zur  Beför- 
derung der  SchifGTahrt  inbegriffen  ist,  welcher  ausserordentliche  Aufwand  nicht 
der  laufenden  Verwaltung  zur  Last  fallt.  Diess  berücksichtigt,  ergibt  sich 
ein  Restbetrag  der  Einbusse  von  nicht  ganz  1  Million  durch  die  Bedrängnisse 
von  1847—1853. 

Für  die  folgenden  Jahre  berechnet  die  Finanzcommission  die  Staatsein- 
nahmen und  Ausgaben  (einschliesslich  der  Domänencasse)  folgendermassen : ") 

Ansgabe:  üeberschiiBB:  Deficit: 

4,092,820  fl.        353,163  fl.  — 

4,473,990  „  77,334  „  — 

4,736,660  „         104,862  „  — 

4,800,447  „         160,873  „  — 

5,057,823  „         376,160  „  — 

5,765,517  „  —  348,175  fl. 

Hienach  würde  mit  Einrechnung  des  Ueberschusses  von  1853  am  Ende 
des  Jahres  1859  ein  reiner  Einnahmeüberschuss  von  933,185  fl.  verbleiben, 
welcher  die  ganze  oben  dargestellte  Einbusse  der  früheren  Periode  ausgliche 
und  die  Finanzlage  als  eine  sehr  glänzende  erscheinen  Hesse. 

Mit   dieser  Berechnung  stehen  aber  die  Abschlüsse  der  Rechnungen  im 


Jahr: 

Einnahme: 

1854 

.    .    4,445,983  fl. 

1866 

.    .     4,551,324  , 

1856 

.    .    4,841,522  „ 

1857 

.     .     4,961,320  , 

1858 

.    .    5,433,983  , 

1869 

.    .    5,417,342  , 

>)  An  Anlehen  wurden  zwar  aufoenommen:  1848:  1,200,000,  1851:  1,000,000  und 
1858:  1,200,000  fl.;  das  letztere  Amehen  war  aber  nur  eine  Ck>nvertinmg  der  5proc. 
1848er  Schaldaufiaahme  auf  470. 

*)  Verhandl.  der  StändererBamml.  von  1860,  8.  819  ff. 

^  Ebendas.  S.  820—321. 
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Widerspruch.  Letztere  ergeben  statt  eines  Uebersciusses  Ende  1859  m 
Deficit  von  202,656  fl.,  welches  durch  eine  schwebende  Schuld  bei  der  Lan- 
desbank  gedeckt  ist.  Der  Grund  der  Differenz  liegt  darin,  dass  die  Stände 
von  1854  an,  gleich  den  vorangegangenep  Jahren,  die  Civüliste  des  Regenten 
nur  zu  300,000  fl.  und  die  Apanagen  des  herogl.  Hauses  nur  zu  10,000  fl. 
gemäss  ihrer  Yerwilligungen  in  Rechnung  nahmen,  während  in  Wahrheit  fast 
das  Doppelte  auf  diese  Titel  verausgabt  worden  war  —  eine  Folge  des  mehr- 
fach erwähnten  Domänenstreits.  Durch  das  neue  Uebereinkommen  hinsichÜicli 
der  Domänen  ist  nun  die  Differenz  gehoben,  und  zwar  zu  Gunsten  der  Be- 
gierung,  wogegen  übrigens  der  Herzog  diejenige  Forderung  fallen  Hess,  welche 
die  Domänencasse  an  die  Landescasse  wegen  der  Gleichstellung  der  ersteren 
mit  den  übrigen  Zehentberechtigten  erhoben  hatte,  und  welche  mit  Zinsen 
1,370,262  fl.  betrug. ') 

Das  von  den  Ständen  genehmigte  Staatsbudget  für  1860  zeigt  folgende 
einzelne  Positionen:*) 

Einnahme:  1)  aus  dem  Domanium 1,705,668  fl. 

2)  von  mdirecten  Steuern 2,079,240  „ 

3)  „     directen  Steuern 1,151,600  ^ 

4,986,508  fl. 
Ausgaben:  1)  f&r  das  Staatsministerium       106,093  fl. 

2)  „    die  oberen  Gerichtsbehörden     .     .    .       152,355  „ 

3)  „    das  Kriegsdepartement 846,970  , 

4)  „    die  Landesregierung 1,416,790  „ 

5)  „    das  FinanzcoUegium  (worunter  die  Be- 

dürfnisse der  Staatsschuld)    ....     1,969,176  , 

6)  „    die  Rechnungßkammer 60,550  , 

7)  „    dazu  für  das  herzogl.  Haus  .     .    .  310,000  „ 

4,861,934  fl. 

Hienach  würde  ein  muthmasslicher  Ueberschuss  von  •  .  74,574  fl. 
verbleiben.  Der  Abschluss  wird  sich  jedoch  wegen  der  im  Januar  1861  er- 
folgten und  für  das  Jahr  1860  rückwirkenden  anderwärtigen  Regulirung  der 
Domänenfrage  anders  gestalten. 

Immerhin  lässt  sich  aber  sagen,  dass  das  Gleichgewicht  im  Staatshaushalte 
hergestellt  ist. 

§.  120. 

Gesetzgebung  über  die  Amortisation,  Vindication  und  Verjährung  der 

Staatspapiere. 

Diese  Rechtsverhältnisse  sind  durch  zwei  neuere  Gesetze  geregelt,  wovon 
das  erste  vom   5.  April  1849  ^  die  Festsetzung   kürzerer  Verjährungsfristen 


*)  Vergl.  §.  6  des  Gesetzes  vom  23.  Janr.  1861,  Verordn.-Bl.  S.  12.  Die  Forde- 
rung rührte  daher,  dass  das  ZehentablQsnngsgesetz  von  1848  den  Staat  verpflichtete, 
den  KweiCachen  Betrag  der  Zehentrente  von  demjenigen  Zehenten,  welche  bis  dahin 
nicht  abgelöst  worden  waren,  zum  Ablosungscapital  zuzusohiessen  und  demjenigen 
Zehentpflichtigen,  welche  vor  1848  in  höherem  Maassstabe  abgelöst  hatten,  ^/n  des 
bezahlten  Capitals  zorüokzuvergüten.  Die  Domänencasse  hatte,  weil  1848  mit  der 
Staatscasse  vereinigt,  weder  jenen  zweifachen  Betrag,  noch  Ersatz  fQr  die  letzteren 
7»  erhalten. 

*)  Yergl.  Bericht  vom  18.  Juni  1860,  Yerhandl.  der  Ständeversamml.  S.  319  ff. 

')  Verordn.-Bl.  von  1849,  8.  75  iL 


Digitized  by  CjOOQIC 


Nassau.  37g 

f&r  gewisse  Forderungen,  das  zweite  vom  2.  Juni  1860*)  die  Amortisatioii 
(und  Yindication)  aller  Papiere  auf  den  Inhaber  (auch  der  nicht  yom  Staate 
ausgestellten)  betrifft.  Behufs  Baumersparung  geben  wir  deren  Inhalt  aus- 
zugsweise, wie  folgt: 

1)  die  Forderungen  an  bedungenen  Zinsen  und  Renten  yerjähren  in  vier 
Jahren  nach  Ablauf  des  mif  den  festgesetzten  Zahlungstag  folgenden 
letzten  Decembers.  *) 

2)  Obligationen  auf  Inhaber,  welche  von  einer  inländischen  Behörde^ 
oder  Ton  einer  inländischen  anerkannten  juristLschen  Person  ausgesteUt 
sind,  können  im  Falle  des  Yerlusts  amortisirt  werden.  Eine  Morti- 
fication  der  Zinscoupons  und  Talons  ist  aber  unzulässig.  Zu  den 
Obligationen  werden  auch  Anlehensloose  gerechnet.  ^) 

3)  Das  Amortisationsyerfahren  ist  Folgendes:  der  Gläubiger  hat  bei  dem 
ordentlichen  Gerichte  des  Schuldners  Antrag  auf  Amortisation  zu  steUen 
und  dabei  die  betreffende  Schuldverschreibung  mit  ihren  Unterschei- 
dungsmerkmalen zu  bezeichnen  und  seine  Angabe,  dass  ihm  die  Yer- 
schreibung  abhanden  gekommen,  genügend  zu  bescheinigen.  Erachtet 
das  Gericht  die  Beschemigung  für  genügend,  so  hat  es  imy erweilt  erstens 
Zahlungssperre  zu  yerfÜgen,  zweitens  diese  Verfügung  wenigstens  3mal 
mit  Zwischenräumen  yon  mindestens  drei  Monaten  im  nassau'schen  In- 
telligenzblatte,  in  einem  andern  inländischen  Blatte  und  in  einer  y^-» 
breiteten  Zeitung  eines  andern  deutschen  Staats  bekannt  zu  machen 
und  darin  den  Inhaber  der  Obligation  aufzufordern,  diese  bei  Verlust 
seines  Rechts  binnen  fünf  Jahren  vorzulegen  und  drittens  dem  Schuldner 
aufzugeben,  bei  Vermeidung  sonst  eintretender  Nachtheile  die  zur  Amor- 
tisation angemeldeten  Obhgationen  in  dem  öffentlichen  Verzeichnisse 
über  die  gekündigten  Obligationen  während  der  laufenden  Frist  jedes- 
mal zu  bezeichnen.  Ist  dem  Allem  Genüge  geschehen  und  die  Frist 
yon  fünf  Jahren  abgelaufen,  auch  die  Obligation  nicht  vorgelegt  worden, 
so  ist  diese  auf  Antrag  des  betreibenden  Theils  durch  Erkenntniss  für 
kraftlos  zu  erklären  und  letzte  Erklärung  öffentlich  bekannt  zu  machen. 
Das  Mortificationserkenntoiss  tritt  drei  Monate  nach  erfolgter  Publicatlon 
in  Rechtskraft.  Alsdann  kann  der  betreibende  Theil  Zahlung  oder  Aus- 
steUung  einer  neuen  Schuldverschreibung  verlangen.  "Wäre  aber  die 
Obligation  innerhalb  der  Frist  von  fünf  Jahren  vorgelegt  worden,  so 
hat  das  Gericht  dem  betreibenden  Thefl  eine  weitere  unerstreckliche 
Frist  von  30  Tagen  zur  Klagestellung  gegen  den  letzt  aufgetretenen 
Inhaber  anzuberaumen,  nach  deren  firuchtiosem  Ablaiif  die  Obligation 
an  den  letzten  Inhaber  zur  freien  Disposition  auszufolgen  ist  *) 

4)  Zur  Wahrung  der  Rechte  aus  verlorenen  Zinsabschnitten  (Coupons) 
steht  dem  Gläubiger  das  Recht  zu,  gerichtliche  Zahlungssperre,  wie  bei 
den  Obligationen,  zu  erwirken,  dergestalt,  dass  diese  auf  den  Zeitraum 
der  VerjäorungsMst  auszudehnen  und  dem  Gläubiger,  wenn  der  Coupon 
inner  cUeser  nicht  vorgelegt  worden  ist,  Zahlung  zu  leisten  ist.  Würde 
der  Coupon  zum  Vorschein  gekommen  sein,  so  ist  ganz  so,  wie  bei  den 
Obligationen,  zu  verfahren.*) 

5)  An  Stelle  zu  Grunde  gegangener  oder  verlorner  Zinsleisten  (Talons) 


>)  Verordn.-Bl.  von  1860,  S.  89  ff. 

*)  Geset»  vom  5.  April  1849,  §.  2  und  8;  Gesetz  Tom  2.  Juni  1860,  §.  13. 

')  Gesetz  vom  2.  Juni  1860,  §.  1  und  14. 

*)  Daselbst  §.  2—10. 

*)  Gesetz  7om  2.  Juni  1860,  §.  14  und  15. 
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kann  nach  vorausgegangener  gerichtlicher  AufTorderung  des  Inhabers, 
den  Talon  binnen  90  Tagen  vorzulegen,  die  Aushändigung  einer  neuen 
Zinsleiste  vom  Schuldner  verlangt  werden,  wenn  die  alte  inner  dieser 
Frist  nicht  zum  Vorschein  gekommen  ist.  *) 

€)  Auf  den  Inhaber  lautende  Schuldverschreibungen  kann  der  Eigenthümer 
von  demjenigen  nicht  vindiciren,  welcher  dieselben  in  gutem  Glauben 
erworben  hat.*) 

7)  Alle  diese  Yorschriften  leiden  auch  auf  Actien  und  Dividendenscheine  au 
porteur  analoge  Anwendung.  Ist  jedoch  einer  Actiengesellschaft  oder 
Anstalt  in  ihren  landesherrlich  bestätigten  Statuten  das  Recht  ertheilt, 
verlorne  eigene  Actien  oder  Dividenden-,  auch  Pfand-  oder  Depositen- 
scheine auf  den  Inhaber,  selbst  zu  amortisiren,  so  hat  es  dabei  sein 
Bewenden.  *) 

§.  121. 
Einzelne  nassauische  Handels-Staatspapiere. 

Die  Yerbri^fimgen  der  nassau'schen  Staatsschuld,  und  zwar  sowohl  der 
Landessteuercasse-  als  der  Domänencasse-Schuld  sind  grösstentheils  in  Privat- 
händen und  haben  daher  für  den  öffentlichen  Yerkehr  eine  verhältnißsmassig 
grosse  Bedeutung. 

Es  befinden  sich  im  Umlaufe: 

1)  3proc.  Obligationen  des  Landessteueranlehens  vom  23.  März 
1837,  emittirt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  4.  Decbr.  1836^)  behufe 
Ablösung  der  von  der  Landessteuercasse  an  die  Domänencasse  schuldig 
gewesene  Entschädigungsrente  ä  140,000  fl.  (oben  §.  114.)  Die  Obliga- 
tionen sind  in  Stücken  zu  1000,  500  und  100  fl.  ausgestellt  und  mit 
einem  Tilgungsfonds  zu  amortisiren,  welcher  ursprünglich  54,000  fl.  (also 
2\4Vo  des  ganzen  Anlehens  von  2,400,000  fl.)  betrug  und  welchem  die 
Zinsen  der  getilgten  Obligationen  zuwachsen.  Durch  diesen  Tilgongs- 
fonds  ist  die  Schuld  bis  auf  251,900  fl.  ermässigt  und  wird  daher  auf 
den  Coursblättem  nicht  mehr  notirt 

2)  SVaproc  Obligationen  des Domänencasse-Anlehens  vom  23.  Juli 
1837,  ausgegeben  durch  das  Haus  M.  A.  v.  Rothschild  in  Frankfurt  ge- 
mäss Yer^gs  mit  diesem  vom  oben  genannten  Tage  in  Stücken  sa 
1000,  500,  200,  100,  50  und  25  fl.  Das  ganze  Anlehen  von  4Vs  MilL 
wird  durch  eine  sich  gleich  bleibende  Aimuität  von  191,759  fl.  40  kr« 
nach  einem  festgesteUten  Tilgungsplane  amortisirt  Es  findet  jähriich 
eine  Yerloosung  statt;  die  Tilgung  selbst  erfolgt  aber  in  Halbjahrsraten 
je  auf  1.  Febr.  und  1.  August,  wesshalb  die  Ziehung  die  an  diesen  Tagen 
zur  Ablage  kommenden  Obligationen  besonders  bezeichnet. 

3)  Prämienscheine  des  Domänencasse-Anlehens  vom  11.  August 
1837.  Sie  basiren  auf  einer  herzogL  Schuldverschreibung  vom  14.  Aug. 
1837  über  die  Summe  von  2,600,000  fl.,  wofür  Domänengefalle  im  Be- 
trage von  149,283  fl.  44  kr.  verpfändet  sind.  Das  ganze  Anlehen  ist 
in  104,000  Loose  k  25  fl.  eingeth^t.   Deren  Tilgung  geschieht  mittelst 


')  Daselbst  §.  16. 

«)  Daselbst  §.11. 

»)  Daselbst  §.  17,  18  und  21. 

*)  Verordn.-BL  von  1837,  8.  1. 
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einer,  49  Jahre  lang  su  .zahlenden  Annuität  Ton  90,800  fl.  bis  zum 
Jahre  1887.  Der  nachfolgende  Yerloosungsplan  besagt  das  Nähere,  so- 
weit derselbe  noch  der  Zukunft  angehört 


Yerloosangsplan  der  25  fl.-Loose. 


23.  TerliosiiBg 
am  1.  Februar  1861. 


Präm. 

1 

1 

1 

1 

2 

2 

.  2 

20 

70 

1,400 

1,500 


fl. 


400 

200 

100 

55 

45 

86 


fl. 

20,000 

4,000 

2,000 

1,000 

800 

400 

200 

1,100 

8,150 

50,400 

83,050 


24.  VerloosDOg 
am  1.  Februar  1862. 


1 
1 
1 
1 
2 
2 
2 
20 


h  400 

ä  200 

k  100 

ä  55 


70  k     45 


1,400 
1,500 


k     86 


15,000 

8,000 

2,000 

1,000 

800 

400 

.200 

1,100 

8,150 

50,400 

77,050 


23.  Terloosnig 
am  1.  Februar  1863. 

26.  Veriossuig 
am  1.  Februar  1864. 


1 

1 

1 

1* 

2 

2 

2 

20 

70 

1,400 

1,500 


400 

200 

100 

55 

45 

87 


20,000 

4,000 

2,000 

1,000 

800 

400 

200 

1,100 

8,150 

51,800 

84,450 


27.  Teri^Miig 
am  1.  Februar  1865. 

28.  Terloosang 
am  1.  Februar  1866. 


Präm.  fl. 

1  ,  .     . 

1  .  .     . 

1  .  .     . 

1  .  .     . 

2  ä  400 
2  ä  200 
2  ä  100 

20  k  55 

70  k  45 

1,400  k  88 

1,500 


fl. 

15,000 

8,000 

2,000 

1,000 

800 

400 

200 

1,100 

8,150 

58,200 

79,850 


29.  VerlooMBg 
am  1.  Februar  1867. 


2 

20 

70 

1,900 

2,000 


400 

200 

100 

55 

45 

89 


20,000 

4,000 

2,000 

1,000 

800 

400 

200 

1,100 

8,150 

74,100 

106,750 


30.  Terloosang 
am  1.  Februar  1868. 


1 
1 
1 
1 
2 
2 
2 

20 

.70 

1,900 

2,000 


k 
k 
k 
k 
k 
k 


400 

200 

100 

55 

45 

89 


*  15,000 

8,000 

2,000 

1,000 

800 

400 

200 

1,100 

8,150 

74,100 

100,750 


3t.  ferloosang 
am  1.  Februar  1869. 


Präm. 
1 
1 
1 
1 
2 
2 
2 

20 

70 

1,900 

?,000 


fl. 


400 

200 

100 

60 

50 

40 


fl. 

20,000 

4,000 

2,000 

1,000 

800 

400 

200 

1,200 

8,500 

76,000 

109,100 


32.  TerlMsiig 
am  1.  Februar  1870. 


1 

1 

1 

1 

2 

2 

2 

20 

70 

1,900 


400 

200 

100 

60 

50 

40 


2,000 


15,000 

8,000 

2,000 

1,000 

800 

400 

200 

1,200 

8,500 

76,000 

108,100 


33.  ferloosang 
am  1.  Februar  1871. 

34.  Terloosnng 

am  1.  Februar  1872. 


20 

70 

1,900 

2,000 


k 
k 
k 
k 
k 
k 


400 

200 

100 

60 

50 

41 


20,000 

4,000 

2,000 

1,000 

800 

400 

200 

1,200 

8,500 

77,900 

111,000 
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8Uatip>pi<re. 


3S.  TerlMsiig 
am  1.  Febniar  1878. 

a.  VerlMsug 
•in  1.  Februar  1874. 
Prftm.  fl.  fl. 

1  .  .  .  15,000 
1     .     .    .  8,000 

1    .    .     .  2,000 

1  .    .    .  1,000 

2  &  400  800 
2  ä  200  400 
2  ä  100     200 

20  &  eo    1,200 

70  ä  50    d,500 

2,900  &  42   121,800 

3,000        148,900 

37.  ferlMsug 
am  1.  Febroar  1875. 

1  .  .     .  20,000 

1  .  .     .  4,000 

1  .  .    .  2,000 

1  .  .    .  1,000 

2  &  400  800 
2  li  200  400 
2  &  100  200 

20  i  60  1,200 

70  il  50  3,500 

2,900  h  43  124,700 

8,000  157,800 

38.  YerloMiif 
am  1.  Februar  1876. 

1  .  .     .  15,000 

1  .  .     .  3,000 

1  .  .     .  2,000 

1  .  .    .  1,000 

2  k  400  800 
2  i  200  400 
2  ä  100  200 

20  ä  60  1,200 

70  k  50  8,500 

2,900  k  43  124,700 

3,000  151,800 

39.  Verhosug 

am  1.  Februar  1877. 
1    .     .     .        20,000 
1    .     .    .  4,000 


Prim.  fl.              iL 

1  .  .     .          2,000 

1  .  .    .          1,000 

2  &  400  800 
2  &  200  400 
2  i  100             200 

20  &  60          1,200 

70  k  50          8,500 

8,400  k  44  149,600 

8,500  182,700 


40.  VerlMsug 
am  1.  Februar  1878. 

1  .  .     .  15,000 

1  .  .    .  8,000 

1  .  .    .  2,000 

1  .  .    .  1,000 

2  i  400  800 
2  ä  200  400 
2  ä  100  200 

20  k     60    1,200 

70  k     50    3,500 

3,400  k     44   149,600 

176,700 


3,500 


41.  ud  4!.  VerloMug 
aml.Febmarl879undl880. 

1  .  .    .  20,000 

1  .  .    .  4,000 

1  .  .    .  2,000 

1  .  .    .  1,000 

2  &  400  800 
2  &  200  400 
2  &  100  200 

20  k     65    1,300 

70  k     55    8,850 

3,400  k     45   153,000 

186,550 


3,500 


43.  Terloosoig 
am  1.  Februar  1881. 


1 
1 
1 
1 
2 
2 
2 
20 


k   400 


200 

100 

65 


15,000 

3,000 

2,000 

1,000 

800 

490 

200 

1,800 


PrIm.     fl.  fl. 

70  k     55  d,SM 

8,900  k     46  179,400 

4,000  '206,950 

44.  Terl^osug 

am  1.  Februar  1882. 
Wie  die  48.  Yerloosiiiig. 

45.  VerlHoig 

am  1.  Februar  1888. 

1  .  .    .  20,000 

1  .  .    .  4,000 

1  .  .    .  2,000 

1  .  .    .  1,000 

2  &  400  800 
2  i  200  400 
2  ä  100  200 

20  k  65  1,300 

70  k  55  3,850 

4,400  k  47  206,800 

4,500  240,350 

46.  Teri^Mug 
am  1.  Februar  1884. 

1  .  .    .  15,000 

1  .  .    .  3,000 

1  .  .    .  2,000 

1  .  .    .  1,000 

2  &  400  800 
2  &  200  400 
2  ä  100  200 

20  k  65  1,300 

70  k  55  3,850 

4,400  k  47  206,800 

4,500  '234,350 

47.  Verbosug 
am  1.  Febniar  1885. 

1  .  .    .  20,000 

1  .  .    .  4,000 

1  .  .    .  2,000 

1  .  .    .  1,000 

2  &  400  800 
2  &  200  400 
2  i  100  200 

20  i  65  1,800 

70  i  55  8,850 

4,900  k  48  235,200 

6,000  "268,760 
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48.  TeriMsng 

am 

1.  Febrnar  1886. 

PrÄm. 

fl. 

fl. 

1 

•     •     • 

80,000 

1 

•     •     • 

6,000 

1 

•     •     • 

2,000 

1 

•     •     • 

1,000 

2 

k  400 

800 

2 

i  200 

400 

2 

h   100 

200 

PrSm. 
20 

70 
4,900 
5,000 


fl. 
65 
55 

48 


fl. 

1,300 

3,850 

235,200 

280,750 


am 


Prftm. 
1 


fl. 


1 

, 

,        , 

2 

500 

2 

250 

2 

125 

20 

72 

70 

60 

4,900 

60 

5,000 

fl. 

2,000 

1,000 

1,000 

500 

250 

1,440 

4,200 

245,000 

315,390 


49.  VerlMnug 
1.  Februar  1887. 

1    .    .    .        50,000 
1    .     .     .         10,000 

4)  Obligationen  des  4proc.  Staatsanlehens  Tom  1.  Ootbr.  1851, 
emittirt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  10.  Septbr.  dessell^en  Jahres  *)  in 
der  Summe  von  1  Mill.  Gulden.  Der  Tilgungsfonds  fOr  dieses  Anlehen 
ist  durch  das  ebenerwähnte  Gesetz  auf  10,000  fl.  (V/o)  jfihrlidi  festgestellt 
und  es  wachsen  demselben  die  Zinsen  aus  den  eingelösten  Obligationen 
zu,  so  dass  das  ganze  Anlehen  längstens  innerhalb  42  Jahren  getilgt  wird. 

5)  Die  Obligationen  des  4proc.  Anlehens  rom  26.  Octbr.  1853, 
welches  krafk  GFesetzes  vom  22.  desselben  Monats  ^  zu  dem  Zwecke 
aufgenommen  wurde,  um  damit  die  5proc.  Schuld  von  1848  zu  tilgen. 
Die  Heimzahlung  hat  spätestens  binnen  42  Jahren,  5  Jahre  nach  Auf- 
nahme des  Anlehens  beginnend,  also  mit  einem  Tilgungsfonds  von  17o 
nebst  zuwachsenden  Zinsen,  zu  erfolgen. 

6)  Die  Obligationen  des  4proc.  Eisenbahnanlehens  yom29.NoTbr. 
1858,  emittirt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  1.  Novbr.  1858«)  in  der 
Summe  von  4  MiU.  Gulden.  Nach  dem  AnlehensTertrage  werden  wäh- 
rend der  ersten  fünf  Jahre,  1859  bis  1863  incl.,  nur  die  Zinsen  in  halb- 
lährigen  Raten  tro.  1.  Januar  und  1.  Juli  bezahlt  Mit  dem  Jahre  1864 
beginnt  die  Tilgung,  welche  während  50  Jahren  durch  halbjährige ,  auf 
den  80.  Juni  und  31.  Decbr.  fallende  Rfickzahlungen  mittelst  einer  sich 
gleich  bleibenden  Rente  von  je  92,811  fl.  (also  jährlich  185,622  fl.)  erfolgt. 

7)  Die  Obligationen  des  5proc.Anlehen8yom  12.  Juli  1859,  ausge- 
geben in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  desselben  Jahres  *)  in  der 
Nominalsumme  von  2  Mill.  Gulden.  Die  Tilgung  beginnt  mit  dem  Jahre 
1864  und  ist  nach  dem  Gesetz  längstens  binnen  50  Jahren  zu  vollziehen, 
nach  dem  Anlehensvertrage  erfolgt  sie  während  eines  Zeitraumes  von 
40  Jahren. 

8)  Die  Obligationen  des  in  Gemässheit  Gesetzes  vom  2.  April 
1860^)  Contrahirten  4Vsproc.  Eisenbahnanlehens.  Das  Anlehens- 
gesetz  gewährt  im  Ganzen  einen  Credit  von  16  Mill.  Gulden,  wovon  im 
Laufe  des  Jahres  1860  12  Mül.  realisirt  worden  sind.  Es  schreibt  vor, 
dass  die  Tflgung  während  eines  SiCitraums  von  höchtens  50  Jahren, 
spätestens  10  Jahre  nach  der  Anlehensaufhahme  beginnend,  zu  vollziehen 
sei  Die  Anlehensvertrage  über  die  beiden  emittirten  Serien  von  je 
6  Mill.  adoptiren  diese  Vorschriften  und  bestimmen,  dass  die  Amortisation 
am  1.  Mai  1870  anzufangen  und  am  1.  Novbr.  1919  zu  endigen,  auch 
in  halbjährigen  Raten,  cmf  1.  Mai  und  1.  Novbr.,  zu  erfolgen  habe. 


»)  Yerordn.-BL  von  1861,  8.  268. 

*)         y,  n       n  1858,  8.  807. 

»)        „         „      „  1858,  8.  219. 

')  V  n        n  1859,  8.  49. 

*)  Verordn.-BL  von  1860,  S.  67. 
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Staatspapiere. 


Alle  Torstehenden  Anlehen  sind  durch  Yermittlimg  des  Hauses  Bothschüd 
in  Frankfurt  negocirt  worden,  welches  axtck  die  fälligen  Zinsen  und  Capital- 
raten  auszahlt.  Ausserdem  geschieht  die  gleiche  Zahlung  bei  der  herzoglichen 
Staatscasse  zu  Wiesbaden  und  bei  allen  herzoglichen  Recepturen  ohne  irgend 
einen  Abzug.  Eigenthümlich  ist  den  nassau'schen  Schuldverschreibungen  die 
zweckmässige  Einrichtung,  dass  der  für  sie  festgesetzte  Tügungsplan  auf  den- 
selben abgeknickt  erscheint. 


§.  122. 

Gaursbewegung  nassauischer  Staatseffecten  von  1847—1860. 

Börse  zu  Frankfurt  a.  M. 


Zeit. 


8V»- 
proc. 


4proc 


5proo. 


Obligationen. 


Zeit 


3Vj- 
proc. 


4proc. 


5proe. 


Obligationeii. 


1847. 


1848. 


1849. 


1850. 


1851. 


1852. 


1853. 


Janr.  2. 
April  1. 
Julis. 
Oct.  1. 
Janr.  8. 
April  10, 
Julil. 
Oct.  2. 
Janr.  2. 
Aprils. 
JuH2. 
Oct.  1. 
Janr.  2. 
April  2. 
JuH2. 
Octl, 
Janr.  3. 
April  2, 
JuHl. 
Oct.  1. 
Janr.  1. 
April  2. 
Julil. 
Oct.  1. 
Janr.  3. 
April  1. 
Julil. 
Oct.  1. 


92V* 
92V» 
91V* 
88V* 
88V8 

70Va 

71V* 
80 

787* 
80*/8 

84 

86V» 

84 

82V» 

84*/8 

87V* 

88V* 

90V* 

92V8 

91 

90V* 

91V4 

90V8 

92 

91  Va 

93V8 

91V* 

93V8 


99V* 
99V8 
99^/4 
99'/j 
99V* 


99V* 
lOlV* 
lOlV* 
101  •/* 
101 V* 
103 
102V* 
103V* 
104V8 
104V8 
106V8 
103V« 
lOS'/i 

103V* 

103V» 

103 

104 

lOlV* 

102V* 


1854. 


1855. 


1856. 


1857. 


1858. 


1859. 


1860. 


Janr.  2. 

93 

April  1. 

85V» 

Julil. 

90V» 

Oct  2. 

89'/4 

Janr.  2. 

89 

April  2. 

90V» 

JnU2. 

88V« 

Oct.1. 

89% 

Janr.  2. 

90Y» 

Aprill. 

89V« 

Julil. 

89»/« 

Oct.  1. 

87',* 

Janr.  2. 

90'/8 

Aprill. 

90% 

Julil. 

897» 

Oct.  1. 

90% 

Janr.  2. 

90% 

AprUl. 

91 

JuUl. 

91% 

Oct.  1. 

92V» 

Janr.  3. 

91V« 

Aprill. 

91'A 

Julil. 

82V* 

Oct.  1. 

907» 

Janr.  3. 

917« 

April  2. 

91 

Juli  2. 

917« 

Oct.  1. 

927« 

100'/4 

95V» 
100 
99V« 
96V* 
98 
98V« 
98V« 
99 
98V« 
99V8 
97V* 
98 
98 
98V* 
98V8 
99V* 
99V* 
99V8 
99V* 
99V* 
98V8 

96  V» 

97V8 
98 
98 
98V* 


101  Va 
99 

lOlVt 
101 
101 
lOlV» 
102 
102V* 
101 
101 V« 


104V8 
103V* 
104V4 

104V* 
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§.  123. 

Vergleichende  Recapitulation. 

Es  beträgt  1861  in  runden  Summen: 

1)  die  Einwohnerzahl 440,000  Shi, 

2)  der  Flächengehalt  des  Staatsgebiets 857^  DM. 

3)  die  gesammte  Staatsschuld 25,800,000  fl. 

wovon  unproducÜT  drca    ......    7,800,000  fl. 

Eisenbahnschuld 18,000,000  „  Q 

4)  eine  Jahres-Staatsausgabe  roh  circa 5,000,000  „ 

5)  die  directe    \       1,150,000  „     ; 

6)  „    mdirecte  {  Steuerlast,  brutto '  2,100,000  „ 

7)  „    ganze      '       ' 3,250,000  „ 

Es  tnfft  sonach  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung: 

a)  an  der  gesammten  Staatsschuld 58,636  „ 

b)  „      „    unproductiven      „ 17,727  „ 

c)  „      „    Eisenbahnschuld .40,909  „ 

d)  directe  Steuern,  brutto 2,614  „ 

e)  indirecte     „             „          4,773  „ 

f)  ganze  Steuerlast 7,388  „ 


11)  Herzogthum  Braunschweig. 

§.  124. 

Historische  Rückblicke. 

Territorialgeschichte.  Wir  beziehen  uns  zunächst  auf  die  geschichtliche  Ein- 
leitung zu  Hannover,  oben  S.  263,  da  die  ältere  Geschichte  Braunschweigs 
mit  der  von  Hannover  zusammenfallt.  Aus  der  neueren  Geschichte  des  Her- 
zogthums  haben  wir  Gebietsveränderungen  von  Bedeutung  nicht  zu  verzeich- 
nen. Es  ist  ohne  Zweifel  sehr  charakteristisch,  dass  gerade  denenige  deutsche 
Fürst,  welcher  sich  niemals  unter  das  Joch  der  napoleonischen  Fremdherrschaft 
beugte,  welcher  es  vielmehr  vorzog,  sein  Land  mit  seinen  Getreuen  zu  ver- 
lassen und  den  Bedränger  des  Yateriandes  auf  fremdem  Boden  zu  bekämpfen 
und  welcher  so  für  die  deutsche  Unabhängigkeit  verhältnissmässig  mehr  O^fer 
brachte  als  alle  seine  Genossen,  —  bei  der  schliesslichen  Territonalvertheilung 
fast  leer  ausging.  Nach  der  Schlacht  von  Jena  (1806)  besetzten  die  Franzosen 
das  Herzogthum  und  theilten  es  dem  Königreich  Westphalen  zu.  Erst  1813 
kehrte  der  rechtmässige  Fürst  wieder  in  sein  Land  imd  erhielt .  dasselbe  in 
seinem  früheren  Bestände  zurück. 

Finaxgeschichlliches.  Die  braunschweig'schen  Fürsten  bewahrten  den  krie- 
gerischen Charakter  der  Weifen  durch  äle  Jahrhunderte  und  nur  wenige  der- 
selben starben  anders,  als  in  offener  Schlacht.    Dass  hieraus  dem  Lande  von 


0  Mit  Hinzoreohnung  des  Anlehens  von  1859,   welches  zum  Ankaufe  von  Eisen- 
bahnen beetinunt  scheint  (Vergl.  §.  115.) 
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jeher  grosse  Opfer  erwuchsen,  ergibt  sich  von  selbst.  So  beschwerte  der  sieben- 
jährige Krieg  den  kleinen  Staat  mit  7  MiU.  Schulden.  Dazu  kam  noch  die  Te^ 
schwenderische  Eegierung  des  Herzogs  Carl  (1735—1780),  geeignet  den  finan- 
ziellen Ruin  des  Landes  zu  Tollenden.  Glücklicherweise  folgte  ihm  ein  Fürst 
(Carl  Wilhelm  Ferdinand),  weldier  alle  Benaühungen  dahin  richtete,  die  nach- 
theiligen Wirkungen  der  Begierungsweise  seines  Vaters  wieder  gut  zu  machen. 
Es  gelang  ihm,  nicht  nur  die  finanzielle  Ordnung  wieder  herzustellen,  sondern 
auch  den  Landescredit  dergestalt  zu  heben,  dass  derselbe  yon  keinem  Nacb- 
barstaate  übertroffen  wurde;  auch  die  Schulden  fast  ganz  zu  tilgen.  Wenn 
diess  letztere  durch  dasselbe  Mittel  geschah,  wie  es  in  Churhessen  behuft 
Ansammlung  eines  Hausschatzes  angewendet  wurde,  nämlich  durch  Yermie- 
thung  von  Truppen  an  fremde  Staaten,  so  ist  dieser  Vorgang  in  BraunBchweig 
insofeme  mehr  zu  entschuldigen,  als  er  auf  ausdrücklicher  Gfenehmigung  der 
Stande  beruhte  und  die  ausgeliehenen  Truppen  nicht  ausgehoben,  sondern  ge- 
worben wurden.  Am  Anfange  des  19ten  Jahrhunderts  war  die  finanzidle 
Lage  des  Landes  so  glänzen^  dass  bei  massiger  Besteurung  die  Staatseinnah- 
men die  Ausgaben  namhaft  übertri^en.  Erstere  berechnete  man  zu  851,549  Thbr., 
während  letztere  nur  741,223  Thlr.  betrugen. 

Unter  der  westphälischen  Regierung  änderte  sich  jedoch  Alles.  Die  gün- 
stige Lage  des  Staatshaushalts  wurde  sogar  eine  QueUe  der  Bedrückung  und 
Erpressung,  sofeme  die  Eroberer  daraus  den  Schluss  zogen,  dass  die  Stene^ 
kraft  des  Landes  eine  ungewöhnliche  Anstrengung  ertragen  müsse.  Man  be- 
rechnete die  Leistungsfähigkeit  auf  die  enorme  Summe  von  1,869,206  Thlr., 
während  die  Ausgaben  nur  1,340,063  Thlr  erforderten.  So  zog  die  westphS^ 
lische  Begierung  einen  reinen  Ueberschuss  von  529,143  Thlr.  aus  dem  Lande 
und  vermehrte  dennoch  die  Schulden  in's  Enorme. 

Nachdem  die  alte  Begierung  wieder  hergestellt  war,  hatten  die  Anstren- 
gungen des  Landes  vor  und  nach  der  fremden  Besetzung  zu  einer  Schulden- 
last von  6,546,805  Thbr.  geführt,  worunter  westphälische  Schulden  nicht  begrif- 
fen waren.  Letztere  wurden  von  der  braunschweig'schen  Begierung  so  wenig, 
als  von  den  übrigen  mitbetheiligten  Staaten  anerkannt.  Ln  Jahre  1815  be- 
gann die  Elarmachung  der  Ansprüche  und  es  ward  die  Zinszahlung  wieder 
aufgenommen.  ^)  1821  war  die  Liquidation  beendigt.  Es  betrug  damals  die 
anerkannte  Schuld  des  Landes  3,822,738  TUr.,  der  Kammer  2,444,599  Thlr., 
zusammen  6,267^28  Thb.  Die  Verhältnisse  beider  Schuldenabtheilungen  wur- 
den durch  drei  Verordnungen  vom  29.  Octbr.  1821  geregelt  und  die  Verwal- 
tung der  ^Landesschuld  dem  neu  creirten  LandessteuercoUegium,  die  derKam- 
merschuld  aber  dem  Eanunercollegium  übertragen.  Eine  Vermehrung  der 
Landesschuld  trat  damals  durch  die  sogen.  Steuer-Beluitionsscheine  ein, 
welche  den  vormals  Steue^eien  als  Abfindung  für  die  aufgehobene  Abgabe- 
freiheit ausgestellt  wurden. 

Im  Jahre  1830  war  die  Landesschuld  durch  Tilgimg  auf  die  Summe  von 
3,511,725  Thlr.  ermässigt,  die  Kammerschuld  dagegen  auf  den  Betrag  von 
2,565,971  Thlr.  gestiegen.  Die  bald  darauf  eintretenden  Verfassungs-  und  Ver- 
waltungsänderungen führten  alsdann  zu  derjenigen  Neugestaltung  des  Staats- 
schuldenwesens, welche  im  Wesentlichen  heute  noch  besteht,  und  welche  daher 
im  Folgenden  ihre  Darstellung  finden  wird. ")  * 

1837  war  der  Staatscredit  wiederum  dergestalt  gehoben,  dass  man  zur  Ermässi- 

*)  VergL  Verordnung  vom  4.  Dec.  1815  und  19.  Dec.  1816. 

^  VeigL  Finanznebenvertrag  Tom  12.  Cot  1882  und  Gesets  vom  19.  Deo.  1884 
mü  AnsfQhrongswordmmg  vom  4.  Dec  1835;  auch  die  LandesverfiMSungsuAiuide  nm 
12.  Oct  1882,  §.  187;  endlich  unten  §.  126,  127. 
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gong  des  Zinsfusses  der  gesammten  Schuld  auf  8V>^o  schreiten  konnte.  >)  Ein 
schätzenswerthes  Hilfsmittel  zu  dieser,  sowie  zu  allen  folgenden  Creditopera^ 
tionen  hatte  Brannschweig  in  der,  schon  im  vorigen  Jahrhundert  gegrfinaeten 
und  heute  noch  bestehenden  Landescredit-  und  Leihhausanstalt,  welche 
von  jeher  das  grosste  Vertrauen,  daher  Geldzuflüsse  von  allen  Seiten  genoss 
und  fast  alle  Staatsanlehen  yermittelte. 

Zu  derselben  Zeit  entstand  auch  in  Braunschweig  eine  Eisenbahnschuld 
in  Folge  des  angenonmienen  Systems  des  Staatseisenbahnbaues.  Femer  faDen 
Anleihen  zum  Wiederaufbau  des  abgebrannten  Schlosses  (550,000  Thlr.)  und 
zum  Bau  emer  Caseme  (110,000  TUr.)  in  diese  Periode  (1885  und  1837). 
Der  Eisenbahnbau  zumal  nahm  fortwährend  grosse  Geldmittel  in  Anspruch, 
welche  wie  anderwärts  durch  Anleihen  beschafft  wurden.  Im  Jahre  1840 
war  daher  die  Landesschuld  auf  4,095,090  Thlr.,  die  Eammerschold  auf 
3,305,122  Thh-.,  die  ganze  Schuld  auf  7,400,212  Thlr.  gestiegen,  obgleich  mehr 
als  der  gesetzlich  erforderliche  Tilgungsfonds  zum  Schuldsibtrag  verwendet 
worden  war.  Bis  1846  hatte  sich  sodann  die  Summe  beider  Schuldenabthei- 
luMen  auf  9,777,050  Thlr.  gesteigert,  wovon  6,599,425  Thlr,  der  Landes-  und 
3,177,625  Thlr.  der  Kanmierschuld  angehorten.  Die  Vermehrung  war  übrigens 
lediglich  Folge  des  Eisenbahnbaues. 

Die  Ereignisse  des  Jahres  1848  konnten  so  wenig  ab  anderswo  ohne 
nachtheiligen  Einfluss  auf  die  Finanzen  Braimschweigs  bleiben.  Es  fanden 
Anleihen  im  Betrage  von  300,000  Thk.  und  140,000  Thlr.  zur  Deckung  aus- 
serordentlicher Staatsbedürfnisse  schon  im  Jahre  1848  statt, ')  welchen  1852 
eine  weitere  Schuldaufhahme  von  114,00  Thlr.  zu  gleichem  Zwecke  folgte.*) 
Aber  auch  zur  bewegtesten  Zeit  war  nirgends  eine  Verlegenheit  oder  eine 
Stockung  im  Staatshaushalte  wahrzimehmen  und  von  1852  an  ergaben  sich 
wiederum  üeberschüsse  in  den  Staatscassen.  üeberhaupt  bietet  die  Finanz- 
gebahrung  des  Herzogthums  von  1882,  der  Zeit  der  verfassungsmässigen  Ord- 
nung, an  das  ei^euliche  Bild  wirthsdiafüicher  Sicherheit  und  Pünktlichkeit, 
fiöwie  häuslicher  Sparsamkeit  und  Ordnung  dar. 

§•  125. 
Neuester  Schuldenbestand. 

Aus  den  Verhandlungen  der  braunschweig'schen  Landesversammlung  von 
1S"/m  und  den  Landtagsabschieden  vom  24.  April  und  9.  Septbr.  1858  ent- 
nehmen wir  Folgendes: 

L  DieEanunerschnld  betrug  am  l.  Janr.  1858  im  Ganzen  noch  479,235  Thlr.  ^) 
verzinslich  zu  5,  4,  3  V«,  SV«,  3*/f»,  3,  2V«  und  2Vo, 
und  den  Valuten    nach  verbrieft   mit   191,950  Thlr. 
in  Gold  und  287,285  Thlr.  in  Courantmünze. 

Die  bedeutende  Verminderung  dieses  Schuldtheiles 
war  eine  Folge  des  Beschlusses  vom  Jahre  1855,  wo- 
nach alle  Schuldverschreibungen  der  Kammer,  welche 
das  herzogl.  Leihhaus  bereits  besass  und  noch  erwarb, 
vernichtet,  dagegen  ein  gleicher  Betrag  der  Schuld 


>)  Gesetz  vom  20.  Febr.  1887. 

■)  Vergl.  Landtagsabechied  vom  27.  Nov.  1848,  Art.  4  und  5,  Ges.-  u.  Verordn.- 
Samml.  8.  242—244. 

*)  Landtagsabsohied  vom  23.  Febr.  1852,  Art  14,  Ges.  u.  Verordn.-Samml.  8.  IW. 
*)  Verhandl.  der  Lande8ver8.von  18*V68,  Beil.  F  zu  Anlage  5  des  ProtocoUs  Kr.  2. 
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des  LeihhanseB  an  den  CapitalienfondB  der  Kammer 
abgeschrieben  wurden/)  Die  Passiven  der  Kammer 
waren  so  bis  auf  obige  Summe,  welche  grosstentheils 
unablöslich  ist,  aus  den  Actiyen  derselben  abgetragen. 
n.  Die  Landesschnld  umfasste  zu  gleicher  Zdt:  *) 

a)  die  regnlirte   und  mit  au  porteur^ligationen  ver- 
briefte 3Vs-  und  4proc  Schuld  mit       7,951,650  Thlr. 

woTon  2,099,650  Thlr.  in  Gold  und  5,852,000  TWr.  in 

Courani 

b)  Die  nicht  regulirte  Schuld  mit 280,380 Thlr. 

woYon  87,000  Thlr.  in  Gold  und  248,380  Thlr.  in  Münze. 

c)  Die  noch  nicht  einzeln  verbrieften  Theile  der 
neueren  Eisenbahnanlehen  und  zwar: 

zum  Bau  der  Südbahn    ....    2,521,705  Thhr. 
„        „      „    Schöninger  Bahn  236,000  Thlr. 

2,757,705  Thlr. 


Summe  aller  Schulden 11,468,970  Thhr. 

Für  die  drei  Jahre  1858,  1859  und  1860  ist  keine 
neue  Schuldaufiiahme  yerwilligt,  es  wird  also  kein 
Zugang  stattfinden.  Dagegen  ist  der  Betrag  der  aus- 
gesetzten Tilgungsmittel  dieser  Periode  in  Absatz  zu 

bringen  mit  zusammen 310,000  Thlr, 

und  es  yerbleibt  alsdann  Schuldenbestand  Ende  1860  11,158,970  Thlr. 

Die  in  Gold  ausgedrückten  Werthe  erleiden  bei  der  Umrechnung  in  Cou- 

rant  einen  Aufsohlaff  Ton  lOV^^  Wird  diess  bei  der  Berechnung  desGesammt- 

schuldenstandes  mitberücksichtigt,   so  ergibt  sich  in  rund^  Summe  f&r  Ende 

1860    eine    unmittelbare   Geldyerbindlichkeit    des   braunschweig^schen   Staats 

Ton  rund 11,400,000  Thlr. 

Dazu  kommt  noch  die  mittelbare  Haftbarkeit  des  Staats  für  alle  Verbind- 
lichkeiten der  herzogL  Leihhausanstalt,  welcher  insbesondere  das  Privilegium 
der  Emission  unverzinslichen  Papiergelds  ertheilt  ist.  Sie  hat  von  diesem 
Privü^um  durch  Ausgabe  von  600,000  Thlr.  Cassenscheinen  Gebrauch  ge- 
macht. ^  Ihre  Passiven  sind  jedoch  durch  sichere  Activen  vollständig  gedeckt 
und  nebendem  besitzt  sie  ein  gesetzlich  festgestelltes  Grundvermögen  von 
268,000  Thlr.,  welches  in  seinem  Bestände  erhiüten  werden  muss.  Am  1.  Juli 
1857  *)  waren  ihre  in  GK)ld:  in  Courant: 

Activa 1,023,543  Thhr.  12,957,009  Thlr. 

Passiva 538,030    „  13,165,047     „ 

Vermögensüberschuss   .    .       485,513  Thhr.  — 

Abgang .    .    .    .    .      208,038  Thb. 

Hemer  üeberschuss 277,475  Thlr. 


*)  Ver^.  Art.  8  des  Landtagsabschieds  vom  5.  Sept.  1855,  Ges  -  u.  yerordn.-Samin]. 
S.  529.  Für  die  Wiederergänznng  des  CapitalienfondB  wurde  gleichzeitig  dadaroh 
Sorge  getragen,  dass  der  entsprediende  Theil  des  bisherigen  fiShuldentilgongsfonds 
von  nun  an  dem  Gapitalienfonds  zugewiesen  wurde.         

')  YergL  Yerhandl.  der  Landesrers.  von  18^7^^  Beil  YIII  zu  Anlage  2  des  4.Pro- 
toooUs;  Landtagsabeohied  vom  24.  April  1858,  Art  2,  und  Landtagsabsohied  vom 
9.  Sept  1858,  Art.  4,  lit  b.  und  Art  9,  ZfiGr.  1. 

•)  Yergh  (besetz  vom  22.  Dec.  1857,  Ges.-  u.  Y.-SammL  Nr.  55,  und  Yerordnung 
n  23.  0ec.  1858,  Ges.-  n.  Y.-Samml.  S.  397. 

^)  S.  YerhandL  der  Landesvers,  von  IS^V^^*  BeiL  13,  Anlage  D. 
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§.  126. 

Staatsverfassung;  Yerwaltang  der  Staatsschuld. 

Das  Herzogthum  Braunschwei^  besass  Yon  Alters  her  eine  ständische  Re- 
präsentation, welche  aber  für  die  beiden  Landestiieile  Wolfenbüttel  und 
felankenburg  getrennt  war  und  in  Folge  der  fremden  Occnpation  ausser 
Wirksamkeit  trat  Nach  der  Restauration  wurde  am  25.  April  1820  eine  ein- 
heitliche erneuerte  Landschafts  Ordnung  gegeben,  die  in  der  That  nichts 
anders  war,  als  ihr  Name  besagt  Als  sie  später  von  dem  Herzog  Carl  den- 
noch beseitigt  werden  wollte,  und  als  letzterer  aus  dem  Lande  entflohen  war, 
wurde  sie  unter  der  Regierung  des 'Herzogs  Wilhelm  durch  die  —  ein  um- 
fassendes Staatsgrundgesetz  enthaltende  ^neue  Landschaftsordnung^  yom 
12.  Octbr.  1832  ersetzt ')  Letztere  erhielt  im  Jahre  1848  einige  Aenderun- 
gen,  welche  jedoch  durdi  die  Gesetze  yom  19.  März  1850,  22  Noybr.  1851 
und  19.  Apnl  1852  grosstentheils  wieder  beseitigt  wurden.  Die  Yerfas- 
sunff  yon  1832  steht  daher  ihren  Hauptbestimmungen  nach  noch  in  yoller 
Rechtskraft. 

Hinsichtlich  des  Landesschuldenwesens  bestimmt  sie  in  §.  187: 

„Staatsanleihen  können  nicht  ohne  Einwilligung  der  Stände  contrahirt 
werden.    Ueber  den  Betrag,  die  Bedingungen  und  die  Rückzahlung  ist 
mit  den  Ständen  eine  Vereinbarung  zu  treffen.  —  Das  Landesschulden- 
wesen wird  gleichfalls  nach  gemeinsamen  Beschlüssen  regulirt^ 
Durch  Gesetz  yom   19.  Decbr.  1834  ^  erhielt  diese  Yerfiassungsyorschrift 
alsdann  Vollzug  in  der  Richtung,   dass  das  gesammte  Kammer-  und  Landes- 
schuldenwesen neu  regulirt  wurde.  Die  Regulmmg  bestand  darin,  dass  sännni- 
liche  Schuldyerschreibungen ,   mit  alleiniger  Ausnahme  der  Verbriefungen  der 
unablöslichen  Capitalien  und  Cautionen,   gegen  neue  Landesschuldyerschrei- 
bungen  an  porteur,   mit  halbjährigen  Zinscoupons  und  Talons,   umgewechselt 
wurden,   welche   auf  gleichmässige   runde  Summen   lauteten,   und   dass   die 
Rechtsyerhältnisse 'dieser  neuen  £ihaberpapiere  gesetzlich  fes^estellt  wurden. 
Als  Verwaltungsbehörde  ffir  beide  Schuldenabtheuungen  ward  aber  schon  yor- 
her  das  neu  creirte  herzogL  Finanzcollegium  bestellt.  *)  Eine  besondere  Amor- 
tisationscasse  wurde  nicht  für  nöthig  erachtet.   Vielmehr  hatten  die  Finanz- 
und  die  Eammercasse  die  nöthigeu   Zahlungen  auf  die  ihnen  zugewiesenen 
Schuldtheile  zu  leisten.    Im  Jahre  1850  fand  eine  neue  0|^anisation  fast  der 
gesammten  Staatsyerwaltung  statt;  *)    es  blieb  aber  hinsichtlich  der  Staats- 
schuldenyerwaltung  bei  den  früheren  Einrichtungen,  nur  mit  dem  Zusätze: 
^das  herzogl.  Finanzcollegium  ist  selbstständig  und  ohne  dass  eine  B^ 
mfiang  auf  den  §.  23  des  Gesetzes  über  den  Ciyilstaatsdienst  zulässig 
ist,  dafOr  yerantwortlich,  1)  dass  Kammer-  oder  Landesschuldyerschrei- 
bungen  nur  über  yerfassungsmässig  entstandene  Forderungen  ausgefer- 
tigt werden;   2)  dass  Zahlungen  aus  dem  Kammer-  und  Rlostercapita- 
lienfonds  nur  zu  den  yerfassungsmässig  zulässigen  Zwecken  yon  ihm 
angewiesen  werden;  3)  dass  Bankzettel  über  den  mit  der  Abgeordnetenyer- 


1)  G«6.-  u.  V6rordn.-Sainml.  von  1832,  S.  191  ff. 

•)     „       «         n  n         1»     1884,  8.  121  ff. 

»)  Gesetz  yom  12.  Oct  1832,  Nr.  29,  §.  5  und  9,  Ges.  u.  V.-SMnml.  von  1832, 
ß.  396—898. 

^  ffinsiohtUoh  der  Finanzrerwaltang  mittelst  Gesetzes  yom  19.  März  1850,  Qes.- 
n.  Vl-SammL  8.  37  ff. 
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sammluiig  yereinbarten  Betrag  hinaus  von  der  Leihhausanstalt  nicht  in 

Umlauf  gesetzt  werden  etc.  *) 
Bas  Finanzcollegium  ist  im  Uebrigen  eine  reine  Begierungsbehdrde  und 
es  haben  ^e  Stände  keinen  Antheil  bei  seiner  Besetzung.  Dagegen  hat  der 
Ton  den  Standen  auf  Lebenszeit  gewählte  Landsyndicus  das  Recht,  an  den 
Sitzungen  des  Collegiums  Theil  zu  nehmen  und  über  die  Einhaltung  der 
ständischen  Beschlüsse  zu  wachen.  *)  Ausserdem  verleiht  die  Verfassung  den 
Ständen  die  Befiigniss  der  Aufsicht  über  das  gesammte  Finanzw^en,  wesdialb 
ihnen  die  Staatsrechnungen  voDstäpdig  zur  Prüfung  und  Gutheissung  yorzu- 
legen  sind.  ^  Durch  diese  Einrichtungen  dürfte  eine  Controle  hergestellt  sein, 
welche  geeignet  ist,  den  Staatsgläubiger  zu  beruhigen  und  das  Land  ror  ge- 
heimen XJeberbürdungen  zu  beschützen,  wie  auch  die  Erfahrung  der  letzten 
30  Jahre  hinlänglich  bewiesen  hat 

§.  127. 
Tilgungsfonds.    Tilgungsmodus. 

Der  gleichzeitig  mit  der  Verfassung  vom  12.  Octbr.  1882  yerdnbarte 
Finanz-Nebenvertrag  zwischen  den  Ständen  und  dem  LandesfÜrsten,  welcher 
überhaupt  die  Beziehungen  des  herzogl.  DomanialTcrmdgens  zum  Staate 
regelte,  setzte  in  Art  6  ^st,  dajss  zur  Tilgung  der  Gesammtschulden  jährlich 
mindestens  50,000  fl.  verwendet  und  diese  Summe  verhältnissmässig  auf  die 
Kammer-  und  Landesschulden  vertheilt  werden  solle.  Man  bestimmte  davon 
20,000  Thl.  f&r  die  Kammer-  und  30,000  Thlr.  für  die  Landessdiiuld.  Nach- 
dem alsdann  vom  Jahre  1837  an  die  Eisenbahnanlehen  der  Landesschuld  su- 
wuchsen,  verfügte  der  Landtagsabschied  vom  5.  Aug.  1839^)  (Art  3  Zffir.  3) 
eine  Vermehrung  des  Tilgungsfonds  für  die  Landessdiuld  um  jährliehe 
50,000  Thlr.  Diese  ward  jedoch  im  Landtagsabschiede  vom  6.  Mai  1845^ 
nicht  nur  wieder  zurückgenommen,  sondern  es  fand  auch  eine  Ermässigung 
des  Kammerschuldentilgungsfonds  auf  die  Hälfte  (10,000  Thlr.)  statt.  Der 
Tilgungsfonds  war  dadurch  im  Ganzen  auf  60,000  Thlr.  normirt.  Der  Landtags- 
abschied vom  23.  Febr.  1852  ^  ging  in  Art  11  auf  die  ursprüngliche  Tilgung 
von  jährl.  50,000  Thlr.  für  beide  Schuldabtheilungen  zurück  und  verordnete 
zugleich  (Art.  4,  Lit.  A,  Zffi*.  5),  dass  die  Ueberschüsse  der  Eisenbahnen  nach 
Abzug  der  Zinsen  aus  der  Eisenbahnschuld  zur  Amortisation  der  letzteren  sm 
verwenden  seien.  Die  neueste  gesetzliche  Bestimmung  über  die  Festsetzung 
des  Tilgungsfonds  ist  im  Landtagsabschied  vom  5.  Septbr.  1855,  Art.  4, ')  ent- 
halten, welche  so  lautet: 

i^Dabei  ist  aufs  Neue  bestimmt,  dass  von  der  gesammten  Landesschuld 
regelmässig  jährlich  wenigstens  V/o  amortisirt  werden  solle,  wobei  je- 
doch der  herzogl.  Landesregierung  im  Falle  eines  Krieges,  an  welchem 
das  Herzogthum  Braunschweig  Theil  nimmt,  die  Befusniss  vorbehalten 
ist,  den  Ajmortisationsfonds,  vorbehaltlich  einer  demnächstigen  Rechtfer- 


^)  Art  10  des  eben  citirten  Gesetzes. 

*)  Daselbst  Art.  11. 

*)  Verf.-Ürkunde  §.  188. 

*)  (3^es.-  u.  VerordiL-SaminL  von  1889,  8.  127. 

^)     V       V  «  V         .r,     1845,  S.  108. 

•)     „        „  „  ,.  „     1852,  S.  188  ff. 

0     ^        ,,  ^  ^  n     1855,  S.  531. 
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tigQBg  emer  sokhen  Maaseregel  bei  der  LttnäeBversamiiiliiiig,  naok  den 
obwahenden  Umständen  zn  beschranken.^ 

Hiernach  ist  seitdem  der  Tilgongsfonds  für  die  Landesschuld  bemessen 
nnd  z.  B.  angesetzt  worden:  für  1858:  90,000  Thhr.;  für  1859:  104,000  Thlr. ; 
für  1860:  116,000  Thk. ») 

Hinsichtlich  der  Kammers chuld  wurde  im  Jahre  1855  ein  Uebereinkom* 
men  dahin  abgeschlossen,  dass  alle  auf  Inhaber  lautende  Eammerschuldverr 
Sehreibungen  von  der  herzogl.  Leihhaus-Anstalt  eingezogen  und  yemichtet 
werden  sollten,  welche  sich  dafür  aus  den  bei  ihr  angelegten  Eammercapitalien 
zu  entschädigen  hätte;  dass  aber  gleichwohl  der  durch  den  Fiuanznebon ver- 
trag Tom  12.  Octbr.  1832  festgesetzte  Tilgungsfonds  von  20,000  Thlr.  jährlich 
fortzuzahlen  sei,  wovon  alsdann  ein  entsprechender  Theil  zur  Tilgung  derjer 
nigen  Schuldverschreibungen,  welche  das  Leihhaus  nicht  erwerben  könne, 
welche  also  im  Privatverkehre  bleiben,  yerwendet,  der  andere  Theil  aber  in 
so  lange  dem  Kammercapitalienfonds  zufliessen  solle,  bis  dieser  wieder  ergänzt 
sein  würde.  *)  Dieses  XJebereinkommen  ist  denn  auch  alsbald  vollzogen  worden, 
indem  die  Leihhausanstalt  über  1,800,000  Thlr.  Kammer-Obligationen  au  por- 
teur  einzog  und  yemichtete.  Yen  den  letzteren  ist  in  Folge  dessen  nur  noch 
ein  so  kleiner  Theil  im  Verkehr,  dass  es  darauf  bei  der  Verloosung  vom 
11.  März  1859  nicht  mel^r  als  1210  Thlr.  Antheil  an  dem  Tilgungsfonds  von 
20,000  Thlr.  traf. 

Die  Art  der  Tilgung  ist  gesetzlich  vorgeschrieben.  Sie  hat  im  Wege 
der  öffentlichen  Verloosung  und  Heimzahlung  der  gezogenen  Obligationen  zum 
Nennwerthe,  bei  Capitalien  in  Gold  mit  einem  von  Zeit  zu  Zeit  regulirten 
Agio  (dermalen  lOV^),  zu  erfolgen.  Die  Verloosung  geschieht  für  die  ganze 
Schuld  im  Monat  Mär&  jeden  Jahres.  Die  verloosten  Obligationen  müssen 
dreimal  im  Braunschweiger  Anzeiger  publicirt  werden  und  sind  bis  zum 
1.  Octbr.  des  Verloosungsjahres  zu  heben.  Ein  Unterschied  zwischen  älteren 
und  neueren  Schuldverschreibungen  wird  hiebei  nicht  gemacht,  vielmehr  kom- 
men so  viele  Loosnummem  in  das  Ziehungsrad,  als  Obligationen  ifti  Umlaufe 
sind.  Die  Ziehung  wird  nun  so  lange  fortgesetzt,  bis  die  Summe  des  Tilgungs- 
fonds erschöpft  ist. ') 

§•  128. 
Sicherheitsobjecte  der  braonschweig'gcheQ  SUatsschold. 

Die  neue  Landschaftsordnung  enthält  die  sadigemässe  Bestimmung,  dass 
die  Einkünfte  des  unveräusserlichen  Kammerguts  nach  Absatz  der  Administr^* 
tions-  und  Erhaltungskosten  nnd  der  auf  die  Amortisation  und  Verzinsung  der 
Kanunerschuld  zu  leistenden  Zahlungen  zur  Bestreitung  der  Bedürfnisse  de» 
Fürsten  und  des  Landes  zu  verwenden  seien;  dass  der  Bedarf  des  Landes- 
fürsten und  seines  Hauses  zunächst  und  zuvörderst  auf  dem  Reinertrage  de» 
Kammerguts  hafte  und  dass  die  Ueberschüsse  des  letzteren  alsdann  zur  Be- 
streitung der  Bedürfnisse  des  Landes  zu  dienen  haben  und  nnr  in  soweit 
Steuern  umzulegen  seien,  als  diese  Mittel  nicht  ausreichen.  *) 


*)  Vergl.  VerhaDdl.  der  Landesvers.  von  18"/68,  Prot  Nr.  6,  AnL  18,  8.  26. 

*)  Landtagsabsohied  vom  5.  Sept.  1855,  Art  8,  Ges.-  u.  V.-SammL  S.  529^580. 

^  Gesetz  Tom  20.  Febr.  1887,  §.  8^6. 

*)  Landschaftsordnung  §.  167,  169  und  172. 

JCoitr,  CaplUUnUg«  in  Wfrttip«pi«ren.  25 
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Hienach  ist  die  Revenue  des  herzogliohen  Eammergnts  dem  erste  fiidi^lieii»- 
object  für  die  Staatsschuld,  und  zwar  für  die  Kamtnersohvld  direct,  für  die 
Landesschuld  aber  mittelbar  durch  die  in  die  Landesoasse  fliessendeaErtnigB- 
überschüsse.  Die  8teuerkraf%  des  Landes  kommt  erst  iii  zweiter  Linie  in 
Betracht.  Da  das  Eammergut  grundgesetzlich  für  unveräuss^lioh  ^klSrt  ist, 
80  bieten  cTeine  Revenuen  dieselbe  Sicherheit,  wie  die  Substanz  selbst.  Es 
kommen  übrigens  die  Staatseisenbahnen  als  ein  sehr  bedeutendes  Yermögens- 
object,  welches  nicht  dem  Eammergut  einverleibt,  sondern  aussehliesslicheB 
Eigenthum  des  Landes  ist,  weiter  in  Berechnung  und  wir  werden  in  folgenden 
Zahlenangaben  sehen,  dass  diese  Sicherheitsobjecte  die  Staatsschuld  Braun- 
schweigs  um  so  mehr  vollständig  decken,  als  (üe  Eisenbahnen  ein  Erträgniss 
abwerfen,  welches  von  keiner  andern  Staatsbahn  erreicht  wird.  (1854  über  11*  o.) 

Nach  den  neuesten  Etats  sind  die  Reineinkünfle  für  1860  v^anschlagt, 
Wie  folgt: 

1)  vom  Eammergut  zu 416,755  Thlr.  *) 

2)  von  den  Eisenbahnen  und  Posten  zu 385,000     ^     ^) 

zusammen  zu •    .         801,755  Thlr. 

Davon  geht  die  Bedarfsumme  des  LandesfQrsten  mit         243,055     ,^ 

und  es  verbleiben  zur  Bestreitung  von  Landesaus- 
gaben             558,700  Thlr. 

welche  Revenue  zu  4Vo  einem  C^itale  gleich  ist  von    13,967,500  Thlr. 
Daneben  besteht  noch  der  sogen.  Kloster-  und  Studienfonds,  ebenfalls  un- 
Teräusserlich,  mit  einem  Reinertrage  von  446,000  TUr.,  welcher  zu  kirchlichen 
und  ünterrichtszwecken  verwendet  wird. 

Zur  Beurtheilung  der  Steuerkraft  geben  wir  folgende  Notizen:  der  Um- 
fang des  Staatsgebiets  beträgt  67'/«  Quadratmeilen.  Die  Einwohnerzahl  betrug 
1858:  274,069  Seelen.  Sie  ist  seit  1814,  wo  sie  209,527  Eöpfe  betrug,  auf 
diese  Zahl  gestiegen  und  in  fortdauernder  Zunahme  begriffen.  Ihre  Hauptbe- 
schäftigung ist  Landwirthschaft  und  Bergbau.  Braunschweig  ist  ein  reiches 
Getreideland.  Die  jährliche  Production  an  Getreide  wird  zu  3%Mill.  preuss. 
Scheffel  angegeben.  Auch  der  Holzreichthum  des  Landes,  welcher  eine  Aus- 
beute von  mehr  als  21  Hill,  preuss.  Cubicfuss  zulässt,  ist  zu  nennen.  Ebenso  die 
Bergbau-  und  Hüttenproduction,  die  im  Durchschnitt  liefert:  circa  50,000  Ctr. 
Roheisen,  25,000  Ctr.  Hochofengusswaaren,  18,000  Ctr.  Gusswaaren  aus  Roh- 
eisen, 33,-35,000  Ctr.  Stabeisen,  600  Ctr.  Rohstahl,  1000  Ctr.  Eupfer,  3800  Ctr, 
Blei,  1700  Mark  Silber,  30,000  Ctr.  Sals  und  grosse  Massen  von  Braunkohlen. 
Die  gewerbliche  Industrie  ist  von  geringerem  Belang,  sehr  lebhaft  dagegen 
der  Handel,  insbesondere  der  Speditions-  und  Transithandel.  Braunschweig 
'Wird  von  den  alten  Handelsstrassen,  welche  aus  den  Elbeländem  nach  dem 
Rhein  und  von  Hamburg  nach  Süddeutschland  flUu^n,  durchschnitten.  Die 
Handelsbilanz  zeigt  einen  Ueberschuss  zu  Gunsten  der  Ausfuhr,  daher 
Yermehrung  des  Nationalvermögens.  Zur  Beförderung  des  Verkehrs  ist  sowohl 
*von  Seite  des  Staats,  als  der  Gemeinden  das  Mögliche  gethan;  ebenso  für  die 
Förderung  der  geistigen  Cultur.  Das  kleine  Land  besitzt  236  Meilen  Eunst- 
fitrassen  und  28  Meilen  Staatseisenbahnen;  das  Collegium  Carolinnm,  das  ana- 
tomisch-chirurffische  CoUeg  zu  Braunschweig,  ein  landwirÄschaftiiches,  ein 
forstwirthschamiches  Institut,  5  Gynmasien,  2  Ldurerseminare,  25  BCbrger-  und 


*)  VerhttndL  der  Landesvere.  von  IS'V»«»  Anlage  A  zu  BeiL  5  des  ».  ProtocoDs. 

*)  Staatshaushalts-Etat  fOr  IS^/üo,  Ges.-  n.  T.-Samml.  von  1858,  8.  244.  Für  die 
:^jährige  Periode  sind  1,155,000  TUr.  in  Ansatz  gebracht,  was  tufö  Jahr  885,000  Thlr. 
ausmacht 
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Vrmtksil^  ete.  Ein  sebr  wiehliges  Hfilbmittel  fiir  Landwurthsohaft,  Gewerbe 
und  Handel  ist  die  bereits  genannte  heizogL  Leihhaosanstalt,  welche  die 
Landeseinwohner  mit  billigen  Capitalien  versieht.  Neben  dieser  Creditanstalt 
bestdrt  seit  1858  noch  die  ^brannschweig'scheBank,*^  eine  Disconto-  und  Zettel- 
bank, indbescmdere  zur  Unterstützung  des  Handels. 


S.  129. 
Finanzlage. 

Der  Staatshaashalt  Braunschweigs  war,  wie  wir  in  §.  123  gesehen  haben, 
bis  zum  Jahre  1848  vollkonunen  im  Gleichgewichte.  Die  Jahre  1848  bis  1850 
erforderten  alsdann  ausserordentliche  Zuschüsse,  welche  in  der  GFesammtsumme 
von  554,000  Thlr.  im  Wege  der  Schuldenaufhahme  beschafft  wurden.  Diese 
Ziffer  bezeichnet  den  Totalbetrag  der  Einbusse  des  Staats  seit  drei  Decennien 
und  es  steht  ihr  eine  weit  grössere  Yermogensyerbesserung  durch  die  plan- 
massige  Schuldentilgung  gegenüber.  Aber  abgesehen  hieven ,  hätte  jene  Eil- 
busse durch  die  seit  1852  erzielten  Ersparnisse  längst  wieder  vergütet  werden 
können,  wenn  letztere  nicht  zu  andern  nützlichen  Unternehmungen  Verwendet 
worden  wären.    Es  betrug  nämlich: 

die  wirkliche  Einnahme :  die  Ausgabe :  der  üeberschuss : 
in  der  Finanzperiode  18' V)  4,465,885  Thh-.  4,220,443  Thlr.  245,442  Thh*. 
„     „  „  18"/57«)    4,901,804     „        4,293,515     „       608,289     „ 

mt  dem  unyerwendeten  Theile  des  baaren  Betriebscapitals  aus  den  frü- 
heren Etatsperioden  war  daher  am  1.  Januar  1858  ein  baarer  Yorrath  von 
924,052  Thlr.,  und  nach  Absatz  des  etatsmässigen  Betriebscapitals  von  225,000  Thlr. 
ein  Udberschuss  von  699,052  Thhr.  vorhanden.  Die  erfreuliche  Folge  dieser 
günstigen  Lage  war,  dass  die  Eriegsvorbereitungskosten  von  1859  nicht  wie 
in  den  anderen  Staaten  durch  Anleihen  zu  beschaffen  waren,  sondern  aus 
paraten  lOtteln  bestritten  werden  konnten. 

Der  Staatshaushaltsetat  für  die  Periode  18'V«oO  ist  folgender- 
massen  festgesetzt: 

Einnahmen  : 

1)  Üeberschuss  des  Kammef- 
guts 426,000 

2)  Directe  Steuern     .    .    .  1,335,000 

3)  Indhrecte  Steuern  .    .    .  1,305,000 

4)  Chaussee-,  Wege-,  Danmi- 
und  Fährpachteelder  .    .     139,500 

5)  Eisenbahn-  und  Post-In- 
traden 1,155,000 

6)  Leihhaus-Intraden      .    .     225,000 

7)  Lotterie-Intraden  .    .    .     105,000 

8)  Extraordinäre  Einnahmen         9,000 


Thlr. 


Summe  für  3  Jahre 


4,693,500 


Thlr. 


Ausgaben  : 

1)  Allgemeine     Landesver- 
pflichtungen         15,000 

2)  Staatsministerium     und 
Landesarchiv    .    . 

3)  Legationskosten    . 

4)  Landtagskosten    . 

5)  Justizverwaltung  . . 

6)  Finanzverwaltung 

7)  Militärverwaltung 

8)  PoUzeiverwaJtung 

9)  Bauetat  .... 

10)  Pensionsetat    .    . 

11)  Landesschuld   .    .    , 

12)  Extraordinär    .    . 


74,250 

18,000 

20,000 

420,000 

340,500 

1,011,700 

284,700 

623,000 

360,000 

1,373,200 

153,150 


4,693,500 


1)  Yergl  YerhandL  der  Landesvers,  von  Id^Vse,  AnL  A  za  Beil.  20  des  Prot.  Nr.  6. 

*)  Daselbst,  BeiL  5  zum  6.  ProtocoU. 

*)  Ges.-  o.  Y.-SammL  von  1859,  8.  224—225. 
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Es  ist  beisufllgeii,  dass  die  EinnahmipesitkNiett  diMhoingig  nv  Beiaeiii* 
nahmen  enthalten,  dass  die  Staatsausgaben  auf  Cnltos  und  Unterriofat  in  dem 
abgesonderten  Etat  des  Kloster-  und  Stadienfonds  mit  446,000  TUr.  und  ebenso 
die  Aasgaben  ftir  das  herzogl.  Haas  (CiTÜliste),  sowie  für  die  Karnmenobnld 
mit  zusammen  843,166  Thlr.  im  besonderen  Etat  der  Eammercasse  lanfieD» 
Kechnet  man  diese  Beträge  mit  überhaupt  1,289,166  Thhr.  za  der  Endsomme 
des  Landes-Etats ,  so  erhöht  sich  die  reine  Staatseinnahme  und  Aasgabe  auf 
5,982,666  Thhr.  für  drei  Jahre,  was  aafs  Jahr  1,994,222  Thhr.  aonnadit 

Von  jeher  haben  die  Badj^ets  Braunschweigs  in  Einnahme  and  Aasgabe 
gleich  abgeschlossen.  Wenn  sie  sich  nicht  immer  yerwirklicht  haben,  so  war 
der  XJeberschnss  öfter  anf  Seite  der  Einnahmen  als  bei  den  Aasgiu>en  nnd 
jedenfalls  haben  die  Lenker  des  Staats  den  Willen  bekundet,  das  Gleichge- 
wicht im  Haushalt  ununterbrochen,  selbst  zur  schlimmsten  Zeit,  aafredit  za 
erhalten. 

t  §.  130. 

Gesetzgebung  über  die  Amortisation,  Yindication,  Verjährung  und  Fest- 
machung der  Inhaberpapiere. 

I.  Die  Mortification  verlorner  oder  vernichteter  Inhaber-Papi^e  ist  doreh 
eine  yerordnung  vom  6.  Januar  1818*)  gesetzlich  geregelt,  welche  im  Wesent- 
lichen folgendes  Yerfahren  vorschreibt: 

a)  Der  Gläubiger  hat  sich  an  das  competente  Gericht  zn  wenden,  welches 
in  der  Regel  dasjenige  ist,  bei  welchem  der  Schuldner  seinen  ordent- 
lichen Gerichtsstand  hat.  Bei  Schuldverschreibungen  der  Landes-  und 
der  offentUchen  Gassen  ist  das  Gericht  des  Orts,  wo  der  Administrator 
der  schuldnerischen  Gasse  seinen  Wohnsitz  hat,  competent. 

b)  Der  Anrufende  hat  den  Zufall,  wodurch  er  den  Besitz  des  Do<»nnentB 
verloren,  und  den  Umstand,  dass  er  bis  zum  Eintritte  des  ZufaOes  In- 
haber desselben  gewesen,  zu  erweisen.  Er  kann  dann  auf  Arrestanle« 
gung  antraten,  welche  zu  verfügen  dem  Richter  zusteht  Letzterer  hat 
jedenfalls  den  Schuldner  von  dem  angezeig^n  Verluste  der  Obligation 
und  von  dem  gestellten  Antrage  auf  Mortification  derselben  zu  benach- 
richtigen. 

c)  Findet  der  Richter  den  ad  b  erwähnten  Beweis  hinlänglich  erbracht,  so 
hat  er  den  unbekannten  Inhaber  öffentlich  vorzuladen  und  ihm  für  d^i 
Fall  des  Nichterscheinens  und  der  Nichtproduction  des  Documents,  woza 
eine  Frist  von  mindestens  zwei  Jahren  anzuberaumen  ist,  das  Präjudiz 
der  Präclusion  und  der  Kraftloserklärung  der  Urkunde  anzudrohen. 
Diese  Edictalladung  ist  ausser  dem  gewöhnlichen  Anschlage  durch  die 
braunschweig'schen  Intelligenzblätter  und  wenigstens  zwei  auswärti- 
gen Zeitungen  dreimal  bekannt  zu  machen. 

d)  Meldet  sich  innerhalb  der  Frist  kein  Inhaber,  so  wird  die  angedrohte 
Prädusion  und  Mortification  vom  Gerichte  ausgesprochen  und  das  dar- 
über abgegebene  Erkenntniss,  welches  vier  Wochen  nachher  in  Rechts- 
kraft tritt,  in  denselben  Blättern,  wie  die  Edictalladung,  v^^ffent- 
licht.  Alsoann  hat  der  Schuldner  dem  Anrufenden  Zahlung  zu  letsten, 
durch  welche  sich  ersterer  von  allen  Ansprüchen  aus  dem  mortifidrtea 


1)  €^.-  o.  Y.-SammL  von  1818,  B.  14. 
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DoomneBfte  befirdt.  Oegen  Dritte,  d.  h.  gegen  Alle,  welche  nicht  Schuld- 
ner sind,  hat  die  Mortifieation  keine  Wirkung,  yielmehr  bleiben  die 
Rechte  derselben  Torbehalten.  * 

Da  das  Gesetz  aUgemein  von  Inhaberpapieren  spricht,  wozu  auch  die  Cou- 
pons und  Talons  gehören,  so  wird  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  sidi 
daaselbe  auf  diese  erstreckt. 

n.  lieber  die  Yindication.  Verjährung  und  In-  und  Aussercours- 
«etzung  der  Inhaberpapiere  gibt  das  Gesetz  Tom  19.  Decbr.  1834,  betreffend 
die  Ordnung  des  Kammer-  und  Landesschuldenwesens')  nachstehende  Normen: 

1)  Bei  den  in  Gemässheit  des  Gesetzes  ausgefertigten,  auf  den  Inhaber 
lautenden  Kammer-  und  Landesobligationen  und  den  dazu  gehörigen 
Zinscoupons  genügt  der  blosse  Besitz  zur  vollständigen  Legitimation  des 
Gläubigers  und  eine  Yindication  findet  nur  gegen  denjenigen  statt, 
welcher  dergleichen  Dooumente  im  bösen  Glauben  erworben  hat  (Ge- 
setz §.  14.) 

2)  Zinscouppns,  welche  binnen  vier  Jahren,  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit  an 
gerechnet,  zur  Empfangnahme  der  Zinsen  bei  den  betreffenden  Gassen 
nicht  präsentirt  werden,  verlieren  ihre  Gültigkeit,  so  dass  der  Anspruch 
auf  Zahlung  der  darin  erwähnten  Zinsen  erloschen  ist.  (§.  12,  Abs.  2.) 
Diese  Verjährungsfrist  fiir  die  Zinsen  wird  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli 
1853,  die  Verjährung  persönlicher  Klagen  und  die  Einführung  kurzer 
Verjährungsfristen  betreffend,  ^  in  §.  3,  Zffir.  5  bestätigt.  Es  setzt  aber 
letzteres  Gesetz  in  §.  1  für  alle  rein  persönlichen  Klagen  eine  allgemdne ' 
Verjährungsfrist  von  10  Jahren  fest,  insofeme  das  Gesetz  nicht  kürzere 
Fristen  ausdrücklich  anberaume,  welche  Bestimmung  auf  die  Verjährung 
der  Obhgationen  Anwendung  finden  wird. 

3,Ueber  sämmtliche  Kammer-  und  Landesschuld-Capitalien,  mit  alleiniger 

Ausnahme  der  unablöslichen  und  der  in  baarem  Gtelde  deponirten  Can- 

ionscapitalien,  sollen  nur  Inhaberobligationen  ausgestellt  werden  (§.  1). 

>ieBe  können  jedoch  für  eine  bestimmte  Person  ausser  Cours  erklärt 

\d  dadurch  bis  auf  Weiteres  dem  freien  Verkehre  entzogen  werden. 

^ese  Erklärung  wird  im  Inlande  von  d^i  herzogl.  Aemtem  und  Stadt- 

gicbten,   und  zwar  von  demjenigen,   welches  das  forum  donncilii  des 

^ubigers  ist,   im  Auslande  von  dem  zur  Verwaltung  der  freiwilligen 

^htsbarkeit  befugten  Gferichte  durch  die  der  Obligation  nachzusetzende 

™*«mit  Siegel  und  Unterschrift  zu  versehende  Clausel:    „ausser  Cours 

erk.^  für  ...  .*  bewirkt  und  kann  nur  durch  die  ebenfalls  von  dem 

comjenten  Gerichte  hinzugefügte  und  auf  gleiche  Weise  zu  beglaubi- 

genöoiausel:  „in  Cours  gesetzt**  wieder  au%ehoben  werden.  (§.15.) 

§.  131. 

Einzelne  bran<*,hweig*sch6  Verkehrs-Staatopapiere;  deren  Eigenikümlichkeiten. 

Die  brauns^eig'schen  Staatspapiere  sind  früher,  so  lan^e  die  Staatsschuld 
sich  in  mässigcopenzen  bewegte,  fast  ausschliesslich  im  eigenen  Lande  pla- 
^  ffewesen.  t  der  durch  den  Eisenbahnbau  eingjetretenen  Erhöhung  der 
Schuld  haben  s  ^ber  den  Weg  in's  Ausland  und  insbesondere  auch  nach 

*)  Ges.-  tt.  y.-8^.  von  1884,  8.  117  ff. 
*)  Ges.-  u.  V.-S6|i  von  1853,  8.  178. 
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Süddentschland  geftinden.  Wohl  ans  diesem  Ghnmde  hat  die  henogL  Fmanz- 
verwaltim^  das  Haas  Bothsdiild  in  Frankfort  a/M.  mit  dw  Eh^nng  nicht 
nur  der  Zmscoupons,  sondern  anch  der  yerloosten  Obligationen  betraut. 

Nach  dem  mehrfach  citirten  Gesetze  vom  19.  Decbr.  1884  soll  die  ganze 
Staatsschuld  nur  mit  Obligationen  über  Beträge  von  50,  100,  500  und  1000  Thlr. 
m  Coorantgeld  oder  Golde  verbrieft  werden.  0  Den  grösseren  Stücken  sollen 
femer  halbjährige,  den  Yersdireibungen  Über  50  Thhr.  aber  ganzjährige  Zins- 
Coupons  beigegeben  werden. ')  Diess  ist  seitdem  befolgt  worden  und  zwar  in 
der  Art ,  dass  eine  Couponsserie  je  10  Jahre  umfasst,  nach  deren  Ablauf  neue 
Coupons  auf  Grund  des  Tcurzulegenden  Talons  verabfolgt  werden.  Die  Zins- 
Coupons  sind  im  Inlande  sowohl  bei  der  Kammer-  als  auch  bei  der  Haupt- 
finanzcasse  und  bei  allen  Ereiscassen  zahlbar,  *)  im  Auslande,  wie  eben  er- 
wähnt, bei  M.  A.  v.  Rothschild  und  Söhnen  zu  Frankfurt  Die  verloosten  Ob- 
ligationen wmlen  von  dem  ebengenannten  Bankhause  und  von  der  herzog- 
lichen Hauptfinanzeasse  zu  Braun^weig^)  honorirt.  Alles  ohne  jeden  Abzug. 

Die  Bezeichnung  der  Schuldverschreibungen  weidit  von  dem  Gebrauche 
anderer  Länder  ab.  Jede  Obligation  trägt  nämlich  neben  der  fortlaufender 
Kummer  zwd  Buchstaben,  dnen  grossen  und  einen  kleinen.  Der  letztere  be 
zeichnet  die  Grösse  des  Capitals,  der  erstere  die  Schuldabtheihmg;  z.  I 
A«  deutet  an,  dass  die  Obligation  der  Abtheilung  A  auf  1000  Thir.;  A^  af 
500 Thlr.;  A«  auf  100  Thhr.;  endlich  A<»  auf  50 Thlr.  laute.  Von  jeder  Schulda- 
theilung gibt  es  Übrigens  Titel  mit  verschiedenen  Daten.  Es  scheint  diess  af 
d«n  Umstände  zu  beruhen,  dass  die  einzelnen  Staatsanlehen,  welche  inuer 
die  herzogl.  Leihhausanstalt  als  Staatsbaiüdilstitut  vermittelt,  zunächst  oit 
dner  Hauptschuldverschreibung  und  erst  sjpäter,  wenn  die  LeihhausiEostaltlaa 
Anlehen  weiter  begibt,  mit  kleineren  Parü^obligationen  verbrieft  werden 

Seitdem  die  sogen,  regnhrte,  d.  h.  heimzahlbare  und  mit  Lihaberobligainon 
verbriefte  Schuld  der  herzogl.  Kammer,  wie  wir  gesehen  haben,  fast  vo^tän- 
dig  getilgt  ist,  befinden  sich  im  Verkehre  nur  noch  Landesschul^er- 
schreibungen.  Dem  Zinsfusse  nach  zerfallen  diese  in  3V>poc.  undpi^oc* 
Die  letzteren  sind  aUe  neuere  Datums  (von  1856,  1858  u.  1859  etc.).<Hes6n 
ffünstigen  SSinssatz  hat  Braunschweig  hauptsäehlich  durch  die  Hülff^^üiea 
Credüinstituts,  der  Leihhausanstalt,  erreicht,  welche  den  günstigen  ^unkt 
für  den  Absatz  der  Obligationen  abwartet  und  dem  Staat  inzwia^^^*  ^^ 
nöthigen  Mittel  vorschiesst  Die  einzelnen  Abtheilungen  der  Landesf^^^^^ 
sehreibui^^en  zu  speciflciren,  ist  nicht  erforderlich,  denn  alle  sind  st  sowohl 
der  Qualität  als  der  Form  nach  vollkommen  gleich.  Die  älteren  ho^  weder 
m  Bezug  auf  Sicherheit,  noch  in  Betareff  der  Tilgung,  noch  m  an^^r  Rich- 
tung irgend  emen  Vorzug  vor  den  neueren,  vielmehr  werden  aV^^^  ^^^ 
von  uns  im  Vorangegangenen  dargestellten  Grundsätzen  behandelr 


0  Gesetz  vom  19.  Deo.  1884,  §.  5.  Nach  dem  Landtagsabschie^oJ»  9-  Sept. 
1658.  Art.  4,  sind  die  Goldcapitalien  einzuziehen  und  mit  GourantobliT^i^^  ^  ver- 
tauschen. '  ; 

*)  Gesetz  vom  19.  Deo.  1884,  §.  10. 

^  Daselbst  §.  12  und  Verordnung  vom  4.  Dec.  1835,  §.  11,  (f  ^  V. -Samml. 
8.  797.  7 

*)  Gesetz  vom  20.  Febr.  1887,  §.  6,  Ges.-  u.  V.-Samml.  S.  ZS, . 
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§.  132. 
Staatscredit.    Ceürsnotizen. 

Da,  wie  wir  eben  bemerkt  haben,  die  braunschweig^fichen  Staatseffecten  in 
frfiherer  Zeit  fast  ganz  im  !Mande  und  überwi^end  in  festen  Händen  placirt 
waren,  kamen  sie  auf  den  Börsen  wenig  vor.    Das  Oeoonomiecollegium  batt# 
daher  die  besondere  Yerpflichtung,  ihren  Cours  zu  ermittebi,  um  dadurch  zu 
bestimmen,  wie  sie  bei  Ablösungen  an  Zahlung  gegeben  werden  durften.  Nach 
diesen  Ermittlungen  stamlen   bis  zum  Jahre   1848  die  3\'sproc.  Papiere  auf 
95 — 100,  die  3proc  auf  86 — 90^0.   Für  den  Credit  des  Landes  spricht  indessen 
am  meisten,  dass  ihr  Cours  in  den  Jahren  1848  und  1849  weU  weniger  sank^ 
als  in  den  übrigen  Staaten  und  dass  die  herzogliche  Leihhausanstalt  gerade 
damals  mit  Geldeinlagen  völlig  überhäuft  war.  Die  neuer^i  Eisenbahnanlehea 
haben  aber  das  kleine  Land  mit  MobiliarwerÜien  überfüllt  und  die  Nothwen* 
ügkeit  herbeigeführt,  für  die  Papiere  desselben  im  Ausland  einen  Markt  zu 
uchen.    Diess  hat  den  Cours  um  so  mehr  gedrückt,  als  der  allgemeine  Zins- 
es ringsum  höher  steht,  wie  in  Braunschwe^.  ^ur  Y^anschauhchung  geben 
ii  die  Courssätze  der  Frankfurtec  Börse  von  der  Zeit  an,   von  welcher  ^uf 
dfselben  amtliche  Notirungen  vorkamen.    Die  SVaproo.  Obligationen  standen: 
am  1.  April  1857  auf  90V8  am  1.  Octbr.  1859  auf  86V« 

'  "  „2.  Janr.  1860    «    86»  * 

,  2.  April  „  „  86 
„  2.  Juli  „  „  86V> 
,  1.  Octbr.  ,  ,  86V. 
„  2.  Janr.  1861  „  87V4 
,  2.  April  „  „  89V4 
„  1.  Mai  ^  ^  90V4 
„    1.  Juni       ^       ,    90^4 


§.  133. 
Tergleicbende  Recapitulation. 

Bevölkere  i860  in  runder  Zahl      .       275,000  Shi.     Triflft  auf  den  Kopf 

Staatsge^ e7»/4  GM.  der  Bevölkerung: 

Gesanm^tsschuld  Ende  1860    .    .  11,400,000  Thb.  41,455  Thlr. 

Davon  Ei%ahnschuld  circa     .     .     .    8,400,000     „  30,545 

Staatsvermen  circa 14,000,000    „  50,909     „ 

Beme  JahrDumahme  drca     .    .    .    2,000,000    -  7,273     , 

Directe  Stein  (netto) 412000    „  1,498    l 

Indurecte  dttind.  Chausseegeld  und 

LottOTe       516,000    „  1,876     , 

^^  ?*?^^'t  (netto) 928,000    „  3,374    ' 

Verhälti^^  Schuld  zum  Vermögen  wie  1:1,228;  zu  einer  Jahresein» 
nähme  wie  5,4^  *^  '       ^ 


1.  J«K       ,       , 

90 

1.  Octbr.    ,       „ 

89V. 

2.  Janr.  1858    , 

89'« 

1.  April     ,       , 

87V» 

1.  Juli        ,       , 

87'/e 

1.  Octbr.    ,       , 

87'« 

8.  Janr.  1859    , 

87'. 

1.  April     -       , 

87 
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S.  134. 

12]  CrossherzoglhBin  Sachsen-WeiDiar-Eiseoach/l 

Ifckbiicke  in  die  VergiDgeobeit.  Aus  dem  Emeetinischen  Zweige  des  sachsischen 
Fürstenhauses  (vergl.  oben  Eönigr.  Sachsen)  legte  Herzog  Ernst  August  yon 
Weimar  den  Grund  zur  Bildung  des  heutigen  Grossherzogthums  durch  An- 
führung des  Erstgeburtsrechts  (1724).  Er  selbst  vereinigte  1741  sämmtUche 
Besitzungen  der  Weimar'schen  Linie  unter  seiner  Herrsdiaft  Der  Jena'sche 
Landestheil  kam  alsdann  unter  seinem  Bohne  Ernst  August  Constantin 
hinzu  (1756)  und  der  berühmte  Carl  August,  1815  zum  Grossherzog  erhoben, 
erhielt  die  Herrschaften  Blankenhain  und  Unterkrainichfeld ,  den  kgl.  sächsi- 
schen Neustadter  Kreis,  drei  deutsche  Ordenscommenden  und  Bezirke  von 
Fulda  und  Churhessen.  Bis  1809  war  jedoch  selbst  dieses  kleine  Land  kein 
Einheitsstaat,  vielmehr  hatten  die  drei  früheren  Territorien  Weimar,  Jena 
und  ^isenach  je  besondere  Verwaltung  und  Vertretung.  Durch  Erlass  vom 
20.  Septbr.  1809  ward  aber  die  Vereinigung  dieser  Landschaften  angeordnel 
und  das  am  5.  Mai  1816  gegebene  Grundgesetz  sprach  die  Untheilbarkei 
und  Unveräusserlichkeit  des  Staatsgebiets  aus. 

Hinsichtlich  des  Staatshaushalts  haben  wir  Folgendes  zu  constatire^ 
Wie  in  Deutschland  meistens,  waren  auch  in  Weimar  die  Einnahmen,  Ausgabi 
und  Schulden  der  fürstlichen  Kammer  und  des  Landes  getrennt.  Auchbr 
begegnen  wir  einem  Domänenstreit  zwischen  Fürst  und  Land,    der  bism 
unsere  Tage  hereinragt.    Die  Vertheilung  der  Leistungen  zwischen  Kami:^- 
und  Landescaase  war  dieselbe,   wie  in  andern  Staaten;   doch  hatte  die  ei- 
mar^sche  KammercaAse  einen  grossen  Theil  der  Staatsdienerbesoldungen  i?^r- 
nommen,  ausserdem  lagen  ihr  die  Ausgaben  des  fürstl.  Hauses  und  Hofe$^d 
die  Prästationen  ob,  welche  auf  die  Kammer  fundirt  oder  sonst  aus  fürsi^her 
Gnade  für  Kirchen,  Schulen,  Wittwen  und  Waisen  zu  bestreiten  waren.  Am 
17.  April    1821    ward   behufs   Feststellung    des   Verhältnisses    zwische*  der 
Kammer-   und   Landescasse    ein  eigenes  Gesetz   erlassen,   bei   welche  An- 
lasse nachgewiesen  wiirde,  dass  die  Kammercasseneinnahmen  im  Durcl^hnitt 
625,000  Tbk.  nicht  überstiegen  und  dass  darauf  358,000  Thlr.  Kosteu«i*iten, 
80  dass  dem  Landesfürsten  nur  ein  massiger  Ueberschuss  verblieb.  D^enun- 
geachtet  war  einer  der  im  Jahr  1848  geltend  gemachten  Wünsche  d  Land- 
tags dahin  gerichtet,    dass  das  Kammervermögen  mit  dem  Landesfi^s  ▼er- 
einigt und  eine  Givilliste  ausgesetzt  werden  möge.    Diesem  Verlogen  gab 
der  Grossherzog  in  seiner  Proclamation  vom  9.  März  1848  nach  u^  es  kam 
am  6.  April  1848  eine  Vereinbarung  zu  Stande,   wodurch  der  ei/^^thüm- 
liche  Uebergang  des  Kammerguts  an  den  Landesfiscus  ausgesp^^en  und 
eme  Givilliste  von  280,000  Thlr.  festgestellt  wurde.    Gleichzeitif^de  an 
letzterer  ein  Nachlass   von  30,000  Thlr.  gewährt,   bis  die  FinaoF^ältnisse 


♦)  Wir  haben  im  Bisherigen  diejenigen  deutschen  Staaten  behandel^^^'*  Staats- 
sohnlden  eine  bedeutende  Höhe  erreicht  hab^i  und  deren  Papiere  etf.®"*halb  weit 
Aber  ihre  Grenzen  hinaus  yerbreitet  sind.  Da  darch  letzteren  Umsti^^^  Intereese 
des  grossen  Publikums  hauptsächlich  auf  diese  Papiere  ooncentrirt  is^^ben  wir  bis- 
her möglichste  AusfOhrUchkeit  und  Vollständigkeit  der  Darstellung  a^trebt.  Indem 
wir  nun  zu  den  übrigen  Staatspapieren  übergehen,  müssen  wir  iJjedoch  noth^ 
drangen  grösserer  Kürze  befleissen,  weil  uns  der  Raum  nur  kni4>p  ^^essen  ist  Es 
dürfte  sich  übriffens  von  nun  an  eine  gedrängtere  Behandlung  von  8/."*^**rch  recht- 
fertigen, dass  die  Papiere  der  folgenden  kleineren  Staaten,  weilr"^®^  verbreitet, 
fCür  grössere  Kreise  nur  mehr  ontei^feordnetes  Interesse  darbieten. 
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gfinstiger  sein  würden.  Jene  Yereinbanuig  hatte  jedoch  nnr  bis  zum  Jahre 
1854  unveränderten  Bestand  und  ward  alsdann  m  der  Art  modMcirt,  dasc^die 
Eigenthumsyerhftltnisse  des  Eanunerguts  nach  dem  Stande  vor  dem  6.  April  1848 
im  Princine  wieder  hergestellt,  das  sog.  ChatuUgut  zur  Yöllig  freien  Verwaltung 
des  Grossnerzogs  zurückgegeben,  das  übrige  Domanium  aber  in  Verwaltung  des 
Staats  belassen  wurde.  ^  £ine  f5rmliche  Cassentrennung  fand  also  nicht  wie- 
der statt,  und  da  das  Eammergut  unTcräusserlich  ist,  so  hat  factisch  das  Land 
bei  der  Wiederherstellung  des  gesonderten  Eigenthumsrechts  nichts  verloren. 
Im  XJebrigen  zeigt  eine  Verfolgung  der  finanziellen  Zustande  des  Grossherzog- 
thums  dieselbe  Erscheinung,  wie  in  den  andern  geordneten  Staaten  Deutsch- 
lands: während  und  unmittelbar  nach  den  französischen  Kriegen  grosse  Ver- 
legenheiten, Deficits,  Zerrüttung  und  selbst  Zwangsanlehen;  alsdann  erfolg- 
reiches Streben  nach  Besserung;  von  1830  an  beledigende,  ja  selbst  glän- 
zende Finanzlage;  1848  und  1849  wiederum  Deficits  und  Schuldenvermehrun- 
gen; endlich  seit  1854  eine  entschiedene  Wiederkehr  der  alten  Ordnung. 

In  Absicht  auf  das  Staatsschuldenwesen  haben  wir  im  Ganzen  nur 
solche  Regierungshandlungen  zu  verzeichnen,  welche  Vertrauen  einflössen. 
Schon  1808  erfolgten  Anordnungen  behufb  regelmässiger  Verzinsung  und  Til- 
gung der  Weimar'schen  und  Jena'schen  Landesschulden.  ^  Kach  Ertheilung  der 
Yerrassung  von  1816  gingen  die  Bemühungen  dann  dahin,  die  getrennten 
Schulden  der  einzelnen  Landestheile  zu  veremigen  und  gleiche  Grundsätze  für 
deren  Tilgung  aufzustellen.  1827  kam  ein  Theil  der  Schulden  des  Königreichs 
Sachsen  kraft  Vertrags  mit  Preussen  an  Weimar.  *)  1830  fand  auch  die  for- 
melle Ordnimg  des  Landesschuldenwesens  und  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
auf  4  Vo  statt.  Es  wurde  verfügt,  dass  alle  Schuldverschreibungen  auf  Namen 
gegen  4proc.  Obhgationen  auporteur  in  Stücken  zu  1000,  500,  200,  100,  50  und 
25  Thhr.,  welche  im  Wege  der  Verloosung  binnen  längstens  41  Jahren  zurück- 
bezahlt werden  sollten,  umzutauschen  seien.  ^)  Schon  1836  erfolgte  jedoch 
die  Kündigung  der  4proc.  Obligationen  und  die  Ermässigung  des  Zinsfosses 
der  Landesschuld  auf  3'A7o.  *)  1839  fand  man  räthlich,  „zur  Vermehrung 
der  ümlaufinittel'  eine  eigenthümliche  Art  von  Staatsschuldscheinen  zu  ereiren, 
nämlich  kleine  Stücke  zu  667«,  33V«  und  16*/«  Thhr.  (Lit.C,  B  und  A),  ver^ 
zinsUch  zu  37^  und  zwar  die  grösseren  Stücke  (0  u.  B)  in  einjährigen,  die 
kleineren  in  zweijährigen  Terminen,  und  rükzahlbar  im  Wege  der  Verloosung 
erst  von  da  ab,  wenn  die  8Vsproc.  Obligationen  getilgt  sein  würden.®)  Zur 
Erleichterung  des  Umsatzes  dieser  Staatsschuldscheine  wurde  1842  verordnet, 
dass  dieselben  bei  den  Kreissteuereinnehmereien  gegen  baares  Geld  umge- 
wechselt werden  könnten.  ^)  In  demselben  Jahre  erfolgte  die  Umwandlung 
derjenigen  37*proc.  Obligationen,  welche  noch  auf  Namen  lauteten,  in  ^leich- 
zinsige  Inhaber-Obligationen,  ^)  so  dass  es  von  nun  an  keine  Namenobligatio- 
nen mehr  in  Sachsen-Weimar  gab.  Wegen  des  Rechtsschutzes  der  Inhaber- 
Obligationen  waren  schon  vorher  (1838  u.  1839)  geeignete  GFesetze  erlassen 
worden,    welchen   1847   ein  solches   über  die  Wiederincourssetzung   der  au 


>)  Vergl.  Verordnong  rem  4.  Mai  1854,  Regierongsbl.  8.  229, 
*)  Regulative  vom  16.  März  1808. 
")  \er^,  Gesetz  vom  1.  Aug.  1827. 
^)  Bekanntmadnuig  vom  1.  März  1880. 
^)  Bekanntmachung  vom  33.  März  1886,  BegiernngsbL  8.  80. 
^  Bduumtmachung  des  LandsohaftsooUegiums  vom  29.  April  1889,  Regierungsbl. 
S.  239. 

^  Bekanntmachung  vom  28.  Janr.  1842,  Regierungsbl  8.  86. 
^  Bekaantma<toBg  vom  26.  Mftn  1842,  Regierungsbl.  8.  122. 
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porteur- Papiere  folgte.  Wir  kommen  hierauf  zurück.  Im  letzteren  Jahre 
zeigten  sich  die  Bückwirkunffen  der  Theorung  auf  den  Staatshaushalt  und  es 
BUtchte  sich  die  damalige  Geldklemme  geltend.  Die  Regienmg  hatte  sich  aber 
verpflichtet,  sich  bei  der  Thüringischen  Eisenbahnuntemehmung  mit  einer  Ca» 
nitaleinlage  Ton  900,000  Thlr.  zu  betheiligen.  Um  nun  die  hiezu  erforderlichen 
Mittel  ohne  grosse  Lasten  zu  beschaffen,  ward  die  Ausgabe  unirerzinslicher 
Cassenanweisungen  in  der  Summe  Yon  600,000  Thlr.  beschlossen  und  bewirkt 
welche  gleich  baarem  Gelde  angenommen  werden  mussten. ')  Schon  1842  und 
.  1846  hatten  zum  Zwecke  der  vorgedachten  Convertirungen  und  behufs  der 
Betheiligung  des  Staats  an  den  im  Grossherzogthum  entstandenen  Privateisen- 
bahnuntemehmungen  Anlehensaufnahmen  stattgefunden,  welchen  1848  ein 
Kammeranlehen  folgte.  Eine  weitere  S'/sproc.  Schuldaufnahme,  jedoch  zu 
sehr  günstigem  Course,  (95 — 97^/ o)  kam  im  Jahre  1856  hinzu,  welche  den 
Beweis  liefert,  wie  sehr  der  Staatscredit  gehoben  ist  Sie  erfolgte  indessen 
nicht  zu  laufenden  Zwecken,  sondern  wiederum  behufs  der  vertragsmässigen 
Betheiligimg  des  Staats  an  dem  Unternehmen  der  Werra-Eisenbahn.  ^ 

Die  Landesschuld  betrug:  Die  Kammerschuld  hatte  bei  der 

1820 1,990,216  Thhf.  Veremigung  der  Gassen  im  Jahr 

1830 3,452,792     „  1848  einen  Bestand  von 

1847 4,131,358     „  —  1,483,065  TWr. 

1851  waren  beide  Abtheilungen  auf  die  Summe  von  6,638,045  TUr.  angewachsen* 
ZasUid  der  fiegeowart. 

Budget  der  beiden  letzten  Finanzperioden  (Durchschnitt  auf  1  Jahr): 
Einnahmen:  IS'^'e«.  18*>«- 

Aus  dem  Fiscalvermögen 527,887  TWr.        557,145  Thlr. 

„    Hoheitsrechten 167,340      „  169,095       , 

Steuermässige  Einnahmen 851,985      „  896,750      , 

Insgemein 3,665      „ 2,200      „ 

Summe  der  Jahreseinnahme 1,550,827  Thlr.     1,625,190  Thlr. 

Ausgaben : 

Grossherzogliches  Haus 250,000      „  280,000      „ 

Landtag  und  Bundeslasten 12,997       „  16,050      „ 

Staatsschuld  (Tilgung  und  Verzinsung)    .     279,430       „  273,062      „ 

Kosten  und  Lasten  des  Staatsvermögens         77,510      ^  75,567      „ 

Staatsverwaltungskosten 579,684      „  611,876      , 

Militäraufwand 141,000       „  144,259      „ 

Sonstige  Ausgaben 203,618      „  224,037      „ 

Summe  der  Jahresausgabe    ....    .    1,544,239  Thlr.     1,624,851  Thlr. 
Ueberschuss 6,588  Thb.  339  Thlr. 

'  Staatsschuld.  Sie  zerfallt  in  die  mit  Zinsen-  und  TUgnng^onds  fundirte» 
in  die  nur  mit  einem  Zinsenfonds  ausgestattete  und  in  die  unverzinsliche  Pa- 
piergeldsschuld. Ihr  Gesammtbetrag  war  am  15.  März  1859 :  5,105,798  Thlr. 
Staatsgarantie  hat  das  Grossherzogthum  in  Verbindung  mit  Sachsen- 
Meiningen  und  Coburg-Gotha  für  4®  o  Reinertrag  des  8  Mill.  betragenden 
Actiencapitals  der  Werrabahngesellschaft  auf  10  Jahre,  von  der  Betriebseroff- 
nung  an  gerechnet,  geleistet,  •)  und  zwar  erstreckt  sich  diese  Garantie  auf  */4 
des  Actiencapitals. 


0  GesotE  vom  27.  Aug.  1847,  Regienmgsbl.  von  1S48,  8.  3. 
■)  Bekanntmachung  vom  80.  April  1856,  Regienmgsbl.  8.  137. 
0  Conoessionsurkunde  vom  21.  Deo.  1856,  R^erungsbL  von  1856,  S.  86.    Da  die 
Bahn  bis  jetzt  nicht  4^  o  rein  ertrug,  wird  die  geleistete  Staatsganmtie  praktisoii.   Ein 
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SidMriieitSOllJe«^  dw  StaatSsAuM.  Die  Landessoknld  haftet 
ausdrücklicher  gesetsHcher  Bestmunmig  auf  den  gesammten  Einküuftea  des 
Landes,  die  Kammerschuld  speciell  auf  dem  Eammervermögen.  Nadidem 
die  Reyenüen  des  letzteren  nun  in  die  Staatscassen  fliessen,  bilden  sie  auch 
für  die  Landesschuld  nach  Absatz  der  heraogl.  Giyilliste  ein  Sidierheitsobject. 
Die  Grösse  des  Kammer-  und  Landesvermögens  ist  aus  den  eben  dar* 
gestellten  Bevenüen  desselben  ersichtiieh  und  reicht,  wenn  man  auch  die  Be- 
triebskosten und  Lasten,  sowie  die  darauf  n^ende  Hofdotation  in  Abzug 
bringt,  ToUkommen  zur  Deckung  der  ganzen  Staatsschuld  aus. 

Staatsgebiet:  66  Quadratmeilen.  Yolkszahl  1858:  267,112  Seelen.  Auf 
den  Kopf  kommen:  yon  der  Gesammtstaatsschuld  circa  19  Thlr.;  gamse 
Steuerlast:  3,359  Thlr. 

Staatyveifassunff.  Verwaltung  der  Staatssohuld,  Das  revidirte  Gnmd- 

fesetz  über  die  Yenassung  des  Grossherzogthums  vom  15.  Octbr.  1850  ^)  (mit 
iusatzgesetzen  vom  22.  desselben  Monats,  6.  April  1852  und  4.  Mai  1854) 
rdht  das  Land  unter  die  wirklich  constitutionellen  Staaten  ein.  Hinsichtlich 
der  Staatsschuld  spricht  es  in  §.  4,  Zfifr.  2,  aus,  dass  ohne  Zustimmung  der 
Stande  keine  Anleihen  auf  die  Staatscassen  und  das  Vermögen  der  Staatsbürger 

gemacht,  noch  sonst  Finanzmaassregeln  eigrifßen  werden  dürfen,  welche  das 
taatsvermögen  oder  das  Vermögen  der  itaatsbürger  in  Anspruch  nehmen 
könnten.*  Auch  yerleiht  es  in  Zlr.  3  desselben  Paragraphen  dem  Landtage 
das  Recht,  die  Bechnungen  der  Staatscassen  zu  pritfen.  Die  Organisation 
der  Finanzbehörden  ist  durch  Gesetz  yom  5.  März  1850  0  erneuert  worden. 
Danach  besteht  im  Staatsministerium  ein  verantwortliches  Departement  für 
die  Finanzen;  diesem  untergeordnet  ist  ein  Cassendurector,  welchem  die  Lei- 
tung der  Hauptstaatscasse  mit  allen  Untercassen  obliegt.  Zur  Tilgung  und 
Verzinsung  der  Staatsschulden  ist  eine  Schuldentilgungscasse  zu  Weimar  er- 
ridbtet,  die  ihre  gesetzlich  festgestellte  Bedarfsumme  aus  der  Hauptstaatscasse 
erhält.  Dass  den  Ständen  ein  unmittelbarer  Einfluss  auf  die  Verwaltung  der 
Tilgungscasse  zustände,  haben  wir  nirgends  ausgedrückt  gefunden. 

Gesetzgebung  über  die  Tilgung  und  Verzinsung  der  Staatssohuld* 
Die  Beguhrung  der  Tilgungsfonds  ist  von  jeher  aus  Anlass  der  einzelnen 
Schuldaufiiahmen,  beziehungsweise  der  Creirung  neuer  Schuldtitel  erfolgt.  Inr 
soweit  überhaupt  eine  Tilgung  stattfindet,  ist  ein  Tilgungsfonds  von  IVo  der 
ursprünglichen  Schuld  mit  Zinsenzuwachs  aus  den  getilgten  Obhmtionen  fest- 
gesetzt Femer  ist  bestimmt,  dass  die  Tilgung  im  Wege  der  Yerloosung  in 
halbjährigen  Terminen  zum  Nominalwerthe  geschehen  soU.^  Zu  den  so  Tor- 
loosbaren  Schuldrerschreibungen  des  Landes  gehören  aUe,  mit  Ausnahme  der 
3proc.,  bezüglich  welcher  wir  oben  das  Nöthige  bemerkt  haben;  insbesondere 
die  landschanfidien  Obligationen  vom  l.Oct.  1830,  vom  I.Juli  1842,  von  1846 
und  1856.  Bei  letzteren  beginnt  die  Tilgung  erst  von  1863  an.  Die  Zinsen- 
zahlung geschieht  aus  den  grösseren  Obligationen  (bis  herab  auf  100  Thlr.) 
halbjälaig,  von  den  kleineren  jährlich,  bezw.  in  zweijährigen  Terminen  (vergl. 
oben).  Den  Obligationen  werden  Coupons  auf  4  Jalure  mit  Talons  beigegeben.^ 


weiteres  Opfer  fOr  Eisenbahnzwecke  haben  die  Staaten,  welche*  an  der  Thüringer 
Bahn  betheilifft  sind,  dadurch  gebracht,  dass  sie  von  ihren  Einlagen  erst  dann  ein 
Erträgniss  verTangten,  wenn  die  Privatactien  zuvor  Z^/o  Dividende  erhalten  haben. 

0  Abgedruckt  bei  Zachariae  a.  a.  0.  S.  502  fP. 

*)  RegiemngsbL  von  1850,  S.  108  ff. 

*)  TeigL  Bekanntmachungen  vom  1.  März  1890,  28.  März  1886,  29.  April  1889, 
26.  März  1842  und  vom  80.  Aprü  1856. 

*)  Ebendasdbst 
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Entere  kennen  nicht  nur  bei  der  StaatssdiuldentSgungBcasse ,  sondern  auch 
bei  den  Reohnnngsämtem  zu  Allstadt,  Eisenaeh,  Jena,  Ilmenau  und  Neustadt, 
sowie  bei  allen  übrigen  Recfanungsämtem  eingeldst  werden,  sofern  letztere  ge- 
nügenden Baaryorratii  haben.  ^) 

Gesetzgebung  Über  Amorasation,  Vlndfeation,  Yeijfthrnng  nnd  F68^ 
l&achnng  der  Iniiaberpapiere.  Die  Amortisation  verlorner  oder  yemich- 
teter  Btaatsschuldscheine  ist'  nach  Weimar'scbem  Rechte  beschränkt  Es  hat 
nämlich  nur  dann  sofort  ein  Mortificationsverfahren  einzutreten,  wenn  die  Ver- 
nichtung des  betreffenden  Papiers  erwiesen  werden  kann.  Ist  dieser  Beweis 
nicht  zu  führen,  so  muss  Yerjährung  hinzukommen.  *)  Die  Verjährungsfrist 
ist  zu  Gunsten  des  Anrufenden  Ar  die  Hauptschuldversclureibungen  auf  10  Jahre 
herabgesetzt.  *) 

Die  Vindication  Weimar'scher  Staatspapiere,  welche  nicht  ausser  Cours 
gesetzt  sind,  ist  schlechthin  untersagt.  Dem  Beschädigten  bleibt  nur  eine 
persönliche  Klage  gegen  den  Besitzer  oder  aus  dem  Verbrechen  gegen  den, 
der  die  Papiere  widerrechtlich  an  sich  gebracht  hat.*)  Hinsichtlich  der  Tom 
Königreich  Sachsen  auf  Weimar  übergegangenen  Papiere  gilt  das  chursäch- 
sische  Mandat  vom  26.  Januar  1775  *)  (vergl.  oben  S.  280—231). 

Hinsichtlich  der  Verjährung  ist  ausgesprochen:  Forderungen  wegen  ver- 
faUener,  nicht  erhobener  Zinsen  von  Staatsschuldscheinen  verjähre^  in  vier 
Jahren,  während  es  hinsichtlich  der  ausgeloosten  Capitalien  bei  der  sächsischen 
Verjährungsfrist  von  81  Jahren,  6  "Wochen  und  8  Tagen  verbleibt.  *) 

Endlich  ist  die  Festmac hung  au  porteur  gestellter  Papiere  betreffend, 
die  eigenthümhche  Bestimmung  getroffen,  dass  jeder  Inhaber  befugt  sei,  der- 
artigen Obligationen  und  Talons  (nicht  aber  auch  Coupons)  durch  den  Beisatz: 
„wird  ausser  Cours  gesetzt**  mit  Beiftigung  seines  Wohnorts,  des  Tages  und 
Jahres,*  und  seines  ganzen  Namens,  die  Eigenschaft  von  Inhaberpapieren  völlig 
«u  benehmen.  ^  Sollen  aber  diese  Papiere  den  Charakter  von  Inhaberpapie- 
ren wieder  erhalten,  so  kann  diess  nur  vor  oder  durch  eine  öffentliche  Be- 
hörde geschehen,  welche  ihre  gewöhnliche  Unterschrift,  Jahr  und  Tag,  den 
Stempel  und  die  Worte:  „in  Cours  gesetzt**  beizufügen  hat  Competent  hiezu 
sind  alle  Stadtgerichte  und  Justizämter,  auch  Verwaltungsoberbehörden  in  An- 
sehung solcher  Papiere,  welche  sie  selbst  ausser  Cours  gesetzt  haben.  *) 

§.  135. 

13)  firossherzogthom  Oldeoborg. 

Bfickblicke  in  die  VergaRfenlieil.  Das  heutige  Grossherzogthum  Oldenburg  be- 
steht aus  den  vormaligen  Grafschaften  Oldenburg  und  Delmenhorst  (dem, 
apäteren  Herzogthume  Oldenburg),  dem  Fürstenthume  (vormals  Bisthum)  Lübeck 
und  dem  Fürstenthume  Birkenfeid  (jenseits  des  Bheins),  welche  beide  Für^ 
stenthümer  durch  den  Beicbsdeputationsschluss  von  1808  und  durch  die  Wiener 

')  Bekanntmadrang  Tom  18.  Juni  1857,  Regierungsbl.  S.  108. 
•)  Gesetz  vom   19.  April  1883,  Regierungsbl.  S.  228.    Heber  das  Verfahren  siehe 
daselbst  und  Völker,  Handbuch  des  grossh.  säohs.  Priratrechts  §.  119. 
*)  Gesetz  vom  26.  April  1839,  Regierungsbl  8.  248. 
*)  Gesetz  yom  19.  April  1833,  §.  1,  2. 
*)  Gesetz  vom  1.  Aug.  1827,  §.  7. 
*)  Gesetz  vom  19.  April  1888,  §.  27. 
^  Ebendaselbst  §.  80. 
*)  Daselbst  §.  32.    Gesetz  vom  21.  Juni  1847,  Regierungsbl.  S.  200. 
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CcDgressacie  von  1815  dem  Horx^  ab  EiiisoliSdigiiBg  Ar  den  an^ehdbenea 
Weserzoll  und  fiir  die  —  durch  die  firanzösische  Oocupation  erlittenen  Yer« 
InBte  zugetheilt  wurden.  Obgleich  diese  Laadestheile  seit  1849  eine  gemein^ 
schafüicne  Verfassung  haben  (rcTidirt  1852),  so  sind  sie  doch  jetzt  noch  nicht 
zu  einem  förmlichen  Einheitsstaate  yersohmolzen:  sie  haben  Tielmehr,  insbe^ 
sondere  in  finanzieller  Beziehung,  heute  noch  abgesonderte  Verwaltung.  Die 
Geschichte  des  Staatshaushalts  ist  selbstverständHch  von  der  Entstehungsge» 
schichte  des  Staats  wesentlich  beeinflusst 

Zur  Zeit  der  Grafen  war  der  Haushalt  so  einfach,  dass  die  namhaften 
Domänen  (Wittekind^schen  AllodiaJguter)  die  Hof-  und  Staatsausgaben  deckten 
und  Yon  Steuern  selten  die  Rede  war.  Auch  während  der  dänischen 
Herrschaft  (1767—1773)  waren  die  Staatsbedürftiisse  noch  massig,  obschon 
damals  bereits  directe  und  indirecte  Steuern  ständig  geworden  waren.  Der 
Ertrag  dieser  war  1769:  288,406  Thlr.  Die  herzogliche  Regierung  (die 
Erhebung  der  Ghrafschaft  zu  einem  Herzogthum  geschah  1777  durch  Kaiser 
Joseph  U.)  sah  sich  aber  im  Anfange  des  19ten  Jahrhunderts  gezwungen,  , 
eine  sehr  drückende  Steuererhöhung  zur  Bestreitung  der  durch  die  französi- 
schen Kriege  verursachten  Kosten  und  Lasten  einzulihren.  Der  Beitritt  zum 
Rheinbund  rettete  die  Selbstständigkeit  des  Herzogthums  nicht  1810  be* 
mächtigte  sich  Frankreich  des  Landes  und  theilte  es  den  Departements  der 
Elbe-  und  Wesermttndungen  zu.  Während  dieser  französischen  Herr- 
schaft stiegen  die  Leistungen  desselben  auf  ihren  Gipfelpunkt.  Es  entstan- 
den Schulden  von  mehr  als  1,200,000  Thlr.,  welche  das  alte  Herzogthum  idlein 
zu  vertreten  hatte.  Li  gleicher  Weise  wurde  das  Ftirstenthum  Lübeck  mit 
Schulden  beschwert,  die  es  bei  seiner  Einverleibung  mitbrachte.  Behufs  Til- 
gung derselben  wurde  in  beiden  Landestheilen  eine  besondere  Kriegssteuer 
eingeführt,  mit  deren  Erträgniss,  sowie  mit  Hülfe  der  von  auswärts  einkom- 
menden Entschädigungen  und  Subsidien  der  grösste  Theil  der  Schulden  bis 
1823  abbezahlt  wurde.  Li  der  Folge  blieb  der  Staatshaushalt  bis  zum  Jahre 
1848  im  Gleichgewichte:  es  entstanden  aber  dennoch  in  allen  drei  Landes- 
theilen neue  Schuldverpflichtungen,  insbesondere  zur  Förderung  des  Strassen- 
baues  und  zur  Erwerbung  und  Verbesserung  von  Staatsgütern.  Im  Jahre 
1848  waren  daher  die  drei  Provinzen  mit  folgenden  Schulden  belastet: 

1)  Alte  Schulden   (vor  1810      Oldenburg:  Lübeck:  Birkenfeld: 
entstanden) 89,794  Thhr.              —  — 

2)  Allgemeine  Schulden   aus 

der  Zeit  von  1810  bis  1848  168,545  „  36,084  Thlr.  28,125  Thlr. 

3)  Chausseebauschulden    .     .  779,634  „  100,856     „  30,797     „ 

4)  Cautionen 169,190  „  25,671     „                — 

5)  Kriegsanleihe  von  1848   .  99,060  „  9,919     „  11,021     ^ 

1,306,223  Thlr.    172,530  Thlr.       69,943  Thlr. 

Zusammen 1,548,696  Thhr. 

Man  sieht,  dass  hierunter  bereits  120,000  Thlr.  begriffen  sind,  welche 
behufs  Bestreitung  ausserordentlidier  Budgetbedürfhisse ,  insbesondere  der 
vermehrten  Militärkosten  von  1848,  aufgencnnmen  wurden.  Im  folgenden 
Jahre  1849  fand  zu  gleichem  Zwecke  die  Annahme  der  ersten  gemein- 
schaftlichen Schuld  im  Betrage  von  210,000  Thlr.  und  die  Contrahirung 
einer  weiteren  Strassenbauschuld  auf  den  Credit  des  Herzogthums  im  Be- 
laufe von  19,000  Thlr.  statt ')    Eine  sehr  umfassende  Vermehrung  der  Schul- 


0  Q«6etie  vom  22.  Febr.  1849,  Nr.  20  und  21,  Gesetzblatt  Bd.  12,    8.  156— 167. 
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den  des  Herzogthums  Terorsachte  die  Brwerbmig  und  ESnyerleibnng  der 
Reichsgrafechaft  Kniphausen,  für  welche  1,100,000  Thlr.  in  SVaproc.  8taat»- 
aeholdscheinen  als  gräflich  Bentink'sches  Fideicommiss  und  750,000,  resp. 
850,000  Thlr.  baar  zu  zahlen  waren. ')  Wir  finden  daher  in  den  €Fesetzblät> 
tem  folgende  weitere  Anleihen  des  Herzogthums  Oldenburg  genehmigt: 
925.000  Thlr.  1855  zu  Bestreitung  der  Ausgaben  während  der  Fi^zperi^ 
18^/5T*);  100,000  Thhr.  1857  zum  Abtrag  an  der  Forderung  des  Grafen 
G.  Y.  Bentink; ')  835,000  Thlr.  1858  zum  Abtrag  der  älteren  kilndbaren  Lan- 
desschulden *)  und  583,000  Thlr.  im  gleichen  Jahre  behu&  Deckung  der  Aus- 
gaben während  der  Finanzperiode  18^%o<^),  zusammen  2,393,000  Thlr.  Diese 
Summe  bezeichnet  jedoch  nicht  die  wirkliche  Schuldyermehrunff  des  Herzog- 
thums, vielmehr  ist  darunter  ein  sehr  namhafter  Betrag  inbegriffen,  welcher 
nur  eine  Umwandlung  älterer  SehuldYcrbindlichkeiten  involrirt  Für  das 
Fürstenthum  Lübeck  sind  in  den  Budgets  von  18'Veo  folgende  Ci^i- 
talaufiiahmen  vorgesehen:  18"/54:  24,000  Thlr.,  18"/6t:  70,000  TMr.  und 
18'^7eo:  63,300  Thlr.  holsteinisch  Courant;  fOr  das  Fürstenthum  Birken- 
feld 18"/m:  20,000,  18*V":  20,000  Thb.  preuss.  Cour.  Diese  Schuldaufoah- 
men  sind  grossentheils  durch  den  fortdauernden  Chausseebau  veranlasst  wor- 
den. Für  das  ganze  Grossherzogthum  berechnete  sich  die  Staatsschuld, 
wobei  übrigens  nur  die  Anleihe  von  1849  als  unabget^eilte  gemeinschaMiche 
Schuld  angeführt  ist,  wie  folgt: 

1849  zu 1,043,000  Thk. 

1850  zu 1,687,133      „ 

1851  „     (rund) 1,600,000      „ 

1856    „         „ 3,550,000      „ 

ZasUnd  der  Gegenwart.  Das  Staatsgebiet  umfasst  114  Quadratmeilen.  Die 
Bevölkenm^  zählte  Ende  1858:  294,359  Köpfe,  wovon  237,188  auf  dasHer- 
zogthum  Oldenburg.  21,685  auf  das  Fürstenthum  Lübeck  und  35,486  auf  das 
Ftotenthum  Birkenfeld  kamen. 

Budget.  Die  mit  dem  Landtag  vereinbarten  Staatshaushaltsetats  schlössen 
ab,  wie  folgt  :•) 

r,       1 cu  Herzogth.        Fürstenthum     Fürstenthum 

Grossherzogthum:   Qidenb^:  Lübek:  Birkenfeld: 

(preuse.  Cour.)      (preuss.  Cour.)       (holst.  Cour.)      (preuss.  Cour.) 
1858:  Einnahmen  621,000  Thbr.     1,564,000  Thb.     155,900  Thb.     165,900  Thlr. 

Ausgaben    621,000     „        1,571,000     „        155,700     „     •  156,200     . 
1859:  Einnahmen  510,000  Thk.     1,273,000  Thlr.    135,900  TWr.     150,000  Thlr. 

Ausgaben    510,000     „        1,280,000     „        134,600     ^       148,500     „ 
1860 :  Einnahmen  530,000  Thlr.     1,232,000  Thlr.    137,700  Thlr.    139,000  Thlr. 
Ausgaben    530,000    ^        1,242,000     ,,       136,100    „       149,600    „ 

Dabei  sind  die  eben  aufgeführten  Gapitalaufiiahmen  bereits  in  Einnahme 
gestellt.  Die  Centraleinnahmen  bestehen  übrigens  mit  Ausnahme  der  Sportein 
der  Oberbehörden  ganz  aus  Beiträgen  der  drei  Landestheile  und  ersdieinen 
daher  in  den  Etats  der  letztem  in  Ausgabe.    Man  kann  somit,   um  die  Ge« 


*)  Yergl.  die  mit  dem  Grafen  ▼.  Bentink  a1 
3854,  Gesetzblatt  Bd.  14,  S.  219,  und  vom  30. 


resohlossenen  Yertrflge  vom  13.  April 
uni  1854,  das.  8.  224. 

>)  Gesetz  vom  4.  Juni  1855,  Gesetzblatt  Bd.  14,  S.  750. 

*)       y,         „5.  Oct.  1857,  „  „     15,  8.  881. 

*)       „         „4.  Aug.  1858,  „  „     16,  8.  629. 

*)       „         „8.  Sept.  1858,         „  „     16,  8.  687. 

^  Ye^L  Fmanzgesetz  Tom  14.  Juni  1868  nebst  Anlagen,  GesetibL  Bd.  le,  8. 259  iL 
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sammt-Hinnahme  und  Ausgabe  zu  bereclmen,  die  Smnmen  aller  vier  Etats 
nicht  einfach  addiren,  sondern  mnss  die  Centraletats  ausser  Rechnung  lassen. 
Obgleich  die  Etats  des  Herzogthums  auch  in  Mheren  Jahren  Deficits  zeigten, 
haben  sich  doch  bei  der  definitiyen  Abrechnung  Ueberschüsse  ergeben,  was 
auch  in  dieser  Finanzperiode  zu  erwarten  ist.  unter  den  Einnahmen  für 
1860  sind  directe  und  mdirecte  Steuern  inbegriffen:      Betrag:         per  Kopf: 

ün  Herzogthum  Oldenburg 766,840  Thhr.  2,609  Thlr. 

im  Fürstenthum  Lübeck 60,168    „       2,775    „ 

im  Fürstenthum  Birkenfeld 115,484     „       3,254     „ 

Staatsschuld.    Die   Gesammtschuld    aller    drei  Landestheile    betrug   am 

1.  Januar  1859  in  runder  Summe 3,923,000  Thlr. 

Dazu  werden  inzwischen  gekommen  sein :  das  Anlehen  nach 
dem  Gesetz  vom  8.  Septbr.  1858  für  das  Herzogthum  Olden- 
burg mit 533,000     „      «) 

und  die  im  Etat  des  Fürstenthums  Lübeck  für  1859  und    . 

1860  vorgesehenen  Capitalau&ahmen  mit 29,800     ^ 

Summe 4,485,800  Thlr. 

Berücksichtigt  man  die  während  der  Jahre  1859  und  1860 
stattgehabte  Tilgung,  welche  in  Oldenburg  eine  sehr  bedeu- 
tende ist,  so  wird  der  Gesammtschuldenstand  Ende  1860  die 

Summe  von  circa 4,400,000  TUr. 

betragen.  Dabei  darf  nicht  unberücksichtigt  bleiben,  dass  einerseits  unter 
dieser  Summe  keine  Anleihen  für  Eisenbahnen  oder  andere  productive  Anla- 
gen begriffen  sind,  andererseits  aber  die  Schuld  doch  nur  durch  Strassenbauten 
und  durch  die  Erwerbung  der  bentink'schen  Grafechaft;  zu  dieser  Höhe  ange- 
wachsen ist 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  trifft  es  an  der  Gesammtschuld  circa  15  Thlr. 
Sicherheiten  für  die  Staatsschuld.  Die  Anleihe  vom  22.  Febr.  1849  mit 
210,000  Thlr.,  wovon  jedoch  mehr  als  die  Hälfte  bereits  abgetragen  ist,  haftet 
auf  dem  ganzen  Grossherzogthum,  welches  als  solches  kein  unmittelbares 
Vermögen  besitzt,  vielmehr  seine  Bedürfhisse  aus  Beiträgen  der  Provinzen 
b^treitet.  Den  Schulden  der  Provinzen  stehen  dagegen  namhafte  Erträg- 
nisse des  Staatsguts  gegenüber.  Diese  sind,  abzüglich  der  darauf  radicirten 
Sustentationssumme  des  Gbossherzogs,  im  Etat  für  1860  berechnet:  für  das 
Herzogthum  Oldenburg  zu  319,312  Thhr.;  für  das  Fürstenthum  Lübeck  zu 
61,056  Thlr.  und  für  das  Fürstenthum  Birkenfeld  zu  23,296  TUr.  und  über- 
ateigen  die  Ausgabe  auf  Tilgung  und  Verzinsung  der  Schulden  um^s  Mehr- 
fache. Die  Verhätnisse  des  Domanial-Vermögens  sind  durch  Vertrag  zwischen 
dem  Grossherzog  und  dem  Landtag  vom  5.  Febr.  1849  *)  dahin  fes^estellt, 
dass  dem  Grossherzoge  neben  den  Schlössern,  Parks  etc.  ein  Complex  des 
vormaligen  Domanialvermoffens  als  Krongut  zum  Pachtwerthe  von  85,000  Thlr. 
überlassen,  alles  übrige  vermögen  aber  als  Staatsgut  erklart  wurde.  Aus 
dem  letzteren  ist  alsdann  eine  weitere  Summe  von  85,000  Thlr.  zum  Unter- 
halte des  grossherzogl.  Hauses  zu  entrichten ,  welche  speciell  auf  das  Staats- 
fut  radicirt  ist  und  von  dessen  Ertrag  vorweg  abgezogen  wird.  Das  gesammte 
taatsgut  ist  als  me,  in  seinen  wesentlidien  Bestand  weilen  zu  ei^ltende,  im 
Eigenthume  des  ungetheilten  Grossherzogthums  stehende  Gesammtmasse  er- 


1)  Ver^L  Bekanntm.  vom  14.  Sept.  1858,  14.  Febr.  und  26.  April  1859,  wodurch 
die  EnuBsion  dieses  Anlehens  verfügt  wurde. 

*)  AU  BeU.  I.  zum  revidirten  Stäatsgrundgesetz  vom  22.  17ov.  1852,  abgedruckt 
im  Gesetzblatt  Bd.  18,  S.  204. 
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klärt,  zerfällt  aber  in  Beziehung  auf  die  damit  Terfoundenen  Lasten  und  Be- 
schwerden und  in  Beziehung  auf  den  Genuss  seiner  Einkünfte  in  drei  nach 
den  Provinzen  gesonderte  Massen. ')  Das  Krongut  ist  wie  das  Staatsgut  un- 
Teräusserlich. 

Staatsverflassung.  Verwaltung  der  Staatsschulden.  Das  reyidirte  Staais- 
gmndgesetz  iiir  das  Grossherzogthum  Oldenbuig  vom  22.  Novbr.  1852  *)  ist 
^e  wirkliche  Constitution  nach  den  neuesten  Pnncipien  und  sichert  den  Ver- 
tretern des  Volks  Theilnahme  an  der  gesammten  Gesetzgebung.  Hinsichtlich 
des  Staatsschuldenwesens  ist  darin  nur  yerfügt,  d^s  —  dringende  und 
^vorhergesehene  Fälle  ausgenommen  —  Anleihen  und  Schulden  ohne  Zu- 
stimmung des  Landtags  gültig  nicht  gemacht  werden  können. ')  Besondere 
Schuldentilgungsanstalten  sind  nicht  errichtet,  vielmehr  besorgen  die  in  den 
Provinzen  eingesetzten  Landescassen,  beziehungsweise  die  herzogl.  „Eammem' 
die  auf  die  Landesschulden  ^eder  Provinz  Bezug  habenden  Angelegenheiten. 
Dem  Landtage  sind  jedoch  die  Rechnungen  zur  Einsicht  und  Prüfung  vorzu- 
legen. *) 

Gesetzgebung  über  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Landesschulden. 
Das  Schuldenwesen  Oldenburgs  ist  noch  keineswegs  nach  dem  modernen  Ore> 
ditsysteme  geordnet.  Es  sind  daher  keine  allgemeinen  Grundsätze  über  die 
Tilgung,  vielmehr  vnrd  bei  jeder  Anleihe  ein  besonderer  Tilgungsplan  ange- 
stellt. In  gleicher  Weise  sind  selbst  die  neuesten  Anleihen,  vne  die  Mheren, 
derart  contrahirt  worden,  dass  es  im  Belieben  des  Gläubigers  stand,  sich  halb- 
jährige Kündigung  vorzubehalten,  wobei  er  sich  freilich  einen  niedrigeren 
Zinsfuss  (3V2V0)  gefallen  lassen  musste,,  oder  aber  4proc.  unkündbare  Ver- 
briefungen zu  verlangen,  welche  alsdann  im  Wege  der  Verloosung  zur  Abtra- 
gung zu  kommen  haben.  Auch  die  Grösse  der  Schuldtitel  ist  in*s  Be- 
heben des  Subscribenten  gestellt,  nur  mit  der  Beschränkung,  dass  der  sub- 
scribirte  Betrag  mit  100  theilbar  sein  soll.  Die  Tilgungsquote  ist  übrigens 
von  jeher  zu  einem  höheren  Satze  fixirt  worden,  als  in  andern  Staaten; 
so  z.B.  für  das  gemeinschafthche  Anlehen  von,  1849  auf  b^/o')-  für  das  Anlehen 
des  Herzogthums  von  1855,  insoweit  es  unkündbar  contrahirt  wurde,  zu4^/o«); 
tta  das  ijilehen  von  1857  ebenso  zu  4Vo,  beginnend  mit  dem  Jahre  1870^); 
für  die  beiden  Anlehen  Ton  1858  aber  in  gleicherweise  zu  27«  auf  die  ersten 
10  Tilgungsjahre  18*7»»  und  zu  47«  vom  Jahre  1890  an.*)  Es  best^en 
demgemäss  kurze  Tilgungsperioden  von  20—80  Jahren. 

Die  Verbriefungen  der  Oldenburg'schen  Staatsschuld  lauten  iheils  auf  Na- 
men, theils  auf  Inhaber.  Es  sind  ihnen  nicht  nur  Zinscoupons,  sondern  auch 
Talons  beigegeben.  Die  Zinsen  auf  verfallene  Coupons  können  bei  der  „Lan- 
descasse^  unbedingt  und  ohne  Abzug,  bei  den  Specialcassen  ebenso  unter  d^ 
Voraussetzung  erhoben  werden,  dass  ihr  Cassenbestand  zur  Zahlung  ausreicht.  *) 

Ueber  den  Reehtsschütz  der  Inhaberpapiere  haben  vnr  besondere  Vor- 
schriften in  den  Oldenburger  Gesetzblättern  nicht  gefonden. 


1)  Bevidirtoe  Qnmdgesetz  vom  22.  Not.  1852,  Art.  180,  §.  1. 
>)  Gesetzblatt  Bd.  13,  S.  139  ff. 

>)  Revidirtes  Staatsgnmdgesetz  Art.  187,  §.  1,  nnd  Art.  193,  §.  U 
^)  Daselbst  Art  196,  §.  2. 
^)  GesetB  vom  22.  Febr.  1849. 
•)        „         »4.  Joni  1855. 
0        „         „5.  Oct.  1857. 
^)  Gesetze  vom  9.  Aug.  und  8.  Sepi  1858. 

*)  Yergl.  Bekamitmachungen  vom  9.  Juli  1856,    14.  Sepi   1858,    14.  Febr.  und 
26.  April  1859. 
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§.  136. 

14)  Grossherzogthnm  leklenburg-SckweriD. 

Efickblicke  io  die  Yergangeikeit.  Die  beiden  Meklenburg  wurden  erst  1701 
durch  den  Hamburger  Vergleich  Tom  8.  März  getrennt  und  es  sind  ihnen 
auch  seitdem  manche  Einrichtungen  gemeinsam  geblieben.  W&hrend  des  sie- 
benjährigen Krieges  litt  das  Land  sehr  schwer.  Nicht  weniger  brachten  es 
seine  eigenen  Ftiirsten  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  in  die 
schlimmste  Lage,  indem  sie  mit  ihren  Ständen  in  fortwährendem  Confiicte 
lebten,  daher  Beichsexecutionen  veranlassten  und  das  Land  fremden  Soldtrup- 
pen preisgaben.  Die  Reichsprocesskosten  wuchsen  auf  mehr  als  300,000  Thlr., 
die  Executionskosten  auf  1,100,000  Thlr.  an.  Wegen  unerschwinglichen  Lasten 
und  Schulden  mussten  daher  bedeutende  Landestheile  an  Preussen  und  Ohur- 
braunschweig  in  Pfandbesitz  abgetreten  werden.  1755  kam  endlich  der  Friede 
zwischen  dem  Fürsten  und  seinen  Ständen  und  zwischen  den  beiden  Meklen- 
burg'schen  Staaten  durch  den  landesgrundgesetzlichen  Erbvergleich 
Tom  18.  April  zu  Stande.  Dieses  nicht  weniger  als  530  Paragraphen  umfas- 
sende Actenstück,  ^)  welches  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  Landes  bis 
auÜB  Kleinste  so  zu  ordnen  und  festzusteUen  suchte,  als  ob  die  Welt  für  im- 
mer stille  stände,  ist  desshalb  heute  noch  von  entschiedener  Bedeutung,  weil 
es  nun,  nachdem  die  unterem  10.  Octbr.  1849  vereinbarte  Verfassung  auf  Klage 
der  Ritterschaft  durch  ein  Schiedsgericht  für  nichtig  erkannt  worden  ist,  mit 
der  alten  Union  von  1523,  den  Reversalien  von  1621  und  dem  Assecurations- 
Revers  von  1752  die  hauptsächliche  Grundlage  des  Verfassungsrechts  beider 
Meklenburg  bildet.  Kein  Staat  Deutschlands  hat,  wie  diese,  die  folgenschwe- 
ren Ereignisse  von  1789  bis  1848  fast  spurlos  an  sich  vorübergehen  sehen, 
in  der  Richtung  nämlich,  dass  sie  auf  die  politischen  und  socialen  Verhältnisse 
des  Landes  nicht  umgestaltend  eingewirkt  hätten.  In  finanzieller  Beziehung 
konnten  jene  Ereignisse  selbstverständlich  nicht  ohne  nachtheilige  Folgen  auch 
für  Meklenburg  bleiben.  Obgleich  der  Haushalt  wieder  so  ^ordnet  wurde, 
dass  n^yes  die  an  Churbraunschweig  verpfändeten  acht  Aemter  mit  1,535,000 Thlr. 
wieder  eingelöst;  dass  femer  1803  die  155  Jahre  vorher  an  Schweden  gekom- 
mene Herrschaft  Wismar  für  1,250,000  Mark  Hamb.  Banko  zu  lOOjährigem 
Pfandbesitz  erworben  (im  Jahre  1903  kann  Schweden  dieses  Gebiet  gegen 
Vergütung  von  98,482,590  Hamb.  Banko-Mark  wieder  einlösen);  dass  weiter 
die  Kosten  des  ersten  Reichskrieges  gegen  Frankreich  mit  270,000  Thlr.,  sowie 
die  Kosten  der  bewaffbeten  Neutralität  mit  1,200,000  Thlr.  bestritten  werden 
konnten,  und  dass  trotz  alldem  im  Jahre  1803  die  alten  Schulden  bis  auf 
495,000  Thlr.  getilgt  waren:  so  wurde  dennoch  das  Land  1806  und  1807 
dergestalt  heimgesucht,  dass  es  binnen  weniger  Monate  einen  Verlust  von 
me&  als  7  Mill.  Thlr.  erlitt  und  daher  in  neue  Schulden  gestürzt  wurde. 

Es  bestanden  daher  von  jetzt  an  alte  und  neue  Schulden.  Zum  Abtrag 
der  ersteren,  welche  von  der  Wiedereinlösung  der  verpfändeten  Aemter  her- 
rührten, war  schon  1765  die  sogen.  Reluitions-Commission  errichtet 
worden.  Sie  hattp  jene  Aemter  abgesondert  zu  verwalten  und  das  ganze 
Erträgniss  derselben  auf  den  Schuldenabtrag  zu  verwenden.  Zu  demselben 
Zwecke  wurden  ihr  später  die  Verwaltung  der  neuerworbenen  Voigteien  und 
des  Elbzolls  zu  Boitzenburg  übertragen,  jedoch  auch  weitere  Schulden  zuge^ 


>)  Abgedruckt  bei  Zachariae  a.  a.  0.  S.  800. 
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-wieeen.  Im  Jahre  1837  änderte  sieh  die  SteUnng  dieser  Behörde  insofeme, 
als  ihr  die  Administration  der  genannten  Gebiete  nnd  Zölle  abgenommen,  da- 
gegen den  Gläubigem  eine  wirkliche  Hypothek  auf  denselben  dergestalt  ein- 
geräumt wurde,  dass  die  Landesgerichte  ermächtigt  wurden,  dinglidie  Klagen 
w^en  der  Forderungen  an  die  Reluitionsoonunission  anzunehmen  und  zu  ent- 
scheiden. Gleichzeit^  fand  eine  Yollig  neue  Ordnung  des  Schuldenwesens  der 
Beluitionsoommissionscasse  statt.  Es  wurden  nämlich  alle  Capitalien  gekün- 
digt und  abgetragen,  für  welche  nicht  folgende  Bedingungen  angenommen 
wurden:  Yerzicht  auf  das  Eündigungsrecht  des  Gläubigers;  Ermässigung  des 
Zinsfusses  auf  4  7«;  Annahme  Ton  SchuIdTerschreibungen  auf  Namen  oder  Inhaber 
in  Stücken  zu  200,  300,  500, 1000  Thb.  neue  Va  oder  500  und  1000  Thlr.  Gold; 
endlich  Acceptation  des  aufgestellten  Tilgungssystems,  wonach  jährlich  50,000  Thlr. 
auf  die  Schuld  im  Wege  der  Yerloosung  abgetragen  werden  sollten. ')  Nach- 
dem 1839  diese  Umgestaltung  beendigt  war,  beirug  die  Beluitionscassen- 
schuld  4,855,900  TUr.  N.V»  =  5,665,216  Thlr.  Courant  Es  sind  ihr  später 
weitere  Anleihen  zugewachsen,  so  dass  diese  Schuldabtheilung  heute  noch  die 
bedeutendste  ist. 

Getrennt  von  der  Beluitionscasse  bestanden  aber  noch  die  Schulden  der 
Landescreditcommission,  1807  behufs  Beschaffung  der  Eriegsbedürfioisse 
als  eine  zwischen  Begierung  und  Ständen  gemeinschafthche  Behörde  eingesetzt; 
der  Benterei  (landesherrl.  Centralcasse)  und  des  Landkastens  (Casse  der 
ständischen  Corporationen),  wie  auch  private  Schulden  der  Bitterschaft 
und  der  Städte.  Behufs  Abtrags  derselben  wurde  1809  ^  die  ,,allgemeine 
Becepturcasse^  gegründet,  imd  mit  einem  jährlichen  Zufluss  aus  neu  ein- 
geführten Steuern  von  300,000  Thlr.  auf  30  Jahre  ausgestattet.  Gleichzeitig 
ward  die  Schuldentilgungscasse  errichtet,  welche  die  Bentereischulden  zu 
verzinsen  und  zu  amortisiren  hatte.  Da  von  den  letzteren  im  Betrage  von 
4  MiU.  Thlr.  die  Stände  nur  2  Mül.  Thlr.  als  Landesschuld  anerkannten,  so 
wurde  der  Tilgungscasse,  ebenfalls  auf  30  Jahre,  ein  jährlicher  Beitrag  von 
85,000  Thlr.  aus  der  herzogL  Kammer,  radicirt  auf  bestunmte  Domanialämter, 
zugesichert  So  hatte  man  im  Ganzen  eine  Dotation  dieser  Schulden  von 
385,000  Thlr.,  wovon  verwendet  werden  sollten :   zur  Verzinsung  und  Tilgung 

a)  der  4,000,000  Thlr.  Bentereischulden 235,000  Thhr. 

b)  j,  Landescreditcassenschulden  (1820  noch  3,865,000  TUr.)  127,000  „ 

c)  „  ritterschaftlichen  Schulden  (150,000  Thlr.)    ....  9,750  , 

d)  „  landschaftlichen  Schulden  (150,000  Thh".)     ....  9,750  , 

e)  ,  Schulden  der  Seestädte  Bestock  und  Wismar  (35,000 

und  12,000  TMr.) 3,055     , 

Schon  1812  konnten  jedoch  diese  Tilgungsvorschriften  nicht  mehr  einge- 
halten werden;  es  wurde  vielmehr  eine  Capital-Zahlungssperre  angeordnet, 
welche  bis  1817  dauerte.  Dann  aber  geschah  ein  um  so  rascherer  Abtrag 
mittelst  der  von  fremden  Staaten  (Frankreich,  Bussland,  England  und  Preussen) 
empfangenen  Entschädigungsgelder.  1820  wurden  die  Schulden  der  Gredit- 
commission  dem  Domanium,  der  Bitterschaft  und  den  Städten  behufs  privativer 
Ausgleichung  unter  sich  überwiesen  und  alsdann  1825  die  Commission  au%e- 


')  Yerordnang  vom  10.  Ang.  1837,  Baabe's  Ges.-Samml.  zweite  Folge,  I,  S.  8. 

^  Yerembarung  vom  25.  April  1809,  Baabe's  Ges.-Sanmil.  2.  Folge,  I,  S.  442  ff. 
TerordnoBg  vom  8.  Mai  1809,  die  Erriohtoiig  der  Landesreceptnr-  und  bohuldentilgaiiga- 
casse  betr.,  das.  S.  447.  Dorch  letztere  Yerordnimg  ist  der  Zinsfoss  der  auf  die  neue 
Tilgangsoasse  fandirten  Gapitalien  auf  4  7«  herabgesetzt  und  den  0]&nbigem  das  Eün- 
digiingtreoht  entzogen  worden.  Anch  mussten  sie  sich  die  Capitalisinmg  der  seit  1807 
nnbezablt  gebliebenen  Zinsen  gefallen  lassen. 
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VM.  ^)  Dagegen  wurden  die  znm  Zwecke  des  Wasser-  nnd  Strassenbanes 
nen  aaj^g^ommenen  Schulden  der  SchuklentilgnngscommiBsion  zogetheilt  1899 
betragen  die  einzelnen  Schuldenabtheilnngen  in  preossisch  Gonrant: 

a)  Relnitionscassenschiild 5,665,216  Thlr. 

b)  Schüldentilgangscassenschnld: 

Rest  der  Landescredit-Commissionssehulden  497,430  Thlr. 

„     „    Rentereischulden 1,894,971     „ 

Strassen-  etc.  Bauschuld 626,150    „ 

2,518,551  Thlr/ 

c)  Landeskastenschnld • 460,280     ^ 

Summe 8,644,047  Thlr. 

Eine  bedeutende  Yermehrung  der  Schuld  yerursachte  die  Betheiligung  des 
Landes  an  dem  Berlin-Hamburger  Eisenbahn-Unternehmen  durch  Uebernahme 
▼on  250,000  Thhr.  Actien  Lit.  A  und  1,500,000  Thb.  Actien  ,Lit.  B.  Um  die 
Einzahlungen  auf  diese  Actien  leisten  zu  kdnnen,  ward  1843  in  Hamburg 
eine  3V»proc  Anleihe  Ton  3,750,000  Mark  Banko  =  1,875,000  TMr.  abgeschlos- 
sen, wofür  die  in  die  Recepturcasse  zu  Rostock  fliessenden  allgemeinen  Steuern 
yerpfändet  sind.  *)  Ihre  Verwaltung  ist  der  Schuldentilgun^commission  über- 
tragen worden.  Dieser  Anlei^  folgte  1844  die  Schlossbauanleihe  k  700,000  Thlr. 
N.'/i  auf  den  Credit  der  Reluitionscasse  ^ ;  1849  eine  weitere  Schuldaufhahme 
von  600,000  Thlr.  Cour.;  1850  femer  die  Creirung  einer  schwebenden  Schuld 
Ton  600,000  Mark  Banko  und  1851  die  Consolidirung  der  letztem  und  anderer 
neuen  Schulden  mittelst  einer  4Vsproc.,  auf  die  Schuldentilgungscasse  über- 
nonmienen  Anleihe  yon  750,000  TUr.  Während  daher  die  gesammte  Staats- 
schuld anfangs  1848  die  Summe  von  9,636,338  Thlr.  Cour,  imifasste,  war  sie 
1851  auf  circa  11  MQl.  angewachsen.  Seitdem  scheint  sie  eine  namhafte  Ver- 
minderung erfahren  zu  haben.  Uebrigens  wurde  im  Jahre  1359  zur  Bethei- 
ligung an  einer  neuen  4proc.  Anleihe  behufs  Mobilmachung  des  Bundescon- 
tmgents  aufgefordert. 

Gegenwartiger  Zustand.  Umfang  des  Staatsgebiets:  244,12  Quadratmeilen. 
Elnwoimer^llÜ  Ende  1859:  541,395  Seelen. 

Budget  f^  Johannis  18^/69:  Nettoeinnahmen  im  ordentlichen  Etat  ein- 
schliesslich 487,855  Thhr.  Cassenbestand  des  Vorjahres      .    .    2,772,684  TUr. 
Im  ausserordentlichen  Etat  incl.  der  zur  Mobilmachung  des 
Bundescontingents  aufgenommenen  Anleihe  Ton  346,283  Thlr.       631,346     « 

Zusammen    3,404,030  Thlr» 
Ausgaben  im  ordentHchen  Etat  ....    2,292,147  Thhr. 
j,  ausserordentl    „    .    .    .    .        383,070    „ 

2,675,217     , 
Ueberschuss     728,813  Thhr. 
Staatssohnld.   Während  dieselbe  noch  im  Jahre  1853  zu  10,598,354  Thhr. 
angegeben  wurde,  soll  sie  18^/»»  nur  noch  betragen :  *) 

Rehiitionscassenschuld 5,878,358  Thlr. 

Gemeinsame  Landewdiulden 3,168,741     „ 

Im  Ganzen    9,047,099  Thhr. 


>)  Verordnimg  Tom  19.  April  1826,  bei  Baabe  a.  a.  O.  IV,  S.  561. 

*)  VergL  Verordnung  vom  28.  Sept.  1844,  bei  Baabe  a.  a.  O.  II,  8.  20—92. 

<)      „  ^  ,,18.  Jamr.  1844,  daselbst  Bd.  V,  S.  1118. 

^)  Kaoh  dem  Gothaer  HofkaleDder  für  1861,  S.  572.  Wir  bezweifehi  die  Biohtk^- 
keit  dieser  Angabe.  Es  scheinen  die  Aothren  abgesogen,  oder  einielne  SohuldtheUa 
nicht  mit  in  Bechniuig  genommen  xa  sein. 
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StaatBgarantie.  Die  Meklenbnrg'sche  B^rnng  hat  f&r  die  Prioritäts- 
«Dleihe  der  Meklenbuger  Eisenbahngesellschaft  k  1,600,000  Thlr.  mbediiigte 
Gewährschaft  für  Capital  und  Zinsen  übernommen.*) 

Sicherlieitsobjecte  für  die  Staatsschulden.  Es  ist  hier  genau  zu  unter- 
«cheiden  zwischen  den  einzehien  Schuldenabtheihingen.  Die  Reluitions- 
^^assenschuld  ist  die  eigentliche  PriVatschuld  der  Regierung  und  berührt 
^e  Ritterschaft,  Landsch^t  und  Städte  nicht.  Diese  Corporationen  haben 
eich  yieknehr  bei  jeder  Gelegenheit  gegen  eine  Theilnahme  an  der  Reluitions- 
cassenschnld  verwahrt  und  sichergestdlt.  Um  dieses  Yerhältniss  begreiflich 
zu  finden,  muss  man  die  Yerfalsungszustände  Meklenburgs  in's  Auge  fassen, 
welche  wir  sofort  andeuten  werden.  Für  die  Reluitionscassenschuld  nun  sind, 
^ie  wir  oben  gesehen  haben,  die  Revenuen  bestimmter  (20)  Domänenämter 
und  des  Boitzenburger  Elbzolles  förmlich  „als  ein  unzertrennlicher,  solidarisch 
verhafteter  Hypothekenverband"  verpfändet.  *)  Subsidiär  haftet  wohl  auch, 
der  ganze  unmittelbare  Domänenbesitz  des  Landesfürsten,  welcher  einen  Be- 
stand von  2,924  Hufen  (=  2  Mill.  preuss.  Morgen)  hat  und,  die  Hufe  zu 
-30,000  Thh-.,  auf  circa  87  Mül.  Thlr.  geschätzt  wird.  Die  auf  die  Schul- 
dentilgungscasse  fundirten  Schulden  dagegen  haften  auf  dem  gan- 
zen Lande,  in  specie  auf  besonders  bezeichneten  und  gesicherten  Steuerein- 
nahmen. ^ 

StaatsverCassnng.  Verwaltnng  der  StaatsscholdeiL  Wir  haben  schon 
oben  bemerkt,  dass  die  im  Jahre  1849  vereinbarte  Repräsentativverfassung 
auf  Klage  der  Ritterschaft  durch  ein  Schiedsgericht  für  nichtig  erklärt-  worden 
ist,  und  dass  daher  der  grundgesetzliche  Erb  vergleich  von  1755  mit  weiteren 
Tereinbarungen  aus  dem  16.  und  17.  Jahrhunderte  heute  noch  unverändert 
in  Kraft  steht.  Danach  sinä  die  beiden  Meklenburg  wohl  die  beschränktesten 
Monarchien  Deutschlands.  Es  bestehen  ständische  Corporationen  mit  sehr  weit- 
gehenden Befugnissen;  in  diesen  sind  aber  nur  die  Ritterschaft  und  die  Land- 
städte vertreten.  Die  Seestädte  haben  wiederum  ihre  besonderen  Verfassungen* 
Alles  ist  getrennt  und  vertragsmässig  auseinandergehalten,  was  anderwärts 
längst  zweckmässig  vereinigt  ist.  Sogar  die  Steuern,  deren  es  eine  Unzahl 
mit  besonderen  Benennungen  gibt,  sind  vertragsmässig  fixirt,  insofeme  sie 
von  der  Ritterschaft  oder  den  Städten  zu  leisten  sind.  Reichen  die  bestehen- 
den Steuern  zur  Bestreitung  der  Staatsbedürfnisse  nicht  aus,  so  muss  daher 
in  jedem  einzelnen  Falle  ein  neues  Uebereinkommen  getroffen  werden.  Nur 
auf  den  sogen,  unmittelbaren  Domänen,  d.  h.  auf  denjenigen  Landestheilen, 
welche  nicht  im  ritterschaftlichen  und  städtischen  Verband  stehen,  hat  der 
Landesfürst  unbeschränktes  Besteurungsrecht.  Hier  regiert  er  völlig  absolu- 
tistisch ;  die  Domänen bevölkerung  hat  keinerlei  Vertretung,  eben  so  wenig  als 
die  Hintersassen  der  Ritterschaft.  Grund  und  Boden  auf  dem  Lande  steht 
übrigens  fast  ganz  im  Eigenthum  des  Landesfürsten  und  der  Ritterschaft.  Es 
gibt  ausser  630  Rittergutsbesitzern  nur  6596  Landleute  (Bündner),  welche 
ToUes  Eigenthum  an  Grund  und  Boden  haben,  und  diese  besitzen  meist  nur 
einige  Aecker  mit  dinglichem  Rechte.  Die  übrigen  Landleute  (deren  Zahl  zu 
368,118  angegeben  wird)  sind  entweder  Erbpächtep  (1002),  Bauern  ohne  ding- 
liches Recht  und  sogen.  Katenleute  (Taglöhnerfamilien).  Kurzum:  in  Meklen- 
burg haben  sich  nicht  nur  die  mittelalterlichen  Feudalzustände  fast  unverän- 


*)  Coufurmationsurkande  vom  23.  Juni  1849,  bei  Raabe  a.  a.  O.  Y,  S.  767. 

*)  Yerordnong  vom  10.  Aug.  1837;  Raabe's  Ge8.-8ammi.  2.  Folge,  I,  S.  9. 

^  Yergl  Yereinbarang  vom  25.  April  18(>9  und  Yerordn.  vom  8.  Mai  1809,  das.  I, 
S.  442—448.  Bekanntmaohimg  vom  l8.  April  1835,  die  Land-  und  Wassertirassen- 
Bausohulden  betr.,  das.  lY,  8.  584. 
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dert  erhalten,  sondern  es  sind  dort  die  socialen  Verhältnisse  im  Laufe  dea 
Torigen  Jahrhunderts  noch  vielfach  zoni  Schaden  der  Landbevölkerung  ver* 
findert  veorden.  Dass  das  starre  Festhalten  an  allem  Alten  und  Veralteten 
eine  ftir  den  Staat  und  für  die  Privilegirten  verhfingnissvolle  Crisis  früher  oder 
später  herbeiführen  wird,  lehrt  der  allgemeine  Gang  der  Geschichte. 

Hinsichtlich  der  Verwaltung  der  Staatsschulden  sind  alle  Garantien 
gesetzlich  festgestellt,  welche  die  Verhinderung  des  leichtsinnigen  und  ein^ 
seitigen  Schuldenmachens  sichern  könneli.  Die  Stände  haben  zwar  rechtlich 
an  der  Verwaltung  der  Reluitionscassenschuld,  da  diese  lediglich  das 
landesherrliche  Domanium  angeht,  keinen  Antheil;  es  hat  aber  die  Regierung 
selbst  aus  freiem  Antriebe  den  ständischen  Mitgliedern  der  Landesschulden^ 
tilgnngscommission  die  Mitverwaltung  der  Reluitionscasse  übertragen,  0  so  dasa 
die  Rdoitionscommission  nun  aus  3  landesherrlich  ernannten  und  aus  2  stän^ 
dischen  Commissären  zusammengesetzt  ist.  Die  gleiche  Organisation  hat  die 
Schuldentilgungscommission,  auch  sind  nicht  nur  ihre  Mitglieder  aus- 
drücklich aller  Pflichten  gegen  den  Landesherm  entbunden  und  nur  darauf 
beeidigt,  die  ausgesetzten  Mittel  unverkürzt  der  Landesschuld  zuzuwenden, 
sondern  es  hat  auch  der  Landesherr  sich  des  Rechts,  einseitig  neue  Schulden 
auf  die  Renterei  zu  contrahiren,  völlig  begeben.^ 

Geaetzgebniig  über  die  Verzinsnng  und  Tügimg  der  Staatsschulden. 
Daas  auf  die  ältere  Reluitionscassenschuld  alljährlich  mindestens  50,000  Thlr. 
abzutragen  sind,  haben  wir  in  der  Einleitung  dargethan.  Für  die  neueren,  der 
Reluitionscasse  überwiesenen  Schulden  ist  je  ein  besonderer  Tilgungsfonds  von 
1  Vo  der  ursprün^chen  Schuld  ausgeworfen  und  gesichert  worden.  ^)  Dasselbe 
ist  der  Fall  bei  den  neueren  Schäden  der  Tilgungscasse.^)  Ihre  älteren 
Schulden  hat  aber  diese  aus  den  ihr  im  Jahre  1809  zugewiesenen  Mitteln 
gänzlich  bezahlt  Abgesehen  von  der  älteren  Reluitionscassenschuld  besteht 
sonach  in  der  Regel  ein  Tilgungsfonds  von  17<>*  Der  Tilgungsmodus  ist 
der  der  Verloosung  und  Zahlung  des  Nennwerthes  ein  halbes  Jahr  nach  statt- 
gehabter Ziehung.  Bei  der  Reluitionscasse  finden  jährlich  zwei  Verloosungen, 
je  auf  die  Termine  Johanni  und  Antoni  statt,  während  bei  der  Tilgungscasse 
nur  Einmal  im  Jahr  verloost  wird.  Die  Schuldverschreibungen  sind,  bei  den 
einzelnen  Anleihen  ungleich,  mit  Zinscoupons  versehen,  welche  der  Regel  nach 
nur  im  Lilande  bei  den  betreffenden  Tilgungscassen,  von  der  Hamburger  An- 
leihe de  1843  auch  bei  Heine  in  Hamburg  zu  erheben  sind.') 

Gesetzgebung  über  die  Rechtsvernältnisse  der  Inhaberpapiere.  In 
Absicht  auf  den  Rechtsschutz  der  Staatspapiere,  insbesondere  der  In- 
haberpapiere, ist  ein  allgemeines  Gesetz  nicht  erlassen.  Eine  Verordnung 
vom  D.  März  1838  ^  gibt  Normen  fOr  die  von  der  Reluitionscommission  aus- 
gestellten Inhaber- Obligationen  nebst  Coupons.  Danach  hat  derjenige,  dem 
ein  solches  Papier  abhanden  gekommen  oder  entwendet  worden,  zunächst  der 
Reluitionscommission  Anzeige  zu  machen,  welche  seine  Angabe  in  ihren  Büchern 
Tormerkt.  Sofort  ist  beim  Gericht  eine  Arrestverfügung  zu  erwirken,  welche 


>)  Bekanntmachung  vom  10.  Aug.  1837,  bei  Raabe  a.  a.  O.  IV,  S.  ^88. 

^  yereinbanng  vom  25.  Aprfl  und  Yerordmuig  vom  8.  Mai  1809,  das.  I,  S.  442 
bis  448.  Ve^l.  auch  Bekanntm.  vom  1.  April  1848,  ofBdelles  Wochenblatt  1fr.  17> 
wodurch  die  Tilffuogscommission  neu  organisni  wurde. 

>)  VecgL  B.  B.  Bekanntmachung  vom  18.  Janr.  1844,  die  Sohlossbauanleihe  betr. 

^)  Vergl.  Verordnung  vom  28.  Sept.  1844,  die  Hamburger  Eisenbahnanleihe  betr. 

^)  VergL  VerordnuDg  vom  10.  Aug.  183t,  Bekanntm.  vom  18.  Janr.  1844  und  Be- 
kanntm. vom  28.  Sepi  1844. 

*)  Bei  Raabe  a.  a.  O.  ü,  8.  14—15. 
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aber  nur  gegen  den  nnreefatmässigen  Besitzer  zulfissig  ist,  da  eine  Vindi- 
kation gegen  einen  dritten  Besitzer  im  guten  Glauben  überhaupt  nicht  statt- 
findet. Meldet  sich  in  den  nächsten  4  Zahlungsterminen  Niemand,  so  wird 
Ton  der  Kehiitionscommission  ein  öffentlicher  Aufruf  erlassen,  und  wenn  sich 
Ton  da  ab  binnai  Jahresfrist  abermals  kein  Inhaber  zeigt,  dem  Anrufenden 
das  Verfallene  ausbezahlt  und  bezw.  eine  neue  Obligation  eingehändigt.  Wer- 
den die  Zinsen  aus  au  porteur- Obligationen  in  zwei  Zahlungsterminen  nicht 
abgefordert,  so  erlässt  die  Commission  eine  öffentliche  Aufforderung  zur  Er- 
hebung derselben  und  erklärt,  wenn  dessen  ungeachtet  binnen  10  Jahren  sich 
Niemanden  zur  Erhebung  der  2Snsen  meldet,  die  betreffenden  Zinscoupons  f&r 
nichtig.  Bleiben  aber  die  Zinsen  einer  und  derselben  Obligation  während 
10  Jahren  unerhoben,  ohne  dass  derVeriust  der  Obligation  oder  der  Coupons 
angezeigt  worden  wäre,  so  ist  ein  gleicher  Aufruf  auch  auf  die  Obligation 
selbst  zu  richten  und  es  tritt  nach  Ablauf  von  10  Jahren,  Wenn  sich  Niemand 
legitimirt,  die  Nichtigkeitserklärung  sowohl  der  Zinscoupons  als  der  Schuld- 
Terschreibung  ein.  Hieraus  ergäbe  sich  eine  Verjährungsfrist  Ton  11  Jah- 
ren für  die  Zinscoupons  und  yon  20  Jahren  für  dde  Obligationen. 

Eine  Verordnung  vom  28.  Sept.  1844  *)  dehnt  diese  Vorschriften  fast  wört- 
lich auf  die  Inhaberpapiere  der  mit  Heine  in  Hamburg  1843  abgeschlossenen 
Eisenbahnanleihe  aus  und  unterscheidet  sich  nur  dadurch,  dass  sie  für  ver- 
lorene oder  vernichtete  Obligationen  eine  formliche  Nichtigkeitserklärung  in 
Öffentlichen  Blättern  vorschreibt,  auch  für  den  FaU,  dass  Jemand  im  Stande 
sein  sollte,  den  genügenden  Nachweis  der  Vernichtung  des  Papiers  zu  liefern, 
den  öffentlichen  Aufruf  entweder  ganz  nachlässt  oder  doch  mit  nur  einer  drei- 
monatlichen peremtorischen  Frist  gestattet  Auch  war  bei  dieser  Anleihe  den 
Inhabern  der  Obligationen  das  Recht  eingeräumt  worden,  solche  bei  Heine  in 
Hamburg  auf  ihren  Namen  einschreiben,  und  die  Einschreibung  wieder  auf- 
heben zu  lassen,  wesshalb  sich  die  Verordnung  nur  auf  nicht  inscribirte  Pa- 
piere bezieht  Die  Verordnung  vom  5.  März  1838  spricht  ebenfalls  von  ,,nicht 
ausser  Cours  gesetzen  Obligationen,**  sagt  aber  nicht,  auf  welche  Weise  die 
Aussercourssetzung  zu  bewirken  sei. 

§.  137. 
*    15]  Grossherzogthum  leklenbarg-StreliU. 

Landesnmfang:  49Vs  Quadratmeilen.  Bevölkerung  (1851):  99,628  Seelen. 
Verfassung.  Der  landesgrundgesetzliche  Erb  vergleich  von  1765  gilt  fttr 
beide  Meklenburg.  Die  Verfassung  von  Strelitz  ist  daher  der  Schwerin^schen 
völlig  gleich.  Die  im  Jahre  1849  behufs  Vereinbarung  einer  zeitgemässen  Con- 
stitution eingeleiteten  Verhandlungen  hatten  für  Strelitz  lediglich  keinen  Erfolg. 
Finanzen«  Ein  Budget  wird  nicht  veröffentlicht,  wie  überhaupt  die  ganze 
Verwaltung  und  Finanzgebahrung  geheim  gehalten  wird.  Wir  kennen  daher 
auss^  dem  —  1849  den  damaligen  Ständen  mitgetheüten  Rechnnngsergebnisse 
für  18^7«^)  welches  Freiherr  v.  Beden  systematisirt  und  ergänzthat,  k«nen 
Staatshaushaltsetat.  Für  jenes,  allerdings  auch  anderwärts  sehr  oi^^ünstige 
Bechnungsjahr  ergaben  sich: 

Roheinnahmen 964,525  Thir. 

Ausgaben • 1,019,049     „ 

Deficit 55,124  Thlr. 


')  Bei  Raabe  a.  a.  0.  II,  8.  20—21. 
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Stijkatsscbllld.  Auch  über  die  Qrösse  der  Staatssohuld  mangeln  amtliche 
Publicationen.  Nach  den  Vorlagen  yon  1849  bestand  1848  die  Schuld  aus 
folgenden  Posten:  inOold:  inConrant: 

Tmr.  Thh-. 

1)  Schuld  der  geheimen  Conämssion  (eigentliche  Be- 
gierungsschuld)     965,983     192,195 

2)  Pachtvorschüsse  der  Bauern  und  Pächter  (unver- 
zinslich)       241,398       59,842 

3)  Chauss^ebauschuld  des  Fürstenthums  Batzeburg  —  57,111 

4)  Schuld  der  Centralsteuerca88e(eigentLLandesschuld)    126,800       36,167 

5)  Schuld  des  Landkastens  (der  Bitterschaft  und  der 

Städte) —  37,100 

Zusammen  1,334,181     382,415 

Die  Abtheilungen  1  und  4  sind  fundirt;  die  erstere  mit  51,140  Thlr.  fixen 
Etatsgeldem  und  ausserdem  mit  den  bei  der  Benterei  aufkommenden  verän- 
derlichen Erbstandsgeldem  und  den  Ueberschüssen  der  Benterei;  die  letztere 
mit  7,500  Thhr.  Fixum  aus  dem  Ertrage  der  ausserordentlichen  Contribution 
nnd  mit  dem  Ertrage  der  Gewerbescheinssteuer.  Eine  Vermehrung  der  Schuld 
scheint  seit  1849  nicht  eingetreten  zu  sein.  Sie  wurde  1853  in  runder  Summe 
auf  1,750,000  Thhr.  berechnet 

Sioherheitsobjecte  der  Schuld.  Die  Hauptschuld  (Nr.  1)  haftet  auf  dem 
Domanium,  welches  —  wie  in  Schwerin  —  mehr  als  genügende  Sicherheit 
bietet  Der  Bohertrag  desselben  war  W/^a  über  700,000  Thhr.;  der  Bein* 
ertrag  über  400,000  Thlr. 

§•  138. 

16)  firossherzogthom  Luxemburg  uod  Herzogthom  Limburg. 

Luxemburg :  Limburg : 

Umfang  des  Staatsgebiets:       47  Q.-Meilen.       40  Q.-Meilen. 

Bevölkerung  Ende  1859  :  195,028  Seelen.    215,251  Seelen. 

Luxemburg,  deutsches  Beichsland  bis  1795,  ward  im  Lun6yiller  Frieden 
an  Frankreich  abgetreten,  1815  aber  dem  König  der  Niederlande  als  Ent- 
schädigung fOr  seine  Ansprüche  an  die  nassauischen  Stammlande  zugetheilt 
und  zum  Grossherzogthum  erhoben.  Es  sollte  ein  Bestandtheil  des  deutschen 
Bundes  verbleiben  und  umfasste  nach  der  Bundesmatrikel  100  QMeilen  mit 
255,628  Bewohnern.  Die  belgische  Bevolution  Yon  1830  zerriss  indessen  das 
Land,  was  durch  die  Verträge  von  1831  und  1839  anerkannt  wurde.  Da- 
durch kam  ein  Theil  formlich  an  Belgien  und  Deutschland  erhielt  als  (unge- 
nügende) Entschädigung  die  nominelle  Vereinigung  eines  Theiles  von  Lim- 
burg mit  dem  Bunde,  jedoch  derart,  dass  dieses  nach  wie  vor  ein  integri- 
render  Theil  von  Holland  blieb  und  weder  eine  gesonderte  Verfassung  noch 
Verwaltung  erhielt  Hienach  haben  wir  es  hier,  da  Limburg  ganz  den  nieder- 
ländischen Finamrainrichtungen  unterliegt,  lediglich  mit  Luxembui^  zu  thun, 
und,  weil  dieses  erst  in  neuester  Zeit  mit  einer  Staatsschuld  zu  Gunsten  des 
Eisenbahnbaaes  belastet  wurde,  können  wir  uns  auch  hinsichtUch  Luxemburgs 
kurz  &8S0n. 

Verfiusnng  Luxemburgs.  Bis  zur  belgischen  Bevolution  hatte  aachLuxem- 
burg  keine  gesonderte  Vemssung,  vielmehr  nahm  es  an  der  niederländischen 
Constitution  von  1815  Theil.  Nach  wiederhergestelltem  Frieden  ward  dem 
Orossherzogthum  am  12.  Oct.  1841  ein  eigenes  Staatsgrundgesetz  verliehen, 
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welches  1848  dnrchgreifinid  revidirt  murde.  Die  YerAusBOBg  vem  9.  Jidi  184S 
erlitt  aber  1856  und  1857  im  Wege  der  Octroyining  wesentliche  A«idenageii 
und  erst  in  neuerer  Zeit  ist  die  Eintracht  zwischen  Begienmg  und  Ständen 
wieder  hergestellt  worden. 

Ueber  die  Staatsschuld  enthält  das  Grundgesetz  keine  spedellen  Beetim- 
mungen,  da  eine  solche  zur  Zeit  sein^  Erlassung  nicht  bestand.  Im  Uebrigen 
ist  aber  das  Becht  der  Gesetzgebung  zwischen  Regierung  und  Standen  ge- 
theilt  und  keinerlei  Belastung  des  Landes  oder  Volkes  kann  ohne  spedelle 
Zustimmung  der  Vertreter  desselben  giltig  aufgelegt  werden. 

Finanzen.    Das  Budget  für  1858  schloss  folgendermassen  ab: 

Einnahmen:  3,029,100 Frs.  Ausgaben:  3,042,300  Frs.,  ordentliche  und 
ausserordentliche  eingerechnet.  Unter  den  Ausgaben  waren  inbegriffen:  OiTil- 
liste  200,000  Frs.  (bis  1848:  150,000  fl.;  dann  nur  100,000  Frs.);  Militär 
480,000  Frs.;  Unterricht  915,100  Frs. 

Staatsscliald.  Während  Luxemburg  bis  1859  einer  der  w^gen  Staaten 
war,  welche  sich  schuldenfrei  erhalten  hatten,  wurde  durch  Beschluss  der 
StändcTersammlung  vom  3.  Dec.  1858,  genehmigt  Yom  König  Ghrossherzog  lun 
26.  desselben  Monats,  die  Emission  eines  4proc.  Staatsanlehens  von  3,900,000  Fnu 
zum  Zwecke  des  Eisenbahnbaues  verfügt  und  yollzogen,  in  Stücken  von  1000, 
500  und  100  Frs.,  au  porteur,  fundirt  mit  einer  Annuität  von  175,000  Frs., 
mit  welcher  das  Anlehen  halbjähriich  tro.  1.  Janr.  und  1.  Juli  zu  vernnsen 
und  bipnen  56  Jahren  zu  tilgen  ist.  Die  Zinsen  sowohl  als  die  yerloosten 
Obligationen  sind  zu  erheben  bei  der  intemational^i  Bank  zu  Luxemburg  und 
deren  Agenten,  sowie  zum  Satze  von  4  Thlr.  oder  7  fl.  ftir  15  Frs.  bei  den 
Frankfurter  Bankhäusern  M.  A.  y.  Rothschild  und  Raphael  Erlanger. 

Nachdem  1859  und  1860  die  planmässige  Tilgung  stattgefunden  hat,  wird 
die  Schuld  noch  betragen ; 3,861,000  Frs. 

Sicherlieitsobiecte  der  Schuld.  Derselben  steht  zunächst  die  ans  ihrem 
Ertrage  hergestellte  Eisenbahn  gegenüber;  ausserdem  haftet  aber  das  Groas- 
herzogthum  mit  seinem  Vermögen  und  mit  seinem  Staatseinkommen.  Das 
unmittelbare  Staatsvermögen  ist  indessen  unbedeutend  und  unterliegt  der  aU- 
mäligen  Yeräusserung.  Für  1850  waren  die  Rerenüen  angeschlagen,  wie  folgt: 
Domaniahrenten  1172;  Miethzinse  1184;  Pachtgelder  yon  Jagden,  Fisdiereien 
und  Gewässern  2977 ;  yerschiedene  Domäneneinnahmen,  insbesondere  Holzerlös 
15,932;  Ertrag  des  Postregals  35,678,  zus.  56,898  holl.  fl.  Im  gleichen  Jahre 
erscheint  eine  Einnahme  von  147,150  fl.  aus  veräussertem  Staatseigentlram 
m  Budget. 

§.  139. 

17)  SerzogthiuD  Solsteip  und  Herzogthom  Laoefiburg. 

Staatsfi;6biet:  Bevölkerung  1855: 

Holstein      ...    166  Q.-Meilen.  523,528  Seelen. 

Lauenburg       .    .      21  ^  49,475      ^ 

187  Q.-MeUen. ')  573,003  Seelen. 

Holstein,  obwohl  seit  1460  mit  Dänemark  in  PersonAlanion,  bMeb  doeh 
stets  deutsches  Reichsland,  und  schon  zu  jener  Zeit,  als  es  aus  freier  WaU 
dra  Grafen  Christian  von  Oldenburg,  Inhaber  des  dämschen  Throns,  zu  seinem 

*)  Kaoh  andern  Angaben  betrftgt  der  Flächoigehalt  von  Holstehi  155  und  TOn 
Laaenburg  19  OeTlertiBefleB. 
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Flisiea  «maant  hatte,  wurde  ümi  feierHoh  zngendbert,  daas  das  Herzogärani 
Odileawig  fbr  immer  „imtrennbar  mit  ümi  Terbusden  bleiben  soBo.'^  Dessen-» 
nngeaefatet  trachtete  ^e  dfinisehe  Harrschaft  seit  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hnderts  nnansgesetzt  nach  Losreissimg  Holsteins  von  Dentschland  und  £in- 
Terieibung  desselben  in  die  dSnische  Monarchie;  so  namentlich  1806,  dann 
wiedenon  1846  dnrdb  den  sogen.  <^enen  Eönigsbrief  vom  8.  Juli  1846  in  Be- 
treff der  Erbfolge.  Dass  dieser  Augriff  anerkannter  Rechte  1848  die  Erhebung 
der  Herzogthümer  gegen  die  reyolutionlre  Regierungspartei  in  Kopenhagens 
unterstützt  yon  deutschen  Heeren,  herrorgeruf en ;  dass  aber  mitten  im  Siege 
der  f&r  die  Herzogthümer  nachtheiligste  Friede  geschlossen  wurde,  welcher 
diese  der  dänischen  Willkühr  überlieferte;  dass  endlich  die  schleswig-holstei- 
nische Frage  heute  noch  nicht  gelöst,  vielmehr  eine  der  HauptverlegenheiteB 
Deutsehlands  ist:  weiss  Jedermann.  Der  wahre  Yaterlandsfreund  kann  nur 
mit  tiefstem  Schmerz  den  unglücklichen  Verlauf  dieser  nationalen  Angelegen- 
heit überblicken. 

Lauenburg  bilclete  von  1689  bis  zum  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  dnen 
Theil  Chur-Braunschweigs  (Hannovers,  siehe  daselbst)  und  wurde  1815  an 
Preussen,  von  diesem  aber  gleichzeitig  an  Dänemark,  jedoch  nur  als  Bestand- 
Üieil  des  deutschen  Bundes,  abgetreten.  Es  ist  mit  Holstein  nicht  verbunden. 
C^chwohl  soll  nach  dem  dänischen  Thronfolgegesetze  vom  31.  Juli  1858 
auch  Lauenburg,  wie  Schleswig-Holstein,  „für  immer^  mit  der  dänischen  Mo- 
narchie vereinigt  sein. 

FlBanzeu.  Holstein  hat  nach  den  jetzigen  Yeriiältnissen  zunächst  einen, 
aus  dem  Durchschnitte  der  letzten  Jahre  gezogenen  Beitrag  zum  Gesammt- 
staate  zu  geben,  dessen  Grösse  durch  den  dänischen  Reichsrath  ohne  Zustim- 
mung der  holsteinischen  Stände  festgesetzt  wurde.  Ln  Uebrigen  hat  es  sein 
eigenes  abgesondertes  Budget.  Lauen  bürg  dagegen  muss  alle  seine  Rein- 
erträgnisse, hauptsächlich  aus  den  reidien  Domänen  fliessend,  an  den  Ge- 
sammtstaat  abliefern. 

Das  dänische  Staatsbudget  vom  1.  April  18*7«>  enthält  unter  den  beson- 
dem  Einnahmen  und  Ausgaben  der  einzelnen  Landestheile  für  Holstein: 
Einnahmen:  Ausgaben: 

Im  Ganzen  1,875,635  TUr.  R-.M.     Beitrag  zum  Ge- 

sammtstaat     .    .     908,880  Thlr.  R.-M. 
Besondere     Aus- 

gaben  Holsteins  .     943,975    „        „ 

1,875,635  Thb.  R.-M, ')  1,852,855  Thb.  R.-M. 

Yon  Lauenburg  erscheint  eine  Reineinnahme  von  252,878  Thlr.  R.-M. 
im  Gesammtstaatsbudget  pro  18*^'«i. 

Die  Anforderungen  an  die  Herzogthümer  sind  so  enorm  gestiegen,  dass 
Holstein  aUein  fast  1  Mill.  weiter  zu  steuern  hat,  als  1847.  Die  Yerwilligung 
des  Budgets  bildet  einen  Hauptpunkt  der  Yerfassungsstreitigkeiten.  Nachdem 
Dänemark  auf  Andrängen  des  Bundes  endlich  die  Gesammtstaatsverfassung 
für  Holstein  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  hat,  geht  sein  neuester  Yorschlag 
dahin,  den  Beitrag  dieses  Herzogthums  zum  Gesammtstaat  zu  fixiren  und  eine 
etwaige  Mehrforderung  der  ständischen  Yerwilligung  zu  unterstellen.  Der 
Fixirung  sollen  aber  die  letzten  Jahre  der  ünanzieUen  Ueberbürduug  zu  Grunde 
gelebt  werden. 

SHtaatssoVoldein.  Die  Herzogthümer  partidpiren  factiseh  zur  Gesammtstaats- 
sohuldDänemarks,  welche  am  l.Aprill860  nichtweniger  als  103,159,000  Thhr.R.-M. 


0  1  Thlr.  BeichsmüDse  =  %  Thlr.  preuss.  =  2  Frt.  80  Cts. 
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betrug.  Nebendem  haben  sie  ihre  eigenen  Separatsohulden  zu  Yerzinaen  und 
zu  tilgen.  Wdches  deren  neuester  Bestand  iiä,  kennen  -wir  nicht.  Schles- 
wig und  Holstein  hatten  1848  eine  gemeinschaftliche  filtere  Schuld  yon  nn« 
ffefahr  IVs  Hill.  Mark  holst.  Courant  =  600,000  Thhr.  prenss.  Cour.  In  dßn 
Jahren  1848  bis  1850  machte  sie  aber  behufe  Führung  des  Kriegs  gegen 
Dänemark  enorme  Anstrengungen.  Der  Bedarf  des  Eriegsdepartements  war 
nach  den  Staatsrechnungen  für  1848:  8,937,100;  1849:  18,180,780;  1850: 
14,920,431,  zus.  42,038,311  Mark  Cour.  Es  leuchtet  fQjr  sich  ein,  dass  so 
nnffeheure  Summen  aus  laufenden  Einnahmen  nicht  angebracht  werden  konnten, 
vidmehr  der  Landes<nredit  in  Anspruch  genommen  werden  musste.  Diess  ge- 
schah theils  mittelst  Aufnahme  freiwilliger  Anleihen  in  den  Herzogthilmern 
selbst  und  im  übrigen  Deutschland,  hauptsachlich  aber  durch  Zwan^anleihen 
(gemäss  Gesetzes  vom  2.  Mai  1849:  4V9  Mill.  Mark;  laut  Gesetzes  vom 
10.  April  1850:  4  Mill.  M.  nebst  einer  als  Kriegssteuer  eingezahlten  Anlei^^e; 
laut  Gesetzes  vom  4.  Oct.  1850  eine  in  Form  einw  Vermögenssteuer  einge- 
hobene Anleihe  nebst  einer  weiteren  Zwangsanleihe  zum  Jahresbetrage  Ton 
200,000  Thlr.  Cour.)  und  durch  Emission  von  Papiergeld  (laut  Gesetzes  yom 
31.  Juli  1848:  3,750,000,  und  laut  Bekanntmachung  Tom  11.  Octbr.  1850: 
1,250,000,  zus.  5,000,000  Mark  =  2  MilL  Thhr.  Cour.).  Alles  zusammenge- 
nommen, macht  eine  Schuldenyermehrung  yon  über  7  Mill.  Thhr.  Cour,  binnen 
3  Jahren,  und  es  betrugen  daher  die  G^esammtschulden  Schleswig-Holsteins 
1851  mindestens  7,800,000—8,000,000  Thhr.  preuss.  Cour. 

In  Lauenburg  betrugen  Ende  1847  die  ritterschaftlichen  und  landschaft- 
lichen sowie  die  Strassenbanschulden  427,300  Thlr.  Cour.  Bis  1851  wurdeo 
hieran  ca.  120,000  Thhr.  abgetragen,  so  dass  nur  noch  307,300  Thhr.  yerblie- 
ben.  Wenn  dlie  Tilgung  gleichen  Schritt  gehalten  hat,  so  muss  Lauenburg 
nun  schuldenfrei  sein. 

Sicherheitsobjeote  der  Sol^nlden.  Die  Herzogthümer  besassen  bis  zur 
neuesten  Zeit  ein  sehr  bedeutendes  Domänenyermögen,  weldies  für  Schlea- 
wig-Holstein  zu  11  V>  Mill.,  für  Lauenburg  zu  4Vs  Mill.  Thlr.')  (nach  an- 
derer Berechnung  zusammen  zu  30  Mill.  TUr.)  geschätzt  ist  und  die  Schuld- 
yerpflichtungen  aller  drei  Länder  jedenfalls  decken  würde.  Eine  dänische 
Verordnung  yom  21.  Juni  1856  ordnete  aber  den  Verkauf  der  holsteinischen 
und  lauenburgischen  Domänen  zu  dem  Zwecke  an,  um  mit  dem  Erlös  dä- 
nische Staatsschulden  zu  tilgen.  Ninunt  diese  rechtswidrige  Veräusserong 
ihren  Fortgang,  so  wird  allerdings  den  Gläubigem  der  Herzogthümer  die 
beste  Garantie  für  ihre  Forderungen  entzogen.  Uebrigens  liefern  die  enormen 
Leistungen  für  öffentliche  Zwecke  yon  1848  bis  1850  den  sichern  Beweis  einer 
tüchtigen  und  nachhaltigen  Steuerkraft. 

§.  140. 

18)  Herzogthom  Sachsen -Coburg -Gotha. 

Umfang  des  Staatsgebiets:  Einwohnerzahl  1858: 

Coburg 10  Q.-Meilen.  45,578  Seelen. 

Gotha 25,648      ^  108,301        „ 

Zusammen 35,84«  Q.-M.  153,879  Seelen. 


>)  YergL  die  Sohnft:  ^die  Herzogthümer  Schleswig-Holstein  in  dem  dänischen  Qe- 
sammtstaate'',  Weimar,  1856. 
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Beide  Herzogtiifimer  waren  bis  1826  getrennt  nnd  hattrai  grösseren  Um- 
fang. (Coburg  28  QM.;  Gotha  1780  mit  dem  grösseren  Theile  des  Fürsten* 
thums  Altenburg  55  QM.)  Nach  dem  Aussterben  der  gothaisdien  Linie  (1825) 
fand  eine  Theilung  statt,  wodurch  der  Bestand  sämmtlicher  sächsischer  Her- 
zogtbümer  gänzlidi  yerändert  wurde.  Gotha  fiel  mit  Ausnahme  des  Amtes 
Kninichfeld  an  Coburg,  letzteres  musste  aber  Saalfeld  an  Meiningen  und  Alten- 
burg an  die  Linie  Hildburghausen  abtreten,  welch'  letztere  ihrerseits  das  Stamm- 
land Hildburghausen  ebenfalls  an  Meiningen  cedirte.  (Vertrag  Yom  12.  Nov.  1826.) 

Verfassung.  Die  beiden  Herzogthümer  behielten  bis  1852  gesonderte  Ver- 
fassung und  Verwaltung  bei  und  waren  nur  durch  Personalunion  mit  einander 
verbunden.  Gotha  hatte  sogar  seine  altständische  Verfassung  bis  1848  un- 
yerändert  erhalten,  während  Coburg  am  8.  Aug.  1821  eine  modernere  Con- 
stitution empfangen  hatte,  welche  1846  wesenüich  verbessert  wurde.  Das 
Jahr  1848  verschaffte  indessen  auch  dem  Herzogthum  Gotha  ein  modernes 
(sehr  demokratisches)  Staatsgrundgesetz  (vom  26.  März  1849).  Die  Begie- 
rung  strebte  aber  nach  einer  gemeinschaftlichen  Verfassung  für  beide  Länder 
und  drang  damit  endlich  1852  durch.  Nach  dem  „Staatsgrundgesetz  für  die 
Herzogthümer  Coburg  und  Gotha^  vom  3.  Mai  1852  ^)  bilden  zwar  diese  ein 
unzertrennliches  Ganzes,  in  den  meisten  Beziehungen  besteht  aber  auch  jetzt 
noch  getrennte  Verwaltung  fort.  Diess  gilt  insbesondere  von  der  Finanzver- 
waltung. Demgemäss  tagen  neben  dem  gemeinschaftlichen  Landtage  zwei 
Sonderlandtage.  Diesen  wie  jenem  sind  übrigens  die  constitutionellen  Bochte 
in  hinlänglichem  Maasse  eingeräumt,  namentlich  haben  sie  das  Becht  der  Mit- 
beschliessung  in  Finanzsachen,  abgesehen  von  den  Domänenangelegenheiten, 
welche  durch  besondere  Verträge  geregelt  sind  (siehe  unten).  Anleihen  aut 
die  Staatscasse,  die  Creirung  von  Papiergeld  aller  Art,  und  die  Erhöhung  oder 
Ermässigung  des  Zinsfusses  der  in  geschlossenen  Anleihen  bestehenden  Staats- 
schulden, sowie  die  Schuldentilgung  sind  Gegenstände  der  Gesetzgebung  für 
die  Einzellandtage.  ^    Diesen  sind  auch  die  Staatsrechnungen  mitzutheilen. ') 

Finanzen.  A.  Coburg.  Die  coburgischen  Finanzen  waren  am  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  dergestalt  zerrüttet,  dass  eine  kaiserl.  Verwaltungscom- 
mission eintrat  Dass  alsdann  die  französische  Occupation  des  Ländchens  1806 
und  die  Bheinbundskriege  diesen  Zustand  nicht  zur  Besserung  gelangen  Kesseln, 
Hegt  in  der  Natur  der  Sache.  Nach  dem  Frieden  suchte  die  ^gierung  jedoch 
mit  Erfolg  Ordnung  zu  schaffen  (Staatsschuldenedict  vom  13.  Sept.  1821  etc.). 
Von  1848  an  trat  wiederum  Finanzbedrängniss  ein  (das  Deficit  betrug  z.  B. 
18"/»*:  37,288  fl.;  18**/":  32,327  fl.;  18*>:  18,012  fl.),  welche  jedoch  in 
neuester  Zeit  gehoben  ist,  so  zwar,  dass  Coburg  1859  die  Mobilisirungsk&sten 
aus  Ueberschüssen  zu  decken  vermochte,  während  man  in  Gotha  ein  Anlehen 
von  160,000  Thlr.  beschloss.  Das  Verhältniss  der  „Domänen^  zum  Staaüi- 
haushalt  ist  durch  Gesetz  vom  29.  Dec.  1846  *)  in  der  Weise  geregelt,  dass 
die  Domänen  zwar  als  unveräusserliches  Familienfideicomnüss  des  regierenden 
Hauses  anerkannt  blieben,  dass  aber  die  Hälfte  ihres  Beinertrags  in  so  lange, 
bis  die  laut  Gesetzes  vom  17.  Juli  1838  auf  den  Staat  übertragene  Schula 
getilgt  sein  wird,  von  da  an  aber  ein  Dritttiieil  jenes  Beinertrags  in  die 
Staate-  resp.  Schiüdentilgungscasse  fliesst.  Durch  Gesetz  vom  21.  Febr.  1855^) 


<)  Abgedmckt  bei  Zaohariae  a.  a.  O.  8.  652  ff. 
*)  Verfassunn-Urkunde  §.  ys. 
<)  Daselbst  f.  122. 

^  Den  Beitrag  der  DomAne  zu  den  Staatslasten  betr.,  G68.-SammL  für  Coburg  von 
18*»/49,  Nr.  25,  8.  822. 

^)  Cobarger  Oes.-SammL  de  1854—56,  Nr.  210,  S.  87. 
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Inirde  die  HaJbtheiliing  des  Domftneneiträgnisftes  bis  1919  yerläogert  —  Die 
neuesten  Staatshaushalts-Etats  schlössen  wie  folgt  ab: 
Etat  der  Staaiscasse  pro  18*76i: ')        Etat  der  Domanencasse  pro  18"/ei: 

Jahreseinnahme  ....    416,700  fl.    Einnahmen 181,420  fl. 

Jahresausgabe     ....    412,100  j^     Ausgaben 125,834  „ 

Ueberschuss 4,600  fl.    Reinertrag 55,586  fl. 

B.  Gotha.  In  Gotha  hat  sich  neuerer  Zeit  ein  Domänenstreit  entsponnen. 
Vor  1848  galten  die  Domänen  wie  in  Coburg  als  herzogl.  Familieneigenthum, 
in  den  Beilagen  zum  Staatsgrundgesetz  von  1849  wurden  sie  aber  zum  Staats- 
gut erklärt  und  dem  Herzoge  eine  Civilliste  darauf  radieirt.  In  Folge  von 
Protestationen  der  Agnaten,  namentlich  des  Prinzen  Albert,  Gemahls  der  Ko- 
nigin von  England,  ward  indessen  jenes  Zugeständniss  zurückgenommen  und 
Ende  1854  durch  ein  anderes  Uebereinkommen  ersetzt  Nachdem  auch  dieser 
Vertrag  die  Zustimmung  der  Agnaten  nicht  erhalten  hatte,  kam  am  1-  März 
1855  ein  endgültiges  Uebereinkommen  dahin  zu  Stande,  dass  das  bisherige 
Kammer-  und  Domänenvermögen  in  ein  —  der  herzogl.  Familie  eigenthümlich 
verbleibendes  Domänen  gut  und  in  ein  —  dem  Herzogthum  Gotha  eigenthüm- 
lich zufallendes  Staatsgut  abgetheilt  wurde.*)  Zum  Domänengut  wurde  übri- 
gens das  gesammte  rentable  Grundeigenthum  imd  Capitalvermogen  geschlagen, 
während  zum  Staatsgut  ausser  einer  Reihe  von  Gebäuden  zu  Staatszwecken 
nur  die  Hoheits-  und  Lehengefälle  kamen.  Ausserdem  trat  die  Domanencasse 
dem  Staat  60,631  Thlr.  Grundgefälle  gegen  eine  Entschädigung  von  950,000  Thlr. 
ab.^)  Gleichzeitig  ward  hinsichtlich  der  Nutzung  und  Verwaltung  des  Do- 
mänenguts eine  Vereinbarung  getroffen,  wonach  vom  Reinertrage  der  Herzog 
zum  Voraus  100,000  Thlr.  bezieht,  alsdann  36,000  Thlr.,  welche  auch  die 
Staatsabgaben  des  Domänenguts  in  sich  begreifen,  der  Staaiscasse  überlässt 
und  dqr  noch  verbleibende  Rest  zwischen  dem  Herzoge  und  der  Staatscasse 
zu  gleichen  Theilen  getheilt,  auch  die  Verwaltung  des  Domänenguts  einer 
oder  mehreren  Staatsbehörden  übertragen  wird.*)  —  Neuestes  Budget: 

der  Staatscasse  für  18"/«i:  der  Domanencasse  für  18'^/6i: 

Jahreseinnahme  .    .    .    579,000  Thhr.    Jährliche  Roheinnahme    557,000  Thlr. 
Jahresausgabe     .    .    .    579,000    „       Desgl.  Ausgabe .    .    .    385,030    , 
Abgang  oder  Ueberschuss        0.  Reinertrag     ....     171,970  Thlr. 

Sehnlden.  A.  Coburg.  Die  coburgische  Schuld  betrug  1799  unerachtet 
des  wegen  ihrer  Tilgung  verhängten  kaiserl.  Sequesters  noch  1,261,000  fl. 
Das  Staatsschuldenedict  vom  18.  Sept.  1821  sorgte  für  die  Mittel  zu  ihrer 
Verzinsung  und  Tilgung,  zu  welchem  Zwecke  eine  eigene  Tilgungscasse  und 
eine  besondere  Schuldentilgungsoommission  eingesetzt  wurden.  Ein  weiterer 
Schritt  zur  Ordnung  geschä  durch  Gesetz  vom  17.  Juli  1888,  wodurch  eine 
Regulirung  der  ganzen  Sdiuld  und  eine  Feststellung  der  Reiditsverhältnisse 
der  Gläubiger  eintrat  Es  ward  die  ganze  Schuld  durch  unkündbare  3Vtproc. 
Obligationen  au  porteur  verbrieft  und  zu  ihrer  Tilgung  ein  Zeitraum  von 
85  «udiren  festgestellt  Die  Tilgungscasse  wurde  indessen  durch  Gesetz  vom 
1.  Juni  1852  ^)  aufgehoben  und  es  gingen  ihre  Functionen  auf  die  neuerrich- 


0  Vergl.  Finanzgesetz  vom  80.  Juli  1858,  Goburger  Ges.-SammL  de  1857—58,  S.  666. 

^  Vergleich  über  die  Ausscheidang  des  Domänen-  imd  Btaatsgats  vom  l.Mte  1855, 
Qothaer  Ge8.-Samm].  Bd.  9,  8.  219  flf.  ^  « 

')  Vertrag  von  demselben  Tage,  daselbst  S.  282. 

*)  Vertrag  über  die  VerwaHong  und  Nutzung  des  Domftnenguts  vom  gleichen  Tage, 
ebendaselbst  S.  269. 

*)  Coburger  Ges.-SammL  de  1852-54,  Nr.  158,  S.  132. 
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iete  Staaiscasse  über,  jedoch  unter  Mitwirknng  zweier  LandtagBabgeordneten. 
Kraft  des  oben  citirten  Gesetzes  yom  29.  Sept.  1846  wurde  das  Domanium 
gegen  die  Ton  demselben  der  Staatscasse  überlassene  Beinertragshälfte  von 
allen' Schulden  befireit,  so  dass  es  in  Coburg  nur  noch  eine  Staatsschuld  gab. 
Diese  betrug  1820:  1,143,000,  Ende  1847:  1,203,943  fl.,  und  bestand  1857  in 

yerzinslichen  Posten  im  Betrage  von 1,525,221  fl. 

unTerzinslichem  Papiergelde 350,000  „ 

Zusammen 1,875,221  fl. 

B.  Gotha.  Die  Schulden  des  Herzogthums  Gk)tha  blieben  zwischen  der 
herzogl.  Kammer  und  der  Obersteuer-  und  Landschaftscasse  getrennt, 
in  welcher  Beziehung  auch  das  neueste  üebereinkommen  über  die  Ausschei- 
dung des  Staats-  und  Domänenguts  (s.  oben)  im  Wesentlichen  nichts  änderte. 
(Nur  die  bisher  auf  der  Kammer  gehaftete  Strassenbauschuld  mit  restlichen 
51,242  Thlr.  wurde  auf  die  Staatscasse  übernommen.)  In  den  Jahren  1836 
und  1837  fand  übrigens  auch  hier  eine  Regulirung  und  Consolidirung  der 
Schulden,  insbesondere  auch  eine  Ermässigung  des  Zinsfusses  statt.  Nach 
dem  neuesten  Budget  betrugen  die  beiden  Schuldabtheilungen: 

a)  der  Staatscasse:  verzinslich     .     .     .     1,666,894 Thlr. 

Papiergeld     .     .     .       400,000     „ 

2,066,894  Thlr. 

b)  der  Domänencasse:  verzinslich 1,034,452     „ 

Im  Ganzen "3,101,346  TWr. 

während  die  Schuld  nur  betragen  hatte:  1820:  1,582,000,  1830:  1,628,000, 
Ende  1847:  2,183,000,  1850:  2,200,000  Thb. 

Staatsgarantien:  l)  zu  Gunsten  der  Werrabahngesellschaft  Gewähr  für 
47o  Zinsen  aus  dem  Actiencapital  von  8  Mill.  Thlr.  auf  10  Jahre,  von  der  Be- 
triebseröffnung an  gerechnet^  in  Gemeinschaft  mit  den  Begierungen  von  Wei- 
mar und  Meiniugen,  und  zwar  haftet  das  Herzogthum  Coburg-Gotha  für 
den  vierten  Theil  des  Actiencapitals. ')  2)  Unbedingte  Gewährleistung  des 
Herzogthums  Gotha  für  die  von  der  dortigen  Ablösungscasse  ausgestellten 
Schuldverschreibungen  ^  und  für  sämmtliche  Verbindlichkeiten  der  dortigen 
Landescreditanstalt ') 

Sicherheitsobjeete  für  die  Staatssclinlden.  Dass  die  Schulden  von  Co- 
burg ganz  auf  die  Staatscasse  übergegangen  sind,  haben  wir  b^eits  erwähnt 
Das  Domänenvermögen  kommt  indessen  doch  noch  insofeme  als  Sioherheits- 
object  in  Betracht,  als  bis  nach  erfolgtem  Abtrag  der  älteren  Schuld  die 
Hälfte  seines  Reinerträgnisses  zur  Staatscasse  fliesst.  Im  Uebrigen  haftet  die 
Schuld  auf  der  Steuerlu'aft  des  kleinen  Ländchens,  welche  damit  genugsam 
beschwert  ist.  Indessen  muss  erwähnt  werden,  dass  die  neuere  Vermehrung 
der  Schuld  zum  grossen  Theil  Folge  der  Betheiligung  des  Staats  an  Eisen- 
bahnuntemehmungen  (Thüringer  Bahn,  Werrabahn)  ist  und  dass  demnach  der 
ersteren  auch  Activen  gegenüberistehen. 

Günstiger  sind  die  Verhältnisse  in  Gotha.  Die  Domänenschuld  ist  hier 
durch  Activcapitalien  im  Belaufe  von  1,318,023  Thlr.  mehr  als  gedeckt,  übri- 
gens haftet  gleichwohl  das  ganze  Domänengut  ausdrücklich  für  dieselbe*  Ebenso 
stehen  den  Staatspassiven  981,207  Thlr.  Activci^italieB  gegenüber,  so  dass 
der  Nettobetrag  der  Schuld  nur  1,085,687  Thhr.  ist,  wovon  zudem  400,000  Thlr. 


>)  VergL  Staatsvcrtrag  vom   16.  Oct  1855,   CSobnrger  Gee.-Sa]iuBl.  de  1854—56, 
8.  892. 

*)  Gesetz  vom  5.  Nov.  1858,  Goihaer  Ge8.-8amml.  Bd.  8,  8.  577  iL 
^  Gesetz  vom  25.  Dec.  1858,  dmielbst  8.  612. 


Digitized  by  CjOOQIC 


414  Btoatopapiere. 

iniTerzmslich  smd.  Der  geringe  Best  kann  die  StaatBcasse,  welche  ebenfaDs 
Zuflüsse  vom  Domaninm  hat  (s.  oben),  nicht  beschweren. 

Gesetzgebnng  über  die  verzinsiuig  nnd  Til^nng  der  Schulden.  A.  Co- 
burg. Das  mehrfach  dtirte  Gesetz  vom  17.  Job  1888  und  ein  neueres  Ge- 
setz Yom  22.  Juni  1852 ')  yerordnen  hierüber  Folgendes.  Die  ganze  conso- 
lidirte  Staatsschuld,  mit  47o  Zins  tragenden  SchuldTerschreibungen  auporteur 
Ton  1000,  500,  250,  200,  100  und  50  fl.  verbrieft,  wovon  die  grösseren  Stücke 
(ä  1000,  500,  250  und  200  fl.)  halbjährlich,  die  kleineren  ganzjährig  verzinst 
werden,  wird  vom  1.  Janr.  1853  an  mit  einem  Tilgungs-  und  Yerzinsungs- 
fonds  von  mindestens  54,000  fl.  verzinst  und  im  Wege  der  Yerloosung  getilgt. 
Die  consoHdirte  Schuld  betrug  anfangs  1853  noch  1,251,250  fl.  (urspr&oglich 
1,650,000  fl.)  und  nahm  damals  zu  470  an  Zinsen  50,050  fl.  in  Anspruch.  Der 
Tilgungsfonds  ist  sonach  nicht  hoch  bemessen,  wächst  aber  durch  den  Weg- 
fall der  verloosten  Capitalien  derart  an,  dass  die  Amortisation  der  ganzen 
Schuld  bis  längstens  1919  vollendet  ist.  Den  Obligationen  sind  Zinscoupons 
und  Talons  beigegeben.  Erstere  werden  im  Inlande  bei  allen  Staatscassen 
eingelöst  Neben  der  consolidirten  besteht  eine  schwebende  Schuld,  welche 
zu  bestimmten  Zwecken  auf  kurze  Zeit  aufgenommen  ist.  Die  Yerbriefungen 
derselben,  ebenfalls  au  porteur  lautend,  sind  von  beiden  Seiten  vierteljährig 
kündbar.  *)  Die  Bedürfnisse  sowohl  der  consolidirten  als  schwebenden  Schuld 
müssen  aus  den  paratesten  Staatseinnahmen  befriedigt  werden. 

B.  Gotha.  In  Gotha  sind  die  hieher  bezüglidien  Vorschriften  durch  kein 
allgemeines  Gesetz,  sondern  durch  die  einzelnen  Anleihegesetze  g^ben.  Es 
bestehen  sogenannte  geschlossene  Anleihen,  welche  in  Absicht  ai^  Verzinsung 
und  Tilgung  als  Ganzes  behandelt  werden.  Bei  jeder  Emission  eines  solchen 
ist  ein  bestimmter,  jedoch  nicht  in  gleichen  Procenten  ausgedrückter  Tilgungs- 
fonds ausgesetzt  tmd  eine  feste  Tilgungsperiode  bestimmt  worden,  so  för  die 
erste  landschaftliche  Anleihe  von  1836  k  860.000  Thlr.  42  Jahre,  fUr  die  zweite 
von  1843  k  200,000  Thlr.  31  Jahre  (Tügungsfonds  4,000  TWr.  mit  Zinsen- 
zuwachs), fttr  die  dritte  von  1845  k  600,000  Thb.  60  Jahre  (Tilgungsfonds 
3,000  Thlr.  mit  anwachsenden  Zinsen)  Tilgungszeit.  Dasselbe  gilt  von  der 
Eammerschuld.  Die  Tilgung  geschieht  gleichmässig  im  Wege  der  öfientlichen 
Verloosung.  Die  verloosten  Obligationen  werden  V«  Jahr  nachher  bei  der 
Landschaftis-  oder  Kammercasse  ohne  allen  Abzug  pari  ausbezahlt.  Es  gibt 
3V«-  und  3proc  Obligationen  k  1,000,  500,  200,  100  und  50  Thlr.  Alle  sind 
au  porteur  gesteUt  und  mit  Coupons  und  Talons  versehen.  Erstere  werden 
bei  allen  Staatscassen  an  Zahlung  genommen.^  Auch  in  Gotha  müssen  die 
Bedürfnisse  der  Staatsschuld  aus  den  paratesten  Mitteln  der  Kammer-  resp. 
Landschaftscasse  befriedigt  werden. 

Gesetzgebung  über  Mortiflcation,  Vlndication,  Verjährung  und  Ausser- 
OOUrssetzung  der  Staatspapiere.  Selbst  in  diesen  RechtsverhSltnissen  ist  die 
Gesetzgebung  beider  Herzogthümer  getrennt.  In  Coburg  sind  sie  durch  vier 
neuere  Gesetze  vom  Jahre  1858  geregelt;  sluch  kommt  noch  das  Gesetz  vom 
17.  Juli  1838  in  Betracht.   Durch  diese  Gesetze  ist  Folgendes  voi^eschrieben : 

1)  Abhanden  gekommene  Staatspapiere  au  porteur  können  auf  Antrag  des 
Betheiligten  bei  dem  Kreisgerichte  Coburg  sammt  den  dazu  gehörigen 
Coupons  und  Talons,  wenn  diese  mit  der  Hauptschuldverschreibung  ver- 
loren gegangen  sind,  nach  vorausgegangener  öffentlicher  EdictaUadung 


^)  Die  oonsolidirte  Staatsschuld  betr.,  Oobarger  GeB.-SaiimiL  de  1852—54,  8.  176. 

^  YergL  Gesetze  yom  12.  Juni  und  28.  Dec.  1858,  die   ContrahimDg  kündbarer 

Anlehen  betr.,  Coburger  Q6B.-SaDmiL  de  1857—58,  S.  474,  und  de  1858—60,  8.  259. 

*)  YergL  Patente  vom  2.  Nov.  1886,  11.  Aug.  1887,  19.  Mai  1848  und  24.  Oot  1845. 
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mit  6moiiatHcher  Frist  mortificirt  werden.  Das  Hortifieationserkeimt- 
niss  tritt  10  Tage  nach  seiner  Publication  in  Kraft.  Während  des  Ver- 
fahrens wird  Zaühlungsfiperre  angel^.^) 

2)  Oeffentliche  auf  den  Inhaber  gestellte  verzinsliche  Werthpq>iere  können 
dnroh  die  Yindication  oder  andere  dingliche  Klagen  ans  den  Händen 
des  dritten  redlichen  Besitzers  nicht  zurückgefordert  werden,  es  wäre 
denn,  dass  in  den  Papieren  selbst  bei  ihrer  AnssteUung  die  Yindication 
als  zulässig  erklärt,  oder  dass  die  Papiere  in  gültiger  Weise  ausser  Cours 
gesetzt  wären. ') 

3)  die  Aussercourssetzung  hat  durch  die  CiTÜgerichtsbehörden  oder  bei 
Staats-  und  Ablosungs-Obligationen  durch  die  mit  der  Yerwaltunj^  der 
Staatsschuld  oder  der  Ablösungscasse  beauftragten  Behörden  mittelst 
Yormerks  auf  dem  Papier  selbst  und  resp.  Eintrags  in  das  Inscriptions- 
buch  zu  geschehen.  Ausser  Cours  können  übrigens  nur  Hauptschuld- 
yerschreibungen  und  Talons,  nicht  aber  auch  Coupons  gesetzt  werden. 
Der  Name  dessen,  für  welchen  die  Aussercourssetzung  geschieht,  ist 
auf  dem  Papier  zu  nennen. ') 

4)  Ausgelooste  Staatspapiere  verjähren  nach  Art  9  des  Gesetzes  vom 
17.  Juli  1838  in  8  Jahren,  Zinsen  der  Staatspapiere  aber  nach  Art.  12 
desselben  Gesetzes  in  4  Jahren.  Durch  ein  neueres  Gesetz,  betreffend 
die  Yeijährung  gewisser  Klagen,^)  ist  übrigens  die  Yerjährungsfrist 
„weffen  Rückständen  an  bedungenen  Zinsen'^  auf  3  Jahre  herabgesetzt 
worden. 

Im  Herzogthum  Gotha  sind  die  hier  in  Frage  stehenden  Rechtsverhält- 
nisse anlässUch  der  einzelnen  Anleihegesetze,  sodann  mittelst  Yerordnung  vom 
23.  März  1839,  die  Mortification  betreffend,  geregelt  worden,  wie  folgt: 
1)  die  Mortification  geschieht  bei  dem  JustizcoUegium  zu  Gotha  und 
erstreckt  sich  auch  auf  die  mit  der  Hauptschuldverschreibung  verloren 
gegangenen  Coupons  und  Talons.  Für  sich  allein  werden  aber  Coupons 
und  Talons  niemals  mortificirt,  wie  auch  für  verlorene  oder  vernichtete 
Coupons  niemals  DupUcate  ausgefertigt  werden.  Dagegen  kann  der  In- 
haber der  Obligation,  wenn  er  den  Yerlust  der  Coupons  zeitig  anzeigt, 
die  Zinsen  alsdann  erheben,  falls  sich  während  der  Yerjährungsfrist  kein 
Inhaber  derselben  gemeldet  hat  Kann  die  gänzliche  Yemichtung  der 
betreffenden  Urkunden  erwiesen  werden,  so  unterbleibt  überhaupt  ein 
Mortificationsverfahren  und  der  Anmeldende  erhält  einen  Duplicatschein. 
Im  andern  Falle  findet,  nachdem  der  Yerlust  bescheinigt  und  bezw. 
eidlich  erhärtet  ist,  eine  Edictalladung  mit  einer  Frist  von  einem  Jahre 
zur  Yorlegung  der  Urkunde,  nach  deren  fruchtlosem  Ablaufe  die  ge- 
riditliche  Kri^tloserklämng,  und  während  des  Yerfahrens  Anlegung  der 
Zahlungssperre  statt.    Mit  Ablauf  eines  weiteren  Jahres  wird  das  Mor- 


*)  Gesetz  Tom  80.  Nor.  1858,  die  Ungültigkeitserklftniiig  an  den  Inhaber  zahlbarer 
inländischer  Schuldverschreibungen,  Actien,  ZinBabaohnitte  und  Zinsleisten  betreffend, 
Cob.  Ge8.-Saniml.  de  1857—58,  S.  803. 

*)  Gesetz  vom  1.  Dea  1858,  die  Ausschliessung  dinglicher  Klagen  bei  Werth- 
papieren  auf  den  Inhaber  betr.,  das.  S.  810.  Das  Gesetz  definirt  den  Begriff  von 
Öffentlichen  Werthpapieren  wörtlich  gleich  mit  dem  kgL  sächs.  Gesetze  vom  8.  Juni 
1846,  §.  2  (oben  8.  232);  ebenso  ist  darin  die  Rechtsvermathung  für  die  Redlichkeit 
dea  Besitzes  mit  den  Worten  des  §.  5  letzteren  Gesetzes  ausgesprochen  (oben  8.  288). 

^  Gesetz  Yom  1.  Dec.  1858,  betr.  die  Yersetzung  von  Werthpapieren  auf  den  Inh. 
ausser  Yerkehr  und  in  denselben,  das.  8.  814.  Gesetz  vom  17.  Juli  1838  und  yom 
21.  Dec.  1850. 

«)  Yom  26.  Juli  1858,  Ooborger  Ge8.-Samm].  de  1857—58,  S.  630. 
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tificatioiiBerkenntniss  rechtskräftig,  worauf  ein  Dof^ioatBehein  ausge- 
stellt wird.  *) 

2)  Yindication  au  porteur  gestellter  SchnldBdieme,  wenn  sie  nicht  aosser 
Coors  gesetzt  sind,  ist  schlechthin  untersagt  und  bl^ht  dem  Beechip- 
digten  nur  die  persönliche  Contracts^  oder  Delictsklage.  *) 

8)  Die  Ausserconrssetzung  geschieht  bei  den  Bchiüdraiyerwaltungsbe- 
hörden  durch  Eintragung  in  ein  besonderes  Buch  und  durch  die  erfor- 
derliche Bezeichnung  auf  den  Obligationen  selbst.^ 

4)  Die  Verjährungsfrist  ist  für  die  Hauptschuldveischreibnngen  auf 
4  Jahre,  für  die  Coupons  auf  2  Jahre  bestimmt.*) 

§.  140. 

19)  Herzogthum  Sachsen  -  Neiniogen  -  Hildbargkausei. 

Staatsgebiet:  43  Q.-Meilen.    Bevölkerung  Ende  1858:  168,816  Seelen. 

Verfassung.  An  die  Stelle  der  abweichenden  Verfassungseinrichtungen  in 
den  drei  Territorien,  aus  welchen  1826  das  heutige  Herzogthum  Sachsen-Mei- 
ningen-Hildburghausen gebildet  wurde  (nämlich  ans  dem  alten  Herzogthum 
Meiningen,  dem  Herzogthum  Hildburghausen  und  dem  Fürstenthum  Saalfeld  etc.), 
trat  1829  das  „Grundgesetz  für  die  vereinigte  landschaftliche  Ver- 
fassung des  Herzogth.  Sachsen-Meiningen, ^^)  welches  eine  TÖllige  Ver- 
schmelzung derselben  herbeiführte.  Dieses  Grundgesetz  erlitt  1848  und  1849 
einige  nicht  unwesentliche  Aenderungen;  letztere  wurden  aber  durch  neuere 
Gesetze  vom  25.  Juni  1853  (Wahlgesetz)  und  vom  3.  Juni  1854  (über  das 
Domänenvermögen)  wieder  beseitigt.  Beide  ebengenannte  Gesetze  mit  der 
Verfassung  von  1829  enthalten  sonach  das  heutige  Staatsrecht  des  Herzog- 
thums.  Danach  besteht  die  constitutionell-monarchische  R^erungsform  mit 
Theilung  der  gesetzgebenden  Gewalt  Zumal  ist  den  Ständen  ein  weitgehen- 
der Einfluss  auf  die  Führung  des  Staatshaushalts,  in  so  weit  dessen  Einnah- 
men aus  Beiträgen  der  Staatsangehörigen  fliessen,  eingeräumt.  Hinsichtlich 
der  Staatsschulden  verordnet  die  Verfassung,  dass  die  vorhandenen  Landes- 
schulden, der  Verwaltung  nach,  in  eine  allgemeine  Landesschuld  zusammenge- 
zogen und  aus  einer  allgemeinen  Tilgungscasse  verzinst  und  abgetragen  werden 
sollen;  dass  neue  Schulden  ohne  ausdrücklichen  Consens  der  Landstände  un- 
gültig und  unverbindlich  seien  und  dass  keine  neue  Anleihe  gemacht  werden 
dürfe,  für  deren  Tilgung  binnen  eines  Zeitraums  von  längstens  50  Jahren 
nicht  gleichzeitig  gesorgt  sei.  •) 

Finanzen.  Das  Verhältniss  der  Domänen  zur  Landescasse  wird  durch  das 
eben    angezogene    Gesetz   vom   8.  Juni   1854  ^    bestimmt.     Es   erklärt   das 


^)  Verordnung  vom  *28.  März  1839,  die  Mortification  verloren  gegangener  Sohold- 
briefe  der  Landschaft  und  Kammer  betr.,  Gothaer  Ges.-BammL  Bd.  4,  S.  745  iL 

*)  Patente  Yom  2.  Nor.  1836,  11.  Aug.  18S7,  19.  Hai  1843  und  24.  Oct.  1845,  je 
Art  12. 

^  Ebendaselbst  Art.  15. 

*)  Daselbst  Art.  8  und  11.  Das  neuere  Verjfthrungsgesetz  vom  28.  Juni  1856  än- 
dert hieran  nichts,  da  es  in  §.  12  alle  unter  3  Jahren  betragenden  Veijähmngridsteo 
bestehen  Iftsst. 

^)  Vom  23.  Aug.  1829,  abgedruckt  bei  Zachariae  a.  a.  0.  S   536  ff. 

^  Staatsgrundgesetz  von  1829,  §.  42. 

^  Ges.-Samml.  Bd.  11,  8.  325  ff. 
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fesuBBite  V^anSfen  an  Cf^Mhatai,  €Kltttr%  Waldungen,  Erbzuwen,  QWm  und 
andern  gnindherrlichen  Renten,  sowie  an  Actiyoapitalien  zu  Eigenthum  des 
lierzogL  Haoftes,  sunädist  beetunmt,  die  Keeten  der  Hofhaltung  und  der  üa- 
terhaltnng  der  herzogl.  Familie  zu  bestreiten  und  die  übrigen  diarauf  ruhenden 
Obliegeidieitai  zn  erfüllen.  Ein  Theü  der  ErtragriÜbersehüsse  soll  jedoch  fOr 
Zwwikß  der  LttMLesTerwaltwog  verwendet  werden.  Für  die  Begierungsdaner 
des  jetzigen  Cfrossherzogs  und  seines  Sohnes  wird  diese  Abgabe  an  dieLandea- 
oasse  so  bemessen,  dass  Tom  Eeinertragie  zunächst  225,000  fl.  dem  Herzoge 
aufliessen,  der  Rest  ab^  zwisehen  diesem  und  der  Iiandescasse  getheilt  wiä 
—  Die  Staatsrechnungen  für  18^7«*  ergaben  folgendes  Endresultat : 

Einnahmen :  Ausgaben :  Ueberschnss : 

Domaneneasse    .    .    .       895,741  fl.  712,565  fl.  188,176  fl. 

Landescasse  ....       973,181  „  954,268  „  18,913  „ 

Zusammen     ....     1,868,922  fl.  1,666,833  fl.  202,089  fl. 

Der  Hauptetat  für  18'^V«>  schliesst  mit  1,729,632  fl.  Einnahme,   1,703,888  fl. 

Ausgabe  und  25,744  fl.  Uebersehuss  ab. 

Staatssehuld.  Die  gesammte  Schuld  des  rereinigten  Herzogihums  wurde 
in  Gemässheit  des  Staatsgrundgesetzes ,  des  Schuldentilgungsgesetzes  Tom 
30.  April  1831  ^)  und  des  Gesetzes  vom  21.  April  1832')  in  Eine  Staatsschuld 
zusammengezogen,  welche  (nach  y.  Reden)  betn]^:  1820:  3,430,000,  1830: 
3,150,000,  1847:  2,395,000,  1861:  4,415,779,  1858:  4,049,327  fl.  —  Am 
81.  März  1859  bestand  sie  aus 

a)  yerzinslichen  Posten  im  Belaufe  Ton 2,843,682  fl. 

b)  unverzinslichen  Cassenanweisungen  im  Betrage  von     .    .    1,049,996  ^ 

Zusanunen 3,893,678  fl. 

Es  war  aber  zur  Einlösung  der  Cassenanweisungen  ein  Baar- 

fonds  vorhanden  von 619,877  „ 

worüber  also  ein  Netto-Schuldenbestand  verblieb  von  .    .    .    3,273,801  fl. 

Staatsgarantien.  Neben  einer  directen  Betheiligung  mittelst  Uebärnahme 
von  500,000  Thhr.  Actien  der  Werrabahngesellschaft  hat  sich  die  S.-Meinin- 
gen'sche  Regierung  für  ein  Reinerträgniss  dieser  Bahn  von  i^h  auf  10  Jahre 
mitverbürgt  und  zwar  erstreckt  sich  die  Meiningen^sche  Garantie  auf  die  Hälfte 
des  Actiencapitals  von  8  Mill.  Thlr.^  Ausserdem  haftet  der  Staat  mit  seinen 
gesammten  Einkünften  für  die  Yerbindlichkeiten  der  Landescreditanstalt.  *) 

Sicherheitsobjecte  der 'Staatsschuld.  Das  Grundgesetz  von  1829  spricht 
aus:  (§.  42)  „Für  die  mit  Genehmigung  der  Stände  amgenommenen  Landes- 
sohulden  haftet  das  gesammte  steuerbare  Vermögen  der  Unterthanen'^  und 
(§.  43)  „Für  die  verfassungsmässig  aufgenommenen  Eammerschulden  haften 
<£e  Einkünfte  des  Eammerguts  für  ewige  Zeiten.^  Nebendem  erklärt  das 
Schuldentilgungsgesetz  vom  30.  April  1831  sämmtliche  Domänen-  und  Landes- 
schulden mr  Staatsschulden,  welche  wechselseitig  vom  Herzoge  und  den  Stän- 
den garantirt  seien.  Welche  Kammerschulden  als  verfassungsmässig  aufge- 
nommen zu  betrachten  sind,  erläutert  das  Cksetz  vom  3.  Juni  1854  (Art.  4), 
wonach  neue  Eammerschulden  nur  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  der  Stände 
gemacht  werden  können,  widrigenfalls  sie  für  den  Regierungsnachfolger  schlecht- 


0  Ges.-Sa]nmL  Bd.  2,  &  1?. 
^  Daselbst  8.  79. 

")  Yertrag  zwischen  Sachsen-Meiniiigen,  Coburg-Gotha  and  Weimar  vom  1 6.  Cot.  1855. 
^  Gesetz  vom  25.  Aug.  1849,  die  Errichtung  einer  Landescreditanstalt  betr.,  Art.  8, 
Oes.-SamBL  Bd.  9,  S.  228. 

Mof«r,  OapltAlanUg«  In  Werthpiipl«ren.  ^* 


Digitized  by  CjOOQIC 


418  fl»wtipapSaMi> 

hm  iiiiyerlH]idli«h  raen.  Zngldoh  wird  das  I>MBSaeiig«t  ftr  mrerlMSttrlMb 
erklärt  Dass  das  Domamum  sehr  bedeutend  ist  und  ftr  seine  Passiyen  hin- 
ttnghdia  Sicherheit  gewährt,  ergeben  die  oben  dargesteUten  Erträgnisse  des- 
selben. 

Gesetzgebung  über  Veramsimg  und  Tilgung  der  Schulden.  Das  eben 
aUegirte  Sohuldentilgungsgesetz  von  1831  setst  mr  die  Terdmgten  Kammer- 
und  Landesschulden  eine  bescmdere  Tilgungscommission  und  eine  Tilgungscasse 
ein.    t)ie  Commission  besteht  aus  3  Mi^edem,  woTon  2  Ten  den  Ständen 

gewählt  w^en,  das  dritte  Tom  Herzog  ernannt  wird.  Den  Cassier  und  den 
uchhalter  der  Tilgungscasse  best^len  die  Stände  ebenfalls.  Die  Casse  ist 
Tdllig  unabhängig  und  wird  durch  ein  ständisches  MitgHed  der  Tilgungsoomr 
mission  überwacht  Derselben  sind  auch  die  Staatsactircapitalien  zur  Y^sl- 
tung  übergeben,  deren  ^nsen  eine  Einnahmsquelle  der  Tilgungscasse  bilden* 
Der  weitere  Bedarf  derselben  wird  je  durch  das  Finanzgesetz  festgesetzt  und 
muss  von  der  Hauptcasse  aus  den  bereitesten  Mitteln  vor  allen  andern  Ans- 
gaben  pünktlich  gedeckt  werden.  Der  Gesammtbedarf  zur  Verzinsung  und 
Tilgung  der  liquiden  Schuld  (1832  zu  5,401,600  fl.  angenommen)  wurde  durdi 
Gesetz  vom  9.  Aug.  1832 »)  auf  die  Summe  von  270,080  fl.  fixirt  und  gleich- 
zeitig bestimmt,  dass  flir  jede  neue  Schuld  nach  Maassgabe  des  Grundgesetzes 
eine  eigene  Yerzinsungs-  und  Tilgungsrente  zu  bestimmen  sei.  Nach  den 
neueren  Finanzetats  ist  übrigens  die  jlärHdie  Dotation  der  Tilgungscasse  auf 
263,400  fl.  ermässigt  worden.  Die  Tilgungsperiode  darf  grundgesetzliä  50  Jahre 
nicht  übersteigen.  Der  Tilgungsm^us  ist,  seitdem  die  Yerbriefungen  der 
Staatsschuld  in  verloosbare,  auf  den  Inhaber  lautende  Obligationen  verwan- 
delt sind,*)  der  Regel  nach  der  der  öffentiichen  Kündigung  aller  durch  das 
Loos  zur  Heimzahlung  bestimmten  Obligationen.  Die  Ausloosung  geschieht 
jährlich  zweimal,  am  1.  April  und  1.  Oct.;  die  Einlösung  der  Obligationen 
6  Monate  nachher  ohne  allen  Abzug  bei  der  Tilgungscasse.  Fällige  Zins- 
Coupons  können  bei  allen  Staatscassen  an  Zahlune  gegeben  werden. 

Gesetzgebung  über  den  Rechtsschutz  der  Iimaberpapiere.  Die  von  \m 
in  der  Gesetz-Sammlung  aufgefondenen  Specialverordnungen  über  diesen  G^egeu^ 
stand  betreffen  nur  die  Vindication,  Aussercourssetzung  der  au  porteur-Pa- 
piere  und  die  Verjährung  der  Zinsen.  Die  Amortisation  von  auf  den  In- 
haber lautenden  Urkunden  scheint  demnach  in  Meiningen  nicht  gestattet  oder 
nicht  gesetzlich  geregelt  zu  sein.  Das  revidirte  Gesetz  über  Emctalladungen 
in  Civilsachen  ausserhalb  des  Concurses  der  Gläubiger  vom  23.  Juni  1855 
nimmt  sogar  die  Inhaberpapiere  von  den  Urkunden,  welche  durch  Edictal- 
'  ladungen  amortisirt  werden  können,  ausdrücklich  aus.  *)  Im  Uebrigen  ist  Fol- 
gendes gesetzlich  vorgeschrieben: 

1)  Mit  dem  Ablaufe  von  4  Jahren  verjähren  die  Klagen  und  Forderungen 
wegen  Rückständen  an  bedungenen  Zinsen,  gerechnet  von  dem  auf 
den  festgestellten  Zahlungstermin  folgenden  letzten  December  an.  ^)  Für 
die  Hauptschuldverschreibungen  wird  die  Yerjährungsfrist  des  sächsischeD 
Rechts  von  31  Jahren,  6  Wochen  und  3  Tagen  Ilatz  greifen. 

2)  „Alle  öffentlichen  auf  den  Inhaber  lautenden  Schuldurkunden  sind  weder 
der  Eigenthums-,  noch  sonst  einer  dinglichen  Klage  unterworfen.   Dem- 


*)  Die  FestBtellang  der  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatoschnld  betr.,  QeB.-8aBnBl 
Bd.  2,  8.  79. 

«)  Vergl.  Verordnung  vom  17.  Sept  1884,  das.  8.  429. 

^  VergL  Art  6  des  genannten  Gesetzes,  Ges.-8amnd.  Bd.  12,  B.  80. 

*)  Gesetz  vom  15.  April  1853,  die  fiänfthrang  kttnerer  Vefjähnnigsfristai  betr., 
aes.-SammL  Bd.  11,  S.  157. 
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jemgen,  dmi  sio  abhanden  gekommen  sind,  Bteben  desibalb  nur  peradn- 
liche  Klagen  gegen  seinen  Contrahenten,  gegen  den  Entwender,  gegen 
den  yenrntreuB^rai,  gegen  deren  Erben  ete.  sn,^  aoBgenommen,  wenn 
bei  der  Ansstellnng  des  Papiers  auf  diesen  sdbst  die  Yindication  zuge- 
lassen worden,  odOT  wenn  das  Papier  gfihig  ausser  Oonrs  gesetzt  ist  *) 
3)  Die  Aussercourssetznng  geschieht  durch  die  •  SchnldentOgongsccoH 
mission  mittelst  der'  nnter  den  Staatssefanldbrief  und  dessen  Zändeiste 
(Zinsscheine  können  nicht  ausser  Gours  gesetzt  werden)  zu  setzend^ 
von  einem  Mitgliede  der  Commission  zu  unterzeichnenden  und  mit  dem 
Amtssiegel  zu  rersehenden  Erklfirung:  „  Ausser  Cours  gesetzt  «if  den 
Namen  des  N.  N.,  eingetragen  biscriptionsbuch  fol.''  *) 

S.  142. 

81)  Herzogtham  Saclisen-AlteBborg. 

Staatsgebiet:  24  Q.-Meilen.    Bevölkerung  1859:  135,574  Seelen. 

Verfassung.  Das  Grundgesetz,  eine  Frucht  der  Julirevolution,  datirt  yom 
29.  April  1831.')  Es  beruht  wesentlich  auf  dem  ständischen  Principe  (3  Cu- 
rien:  Ritterschaft,  Städte,  Bauern).  Im  Jahre  1848  ward  ihm  dieser  Cha- 
racter  durch  mehrere  Gesetze  sehr  liberaler  Färbung  benommen;  von  1850 
an  begann  aber  wieder  eine  retrograde  Yerfassungsbewegung,  welche  erst 
1857  schloss  und  die  1848er  G^esetze  im  Sinne  der  Wiederherstellung  des 
Alten  abänderte.  So  kommt  es,  dass  die  Altenburger  Yerfassungseinrichtun- 
gen  heute  noch,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Zusammensetzung  der  Stände- 
Tersammlung,  von  den  Verfassungen  der  übrigen  sächsischen  Uerzogthümer 
wesentlich  abweichen.  In  Finanzsachen  räumt  jedoch  das  Altenburger  Grund- 
gesetz den  Ständen  ähnliche  Befugnisse  ein,  wie  sie  anderwärts  bestehen. 

Finanzen.  Auch  in  Altenburg  ist  das  Verhältmss  des  Domaniimus  zum 
Staat  Gegenstand  langer  und  wichtiger  Verhandlungen  gewesen.  Nach  dem 
Grundgesetz  von  1831  (§.18)  war  dasselbe  als  Eigenthum  des  herzogl.  Hauses 
anerkannt.  Eine  der  1848er  Forderungen  ging  aber  auf  Vereinigung  des 
Domänenyermögens  mit  dem  Landesfiscus,  welche  denn  auch  kraft  Vertrags 
vom  17.  Juli  1849  erfolgte.  Durch  Gesetz  vom  18.  März  1854  *)  wurde  in- 
dessen das  Eigenthumsrecht  der  regierenden  Familie  im  Principe  wieder  her- 
gestellt, die  Verwaltung  und  Nutzung  des  DomäneuTermögens  aber  dem  Staate 
auf  solange,  als  ein  Zweig  des  Specialhauses  Altenburg  an  der  Begierung 
bleiben  wd,  gegen  Leistung  einer  Civilliste  (resp.  Domanialrente)  überlassen. 
Die  CiTilMste  beträgt  dermalen  143,000  Thlr.')  und  kann  ohne  Zustimmung 
des  Herzogs  weder  vermindert,  noch  ohne  Einwilligung  der  Landschaft  erhöht 
werden.  —  Der  Pinanzetat  für  1859— -61  schliesst  so  ab:) 


*)  GesetE  Yom  9.  April  1850,  die  ViavlBmfkeit  von  dinglichen  Klagen  zur  Yerfol- 
gong  der  a.  d.  J.  lautenden  öffentL  Schuldbriefe  betr.,  Gee.-8«nnil.  Bd.  10,  S.  11. 
Den  B^iff  von  «CffentL  Schnldbri^en^  gibt  dieses  Gesetz  genau  so,  wie  das  kgL 
Sachs,  uesetz  yom  8.  Juni  1846,  §.  2  (obeD  S.  282)  und  das  Coburger  Gesetz  tooi 
1.  Dec  18(ß. 

*)  Terordmmg  vom  17.  Sepi  1834,  §.  8,  4,  (^es.-Samml  Bd.  2,  8.  430. 

")  B.  bei  Zaohariae  a.  a.  O.  8.  574  fL 

*)  Ges.-SammL  S.  126.  Duroh  emen  weiteren  Beoees  Tom  89.  Dec  1859,  Oee.-8ammI. 
TOB  1860,  8.  7,  sbd  alle  Begaüen  auf  den  Btaatsflscns  ftbergegangen. 

*)  YergL  KoyeUe  som  Gesetz  Tom  18.  Min  1854,  d.d.  28.  Dec  1858,  Ges.-S.  &  135. 
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£iima]itae&  (woniirter  370,193  Tfak.  ans  dm  DomAam 

und  Regalien) 803,810  TUr. 

Ausgabe •    .    • 801,910     „ 

Uebersdinss 1,900  Thlr. 

Sohnld.  Nach  dem  eben  Dargelegten  kann  die  Schnld  Altenbnrgs,  gleich- 
Tiel,  ob  sie  von  der  früheren  Kammer-  oder  von  der  Obersteuercasse  herrührt, 
als  eine  einheitliche  Staatsschuld  angesehen  werden.  Sie  betrug  1820:  1,188,000, 
1830:  1,017,000,  Ende  1847:  930,000,  1850:  1,475,206  Thlr.  Am  1.  Janr. 
1859  bestand  sie  a^ 

verzinslichen  Oapitalposten  im  Belaufe  von     ....    1,065,875  Thhr. 

unverzinslidie  Cassenanweisungen 280,000      „ 

in  Summa 1,345,875  Thlr. 

Sicherheitsobjecte.  Der  oben  dargestellten  Schuld  standen  1859  zunächst 
986,950  Thlr.  Activcapitalien  gegenüber.  Alsdann  kommt  das  Domanium  in- 
sofern in  Betracht,  als  die  Schilden  von  der  vormaligen  Kammer  herrühren* 
Die  Kammerschulden  sind  übrigens  nicht  von  Bedeutung;  sie  betrugen  1850 
nur  n6ch  247,683  Thlr.  Die  Steuerkrafb  des  Ländchens  findet  an  dem  wohl- 
habenden Bauernstände  einen  wesentiüchen  Rückhalt 

Staatsgarantien.  Der  Staatsfiscus  hat  für  alle  Yerbmdlichkeiten  der  her* 
zogl.  Sachs.  Landesbank  zu  Altenburg,  welche  übrigens  von  der  Regierung 
selbst  unter  Mitwirkung  eines  ständischen  Mitdirectors  verwaltet  wird.  Ge- 
währschaft geleistet. 

Gesetzgebung  über  die  Verzinsung  nnd  Tilgung  der  Staatsschuld. 
Die  Gesetzessammltmgen  des  Herzogthums  liefern  in  dieser  Beziehung  sehr 
spärliche  Ausbeute.  Die  zweite  Beilage  zum  GFrundgesetze  von  1831,  modiCL- 
cirt  und  ergänzt  durch  das  oben  t^legirte  Gesetz  vom  18.  März  1854  und 
durch  Gesetz  vom  3.  Dec.  1855,  regelt  uur  die  allgemeinen  Grundsätze  der 
Finanzverwaltung  und  schreibt  vor,  dass  bei  jeder  Etatsaufstellung  Bedacht 
auf  einen  Schuldentilgungsfonds  zu  nehmen  und  in  Ansehung  der  älteren 
Schulden  hierüber  besondere  Festsetzung  zu  treffen  sei,  dass  aber  künftig 
keine  neue  Schuld  ohne  gleichzeitige  Schöpfung  eines  Tilgungsfonds  von  min- 
destens 17«  gemacht  werden  dürfe.  Die  Verwaltung  der  Schulden  liegt  dem 
Finanzcollegium  ob,  zu  welchem  die  Landschaft  zwei  Beisitzer  abzuordnen 
hat.  Letztere  haben  indessen  kein  Stimmrecht,  sondern  hauptsächlich  die 
Aufgabe,  den  Gang  des  Staatshaushalts  zu  überwachen. 

Gesetzgebung  über  die  Recbtsverhältnisse  der  Inhaberpapiere.  In  Ab- 
sicht auf  Mortification  haben  wir  in  der  Altenburger  Gesetzsammlung  be- 
sondere Torschriffcen  für  Staatspapiere  nicht  gefunden.  Es  scheinen  Seit^is 
des  Staats  keine  Inhaberpapiere  ausgestellt  zu  sein,  wie  überhaupt  das  Schul- 
denwesen Altenburgs  keineswegs  nach  modernen  Principien  regulirt  ist  Für 
die  sogen.  Rentenbankscheine,  d.  h.  für  die  von  der  Landesbaiuc  ausgesteUtea 
Grundentlastungsobligationen,  enthalten  dagegen  die  Ablosungsgesetze  vom 
23.  Mai  1837,  17.  Janr.  1849  und  16.  Febr.  1849  nähere  Bestimmungen  über 
die  Mortification  dieser  Scheine,  wonach  eine  Edictalladung  mit  einjähriger 
Frist  zu  erlassen  ist. 

Was  sodann  die  Verjährung  der  Capitaüen  und  Zinsen  anbelangt  so  ist 
die  Verjährungsfrist  für  beide  31  Jahre,  6  Wochen,  3  Tage.  Das  Veijäh- 
rungsgesetz  vom  31.  Dec  1855  ^)  gibt  aber  für  die  Zinsen  die  eigenthümhche 
Bestimmung,   dass  durch  Production  der  Quittungen  über  drei  auf  eimuider 
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CdgMide  Jakre  m  €hm0t«i  des  Scknlcbiers  cBa  RedilsTermiiilitmg  begründet 
weyde,  ee  sem  anch.  die  Ansprieiie  fsfSihesrer  Jahie  entrichtet 

IMe  Yindioation  und  AnsseTcenrssetKiing  aller  auf  Inliab«  lastenden 
Werthpapiere  endüoh  ist  dnreh  swei  neuere  Oeeetse  vom  16.  Man  1858')  in 
ähnlicher  Weise,  wie  im  Königreich  Sachsen,  reraliri  Danach  können  solche 
Papiere  weder  yom  Eigenthümer  noch  Pfand^^änbiger  mittelst  einer  dinglichen 
Klage  ans  den  Händen  des  dritten  redlichen  Besitzers  zurückgefordert  werden; 
auch  wird  die  Redlichkeit  des  Besitzes  so  lange  yermotiiet,  bis  dem  Besitzer 
nachgewiesen  wird,  dass  er  die  Papiere  auf  unrechtmässige  Weise  erworben, 
oder  darum,  dass  diess  yön  einem  seiner  Yorbesitzer  geschehen,  zur  Zeit  der 
Erwerbung  gewusst  habe.  Sind  indessen  die  Papiere  gültig  ausser  Cours  ge- 
setzt, was  im  Inlande  sowohl  mit  oder  ohne  Bezeichnung  des  Namens  des- 
jeni|gen,  zu  dessen  Ghinsten  die  Auftsercourssetzung  erfolgt,  durch  die  Civü- 
gerichtsbehörden,  im  Auslande  aber  nach  den  dort  geltenden  Gesetzen  zu 
gesdiehen  hat;  oder  ist  im  Text  der  Verschreibungen  selbst  bei  deren  Aus- 
fteDung  bemerkt  worden,  dass  sie  der  Yindication  unterliegen  sollen:  so  kön- 
nen sie  mit  der  Eigenthums-  oder  jeder  andern  dinglichen  oder  persönlichen 
Klage  gleich  andern  MobiHen  zurückgefordert  werden. 

§.  143. 

i{)  Herzoglbnm  Anbalt- Dessau -Cothen. 

Staatsgebiet:  28,ss  Q.-M.    Bevölkerung  1858:  119,515  Seelen. 

Nachdem  unter  Joachim  I.  die  Anhalf  sehen  Lande  im  16.  Jahrhundert  in 
Einer  Hand  vereinigt  worden  waren,  wurden  sie  schon  von  dessen  Söhnen 
wieder  unter  die  Linien  Dessau,  Cöthen,  Zerbst  und  Bernburg  getheOt 
Die  Zerbst'sche  Linie  starb  1793,  die  Cöthen'sche  1849  aus.  Auf  den  ersteren 
Todesfall  ward  das  erledigte  Erbe  mit  Ausnahme  der  Herrschaft  Jever,  welche 
an  Katharina  IL  von  Bussland  (Zerbst'sche  Prinzessin)  fiel,  den  übrigen  drei 
Linien  zugeschieden.  Nach  dem  Aussterben  des  Cöthen'schen  Zweiges  ging 
aber  dessen  Besitzthum  durch  Staatsvertrag  vom  1.  Janr.  1858  auf  Dessau  über. 

Verfassung.  Unerachtet  der  Theilung  behielten  sammtliche  Anhalt'sche 
Lande  eine  gemeinschaftliche  altständische  Verfassung,  welche  jedoch,  zumal 
nachdem  der  Fürst  zu  Dessau  sich  sämmtlicher  Ritter  durch  Auskauf  entledigt 
hatte,  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  ignorirt  wurde.  Faetisch  be- 
stand daher  eine  absolute  Regierung,  bis  die  Stürme  von  1848  das  Staats- 
scbüf  in  die  entgegengesetzte  Strömung  trieben.  Es  erhielten  alsdann  die 
Herzogthümer  drei  gesonderte  Verfassungen  auf  demokratischer  Grundlage: 
Cöthen  am  28.,  Dessau  am  29.  Oct.  und  Bemburg  am  14.  Dec.  1848.  Diese 
wurden  aber  schon  1850  abgeändert,  für  Dessau  und  Cöthen  1851  aufgehoben 
imd  nach  langen  Yerhandlungen  durch  eine  gemeinschaftliche  „Landschafts- 
ordnnng  für  die  anhaltischen  Herzogthümer*  vom  17.  Sept.  1859  er- 
setst,  nachdem  schon  durch  Vertrag  vom  2./7.  Mai  1858  eine  Realunion  zwi- 
schen* Dessau  und  Cöthen  zu  Stande  gebracht  war.  Die  neue  Landschafts- 
ordnung gewährt  den  Ständen  hinsichthch  des  Staatshaushalts  und  des  Schul- 
d^iwesens  diejenige  Einwirkung  und  Controle,  welche  jede  Heimlichkeit  und 
Einseitigkeit  auszuschliessen  geeignet  ist. 

FinailZOn.    Die  Domänen  der  vereinigten  Herzogthümer   erscheinen  mit 
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ihrem  EhrtrSgnisBe  im  SlaaM^udget,  wogegen  dem  hensogl.  Havne  die  feetge- 
stellte  Bedubumme  ans  der  StaatBcatte  ^erakreiofat  wird.  Audi  an  den  Her- 
zog von  Benibnrg  ist  wegen  seiner  Ansprftohe  an  das  einrerlmbte  Herzogtiium 
Oothen  eine  Bente  sa  entrichten.  Der  Finanzetat  für  18M  zeigt  folgende 
Ha^tpositionen : 

Einnahmen:  I.  Domanialverwaltang 729^50 Thir. 

n.  Steuern 975,690    „ 

m.  Regalien,  8porteln  etc 127,670    ,> 

1,838,110  Thlr. 

Ausgaben:    I.  Herzogl.Haus  (19,000  Thh-.  an  Bemburg)     197,400 Thhr. 

n.  Staatsschuldenverwaltung 100,000    „ 

ni.  Staatsverwaltung  un^  Reservefonds      .    .  1,535,710    j, 

1,833,110  Thlr, 

Staatssohnld.  Das  HerzogthumCothen  war  noch  in  den  vierziger  Jahren 
80  stark  verschuldet,  dass  selbst  die  regelmässige  Zinszahlung  unterbleiben 
musste.  Obgleich  man  die  Einkünfte  des  Fürsten  auf  1  Mal.  Thlr.  schätzte, 
(einschliesslich  der  Revenuen  aus  den  Mediatbesitzungen  in  Preussen  und  Rubb- 
land),  so  steigerten  sich  die  Schulden  dennoch.  Die  Agnaten  verweigerten 
die  Aneiiiennung  derselben,  was  für  die  Staatsgläubiger  um  so  beunruhigen- 
der war,  als  das  kinderlose  Ableben  des  Herzogs  bevorstand.  Durch  eine  Yer- 
ordnung  vom  16.  Febr.  1846  suchte  derselbe  nun  das  erschütterte  Vertrauen 
wieder  herzusteUen,  indem  er  eine  unabhängige  Schuldentilgungscommission 
einsetzte,  dieser  sogar  auf  10  Jahre  die  Verwaltung  der  Domänen  und  For- 
sten übertrug,  einen  Schulden -Etat,  welcher  für  immer  geschlossen  ^klärt 
wurde,  aufstellte,  Mittel  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden  aussetzte 
nnd  selbst  das  Fürstenthum  Pless  gegen  eine  lebenslängliche  Rente  von 
80,000  Thlr.  veräusserte.  Nach  dem  gedachten  Schulden-Etat  betrug  anfangs 
1846  die  gesammte  Schuld  des  kleben  Ländchens  4,328,249  Thb.  Die  Glän- 
biger  verloren  übrigens  ihr  Kündigungsrecht  und  sollten  in  eine  Ermässigung 
des  Zinsfusses  auf  4Vo,  insoweit  ihre  Forderungen  höhere  Zinsen  trugen,  ein- 
iriUigen.  Die  Tilgung  sollte  künftig  mittelst  Rückkaufs  der  Obligationen  unter 
pari,  wäre  diess  aber  nicht  thunlich,  im  Wege  der  Verloosung  geschehen.  Die 
Tilgongsfonds  wurden  nach  den  verschiedenen  SchuldenabÜieilungen  zu  Vi, 
V/i  und  270  mit  Zinsenzuwachs  festgestellt.  In  Folge  dieser  Maassregeln  trat 
in  der  That  alsbald  eine  namhafte  Verminderung  der  Schuld  ein.  —  Das  Her- 
zogthum  Dessau  hat  erst  in  neuerer  Zeit  eine  grössere  Schuld  erhalten,  na- 
mentlich durch  Creirung  einer  allzugrossen  Summe  Papiergfelds  (1  Mill.  Thlr.). 
Am  1.  Janr.  1859  betrug  die  Gesammtschuld  der  vereinigten  Herzogthümer 

an  verzinslichen  Posten 2,318,766  Thhr. 

wozu  an  umlaufendem  Papiergeld  kommen  circÄ      ....       700,000     „ 
Zusammen 3,018,766  Thlr. 

Die  fundirte  Staatsschuld  ward  durch  das  Lotterieanlehen  von  1856  k  2  MilL 
Thlr.  grösstentheils  consolidirt  Ebenso  wurde  zum  Zwecke  der  Consolidirung 
der  schwebenden  Schuld  (Papiergeld  und  Eisenbahnscheine)  1859  eine  inlän« 
dische  Anleihe  angeordnet 

Staatsgarantien.  Die  Herzogthümer  ßemburg  und  Cdthen  haben  behuCi 
Unterstützung  des  Anhalt-Cöthen-Bemburger  Eisenbiübnuntemehmens  die  Ana- 

fabe  von  500,000  Thlr.  unverzinslicher  Eisenbahnscheine  gestattet  und  dafür 
taatsgewähr  überaommen. 
Sicnerheitsobjeote.    Dass  die  Domänen  des  vereinigten  Herzogthums,  auf 
welchen   ein  bedeutender  Theil  der  Schuld  ruht  (die  Kammerschulden   von 
Cdthen  allein  betrugen  anfangs  1846  über  2,400,000  Thhr.),  sehr  namhafte 
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JbMgame  li€&ni,  wt  «ob  der  olien  g^gAemsa  Budget-üebenMU  lu  ent- 
nehmen. Dieselben  sind  hinlänglich,  nm  die  gesammte  Schuld  zu  decken. 
Gegenüber  dem  früheren  bedenlmdien  Zastaade  des  Bcholdenwesens  kann  man 
daher  denselben  jetat  einen  befriedigenden  nennen. 

Verwaltung,  Verzinanng  nnd  Tilgnng  der  Staatssohnld.  Es  bestdht 
«ine  besondere  StaatsschnldenYOrwaltang,  deren  Yorstand  übrigens  dermalen 
der  Staatsminister  ist  Den  Ständen  sind  die  Rechnungen  derselben  yorsu- 
legen,  wie  auch  keine  Schulden  ohne  Zustimmung  der  Stände  contrahirt  wer- 
den können.  Die  Mittel  zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschuld  sind 
aus  sicheren  Einnahmsquellen  anzuweisen.  Zinsen  und  Tilgungsquoten  sind 
bei  der  Tilgungsanstalt  zu  erheb«:i.  Hinsichtüeh  der  TOgung  der  bereits  er- 
wähnten Lotterieanleihe  haben  wir  in  Kürze  Folgendes  zu  bemerken:  sie  ist 
eingetheilt  in  400  Serien  von  50  Loosen  k  100  Thhr.,  verzinslich  zu  3V>V« 
«nf  1.  April,  auf  welchen  Termin  auch  die  yerloosten  Prämien  zu  heben  sind« 
Die  Tilgnngsperiode  beträgt  39  Jahre,  von  1857  bis  1896.  Jährlich  findet  am 
15.  Sept  die  Serienziehung  und  am  15.  Janr.  die  Prämienziehung  statt'  Haiq^t- 
prämiensind:  10,000,  5,000,  3,000,  1,500,  1,000,  500,  250Thlr.  Der  niederste 
Treffer  ist  auf  104  Thh*.  fixirt  und  steigt  auf  123  Thhr. 

§.  144. 

ii)  Herzogthom  Anhalt -Bemburg. 

Staatsgebiet:  15  Q.-Meilen.    Bevölkerung  1858:  56,031  Seelen. 

VerflElSSUng:  siehe  bei  Anhalt-Dessau-Cöthen,  da  nunmehr  die  drei  An- 
halfschen  Herzogthümer  eine  gemeinschaftliche  Constitution  haben. 

Füianzen.  Nach  dem  Etat  für  das  Jahr  1860  betrugen  die  Einnahmen 
1,201,000  Thlr.;  die  Ausgaben  waren  den  Einnahmen  gleich.  Die  Finanz- 
zustande haben  sich  seit  1856  sehr  gebessert  Damals  wurden  an  Steuern 
12  Simpla  erhoben,  welche  1857  auf  9  und  1858  auf  6  Simpla  herabgesetzt 
werden  konnten. 

Staatsschuld.    Diese  betrug  am  1.  Janr.  1860  1,711,320  Thh*.,  worunter 
500,000  Thlr.  Papiergeld.    Letzteres  soll  nach  neuerer  Bestimmung  auf  die 
Hälfte  seines  Betrags  durch  Einberufung  ermässigt  werden. 
.  Staatsgarantien:  s.  Dessau-Cöthen. 

Siclierneitsobjecte.  Den  Passiven  standen  am  1.  Janr.  1860  zunächst 
776,431  Thlr.  Äctiven  entgegen.  Der  Ueberrest  der  Schuld  erscheint  durch 
die  Domänen,  deren  Capitalwerth  schon  1846  zu  6MilI.  Thlr.  geschätzt  wurde, 
mehr  als  gedeckt. 

Verwaltung,  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schuld.  Auch  in  Bemburg 
besteht  eine  besondere  Schuldentilgungscommission  unter  dem  Vorsitze  eines 
Regierungsbeamten.  Im  Uebrigen  sind  ähnliche  Einrichtungen  und  Bestim- 
mungen getroffen,  wie  in  Dessau-Cöthen. 

§.  145. 

ii)  FurstdDlhom  Lippt-BdtDoid.  *) 

Staatsumfang:  207*  Q.-Meilen.    Bevölkerung  1858:  106,086  Seelen. 
Verfassung  vom  6.  Juli  1836,  nach  erfolgk>8en  Aendenmgsversuohen  im 
Jahre  1849  wieder  hergestellt  am  15.  März  1853. 


*)  Wir  beschränken  uns  bei  den  mm  fi>lgenden  detiiseheo  FOrsientiillmem  behafli 
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FinanMi.  Der  Etat  fttr  IS^/sv  mUow  mit  einor  TMirimmiime  «nd  Am^ 
gmbe  Ton  450,000  Thlr.  ab,  welche  ans  7  abgeeonderten  OasBen  fiosseB.  Die 
D<»naiien  sind  Ton  der  Landesoasse  getreaBt 

Scillüden  1847:  318,000  Thlr..  woYcm  die  Kammercasse  200,000  Thlr^  die 
Landescasee  90,000  Thlr.  und  dw  Wegbanoasse  28)00a  Thb.  zu  rertretra 
hatten.  1851:  300,000  Thbr. ;  1860  ca.  350,000  Thlr.,  woTon  ca.  200,000  Thlr. 
Eammerschuld. 

§.  146. 

U)  FürsteBthon  SchaombQrg- Lippe. 

Staatsgebiet:  8  Q.-Meilen.    Bevölkenmg  1858:  30,144  Seelen. 

Verfassunf.  Im  vorigen  Jahrhundert  waren  verschiedene  G^enstande 
der  Landesverfassung,  Verwaltung  und  Besteurung  Object  eines  Keehtsstreits 
zwischen  dem  Fürsten  und  dessen  ünterthanen,  welcher  durch  Vergleich  vom 
3.  Sept.  1791  endigte.  Auf  dessen  Grundlage  wurde  am  15.  Janr.  1816  eine 
Veronhiung  „über  die  Verhältnisse  der  Landstände''  erlassen.  1848  erlitt 
diese  auf  dem  ständbchen  Principe  beruhende  Verfassung  Aenderungen,  auch 
sollte  mit  einer  neugewählten  Versammlung  eine  neue  Constitution  vereinbart 
werden.  Diess  misslang  jedoch  und  seitdem  besteht  factisch  keine  Landes- 
vertretung mehr. 

Finanzen.  Die  jährlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  werden  zu  circa 
280,000  Thlr.  angegeben.  Der  grossere  Theil  derselben  fliesst  aus  der  Bo- 
mänenkammer  (1851 :  152,500  Thb.). 

Schulden.  DieLandessteuercasse  war  im  Jahrel818  nur  mit  106,601  Thlr. 
Schulden  belastet,  welchen  ein  gleicher  Betrag,  allerdings  zum  Theil  unsicherer 
Activforderunffen  gegenüber  stand.  1847  betrug  die  Schuld  der  Landessteuer- 
casse  nur  nodi  13,000  Thlr.  und  scheint  seitdem  getilgt  worden  zu  sein.  Auf 
der  Kammercasse  ruht  dagegen  jetzt  noch  eine  bedeutende  Schuldenlast. 
Der  Fürst  hatte  1816  fast  alle  Schulden  auf  dieselbe  übernommen.  Der  Ge- 
sammtbetrag  der  Kammerschulden  wird  zu  2,680,000  Thlr.  angegeben.  Dar- 
unter ist  eine  Lotterieanleihe  von  1846  im  Betrage  von  IV«  MilL  Thlr.,  auf- 
genommen zum  Behufe  des  Eisenbahnbaues,  bejpriffen.  Sie  ist  eingetheilt  in 
1,200  Serien  von  je  50  Loosen  k  25  Thb.  Tügungszeit:  40  Jahre  von  1847 
bis  1886.  Serienziehung  am  1.  April;  Prämienziehung  am  1.  Juli;  Zahlung 
der  Prämien  am  1.  Oci  jeden  Jahres.  Hauptprämien:  18,000,  12,000,  1,200, 
1,000,  500,  100  TWr.  Der  niederste  Treffer  steigt  von  26  bis  58  TWr.  In 
der  angegebenen  Gesammtschuldensumme  sind  femer  500,000  Thlr.  Oassen- 
anweisungen  enthalten,  deren  Einlösung  1859  verweigert  wurde. 

§.  147. 

SS)  furstenthom  Waldeck -PjmoDt. 

Staatsnmfikng:  21V>  Q.-Meilen.    Einwolmer  1858:  57,550  Seelen. 

Verfassung:  constitutioneU-monarchisch,  vom  17.  Aug.  1852,  weldie  an 
die  Stelle  des  „Landesverfassungsgesetzes^  vom  19.  Aprä  1819  und  des 
„Staatogrundgesetzes^  vom  23.  Mai  1849  getreten  ist 


Raumerspanmg  auf  die  Sammlung  des  allerwesentlichsten  statistischen  Materials,   was 
iiBer  besondeni  BegrOndong  nicht  bedüifm  wird. 
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Bohwanbug-SondonhiAMi.    MMranbvg-RudolBtadt  ^f 

ViBiBSen  meii  dem  den  StSBden  Torgd^^  Budget  fOr  18^/ei: 

Einnahmen  per  Jahr,  ordentl.  ofid  autterordentl.  zusammen    435,475  Thlr. 
Ausgaben     ,       „         „'       ,  „  „  ^^3,825    „ 

Deficit , 8,350  Thhr. 

Domänen-  und  Landescasse  sind  noch  getrennt. 

Schulden.  Ende  1847  betrug  die  Eamnertelrald  930.000,  im  Landenehuld 
517,000»  zus.  1,447,000  Thfa*.  1851  wareoA  beide  Abtiieilungen  zuwmmen  auf 
1^0,000  Thfa-.  angewachsen,  1856  anf  1,520,000  Thhr.  ermässigt  Den  neue* 
■ien  Bdraldenbestand  k^nen  wir  niehi. 


21)  Ffürsteethim  SchwanlMirf-SeB^arshfliseii. 

Staatsgebiet:  15V>  Q.-Mei]6n.  Bevölkerung  1858:  62,974  Seelen. 
VerÜElSSUUg:  constitutionell-monarchisch,  Tom  20.  Dec.  1849,  modifidrt  1852, 
1854  und  1856;  zuletzt  ersetzt  durch  ein  neues  Chnmdgesetz  Tom  8.  Juli  1857« 
Finanzen.  Die  Endziffern  des  Staatshau^ialtsetats  für  die  Finanzperiode 
18*7«8  sind:  Einnahmen  per  Jahr  599,938  TUr.;  Ausgaben  593,801  TUr. 
Die  Yorhergegangene  Finanzperiode  schliesst  mit  mindestens  150,000  Thlr. 
üeberschuss  ab. 

Schulden.  1851:  1853:  1856:  1860: 

Kammerschuld  .    .       838,713        841,496        927,042        839,418  Thhr. 
Landesschuld    .     .       382,743        432,838        622,980        682,333     „ 
Gesammtschuld      .     1,221,456     1,274,334     1,550,022     1,521,751  Thlr. 
Die   emittirten   Gassenanweisungen  im   Betrage   von   500,000  Thlr.,   Prirat- 
papiergeld  des  f&rstlicben  Hauses,  sind  1859  duroh  ein  4Vsproc  Anlehen  fun- 
dirt  worden. 

§.  149. 

¥1)  ForstenthBm  Seiiwanbii^-RBdolstadt. 

Staatsgebiet:  17V>  Q.-Meilen,  mit  70,030  Einwohnern  (1858). 

Verfassu]!^:  constitutionell-monarchisch,  vom  21.  März  1854,  neu  verein- 
bart an  die  »teUe  der  Verordnung  vom  8.  Janr.  1816  über  die  „Repräsen* 
tation  des  Volks''  und  des  Landta^abscMeds  vom  21.  April  1816. 

Finanzen.  Die  Domänen  sind  durch  das  neue  Verfassungsgesetz  als  un- 
veräusserliches Familiengut  des  fürstlichen  Hauses  bestätigt,  jedoch  sollen 
deren  Einkünfte  nach  Bestreitung  der  Kosten  der  Hofhaltung  und  des  Unter- 
halts der  fürstl.  Familie  zur  Bestreitung  der  Landesverwaltungskosten  verwen- 
det werden.  Budget  für  1860:  Einnahmen:  787,310fl.;  Ausgaben:  779,970fl.; 
üeberschuss:  7,340  fl. 

Sclinlden.  1847  betrug  die  Eammerschuld  895,741  fl.;  die  Landesschuld 
einschliesslich  der  Strassenbauschuld  643,000  fl.,  zus.  1,438,741  fl.,  wozu  noch 
circa  175,000  fl.  Papiergeld  kamen.  Die  Landessdiuld  ist  hauptsädüich  in 
Folge  dee  Strassenbaues  entstanden.  Seitdem  soll  die  Gesammtschuld  auf 
1,250,000  fl.  ermässigt,  nadi  Andern  aber  auf  1,848,000  fl.  erhöht  worden 
•ein,  worunter  200,000  fl.  unverzinsliches  Papiergeld. 
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S.  ISO. 
S8)  firsteitliuD  Reossdreiz  (Reass  ältere  Linie). 

Staatramfong:  ßV»  Q.-Meiien  mit  39,897  Emwohnern  (1858). 
YerfasvOBg.  Die  altlandstandisohe  Yerfossimg  besteht  noch  in  Kraft,  nach- 
dem zwar  imJahre  1848  ff.  ^e  neue  Constitution  wiederholt  berathen  und 
al^schlossen,  aber  nicht  ins  Leben  gffliif(Mi  worden  ist  Nor  Mnsichtlidi  des 
Domaniiuns  kam  1850  ein  in  Vollzug  gesetzter  Vertrag  zu  Stande,  wonach 
dasselbe  der  standischen  Controle  unterUegt 

Finanzen.  Es  wird  kern  Staatshaushalts-Etat  yeröffentlicht.  Von  18^V4t 
betrugen  im  Durchschnitt  die  Einnahmen:       Ausgaben: 

der  ftürstlichen  Generalcasse 77,876  Thlr.       90,002  Thhr. 

der  Landescasse 70,591     „  54,169     „ 

148,467  Thb.      144,171  Thlr. 
Schulden.    Auch  der  neueste  Schuldenbestand   ist  nicht  bekannt    1847 
war  derselbe  (nach  v.  Reden)  877,000  Thlr.,  wovon  805,000  auf  die  Domänen 
und  72,000  aiif  die  Landescasse  kamen. 

§.  151. 

29)  Färsteiliiom  Reoss-Schltiz-LobeflsteiD- Ebersdorf  (Rcnss  jüngere  Linie). 

StaatsnmfjEUlg:  15  Q.-Meilen  mit  81,806  Einwohnern. 

Verfassnng:  Constitutionen -monarchisch,  vom  14.  Aprü  1852,  modificirt 
am  20.  Juni  1856.  (Sie  enthält  kein  Wort  von  dem  landesherrlichen  Doma- 
nium  und  gibt  dem  Landtag  diessfalls  nur  das  Recht,  das  gesanmite  Staats- 
vermögen „zu  überwachen**.  „Die  gesammte  Landesschuld  ist  unter  die  Ge- 
währleistung der  Volksyertretung  gestellt.**) 

Finanzen.  Der  Voranschlag  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  für  das 
Jahr  1860  schliesst  mit  281,424  Thlr.  ab.  Hierunter  sind  aber  die  Ergebnisse 
der  Domänencasse  nicht  inbegriffen. 

Schulden.  Nur  die  Landesschuld  ist  ihrem  Betrage  nach  bekfumt.  Sie 
betrug  1850:  534,427  Thlr. ;  Ende  1852:  459,126;  1858:  457,061;  Ende  1859: 
427,632  Thlr.  Von  letzterer  Summe  waren  121,850  Thlr.  (Staatsschuldscheme) 
consoHdirt;  305,782  Thh*.  aber  kündbar.  Bei  der  Bank  in  Oera  waren 
17,515  Thlr.  verzinslich  deponirt.  Nach  Absatz  dieses  Activums  betrug  das 
Passivum  des  Landes  noch  410,117  Thlr. 

§.  152. 

SU)  FOrsteRtbnn  Liechtenstein. 

Staatsurnüang:  3  Q.-Meilen  mit  7,150  Einwohnern. 

Verfassung:  altständisch,  vom  9.  Nov.  1818,  modificirt  durch  materielle 
Zugeständnisse  von  1848  und  1849,  welche  jedoch  durch  Erlass  vom  20.  Juli 
1852  wiederum  modificirt  worden  sind.  (Die  Stände  haben  keinerlei  Einfloss 
auf  das  Domanium;  ebenso  wenig  auf  die  biii^erliche,  politische  und  Straf- 
gesetzgebung, weil  diessfalls  die  österreichischen  Gesetze  gelten.    Ihre  Wirk- 
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nkeH  besehränkt  sich  di^er  anf  die  Bteneryerwaltmig.  Der  Fürst  berieU; 
Tom  Lande  nkdits.) 

FiiaiUHm  und  SAnlden.  üeber  £e  Finanzen  ist  nichts  bekannt  Man 
aehStzt  die  Landeaeinkünfte  auf  circa  55,000  fl.  EBnsiohtlioh  der  Schulden 
waHet  das  eigenilifimliche  Yerhftltmss  ob,  dass  das  Land  seine  Passiven  im 
Betrag  von  50—60,000  fl.  bei  s^nem  Regenten  selbst,  der  ans  den  Modiat- 
besitiangen  in  Sohlesien  nnd  Mähren  (104  Q.-M.  mit  850,000  Emwohnem) 
aeme  Hanpteinkiknfte  besieht,  angenommen  hat.  Durch  den  oben  citirten 
Eh^lass  Yom  20.  Juli  1862  gewihrt  der  Fttrst  dem  Lande  zu  dem  Zwedce 
achnellerer  Durchführung  der  Z^entablösung  Naohkss  der  2änsen  aus  der 
Landesschuld  und  Besdnrftnkung  der  Schuldentilgung. 

S.  153. 

31)  Ufidgraischall  EesseD-BonbBrg. 

Landesumfailg:  5  Q.-Meilen  mit  25,746  Einwohnern. 

Verfassung.  Nachdem  die  Yerfassungsurkunde  vcmi  3.  Jimr.  1850  ange- 
hoben worden  ist,  besteht  der  am  20.  April  1852  octro]irte  Yerfassungszn- 
stand,  wonach  keine  unmittelbare  LandesYcrtretung  mehr  in  Wirksamkeit  ist, 
sondern  die  Bezirksrathe  der  beiden  Landestheile  (Amt  Homburg  und  Ober* 
amt  Meisenheim)  je  abgesondert  brä  der  Gesetzgebung  und  Besteurung  mit» 
wirken.  Zum  Zwecke  der  Etatsberaihung  ordnet  jedw  Bezirksrath  4  seiner 
Mitglieder  ab,  welche  unter  Vorsitz  eines  R^erungsbeamten  den  Landes- 
ausschuss  bilden. 

Finanzen.  Domänen  und  Landesemkünfte  sind  vereinigt.  Das  Budget 
schloss  wie  folgt  ab:  18<'V»t:  1856:  1859:  1860: 

Einnahmen      ....    290,473        349,500        359,766        409,946  i. 
Ausgaben 292,655        343,220        406,538        375,506  „ 

Sehulden.  Sie  betrugen  1851:  1,383,124  fl.;  1853:  1,245,980  fl.;  1856: 
1,076,908  fl.;  1859:  1,037,707  fl.;  1860:  1,084,608  fl.  Es  standen  ihnen  an 
Activen  gegenüber:  1859:  317^93 fl.;  1860:  323,429 fl.  Unter  dem  Schuldenr 
bestand  von  1859  waren  inbegriffen:  Anleihen:  786,479  fl.,  Cautionen:  251,227  fl. 
Die  gesammte  Schuld  wird  durch  eine  1829  eingesetzte  Tilgongscommission, 
welche  jedoch  eine  Regierungsbehörde  ist,  verwaltet. 

8.  154. 

3S)  Freie  SU^t  laoburg. 

Staatsgebiet:  6V8  Q.-Meilen.  Bevölkerung  1858:  222,541  Seelep,  wo- 
von 132,440  auf  die  Stadt,  39,256  auf  die  Vorstädte  und  50,845  auf  das  Ge- 
biet (einschliesslich  der  HIQfle  des  Amts  Bergedorf)  kamen.  Die  Bevölkerung 
stieg  von  137,119  Menschen  im  Jahre  1811  auf  obige  Zahl,  wobei  die  Zu- 
nahme fast  ganz  anf  die  Stadt  und  Vorstädte  fällt. 

Hamburg  soll  seine  GrOndung,  welehe  in  das  Jahr  808v^egt  wird,  Karl 
dem  Grossen  verdanken.  Kaiser  Otto  IV.  verlieh  ihm  I2t5die  Rechte  einer 
Reichsstadt  Schon  1241  verbanden  sich  Lübeck  und  Hamburg  mittelst  räies 
Schutzvertrags  zur  Aufrechthaltung  ihrer  Freiheit,  wodurch  der  Grund  zu  dev 
neinst  mächtigen  Hansa  gelegt  ward.  In  den  folgenden  Jahrhunderten  zer- 
rütteten innwe  Streitigkeiten  das  Gemeinwesm  wiederholt  und  erst  der  ame- 
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ritattriiinhft  Freiheitekrieg  nad  die  fiMUBM^hmi  Revoltitioiwkriege  erbo^ea  '. 
bürg  zu  einem  Welthandelsplatz  ersten  Rangs.  Doch  gereichten  ihm  die 
teren  baJd  genug  znm  Yerderbra.  Yen  1809  an  war  ea  dea  Erpreanrngen 
und  Beraubnngen  durch  die  Franaosen  wie  ka»m  eine  andere  8tadt  ausgesetal 
und  am  13.  Dec  1810  verlor  es  dazu  auch  seine  Selbstetändigk^,  mdem  ea 
dem  firanzösischen  Kaiserreiche  eiBverldüi^t  und  zur  Hauptstadt  des  D^arte- 
ments  der  Elbemündungen  erklärt  ward«  Erst  1814  schlug  cüe  Stunde  der 
Befreiung  vom  rerhassten  fremden  Joche  und  1815  ward  Hamburg  mit  seineia 
Gebiet  als  freier  Staai  in  den  deutschen  Buad  aufgeD<«nmea. 

Verfassung«  Die  ältere  Verfassung  Hamburgs,  nur  während  der  franzö- 
sischen Zwischenherrschaft  ausser  Wirksamkeit  gesetzt,  ist  das  Prodaet  Ittoger 
blutiger  Kämpfe  der  Bürgerschaft  gewesen  und  beruht  auf  Vereinbarungen 
(unter  Vermittlung  einer  kaiserl.  Commission)  von  1710  und  1712.  (Neues 
Reglement  vom  7.  Aug.  1710,  Unionsrecess  des  Senats  vom  7.  Sept.  1710, 
ünionsrecess  der  bürgerl.  CoUegien  yom  5.  Oct  1712  und  Hauptrecess  vom 
11.  Aug.  bis  13.  Oct.  1712.)  Danach  war  aHe  Gewalt  in  die  Hände  desRatha, 
der  bürgerlichen  Collegien  (Oberalten,  Sechziger  und  Hundertachtziger)  und 
beziehungsweise  der  erbgesessmien  Bürgerschaft,  wozu  nur  diejenigen  Mrger 
gehörten,  weldie  innerhalb  der  Stadtringmauern  ein  GiWndeigenthum 
besassen,  welches  jährlich  mindestens  1,000  Tfalr.  Species  freien  Geldes  auf- 
brachte, oder  welche  im  Gebiete  aus  Orundeigenthum  mindestens  2,000  Tblr. 
bezogen  (selbst  hieyon  waren  noch  manche  Ausnahmen  gemacht),  gelegt. 
Merkwürdiger  Weise  wurde  an  diesen,  den  heut^en  Principien  pditisdier  Ge- 
lechtigkeit  mehr  als  die  meisten  monarchischen  Verfassungen  der  Neuzeit 
widerspreehmiden  Grundgesetzen  mit  einer  Zähigkeit  festgehalten,  welche  selbst 
in  den  Jahren  1848 — 50  einen  damals  neu  ausgearbeiteten  Verüassungsentwurf 
aicht  ins  Leben  treten  liess.  Erst  die  allemeueste  Zeit  brachte  end]i<^  eine 
Erledigung  des  Yerfassungsstreites  im  Sinne  grösserer  Theilnahmsföhigkeit 
^r  Gesammtheit  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  durch  die  vereinbarte 
„Verfassung  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg**  vom  28.  Sept.  1860. ')  Nach 
derselben  steht  die  höchste  Gewalt  dem  Senate  und  der  Bürgerschaft  gemein- 
schaftlich zu ;  die  gesetzgebende  Gewalt  wird  von  eben  diesen  beid^a  Faoteren^ 
die  vollziehende  vom  Senate  aUein,  die  richterliche  von  den  Gerichten  aus- 
geübt Der  Senat  (18  Mitglieder)  wird  von  der  Bürgerschaft,  letztere  (192  Mit- 
glieder stark)  theils  durch  allgemeine  directo  Wahlen  (84  Mitglieder),  theik 
durch  Wahl  der  Grundbesitzer  (48  Mitglieder),  der  Gerichte,  Deputationen 
und  Collegien  (60  Afitglieder)  ernannt  Gegenstände  der  Gesetzgebung  sind 
u.  A.:  Abschliessung  von  Staatsanleihen;  Yeräusserung  von  Staatsgütern, 
welche  nicht  schon  im  regelmässigen  Gonge  der  Verwaltung  liegt,  Feststellung 
des  Budgets  ete.  *) 

Finanzen.  Die  wirklichen  Finanzausweise  ergaben  ausschliesslich  der 
bloss  transitirenden  Posten,  jedoch  einschliesslich  der  Rückstände  aus  den 
Voijahren  in  Mark  Cour.*)  1842:  1847:  1856:  1867:  18Ö8: 
Einnahmen  .  .  .  5,896,000  8,115,176  8,270,228  8,794,142  7,724,830 
Ausgaben  .  .  .  7,091,500  7,776,424  7,513,607  7,770^700  7^78,950 
Im  Jahre  1855  war  ein  Ueberschuss  von  38,046  Mark  vorhanden,  welcher 
1856  auf  820,087  Mk.,  1857  auf  1,096,138  Mk.  stieg  und  1858:  499,174  Mk. 
b^nig.    1859  waren  noch  935,611  Mk.  an  Ueberschüssen  zu  verwenden. 


*)  Abgedrackt  in  Lappenbergs  Samml.  der  Verordnungen  der  fr.  St.  Hambnrg, 
Bd.  29,  8.  79  ff. 

*}  Yeivi.  Yerfassungsui^nnde  §.  62. 

^  1  lUxk  Cour.  =3  Vi  Thh-.  preass.  Co«r.;  1  Mark  Baneo  ee  i/s  Thlr.  preoas. 
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Btaatftbudget  fOr  18M  iHMh  dt»  B«heU#  der  BadMtoomiiMott  in 
MArk  (Umt. : 


EinB^Junen: 
L  Aus    dem    Staatsver- 
mogen,  Domänen  und 


1^62,800 


Regalien 
H.  Für  Benützung  öffent- 
licher Plätze     .    .    . 

IV.  Von  den  Gerichten    . 
V.  Von  Emolumenten  und 

Gebühren 78,500 

VI.  Diverse  Einnahmen    .        141,000 
Vn.  Einnahmen  vom  Gebiet         57,900 


239,000 

4,846,500 

1,258,000 

62,800 


Ausgaben: 
I.  Ordentliche    Ausgaben, 

worunter  1,685,500  Mk. 

für  die  Staatsschuld 
IL  AusserordentLAusgaben 


7,684,630 
837,400 


7,947,400  8,022,030 

Das  kleine  Deficit  von  74,630  Mb  sollte  aus  ^ea  Ueberschüssen  früherer 
Jahre  gedeckt  werden.  Neben  diesem  eigentlichen  Staatsbudget  läuft  übrigens 
ein  sogenanntes  transitirendes  im  Betrage  von  2,042,125  Mk.  Die  Mittel  zur 
Tilgung  und  Verzinsung  des  vom  grossea  Brande  im  Jahre  1842  henrührenden 
Anlehens  werden  nämlich  durch  die  Qnmdsteuer  (1859:  1,710,000  Mk.)  und 
durch  eine  besondere  Feneroasseaolage  k  4  per  mille  aufgebracht  und  entai&> 
fem  die  eben  genannte  Summe.  IMeee  transittrenden  Einnahmen  and  Aus- 
gaben zum  eigentlichen  Staatsbudget  hinzugerechnet,  erhöht  sich  solches  auf 
über  10  Mill.  Mark  Cour.  =  4  ifil.  Thlr.  preuss.  Cour. 

Staatsschuld.  Die  dermalige  grosse  Schuld  Hamburgs  hat  ihren  Ursprung 
hauptsächhch  in  zwei  unvmvoinldeten,  für  die  Stadt  traurigen  Ereignissen  t 
der  französischen  Besetzung  und  Beraubung  im  Anfange  des  Jahrhunderts 
und  dem  grossen  Brande  des  Jahres  1S42.  Der  Geeammtschaden  Hamburgs 
durch  die  französische  Occupation  wird  zu  89  Mill.  Thlr.  berechnet  Nur  die 
Besetzung  von  18**7w  war  mit  einer  Belastung  von  44,381,811  Prs.  begleitet; 
dazu  kamen  zu  gleicher  Zeit  16  Mill.  Frs.  behufs  Abwendung  der  Beschlag- 
nahme englischer  Waaren.  •  Schon  vorher,  im  Jahre  1798,  musste  zur  AüS*- 
bringung  der  franz.  Oontribution  eitte  Anleihe  gemacht  werden.  1813  nahm 
alsdann  der  franz.  Befehlshaber  Davoust  den  Baarvorrath  der  Bank  mit 
7,506,956  Mark  einfach  weg.  Vor  und  während  der  Eroberung  wurden  nicht 
weniger  als  1207  Häuser  zerstört,  wofür  35,701,100  Frs.  liquidirt  wurden. 
Was  ausserdem  dem  Hamburger  Handel  durch  die  Oontinental^erre  und  die 
französ.  Besetzung  geschadet  wurde,  entzieht  sich  aller  Bwechnung.  Dass 
unter  solchen  Umständet^  der  ganze  Staatshaushalt  in  Zerrüttung  fiel  und  die 
Verbindlichkeit^!  der  Stadt  unerfüllt  blieben,  kana  ^Niemanden  auffallen.  Im 
Jahre  1814,  nachdem  endlich  die  fremden  Bedränger  vertrieben  waren,  war 
die  Stadt  mit  emer  Schuld  von  33  V>  MilL  M.  Beo.  belastet,  wozu  noch  4  Mill. 
Zinsrückstände  kamen.  Nun  ffing  man  aber  auch  ohne  Versag  an  die  Ord- 
nung des  Haushalts  und  Wiederau&ahme  der  Zinszahlung.  S^on  1798  war 
aus  Anlass  der  ersten  Contributionsanleihe  eine  Schuldenverwaltnngs-Depu« 
tation  aus  Mitgliedern  des  Raths  und  des  Sechziger-Coüegiums  eingesetzt  wor- 
den. 0  Jetzt  wurde  dieselbe  bestätigt,  resp.  reorganisirt  (aus  Mitgliedern  des 
Raths  und  der  Bürgerschaft);  auch  die  unverkürzte  Zinszahlung  und  die  Tü- 


^)  Baths-  tt.  Bttiiger-SoUBSS  vom  SS.  Febr.  1788. 
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gimg  9m  etwaigen  Biinnrfchmoflhiiwwhiiiiin  tng^tMiwt ')  la  Jalnre  1816 
eine  besondere  Tilgungscasse  errichtet  nnd  über  die  SchnldenTemindei^tf 
näh^e  Beetünmung  getroffen.*)  In  Folge  dieser  Maasoregeln  waren  bis  1823 
neben  d^i  laufenden  aUe  rückständigen  Zinsen  bezahlt  und  bis  1829  ein  Ca- 

Eital  zum  Zinsenbelaufe  Yon  160,000  Mk.  Cour,  abgetragen.  *  Obgleich  nun 
eschlossen  wurde,  die  Tilgungsmittel  bis  zum  Järe  1838  um  jahrHAi» 
100,000  Mark  zu  beschränken,^  war  doch  in  letzterem  Jahre  das  Ca{«tal  der 
Staatsschuld  bis  auf  30,769,000  Mk.  Ct.  =  12,307,600  Thlr.  Ct.  herabgebracht» 
und  es  sduritt  die  Tilgung  auch  in  den  folgenden  Jahren  rüstig  vorwärts.  Da 
traf  Hamburg  das  grosse  Unglück  eines  Brandes  von  unerhörter  Ausdehnung, 
dessen  Yerheerungen  einen  Werth  Ton  circa  90  MiU.  Hilr.  yemichteten.  (Es 
wurden  4219  Häuser  in  75  Strassen  eingeäschert)  Dieses  Ereigniss  hatte 
nicht  nur  die  Aufnahme  einer  neuen  Staatsschuld  (Feuercassen- Schuld)  von 
34,400,000  ML  Bco.  zu  3V>Vo  (zum  Cours  von  93— lOOVo)  zur  Folge,  son- 
dern auch  Einfluss  auf  die  alte  Schuld,  insofeme  nun  das  Kündigungsrecfat 
der  alten  Staatsgläubiger  bis  zum  gänzlichen  Abtrag  der  neuen  Anleihe  sistirt 
wurde.  *)  Eine  weitere  Staatsanleihe,  zum  Theil  ebenfalls  die  Folge  des  Brand- 
unglückes, ward  1846  im  Betrage  von  9,600,000  ML  Bco.  zum  Zwecke  des 
EiMnbahn-,  Hafen-,  Wasser-,  Kasernen-,  Rathhaus-  etc.  Baues  beschlossen^ 
(Prämienanleihe),  welche  später  (1848,  1849  und  1850)  zum  Theil  als  eine 
Art  Zwangsanleihe  emittirt  werden  musste.  Damit  schliesst,  abgesehen  von 
einigen  geringeren  Capitalaufnahmen,  die  Schuldenvomehrung  und  seitdem 
ist  durch  planmässige  Tilgung  eine  namhafte  Yerminderung  eingetreten.  Ak 
wichtiges  Ereigniss  fOr  Hamburg  haben  wir  nur  noch  die  grosse  Handdsorisis 
Ton  1857  zu  erwähnen,  welche  zwar  dem  Priyatwohlstande  tiefe  Wund^i 
schlu«^,  den  Staat  aber  nur  vorübergehend  belastete. 

Die  Gesammtschuld  betrug  Ende  1847:  65,256,087;  1850:  67,855,807; 
1852:  66,940,288;  1855:  65,286,451  Mk.  Bco.  Am  1.  J^ur.  1859  bestand  m 
aus  folgenden  Posten: 

Rest  der  alten  Schuld  zu  yerschiedenem  Zinsfusse      .    24,995,925  M.B. 
Feuercassen-Stadtanleihe  yon  1842  k  3'/i^/o  ....    28,999,000    „ 
Staatsprämienanleihe  k  3V«^/o  (80,700  Loose  k  100  M.)      8,070,000    ^ 

Zusammen 62,064,925  M.B. 

==  31,032,462  TUr.  pr.  et ;  auf  den  Kopf  der  BerMkerung  über  189  Thhr. 
Sicherheitsobjeote  für  die  Staatseoknld.  Die  allgemdne  Schuld  (ahe 
Schuld  und  Prämienanleihe  von  1845)  haftet  auf  dem  gesammten  StaatSTer- 
mögen  und  Staatseinkommen;  die  Feuercassenanleihe  dag^n  ist,  wie  bcoreüs 
erwähnt,  zunächst  auf  besondere  Steuern,  insbesondere  die  Ghrundsteuer^  und 
Feuereassen-Zulage,  fundirt,  ausserdem  aber  auch  auf  die  allgemeinen  Staaiv- 
mittel.  Aus  der  oben  yeranschauUchten  Budgets-Uebersicht  geht  hervor,  daas 
das  Einkommen  aus  dem  unmittelbaren  Staatsverm^;en  nid&t  ausreicht,  die 
Bedürfiiisse  der  Staatsschuld  zu  decken,  dass  also  die  Stenerkraft  in  Concor^ 
renz  zu  ziehen  ist.  Diese  ist  nun  so  entwickelt  und  hat  eine  so  ausgiebige 
Grundlage,  dass  sie  dem  Staatsgläubiger  volle  Beruhigung  zu  gewähren  wM 
geeignet  isi  Den  sichersten  Bewds  einer  ausserordenüiohen  Leistungstthig- 
keit  hat  Hamburg  dadurch  an  den  Tag  gelegt,  dass  es  die  gedaditen  grossen 


')  Vorschlfige  der  Beoreanisationsconmiissioii  YOn  1814.    Tergl.  R.-  u.  B.-Schhi« 
Tom  15.  Sept.  1814,  yeror£i.-Sam]nL  I,  S.  285,  nnd  vom  20.  Oct  1814,  das.  8.  283. 
*)  Baths-  XL  Büiger-Sohlnss  Tom  22.  Aug.  1816,  Yerordn.-SammL  HI,  8.  187. 
«)       „       ,        ,  ,  „     28.  Janr.  1880,        „  ,        XI,  8.  114. 

*)       ,       „        ,  ,  ,     16.  Juni  1842,  „  „    Xm  8.  160.       ^ 

*)     .     «     ,       .      ,   81.  juüi»46,       „        .   xix,aw. 
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CaiMtroi^i^  dme  nacklMttige  Lftfanniig  <br  JKjMto  tttontandeii,  ndi  tM- 
tiiehr  uanßt  wieder  m  entaanlicher  Eünse  Ton  den  karten  SdilSgen,  die  et 
trafen,  erholt  hat  Zur  BeurtheUnng  der  grotsea  HtUftquellen,  welebe  Ham- 
burg SU  (Gebote  stehen,  mOgen  nachfolgende  Notizen  über  die  Handelsbewe- 
gting  dienen,  wobei  zu  bemerken  ist,  daas  seit  1857  nur  noch  der  Betrag  der 
Einfiidur  aufgezeichnet  wird.  Diese  betrug  in  Mark  Banco: 
1856:  654,872,080;  1857:  688,849,300;  1858:  502,206,800;  1859:  571,180,850. 
DerWerth  des  Gesammthandels  zeigt  in  den  früheren  Jahren  folgende  enorme 
Steigerung:         1852:  1853:  1854:  1855:  1856: 

Einfuhr    392,028,820   443,877,530   530,668,030   528,558,190   654,872,080 
Ausfuhr  372,495,450   421,673,490   498,029,840   507,221,600   613,433,740 

Der  Bestand  der  Rhederei  Ende  1859  war:  483  Seeschiffe  mit  62,287  Oom- 
merzlasten  k  6,000  Pfd.  Noch  1840  waren  es  nur  193  Seeschiffe  mit  15,875 
Commerzlasten.  1859  Kefen  in  Hambui^  ein:  4,594  Schiffe  mit  380,910  Lasten; 
ans:  4,554  Schiffe  mit  377,023  Lasten. 

ßesetzgebnng  über  die  Verwaltimg,  Verzinsniig  imd  Tilgung  der 
Sehüld.  Das  Schuldenwesen  Hamburgs  ist  keineswegs  auf  einfach^  und  gleich- 
heitliche Grundsatze  zurückgeführt,  man  hat  rielmehr  Seitens  der  Bürgerschaft 
die  früher  vom  Rath  gestellten  diessfäüigen  Anträge  zurückgewiesen.  Dess- 
halb  bestehen  noch  Schuldtitel,  auf  verschiedene  Währungen  lautend,  von  1798, 
1799,  1804,  1808,  1809,  1837  neben  den  Verbriefungen  der  neueren  grossen 
Anleüien;  femer  Leibrenten  von  1773,  Tontinen  von  1776  u.  s.  w.  *)  Die 
Yerbriefimgen  lauten  sodann  theils  auf  Namen,  theils  auf  Inhaber,  theils  auf 
Namen  oder  Inhaber,  theils  auf  den  „getreuen**  Inhaber.  In  letzterer  Be- 
ziehung ißt  durch  Bekanntmachung  vom  16.  Juli  1852  *)  eine  Vereinfachung 
angebahnt  worden.  Danach  können  die  Zinsen  von  Inhaber-Obligationen  nur 
mittelst  Coupons  erhoben  werden ;  es  sind  daher  Coupons  dazu  einzuholen  ge- 
wesen, oder  die  Obligationen  mussten  auf  den  Namen  eingeschrieben  werden. 
Femer  ist  bestimmt,  dass  Inhaber-Obligationen  nicht  mehr  auf  Namen  ein- 
end Namen-Obligationen  niemals  wieder  auf  Inhaber  umgeschrieben  werden 
können  und  dass  Obligationen  auf  „Namen  oder  getreue  Inhaber^  den  ein- 
fachen Namen-Obligationen  gleich  zu  achten  seien.  Zur  Verwaltung  der  Staats- 
schuld besteht  eine  besondere  „Schuldenadministrations-Deputation*', 
aus  IMQtgliedem  des  Baths  und  der  Bürgerschaft  zusammengesetzt.  Die  Til- 
gungsfonds sind  bei  den  einzelnen  Schuldabtheilungen  verschieden.  Für  die 
alte  Schuld  scheint  ein  fixer  Abtragsfonds  nicht  zu  bestehen;  für  die  Feuer- 
cassenanleihe  wurde  derselbe  einsdmesslich  des  Verzinsungsfonds  auf  ursprüng- 
liche 1,445,000 Mk.  Bco.  festgesetzt;  for  die  Prämienanleihe  ist  selbstverständ- 
lich ein  unabänderlicher  Verloosungsplan  aufjg^stellt  worden.  Danach  ist  die- 
selbe binnen  48  Jahren  (bis  1894)  zu  tilgen.  In  den  ersten  12  Jahren  wird 
nur  der  Betrag  der  Zinsen  (3V>V<>)  auf  Prämien  gezahlt;  alsdann  tritt  mit  der 
18.  Ziehung  (1859)  die  Tilgung  ein.  Höchster  Treffer  120,000  Mk.  Bco.,  nie- 
derster 104  Mk.  Bco.,  welch'  letzterer  bis  auf  200  Mk.  Bco.  steigt.  Wdtwe 
Treffer:  .24,000,  20,000,  12,000,  10,000  Mk.  Bco.  etc.  Serienziehung  am 
I.Juli;  Prämienziehung  am  l.Sent.;  Zahlung  am  1.  Nov.  jeden  Jahres.  Jedes 
Loos  lautet  auf  100  Mk.  Bco.  Von  dieser  Anleihe  abgesehen,  ist  der  Til- 
^gungsmodus  der  des  Rückkaufs  an  der  Börse,  so  lange  die  Titel  den  Pari- 
eours  nicht  erreicht  haben;  andernfalls  tritt  Verloosung  ein.    Die  Zinsen- 


^)  VergL  Regulativ  wegen  der  Zahlongen  der  ZiMen  und  Bentoii  der  öffentL  B6kM 

1  Dec.  1844,  VerordQ.-&UBiBL  X7III,  S.  840—845. 

*)  Veiordn.-Sa]nml.  XXII,  8.  512—515.  ...       • 
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nUmiggeaiiMeliiiBrisleiisliaHgiMick,  BBr«>gcwiMqttWodicafrg»»<IM8iMtoR 
Doimentag,  SamsiMg)  bei  der  SohnMenadiniiiBkalieiifi-DepvMioii  ÖmL  bei  dar 
Bank,  soüerse  die  Yendureibmigea  auf  Baaeo  lauton. 

Oeadts^ebmig  über  die  IimaberMptoe.  HiaaMbtliok  der  Mortifieatios 
und  Yi^idioation  derselbeii  «tollt  eiB  Gesetz  Yom  6./12.  Aug.  1846  *)  folgende 
Normen  anf :  Verlorene  oder  betohidigte  oder  vemiebtete  Hambiirger  Btaats- 
papiere  auf  Inbaber  können  bei  dem  Medergeriobt  zn  Hamburg  mortifioirt 
werd^,  mögen  sie  nun  Ci^dtal  und  Zinsen  xusarameaa,  oder  nur  Capital  oder 
Zinsen  allein,  oder  Prämien  betreffen.  Die  £dietaloitati<m  ist  mit  ein^n  Ter- 
mine von  mindestens  einem  und  böofastens  fünf  JahMn  Ton  6  zu  6  Monaten 
SU  wiederholen;  gl^hzdtig  tritt  Zahlungssperre  ein.^  „Eine  Yindieatioii  T<m 
auf  den  Inhaber  lautenden  Documenten,  es  mögen  in-  oder  ausULndisehe, 
öffentliche  oder  PriTatdooumente  sem,  findet  geg^  denjenigen  Besite^,  w^oher 
sie  in  gutem  Glauben  und  mit  richtigem  Titel  erworben  bat,  nidit  statt '^ 

^  §.  155. 

33)  Freie  Stadt  BremcQ. 

Staatsgebiet:  3VaQ.-Meilen  mit  circa  92,000  Einwohnern.  (1855;  88,856 
Einwohner,  wovon  60,087  auf  die  Stadt  Bremen,  3,793  auf  die  Stadt  Yege- 
sack,  5,496  auf  Bremerhaven,  19,480  auf  das  Landgebiet  kamen.) 

Bremen,  schon  im  8.  Jahrhundert  gegründet,  trat  1284  zur  Hansa^  war 
jedoch  Jahrhunderte  hindurch  in  so  viele  innere  und  äussere  Fehden  verwickelt, 
dass  es  von  jenem  mächtigen  Bunde  wiederholt  ausgeschlossen  und  geächtet 
wurde.  Seine  Reichsfreiheit  ward  erst  1741  gesichert,  als  Hannover  das  um- 
liegende Gebiet  von  Schweden  erworben  hatte.  1803  erhielt  Bremen  sogar 
eine  Gebietsvergrösserung,  ward  aber  1810  durch  Napoleon  zuerst  dem  König- 
reich Westphalen,  alsdann  aber  als  Hauptort  des  Departements  der  Weser 
dem  Eüiserreiche  Frankreich  einverleibt.  1813  WiederhersteUung  des  Frei- 
staats; 1827  Yergrösserung  durch  Ankauf  eines  Gebiets  von  Hannover  (357  hann. 
Morgen),  worauf  Bremerhaven  angelegt  ward. 

Verfassung.  An  die  Stelle  der  m  den  Jahren  1816 — 1818  mit  einigen 
Abänderungen  restituirten  alten  Verfassung  trat  1849  ein  radicales  Grundge- 
setz und,  nachdem  dieses  in  Folge  Bundesbeschlusses  vom  6.  März  1852  ausser 
Wirksamkeit  gesetzt  worden  war,  1854  eine  neue  vereinbarte  Constitution.') 
Letztere  dürfte  geeignet  sein,  alle  billigen  Wünsche  zu  befriedigen  und  einem 
vernünftigen  Fortschritte  Bahn  zu  brechen.  Hinsichtlich  der  Finanz-  und 
Staatsschulden  Verwaltung  stellt  sie  nur  den  allgemeinen  Grundsatz  auf,  dass 
diese  dem  Senat  und  der  Bürgerschaft  gemeinschaftlich  zustehe.  Das  Nähere 
ist  der  Gesetzgebung  vorbehalten. 

Finanzen.    Das  Budget  für  1859  schloss  mit  folgenden  Endsummen: 

Einnahmen :     Ausgaben : 

ordentliche 1,118,935        1,177,978  TWr.  Goldr 

ausserordentliche 196,153  273,670      „        „ 

Zusammen  .    .    • 1,315,088        1,451,648  Thlr.  Gold. 


»)  Verordn.-8amml.  Bd.  XIX,  8.  259  ff. 

*)  Das  weitere,  sehr  compliolrte  Verfahren  siehe  in  dem  angef.  Gesetze  selbst  Wir 
erwShnea  nnr  noch  der  fiigeatfaflndidikeit  des  letsteni,  dass  es  gegen  das  entnditer- 
Uche  Erkenntniss  Appellation  und  gegen  das  AppellationserkenntnisB  Restitation  soUtat 

')  P^bücurt.ain  91.:£ebr.  1854,  Gesetzblatt  8.  7  ff. 
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Der  V«raii*ehl«f  Ar  1860  boreohiiM  eme  Bamdmie  von  1,307,717  wai 
«ine  Aomtbe  Ton  1,435,813  Thlr.  Gold.  Danach  Btände  ein  Deficit  von 
129,090  Thlr.  in  Autsieht.  Man  hat  aber  stets  die  löbliche  Vorsicht  beob- 
ju^tet,  die  Eännahmen  möglichst  niedrig,  die  Ausgaben  di^p^en  möglidist 
hoch  XU  Tcranschlagen,  wesshalb  sich  das  Deficit  meistens  m  einen  Ueber- 
schuss  Terwandelt  hat 

Schulden.  Bremen  hatte  aus  alter  Zeit  her  eine  nicht  unbedeutende  Schuld. 
Die  Ereignisse  am  Anfalle  dieses  Jahrhunderts  erhöhten  dieselbe  dergestalt, 
dass  sie  1811  3,641,815  Thlr.  betrug*  Die  französische  Occupation  zumal  trug 
jiicht  nur  hiezu,  sondern  auch  zur  »chm&lerung  der  Steuerkraft  in  Folge  fast 
unerschwinglicher  Anfc^rderungen  beL  Während  das  Yermögenssteueroimital 
Yorher  24--30  Hill,  betrug,  war  es  1813  auf  17  MilL  gesunken  und  erreidite 
erst  1826  seine  frohere  Höhe  wied^.  Obgleich  diJier  die  Staatsschuld  eine 
cbrück^ide  Last  war,  wurden  doch  alle  Verbindlichkeiten  getreulich  erfOUt. 
1816  ward  eine  SchnJdenverwaltungBbehörde  (Deputation  ausBath  und  Bürger- 
schaft) eingesetzt,  deren  Wirksamkeit  sich  auf  die  eigentiiche  tilgbare  Schuld 
{ausgenommen  waren  die  Leibrenten,  die  Gapitalien  der  mildem  Stiftungen, 
sowie  die  noch  unberichtigte  Hälfte  der  Zwangsanleihe  von  1814)  erstreckte.^) 
1824  schritt  man  zur  Herstellung  eines  einheitlichen  Mfinzfnsses  mittelst  Um- 
schreibung der  in  nicht  mehr  «uigbaren  Sorten  ausgestellten  Verbrieftmgen 
auf  Pistolen  k  5  Thlr.  und  zur  Herabsetzung  des  Zinsfusses  auf  4^/o,*)  1827 
b^ann  die  Vermehrung  der  Staatsschuld  zu  productiren  Zwecken  mit  der 
Aufnahme  des  ersten  ,)BremerhaYen-Anlehen8^  k  602,000  Thlr.  1834  war 
indessen  der  Staatscredit  so  befestigt,  dass  man  zu  einer  weiteren  Ermässi- 
,gung  des  Zinsfusses  auf  37' Vo  schreiten  konnte.^)  1845  erste  Eisenbahnan- 
leihe k  2  Hill.  Thlr.  zu  3V>Vo;  1847  zweite  Bremerhayen-Anleihe  Ton  1  Mill. 
TUr.  zu  4V>7o;  1858  weitere  Eisenbahnanleihe. 

Stand  der  Staatsschuld  zu  verschiedenen  Zeiten:  Ende  1820  fun- 
dirte  Schuld:  2,655,450  TWr.;  Ende  1830:  2,913,000  Thb.;  Ende  1847: 
5,726,000  Thhr.;  Ende  1849:  6,139,183  Thfr.;  1851  circa  6,050,000  Thfr.; 
1856:  6,791,700  Thlr.  Den  neuesten  Bestand  der  Schuld  haben  wir  nicht 
genau  ermitteln  können;  derselbe  wird  übrigens  angegeben  (Zinsbedürfiüss 
285,102  Thlr.)  zu  7,500,000  Thh-.  Gold  «  8^50,000  TUr.  preuss.;  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  circa  90  Thh-. 

Sieherheitsobjeote.  Schon  aus  vorstehenden  Andeutungen  erhdlt,  dass 
die  grössere  Hälfte  der  Bremen'schen  Staatsschuld  zur  Herstellung  productiver 
Anliefen  aufgenommen  ist  Wenn  ein  Theil  derselben  auch  nicht  gerade  eine 
unmittelbare  Finanzquelle  des  Staats  geworden,  wie  z.  B.  der  Bremer  Hafen- 
bau, so  sind  die  Wirkungen  davon  ÜQr  die  Hebung  der  Steuerkraft  um  so 
grösser  gewesen.  Die  Eisenbahnanlagen  ertragen  zudem  ausreichende  Zinsen.- 
Ln  Uebrigen  ist  das  Bremen'sche  Stfuttsvermögen  unbedeutend  und  würde  fär 
sich  allein  nidit  einmal  zur  Deckung  der  alten  Schuld  genügen.  (1849  er- 
trugen die  Domänen,  Rechte  und  Realien  130,683  Thlr.)  Ausserdem  ist  es 
nicht  unveräusserlich,  vielmehr  laufen  unter  den  ausserordentlichen  Budgets- 
«einnahmen  regelmässig  Erlöse  aus  veräussertem  Staatseigenthum.  Dessenun- 
geachtet steht  der  Credit  Bremens  hoch,  und  zwar  mit  Recht,  im  Vertrauen 
auf  die  grossen  Ressourcen,  welche  den  Einzelnen  und  dem  ganzen  Gemein- 
wesen zu  Gebote   stehen.     Zur  Erhärtung   dieser   Angabe   mögen   folgende 


^)  Vergl.  Bekanntmachung  vom  26.  März  1816. 

^  Gesetz  vom  17.  Mai  1824. 

*)  Vergl.  Bekanntmachang  Tom  3.  Febr.  1834. 

Moser,  CftpUalftaUge  in  Wffrthp«pl«nn.  ^8 
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haaiebstatiBtiflche  Kotkeii  Mar  üure  Stelle  finden.    Es  be«nig  der  Wertii  der 
Em-  und  AxisAihr  in  Tldr.  Qdd: 


'  Einfuhr: 

Ausfuhr: 

Einfuhr: 

Ausfuhr: 

1852: 

40,401,80i 

37,398,139 

1856: 

66,091,522 

61,475,297 

1853: 

48^06,229 

44,762,449 

1857: 

74,004,780 

62,609,47» 

1854: 

53,686,612 

47,835,449 

1858: 

56,454,749 

55,349,79» 

1856: 

51,214,990 

48,248,310 

1859: 

69,610,259 

64.824,155 

Im  letzteren  Jahre  liefen  2,798  Seeschüfe  mit  282,634  Lasten  Tri^higkdt 
(k  4,000  Pfd.)  ein  und  8,100  Seeschiffe  mit  289,546  Lasten  ans.  Die  £re- 
men'sohe  Rhederei  nmfasste  Ende  1859:  262  Seeschiffe  mit  82,446  Lastm 
Tragfahi^eit  Die  gCtaistigen  Erwerbsgelegenheit«!  Bremens  hatten  eine  sa 
bedeutende  Yerbessemng  der  YermdgensTerhältnisse  znr  Folge,  dass  der  sogen* 
Schoss  (Steueroapital)  von  17  Hill,  im  Jahre  1818  aof  mehr  als  80  ICH.  im 
Jahre  1854  bestiegen  war. 

öesetzge  Dnng  über  die  Verwaltung,  V^rainsiing  nnd  Tilgung  d w  Sdinld. 
Die  YerwfQtnng  der  Staatsschuld  ist  emer  besondem  „Schulaentilgimgs-Depii- 
tation^  übertragen;  die  Zahlungen  auf  Zinsen  und  zu  tilgende  Capitalien  ge» 
schehen  jedoch  durch  die  G^^ieralcasse.  Zum  Abtri^  der  Schulden  sind  Ter» 
hältnissmässig  bedeutende,  jedoch  bei  den  einzelnen  Schuldthmlen  ungleiche 
Tilgungsfonds  ausgesetzt.  Die  SVtproc  Eisenbahnsdiuld  im  ursprttnglidlen 
Betrage  von  2,737,800  Thir.  ist  z.  B.  mit  einer  Tilgungsrente  von  1>  f^ 
die  20  Jahre  1848 — 68  dotirt;  *)  die  4V>proe.  Anleihe  von  1847  aber  mit  dnem 
Tilgungsfonds  von  IV« 7«  ebenfalls  auf  20  Jahre.*)  Der  Tilgnngsmodus  ist 
gleichfalte  Terschieden.  Vor  1847  geschah  die  Tilgung  mittelst  Aufkaufs  der 
Obligationen.  Durch  Baths-  und  Bürgerschluss  yom  23.  April  1847  wurde 
sodann  regelmässige  Tilgung  durch  Yerloosung  und  Einlösung  der  gezogenen 
Obligationei^  zum  Nennwerte  angeordnet.  Hinsichtlich  der  3Vsproc.  Staats» 
Schuldscheine  ward  jedoch  diese  Tilgnngsart  durch  Beschluss  vom  11.  Juni  bis 
12.  Juli  1856  ausser  Wirksamkeit  gesetzt  und  der  Weg  des  Ankaufs  wieder 
vorgeschrieben.«)  Während  also  bei  der  4V«proc.  Anleihe  von  1847  die  halb* 
jährigen  Yerloosungen  fortdauern,  wird  die  Abminderung  der  tilgbaren  SVtproc. 
Schuld  mittelst  Aufkauüs  von  Obligationen  derart  bewirkt,  dass  die  Tilgungs- 
deputation von  Zeit  zu  Zeit  dfifentliche  Aufrufe  an  diejenigen  erlässt,  wddie 
ihre  Titel  veräussem  woUen  nnd  letztere  von  ihnen  ankai& 

Obgleich  die  neueren  Anleihen  durchgängig  mit  Inhaberobligationen  ver- 
briefk  worden  sind,  und  die  Umschreibung  der  älteren  Namenobligationen  auf 
den  Inhaber  schon  1824  gestattet  worden  ist:  so  haben  wir  doch  besondere 
(besetze  über  die  Rechtsverhältnisse  der  au  porteur-Papiere  nicht  aufiBbaden 
können. 

§.  156. 

34)  Freie  Stadt  Lübeck. 

• 
Staatsgebiet:  6Q.-MeOen.  Bevolkernng  am  l.Sepil857:  49,324  Seelen, 
wovon  26,672  &\d  die  Stadt,  4,045  auf  die  Vorstädte,  18,607  auf  das  Landge- 
biet   (einschliesslich   der  Hälfte   des   mit  Hamburg  gemeinsdiafdichen  Amts 
Bergedorf)  kamen. 


0  Baths-  und  BflrgerschlaBs  Yom  21.  Dec.  1847. 
5      „         n  y,  «       8.  Deo.  1847. 

0  Yergl.  Bekamitm.  der  SehuldentUgongsdepotation  ▼.  16.  JuM  1856»  QmeMl.8^  894. 
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Die  GMndmg  Lübdoks  fftllt  in  das  Jahr  1148.  ibn  Jahr  1226  zur  freien 
Beidisstadt  erhoben,  ward  es  das  Haupt  der  deutschen  Hansa,  deren  Axig^ 
legenheiten  es  mit  EraH,  Einsidit  nnd  Ausdauer  lange  Zeil  leitete.  Nadi 
dem  ZerfaQ  derselben  behauptete  sich  Lübeck  aDein  noch  bis  zum  17.  Jahr- 
Irandert.  Von  da  ab  datirt  aber  sein  AOssgeschick,  vota  welchem  es  sich  bis 
jetzt  nie  mehr  TöUig  erholte.  1803  ward  es  zwar  als  selbstständiger  Staat 
aaerkannt,  sogar  Tergrössert,  1810  aber  'Frankreich  einTerieibt.  1813  Be- 
freiung durch  die  Bussen;  1815  Wiederherstellung  der  Selbstständigkeit. 

VerfiasstUlg.  Zähes  Festhalten  am  Alten  charact^risirt  Lübeck  noch  mehr 
als  die  andern  Hansestädte.  Darum  bedurfte  es  trotz  des  anerkannten  Be- 
dürfnisses sehr  langer  Zeit,  bis  die  alte,  auf  d^n  ständischen  Principe  be- 
ruhende Grundyerfassung  einer  Revision  unterworfen  ward.  Diese  war  indessen 
beim  Eintritte  der  1848er  Bewegung  in  neuen  EntwMen  vorbereitet,  welche 
alsdann  fast  ohne  Aenderung  angenommen  wurden.  Da  jedoch  verschiedene 
Bestimmungen  derselben  nicht  befriedigten,  so  fand  bald  darauf  eine  Revision 
auch  dieser  neuen  Yerfassungsgesetze  im  Sinne  der  Beseitigung  des  ständischen 
Princips  und  der  Einführung  des  B^nräsentativ- Systems  statt.  Daraus  ging 
die  Yeri^assungsurkunde  vom  29.  Dec.  1851  hervor. ')  Sie  spricht,  was  da& 
Finanz-  und  Staatsschuldenwesen  betrifft ,  ans,  dass  das  Staatsbudget  jährlich 
der  Bürgerschaft  (aus  120  gewählt^i  Vertretern  bestehend)  zur  Genehmigung* 
vorzulegen  sei  und  dass  ohne  Zustimmung  der  Bürgerschait  weder  eine  neue 
Staatsanleihe  gemacht,  noch  der  zur  Tilgung  der  Staatsschulden  festgesetzt» 
Plan  geändert  werden  könne. 

Finanzen.     Staatsbudget  für  1860  in  Lübecker  Mark: 


Einnahmen : 

Domänen 292,780 

Indirecte  Abgaben  ....  484,670 

Directe            „        ....  206,960 
Berechtigungen  und  Conces- 

sionen 27,100 

Verschiedenes 71,150 

Ausserordentliche  Einnahmen  18,890 


1,101,550 


Ausgäben : 

Senat  und  Bürgerschaft  .     .  114,800 

Auswärtige   Angelegenheiten  24,500 

Gerichte,  Polizei,  Verwaltung  195,200 

Bauwesen 143,000 

Earchen  und  Schulen  .    •    .  46,800 

Militär 140,500 

Staatsschuld 403,900 

Verschiedenes     ....    .  32,850 

1,101,550 


SclillldeH.  Lübeck  war  schon  im  17.  Jahrhundert  in  Folge  der  verheeren- 
den Kriege  zwischen  Schweden  und  Dänemark  (1657)  und  zwischen  dem  deut- 
schen Reiche  und  Schweden  und  Frankreich  (1674)  mit  einer  erdrückenden 
Schuldenlast  beschwert.  Nachdem  es  sich  davon  allmälig  erholt  hatte,  stürzten 
es  die  napoleonischen  Kriege  wiederum  in  neue  Schulden  und  finanzielle  Zer- 
rüttung. Die  Franzosen  erpressten  1806  von  der  Stadt  an  11  Mill.  Fr.  Es* 
wurden  daher  von  1806  bis  1809  vier  sogen,  contributionsmässige  (Zwangs-) 
Anleihen  gemacht,  welchen  1810  eine  freiwillige  Anleihe  durch  Darlehenswechse?^ 
wofür  sämmtliche  Contributionspflichtige  die  Gewähr  übernahmen,  folgte.  Auch 
aie  französische  Herrschaft  machte  1811 — 18  neue  Schulden.  Nach  der  Be- 
freiung wurden  alle  von  der  Stadt  aufoenonunenen  früheren  Anlehen  anerkannt, 
jedoch  das  Kündigungsrecht  der  Gläubiger  aufgehoben,  dagegen  versprochen, 
dass  die  vor  1811  veriUlenen  Zinsrückstände  cjipitalisirt  werden  sollen.  Für 
die  Zeitdauer  der  Fremdherrschaft  wurden  Zinsen  nicht  bezahlt;  auch  ward 
der  Zinsfuss  fOr  die  freiwilligen  Darlehen-  auf  27<>,  ^  die  gezwungenen  auf 


>)  VeTordii.-8aimiiL  Bd.  XIX,  8.  8— 28. 
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17<>  herabgesetzt.^)  Das  war  wenig  besser  als  em  partieller  Staatsbankerott 
Spater  wunlen  zwar  für  die  freiwilligen  Darlehen  die  obligationsmässigen  Zinsen 
anerkannt  und  nachbezahlt,*)  bei  der  Herabsetzong  des  Zinses  aus  den  ge- 
zwungenen Anleihen  blieb  es  aber.^)  Eine  regdmSssige  Tilgung  der  Schuld 
fand  bis  1837  nicht  statt.  Von  da  ab  wurde  aber  ein  Tilgungsf<mds  ausge- 
setzt, welcher  zum  Abtrag  sowohl  der  freiwilligen  als  auch  der  gezwungenen 
Anlehen,  mit  Ausnahme  der  im  Besitze  einheimischer  Kirchen  und  Stiftungen 
befindlichen  Verbriefungen,  im  Wege  der  Verloosüng  yerwendet  wurde  und 
anfänglich  40,000  M.  betrug;  auch  wurde  die  Umschreibung  von  Namenobli- 
gationen auf  den  Inhaber  und  der  Umtausch  der  Titel  der  Zwangsanleihen 
gegen  3proc.  freiwillige  Anlehensobligationen  mit  Vs  Capitalabzug  gestattet,^) 
Ton  welchem  Rechte  umfassender  Gebrauch  gemacht  wurde.  Dadurch  ward 
der  Nominalbetrag  der  Schuld  sehr  ermässigt  1839  fand  wieder  eine  Yer- 
mehrung  derselben,  hauptsächlich  zu  Wege-  und  Wasserbauten,  statt  *)  Dann 
folgte  1850  das  grosse  4V>proc.  Anlehen  k  8  MiU.  Mark  zum  Eisenbahnbaa 
und  zur  Austiefung  des  Traveflusses. 

Stand  der  Staatsschuld  zu  yerschiedenen  Zeiten:  1820:  9,457,900; 
1830:  9,374,100;  1844:  5,881,041;  1847:  5,810,000;  1851:  13,333,398;  1855: 
12,350,000  Mark.  Der  neueste  Schuldenbestand  wird  zu  11»800,000  Mari: 
angegeben  =  4,720,000  Thlr.  preuss.,  was  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
circa  96  Thlr.  ausmacht. 

Sicherheitsobjeote.  Ueber  die  Grosse  des  Staatsvermögens  gibt  die  ob^ 
vor  Augen  gestellte  Budget-Uebersicht  den  Aufischluss,  dass  solches  zur  Deckung 
des  Aufwands  auf  die  Gesammtschuld  unzureichend  ist.  Es  ist  also  auch  in 
Lübeck  an  die  Steuerkraft  zu  recurriren.  Auch  hier  ist  übrigens  hervorzu- 
heben, dass  ein  sehr  bedeutender  Theil  der  heutigen  Staatsschuld  zum  Behufe 
productiver  Anlagen  gemacht  ist,  welche  der  Steuerkraft  eine  solide  und  nach- 
haltige Grundlage  zu  geben  geeignet  sind.  Als  Anhaltspunkte  zur  Beurthei- 
lung  des  Lübecker  Handels  f^n  wir  bei: 

Einfuhr  (die  Ausfuhr  wird  nicht  aufgezeichnet):  1856:  361,837,949  Pfd. 
mit  98,948,851  Mark  Werth;  1857:  359,707,081  Pfd.  mit  78,789,769  M.  Werth; 
1858:  298,927,161  Pfd.;  1859:  355,261,178 Pfd.  Schiffsverkehr  1859:  2,121 
angekommene  und  abgegangene  Segel-  und  Dampfschiffe  mit  158,765  Lasten 
(k  4,120  Itib.  Pfd.).  Rh  ed  er  ei  1860 :  67  Segel-  und  Dampfschiffe  mit  4,750  Lasten. 

Gesetzgebung  Über  die  Tilgung  und  Verwaltung  der  Schuld.  Es  ist 
zu  unterscheiden  zwischen  der  älter^i  Schuld  und  der  neuen  Anleihe  von  1850. 
Von  der  ersteren  ist  ein  sehr  bedeutender  Theil  (1851  über  4  MilL  Mark,  also 
fast  die  ganze  alte  Schuld)  den  einheimischen  Kirchen  und  Stiftungen  zustan- 
düg  oder  sonst  unablösllch  belegt.  Dennoch  wird  davon  jährlich  ein  Betrag 
von  30—40,000  Mark  getilgt.  Die  Tilgung  der  1850  mit  der  Berliner  See- 
"handlungssocietät  abgeschlossenen  Anleihe  von  8  Mill.  M«,  verbrieft  in  Obli- 
gationen k  1,000,  500,  200  und  100  Thlr,,  ist  dagegen  durch  den  Darlehens- 
vertrag regulirt  und  zwar  so,  dass  iährlich  40,000  Mark  (16,000  Thlr.)  neben 
den  Zinsen  aus  den  amortisiiiien  Obligationen  durch  Semesterverloosungen  zur 
Abtragung  zu  bringen  sind.    Auch  bei  der  Amortisation  der  älteren  Schuld 


^)  Bekanntmachungen  vom  16.  u.  18.  Kot.  1814,  Terordn.-Samml.  Bd.  I^  S.  307  a.  9. 

«)  VergL  Bekanntm.  vom  29.  Aug.  1825  u.  31.  März  1826,  V.-S.  IV,  S.  227  u.  V, 
S.  179.  • 

^  Raths-  n.  BOrgerschlnss  vom  24.  Aug.  1825,  vergL  Y.-SammL  IV,  8.  228. 

*)  Bekanntm.  v.  17.  u.  18.  April  1837  u.  25.  Mai  1840,  V.-S.  Vm,  8.  219,  220; 
IX,  8.  158. 

^)  VergL  Bekanntm.  vom  22.  April  1839,  V.-S.  IX^  8.  184. 
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kt  dar  Modus  der  Yerlooem^n  aogeBommen. ')  Zur  Yerwaltirag  der  filter^i 
Staatsselmld  besteht  eine  „SchoMeiiregiilirimgs-Ooiiiniission^,  ans  MitgUedem 
des  Senats  und  der  Bürgerschaft  zosammengesetzt.  Für  die  1850er  Anleihe 
ist  dne  besondre  Deputation  ernannt  wenden,  welcher  nur  die  Verwaltung 
dieses  Schuldtheils  obhegt. 

ftesetzgebung  in  Betreff  der  Mortifieation,  Verjährung  nnd  Ansser* 
eonrssetzuig  Lubeek'scher  Staatsschnldpapiere.  Die  ältere  Bchuld  war  ganz 
in  Obligationen  auf  Namen  yerbrieft,  deren  Umtausch  gegen  Inhaberpapiere 
jedoch  Ton  1837  an  gestattet  wurder.  ^  Die  neue  Anleihe  von  1850  wurde 
dagegen  mit  au  porteur- Obligationen  verbrieft  und  es  ward  dann  bezüglich 
dersdben  die  entgegengesetzte  Vergünstigung  eingeräumt,  dass  sie  nämlich 
auf  Namen  eingesclmeben  werden  konnten.^  Wegen  der  Mortification  so- 
-wohl  der  Inhaber-  als  Namensdieine  erging  unter'm  29.  Mai  1850  ein  beson- 
dres Gesetz/)  wonach  die  Schuldenverwaltung  abhanden  gekommene,  rer- 
nichtete  oder  unkenntlich  gewordene  Schuldu^nnden  aller  Art  (auch  Coupons) 
nur  dann  zu  honoriren  oder  mit  Dupticaten  zu  ersetzen  hat,  wenn  sie  gericht^ 
lieh  mortifioirt  worden  sind,  es  wäre  denn,  dass  die  gänzliche  Vernichtung 
nach  Befinden  der  Schuldenverwaltung  genügend  dargethan  wäre.  Die  Morti- 
fication ist  beim  Niedergericht  zu  Lübeck  zu  beantragen,  welches  auf  hinläng- 
liche Bescheinigung  und  resp.  eidliche  Erhärtung  bei  den  Namenscheinen  sofort 
das  Mortificationsproclam  erlässt,  bei  Inhaberscheinen  aber  die  Schulden  Ver- 
waltung beauftragt,  den  gestellten  Mortificationsantrag  4  Quartale  hindurdi 
öffentlich  bekannt  zu  machen  (je  in  einem  Berliner,  Hamburger  und  Lübecker 
Blatte).  Alsdann  kann  erst  der  Antrag  auf  Einleitung  des  wirklichen  Morti- 
ficationsverfahrens  gestellt  werden,  in  welchem  eine  Frist  von  einem  Jahre 
zur  Vorlegung  der  Urkunde  anzuberaumen  ist.  Auch  nach  diesem  Gesetze 
ist  AppeUation  gegen  das  Erkenntniss  des  Untergerichts  zugelassen. 

In  Absicht  auf  die  Ausser-  und  Wiederincourssetzung  von  Inhabei^- 
sdieinen  sagt  dasselbe  Gesetz,  dass  die  Setzung  ausser  Cours  durch  Beifügung 
eines  bestimmten  Eigners  auf  der  Schuldurkunde  durch  die  Schuldenverwal- 
iungsbehdrde,  welchen  Beisatz  zwei  Mitglieder  unter  Beidruckung  des  Amts- 
siegels zu  unterzeichnen  haben,  geschehe  imd  dass  so  ausser  Cours  gesetzte 
Scheine  dadurch  wieder  in  Inhaberpapiere  verwandelt  werden,  dass  dieselbe 
Behörde  auf  gleiche  Weise  die  Zurüclmahme  jenes  Vermerks  bezeuge. 

Betreffend  endlich  die  Verjährung  der  Staatsschuldscheine  nebst  Coupons, 
so  hi^en  wir  ein  Specialgesetz  hierüber  nicht  gefunden.  Dagegen  ist  unter'm 
23.  Nov.  1859  ein  allgemeines  Verjährungsgesetz  fE^  persönliche  Klagen  erlassen 
worden,'^)  wonach  dieselben  binnen  10  jären,  vom  letzten December  desjenigen 
Jahres  an  gerechnet,  in  welches  der  festgesetzte  Zahlungstag  fällt,  verjähren. 

§.  157. 

3S)  Freie  Stadt  Frankfirt  am  lain. 

Staatsgebiet:  1,883  Q.-Meilen.*  Bevölkerung  1858:  79,278  Seelen,  wovon 
67,975  auf  die  Stadt  und  11,803  auf  das  Landgebiet  (6  Ortschaften)  kamen. 


0  Bekamitmaohong  vom  17.  X^nl  1837,  V6rordn.-SammL  Vm,  8.  219. 
>)  Ebendaselbst  nnd  Bekaantm.  vom  18.  April  1887,  das.  S.  221. 
^  Bekannhn.  vom  11.  Juni  1850,  Verordn.-8ammL  XVU,  S.  144. 
*)  Verordn.-Samml.  XVII,  8.  44. 
*)        ,  ,       XXVI,  S.  58. 
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Die  SheBte  der  4  frei^  StSdte,  w«r  Fnakfart  9dmk  TM  unter  CMl  &m 
Oro88eii  Sitz  einee  OenbilB,  843  Hanptstadt  des  ostfrSnkiw^eii  Beii^ies,  mi 
der  Wahl  Friedrich  L  (1152)  Königswahlatadt,  «eh  1246  unmittelbare  Reichs- 
stadt, seit  1711  ErönungMtadt  des  deatschen  Kaiaerrddis.  Der  Eeiefasdepn- 
tationshauptschluss  Ton  1803  wahrte  die  ReichguninittelbarkeEt  der  Stadt  sammt 
ihrem  Gebiet,  was  jedoch  Napoleon  I.  nicht  hinderte,  diesdbe  1806  dem  Rhein- 
bünde als  Bundesstadt  einzuvOTleiben.  1810  wurde  sie  Hauptstadt  des  neu- 
geschaffenen Grossherzogthums  Frankfurt  unter  dem  Fürsten  Primas,  1815 
aber  durch  die  Bundesacte  a]s  ^elbststcbdiger  Staat  und  als  Sitz  dar  Bimdee- 
Teteammlung  wieder  hergestellt. 

Ver&ssnng.  Die  alte  StadtverfSassung  Frankfurts  hatte  während  der  Heir- 
schaft  des  Fürsten  Primas  aufgehört,  wurde  aber  durch  die  sogen.  ,,Consti- 
tutions-Ergänzungs-Acte^  Tom  17./18.  Juli  1816  im  Wöseniiichen  reetitahrt, 
welch'  letztere  bis  zum  Jahr  1848  in  Geltung  blieb.  Die  alsdann  vorgenon- 
mene  YerfassungsreTision  führte  zu  keinem  Resultat,  yielmehr  mussten  selbst 
die  1848  und  1849  erlassenen  speciellen  Gesetze,  die  Wahl  einer  yerfassungB- 
gebenden  Versammlung  und  die  bürgerliche  und  staatsbürgerliche  Gleichheit 
aller  Staatsangehörigen  betreffend,  anlässlich  des  Bundesbeschlusses  vom  12.  Aug. 
1852  aufgehoben  werden.  Unter  fortgesetzten  DiffSerenzen  kam  alsdann  das 
organische  Gesetz  vom  12.  Sept.  1853  und  das  weitere  organische  Gesetz  vom 
22.  Dec.  1854  bis  6.  Febr.  1855  zu  Stande,  welche  die  Oonstitutions-ErgänzungB- 
Acte  modificiren  und  ergänzen.  ^)  Diese  Grundgesetze  zusammen  enthalten  so- 
nach das  heutige  Yerfassungsrecht  des  Freistaats.  Sie  constitdren  drei  Staats- 
körper :  den  regierenden  und  YoUzieh^den  Staat,  die  gesetzgebende  Yersama- 
lung  und  den  controlirenden  Bürgerausschuss.  In  Fimmzsachen  insbesondere 
hat  letzterer  einen  namhaften  Einfluss,  sofern  er  das  Rechnungs-Revisionscol- 
legium  und  Mitglieder  in  die  Oentralfinanzcommission  ernennt.  Im  Uebrigen 
imterliegt  die  Feststellung  des  Staatshaushalts,  die  Uebersicht  über  denselben) 
die  Yeräusserung  von  Staatsyermögen  (über  4,000  fi.)  etc.  der  Zustimmung 
des  gesetzgebenden  Körpers. 

Finanzen.  Die  Staatsrechnungen  für  1846  schlössen  nodi  mit  folgen- 
den massigen  Endsummen  ab:  Einnahmen:  1,850,977  fl.,  Ausgaben: 
1,405,276  fl.,  Ueberschuss:  445,701  fi.  Man  sieht  daraus,  in  welch'  gli&- 
zendem  Zustande  die  Finanzen  damals  sich  befanden.  Die  folgenden  Jahre 
haben,  wie  überall,  die  Ausgaben  gesteigert  und  die  Einnahmen  geschmäl^ 
daher  Deficits  hervorgebracht  Dodi  bedurfte  es  mciht  langer  Zeit,  um  die 
alte  Ordnung  wieder  herzustellen.  Das  Budget  für  1859  zeigte:  Einnah- 
men: 2,411,584  fl.,  Ausgaben:  2,087,546  fl.,  also  namhafte  UebeirBchnsB 
zu  Gunsten  der  Schuldentilgung.    Yoranschlag  für  1860: 

Einnahmen: 


1)  Dienst  der  Rechnei-Casse: 

a)  Grundeigenthum  etc.     145,500  fl. 

b)  Regierungs-,  Jurisdic- 
tionsgefalle,  Stempel  etc.  281,100  „ 

c)  Accise   und  Consum- 
tionsabgaben    .    .     .    400,700  „ 

d)  Handelsabgaben   und 
Telegraph    ....    625,500  „ 

e)  Stadtbeleuchtung, 
■■    .    .    .      43,000, 


Ausgaben : 

1)  Dienst  der  Rechnei-Casse 

a)  Obere  Staatsbehörden 
und  Canzleien      .    • 

b)  Justizbehörden      .    . 
<^  Yerwaltungsämter     . 

d)  Militär  und  PoUzei    . 

e)  Kirchen-,  Schul-  und 
Studienwesen   •    .    . 

f)  Armenwesen     .    .    . 


144,508  fl. 
136,342  „ 
381,940^ 
509,074 , 


114,837  „ 
61,377, 


>)  AUe  diese  Gesetze  finden  sich  abgedrudct  bei  Zachariae  a.  a.  0.  8.  1146  ff. 
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0  Doifrchafteii     .    .    .      11,734  & 
g)  Ver8chiede«eB  .    •    .      10,600^ 


1,518,084  fl. 
2)  Dienst  der  Sohulden- 
tilgnngseasse: 

a)  Reinertrag  der  Eisen- 
bahnen     400,000  fl. 

b)  Emkommens-,  Wohn-, 
Mieihsteuer,Lotterieete.  455,000  Jl 

c)  Zinsen    von   Actiyen, 
Antrittsgelder,   Eriös 

von  Gutem  etc.    .  40,000  „ 


895,000  fl. 
8)  Dienst     der    Pfand- 

amtscasse     .    .    .  8,000  ^ 

2,421,034  fl 


g)  YexsoyedeiM  .    .    .      28,942  fl. 

h)  Pen8i0n6n,ewigeRente  127,644 ,, 

1,503,964  fl. 

2)  8cfauldentilgungs- 

casse 592,632  y 

3)  Pfandamtscasse   .    .        7,894  ,, 


2,104,490  fl. 


Schulden.  Abgesehen  von  einem  geringen  Best  alter  Schulden  der  Bechnei- 
casse  datirt  die  heutige  grosse  Schuld  Frankfurts  einerseits  aus  dem  Anfange 
dieses  Jahrhunderts  als  leidige  Frucht  der  napoleonischen  Kriege,  andererseits 
•aus  den  letzten  zwei  Decennien  als  Folge  des  Eisenbahnbaues.  Zur  Bestrei- 
tung der  ausserordentlichen  Kosten  der  Kriege,  Contributionen,  Mnquartierun- 
^en  etc.  am  Anfange  des  Jahrhunderts  mussten  wiederholte  Anlehen,  zum  Theil 
im  Zwangswe^e,  gemacht  werden  (1801,  1806,  1813  und  1814).  Naeh  her- 
gestelltem Frieden  begann  man  jedoch  ohne  Verzug  mit  der  Ordnung  des 
Schuldenwesens  und  mit  dem  Ab&ag  der  Sdiulden.  Um  eine  Gleichheit  der 
Behandlung  und  zugleich  eine  Ermässigung  des  Zinsfusses  zu  erzielen,  wurde 
1822  ein  neues  4proc  Anlehen  im  Belaufe  von  3,508,100  fl.  erö&et,  mit 
dessen  Ertrage  die  5proc.  Obligationen  von  1806,  1813  und  1814  ängelost, 
beziehungsweise  eingetauscht  wurden.')  Durch  diese  Operation  war  fast  die 
ganze,  etwa  8 — 9  Hill.  Gulden  betragende  Schuld  auf  4Vo  Zinsen  reducirt, 
mit  gleichmässiger  Sicherheit  fundirt  und  mit  gleichlautenden  Titeln  yerbrieft. 
Im  Jahre  1839  schritt  man  aMunn  zu  einer  weitem  Umwandlung  der  ganzen 
Schuld  in  3Vsproc.  au  porteur-Yerbrieiungen.  ^  1843  begannen  die  Schuld- 
au&ahmen  zum  Eisenbahnbau,  zu  welchem  Zwecke  genehmigt  wurden: 
durch  Gesetz  vom  5.  Sept  1843:  2  MilL;  vom  10.  Febr.  1846:  5  Hill.,  und 
vom  14.  Kot.  1848:  2V>  HiU.,  zus.  9V>  Mill.  Gulden.")  An  diese  Schnldauf- 
nahmen  schliesst  sich  endlich  die  Contrahirung  eines  weiteren  Anlehens  von 
2  Mill.  Gulden  zum  Abtrag  der  entstandenen  schwebenden  Schuld  und  zur 
^Deckung  weiterer  StaatsbedürMsse^  gemäss  Gesetzes  vom  27.  Oct  1857.  *) 
Betrag  der  gesammten  Staatsschuld  zu  verschiedenen  Zeiten:  1822 
circa  8V»Mm.;  1847:  13,226,000;  1851:  15,724,000;  1858:  17,757,478;  1859: 
18,245,086  fl.  Für  1860  wird  der  Schuldenbestand  (wohl  nach  Absatz  der 
Actiyen)  wie  folgt  angegeben: 

Allgemeine  Staatsschuld 8,401,000  fl. 

Eisenbahnschuld       8,544,000  „ 

Zusammen  (nahezu  214  fl.  auf  den  Kopf  der  Bev^kerung)  16,945,000  fl. 


>)  Yergl.  Publioandnm  vom  11.  April  1822,  Gesetz-  u.  StatutensanmiL  Bd.  m,  S.  89  ff- 
^  Pubiicandom  Yom  19.  März  18S9,  das.  Bd.  YII,  8.  97. 

^  VergL  Ges.-  u.  Btatirteiisaiimd.  Bd.  VIU,  8.  42,  139  u.  Sil.    Die  hier  geneh- 
Bdgton  Auehen  wurden  zum  Thdl  erst  spftter  realisirt. 
*)  Ges.-  u.  StatatensammL  Bd.  XIY,  B.  119. 
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Danmier  befindet  sieh  1  IGB.,  welche  die  Fraakfturtw  Bank  flfar  das  ihr  er- 
theilte  Privilegiiim  der  Noienfl^ugabe  nnveninfllich  angeliefaea  hat 

Sioherheitsobjeote.  Ob  die  alte  Schuld  Frankfurts  als  eine  auf  dem  gan- 
zen Freistaate,  d  h.  auch  auf  dem  Landgebiete  ruhende  anzusehen  ist,  scheint 
zweifelhaft  Gewiss  aber  ist,  dass  die  neueren  Anlehoi,  insbesondere  die 
Eisenbahnanlehen,  den  Charaoter  wahrer  Staatsschulden  haben«  üebrigena 
ist  die  ganze  Schuld  auf  besondere  Staatseinkünfte,  voran  die  Ertragnisse 
der  Eisenbahnen,  welche  nach  Gesetz  vom  5.  Sept  1843  zu  keinen  andern 
Zwecke,  als  dem  der  Dotation  der  Ebenbahnanlehen  yerw^det  werden  dürfen, 
sodann  die  Einkommens-,  Wohn-  und  Miethsteuer  und  die  Erlöse  aus  Staats- 
gütern, fundirt.  Als  specielle  Sicherheit  für  die  alte  Schuld  neni^  das  PubH- 
candum  vom  11.  April  1822  ausserdem  „der  Stadt  gesammtes  Yenndgen,  das 
beträchtlidhe  Eigentiium  des  Stadtwaldes  mitbegriffen,  sowie  sämmtiiche  Stadt- 
intraden.^  Dass  die  Erträgnisse  der  Staatsgüter  und  der  Eisenbahnen  den 
Zinsenbedarf  der  Tilgungilcasse  nahezu  decken,  haben  wir  aus  der  oben  ge^ 
gebenen  Budgetübersicht  gesehen.  Frankfurt  steht  also  in  seinen  YermogeBS- 
verhältnissen  besser,  ids  me  andern  freieü  Stftdte.  Was  seine  Stenerkraft  an- 
belangt, so  hat  es  zwar  von  seiner  früheren  Wichtigkeit  als  süddeutscher 
Handeisplatz  namhaft  eingebüsst;  doch  betrug  sein  Waarenverkehr  z.  B. 
1855  noch  68,119,605  fl.  Daneben  hat  es  als  deutscher  Wechselplatz  und 
Gtoldmacht  eine  um  so  wichtigere  Stellung  erlangt,  und  es  sind  seine  Erwerbs- 
quellen ebenso  bedeutend  als  nachhaltig. 

Gesetzgebung  über  die  Verwalting,  Verzinsung  nnd  Tilgmig  der 
Sehnlden.  Zur  Verwaltung  der  eigentlicnen  Stadt-  resp.  Staatsschuld  besteht 
seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  eine  besondere  „Schuldentilgungscommisdon'^ 
und  Tilgungscasse.  Wie  die  letztere  ausgestattet  bt,  haben  wir  so  eben  dar^ 
gelegt  von  ihren  Einnahmen  hat  sie  zunächst  die  ^nsen  zu  entrichten,  Alles 
aber,  was  dazu  nicht  erforderlich  ist,  auf  die  Tilgung  zu  verwenden.  ^)  Die 
Zinsenzahlung  geschieht  jährlich  gegen  Ablieferung  der  den  Obligationen 
beigegebenen  Coupons,  wenn  solche  flUlig  sind.  (Den  älteren  Obligationen 
sind  Coupons  auf  je  8  Jahre,  den  neueren  aber  auf  15  Jahre,  nebst  je  einem 
Talon,  beigegeben.)  Die  Tilgung,  welche  bei  der  sehr  reicUichen  Ausstat- 
tung der  ^gunffscasse  eine  bedeutende  ist,  geschieht  im  Gefolge  öffentlicher 
Kündigung  der  durch  das  Loos  bezeiclmeten  Obligationen,  welche  alsdann  im 
Nennwerte  heimbezahlt  werden.*)  Abzüge  finden  überall  nicht  statt.  Die 
Tilgung  erstreckt  sich  verhältnissmässig  auf  aUe  Anlehen,  obgleich  dieselben 
auseinandeimhalten  werden  und  je  besonderer  Yerloosung  unterliegen.  Die 
besondere  Bezeichnung  der  S<^uldtitel  möge  hier  eine  Stelle  finden,  wobei 
wir  bemerken,  dass  cUe  ältere  Schuld  (yon  1889)  in  Stücken  von  1,000,  500, 
800,  150  und  100  fl.,  alle  neueren  Anlehen  aber  in  Apoints  von  1,000,  500, 
300  und  100  fl.  verbrieft  sind,  welche  unter  sich  nmr  durch  fortiaufende  Num- 
mern bezeichnet  sind,  so  dass  die  grösseren  Stücke  immer  die  niedrigen  Num- 
mern tragen.  Es  enthält  nämlich:  1)  das  SVsproc.  Anlehen  vom  9.  April 
1889  die  AbtheOungen  Lit  A,  £,  C  und  D;  2)  das  3V»proc.  Anlehen  vom 
12.  Mai  1846  die  AbtheUungen  Lit  E  und  F;  8)  das  8V>proc.  Anlehen 
vom  30.  Nov.  1846  die  Abtheilungen  Lit.  G  und  H;  4)  das  8V>proc.  An- 
lehen vom  1.  Febr.  1858  die  Abtheilung  Lit  I;  5)  das  8proo.  Anlehen 
vom  2.  Janr.  1844  ist  nicht  mit  Buchstaben  abgeüieilt.  Jede  Abtheflung 
umfasst  die  eben  erwähnten  grosseren  und  kleineren  Stücke. 


0  Pubüoandnm  vom  11.  April  1622,  §.  8,  Ges.-  u.  StatutensammL  DI,  8.  91. 
^  Ebendaselbst    Gesetz  vom  5.  Sept.  1848,  Art  7,  Ges.-  u.  Btatatensaamü.  YIH, 
8.  48,  wiederholt  in  den  späteren  Anlehensgesetzen. 
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Gesetzgebnng  ftber  die  Beehtsrerh&ltiiisse  der  Inhabfrpi^ere.  Ob- 
schon  die  ganze  Frankfiirter  Schuld  mit  Obligationen  anf  den  Inhaber  verbrieft 
ist,  so  haben  wir  doch  neuere  Gesetze  über  deren  Rechtsverhältnisse  in  der 
Gesetzsanunlnng  nicht  gründen.  Ueber  die  Amortisation  und  Yindica- 
tion  solcher  Papiere  gibt  eine  Verordnung  vom  8.  Juli  1817/)  authentisch 
interpretirt  am  20.  April  1830,*)  Normen;  über  Verjährung  und  Fest- 
machnng  scheinen  aber  Spedahrorschriften  überhaupt  nicht  zu  bestehen.^ 
Hinsichtlich  der  Verjährung  würden  alsdann  die  Fristen  des  gemeinen  Rechts 
Platz  greilbn.  Die  Amortisation  und'Vindication  betreffend,  verordnen  jene 
C^esetze,  dass  eine  Vorladung  des  unbekannten  Besitzers  eines  verloren  ge- 
gangenen Inhaberscheines  mit  dem  Präjudize  der  Annullirung  in  der  Regel 
unstatthaft,  dass  aber  in  Fällen,  wo  der  letzte  Besitzer  einer  Btaatsobligation 
einen  totalen  Untergang  derselben  dergestalt  besdieinigen  könne,  dass  das 
Aeriur  sich  mit  seinem  Schaden  bereichem  würde,  eine  gerichtliche  Mortifica- 
tion  ausnahmsweise  zulässig  sei;  dass  femer  eine  Vin^cation  von  Inhaber- 
papieren gegen  den  dritten  redlichen  Besitzer  nur  dann  stattfinde,  wenn  der 
Kläger  nachzuweisen  vermöge,  wie  jener  das  Papier  ohne  alle  Ursache  und 
so  unentgeldüch  an  sich  gebracht  habe,  dass  er  sich  mit  des  Klägers  Schaden 
bereichem  würde.  Dabei  ist  die  Redlichkeit  des  Besitzes  rein  sujbjectiv  zu 
beurtheilen,  und  es  kommt  weder  auf  die  VoDgültigkeit  des  Besitztitels  über- 
haupt, noch  insbesondere  auf  das  Recht  dessen,  der  den  Besitz  übertragen 
bat,  etwas  an.^)  Diesem  ist  noch  die  Bestimmung  der  Frankfcirter  Gerichts- 
ordnung vom  30.  Dec.  1819,  Art.  57,  beizufügen,  wonach  Realarrest  auf  au 
porteur  lautende  Schuldverschreibungen  der  Stadt  und  deren  Zinsabschnitte 
nicht  erkannt  werden  darf,  sofem  er  bei  der  Sohuldentilgnngscommission  an- 
gelegt werden  soD. 

Man  sieht  hieraus,  dass  die  Frankfurter  Ctesetzgebung  über  unsera  Gegen- 
stand an  Strenge  nur  von  der  bayerischen  übertroffen  wird. 


0  Ges.-  u.  Statatensamml.  I,  B.  102. 

*)  Daselbst  IV,  8.  211. 

^  In  mehreren  älteren  Bek annfansohungen  ist  ausgesprochen,  dass  an  portenr-Pa- 
piere  dem  baaren  Gelde  gleichzuachten  seien.  Den  Cnratoren  wurde  daher  ange- 
tragen, solche  Papiere  zur  Sicherheit  ihrer  Cnranden  bei  Yermeidung  Btrenger  Strafen 
beim  Rechneiamt  zu  deponiren.  Vergl.  Verordnung  vom  26,  Nov.  1796,  Aufforderung 
vom  Febr.  1799. 

*)  VergL  die  angeftUirte  authentische  Interpretation  vom  20.  April  1880.  Eine 
FauetpÜAndbestelhing  auf  au  porteur -Papiere  ist  darin  ausdrücklich  gestattet 
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IL  Ausländische  Btaatspapisre. 

§.  158. 
1)  Bes  vereinigteH  Königreich  firossbriUinieo  ind  Irland. 

Räckblicle  ii  die  Tergugeikeit.  Seit  Biohard  H.  galt  es  in  England  als  Yor- 
recht  der  Krone,  von  den  Unterthanen  gezwungene  Anlehen  zu  erheben, 
wovon  denn  auch,  namenÜieh  unter  Heinrich  ATLIL,  reichlicher  Gebrauch 
gemacht  wurde.  Seit  Eduard  TL  (1547 — 1553)  kamen  übrigens  die  auslän- 
dischen Anlehen  auf.  Die  Holländer  liehen  ihm  zu  147o  SSnsen  namhafte 
Summen.  Er  hinterliess  eine  Schuld  von  240,000  Pfd.  SterL,  welche  unter 
der  Königin  Elisabeth,  so  sparsam  sie  auch  lebte,  um  von  dem  Parlamente 
nicht  abhängig  zii  sein,  auf  400,000  Pfd.  (1602)  anwuchs.  Unter  Jacob  L 
(1602 — 25)  verschwendete  der  Herzog  v.  Bukingham  grosse  Summen,  wie  er 
auch  das  noch  vorhandene  Staatsgut  grossentheils  verscbleuderte.  Karl  L 
hatte  zwar  den  Willen,  den  Finanzhaushalt  in  Ordnung  zu  bring^i  und  die 
Staatsschuld  zu  reduciren,  wurde  aber  daran  durch  £e  politischen  Wirren 
seiner  Zeit  verhindert.  Die  finanziellen  Zustände  verschlimmerten  sich  in  dem- 
selben Maasse,  als  das  Ansehen  und  die  Macht  des  Thrones  schwand.  Dass 
alsdann  die  grosse  Revolution,  die  mit  Königsmord  und  Büigerkrieg  begann 
und  mit  dem  Protectorat  endete,  ein^i  gedeihlichen  Finanzzustand  nicht  auf- 
kommen liess,  lag  in  der  Katur  der  Dinge.  Karl  H.,  unter  wdohem  das 
Parlament  eine  Controle  der  Schatzkammer  mittelst  Prüfung  der  ^othwendig^ 
keit  der  Staatsausgaben  und  Beaufsichtigung  ihrer  Verwendung  einzufuhren 
für  gut  fand,  vermochte  eben  so  wenig  die  drohende  Erschüttenmg  des  Staats- 
haushalts abzuwenden.  Der  Credit  Englands  lag  zu  jener  Zeit,  was  man 
heute  kaum  glaublich  finden  mag,  tiefer  als  der  der  continentalen  Mächte 
darnieder.  Und  doch  war  die  Staatsschuld  1689  erst  auf  664,263  Pfd.  Steri. 
mit  39,855  Pfd.  Zinsen  angewachsen.  Unter  Wilhelm  HL  begann  diejoiige 
Steigerung  derselben,  welche  sie  auf  die  heutage  riesenhafte  Sunmie  ^bracht 
hat  Seine  Regierung  (1689 — 1702)  lieh  im  Ganzen  nicht  wemger  als 
44,795,000  Pfd.  SterL,  errichtete  aber  auch  jene  Institute,  die  ihr  einerseüs 
die  Aufiiahme  von  Anleihen  erleichterten,  andererseits  vortheilhaftere  Finanz- 
operationen ermöglichten,  so  dass  die  Last  der  Staatsschuld  nicht  mit  ihrer 
Grösse  gleichen  Schritt  hielt.  Insbesondere  die  Gründung  der  Bank  von 
England,  des  grossen  Triebrads  alles  englischen  Yerkehrslebens  seit  jener 
Zeit,  im  Jahre  1694,  femer  die  gleichzeitige  Gründung  der  ostindischen 
Compaq  nie,  bezeichnen  einen  Wendepunkt  der  engUschen  Finanzpolitik.  Die 
erstere  lieh  der  Regierung  für  die  ihr  bewilligten  Privilegien  1,200,000  Pfd. 
SterL,  die  letztere  2  Mill.  Pfd.  SterL,  je  zu  8^o,  aber  mit  der  Einräumung, 
dass  beide  Darlehen  erst  nach  dem  Ablauf  der  beiderseitigen  Privil^en  ab- 
zutragen sein  soUten.  Beim  Tode  Wilhelms  HL  waren  von  allen  unter  ihm 
gemachten  Schulden  nur  noch  14,949,926  Pfd.  SterL  ungetilgt  und  der  durch- 
schnittliche Zinsfüss  war  auf  circa  7^/o  herabgebracht.  Desto  raschere  Zu- 
nahme erfuhr  die  Schuld  unter  der  Regierung  Annans  (1702—14).  Der  sfMi- 
nische  Erbfolgekrieg  allein  kostete  England  69  Mill.  Pfd.  SterL  und  1710 
brach  eine  so  grosse  Finanznoth  aus,  dass  man  von  der  Bank  neue  400,000  Pfd. 
SterL,  von  der  ostind.  Compagnie  femer  1,200,000  Pfd.  Sterl.  au&ehmen,  su 
Zeitrenten  auf  lange  Dauer  Zuflucht  nehmen  und  die  Zinsen  der  nichtfundirten 
Schuld  auf  67<>  redudren  musste.  Auch  die  Finanzgeschichte  Englands  kennt 
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sonaoh,  wie  wir  sekeo,  jene  gewahsame  Benaofatkeiligiiiig  der  SteatsgUUribigpw, 
welche  man  mit  dem  Namen  eines  partiellen  StaatsbankerottB  bezeielmet,  je- 
doch nicht  in  dem  Umfiauge,  wie  er  uns  in  der  Finanzgeaehiohte  Frankreichs, 
Oesterreiohs  n.  a.  entgegentritt.  Anna  hinterliess  eine  Staatsschuld  yon 
54,145,453  Pfd.  Sterl.  mit  mehr  als  3,3  Mill.  Zinsenlast  Unter  der  firiedlichen 
Begierong  Georg  I.  (1714-- 1727)  wurden  nicht  nur  2,053,125  Pfd.  Sterl.  ab- 
getragen, sondern  es  gelang  auch  die  Ermässigung  des  Zinsfiasses  ohne  Ge- 
waltmittel dadurch,  dass  man  die  fallig  gewordene  alte  Schuld  mittelst  eines 
neuen  5proc.  Anlehrais  tilgte,  dass  sowoU  die  Bank  als  die  ostindische  Com- 
pagnie  den  Zinsfuss  ihrer  Forderungen  freiwillig  von  8  auf  5Vo  herabsetoen 
liessen  und  zugleich  für  den  Eündi^mgsfall  derer,  die  ihre  Capitalien  zu  57» 
nicht  stehen  lassen  würden,  ein  5proc.  Anlehen  von  5'A  Mill.  Pfd.  SterL  an- 
boten; dass  femer  die  (berüchtigte)  Südsee -Oompagnie  gegen  Yerwilligung 
mehrerer  Handelsprivilegien  sich  erbot,  den  Best  der  noch  über  57^  geblie- 
benen Schuld  bis  1727  auf  5,  von  da  an  aber  auf  4^0  zu  reduoiren.  In  diese 
Zeit  fallen  auch  die  Yersuche  und  Kämpfe  wegen  Erriditung  eines  allgemeinen 
Tilgungsfonds  (Sinking  fund)  und  die  Ausbildung  von  Grundsätzen  über  Staats- 
schuldentilgung,  welche  später  in  ganz  Europa  sich  Geltung  verschaiSten.  Sir 
Bobert  Walpole  drang  1716  mit  dem  Vorschlag  durch,  alle  Taxen  (St-euem), 
welche  bisher  nur  für  einzelne  Anlehen  auf  bestimmte  Zeit  verwilligt  wurden, 
für  immerwährend  zu  erklären,  und  daraus  einen  Gesammttilgungsstock  zu 
bilden,  welchem  insbesondere  auch  die  durch  Beduction  des  Zmsfiisses  einge- 
tretenen Ersparnisse  zugewiesen  werden  sollten.  Uebrigens  sehmi  wir  audh 
in  England  alsbald  Eingriffe  in  den  Sinking  fund,  selbst  mit  Zustimmung  «ei- 
nes Gründers  und  des  Parlaments,  machen,  so  feierheh  diess  auch  vorher  als 
eine  moralische  Unmöglichkeit  erklärt  worden  war.  1735  verpfändete  man 
aogar  den  gesammten  Fonds,  um  Anticipation^i  darauf  zu  finden,  nachdem 
ihm  schon  1727  mehrere  Zuflüsse  entzogen,  auch  1733  und  1734  grossere 
Summen  aus  seinem  Bestände  entnommen  worden  waren.  1746  schritt  man 
zu  einer  weiteren  Ermässigung  des  Zinsfusses  aller  kündbaren  4{»roc.  Beuten 
in  der  Weise,  dass  den  Inhabern,  welche  in  den  Beduotionsplan  einwilligten, 
von  1747  bis  1750  noch  4Vo,  von  da  bis  1757  3V«V«,  von  letzterem  Jahre 
an  aber  nur  S^o  Zinsen  zugestanden  wurden,  während  man  die  Beuten  der 
übrigen  Gläubiger  kündigte.  Der  Plan  gelang  vollständig,  obglei^  die  Schuld 
1749  auf  78,293,313  Pfd.  SterL  angewaohsen  und  der  Walpole'sche  Tilgun^- 
fonds  factisch  zu  Grabe  getragen  war.  Ein  weiteres  einfiussreiches  Ereigniss 
dieser  Zeit  war  die  Vereinigung  der  verschiedenen  Schuld^eile  in  eine  Masse 
mit  gleicher  Fundirung  im  Jahre  1751,  woher  der  Name  Consols,  der  heute 
noch  gebräuchlich  ist.  Der  Krieg  von  1755  kostete  ab^mals  enorme  Opfer 
und  steigerte  die  Staatsschuld  um  68  Mill.  Pfd.  Sterl.,  so  dass  sie  1762 
138,865,430  Pfd.  Sterl.  betrug.  Wahrend  des  darauf  folgenden  Friedens  ver- 
ringerte sie  sich  um  10  Mill.  Pfd.  Sterl.  und  betrug  beim  Ausbruche  des  ame- 
rikanischen Unabhängigkeitskrieges  (1774)  128,583,635  Pfd.  Steri.  Der  letztere 
Krieg  veranlasste  jedoch  neue  Yermehrung  im  Belaufe  von  121,267,993  Pfd.  SterL ; 
also  Sehnld^stand  nach  dem  Friedensschlüsse  (1784):  249,851,628  Pfd.  Sterl. 
Im  Jahre  1786  gelang  es  dem  Dr.  Price,  den  Kander  der  Schatzkammer  Pitt 
für  seine  auf  Wiederherstellung  eines  allgemeinen  Sinking  fund  zielenden  Ideen 
SU  gewinnen,  welche  sofort  auch  beschlossen  und  in  d^  Weise  durdig^ührt 
wurde,  dass  daraus  iährlich  1  Mill,  Pfd.  Sterl.  zum  Bückkauf  von  Staatsschuld- 
titeln  verwendet,  n^^endem  aber  auch  die  Givilliste,  Pensionen  etc.  bestritten 
werden  und  dass  dem  Fonds  die  Zinsen  aus  den  von  ihm  angekauften  Titete 
bis  zu  einem  Maximum  vcm  4  Mill.  Pfd.  Sterl.  zuwachsen  sollten.  Aber  «oeh 
jetst  hielt  man  sich  ntdit  lange  an  das  Beschlossene.   Schon  1792  kehrte  man 
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za  dem  alten  Bysteme,  Ar  jede«  Aideben  einen  eigenen  l^gnngsstoek  tod 
1^0  zn  bilden,  womit  es  mit  den  zuwachsenden  Zinsen  binnen  45  Jahren  ge- 
tilgt sein  sollte,  zurftek.  Bis  1793  wurde  übrigens  die  ßchuM  wieder  um 
10  Mill.  ermassigt,  dann  aber  folgte  während  der  französischen  Eri^e  An- 
lehen  anf  Anlehen.  England  hatte  den  Kampf  gegen  den  Eroberer  au^ 
nommen;  es  gab  eine  Zeit,  in  welcher  es  sich  zwischen  diesen  (Gegnern  um 
gegenseitige  Yemichtung  handelte  und  darum  führte  England  den  Krieg,  um 
seine  politische  Existenz  kämpfend,  mit  einer  Energie  und  Zähigkeit  bis  xa 
Ende,  wie  kein  anderer  Staat  es  yermochte.  Es  hatte  nicht  nur  seine  eigenen 
Heere  mit  Ungeheuern  Summen  zu  werben  und  zu  erhalten,  sondern  aud^  der 
Beihe  nach  fast  allen  europäischen  Staaten  mit  Geldmitteln  unter'  die  Arme 
zu  greifen  und  man  kann  vielleicht  sagen,  dass  der  englische  Staatscredü 
Europa  vor  einer  französischen  ünivenMalherrschaft  gerettet  hat.  Wie  «dir 
jedocSi  auch  dieser  Credit  damals  gelitten  hatte,  geht  aus  der  Thatsadie  he^ 
vor,  dass  schon  1798  Gelder  zu  67« ^o  geborgt  werden  mussten;  dass  man 
1802  für  49  MilL  verschriebene  Stoks  nur  28  MiH.,  1813  für  45  Mill.  nur 
27  Miü.,  1815  für  66  Hill,  nur  36  Mill.  erhielt,  so  dass  im  Ganzen,  nach  den 
jetzigen  Coursen  der  Papiere  berechnet,  ungefähr  das  Doppelte  dessen  ve^ 
brieft  werden  musste,  was  man  baar  erhielt.  Nebendem  hatte  die  Bank  ihre 
Baarzahlungen  suspendirt  und  zahlte  mit  Noten,  welche  Zwangscours  hatten. 
Kurzum :  es  war  zu  jener  Zeit  selbst  in  dem  reichen  England  eine  "Wlrthscfaaft, 
wie  wir  sie  während  des  abgelaufenen  Decenniums  in  Oesterreich  gesehen 
haben.  Doch  muss  rühmend  anerkannt  werden,  dass  man  in  England  niemak 
an  eine  gewaltsame  Rednction  der  Schuld  dachte,  sondern  seine  Yerpflichtim- 
gen,  so  gross  sie  auch  waren,  erfüllte.  Selbst  die  Schuldentilgung  hörte  nicht 
auf;  indessen  ging  man  dabei  von  einem  System  zum  andern  über:  1802 
Wiedervereinigung  der  Tilgungsfonds  und  Verstärkung  derselben  um  200,000 
Pfd.  Sterl.,  auch  Festeteilung  der  Tilgungsqnote  auf  l^o  der  gesammten  Staats- 
schuld; 1813  Zurückkehr  zu  einem  Gemisch  der  Systeme  von  1786  und  1792; 
1823  Festsetzung  einer  TOgungsquote  von  jährlich  5  Mill.  Pfd.  Sterl. ;  später 
Verwerftmg  jeder  fixirten  Quote  und  Anordnung  einer  Tilgung  nur  in  so  weit, 
als  Ueberschüsse  vorhanden  waren,  immer  aber  den  Modus  des  Rückkäufe 
festhaltend. 

Die  Kriege  von  1793  bis  1815  hatten  England  einschliesslich  der  beson- 
deren Kriegsauflagen  die  ungeheure  Summe  von  mehr  als  1,400  Mill.  Pfd.  Sterl 
gekostet,  wovon  circa  760  Mill.  durch  Vermehrung  der  fundirten  und  circa 
50  MilL  durch  Steigerung  der  schwebenden  Schuld  aufgebracht  wurden.  Nadi 
Absatz  der  in  der  gleichen  Periode  getilgten  Summen  ward  die  fnndirte  SchnM 
am  5.  Janr.  1817  zu  840,850,491  Pfi.  Sterl.  mit  82,014,941  Pfd.  Sterl.  Zinsen 
berechnet  (wobei  die  nicht  capitalisirten  Leibrenten,  Tontinen  und  Annuitäten 
unberücksichtigt  geblieben  zu  sein  scheinen  und  woher  denn  auch  die  Differenz 
zwischen  andern  Angaben,  vrelche  die  Schuld  1813  bereits  zu  mehr  als  1,000  ^OlL, 
1820  zu  1,249,276,368  Pfd.  Sterl.  berechnen,  herrühren  mag).  DanebOT  be- 
stand eine  schwebende  Schuld  von  58  Mill.  Pfd.  Sterl. 

Seit  der  Herstellung  des  Friedens  ist  man  in  England  mit  der  Yerminde- 
rung  der  öffentlichen  Schuld  beschäftigt  gewesen.  Sie  ist,  was  die  Capital- 
summe  betrifft,  nicht  in  erossem  Umfange  gelungen,  wie  die  nachfolgende 
Uebersicht  zei^n  wird.  Die  Beziehungen  Englands  in  allen  Tfaeilen  derGrde 
sind  so  vielseitig  und  venvickelt,  dass  es  keine  Frage  der  Politik  gibt,  bei 
Welcher  dasselbe  nicht  direct  oder  indirect  betheilk^  wäre.  Seine  KlSinp^ 
in  China  und  Lidien,  d^  orientalische  Krieg  von  1854—56,  haben  wiederholt 
neue  Anlehen  nöthig  gemacht,  obgleich  man  jeweils  die  Steuerkraft  aus6e^ 
ordentlieh  anstrengte,  um  jene  auf  das  möglichst  geringe  Maass  zu  besdirSoken. 
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Auch  zum  LooBkaute  der  Negendaven  in  den  Oolonien  worden  18S5:  80,  und 
2ur  Bekämpfung  der  Hungersnoth  in  Irland  1847 :  10  Mill.  Pfd.  Sterl.  geliehen. 
Dagegen  ist  es  im  Laufe  der  Friedensperiode  gelungen,  den  Zinsfnss  der  ge- 
dämmten Staatsschuld  auf  einen  so  massigen  Säte  (2V3,  3  und  SWo)  zurück- 
zuführen, wie  er  in  wenigen  Staaten  der  Welt  besteht  Die  Last  der  Schuld 
hat  daher  sehr  bedeutend  abgenommen.  Unter  den  Grossmaohten  ist  zudem 
Orossbritannien  die  einzige,  welche  ihre  Staatsschuld  während  d&t  abgelaufe- 
nen Friedensperiode  nicht  vermehrt  hat,  wobei  indessen  mit  zu  berücksich- 
tigen ist,  dass  es  die  kostspieligen  Eisenbahnbauten  ganz  der  Prlyatindustrie 
überlassen  hat.    Wir  schliessen  unsere  historische  Skizze  mit  folgender 

üebersicht  über  den  Bestand  der  Staatsschuld  Grossbritanniens. 

Jahr:        Capital:  Jahr:        Capital:  Zinsen: 

Pfd.  SterL  Pfd.  SterL        Pfd.  Sterl. 

1669:         664,263  1823:  838,539,650    28,596,000 

1702:     14,949,926  1828:  806,730,000    28,381,000, 

1714:    54,145,453  1837:  789,577,720    29,443,000 

1749:     78,293,313  1844:  787,598,145    80,495,459 

1762:  138,865,430  1848:  791,809,338    28,563,517 

1774:  128,583,635  1853:  771,335,801     27,804,844 

1784:  249,851,628  1856:  807,981,788    28,656,593 

1816:  860,854,000  1858:  804,445,493    28,501,479 

Man  kann  dieser  Zusammenstellung  den  Gang  der  Weltereignisse  mit  ziem- 
licher Sicherheit  entnehmen. 

Gegenwärtiger  Zustand.  Staatsgebiet  des  „veremi^en  Königreichs  Grossbritan- 
nien und  Irland^ :  5,767  Q.-Meüen.  Die  auswärtigen  Besitzungen  haben  eine 
ungeheure  Ausdehnung.  Man  berechnet:  in  Europa  circa  62  Q.-M.  (Gibral- 
tar, Malta,  Helgoland);  m  Nordamerika  57,000  Q.-M.;  in  Westindien  683, 
in  Mittel-  und  Südamerika  7)700,  in  Afrika  6,000,  in  Australien  15,000, 
endlich  in  Asien  63,660  Q.-Meilen.  Im  Ganzen  dehnt  sich  die  britische  Herr^ 
Schaft  auf  einen  Baum  von  mehr  als  155,000  Q.-Meilen  aus.  Sie  wird  zwar 
an  räumlicher  Ausdehnung  yon  der  russischen  übertroffen,  es  gab  aber  nie- 
mals ein  Beich,  selbst  das  römische  Weltreich  nicht  ausgenommen,  das  sich 
80  über  alle  Theile  der  Erde  ausgebreitet  und  sich  über  eine  Bevölkerung 
Yon  so  eminenter  Zahl  erstreckt  hätte,  wie  das  heutige  britische. 

Bevölkerung.  Am  l.  Januar  1859  zählte  das  vereinigte  Königreich 
28,888,597  Menschen,  wovon  19,745,000  auf  England  und  Wale»,  3,123,174 
auf  Schottland  und  6,020,423  auf  Irland  kamen.  1821  betrug  die  Bevölke- 
rung des  ganzen  Königreichs  erst  20,874,321  Seelen,  1831 :  24,029,702,  1841 : 
26,702,677, 1851 :  27,552,262.  Die  Bevölkerung  Irlands  ist  von  8,175,238  Köpfen 
im  Jahre  1841  seitdem  auf  obige  6  MilL  zurückgegangen  —  eine  in  der  neueren 
Geschichte  beispiellose  Yolksverminderung.  Die  Bewohnerzahl  der  auswärtigen 
Besitzungen  vdrd  ftür  1858  zu  nahe  an  192V*  Mill.  angegeben. 

Finimzen.  Wir  haben  im  Eingange  die  allmälige  Steigerung  der  engli- 
schen Staatsschuld  veranschaulicht;  hier  ist  es  am  Ort  zu  zeigen,  wie  die 
Staatsbedürfiiisse  in  noch  höherem  Grade  sich  steigerten,  obgleiä  kein  Land 
Europa^s  —  Dank  des  engUschrai  Self-Govemements  —  für  seine  Civilverwal- 
tnng  weniger  ausgibt,  und  wie  man  in  England  keinesw^  bloss  auf  Bech- 
nung  der  Staatssdhuld  Kriege  führte,  sondern  stets  bestrebt  war,  die  Kosten 
derselben  so  viel  immer  möglich  aus  laufenden  Einnahmen,  d.  h.  durch  Steuer^ 
erhöhungen  zu  decken.  —  Im  Jahre  1685  betrugen  die  Staatseinkünfte  noch 
ungefähr  1,400,000  Pfd.  SterL  Die  Ausgaben  würden  schon  damals  oiehr  be- 
tiragen  haben,  wenn  die  Zinsen  der  vom  Könige  contrahirten  Schuld  (bis  dahin 
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Jahr: 

Pfd.  Sterl. 

Jahr: 

Pfd.  Steri. 

Jahr: 

Pfd.  SterL 

1775: 

10,138,061 

1805: 

45,359,442 

1812: 

64,763,870 

1780: 

12,255,214 

1808: 

58,390,255 

1818: 

63,169,845 

1785: 

14,871,520 

1809: 

61,538,207 

1814: 

66,925,835 

1793: 

17,656,418 

1810: 

63,405,294 

1815: 

89,748,958 

1800: 

35,229,968 

1811: 

66,681,366 

Ikh  der  Monarch  auf  seinen  eigenen  Credit  nnd  es  gab  daher  keine  wirkfiehe 
Staatssohnld)  bezahlt  worden  wären;  diese  wurden  aber  verweigert.  Die  ganze 
Kriegsmacht,  Landheer  und  Flotte  zusammen,  kosteten  übrigens  nodi  nicht 
mehr  als  730,000  Pfd.  Sterl.,  die  Diplomatie  20,000  Pfd.  Sterl.  1709  war  der 
Staatsaufvrand  bereits  auf  7  Hill,  angewachsen,  was  damals  für  ungeheuer 
galt  Für  die  Folgezeit  wollen  wir  Zahlen  aUein  sprechen  lassen.  Es  worden 
an  Staatseinkünften  bezogen: 

Jahr:       Pfd.  Sterl.  Ja] 

1775:     10,138,061  18( 

1780:     12,255,214  18( 

1785:     14,871,520  18< 

1793:    17,656,418  18 

1800:     35,229,968  18! 

Das  waren  allerdings  Eriegs-Bndgets,  es  ist  aber,  um  deren  ungeheure 
Höhe  richtig  zu  würdigen,  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Bevölkerung  Qross- 
britanniens  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  kaum  die  Hälffce  der  heutigen 
war.  Yon  1817  an  hob  man  die  Einkommenssteuer  auf  und  ermässigte  das 
Budget  sehr  bedeutend.  Es  geigten  sich  indessen  auch  in  der  Friedenszeit 
wiederholt  Deficits,  welche  durch  Vermehrung  der  schwebenden  Schuld  ge- 
deckt wurden;  so  in  den  Zwanziger  Jahren  und  Ende  der  Dreissiger  Jahre. 
Peel  erwirkte  daher  1842  die  Wiedereinführung  der  Einkommenssteuer,  wor- 
auf sich  abdann  Ueberschüsse  ergaben.  Der  orientalische  Krieg  steigerte  das 
Budget,  da  man  dessen  Kosten  ganz  durch  Steuererhohungen  decken  wollte, 
auf  die  enorme  Höhe  von  1815.  Die  Ausgaben  im  letzten  Friedengjahre  18"/64 
hatten  51,198,000  Pfd.  Sterl.  betragen;  die  im  ersten  Kriegsjahre  18**/6s  schon 
65j962,000,  und  der  Voranschlag  für  18"/6ö  stieg  auf  86,339,000  Pfd.  Sterl. 
Seitdem  ist  das  Budget  Grossbritanniens,  unerachtet  es  sich  mit  ungewohnter 
Nach^ebigkeit  von  allen  Kriegsereignissen  fem  gehalten  hat,  auf  einer  früher 
in  Friedenszeiten  nie  gekannten  Höhe  stehen  geblieben  —  eine  Frucht  des 
^bewafl&ieten   Friedens".     Die   wirklichen   Einnahmen    und   Ausgaben 


es  Finanzjahres  18*V»o  waren: 

Einnahmen :      pfd.  sterL 

ZöUe 24,085,260 

Accise 20,530,000 

Stempel 8,151,258 

Taxen 3,237,000 

Einkommenssteuer    .     .    .    9,902,816 

Post 3,350,000 

Kronländereien     ....       285,979 
Verschiedenes 1,874,273 


Ausgaben:  pfd.  steril 
Interessen  und  Verwaltung 

der  permanenten  Schuld    .  23,759,77G 
Für  noch  nicht  redamirte 

Zinsen 107,766 

Ablaufende  Annuitäten      .  3,514,111 

Interessen  für  Schatzbons  100,000 
„           „  Schatzscheme      300,880 

Desgleichen,  Ausfalle    •    .  1,781 

Zusammen    Staatsschuld  27,784,314 
Lasten     der     consolidirten 
Fonds  (Civilliste,  Pensionen, 

Gehalte  etc.) 2,135,712 

Armee  und  Flotte     .    .    .  27,560,844 

Civilvwwaltung    .....  7,689,950 

Steuererhebungskosten  .    .  4,475,539 

Operationen  in  China    .  858,057 

Tl,716,586  70,504,418 

Der  Voranschlag  für  18*7"  schloss  mit  71,554,000  Pfd.  Sterl.  Einnahme 

und  70,100,000  Pfd.  Sterl.  Ausgaben.    Bei  aU'  dem  ist  noch  zu  berüdcsiefa- 

tigen,   dass  der  grössere  Theil  des  Bedarfe  für  die  innere  Verwaltung  im 
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Steattbudget  nieht  erscheint,  sondern  kraft  des  Setf-€K>Yemement8  den  Oraf- 
sdbaften  nnd  Städten  anheimfällt.   Auch  haben  sanuntÜche  Colonien  ihre  eige- 


Heutige  Staatssehnld.  Sie  bestand  am  31.  MSns  1859  aus  folgenden 
Posten  in  Pfd.  SterL  : 

a)  fnndirte  Schuld:  Capital:       Interessen: 

2V«proc.  neue  Annuitäten       2,985,472  74,636 

3proc.  consolidirte  Schuld 400,829,812    12,024,895 

3proc.  reducirte  Schuld 115,104,504      3,453,136 

3proc.  neue  Schuld 212,661,740      6,379,852 

3Vfproc.  Schuld  an  die  Bank  von  England      .     11,015,100         330,453 

3Vsproc.  neue  Annuitäten 240,746  8,426 

öproc.         „  „  430,604  21,530 

Schatzbons 418,300  11,503 

Leibrenten —  1,050,944 

Renten  auf  bestimmte  Zeit —  868,423 

Im  Jahre  1860  ablaufende  Renten      ....  —  1,157,710 

1867  und  1885  ablaufende  Renten      ....  —  701,740 

Tontinen  für  England  und  Irland —  42,032 

Ausfälle       —  90,020 

Summe  der  fundirten  Schuld  Grossbritanniens  743,686,278    26,215,300 

b)  nicht  fundirte  Schuld: 
Schatzkammerscheine  (bills  of  exchequer)    .    .     13,277,400         734,153 

Schatzbons 5,000,000         156,250 

Gesammtschuld  des  vereinigten  Königreichs     .  761,963,678    27,105,703 
Dazu  abgesonderte  Schuld  Irlands    ....    43,114,876      1,509,504 

Totalbetrag 805,078,554    28,615,207 

Capitalisirt  man  auch  diejenigen  Renten  ^  von  welchen  im  officiellen  Aus- 
weise der  Capitalbetrag  nicnt  angegeben  ist,  unter  Berücksichtigung  ihrer 
Dauer  zu  3Voj  so  erhöht  sich  die  Capitalsumme  der  Schuld  auf  wenigstens 
830  Hill.  Pfd.  SterL  =  5,533  Mül.  Thlr.  Auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung  macht  diess  nahezu  287*  Pfd.  Sterl.  =  191'/»  Thlr.  Dazu  kommt  noch 
die  Mitverpflichtung  Grossbritanniens  für  die  Schulden  seiner  Colonien,  nament- 
lich Ostindiens,  dessen  Finanzen  seit  Jahren  nur  mit  wiederholten  Schuldauf- 
nahmen im  Gleichgewicht  erhalten  werden  konnten.  (Das  Deficit  betrug  18'V68: 
7,864,222,  18"/":  13,581,572  Pfd.  Sterl.  und  war  fOr  18»«i^»o  auf  8,094,000, 
für  18**/6i  auf  6,196,000  Pfd.  Sterl.  veranschlagt.)  Die  ostindische  Schuld  be- 
trug am  30.  April  1859  bereits  80,453,765  Pfd.  Sterl.  nebst  Garantie  für 
12  Hill.  Pfd.  Steri.  Eisenbahnactien  etc.  Sie  ist  seitdem  namhaft  angewachsen. 
Wenn  auch  das  Mutterland  für  diese  Schuld  allerdings  nicht  direct  und  streng 
rechtlich  haftbar  ist,  so  ist  es  doch  für  dasselbe  eine  factische  und  moralische 
Unmöglichkeit,  in  Indien  einen  Staatsbankerott  zuzulassen,  und  es  wird  daher 
stets  für  den  Ausfall  einstehen  müssen. 

Sicheriieitsobjecte.  Auf  den  ersten  Anblick  der  oben  vor  Augen  gestellten 
Budffetübersicht  wird  sofort  der  geringe  Ertrag  der  Kronländereien  auffallen, 
welcher  in  der  Reihe  der  übrigen  grossen  Einnahmsposten  fast  verschwindet. 
Es  rührt  diess  von  der  früheren  Verschleuderung  der  Nationalgüter  während 
der  Günstlingsherrschaft  unter  den  Königen  und  während  der  Revolution  her. 
Das  jetzt  noch  vorhandene  Staatsvermögen  kann  gegenüber  der  enormen 
Grösse  der  Staatsschuld  kaum  mehr  in  Betracht  kommen;  die  ganze  Last  der 
letztem  und  der  kostspieligen  Militär-  und  Marineverwaltung  ruht  vielmehr 
auf  der  Steuerkraft  und  wir  haben  daher  auf  diese  einen  prüfenden  BMdc 
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iea  werfen.  Dabei  werden  wir  gewahr  werden,  daaa  eine  Entwieklnng  der 
8teuerkraft  durch  Gewerbe  und  Handel,  wie  sie  das  heutige  Britannien  kennti 
in  keinem  Reiche  der  Welt  jemals  erreicht  worden  ist.  Die  Herrschaft  der 
Meere  erobernd,  hat  seine  £idnstrie  sich  die  halbe  Welt  tributpflichtig  se- 
macht  und  die  Concurrenz  aller  älteren  Handelsnationen  in  Schatten  geetdUt 
So  fliesst  dermalen  der  Reichthum  fast  aller  Länder  dem  europäischen  Insel- 
reiche zu  und  häuft  sich  dort  in  den  Händen  einer  yerhältnissmässig  wenig 
zahlreichen,  vom  Glück  begünstigten  Yolksdasse.  Es  gebricht  uns  der  Baum, 
diese  allgemeinen  Sätze  im  Einzelnen  nachzuweisen;  doch  wollen  wir  die 
hauptsacUichsten  Belege  dafür  in  Zahlen  fo^en  lassen. 

Der  Handelsverkehr  des  vereinigten  Königreichs  sammt  Colonien  zeigt 
in  den  nachgenannten  Zeitabschnitten  folgende  Bewegung: 

Einfuhr:  Ausfuhr: 


OfficiellerWerth:       Jahr:     Wirkl.Werth:  Jahr:      Wirkl.Werth: 

Pfd.  SterL  Pfd.  Sterl.  Pfd.  SterL 

1801—10:    28,809,778  1854:     152,389,053  1854:     115,821,092 

1811—20:    30,864,670  1855:    143,542,850  1855:     116,591,300 

1821—30:    39,661,123  1856:     172,544,154  1856:    139,220,853 

1831—40:    53,487,465  1857:    187,844,441  1857:    146,174,301 

1841—50:    79,192,806  1858:    164,583,832  1858:     139,782,778 

Die  Ausfuhr  britischer  Erzeugnisse  allein,  d.  h.  nach  Absatz  der  einge- 
führten und  unverändert  wieder  ausgeführten  fremden  Producte,  betrug  1857: 
122,066,10'^,  1858:  116,608,756,  1859:  130,440,427  Pfd.  Sterl  Davon  gingen 
in  letzteren  Jahren  nach  fremden  Ländern  (insbesondere  Nordamerika,  Deutsch- 
land und  Holland,  im  Uebrigen  aber  in  alle  Theile  der  Welt)  84,315,881  Pfd. 
Sterl.,  der  Rest  in  die  britischen  Colonien. 

An  Eisenbahnen  waren  im  MutterIaQd  bis  Ende  1858  concessionirt : 
15,659  engl.  Meilen,  wovon  9,506  im  Betrieb  standen,  1,610  Meflen  übrigens 
angegeben  waren.  Der  Aufwand  für  die  concessionirten  Linien  war  za 
346,408,287  Pfd.  Sterl.  veranschlagt;  wirklich  aufgebracht  waren  davon: 
308,824,851  Pfd.  Sterl.,  verwendet:  165,379,575  Pfd.  Steri.  in  Stammaetien, 
65,401,316  Pfd.  Sterl.  in  Prioritätsactien  und  78,043,960  Pfd.  SterL  in  Anlehen. 
1857  wurden  auf  den  bestehenden  Bahnen  befördert:  139,008,888  Personen 
um  10,592,798  Pfd.  SterL  Fahrgeld.  Der  Gütertransport  brachte  13,581,812  Pfd. 
Sterl.  ein. 

Telegraphen  besass  das  vereinigte  Königreich  1857:  9,379  engL  Meilen 
mit  46,482  M.  Drahtlänge,  770  Stationen  und  1,241,163  beförderten  Depeschen. 
Die  Handelsmarine  zählte  1859  im  Mutterland  25,615  Segelschiffe  mit 
4,205,270  Tonnen  Gehalt  und  1,926  Dampfer  mit  452,468  Tonnen;  in  den 
Colonien  10,210  Schiffe  mit  951,885  Tonnen.  Alle  diese  Schiffe  waren  mit 
288,345  Matrosen  etc.  bemannt 

S9hifffahrtsbewegung  1859:  Eingelaufen:  Ausgelaufen; 

Schiffe,        mit  Tonnen.       Schiffe,        mit  Tonnen, 
Unter  fremder  Flagge     22,351        4,636,810        23,925        4,957,825 
„      britischer    „  26,520        6,585,112        25,920        6,726,731 

Zusammen  1859     .    .     48,871       11,221,922        49,845      11,684,556 
Nationalvermögen.    Die  Summe  der  ffegen  Brandschaden  versicherten 
Werthe  betrug  1856:  864,859,976  Pfd.  Sterl.    Das  ganze  Nationalvermögen 
wird  wie  folgt  geschätzt: 

Unbewegliches  Eigenthiun  circa 1,550  Mill.  Pfd.  SterL 

Gebäude 654    , 
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Hausgeräthe,  Werkzeuge,  Lnxusgegenstände    .       220  Mill.  Pfd.  8terL 

tVaarenvorräthe  aller  Art HO     „        „       ,, 

Landwirthschaftliche  Yorrftthe 62     n        n       t» 

Schiflfe 50     „        ,        ,, 

Fondspapiere 1,200     j,        y       n 

Zusammeo  (circa  25,650  Mill.  Thlr.)  ....  3,846  MUL  Pfd.  ßterV 
Einiffe  Worte  über  die  EinriolitTmj;  des  britisolien  Sclmldenwesens. 
Der  nngleidi  grossere  Theil  der  Schuld  ist  eine  sogen,  consolidirte,  wozu 
alle  Sproc.  Renten  geboren.  Zu  einer  Tilgung  dieses  Scbuldtheils  in  bestimmten 
Beträgen  und  Fristen  ist  der  Staat  nicht  Terpflichtet  und  es  kann  ihm  niemals 
gekündigt  werden.  Hierin  liegt  die  höchste  Stufe  des  Staatscredits.  Die  Gon- 
sok  (auch,  obgleich  ungenau,  Stoks  genannt)  sind  das  eigentliche  tonangebende 
Borsenpapier.  Fundirt  ist  die  englische  Staatsschuld,  mit  Ausnahme  der  nur 
Torübergehend  zur  Deckung  laufender  Staatsbedürfiusse  in  so  lange,  bis  die 
dafür  bestimmten  Einnahmen  eingehen,  emittirt  werdenden  Schatzbons  und 
8chatzkammerscheine  (exchequer-bills),  auf  die  sichersten  Taxen  und  Steuern. 
TJebersteigt  deren  Betrag  den  Zinsenbedarf  der  Schuld,  so  wird  das  Mehr 
2um  Bückkauf  von  Stoks,  namentlich  der  nicht  consolidirten  und  höher  yer- 
2inslichen  Annuitäten,  yerwendet.  Neben  den  consolidirten  immerwährenden 
Beuten  bestehen  die  sogen,  temporären  Annuitäten,  welche  in  einer  be- 
stimmten Zeit  ablaufen,  womit  dann  Capital  und  Zins  getilgt  ist.  Wir  haben 
aus  der  oben  gegebenen  Uebersicht  über  den  Stand  der  Schuld  Übrigens  ge- 
sehen, dass  diese  Schuldtheile  nicht  mehr  bedeutend  sind.  Die  Yerwaltunff 
der  gesammten  Staatsschuld  wird  factisch,  übrigens  unter  Leitung  und  Aui^ 
flicht  des  Kanzlers  der  Schatzkanuner,  des  Sprechers  im  Hause  der  Gemeinen, 
des  Cbneralvorstehers  des  Rechnungswesens  etc.,  durch  die  Bank  von  England 
geführt  Diese  zahlt  die  Renten  in  halbjährigen  Terminen  (5.  Januar  und 
5.  Juli,  5.  April  und  10.  Oct.)  aus  und  yermittelt  den  Uebergang  der  Renten 
Ton  einem  Besitzer  auf  den  andern.  Alle  Renten  sind  im  grossen  Staatsschuld» 
buche,  welches  alphabetisch  eingerichtet  ist  (jeder  Buchstabe  hat  ein  beson- 
deres Zimmer),  auf  Namen  eingetragen;  eigentliche  Schuldscheine  werden  nicht 
ausgestellt,  yielmehr  werden  cUe  Veränderungen  des  Rentenbesitzes  im  Staats- 
schuldbuche bemerkt,  wobei  man  sich  in  der  Regel  eines,  den  Buchhaltern 
bekannten  Stocksmaklers  bedient.  Vermöge  dieser  Einrichtung  sind  auch  be- 
sondere Gesetze  über  den  Schutz  öfiFentUcher  Fondspapiere  überflüssig  jmd 
der  englische  Rentenbesitzer  erleidet  weniger  Gefährlichkeiten  als  der  deutsche 
Besitzer  Ton  Inhaberpapieren. 

Schlnssbemerknng.  Unser  kurzer  Abriss  der  britischen  Finanz-,  Commerz- 
und  Industriezustände  zeigt  die  schwindelnde  Höhe,  auf  welcher  Alles,  Ver- 
mögen und  Schulden,  Handel  und  Verkehr,  Unternehmungsgeist  und  lOttd, 
angelangt  ist.  Dass  England,  so  lange  es  sich  auf  diesem  Höhepunkt  erhalten 
kann,  den  grossen  Anforderungen  seiner  Staatsschuld  leichter  als  andere  Na- 
tionen, deren  Schulden  ungleich  geringer  sind,  gerecht  werden  kann  und 
wird,  unterliegt  keinem  ZweifeL  Ein  priSender  Blick  rückwärts  auf  die  Schick- 
sale anderer  grosser  Nationen ;  ein  Blick  in  die  innem  Zustände  der  englischen 
Bocietät  mit  ihrer  ungeheuren  Kluft  zwischen  Reich  und  Arm,  mit  der  ange- 
bahnten Auflösung  der  alten  grossen  Parteien,  die  sich  gleichzeitig  unaufhör- 
lich befehdeten  und  doch  ebendadurch  sich  und  das  Ganze  im  Gleichgewichte 
erhielten;  endlich  ein  Blick  auf  die  heutige  zaghafte,  alter  Kraft,  Kühnhdt 
imd  Opferfahigkeit  so  gänzlich  entsagende  Politik  des  stolzen  Albions,  im  Zu- 
sammenhang mit  der  augenblicklichen  Weltlage  —  dürfte  indessen  eine  YöUig 
ge&hr-   und  sorgenfreie  Perspective  in  die  Zukunft   nicht  eröffiien,   um  sa 

Moser,  CftpiUUnlAfe  in  Werthpapieren.  29 
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weniger,  als  Britannien  entweder  die  Meere  beherrschen,  oder  in  sieh  selbst 
zerfaUen  mnss. 

§.  159. 

S)  Kaiserthuoi  Fraolreich. 

Hislorisehe  Rlekblicke.  Die  Organe  des  rweiten  Kaiserreichs  lieben  es,  bei 
jeder  CFelegenheit  Ton  den  „unerschöpflichen  Hülfs^uellen  Frankreichs*^  sn 
sprechen  nnd  in  der  That  wäre  man,  wenn  man  die  Dmge  nnr  Yon  der  Anssen- 
seite  betrachtet,  versucht,  jene  Phrase  für  etwas  me&  als  eine  blosse  Be- 
schönigung unaufhörlicher  Vermehrung  der  Staatsbedürfiiisse  m  halten.  Prüfen 
wir  jedoch  die  Sache  an  der  Hand  der  Geschichte,  wdche  hier  wie  überaD 
die  sichersten  Anhaltspunkte  darbietet  Es  werden  sich  alsdann  auf  dem  in 
unsem  Tagen  mit  Virtuosität  aufgeputzten  Bilde  die  tiefen  Schatten  nidit 
verbergen,  welche  eine  düstere  Vergangenheit  in  die  Gegenwart  wirft. 

Schon  vor  den  Zeiten  Ludwig  Xn.  war  in  Frankreich  Finanznoth  an 
der  Tagesordnung  und  man  half  derselben  durch  Mittel  ab,  welche  die  Cor^ 
ruption  späterer  Jahrhunderte  vorbereiteten,  wie  z.  B.  Verkauf  der  Finanz- 
nnd  Richterstellen.  Ludwig  XIL  und  Heinrich  HI.  brachten  das  System 
der  Anlehen  mittelst  Anticipationen,  d.  h.  Verschreibung  oder  richtiger 
Verkauf  künftiger  Staatseinnahmen,  auf.  Sie  hinterliessen  sdbon  damals  eine 
namhafte  Staatsschuld.  Unter  Heinrich  IV.  trat  der  erste  französische  Staats- 
bankerott ein,  sofern  die  Zahlungen  zunächst  suspendirt,  alsdann  aber  die 
Forderungen  gegen  den  Staat  zwar  anerkannt,  aber  redudrt  wurden.  Es  war 
dieser  Vorgang  um  so  verwerflicher,  als  gleichzeitig  Schätze  angehäuft  wurden, 
welche  man  onne  Zweifel  zur  Ausföhrung  der  projectirten  französischen  übi- 
versalmonarchie  nöthig  zu  haben  glaubte.  Die  lange  Regierung  Ludwig  X£IX> 
unter  welcher  die  Maitressenwirthschaft  und  Hof^erschwendung  im  grossen 
Maassstabe  herrschte,  machte  nicht  nur  jene  Schätze  verschwinden,  sondern 
laborirte  an  einem  fortwährenden/  Deficit,  welches  1614  die  Summe  von 
9,117,324  Liv.  erreichte,  auch  brachte  sie  die  Staatsschuld  im  gleichen  Jahre 
auf  46  Min.  Noch  verderblicher  war  die  71jährige  Regierung  Ludwig  XIV. 
mit  all^  ihren  ungerechten  Kriegen  und  Raubzügen,  mit  dem  Gipfelpunkte 
ihrer  Sittenlosigkeit  und  Comiption,  endlich  mit  ihrer  völligen  Gesetz-  und 
Rechtslosigkeit.  Unter  Mazarin  stieg  die  Staatsschuld  auf  52,877,172  Liv.  und 
obgleich  Colbert  mittelst  Errichtung  einer  Leiheasse,  welche  alle  müsdg  lie- 
genden Gelder  gegen  5Vo  Zins  an  sich  ziehen  sollte,  die  Schuld  selbst,  sowie 
deren  Zinslast,  um  die  Hälfte  ermässigte,  obgleich  man  unter  seinem  Nach- 
folger de  Chamillart  (1699—1708)  sich  der  verächtlichsten  IkGttel  bediente^ 
um  Geld  aufzutreiben,')  stieg  die  Staatsschuld  doch  sdion  1688  auf  82,290,000 Liv. 
und  als  Ludwig  XIV.  starb,  hatte  er  18  MiUiarden  verschwendet  und  eine 
Staatsschuld  Von  2,600  Millionen  angehäuft.  Es  brach  nun  der  zweite  Staata- 
bankerott  aus.  Schon  unter  ChamiUart  hatte  die  Leiheasse  ihre  Zahlungen 
eingestellt,  welche  jetzt  jnittelst  der  vorher  beliebten  Billets  de  monnaie  ge- 
deckt werden  sollten.  Dadurch  verloren  auch  diese  ihren  Credit.  Man  griff 
'  zu  den  äussersten  Mitteln,  prägte  die  Münzen  leichter,  setzte  den  SUnsfuss  der 
älteren  Schuld  gewaltsam  airf  4Vo  herab,  strich  1716  von  deren  Capital 
24,529,600  Liv.  und  erzwang  so  eine  Ermässigung  derselben  auf  etwa  2  Milliarden 


*)  So  wurden  Adelsbriefe .  an  die  gemeinsten  Menschen  yerkanft;  das  Ritterkrens 
des  heil.  Ludwig  ward  um  einige  Louisd^or  feilgeboten  etc. 
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mit  circa  80  MAL  Zfauen.  Es  half  nichts.  Die  nöuen  Papiere  fielen  derge- 
stalt, dass  man  10,000  Liy.  darin  nicht  für  600  Liv.  Silber  anzubringen  ver- 
mochte.   Die  ganze  Staatsmaschine  schien  stille  za  stehen. 

Da  erschien  ein  Retter  in  der  Noth:  der  Schottländer  Law,  einer  der 
^ssten  Finanzschwindler,  den  die  Welt  je  sah.  Er  gründete  im  Mai  171^ 
eine  Bank  mit  1,200  Actieti  k  1,000  Liy.,  deren  Noten  er  haar  auf  Sichft 
stellte.  Als  diese  Bank  Beifoll  fand,  sndite  er  den  Speculationsgeist  zu  weckes 
und  gründete  1717  die  Mississippicompagnie  mit  200,000  Actien  k  500  ür., 
womit  1719  die  ostindische  und  chinesische,  unter  dem  Namen  Oesellschafb 
beider  Indien,  vereinigt  wurden.  Alles  war  nun  wieder  in  Flor.  Law  erwarb 
seiner  Compagnie  das  Münzregal  auf  9  Jahre  und  zahlte  dafür  50  MiU.  Liv. 
an  die  Regierung,  er  übernahm  die  Auszahlung  aller  rückständigen  und  lau- 
fenden Dienstgehalte  gegen  S^o  Provision,  pachtete  aDe  Steuern  auf  9  Jahre 
gegen  jährlieh  52  Miü.  und  erbot  sich,  der  Regierung  1,500  MiU.  zu  37o 
gegen  Verlängerung  der  Privilegien  seiner  Compagnie  bis  1.  Janr.  1770  an- 
zuleihen  u.  s.  w.  Aber  die  Law'schen  Schöpfungen  zerfielen  bald  genug  in 
sich  selbst.  Schon  1720  trat  der  Rückschlag  ein.  Nun  abermals  Bankerott. 
Man  verbot  am  24.  Febr.  1720  bei  Strafe  von  20,000  Liv.  Jedermann,  mehr 
als  500  Liv.  in  baarem  Gelde  aufisubewaluren;  ja  man  ging  im  März  desselben 
Jahres  so  weit,  allen  und  jeden  Besitz  gemünzten  €k>ldes  oder  Silbers  zu  ver- 
bieten; Alles  sollte  in  Banknoten  verwandelt  und  bezahlt  werden.  Umsonst  l 
Die  Law'sche  Bank  wurde  förmlich  bestürmt,  auch  dann  noch,  nachdem  man 
sie  zur  Staatsbank  erhoben  hatte,  und  so  reducirte  das  Gesete  vom  21.  Mai 
1720  alle  Actien  auf  ^9,  die  Banknoten  aber  auf  die  Hälfte  ihres  Nennwerths. 

Trotz  aller  bisherigen  Reductionen  und  sonstigen  Finanzmaassregeln  blieb 
1730  eine  Staatsschuld  von  1,700,733,000  Liv.  mit  65  Mill.  Zinsen.  Sie  stiege 
in  der  Folge  fortwährend.  Darum  1770  abermals  Suspensionen  und  Reduc- 
tionen, d.  h.  Staatsbankerott  In  den  50  Jahren  von  1720 — 1770  wurden 
den  Staatsglänbigem  mehr  als  1  Milliarde  Capital  und  57  MiU.  Zinsen  wider- 
rechtlich entzogen.  Der  Credit  war  so  zerrüttet,  dass  man  nur  noch  gegen 
Yerschreibung  von  Leibrenten  Geld  erhielt.  Trotzdem  herrschte  unausgesetzt 
die  grdsste  Verschwendung  am  Hofe;  Staatsgüter  wurden  verschleudert,  Mai- 
tressen und  Günstlinge  hatten  ungeheure  Bezüge,  die  Steuerpflichtigen  aber 
worden  durch  das  System  der  Finanzpachtungen  vollends  ausgesaugt.')  Was 
Wunder  denn,  wenn  endlich  das  unterhöhlte  und  völlig  durchßtulte  Gebäude 
mit  grausenhaitem  Gekrache  zusammenbrach.  Die  heillose  Finanzwirthschafb 
Frankreichs  seit  Ludwig  XTTT.  war  sicherlich  nicht  der  geringste  der  Factoren, 
welche  die  grosse  Revolution  heraufbeschworen  haben. 

Necker,  der  erstmals  1776  an  die  Spitze  der  Finanzen  gestellt  wurde, 
schien  bessere  Zeiten  anbahnen  zu  können;  es  war  aber  zu  spät.  Er  stellte 
zwar  einige  Ordnung  her,  diese  ging  aber  unter  seinem  Nachfolger  wieder 
verloren.    Calonne  gründete  1784  eine  Tilgungscasse  nach  dem  Muster  der 


0  So  soll  Q.  k,  die  Maitresse  Dnbarry  in  5  Jahren  über  180  Mill.  gekostet  haben. 
Bei  der  Yerm&hliuig  des  Dauphin,  nacbnals  Ludwig  XYI.,  kostete  ein  Bonqoet  an 
einem  Feuerwerke  96,000  Liv.  Der  Generalgoayemeur  der  Finanzen,  Abb6  Terrai, 
bezog  jährlich  über  1,200,000  Liv.  Noch  unter  Ludwig  XYI.  hatte  die  erste  Hofdame 
der  Königin  12,000  Liv.  Gehalt,  ferner  die  abgängigen  Wachslichter  im  Schlosse,  sie 
mochten  gebrannt  haben  oder  nicht,  welcher  Naturalbezug  88,000  Liv.  ausgemacht 
haben  solL  Eine  angebliche  Wittwe,  Prinzessin  d^enui,  bezog  18,000  Liv.  Wittwen- 
gehalt,  obgleich  sie  an  den  Prinzen  d'Henin  verheiratbet  war  etc.  1762  wies^i  zu- 
dem die  Stände  der  Normandie  nach,  dass  yon  mehr  als  60  MilL  Abgaben  nicht  17 
in  den  kgl.  Schatz  flOssen. 
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englischen  und  wuBste  sich  grosse  Summen  zu  Terschaffen.  Aber  das  Hai»l- 
ahelj  die  unaufhörlichen  Deficits  und  Kriege,  blieb  bestehen  und  so  muStm 
die  Schuld  auf  2,609,898,584  Liy.  Capital  mit  304,705,870  Li^.  Zinsen  aa. 
Die  zweite  Berufung  Neckers  konnte  den  neuen,  ungeheuren  Staatsbankorott 
nicht  mehr  yerhindem.  Obgleich  die  NationalTorsammlung  am  17.  Juni  1789 
•die  Staatsschuld  „als  unter  die  Ehre  Frankreichs  gestellt^  erklärte  und  be- 
•chloss,  dass  keine  Suspension  oder  Reduction  mehr  einteeten  und  das  schind- 
liche  Wort  Nationalbankerott  nie  mehr  ausgesprochen  werden  dürfe,  so  be- 
schleunigte sie  selbst  die  Catastrophe  am  19.  Dec  1789  durch  die  Oreirung 
der  berflchtigten  Assignaten  auf  die  Nationalgüter.  Man  muss  die  einzelnen 
Massen  dieses  Zahlungsmittels  ins  Auge  fassen,  um  den  Jammer  zu  begreifen, 
welchen  es  verbreitete.    Es  wurden  creirt: 

am  19.  Dec  1789   400  Mül.  am  14.  Dec  1792      800  Mfll.    . 

„    29.  Sept  1790   800      „ 

„    17.  Dec.      „      200     „ 

„    27.  April  1792   300      „ 

„    81.  Juli      „       300     „ 

„  24.  Oct  „  ^^9 
Ein  Decret  Tom  21.  Dec  1795  nxirte  die  bis  dahin  emittiriien  Assignaten  auf 
40  Milliarden;  in  Wahrheit  waren  aber  45,578,810,040  Liv.  ausgegeben  und 
die  gesammten  Nationalgüter,  bei  deren  Verkauf  sie  an  Zahlungsstatt  gegeb^i 
^  werden  sollten,  waren  nur  zu  3,300,000  Liv.  angeschlagen.  Das  finanzielle 
Elend  stieg  von  Tag  zu  Tag.  Im  Januar  1796  kaufte  man  um  1  Louisd'or 
in  Silber  24  Frs.,  in  Assignaten  aber  17,925  Frs.  Dann  folgte  ein  gezwun- 
genes Anlehen,  wobei  man  die  Assignaten  zu  1V<>  annahm;  also  waren  bereits 
99*/o  von  jenen  45  Milliarden  verloren.  Nicht  genug.  Man  reducirte  den  im 
Umlauf  gebliebenen  Rest  derselben  auf  V»  nnd  sdiaffte  ein  neue«  Papier, 
Mandate  genannt,  welches  gleich  anfangs  nur  zu  36 V»  ausgebracht  werden 
konnte  und  nach  wenigen  Monaten  ebenfalls  dergestalt  fiel,  dass  man  ftlr 
8,000  Frs.  davon  kaum  20  Frs.  haar  finden  konnte.  Selbst  der  schrecklichste 
Terrorismus,  der  alle,  welche  das  croirte  Papiergeld  nicht  annehmen  wollten, 
mit  der  GuiUotine  bedrohte,  hatte  die  Entwerthung  desselben  nicht  zu  hindern 
vermocht  Durch  Gesetz  vom  30.  Sept.  1797  ward  nun  die  eigentliche  Staats- 
schuld, welche  nach  Beseitigung  aller  Ansprüche  der  Emigranten  2,800  MilL 
betrug,  auf  V»  unter  dem  Namen  tiers-consolid^  reducirt  und  nach  Gesetz 
vom  29.  Janr.  1798  in  5proc.  annuit^  verwandelt;  für  die  übrigen  V»  gab 
man  sogen,  bons  de  deux  tiers  aus,  welches  neue  Papiergeld  dem  entwer- 
theten  früheren  fast  unbeachtet  folgte.  Indessen  hatten  selbst  jetzt  die  Ver- 
luste der  Staatsgläubiger  noch  kein  Ende.  Nachdem  durch  Gesetz  vom  26.  Nov. 
1799  die  Liquidstellung  aller  Forderungen  angeordnet  war,  erklärte  ein  Decret 
vom  25.  Febr.  1808  alle  binnen  einer  bestimmten  Frist  nicht  angemeldeten 
Forderungen  für  verfallen,  wurde  aber  erst  nach  seiner  Vollstreckung  (dureh 
Gesetz  vom  15.  Janr.  1810)  gehörig  promulgirt,  so  dass  eine  Masse  Gläu- 
biger durch  dieses  Verfahren  sich  um  ihre  Ansprüche  gebracht  sah. 

Das  war  im  Ganzen  ein  Staatsbankerott,  wie  er  in  der  Finanzgeschichte 
aller  Länder  seines  Gleichen  nicht  findet.  Im  Jahre  1799  war  immer  noch 
das  Vertrauen  so  sehr  erschüttert,  dass  die  5proc.  Rente  im  Course  bis  auf 
77o  herabging  —  ein  unerhörter  Courssatz. 

Verfolgt  man  nun  die  Napoleon'sche  Periode,  so  konnte  man  aus  der  Er- 
jnässigung  der  Staatsschuld,  welche  bis  1809  eintrat,  den  Schluss  zu  ziehen 
versucht  sein,  dass  das  Consulat  und  das  erste  Kaiserreich  die  friedlichste 
und  wohlfeilste  Regierung  Frankreichs  gewesen.  Ganz  Europa  weiss  daa 
Oegentheil.    Die  Napoleon^sche  Finanzkunst  bestand  aber  darin,  das  eigeoid 
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Land  zu  schon^i  und  «naofhörliehe  Kriege  auf  Kosten  des  Auslands  zu  fuhren. 
Beim  Sturze  des  ersten  Kaiserreichs  betrug  die  in  5proc  Renten  eingetragene 
consolidirte  Staatsschuld  1,266,150,000  Frs.  mit  63,307,600  Frs.  Zinsen.  Es 
waren  aber  die  grossen  Yerwaltungsrückstände  und  Kriegsauslagen  seit  1810 
nicht  ausg^Mchen. 

Wie  sich  die  Staatsschuld  in  der  Folgezeit  gestaltete,  wollen  wir  durch 
Zahlen  Yeranschaulichen.  Auf  Rechnung  der  fundirten  (consolidirten)  Schuld 
haben  yon  1814  bis  1859  folgende  Steigerungen  stattgefunden: 

Dauer  •  ^™**"^  Deren      Wirkl.  verschrie-  Zins- 

*  Renten:  Ertrag:       bene  Summe:  fiiss: 

Jahre.        Frs.  Frs.  Frs.  7o. 

1)  Unter  der  Restauration  16    99,073,619  1,436,321,065  1,997,147,130  6,90 

2)  UnterdemJnlikönigthuml8    31,158,734     704,889,792     828,237,586  4,4t 

3)  Unter  der  Republik      .    4     14,416,104     223,442,430     288,322,080  6,4b 

4)  UnterdemlLKaiserreich     7     71,709,380  1,538,243,948  2,201,506,888  4,e6 
Zusammen 45  216,357,837  3,902,897,285  5,315,213,684  5,5* 

Nach  anderer  (genauerer)  Berechnung  betrug  die  Schuld  abzüglich  der 
im  Besitze  des  Amortisationsfonds  befindlichen  Titel: 

Rente:    Capital:  Vermehrung: 

MiU.  Frs.      Mill.  Fre.  -      ■—»,>. 

1)  Am  Ende  des  I.  Kaiserreichs   .      63,8  1266,o         Rente:     Capital: 

Mill.  Frs.       Mill.  Frs. 

2)  „        „      der  Restauration  .     .     164,8  2745,8  101,5  1479,» 

3)  „        „      des  Julikönigthums  .     179,8  4427,8  15,o  1682,^ 

4)  Am  1.  Janr.  1859 315,9  8593,2  136,i  4165,* 

Dass  die  Steigerung  des  Capitalbetrags  und  der  Rente  in  ungleichem  Ver- 
hältnisse stattfand,  riärt  Ton  der  Herabdrücknng  des  nominellen  Zinsfusses 
bei  den  neueren  Anlehen  her.  Während  man  nämlich  unterem  ersten  Kaiser- 
reiche nur  5proc.  Renten  hatte,  entstand  schon  unter  der  Restauration  1825 
die  3proc  Rente,  theils  dadurch,  dass  man  die  Entschädigungsmilliarde  der 
Emigranten  in  3proc.  Inscriptionen  leistete,  theils  auch  durch  Conversion  eines 
Theüs  der  5proG.  Rente  in  3proc.  Ebenso  entstand  durch  letztere  die  4Vtproc.| 
und  aus  Anlass  des  Kriegsanlehens  zur  Befreiung  Griechenlands  (1828  und 
1829)  die  4proc.  Rente.  Unter'm  Julikönigthum  wurden  Anlehen  nur  in  4- 
und  3proo.  Rente  gemacht  und  ein  Decret  Tom  10.  März  1825  beseitigte  die 
5pf0c.  ganz,  indem  es  sie  einfach  in  4Vsproc.  verwandelte.  Seit  1825  hat 
man  d^bin  gestrebt,  neue  Anlehen  möglichst  in  3proc.  Rente  au^Eunehmen, 
wobei  man  stets  viel  mehr  verschrieb,  als  man  reell  erhielt.  Daher  denn  die 
ungeheure  Steigerung  des  Capitalbetrags  der  Schuld,  während  die  Rente  nicht 
in  gleichem  Maasse  gewachsen  ist.  Die  massigere  Zunahme  der  letztem  rührt 
übngens  zum  Theil  auch  didier,  dass  von  Zeit  zu  Zeit  die  im  Besitze  dea 
Amortisationsfonds  und  anderer  Staatsanstalten  befindlichen  Renten  vernichtet 
und  abgeschrieben  wurden,  so  namentlich  unter  der  Republik  und  Napoleon  m. 
bei  80  Mill.  Frs. 

Aber  nicht  nur  die  fundirte  Schuld  ward  gesteigert,  sondern  in  ähnlicher 
Progression  auch  die  schwebende.  Sie  hielt  sich  unter  der  Restauration  in 
massigen  Grenzen,  wuchs  aber  unterem  Julikönigthum  von  252,9  Mill.  (1831) 
auf  630,8  Mill.  (1848)  an.  Obgleich  die  provisorische  Regierung  davon  491,i  Mill. 
(nämlich  alle  Depositen  der  Gemeinden,  öffentlichen  Anstalten  und  Sparcassen); 
durch  einen  Gewaltstreich  in  Renteninscriptionen  verwandelte,  war  sie  doch 
schon  1855  wieder  auf  881,8  Mill.  gestiegen  und  betrug  1859  810  Mill.  Die 
ßtaatscasse  absorbirto,  insbesondere  unter  dem  IL  Kaiserreiche,  Alles:  Depositen, 
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Sparcassengelder,  Gemeindefbnds,  das  Yenndgen  anderer  dffentiioher  Aiuitaltea, 
der  Pensions-  und  Yersorgungscaseen  etc.;  ja  man  machte  den  Yersneh,  die 
Gemeinden  und  Stiftungen  zur  Yeräusserung  ihres  Grundeigenthums  und  An- 
legung des  Erlöses  in  Renteninscriptionen  zu  zwingen,  und  wenn  dieser  Yer- 
8uch  auch  am  Widerstände  der  Gemeinden  scheiterte,  so  scheint  er  dennodi 
nicht  aufgegeben,  sondern  nur  aufgeschoben  zu  sein.  Auch  bei  der  Bank 
wurden  von  Zeit  zu  Zeit  Gelder  aufgenommen.  Endlich  wuchsen  die  Zahlungs- 
rückstände, eine  andere  Art  der  schwebenden  Schuld,  mehr  und  mehr  an.  Sie 
erreichten  am  1.  Janr.  1859  den  Betrag  Yon  965  MiU.  Frs. 

Sieht  man  nach  den  Motiven  der  Schuldvermehrung,  so  war  dieselbe  unter 
der  Restauration  nicht,  oder  kaum,  durch  eigene  Acte  der  Regierung  ver- 
ursacht. Die  Rückstände  des  I.  Kaiserreichs,  welche  sie  antrat,  mussten  be- 
zahlt werden,  ebenso  die  privatrechtlichen  Entschädigungen  an  Gemeinden  etc. 
Diese  beiden  Bedürfioisse  erforderten  allein  668  Hill.  Capital  =  88,4  IGll.  Rente, 
laicht  weniger  war  die  Regierung  zur  Bezahlung  der  ihr  von  den  Yerbündeten 
auferlegten  Kriegsentschädigung  (k  700  Mill.)  und  der  Kosten  der  Occupation 
Ton  1816 — 19  verpflichtet,  welche  zusammen  eine  Schuldenvermehrung  von 
1,916  MilL  Capital  =  95,8  Mill.  Rente  verursachten.  Nur  der  Krieg  in  Spa- 
nien mit  einem  Schuldenzuwachs  von  80  MiU.  und  der  Krieg  in  Griechenland 
mit  77Vs  Mill.  beruhen  auf  freien  Entschlüssen  der  R^erung,  während  die 
Entschädigung  der  Emigranten  für  die  ihnen  entzogenen  GHiter  etc.  mit 
1,000  Mill.  als  ein  Act  der  Gerechtigkeit  wird  anerkannt  werden  müssen.  Ei^ 
wägt  man  diese  Nöthigungsgründe  und  den  Umstand,  dass  die  Restauration 
ein  völlig  erschöpftes  und  entkräftetes  Land  antrat,  gleichwohl  aber  bei  ihrem 
Sturze  nur  eine  Vermehrung  der  Schuld  um  1479,8  Mill.  und  der  Rente  um 
101,6  Mill.  hinterliess,  so  werden  sich  die  Yorwürfe,  die  man  ihr  yielfach 
macht,  schwerlich  rechtfertigen  lassen.  Auch  das  Julikdnigthum  hinterliess 
keine  höhere  Yermehrung  der  Rente  (den  Capitalbetrag  der  Schuld  hatte  es 
allerdings  weit  mehr  gesteigert),  als  dasselbe  auf  ausserordentliche  Arbeiten 
zum  Nutzen  des  Landes  verwendet  hatte.  Die  von  ihm  sonst  aui^enommenen 
Anlehen  hat  es  wieder  getilgt.  Freilich  hatte  es  ununterbrochene  Friedens- 
jahre und  finanziellen  Aufschwung  für  sich.  Die  Republik  verfiel  dem  Loose 
aller  Revolution:  sie  hatte  mit  Yerminderung  der  Einnahmen  und  Yermehrung 
der  Ausgaben,  sonach  mit  ungeheuren  Defidts  zu  kämpfen,  zu  deren  Deckung 
ihr  nur  Schuldenvermehrung  zu  Gebote  stand.  Die  enorme  Steigerung  der 
Schuld  unter  dem  IL  Kaiserreich  aber  ist  hauptsächlich  Folge  der  von  ihm 
selbst  und  fast  allein  heraufbeschworenen  Kriege  und  Kriegsrüstungen.  Sie 
haben  nicht  allein  Frankreich  in  eine  Schuldenmasse  gestürzt  die  immer  nodi 
keine  Grenze  hat,  sondern  ganz  Europa  zu  unproductiven  Ausgaben  und  Lei- 
etungen  genöthigt,  welche  sich  jährlich  nach  Milliarden  berechnen.  Geht  dar- 
aus im  grossen  Ganzen  ein  Gewinn  für  die  Civüisation,  fiir  die  wahre  Freiheit 
und  Wohl£ahrt  der  Yölker  indirect  hervor,  so  ist  dieser  Fortschritt  eben  so  weniag 
wohlfeil  erkauft,  als  er  dem  reinen  Willen  seines  Urhebers  zuzuschreiben  sein  wird. 

Heiliger  ZosUid.  Staatsgebiet:  Frankreich  nmfasst  nun,  nach  Emverlei- 
bung  von  Savoyen  und  Nizza,  10,OS4,o  Q.-Meilen.  Der  Flädiengehalt  Alge- 
riens, dessen  Grenzen  übrigens  sehr  unbestimmt  sind,  wird  zu  7107,7o  Q.-M. 
ang^eben.  Yon  den  einst  zahl-  und  umfangreichen  Colonien  ist  nur  noch 
ein  Rest  von  drca  650  Q.-Meilen  unter  französischer  Herrschaft  geblieben. 

Bevölkerung.  Nach  der  Zählung  von  1856  traf  es  auf  Frankreich. 
Savoyen  und  Nizza  hinzugerechnet,  36,746,432;  auf  Algerien  2,677,973;  aut 
die  Colonien  963,253  Einwohner.  Die  europäische  Bevölkerung  Algeriens 
betrug  übrigens  Anfangs  1860  nur  202,947  Köpfe;  die  afrikanischen  Yölke^ 
Schäften  daselbst  sind  grossentheils  nur  nominell  unterworfen. 
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Finanzen.  Wir  geben  zunächst  eine  Uebersicbt  der  ReebnungsabschlCLsBe 
von  1830  bis  1854  in  Mill.  Frs.,  welche  den  besten  Einblick  in  die  staats- 
wirthschaftlichen  Zustände  gewähren  wird.    Es  betrugen: 


im  Jahr 

1830 
1831 
1832 
1833 
1834 
1835 
1836 
1837 
1838 
1839 
1840 
1841 
1842 


d.ordentL  dieGtesammt- 
Einnahmen:  Ausgaben: 


971,0 

948,6 

984,9 

990,8 

1007,5 

1020,8 

1053,8 

1076,t 

1110,7 

1123,8 
1160,4 
1197,8 
1256,8 


1095,1 
1219,8 
1174,4 
1134,1 
1063,6 
1047,8 
1065,9 
1078,9 
1336,2 
1179,0 
1363,7 
1425,2 
1441,0 


das 

Deficit: 

124,1 

270,7 

189,6 

143,8 

56,1 

26,4 

12,6 

2,7 
225,6 
45,9 
203,8 
227,4 
184,7 


Jahr: 

1843 
1844 
1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 


Ordentl.      Gesammt- 
EinDahmen :  Ausgaben : 


1270,1 
1297,9 
1330,2 
1351,8 
1342,8 
1207,8 
1256,8 
1296^^ 
1273,6 
1336,2 
1391,1 
1417,7 


1445,8 
1428,2 
1489,4 
1566,5 
1629,7 
1771,0 
1646,8 
1472,6 
1461,8 
1513,1 
1547,6 
1988,0 


Deficit: 
1712,1 
175,9 
130,8 
158,2 
214,7 
286,9 
563,8 
389,6 
176,1 
188,0 
176,9 
156,4 
570,8 


1712,1  4898,8 

Also  in  25  Friedensjahren  ein  Deficit  Ton  4,898  Millionen  und  dennoch 
eine  Steigerung  der  ordentlichen  Einnahmen  Ton  971  auf  1,417  Millionen! 
Das  ist  ein  Resultat,  wie  es  in  dem  vielyerschrieenen  Oesterreich  nicht  ent- 
fernt erreicht  wurde,  obgleich  dieses  seit  mehr  als  10  Jahren  um  seine  Exi- 
stenz zu  kämpfen  hatte,  während  Frankreioh  keinerlei  äusserer  Anfechtung 
ausgesetzt  war. 

Das  berechnete  Deficit  ward  hauptsächlich  gedeckt  aus  dem  Erlös  yeräus- 
serten  Staatseigenthums  (wie  in  Oesterreich  wurden  auch  in  Frankreich  die 
Staatseisenbahnen,  ausserdem  um  129  Mill.  Forsten,  yei^aufl)  und  durch  die 
TOn  uns  gezeigte  Yermehrung  der  Staatsschulden.  Durch  ausserord^itliche 
Steuererhöhungen  sind  nur  238  V>  Mill.  beschafft  worden. 

Noch  in  yiel  höherem  Maasse  steigerten  sich  aber  die  Staatsbedür&isse 
und  die  Defidts  in  den  nächstfolgenden  Jahren  (in  Folge  des  orientalischen 
Krieges).    Es  betrug  die  Ausgabe: 

in  Wirklichkeit:  nach  d^n  Voransohlag :  Ueberschreitimg: 
1856  .  .  .  2,375,342,590  Frs.  1,562,030,308  Frs.  813,312,282  Frs. 
1856      .     .    .    2,211,703,054    „        1,598,286,528    „       713,416,526    „ 

Man  sieht  hieraus  zugleich,  dass  die  Budget-Aufstellung  in  Frankreich  zu 
einer  vollständigen  Illusion  geworden  ist.  In  der  That  sind  von  jeher  bei 
der  Budgetberathung  Einnamnen  und  Ausgaben  in  Einklang  gebracht,  im 
Laufe  des  Rechnungsjahres  ist  aber  das  Budget  durch  sogen.  Supplementar- 
Oredite  geradezu  über  den  Haufen  geworfen  worden.  Wir  geben  daher  die 
Ziffern  des  neuesten  Staatsbudgets  für  1861  weniger  als  Normen  des 
Staatshaushalts,  denn  als  Anhaltspunkte  für  die  Beurtheilung  der  ordentlichen 
Belastung  des  französischen  Gemeinwesens.    Sie  betrugen  im  Yoranschlag: 


Einnahmen:  f». 

1)  Directe  Steuern     .    .  479,077,343 

2)  Einschreibgebühren, 

Domänen      ....  859,627,896 

8)  Forsten  u.  Fischereien  37,815,500 

4)  Indirecte  Steuern,  Zölle 

und  Salzregie  .    .     .  668,800,000 

5)  Ertrag  der  Posten     .  61,900,000 


Ausgaben: 

1)  Staatsministerium 

2)  Justizministerium 

3)  Minist  des  Aeussem 

4)  Minist,  der  Finanzen 
(worunter570,950,444 
Frs.  auf  die  Schuld  . 

5)  Minist,  des  Kriegs    . 


Frs. 
11,948,400 
29,284,456 
10,811,850 


1,110,162,766 
845,908,744 


Digitized  by 


Google 


456  StaaiBiMpi^e. 


Ftb 

6)  Yewchiedenee   .    .    .      99,667,553 

7)  Rückzahlungen      der 
Eisenbahngesellschaften     1,338,363 

8)  Ans  der  Reserve  des 
Tilgungsfonds   .    .    .    137,512,015 


Frt. 

6)  Minist  der  Marine  .     124,394,588 

7)  Minist,  des  Oultus  und 
Unterrichts      .    .    .      68,026,936 

8)  Minist  d.  Ackerbaues, 
Handels  etc.    .    .    .      72,314,850 

9)  Minist  für  Algier  und 
Colonien     ....      40,436,100 

10)  Ausserordentliche  Ar- 
beiten     32,400,000 

Summe 1,845,733,670  1,845,688,685 

Bei  der  Berathung  im  gesetzgebenden  Körper  hat  dieser  Yoranschlag  einige 
Abänderungen  erlitten,  so  dass  die  Einnahmen  auf  1,840,775,607,  und  die 
Ausgaben  auf  1,840,121,858  Frs.  festgestellt  wurden.  Der  Yoranschlag  für 
1862  zeigt  eine  abermalige  Steigerung  und  schliesst  mit  1,941,030,275  Frs. 
Eifmahme  und  1,929,448,725  Frs.  Ausgabe.  Seit  1830  sind  also  die  öffent- 
lichen Lasten  Frankreidis  yerdoppelt  worden. 

Staatsschuld.  Die  heutige  französische  Oesammtstaatsschuld  ist  aus  ver- 
Bchiedenen  Bestajidtheilen  zusammengesetzt  und  schwer  in  Ziffern  auszudrücken. 
€[enau  bestimmt  und  bekannt  ist  die  consolidirte,  d.  h.  in  das  grosse 
Staatsschuldbuch  eingetragene,  Schuld.  Sie  betrug  am  1.  Janr.  1859 
(in  937,711  Inscriptionen)  8,593,288,115  Frs.,  wozu  alsdann  im  gleichen  Jahre 
ein  neues  Subscriptionsanlehen  von  500  MiU.  in  3proc.  und  4Vsproc  Renten 
zum  CouTS  Yon  60*/«  und  907«  mit  einem  Nominalcapital  Ton  mindestens 
700  Mill.;  femer  ein  Anlehen  von  100  Mill.,  welche  die  Bank  für  die  ihr 
aufgenöthigte  Yerlangerung  ihres  Privilegiums  dem  Staat  vorzuschiessen  hatte; 
en&eh  eine  schon  voriier  verbrauchte,  nun  aber  consolidirte  Forderung  der 
Anneedotationscasse  (Militäreinstandsgelder)  von  106  MiU.  Frs.  kamen.  Ausser- 
dem hat  im  Jahre  1861  die  Ausgabe  von  150  Mill.  Eisenbahnobligationen 
stattgefunden.  Unerachtet  dieser  Yermehrung,  welche  die  consoHdirte  Schuld 
auf  8,949  Mill.  steigern  würde,  wird  dieselbe  für  1861  doch  nur  zu  8,564,3 16,866  Frs. 
angegeben,  wobei  die  eigenthümlichen  Manipulationen  angewendet  sein  mög^ 
die  der  französischen  Finanzverwaltung  besonders  gelaufig  sind.  Auch  die 
schwebende  Schuld  wird  ihrer  Ziffer  nach  öffentlich  bekannt.  Sie  belirf 
sich  1860  auf  759,201,000  Frs.  Dagegen  hat  man,  unverkennbar  in  der  Ab- 
sicht, neue  Schulden  vorerst  zu  verbergen,  getrennt  von  den  „offenen  Inscrip- 
tionen^ Annuitäten  geschaffen,  von  welchmi  kein  Capitalbetrag  angegeben 
wird,  so  z.  B.  für  200  Mill.  Forderungen  der  EisenbahngesellBchaften,  fO^  die 
Einlösungsbeträge  mehrerer  Canäie  (gegenwärtig  noch  cbca  60  Mill.  Frs.). 
Nebendem  bestehen  von  Alters  her  die  Leibrenten  im  Betrage  von  circa 
70  Mill.  per  Jahr,  deren  Capitalbetrag  ebenfalls  nicht  berechnet  ist  Endlich 
kommen  hinzu  die  grossen  Zahlungsrückstände  (d6couverts),  entstanden 
aus  den  ununterbrochenen  Deficits.  Sie  betrugen  nach  dem  Finanzberichte 
des  Ministers  Magno  (Moniteur  vom  25.  Janr.  1860)  660  Mill.  Frs.  Bleiben 
wir  nun  bei  den  officiellen  Angaben,  indem  wir  aber  die  Annuitäten  und  Leib- 
renten capitalisiren,  so  ergibt  sich  für  1860  folgender  Gesammtschulden- 
stand: 

a)  Consolidirte  Schuld 8,564,316,866  Frs. 

b)  Schwebende      „       759,201,000   „ 

c)  Annuitäten  (ca.  260Mill.}u.Leibrenten  (ca.  500 Mill.)       760,000,000   , 

d)  Zahlungsrückstände 660,000,000^^ 

Summe 10,743,517,866  Fr«. 
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Biefs  maeht  auf  den  Kopf  der  Berdlkemiig  Frankraohs  295  Frs.  = 
78*/»  Thlr. 

Staatsgarantien.  Neben  diesen  unmittelbaren  Geldverbindlicbkeiten 
hat  indessen  auch  der  französische  Staat  noch  mittelbare  eingegangen,  welche 
sich  aller  Berechnung  entziehen.  Hierher  gehört  zunächst  die  Mi^tung  für 
das  Institut  der  Armeedotationsoasse,  sodann  die  Garantie  für  einen 
Beinertrag  der  sogen,  jungen  Eisenbahnen  von  4,657o  des  Anlagecapitals 
(circa  2,500—3,000  MiU.  Frs.)  auf  50  Jahre.  In  die  erstere  Gasse  fliessen  die 
Looskaufissummen  der  liMtärpfiichtigen  (jährlich  circa  70  MiU.) ;  die  Einsteher 
erhalten  aber  ihre  Einstandsprämien  nidit  sofort,  sondern  erst  nach  Ablauf 
der  Dienstzeit;  ausserdem  ist  ihnen  eine  Dienstemeuerungsprämie,  nach  einer 
gewissen  Reihe  yon  Dienstjahren  eine  Soldxulage  und  nach  45jähriger  Dienst- 
zeit eine  Pension  von  365  Frs.  zugesichert.  Die  Lasten  dieser,  erst  1855  ge- 
setzlich organisirten  Gasse,  werden  dann  schwer  in's  Gewicht  fallen,  wenn 
einst  die  Zahl  der  älteren  Einsteher  und  Pensionsberechtigten  in  ihrer  wahren 
Grösse  bekannt  sein  wird.  So  ist  audi  in  dieser  Beziehung  Alles  der  Zukunft 
aufgebürdet,  während  die  Gegenwart  den  Nutzen  der  Institution  geniesst. 

Nicht  minder  müssen  die  Eisenbahngarantien  der  französichen  Staatecasse 
in  kurzer  Zeit  grosse  Leistungen  zuwälzen,  da  man  die  einträglichen  Linien 
sämmtlich  an  Gesellschaften  auf  99  Jahre  yergeben,  auch  die  Fusion  derselben 
zugegeben  hat.  Wenige  grosse  Actiencompagnien,  mit  die  Stützen  der  napo- 
leoniBchen  Finanzschwindelwirthschaft,  beherrschen  nun  das  wichtige  Yerkehr»- 
mittel  der  Eisenbahnen  und  haben  mit  der  erzielten  Staatsgarantie  sich  die 
bisherigen  hohen  Monopoldividenden  auf  Kosten  des  Staats  zu  sichern  gewusst. 

Decknngsmittel.  Es  ist  hier  der  Ort,  die  Phrase  von  den  ,»unerschöpf- 
lichen  Hülfsquellen  Frankreichs^  auch  mit  Bücksicht  auf  die  G^egenwart  näher 
zu  beleuchten.  In  dem  Beste  des  noch  vorhandenen  unmittelbaren  Staats- 
vermögens, welches  keine  50  Mill.  Bc^ertrag  gewährt  und  aiyährlich  ver- 
mindert wird,  können  sie  nicht  geboten  sein,  vielmehr  sind  sie  ganz  in  der 
Steuerkraft  des  Volkes  zu  suchen.  Dass  diese  nun  in  Folge  der  durch  die 
Bevolution  herbeigeführten  Befreiung  des  Erwerbs  von  allen  Schranken  in 
hohem  Grade  entwickelt  worden  ist,  soll  nicht  in  Abrede  gezogen  werden. 
Die  Begierung  des  IL  Kaiserreiches  widerlegt  aber  jene  Phrase  selbst  am 
schlagendsten  dadurch,  dass  sie  es  nicht  wagt,  die  ungeheuren  Kosten  ihr^ 
Kriege  und  Büstungen  auch  nur  zum  Theil  der  Steuerl^aft  aufzubürden,  viel- 
mehr selbst  laufende  Bedürfnisse  auf  Kosten  der  Staatsschuld  deckt.  Auch 
hat  die  französische  Nation  zu  der  allseitigen  grossen  Verkehrsentwicklung 
der  englischen  noch  einen  weiten  Weg  zurückzulegen.  Es  wird  diess  durch 
folgende  statistische  Daten  dargethan:  Der  allgemeine  Handel,^die  blosse 
Durchfuhr  mit  eingerechnet,  betrug  nach  den  „officiellen  Werthen'^  (nach  den 
Preisen  von  1827)  in  Mill.  Frs.: 

1840:  1845:  1850:  1853:  1854:  1855:  1856:  1857:  1858: 
Einfuhr:  1,052  1,240  1,174  1,632  1,709  1,952  2,268  2,236  2,035 
Ausfuhr:     1,011     1,187     1,531     1,861     1,788    2,027     2,320    2,357     2,442 

Die  „wirklichen  Werthe*^  stellten  sich  dagegen  so  dar: 
1857:  Einfuhr  2,689,  Ausfuhr  2,639;  1858:  Einfi^  2,164,  Ausfuhr  2,561  Müh 

Mit  Ausschluss  der  blossen  Durchfuhr  betrug  die  Bewegung  des  sogen. 
.Specialhandels%  d.  h.  der  in  Frankreich  verarbeiteten  und  consumirten 
JProducte : 

1857:  Einfuhr  1,874,  Ausfuhr  1,875;  1858:  Einfuhr  1,563,  Ausfuhr  1,887  MilL 
Ein  sehr  bedeutender  TheU  der  französischen  Industrieproducte  besteht  aber 
in  Luxuswaaren  und  ist  daher  den  Schwankungen  des  Markts  ausserordentlich 
ausgesetzt. 
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Die  Handelsmarine  besass  1859  15,230  Schiffe,  mit  etwas  fihet  1  MilL 
Tonnen  Gehalt,  wovon  jedoch  nur  830  mit  Dampf  kraft  betrieben  wurden. 

Der  Schifffahrtsterkehr  war  1859  folgender:  Es  liefen  in  französische 
Hfifen  25,040  Bohiffe  mit  4,003,638  Tonnen  Gehalt  ein,  wogegen  20,485  Schiffo 
mit  3,036,328  Tonnen  Gehalt  ausfuhren. 

Industrie.  Die  Z^l  der  Dampfinaschinen  betrug  1852:  7,779  mit 
216,456  Pferdekräften;  Rübenzuckerfabriken  bestanden  1859:  849,  welche 
132,6  Mill.  Kilogr.  Zucker  erzeugten.  Die  Ausfuhr  an  8eidenzeugen  betrug 
1858:  103,  der  Baumwollerzeugnisse  83,  der  wollenen  42,  der  Uhren  11,  der 
Eisenguss-  und  Stahlwaaren  11  Mill.  Frs.  Bergwerke  bestanden  1854:  448 
Kohlen-,  177  Eisen-  und  199  sonstige  Minen,  deren  Ertrag  auf  49  Mill.  Otr. 
Kohlen  mit  46,7  Mill.  Frs.  Geldwertii,  20,8  Mill.  Otr.  Eisenproducte  mit  7,?  MilL 
Frs.  Werth,  4,2  Mill.  Ctr.  Salz  mit  7,$  Mill.  Frs.  Werth  angegeben  wurde. 
1851  waren  in  den  Fabriken  1,331,260  Menschen  beschäftigt,  während  man 
4,713,026  Arbeiter  der  „kleinen  Industrie"  zählte. 

Bodencultur.  Als  sehr  bedenkliches  Zeichen  der  Zustände  Frankreichs 
ist  die  Thatsache  anzusehen,  dass  die  ländliche  Bevölkerung  in  demselben 
Maasse  abninunt,  als  die  Btädtebevölkerung  wächst.  Yen  35,7  Mill.  Gesanimt- 
bevölkerung  beschäftigten  sich  1851  nur  14,8  Mül.  mit  Landbau.  Dem  letz- 
tem fehlt  CS  daher  an  Händen,  während  sich  in  den  grossen  Städten  ein 
Arbeiter-Proletariat  anhäuft.  Der  Reinertrag  des  gesammten  Grundbesitzes 
wird  übrigens  zu  2643, t  Mill.  Frs.  angegeben,  was  kaum  dem  yierten  Theü 
der  Staatsschuld  gleichkäme. 

Eisenbahnen  und  Telegraphen.  Mitte  1859  standen  1,209  deutsche 
Meilen  (8,967  Eilom.)  Eisenbahnen  und  2,160  Meilen  Telegraphen  im  Betrieb. 
Im  Eisenbahnbau  steht  also  Frankreich  gegen  England,  Belgien  und  Deutsch- 
land yerhältnissmässig  zurück. 

Einrichtimg  des  Schnldenwesens.  Schuldentilgnng  etc.  Der  Unter- 
schied zwischen  der  französischen  sogen,  fundirten  und  8cnwebei)den  Schuld 
besteht  jetzt,  nachdem  eine  Tilgung  der  ersteren  nicht  mehr  erfolgt  und  der 
Amortisationsfonds  nur  noch  dem  Namen  nach  da  ist,  lediglich  darin,  dass 
die  eine  (dette  inscrite)  im  grossen  Staatsschuldbuche  eingetragen  und  Seit^is 
des  Gläubigers  unkündbar  ist,  die  andere  (dette  flottante)  aber  nicht.  Der 
Hauptbestandtheil  der  fundirten  Schuld  ist  die  unter  der  ersten  Republik 
(Ges.  Yom  24.  Aug.  1793  und  30.  Sept.  1797)  geschaffene  Rente.  Renten, 
wie  überhaupt  fundirte  Schulden,  können  nur  durch  ein  Gesetz  creirt  werden. 
Der  Grundtitel  jeder  einzelnen  Rente  ist  die  Eintragung  (Inscription)  in  das 
grosse  Buch  der  Stfiatsschuld.  Jeder  Staatsgläubiger  erhält  einen  Auszug  aus 
demselben  (ebenfalls  Inscription  genannt).  Jede  Eintragung  lautet  ursprüng- 
lich auf  einen  bestinunten  Kamen,  keine  darf  weniger  als  5  Frs.  Rente  um- 
fassen. Aenderungen  und  Umschreibungen  der  Inscriptionen  können  nur  unter 
Verantwortung  der  beiden  verrechnenden  Agenten  der  Staatsschuldendirection 
bewirkt  werden,  von  denen  der  eine  die  behufs  der  Umschreibung  geforderten 
Bedingungen  prüft,  der  andere  die  Loschung  des  alten  und  die  Eintragung 
des  neuen  Besitzers  yollzieht.  Die  Verantwortung  für  den  Reditsbestand  des 
Titels  tragen  die  ihn  bestätigenden  Börsenagenten  und  Notare. 

Geht  eine  Inscription  yerloren,  so  erklärt  diess  der  Eigenthümer  Yor  dem 
Maire  in  Gegenwart  zweier  Zeugen,  welche  die  Identität  der  Person  bestä- 
tigen, und  er  wendet  sich  mit  der  vidimirten  Erklärung  an  den  Minister, 
welcher  die  Direction  der  Staatsschuld  zur  AussteUung  einer  neuen  Inscription 
ermächtigt 

Die  Auszahlung  der  Rente  erfolgt  halbjährig,  am  22.  März  und  22.  Sept. 
für  die  4Vt-  und  4proc.  und  am  22.  Juni  und  22.  Dec  für  die  3proc.  Beute, 
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in  der  Regel  zu  Paris.  Will  man  sie  in  den  Departements  erheben,  so  bedarf 
68  nur  der  Anmeldung.  Es  besteht  nämlich  in  jedem  Departement  (ausge- 
nommen das  der  Beine)  wiederum  ein  Schnldbuch  fOr  die  dorthin  y^rwiesenen 
Renten,  aus  welchem  der  Besitier  einen  Auszug  erh&h,  während  er  alsdann 
seine  Insori^tion  auf  das  grosse  Buch  abgeben  muss.  Die  Auszahlung  der 
Rente  geschieht  in  der  Regel  nur  gegen  Beibringung  und  Abstempelung  der 
inscription;  doch  ist  der  Renteninhaber  auch  l^reätigt,  die  Umschreibung 
derselben  auf  den  „Ueberbringer^  zu  yerlangen;  er  muss  sie  dann  in  ParS 
erheben. 

Schlusabemerknng.  Unsere  auf  Zahlennachweise  basirte  Darstellung  möchte 
kaum  geeignet  sein,  die  an  der  8pitze  citirte  officieUe  Phrase  zu  bestätigen. 
Dag^en  wird  man  unwillkührlioh  zu  Parallelen  zwischen  der  Yergangemieit 
ima  Gegenwart  gedrängt,  welche  nur  zu  sehr  zutreffen.  Es  scheint  eine  Ra;^ 
eigenschafi;  des  franzönschen  Volkes  zu  sein,  Alles  in's  Maassloee  zu  über- 
treiben und  weder  in  die  Yei^angenheit  zurück-,  nodi  in  die  Zukunft  hinaus- 
zublicken. Sonst  würden  die  Wege,  die  es  zu  seinem  unsäglichen  Kaohtheile 
wiederholt  zurückgelegt  hat,  nicht  immer  wieder  yon  Neuem  beschritten  wer- 
den. 8ieht  man  endlich,  wie  heute  die  ganze  sociale  und  politische  Ordnung 
auf  zwei  Augen  beruht,  wie  aUe  öffentliche  Thätigkeit  und  Bewegung  in  den 
Händen  einer  —  die  Stelle  der  Vorsehung  usurpirenden  Gewalt  zusammen- 
läuft, 80  wird  man  sich  eines  Gefühls  der  Bangigkeit  nicht  zu  erwehren 
vermögen. 

§.  160. 

3j  Kaiserthum  RossUnd. 

Rückblicke  in  die  Vergaigeiheit.  Die  russische  Staatsschuldengeschichte  beginnt 
mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  russische  Eroberungspolitik  ihren  Anfanfi^ 
nahm,  und  zeigt  uns  die  Eigenthündichkeit,  dass  darin  £e  schwebende  Schuld 
überall  in  den  Vordergrund  tritt.  Vor  Peter  L  war  das  Land,  obgleich  be- 
reits von  ^sser  räumlicher  Ausdehnung,  bei  den  Culturvölkem  fast  unbe- 
achtet. Sem  öffentlicher  Haushalt  trug  so  sehr  den  Stempel  der  Kindheit, 
dass  mit  2  —  3  Hill.  Einkünften  die  B^gierung  des  ganzen  Staats  bestritten 
wurde.  Peter  steigerte  die  Einnahmen  auf  das  Fünffache  und  hatte  dennoch 
MiUie  genug,  das  Gleichgewicht  zu  erhalten.  Da  man  im  Auslande  keinen 
Credit  hatte  und  die  innem  Zustände  ebenso  wenig  danach  angethan  waren, 
um  auf  dem  gewöhnlichen  Wege  der  Anlehen  Geld  zu  schaffen,  so  griff  man 
frühzeitig  zu  dem  Mittel  der  Papiergeldsemission.  Schon  unter  Katharina  ü. 
waren  an  200  Mül.  Assignatrubel  in  Oireulation.  Die  Kriege  gegen  die  Türk^ 
und  Frankreich  am  Endo  des  vorigen  und  Anfange  des  gegenwärtigen  Jahr- 
hunderts steigerten  selbstredend  die  Bedürfhisse  enorm,  während  die  damalige 
Lage  von  ganz  Europa  auswärtige  Anlehen  im  gleichen  Maasse  erschwerte. 
Man  schritt  daher  zu  immer  neuen- Papiergeldsemissionen.  Die  G^ammtsumme 
der  von  1769  bis  1818  creirten  Assignaten  erreichte  die  damals  ungeheure 
Summe  yon  836  Mill.  Rubel.  Dass  bei  solcher  Ueberschwemmun^  eine  Ent- 
werthung  des  Papiergelds,  welches  nirgends  eingelöst  ward,  und  eme  Vertheu- 
rang  aller  Lebensbedürfhisse  eintreten  musste,  lag  in  der  Natur  der  Sache. 
1815  stand  der  Assignatrabel  auf  418,  d.  h.  man  konnte  für  418  R.  Papier 
kaum  100  R.  Silber  eriialten.  Die  Finanzen  waren  im  desolutesten  Zustande 
und  die  Regierung  nicht  mehr  im  Stande,  ihre  Verbindlichkeiten  zu  erfOUen. 
Obgleich  die  fundirte  Staatssdiuld  wenig  über  125  MilL  aR.  betrug,  blieben 
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aodi  die  TSrnseaa,  aus  dieser  sorüok.  Man  muts  es  aber  der 
Regienmg  nachsäen,  dass  sie  kdne  Yersnehe  machte,  ihre  auswärtiges 
Gläubiger  zu  benachüieiligen ;  dass  sie  die  au^elaufenen  Zinsen  gleich  dem 
Capital  anerkannte  und  capitalisirte  und  dass  sie  nach  wiederhcorgestelhem 
Frieden  überhaupt  nichts  yersäumte,  um  bessere  Finanzzustände  zu  schaffen. 
Es  gelang  ihr  auch  allmählig.  Sie  erhielt  mit  Leichtigkeit,  wenn  auch  zu 
hoh^  Zinsen,  in  Holland  und  England  Anlehen,  mit  deren  Ertarag  ein  grosser 
Theil  des  umlaufenden  Papiei^elds  eingelöst  wurde;  doch  blieben  595  MilL 
davon  in  Circulation  und  ihr  Cours  wollte  sich  nicht  wesentlich  yerbessem. 
Dazu  mochten  der  türkische  Krieg  yon  1828,  die  Julirevolution  und  der  pol- 
nische Aufstand  mitgewirkt  hab^.  Jbn  Jahre  1839  erachtete  indessen  die 
BegieruBg  ihre  Finanzkräfte  für  erstarkt  genug,  um  die  Silbervaluta  wieder 
zur  Hauptbasis  der  Gelddrculation  zu  machen.  Dabei  wurde  der  Silberwertii 
der  Assignaten  zu  Vi  ihres  Nennwerths  fixirt,  was  ungefähr  ihrem  damaügMi 
Conrse  entsprach.  '/?  von  595  MilL  Rubel  waren  also  im  Laufe  der  Zeit  ver- 
loren gegangen.  Dagegen  hatten  die  Verbrielungen  der  fundirten  Schuld 
selbst  im  Auslande  grosse  Beliebtheit  erlangt,  weil  die  AnlehensbedingungeB 
unausgesetzt  pünktlich  erfüllt  worden  waren.  1843  wurden  die  Bankassignaten 
durch  die  neu  creirten  Reich s-Credit-Billets,  welche  dem  Silberrubel  gleich 
circttliren  sollten,  ersetzt  Sie  traten  mit  einem  Betrage  yon  170,222,000  8^ 
in's  Leben,  wurden  durch  das  gesammte  Reichsyermdgen  garantirt,  hatten 
zwar  Zwangscours,  konnten  aber  bei  einer  besonders  errichteten  Einlösungs- 
casse  umgetauscht  werden.  Diese  Gasse  hatte  einen  wirklichen  Baarfonds, 
welcher  1855  nach  den  Angaben  des  Finanzmimsters  152  Mill.  erreichte.  Die 
Finanz-  und  Creditzustände  Russlands  besserten  sich  anscheinend  dergestalt^ 
dass  seine  Regierung  im  Jahre  1847,  als  Mittel-  und  Westeuropa  yon  Miss- 
erndten  und  Geldcrisen  heimgesucht  war,  zum  allgemeinen  Erstaunen  der  fran* 
zösischen  Bank  durch  den  Ankauf  yon  50  Mill.  Frs.  Rente  eine  eben  so  er- 
wünschte als  unerwartete  Hülfe  leisten  konnte. 

Indessen  bewährte  sich  dieser  finanzielle  Aufschwung  nicht  als  nachhaltig. 
Schon  aus  Anlass  der  Interyentionen  in  den  Donaußrstmithümem  und  in 
Ungarn  (1849)  schritt  man  zu  namhafter  Vermehrung  der  schwebenden  Schuld, 
theils  durch  neue  Ausgabe  yon  Reichscreditbillets,  theils  durch  Creirung  und 
Emission  yon  yerzinslichen  Reichsschatzbillets.  1851  circulirten  b^its 
drca  230  Mill.  der  ersteren  und  120  Mill.  der  letzteren.  Die  Rüstungen  f&r 
den  orientalischen  Krieg  und  dieser  selbst  erforderten  ganz  immense  Summen, 
während  gleichzei%  der  auswärtige  Geldmarkt  durch  die  Theilnahme  Eng- 
lands und  Frankreichs  an  jenem  &iege  gesperrt  war.  Da  blieb  kein  anderes 
Hülfsmittel  übrig,  als  abermalige  Yermehning  des  Papiergelds.  Dasselbe  hatte 
1854  schon  die  Hohe  yon  450  MilL  R.  erreicht  und  in  ähnlicher  Progression 
war  die  Summe  der  emittirten  Reichsschatzscheine  angewachsen.  Während 
des  Kriegs  musste  die  Einlösung  der  Creditbillets  in  Silber  sistirt  werden. 
Die  circulirende  Menge  derselben  wuchs  auf  mehr  als  700  Mill.  an  und  an 
die  Stelle  der  Metallwährung  war  wieder  Papierwährung  getreten,  welche 
seitdem  nicht  wieder  beseitigt  werden  konnte.  Uebrigens  erfüllte  die  Regie- 
rung auch  jetzt  ihre  Verpflichtungen  gegen  die  Staatsgläubiger  ohne  aBe 
Unterbrechung  und  selbst  die  bedeutende  planmässige  Schuldentilgung  ward 
pünktlich  eingehalten. 

Nach  wiederhergestelltem  Frieden  ging  man  mit  dem  besten  WiUen  an 
die  Verbesserung  der  Finanzzustände.  Man  begann  damit,  mit  grossen  Opfern 
eine  Summe  yon  etwa  90  Mill.  Creditbillets  einzuziehen.  Alsbsdd  erkannte 
man  aber,  dass  auf  diesan  Wege  die  Quelle  des  Uebels  nidit  yerstopft  wer- 
doi  könne,  dass  yielmehr  das  ganze  Oeditsystem  des  Reichs  ein  yerfehltes 
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vokd  daher  eine  radicale  Beform  desselben  erforderlich  sei.  Man  erkannle 
ferner,  dass  diese  Reform  im  innigsten  Zusammenhange  mit  der  ganzen  poli* 
tischen  nnd  socialen  Gestaltung  des  nngehenren  Reiches  stehe,  und  es  trat  an 
die  Regierung  des  neuen  Kaisers  die  colossalste  Au%abe  heran,  welche  je 
.  einer  Regierung  obgelegen:  die  finanzielle,  politische  und  sociale  Umgestaltu]^ 
«ines  seit  Jahrhundert^i  in  tie&ter  Abhängigkeit  gehaltenen,  zwar  mit  einem 
Fimiss  der  Oultur  übertünchten,  aber  im  innersten  Kern  moralisch  und  intel- 
lectuell  völlig  yemachlässigten  Reichscoloeses. 

Wie  nämlich  in  Russland  der  starre  Absolutismus  im  Laufo  der  Zeit  alle 
Belbstthätigkeit  des  Individuums  und  der  einzelnen  Reichstheile  absorbirt  hat 
imd  endlich  an  dem  Punkte  angelangt  ist,  wo  die  Regierung  die  Stelle  der 
Yorsehung  nothgedrungen  einnehmen  muss,  so  lief  auch  das  ganze  Gredit- 
«ystem  des  Reichs  in  den  Händen  der  Regierung  zusammen.  Man  hatte  zwar 
Banken  und  Creditinstitute  errichte  sie  standen  aber  nicht  auf  eiffenen  Füssen, 
aondem  waren  einerseits  von  der  Regierung  abhängig,  während  diese  andereiv 
seits  die  Garantie  fOr  sie  übernahm.  Fast  alle  flüssigen  Gapitalien,  insbeson- 
dere auch  die  Fonds  der  Corporationen,  Gemeinden  und  Stiftungen,  flössen 
hier  zusammen.  8ie  wurden  zum  grossen  Theil  an  den  Grundbesitz  auf  lang^ 
i:ennimge  Darlehen  ausgeliehen:  die  Einleger  hatten  dagegen  unbeschränktes 
Kündigungsrecht.  So  entstand  die  Gefahr  einer  plötzlichen  Stockung.  Neben- 
dem  hatte  sich  die  Regierung  durch  dieses  System  geradezu  in  die  Unmög- 
lichkeit versetzt,  im  Mande  Staatsanlehen  zu  negociren;  denn  die  dazu  vor- 
handenen Oapitalien  waren  in  ihren  eigenen  Banken  festgelegt,  und  wollten 
8ie  behufs  Einzahlung  auf  ein  Staatsanlehen  zurückgenommen  werden,  so  hätte 
die  Regierung  vermöge  ihrer  Garantie  den  Banken  wieder  unter  die  Arme 
greifen,  daher  mit  der  einen  Hand  nehmen  und  mit  der  andern  geben  müssen. 
Dazu  kam  wohl  auch  noch,  dass  der  Staat  in  seiner  Finanznoth  selbst  sich 
von  Eingriffen  in  die  Banken  nicht  fem  gehalten  hatte.  Am  1.  Janr.  1859 
betrug  die  Summe  der  in  den  Creditinstituten  deponirten,  jeder  Zeit  kündbaren 
Oapitalien  nicht  weniger  als  967,107,000  R.  Gleichzeitig  war  der  Anfang  der 
gerorchteten  Crisis  füMbar,  denn  vom  1.  Janr.  bis  1.  Sept  1859  wurden  über 
50  Mill.  R.  mehr  aus  den  Banken  zurückgenommen,  als  eingelegt 

Nun  erschienen  die  Ukase  vom  28.  Juli  und  1.  Sepi  1859,  welche  die 
Beform  des  Creditsystems  auf  ziemlich  gewaltsaimem  Wege  durchführten,  in- 
dem sie  die  Conversion  der  Seitens  der  Kirchen  und  Stiftungen  einwiegten 
Depositen  in  4proc.  Staatsrenten  einfach  verordneten,  den  sonstigen  Inhabern 
von  Obligationen  der  Leih-  und  Commerzbank  und  der  Sparcassen  zwar  den 
Umtausch  derselben  in  5proc.  Obligationen  der  neu  zu  errichtenden  Staats- 
bank, welche  unkündbar  und  von  1861  an  binnen  87  Jahren  amortisirbar 
gestellt  wurden,  freistellte,  sie  jedoch  gleichzeitig  mit  einer  Herabsetzung  des 
2insfusses  ihrer  Forderungen  auf  27«  bedrohte,  falls  sie  in  jene  Conversi(Hi 
nicht  willigten.  Auch  wurde  die  Verzinsung  der  gerichtlichen  Depositen  ganz 
aj^ehoben.  Nach  einem  Berichte  des  Fmanzministers  vom  25.  Sept.  1860 
war  die  Reform  zum  grössten  Theil  in  folgender  Weise  durchgeführt: 

Baar  mussten  zurückgezahlt  werden 197,412,761  R. 

In  5proc.  Bankbillets  wurden  convertirt 272,620,800  „ 

In  4proc  Staatsrenten-Inseripti<Hien  convertirt  .  .  .  54,752,453  „ 
In  gleicher  Weise  waren  noch  zu  oonvertiren  .  .  .  92,876,107  „ 
An  Kroncapitalien  sind  auf  den  Staatsschatz  übertragen      20,892,902  „ 

Noch  unerledigt  waren 328,550,000  ,, 

Ton  der  letzten  Summe  stand  etwa  die  Hälfte  Corporationen,  Gemeinden  und 
Stiftungen  zu,  deren  Conversion  noch  zu  erwarten  war.  Der  Rest  war  nicht 
mehr  geeignel^  Besorgnisse  hervorzurufen,  und  so  war  die  Ge&far  der  Stockung 
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beseitigt,  indem  die  kündbaren  Forderungen  gröastenthalB  in  unkündbare  um- 
gewandelt waren.  Es  geschah  diess  freiBch  nicht  ohne  namhafte  Opfer.  Zu* 
nächst  war  damit  der  Zinsfuss  d^  Depositen  ertioht;  dann  aber  hatte  die 
Staatscasse  zum  grossen  Theil  für  die  luttd  zur  Heimzahlung  jener  197  MiU. 
baar  zurückverlangter  Einlagen  zu  soi^n,  zu  welchem  Zwecke  der  Papier- 
geldseinlösungsfonds angegriffen,  ein  Theil  des  contrahirten  Sproc  Staatsan- 
lehens  k  7  Mill.  Pfd.  Sterl.  verwendet  und  eine  Emission  von  100  Hill,  neuer 
Creditbillets  veranstaltet  wurde.  Ein  weiteres  4Viproc  Btaatsanlehen  h  SMiD. 
Pfd.  Sterl.  ward  1860  in  England  negocirt,  wovon  5  Mill.  realisirt  wurden, 
um  den  Staatsschatz  und  den  Papiergeldseinlosungsfonds  zu  erganzen.  Die 
weiteren  3  Mill.  sollten  im  Laufe  des  Jahres  1861  zur  Bealisimng  kommaii. 
Die  Regierung  hat  bei  diesen  Anlehensoperationen  nicht  mehr  die  frühere  Be- 
reitwilligkeit des  auswärtigen  CapitaJs  vorgefunden;  doch  ist  es  immerhin  be- 
zeichnend, dass  sie  ihr  Sproc.  Anlehen  zum  Course  von  68,  und  mit  Einredi- 
nung  aller  Yortheile  zu  66V1V09  unterbrachte,  während  Frankreich  gleichzeitig 
Sproc  Rente  um  87»  niedriger  zu  emittir^i  gezwungen  war. 

Der  Reform  des  Creditwesens  folgte  auf  dem  Fusse  die  sociale  durch  die 
neuesten  Verordnungen  über  die  Emancipation  der  Leibeigenen.  An 
dieser  Frage  von  ungeheurer  Wichtigkeit  hängt  ohne  Zweifel  die  ganze  Zu- 
kunft des  grossen  Czaarenreichs.  Wie  sie  schliesslich  gelöst  werden  würd, 
lässt  sich  heute  noch  nicht  sagen.  Hand  in  Hand  mit  ihr  wird  aber  eine 
radicale  Umwandlung  des  ganzen  Staatsfinanzsystems  gehen  müssen  und 
so  ist  die  grosse  Aufgabe  der  Umgestaltung  eines  bisher  nach  asiatischcEB 
Principien  re^erten  grossen  Yölkergemenges  in  einen  europäischen  Culturstaat 
von  ihrer  völligen  Losung  noch  weit  entremt. 

Heatiger  Zostaiid.  Staatsmnfan^.  Nach  den  im  Jahre  1858  veröffentlichten 
„statistischen  Tabellen  des  russischen  Reiches  für  das  Jahr  ISöö'^,  welche 
ofßciellen  Ursprungs  sind,  umfasst  das  europäische  Russland  96,180,s9,  das 
asiatische,  ohne  das  inzwischen  erworbene  Amurgebiet,  289,556,08,  das 
amerikanische  17,500,  zusammen  858,286,87  Q.-Meilen.  Nach  den  im  Auf- 
trage der  kaiserl.  Academie  der  Wissenschaften  durch  den  Director  der  Mos- 
kauer Sternwarte,  Schweizer,  angestellten  genaueren  Berechnungen  ist  je- 
doch der  Reichsumfang  noch  pösser  und  trifft  es  davon  auf  Europa  97,285,78, 
auf  Asien  270,540,19,  auf  Amerika  24,298,8,  zusammen  892,074,85  Q.-Meflen. 
Russland  ist  also  in  Absicht  auf  räumliche  Ausdehnung  das  grösste  Reich, 
was  je  einmal  bestand. 

Bevölkerung.  Die  eben  gedachten  statistischen  Tabellen  stellen  folgende 
Volkszählungsresultate  (für  1856)  auf:  Europa  68,932,081,  Asien  7,800,812, 
Amerika  10,728,  zus.  71,248,616  Einwohner.  Diese  Angaben  beruhen  in- 
dessen grosseptheils  auf  Schätzungen.  Die  Bevölkerungsdichtigkeit  ist  eine 
höchst  geringe.  Es  kommen  in  Europa  668,  in  Asien  80,  in  Amerika  nur 
0,61  Menschen  auf  die  Q.-Meile. 

Finanzen.  Die  Staatsbudgets  Russlands  werden  nicht  veröffentlicht;  man 
hat  sohin  darüber  wenige  zuverlässige  Nachrichten.  Was  in  neuerer  Zeit  von 
russischen  Flüchtlingen  in  die  Oeffentlichkeit  drang,  trägt  augenscheinlich  den 
Stempel  der  Gehässigkeit.  Nach  den  Untersuchungen  v.  Redens  standen  1852 
die  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  wie  folgt: 


Einnahmen: 

1)  Kroneigenthum  .    .    . 

2)  Bergwerke  .... 
8)  Naturalabgaben  .  .  . 
4)  Geldleistgn.fürVerwltg. 


8.R. 
37,550,000 
30,500,000 
20,236,000 
11,086,000 


Ausgaben:  gj^ 

1)  Kaiserliche  Familie     .     10,750,000 

2)  Landheerv      ....     70,895,000 

(Friedensstand 

3)  Flotte    .  i     . .    .    .    .    26,500,000 
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5)  Regatien  und  Monopole  102,910,000 

6)  Direete  Steuern  .    .    .    29,395,000 
7}  Indirecte  Abgaben  .    •    33,650,000 


Summe 275,472,000 


SJL 

4)  Staatsschuld   ....    33,500,000 

5)  Auswärtige  Angelegenh.      8,500,000 

6)  Volksaufklärung      .    .      7,500,000 

7)  Regierungs-  und  Erhe- 
bungskosten .    .    .    .  118,190,000 

Summe 275,835,000 

Hienach  wäre  im  ordentlichen  Etat  das  Deficit  gering  gewesen.  Eine  rich- 
tige Addition  der  Einnahmspositionen  ergibt  aber  nur  265,327,000  R,  also 
über  10  AGll.  weniger.  (Ohne  Zweifel  beruht  diess  auf  einem  Druckfehler.) 
Nach  andern  Angaben  wäre  der  ordentliche  Anhand  auf  das  Landheer  schon 
vor  dem  Erimkriege  gegen  100  Mill.  gewesen  und  hätten  die  EinntJimen  bis 
1839  die  Summe  von  163,751,000  R  nie  überstiegen,  wie  sie  auch  1853  nur 
224,308,000  R.  betragen  haben  sollen.  Seither  sind  die  directen  Abgaben 
erhöht  worden;  femer  soU  die  Einnahme  aus  den  Krondomänen  1856  auf 
45,412,886  R  gestiegen  sein.  Dagegen  ist  der  Militäretat  durdi  mehrjährige 
Sistirung  der  Conscription  sehr  bedeutend  ermässigt  worden.  (Dennoch  wer- 
den Stimmen  laut,  dass  der  Sold  sogar  der  kaiserl.  Oarde  nicht  rechtzeitig 
habe  bezahlt  werden  können.) 

Das  Bedenklichste  der  russischen  Finanzzustände  liegt  jedoch  in  deren 
Hauptgmndlage.  Die  grösste  aller  Einnahmspositionen  ist*  nämlich  die  der 
Regalien  und  Monopolien,  und  das  wichtigste  der  letzteren  ist  wiederum  das 
Branntweinmonopol,  welches  schon  1852  über  78  Mill.  S.R  abgeworfen  haben, 
bei  der  letzten  Verpachtung  aber  um  30  Mill.  gesteigert  worden  sein  soll. 
Gegen  diese  corrupteste  aller  Steuerquellen  ist  selbst  unter  den  Bauern  durch 
Bildung  von  Mässigkeitsvereinen  eine  grosse  Agitation  entstanden  und  die 
Regierung  sah  sich  in  die  traurige  Lage  versetzt,  jene  löblichen  Vereine  zu 
verbieten,  nur  um  das  Staatseinkommen  nicht  zu  schmälern.  Ein  solches 
Steuersystem  kann  unmöglich  gebilligt  und  aufrecht  erhalten  werden. 

Staatsschulden.  Der  Oesammtbetrag  derselben  war  nach  Absatz  der  Be- 
stände des  Tilgungsfonds  und  der  Einlösungscasse  in  S.R  je  am  1.  Janr. 

1847:         1853:  1856:  1857:  1858:  1859: 

zu  571,251,789    778,917,692    1,142,455,179    1,211,267,654    1,517,681,013    1,458,486,802 
angegeben. 

Der  bereits  erwähnte  Finanzbericht  vom  25.  Sept.  1860  gibt  den  Bestand 
der  Schuld  auf  1.  Janr.  1860  sodann  wie  folgt  an: 
L  Fundirte  Schuld,    aj  Anortisable : 

5proc  hoUändische  in  Gulden 42,921,000  fl.  hell. 

4\'»proc.  ausländische  in  Pfd.  Sterl 4,510,000  Pfd.  Sterl. 

4proc.  dto.  in  Rubel 44,166,000  R 

5proc.  dto.  dto 16,978,000  „ 

Schuld  an  die  Leihbanken 129,759,492  „ 

bj  Pernaneote: 

öproc.  auswärtige  in  Rubel 168,126,700  „ 

3proc.       dto.         in  Pfd.  Sterl 7,000,000  Pfd.  Sterl. 

6proc.  innere  in  Rubel       73,993,847  R. 

4proc.    dto.        dto 22,863,658  „ 

Zusammen  auf  Silberrubel  reducirt      ....     555,012,127  R 
n.  Schwebende  Schuld:  Reichscreditbillets  .     .     .      679,877,853  „ 
Dazu  verzinsliche  Reichsschatzbillets  und  sonstige 

schwebende  Schulden 228,718,374  „ 

Totalsumme  am  1.  Janr.  1860    ......  1,463,608,354  R  S. 
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Letztere  Summe  ergab  sich  nach  einem  Anfitngs  Jannar  Yer5ffentlichten  amt- 
lichen AmweiBe.  Nicht  eingerechnet  sind  hier  jedoch  die  Separatscholden  Ton 
Polen  nnd  Pinnland.  Die  polnische  Schuld  betrug  vor  dem  Krimkriege 
circa  215  Mill.  poln.  Ghilden  =  32V*  Mill.  Sit.,  und  wurde  inzwischen  um 
8  Mill.  R.  vermehrt,  mag  sonach  jetzt,  die  Tilgung  mit  berücksichtigt,  etwa 
35  Mill.  R.  betragen.  Die  finnländische  Schuld  ist  ihrem  Betrage  nach  nicht 
b^annt.  Die  ganze  Schuldenbelastung  Russlands  kann  übrigens  zu 
1,500  Mill.  S.B.  angenommen  werden. 

Staatsgarantien.  Dazu  kommen  aber  die  grossen  mittelbaren  Verpflich- 
tungen der  russischen  Staatscasse.  Was  die  Gewährschaft  für  die  Banken 
und  Creditanstalten  anbelangt,  so  haben  wir  oben  bereits  die  nothigen 
Andeutungen  gegeben.  Hier  haben  wir  noch  der  gegenüber  der  „O  es  ell- 
schaft der  russ.  Eisenbahnen^  übernommenen  Staatsgarantie  für  5^/« 
Zinsen  nebst  einer  auf  85  Jahre  berechneten  Amortisationsquote  aus  deren 
Actiencapital  von  303  Mill.  S.R.  zu  gedenken. 

Deoknngsmittel.  Die  Hülfsquellen  des  russischen  Reiches  wären  unbe- 
streitbar mehr  als  hinlänglich,  um  alle  Yerbindlichkeiten  mit  Leichtigkeit  zn 
erfüllen,  wenn  dieselben  gehörig  erschlossen  wären.  Das  unmittelbare 
Staatsvermögen  allein  wird  zu  3,919,520,550  SJl.  geschätzt  und  sein  E^ 
trägniss  deckt  in  der  That  den  Aufwand  auf  die  gesammte  Staatsschuld  (1859: 
34,462,826  S.R.)  vollständig.  Allein  es  fehlt  überaU  noch  an  den  Vorbedin- 
gungen einer  lucrativen  Ausbeute  der  ungeheuren  Naturschätze.  Nicht  nur 
war  bisher  vermöge  der  Leibeigenschaft  die  Thätigkeit  und  Bewegung  der 
ganzen  Nation  gehemmt  und  gelähmt,  sondern  es  mangelten  auch  die  zur 
vortheilhaften  Verbreitung  und  Verwerthung  selbst  der  verhältmssmässig  ge- 
ringen Production  durch  die  Leibeigenen  nothigen  Verkehrsmittel.  Während 
daher  der  eine  Theil  des  Reiches  Ueberfluss  an  allen  Lebensmitteln  hatte,  war 
^eichzeitig  im  andern  Hungersnoth.  Die  ganze  Gestaltung  der  socialen  Ye^ 
hältnisse  verhinderte  mit  Natumothwendigkeit  das  Aufkommen  eines  Mittel- 
standes.   Daher  denn  das  verfehlte  Finanz-  und  Steuersystem. 

Wenn  die  bereits  geschehenen  Schritte  in  der  grossen  Emancipationsfrage 
den  erwünschten  Erfolg  haben  und  wenn  die  Anstrengungen  behufs  Herstä- 
lung  eines  ausgebreiteten  Eisenbahnnetzes,  grösserer  SchifSahrts Verbindungen 
und  besserer  Binnenstrassen  nicht  an  der  edlgemeinen  Finanzcalamitat  erlah- 
men werden:  so  wird  Russland  seinen  Verbindlichkeiten,  welche  bis  Jetzt 
relativ  keine  bedenkliche  Höhe  erreicht  haben,  wohl  gewachsen  sein.  Dazu 
wird  aber  neben  äusserer  Ruhe  immerhin  noch  eine  geraume  Zeit  erford6^ 
lieh  sein. 

Einige  statistische  Notizen  mögen  zur  Vergleichung  noch  eine  Stelle  finden. 
Es  betrug  angeblich  die  Einfuhr  1856:  122,562,442,  1857:  151,686,799;  die 
Ausfuhr  1856:  160,249,872,  1857:  169,688,134  S.R.  Der  Finanzminister 
klagt  aber  in  seinem  bereits  erwähnten  Berichte  darüber,  dass  die  Handels- 
bilanz zum  Nachtheil  Russlands  sich  gestalte,  was  diesen  Ausweisen  wide^ 
spräche.  Der  Gesammtwerth  aller  Fabrik-  und  Manufacturerzeugnisse 
wird  in  den  statistischen  Tabellen  fOr  1856  zu  224,332,962  S.R.  angegeben. 
Handelsflotte  am  Neujahr  1859:  1,416  Schiffe  mit  172,605  Tonnen  Gehalt 
und  10 — 11,000  Matrosen.  Eisenbahnen.  Im  Betrieb  standen  1854  erst 
133  Meflen.  1857  wurden  560  MeOen  neu  concessionirt,  wovon  Mitte  1859: 
36'/*  Meilen  hergestellt,  1,661  Werst  im  Bau  und  1,909  Werst  in  Vwuntw- 
suchung  waren. 

Einrichtimg  des  Staatsschnldenwesens.  Russland  hat  im  Jahre  1817 
das  System  derltenteninscriptionen  angenonmien  (Ukas  vom  12«  April  1817) 
und  gleichzeitig  eine  Tilgungscasse  errichtet,  welche  mit  4%  der  verzinalioheD 
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Staatssohnld  als  Stammcapital  ausgestattet  wnrde^  das  bei  jedem  spfttereiiAn- 
lehen  um  27*  dieses  letztem  steigen  sollte.  Abweichend  hieven  hat  man 
jedoch  f&r  die  neueren  Anlehen  nur  einen  Tilgungsfonds  von  1 — 1V>7*  fest- 
gestellt. Der  Tilgun^smodus  ist,  dem  Systeme  ganäss,  der  des  Büdckaufs, 
80  lange  die  Rente  mcht  über  pari  gehi  Grundtitel  der  Beute  ist^  wie  in 
Frankreich,  die  Emtragung  in  das  Staatsschuldbuch,  d.  h.  die  Inscription. 
Den  letzteren  Namen  mhrt  übrigens  auch 'der  deija  Gläubiger  zugestellte  Aus- 
zug aus  dem  Bchuldbuch.  Die  Beuten  werden  im  Inlande  nur  gegen  Yoiv 
zeigung  der  Inscription,  übrigens  auf  Verlangen  auch  in  den  Gouvernements, 
halbjährig  ausbezahlt;  sie  haben  daher  in  der  Regel  keine  Coupons.  Da  je- 
doch ein  grosser  Theil  der  russischen  Staatsschuld  im  Auslande  aufgenom- 
men worden  und  dort  pla^irt  ist,  so  hat  man  neben  dem  Inscriptions-  das 
^stem  der  sogen.  Certificate  eingeführt  Diejenigen  Bankhäuser,  welche 
die  betreffenden  Anlehen  contrahirt  haben^  erhielten  nämlich  die  Autorisation, 
au  porteur  gestellte  Partialobligationen  mit  Zinsooupons  auszugeben,  welche 
man  Certificate  nannte  und  welche  ganz  die  Stelle  der  Originalschuldbriefe 
vertreten.  Sie  gelten  in  der  Begel  nur  für*s  Ausland;  will  sie  der  Inhaber 
im  Inland  verwerthen  oder  dort  Zinsen  darauf  erheben,  so  muss  er  das  Cot- 
tificat  (in  der  Begel)  an  die  Beichsschuldentilgungscommission  ausliefern,  wo- 
für er  alsdann  eine  auf  seinen  Namen  ausgestellte  Liscription  erhält  Die  im 
Auslande  als  Agenten  der  russischen  Begierung  vornehmlich  fungirenden  Bank- 
häuser sind:  Baring  in  London,  Hottinger  in  Paris,  Hope  &  Borske  in 
Amsterdam,  Anhalt  &  Wagener,  neuerdings  auch  Magnus  in  Berlin  und 
Grunelius  in  Frankfurt  Die  fundirte  russische  Staatsschuld  lautet  theils 
auf  ausländische  Valuten,  holländische  Guld^a  und  Pfund  Sterling,  theils  auf 
inländische.  Die  in  inländischer  Valuta  verbriefte  Schuld  lautet  indessen 
wiederum  zum  Theil  auf  Silber-Bubel  und  wird  daher  auch  Metalliques  ge- 
nannt, zum  grossen  Theil  aber  auch  auf  Papier-Bubel,  was  sehr  zu  beachten 
ist,  da  in  Bussland  gegenwärtig  Papierwährung  besteht,  welche  weit  unter 
die  Silberwährung  herabgegangen  ist 


§.  161. 

4)  Königreich  Spanien. 

StaatSümfang.  Die  europäischen  Besitzungen  Snaniens  werden  von 
der  statistischen  Centralcommission  in  Madrid  zu  9,215  Q.-M.  berechnet,  wo- 
von 8980,9  auf  das  Festland  und  234,t  auf  die  europäischen  Inseln  kommen. 
Von  den  einst  so  umfangreichen  Colonien  sind  in  Amerika,  Asien,  Austra- 
lien und  Afrika  5,036  Q.-M.  spanisch  geblieben. 

Bevölkerung.  Nach  derselben  Quelle  betrug  1857  die  Einwohnerzahl  des 
Festlandes  14,957,575,  der  europäischen  Inseln  496,939,  der  Colonien 
4,528j633. 

Finanzen.  Der  spanische  Finanzhaushalt  ist  seit  Karl  Y.  fast  ununter- 
brochen in  Zerrüttung  gewesen  und  scheint  sich  erst  neuester  Zeit  einiger^ 
massen  zu  erholen.  Man  stellt  Budgets  auf,  die  aber  in  der  Wirklichkeit 
sich  stets  als  unzulänglich  erweisen.    So  betrug  in  Mill.  Bealen ') : 


U  •  ■  •  r ,  CaptUUaUgf  ia  W«rthpApi«rf a.  ^0 


0  1  Beal  de  VeUon  =  2  Sgr.  iVi  Pf.  —  20  Bealen  =  1  Piaster  =  2  fl.  80  kr. 
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400  StaaiQMqplere. 

1851:      1852:      1853:      1854:      1855: 
der  wirkliche  Bedarf     .    1,527        1,480        1,542        1,760  ca.  1,700 
das  Auggabenbudget      .  *  1,449        1,328        1,426        1,586        1,498 
abo  die  Uebersehreitung         78  152  116  174  202 

Die  ordentlichen  Staatsbudgets  schlössen  seitdem  wie  folgt  ab: 
1857:  1858:  1859:  1860: 

Einnahmen  1,562,631,400  1,775,153,393  1,794,731,800  1,892,344,000  Realen- 
Ausgaben    1,682,441,030  1,775,155,393  1,789,926,041  1,887,369,825       „ 

Neben  diesen  läuft  aber  fortwährend  ein  Specialbudget  „der  Nationalguter 
und  ausserordentlichen  Ausgaben^.  Es  umfasste  z.  B.  1860  in  Einnahme 
303,924,655  Realen  (Erlös  aus ^ationalgütem  214,112,655,  Betrag  der  amor^ 
tisirbaren  Schatzscheine  79,812,000,  Militärstellvertretungsfonds  10,000,000  R.); 
in  Ausgabe  die  gleiche  Summe,  wovon  90  MiU.  auf  Militär  und  Marine^ 
152  Mill.  auf  öffenüiche  Arbeiten  und  22  Hill,  auf  Zuschüsse  an  Eisenbahnen 
kamen.  Wenn  diese  ausserordentlichen  Einnahmsauellen  versiegt  sein  werden, 
80  wird  die  alte  Finanznoth  wiederkehren.  Doch  nat  das  Land  in  den  letzten 
Jahren  einen  ver^eichsweise  bedeutenden  Aufschwung  genommen  und  man 
hat  beim  Ausbruche  des  marokkanischen  Krieges  das  erstemal  sich  dahin  er- 
mannt, dass  man  die  Eriegskosten  nicht  durch  Anleihen,  sondern  zum  grossen 
Theil  durch  Steuererhöhungen  beschafft  hat 

Sehnlden.  Der  älteste  Theil  der  grossen  spanischen  Staatsschuld  datirt 
noch  von  der  Eroberung  Ghranadas  her.  Der  Erbfol^ekrieg  vermehrte  die  ohne- 
hin schon  unter  Karl  Y.  und  Philipp  ü.  angehäuften  Passiven.  Beim  Tode 
Philipp  Y.  betrug  die  Schuld  bereits  800  MilL  Realen.  Yen  jetzt  an  ist  aber 
die  spanische  Staatsschuldengeschichte  eine  fast  ununterbrochene  Kette  von 
Wortbruch  und  Yerletzung  feierlich  gegebener  Zusagen.  Schon  König  Ferdi- 
nand liess  sich  durch  ein  anbefohlenes  Gutachten  seiner  Räthe  von  der  Yer- 
pfliohtung,  die  Schulden  seiner  Yorfahren  anzuerkennen,  entbinden.  Karl  UI. 
suchte  zwar  dieses  Unrecht  wieder  gut  zu  machen,  aUein  der  amerikanische 
Krieg  lähmte  die  Kräfte  dergestalt  dass  man  nun  neben  der  fdndirten  Schuld 
eine  ebenso  bedeutende  schwebende  schuf.  Yen  1780  an  ward  das  Land  mit 
800  MilL  Papiergeld  (vales)  überschwemmt.  Dessen  Credit  sank  mehr  und 
mehr,  in  gleichem  Yerhältnisse  nahmen  die  HOlfsquellen  ab.  Man  machte 
zwar  Pläne,  wonach  die  ganze  Nationalschuld  bis  1800  getilgt  sein  sollte; 
dass  diese  aber  illusorisch  blieben,  versteht  sich  von  selbst.  Bei  der  Thron- 
besteigung Joseph  Napol6ons  (1808)  war  eine  Schuld  von  7,200  Mill.  R.  vor- 
handen. Das  Papiergeld  sank  1811  auf  V/o.  Yon  1808—19  bekümmerte  sich 
weder  die  eine  noch  die  andere  Regierung  um  die  Staatsschuld;  es  wurden 
keine  Zinsen  bezahlt  Dadurch  war  die  Schuld  bei  der  Restauration  auf 
11,735  MiU.  angewachsen.  Ferdinand  YII.  verweigerte  indessen  die  Anerken- 
nung selbst  derjenigen  Cortesanlehen,  welche  zu  seiner  Wiedereinsetzung  ver- 
wendet worden  waren.  1820  fanden  die  Cortes  gleichwohl  eine  Schuld  von 
14,361  Mül.  R.  vor.  Zwei  Dritttheile  davon  gehörten  aber  geistlichen  Cor- 
porationen,  deren  Streichung  nun  stattfand.  So  verminderte  man  die  Schuld- 
summe auf  5,273  MiU.  Zur  TUgung  besass  man  Nationalgüter,  im  Werthe 
von  8,633  MiU.,  hauptsächlich  bestehend  in  den  eingezogenen  Elostergütem. 
König  Ferdinand  erldärte  aber  die  Yerkäufe  für  ungültig.  Bei  seinem  Tode 
war  die  Schuld  wieder  um  2,181  MiU.  vermehrt  Der  neue  Erbfolgekrieg  (für 
Isabella)  kostete  4  Milliarden.  Nach  der  Zeit  der  Julirevolution  suchte  man 
endlich  den  Staatsgläubigem  und  den  Käufern  der  Klostergüter  gerecht  zu 
werden.  Eine  volle  Anerkennung  der  Schuldverpflichtungen  &ud  aber  nicht 
«tatt,  vielmehr  versuchte  man  wiederholt  Conversionen  und  Reductionen  des 
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TaMfoBB^.  Die  nnbezablt  gebliebenen  Zinsen  wurden  capitalisirt,  aber  aus 
einem  grossen  Theil  derselben  keine  Zinsen  bezahlt.  Auch  von  den  eigent- 
lichen UapitaKen  wurde  bei  den  verschiedenen  Conversionen  V«  in  passive, 
d.  h.  unverzinsliche  Schuld  verwandelt.  Die  letzte  Converdon  ist  die  von 
1851,  wobei  der  Zinsfuss  der  alten  Schuld  auf  S^o  herabgesetzt  und  die  sogen. 
gdifPerirte^  Schuld  dahin  regulirt  wurde,  dass  sie  alfanälig  in  consolidirte  vor- 
rückt, indem  sie  von  1851—55:  17«,  von  1855—57':  1V*>,  von  1857—59: 
lV«Vo,  von  1859—61:  iV^Vo,  von  1861—63:  27o,  von  1863—65:  27*,  von 
1865—67:  2V«,  von  1867—69:  2»/4V«  und  von  1869  an  3V  Zinsen  tragen 
soll.  Die  sehr  bedeutende  passive  oder  „amortisirbare^  Schuld  blieb  indessen 
nach  wie  vor  unverzinslich;  doch  soll  sie  mit  jährlich  drca  30  lOU.  Realen 
im  Wege  des  öffentlichen  Angebots  nach  und  nach  getilgt  werden. 

Der  neueste  Stand  der  gesammten  Staatsschuld  wird  so  angegeben: 
L  Fundirte  Schuld  am  1.  Nov.  1858: 

1)  5proc.  Rente  an  die  vereinigten  Staaten    .     .     .         12,000,000  Realen. 

2)  Consolidirte  3proc.  äussere  Schuld 1,052,804,000      „ 

3)  dto.  dto.    innere         „  3,729,004,445       „ 

4)  DifliBrirte  auswärtige  Schuld 2,611,128,000      „ 

5)  dto.       innere  Schuld    .    ' 2,258,711,612       „ 

6)  Passive  Schuld  L  Classe 180,184,453       , 

7)  dto.       dto.    n.       „     innere 123,040,000      „ 

8)  dto.       dto.  m.       „      äussere 698,376,000      „ 

9)  Laufende  5proc.  Schuld  (k  papel) 152,645,620      , 

10)  Schuld  fui  öffentliche  Arbeiten  (k  67o)       .     .     •       504,051,000       „ 

11)  Schuld  des  öffentlichen  Schatzes 479,069,862       „ 

12)  Alte  differirte  (noch  nicht  convertirte)  Schulden  .    1,363,330,775      „ 

13)  Reste  der  äussern  und  innem  consoli(ürten  Schuld  926,471       „ 

14)  Interessen  der  laufenden  5proc.  Schuld  {k  papel)       319,827,362       „ 
Summe  der  fundirten  Schuld 13,485,099,100  Realen. 

n.  Schwebende  Schuld  am  13.  Nov.  1858       ....       525,931,164       „ 

Gesammtsumme  14,011,030,264  Realen. 
Die  schwebende  Schuld  war  übrigens  bis  1.  Janr.  1860  auf  719,827,538  R. 
angewachsen.     Am   gleichen   Tage   soll   die   Gesammtschuld   in   Francs   be- 
tr^en  haben: 

a)  Summe  der  zinstragenden  Schuld 2,699,356,778  Frs. 

b)  „         „    nicht  zinstragenden  Schuld       ....       660,627,022     „ 

Zusammen  3,359,983,800  Frs. 
=  895,995,680  Thhr.  Auf  den  Kopf  der  europäisch-spanbchen  Bevölkerung 
trifft  es  sonach  an  der  gesammten  Staatsschuld  circa  58  Thlr. 

Würde  endlich  politische  Ruhe  in  das  hartgeprüfle  und  missregierte  Land 
einkehren;  würde  dadurch  die  begonnene  Entwicklung  der  nationalen  Kräfte 
gefördert  und  der  grosse  Naturreichthum  des  Land^  erschlossen:  so  wäre 
diese  Belastung  keine  allzudrückende  und  es  könnte  Spanien  in  die  Reihe  der 
ehrlichen  Staaten  wieder  eintreten.  Ein  wesentlicher  Schritt  zu  diesem  Ziele 
ist  durch  die  Yeräusserung  der  massenhaften  Güter  in  todter  EUnd,  zu  wel- 
cher 1859  selbst  das  Kirchenoberhaupt  seine  Einwilligung  gab  (wogegen  dem 
Clerus  för  den  Erlös  unübertragbare  3proc  Renteninscriptionen  einzuhändigen 
sind),  geschehen.  Die  dadurch  zur  Yerfiigung  der  Regierung  gestellten  Güter 
und  Rechte  waren  zu  2,650,538,473  Refüen  geschätzt.  Nicht  aber  in  der  Er- 
lössumme hieraus  liegt  der  Gewinn,  sondern  in  der  Stärkung  der  Steuerkraft 
durch  die  Schaffung  eines  zahbeichen  Standes  kleinerer  Grundbesitzer^  und  in 
der  hiedurdi  vermehrten  Production.   Es  dürfte  sicherlich  zu  hoffen  sein,  dasa 
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eine  so  thatkrUtige  und  heroische  Nation,  wie  die  spanisdie,  ddi  edbolen 
wird,  sobald  die  politischen,  socialen  und  yolkswirthschafUichen  ZostSade  yon 
den  bisherigen  annatürlichen  Schranken  befireit  und  in  naturgemasse  Bahnen 
geleitet  wenien.    Ein  erfolgreicher  An£uig  hiesu  scheint  gemacht  sa  sein. 

S.  162. 

S)  Kaiigrekh  PortogiL 

Staatsumfang:  a)  anf  dem  enropäischen  Festlande  1771,ft7«  Q.-lleilMi; 
b)  Colonien  25,918  Q.-Meilen  (nach  Bchatzongen). 

Bevdlkenmg  1857:  ad  a:  3,568,895,  ad  b:  2,754,880  Seelen. 
Finanzen:  noch  zerrütteter  als  in  Spanien.   Sowohl  im  Budget  des  Matt^r^ 
landes  als  in  dem  der  Colonien  bestehen  Deficits.    Beispiele: 

IS"/»:        18*V44:        18**/«:        18"/»«:        18"/m:        IS^Iu: 
Einnahmen ")  11,940,151    9,843,000 1 1,625,000  10,362,271  10,798,407  11,580,358 
Ausgaben ')    14,911,314  11,158,000  11,666,000  12,606,215  13,507,484  11,784,472 
Die  neuesten  Budgets  schlössen  so  ab: 

18»>:  18«>: 

Einnahmen  des  Mutterlandes    .    .    12,586,887    12,766,809  Mil-Bels. 
Ausgaben      ,  ,  .    .    13,202,543    13,985,115 

Deficit  »  » 

Einnahmen  der  Colonien 
Ausgaben      „  , 

Deficit  ,  ,  ....         182,514  86,620  Mil-BelB. 

Heben  dem  allgemeinen  Budget  des  Mutterlandes  bestehen  noch  Spedal-Budgets 
Ton  grossem  Umfange,  so  über  die  Dotationen  des  Clerus  (IS^Ibi:  669,216  M.B:); 
der  Generalcomit^s  der  Districte  (1852:  257,218  M.R.);  der  Municipalkam- 
mem  (1852:  1,017,927  M.R.)  und  der  Frauenklöster  (1860:  230,870  M.R.). 

Schulden.  Im  Jahre  1754  berechnete  man  die  Staatsschuld  auf  19  MDL 
Rthlr.  Sie  vermehrte  sich  namentlich  im  laufenden  Jahrhundert  enorm.  Nadi 
eigenen  portugiesischen  Angaben  betrug  sie: 

1826:  35,523,000         1848:  74,193,186         1Ö55:    93,314,346  Mü-R^Ia. 

1835:  55,280,990         1849:  74,421,197         1857:  107,184,910    „      , 

1838:  82,040,514         1853:  79,353,942         1859:  131,574,485    ,      , 
Abweichend  von  letzterer  Ziffer  wird  die  Schuld  für  30.  Juni  1859  folgender- 
massen  spccificirt: 

a)  Innere  Schuld  in  neuen  Fonds  k  SVo      ....     57,033,950  Mil-Rels. 

b)  Aeussere  Schuld  desgl.  (13,316,897  Pfd.  Sterl.)     .    58,110,098    „      , 

c)  Nachzutragende  Schuld:  innere      .  3,163,884 M.R. 

äussere    .  2,420,822  ,,  „ 

5,584,206    ,      , 

d)  Bückständige  Zinsen :  der  innemSch.      583,453  M.R. 

,  äussern,,      1,013,613  ,  ^ 

_  1,697,066    ,_  ,_ 
Totalbetrag 122,325,320  Mü-R^. 


615,656 

1,218,306  Hfl-Rob. 

18"/»: 

IS*»/.!: 

792,581 

979,537  Hil-BeÜB. 

975,095 

1,066,157  ,   , 

<)  hl  Mü-Beb.     1  Mil-Reb  =  l  Thlr.  18  Qgt.  ^  2  iL  48  kr.  rhün. 
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An  Ae^  ZnisrückstSndeii  der  ftusseren  Schuld  sonen  bei  der  StatosaufsteniiDg 
785,000  M.R.  bereits  bezahlt  gewesen  sein,  welche  sonach  yon  dem  Oesamm^ 
Schuldbetrag  abgingen. 

Dass  de  Zinsen  weder  auf  die  innere  noch  auf  die  äussere  Schuld  regel- 
mSssig  bezahlt  wurden,  geht  sdion  aus  dieser  Atrfstellmg  hervor.  Ausserdem 
setzte  aber  ein  Decret  vom  18.  Dec.  1852  den  früher  viel  höheren  Zinsfoss 
der  ganzen  Schuld  zwangsweise  auf  SV»  herab,  obgleich  schon  1840  und  1842 
Conyersionen  und  Reductionen  zum  Nachtheil  der  Gläubiger  Torausgegangen 
waren.  Uebngens  werden  diese  yoraussichtlich  auch  jetzt  noch  kein  Bnde 
hab^i,  denn  es  ist  kaum  abzusehen,  wie  die  Regierung  bei  den  bestehenden 
poMtischen  und  finanziellen  Ziuständen  ihre  Yerbindüchkeiten  vollständig  zu 
erfüllen  vermöchte. 

S.  163. 

()  Köäigreich  ItaKei. 

Ein  Kind  der  neuesten  Revolution  gekrönter  Häupter,  ist  das  Königreieh 
Italien,  während  wir  Gegenwärtiges  schreiben,  weder  nach  Aussen  allseitig 
als  zu  Recht  bestehend  anerkannt,  noch  nach  Innen  befestigt,  noch  auch  am 
Ziele  seiner  Yererösserungsplane  angelangt;  vielmehr  wird  es  durch  innere 
Natumothwendigkeit  fort  und  fort  noch  angetrieben,  sich  entweder  zu  vervoll- 
ständigen, oder  selbst  zu  vernichten.  Eines  von  Beiden:  einen  Mittelweg  gibt 
es  nicht.  In  dem  grossen  £ampfe,  der  zur  Vollendung  des  Begonnenen  nocSi 
unausbleiblich  bevorsteht,  wird  das  junge  Reich  seine  Existenz  wiederholt 
auf's  Spiel  zu  setzen  haben,  und  wenn  es  je  zum  Ziele  gelangt,  so  werden 
die  Opfer  so  gross  gewesen  sein,  dass  das  Ende  des  Kampfes  zugleich  der 
Anfang  des  finanziellen  Bankerotts  sein  wird. 

Bei  dieser  Lage  der  Dinge  mag  es  fraglich  erscheinen,  ob  es  sich  redii- 
fertigt,  ein  so  unfertiges  Staatsgebilde  als  ein  Ganzes  darzustellen.  Wir  haben 
es  indessen  nur  mit  dem  thatsächlich  Bestehenden  zu  thun,  und  die  äosser- 
Uche  Vereinigung  der  meisten  vormaligen  italienischen  Staaten  zu  einem 
„Königreich  Italien^  ist  zur  Thatsache  geworden. 

Staatsgebiet.  Nachdem  von  dem  vormaligen  Königreiche  Sardinien  das 
Stanmiland  des  Fürstenhauses,  Savoyen,  und  das  Arrondissement  von  Nizza 
an  Frankreich  abgetreten,  kraft  des  Züricher  Friedensvertrags  dagegen  dex 
grössere  Theil  der  Lombardei  einverleibt  worden  ist,  umfasst 

1)  das  sardo-lombardische  Königreich  «...  1448,6to  Q.-Me]len 
Dazu  die  seitdem  annexirten  Staaten,  nämlich: 

2)  das  vormalige  Herzogthum  Parma 112,mo   „       „ 

3)  „  „  ^^  Modena 109,96*   „       , 

4)  die  vom  Kirchenstaat^ abgerissene  Romagna      .    .  182,ii*    „       , 

5)  das  Grossherzogthum  Tose  an  a 404,9oo    ,       „ 

6)  das  Königreich  beider  Sicilien 2033,ii»    „ „ 

Zusanunen  das  heutige  Königreich  Italien     .    .    .  4291,798  Q.-Meilen. 

Hiezu  wären  noch  femer  zu  rechnen :  die  später  vom  Kirchenstaat  weiter  ab- 
gerissenen Marken,  deren  Grösse  wir  jedoch  nicht  genau  anzugeben  vermögen. 
Bevölkerung.    Die  Einwohnerzahl   dieser  vereinigten  Staaten  wird  (für 
1858)  angegeben  wie  folgt: 

1)  sardo-lombardisches  Königreich 7,103,347 

2)  Parma 499,885      , 

3)  Modena 604,512      , 
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4)  Romagna 1,014,682  8eden 

5)  Toscana 1,806,940       , 

6)  Neapel  (6,472,110)  und  SicUien  (2,231,020)  .     .     .    .    8,703,130       „ 

Zasammen 19,732,346  Seelen. 

.Aach  hier  ist  die  uns   nicht  genau  bekannte  Beyölkerung   der  päpstlichen 
Mark^  hinzuzurechnen. 

Finanzen.  Wie  alle  romanischen  Völker,  so  hatten  sumal  die  italiem- 
Bchen  seit  Generationen  mit  Revolution,  staatlicher  Unordnung  und  daneben 
mit  Erschlaffiong  der  Productionskräfte  sa  kämpfen»  Dass  unter  solchen  Ein- 
wirkungen die  Finanzen  nicht  blühen  konnten,  ist  für  sich  klar.  Doch  hatten 
das  Königreich  beider  Bioili^i  und  die  Herzogthümer  während  der  Friedens- 
und  Ruhezeit  den  öffentlichen  Haushalt  in  Ordnung  gebracht  und  den  Staats- 
credit  vollständig  wieder  hergesteUt  Die  Finanzzustände  des  Königreichs 
8ardüiien  waren  dagegen  schon  vor  1847  unbefriedigende.  Mit  dem  letzteren 
Jahre  begann  in  allen  italienischen  Staaten  finanzieUe  Zerrüttung;  überall 
Vermehrung  der  Staatsschulden,  Defidts  und  Verlegenheiten.  Auch  diess&lls 
zeichnete  sich  jedoch  Sardinien  aus.  Kein  Staat  der  Erde  hat  mit  verhält- 
nissmässig  so  grossen  und  unaufhörlichen  Deficits  gewirthschafket,  wie  der 
sardinische  seit  1847.    Es  betrug: 

im  Jahr:      die  Einnahme:      die  Ausgabe:  das  Deficit: 

1847 :  ca.   85,000,000        146,590,846    ca.    61,000,000  Lire 
1848:    „     80,000,000        192,925,519      „   112,000,000     „ 
1849:    „     90,000,000        213,112,812      ,,   128,000,000     „ 
1850:    „     95,500,000         190,144,560      „     94,644,560     „ 
1851:    „     98,320,000        166,488,552      „     68,168,552     „ 
1852:    „   101,564,000        147,694,680      „     46,130,680     „ 
1853:    „   106,436,000        150,928,000      „     44,492,000     „ 
Der  sardinische  Finanzminister  selbst  berechnete  das  Deficit  von  1851 — 54 
nur  im  ordentlichen  Etat  zu  154,479,583  Lire.    Dabei  sind  aber  den  Einnah- 
-Bien  Anlehensbeträge  zugerechnet.    Das  Gleidie  gilt  von  den  Budgets  von 
1854 — 1860,  und  doch  ergeben  dieselben,  abgesehen  von  den  zahllosen  Nach- 
tragscrediten,  ein  Deficit  von  zusammen  57,585,607  L.,  welches  jedoch  um's 
Vielfache  überschritten  ward.   Die  hienach  folgende  Darstellung  des  Schulden- 
zuwachses wird  diess  am  besten  vor  Augen  steDen. 

Die  Finanzlage  der  übrig^i  italienischen  Staaten  ist  grösstentheils  geheim 
gehalten  geblieben.  Keiner  derselben  hat  aber  so  seine  Schulden  vermehrt, 
wie  Sardinien. 

Für  den  nunmehrigen  Gesammtstaat  ist  ein  gemeinschaftliches  Budget  bis 
jetzt  nicht  aufgestellt  worden.  Die  Einzelbudgets  für  aas  Jahr  1860  schlössen 
BO  ab:  Einnahme:     Ausgabe:         Deficit: 

1)  für  Sardo-Lombardei,  Parma,  Mo-        Lire.  Lire.  Lire, 
dena  und  Romagna 319,179,624  368,977,032    49,797,408 

2)  für  Toscana  (abzüglich  der  ausser-  ' 
ordentLEmnahmenä  40,338,839  L.)    41,268,943    80,282,139    39,013,196 

Für  das  Jahr  1861  berechnet  der  Finanzminister  im  Budget  dieser  beiden 
Ländergruppen  zusanmien  ein  Deficit  von  267,385,129  Lire;  för  Neapel  ninmit 
er  ein  solches  von  9  Mill.,  für  Sicilien  von  6V>  Hill.,  zusammen  für  das  ganze 
Königreich  Italien  von  circa  280  Mill.  an.  Selbstverständlich  ist  die  letztere 
Annahme  bei  den  anarchischen  Zuständen  in  Süditalien  weit  nicht  hinreichend. 
Und  diess  Alles  in  einem  Friedensjahre  I  Ein  solcher  Zustand  muss,  wedn  er 
länger  dauert,  nothwendig  die  Kräfte  der  Nation  auizehreiL  Mit  welchen 
Mitteln  alsdann  der  grosse  Vollendungskampf  gekämpft  werden  soll,  ist  kaum 
abzusehen. 
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Sdralden.  Wie  imgeheiierlk^  die  sardiniBthe  Staateohnld  «dt  184S 
vermehrt  worden  ist,  yeransdiaiilicheii  folgende  Zahlen.  £b  betrag  nach  dem 
2ilricher  Frieden: 

Der  Rest  der  vor  1848  contrahirten  Schulden     .    .    .    102,354,668  L* 

Die  seit  1848  aufgenommene  Schuld 790,087,138  „ 

dazu  Kriegsentschädigung  an  Frankreich 60,000,000  „ 

Zusammen 962,391,806  L. 

Yor  der  ersten  französischen  RcTolution  war  das  Land  YÖllig  schuldenfrei; 
die  Republik  Genua  besass  sogar  namhafte  Activen,  welche  1780  zu  45  Hill. 
Rthlr.  geschätzt  wurden.  Noch  1835  betrug  die  sardinische  Schuld  nur 
"99,779,510  Lire.  Unter  obigen  952Mill.  sind  übrigens  die  Anlehen  von  1859 
noch  nicht  einmal  inbegrifiPen.  Diese  hinzugerechnet,  ergibt  sich  seit  1835 
eine  Schuldenvermehrung  um's  1 IV«  fache.  Wenn  auch  davon  ein  Betrag  von 
«irca  120  Hill,  im  Eisenbahnbau  Verwendung  fEuid,  so  ist  doch  die  Yermehrmig 
4er  Schuld  auf  unproductive  Zwecke  so  ungeheuer,  wie  sie  in  keinem  Staat 
der  Erde  anzutreffen. 

Dass  sich  die  Regierung,  welche  das  kleine  Sardinien  finanzieU  in  diesem 
Maasse  tiberlastet  hatte,  nach  vollzogener  Einverleibung  der  übrigen  Staaten 
beeOte,  die  Staatsschulden  aller  vereinigten  Länder  in  Eine  Masse  zusammen- 
zuwerfen, ist  begreiflich.  Das  „erste  italienische  Parlament*  hat  diese  Schul- 
<ien-Confüsion  genehmigt.  Wenn  dadurch  das  Unrecht  gegenüber  den  annexir^ 
ten  minder  belasteten  Landestheilen  als  gesühnt  betrachtet  werden  wollte,  so 
Ibleibt  immer  noch  das  Unrecht  gegen  die  vorher  b^ser  gesicherten  Gläubiger 
jener  Länder,  welchen  man  weder  Gehör  geschenkt  noch  Gelegenheit  gegeben 
hat,  ihre  Rechte  wahrzunehmen,  bestehen.  Die  Schuldenvereinigung  ist  ein 
politischer  Act  behufs  Verkittung  der  Interessen  der  gewaltsam  unirten  Länder; 
fiie  ist  und  bleibt  aber  ein  Act  der  Gewalt  und  des  Unrechts  gegen  die  Gföu- 
biger  der  annexirten  Staaten. 

Die  Gesammtmasse  der  vereinigten  Schulden  wird  so  angegeben: 

Schulden  des  sardinischen  Staates     1,159,970,595  L.    Davon  seit  185» 
„         der  Lombardei      .     .     .        145,412,508  „  contrahirt: 

„    Aemilia      ....         42,000,000  „     ca.  18,000,000  U 
„         von  Toscana     ....       209,000,000  „      „    57,000,000  „ 
„  „    Neapel  und  Sicilien       550,000,000  „ 

Zusammen 2,106,383,103  L. 

Diess  ist  indessen  lange  nicht  der  volle  Stand  der  wirklichen  neuesten 
Schuld.  Der  Finanzminister  Bastogi  berechnet  vielmehr  die  Renten  derselben 
für  1861  folgendennassen: 

Rente:  Ergibt  Capital: 

5proc.  Rente 86,673,925  L.     1,733,478,500  L. 

3proc.       „  5,887,116  „  196,237,200  „ 

Diverse    „     (hauptsächUch  4proc.)    .    15,545,454  „   ca.  888,686,350^ 

Li  Summa 108,106,495  L.     2,318,352,050  L. 

Dazu  das  neue  Anlehen  k  500  Mill. 

zum  Cours  von  65— 707o    .     .     .    ,    37,500,000  ^  750,000,000  , 

Totalbetrag 145,606,495  L.     3,068,352,060  L. 

Also  mit  3000  Mill.  Schulden  tritt  das  neue  Königreich  in  die  Welt  Und 
noch  hat  es  die  grdssten  Kämpfe  nicht  bestanden.  Welche  Schuldenlast  ihm 
diese  noch  aufbürden  werden,  bleibt  abzuwarten.  Wer  aber  die  ungeheur«! 
Passiven  verzinsen  und  tilgen  sollte,  wenn  das  lockere  und  widerstrebende 
8taatengebikle  auseinanderfiele?  Wir  erinnern  an  das  Schicksal  der  Staats* 
Bchuld  des  Königreichs  Westphalen.    Schon  haben  die  vertriebenen  itaUmi* 
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•dicii  FSrttoi  gegen  den  neite  Aidehen  feieriiek  Proiett  eingel^  Daae  rie 
daTOO  nichts  anerkennten,  falls  sie  ihre  Throne  wieder  bestiegen,  ist  var 
jcweifelhaft 

S.  164. 

7)  KoBJgreich  der  RiederlaDde. 

Staatsgebiet:  Europäisches  Festland  einschliesslich  des  Herzogthnms 
liimbnrg,  aber  ausschliesslich  des  Grosshersogthums  Luxemburg:  594,m  Q.- 
Meflen.  Colonien  (Ostindien  28,923,8,  Westindien  2,829,9,  Küste  von  Guinea 
500)  32,253,1  Q.-Meilen. 

Bevölkerung:  Holland  mit  Limburg  (1859)  3,299,133,  Colonien 
17,692,684  Einwohner. 

Finanzen.  Früher  und  zwar  bis  Anfangs  der  yierziger  Jahre  sehr  zer^. 
rüttet,  seitdem  aber  ebenso  blühend.  Die  früheren  Verlegenheiten  waren 
hauptsachlich  Folge  der  durch  die  französischen  Kriege  enorm  vermehrten 
Verschuldung  und  alsdann  der  belgischen  Revolution.  Die  Besserung  ward 
durch  die  reichen  Erträgnisse  der  ostindischen  Colonie  erreicht.  Das  Budget 
für  1859  entsifferte  78,575,364  fl.  Einnahmen  und  77,425,241  fl.  Aasgaben; 
gewährte  daher  einen  Ueberschuss.  Ungleich  günstiger  schliesst  der  Etat 
für  1860  ab:  Einnahmen  90,681,219,  Ausgaben  79,815,263,  Ueberschuss 
10,865,956  fl.  Die  wirklichen  Ergebnisse  übertreffen  jedoch  die  Yoranschläge 
fortwährend.  1856  betrugen  z.  B.  die  Einnahmen  104,440,072  fl.,  die  Aus- 
gaben 92,626,948  fl.;  es  ergab  sich  daher  ein  Ueberschuss  von  11,813,124, 
obgleich  über  20  Hill,  an  der  Schuld  abgetragen  wurden.  Die  zu  15  V>  MiU. 
angeschlagenen  Colonialüberschüsse  ergaben  287«  Hill.  Für  1860  nimmt  der 
Finanzminister  selbst  statt  der  im  Budget  berechneten  10  Mill.  einen  Ueber- 
schuss von  27  Mill.  an.  23  MiU.  Gulden  waren  damals  haar  zur  Verfügung 
—  eine  Finanzlage,  deren  sich  kein  anderer  grösserer  Staat  erfreut. 

Staatsschuld.  Wie  alle  Völker,  welche  grosse  Unternehmungen,  nament- 
lich auf  dem  Gebiete  des  Handels  und  der  Schifffahrt,  bewerkstelligten,  frühe 
sich  bedeutende  Schulden  aufluden,  so  auch  Holland.  Diese  Schulden  waren 
aber  wahrhaft  productive.  Während  der  Staat  sie  behufs  Begründung  und 
Beschützung  des  Handels  aufnahm,  eröffnete  er  gleichzeitig  seinen  Bürgern 
die  Quellen  des  Reichthums  und  schuf  sich  eine  nachhaltige  Steuerkraft.  In- 
dessen stammt  der  grössere  Theil  der  hell.  Staatsschuld,  wie  anderwärts,  Ton 
unglücklichen  und  unseligen  Kriegen  her.  Schon  der  Krieg  gegen  England 
wegen  Nordamerika  erforderte  grosse  Opfer.  1795  yerlor  die  Republik  an 
Frankreich  mehrere  Gebiete  und  musste  daneben  100  Mill.  Gulden  Kriegs- 
kosten bezahlen.  Fortgesetzte  Opfer  brachten  die  Schuld  bis  1810,  da  Holland 
mit  Frankreich  yereinigt  wurde,  auf  1200  Millionen  Gulden.  1780  hatte  sie 
ca.  400  Mill.  betragen,  war  also  jetzt  dreimal  höher.  In  noch  grösserem 
Maasse  war  die  Zinsenlast  gestiegen.  Sie  betrug  36  MiU.,  während  die  regel- 
mässigen Einkünfte  nur  58  MiU.  ergaben.  Napoleon  strich  yon  der  gesammten 
Schuld  V»;  das  andere  V»  wurde  in  das  grosse  franz.  Schuldbuch  inscribiri 
Nach  Herstellung  dos  .Königreichs  der  Niederlande'^  unter  Wilhelm  I.  wurden 
«war  die  gestrichenen  7»  wiwler  anerkannt;  jedoch  nur  als  ^uitgestellte,*^  d.h. 
ausgesetzte,  nicht  yerzinsliche  Schuld,  yon  welcher  jälirlich  5  Mill.  in  ,wei^ 
kelyke  rentgeyende'  (wirkliche  zinstragende)  Schuld  übertreten  sollten.  Za 
Sicher  Zeit  ward  der  Zinsfbss  der  letztem  mittelst  Conyertirung  auf  2Vt7« 
«rmässigi    Da  die  Finanzlage  aber  trostlos  war  und  man  daher  neuer  An- 
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leken  bedurfte^  so  Terbond  man  mii  der  Anerkmmiing  der  Bdndd  eine  Ari 
Zwangsanleihe,  M^em  jeder  StastBgläabiger  auf  einen  Betrag  von  676  i» 
Capital  (zum  damaligen  Conrs  von  13  7<>  berechnet,  also  eigentlich  5,200  fl. 
digital  der  alten  Schuld)  oder  45  fl.  Rente  100  fl.  baar  znachieBsen  musste, 
irog^en  er  2000  fl.  in  wirkliche  und  4000  fl.  in  aosgestellter  Schuld  erhielt. 
Yon  1841  an  wurde  die  ausgesetzte  Schuld  nach  einem  yeröffentlichten  Plane,, 
den  alle  Gläubiger  annahmen,  yollständig  beseitigt  Wie  die  Schuld  sich  in 
der  Folge  gestaltete,  mögen  fügende  Zahlen  darthun.    Es  betrug 

die  wirkliche  Schuld:  die  ausgesetzte  Schuld:  die  consolidirte  Sdndd: 

1815:  673,154,530  fl.        1,146,307,061  fl.        1844:  1,201,017,575  fl. 
1820:  626,000,000  ^  1,166,000,000  „  1846:  1^25,212,861  „ 

1824:  573,153,530  „  1,146,304,461  „  die  schwebende  Schuld: 

1828:  786,556,236  „  1,203,933,512  „  1846:         5,909,841  fl. 

Mit  dem  letzteren  Jahre  waren  alle  Schwierigkeiten  überwunden;  auch  war 
der  Credit  so  gehoben ,  dase  die  Interessenlast  durch  yerschiedene  gelungene 
Operationen  namhaft  ermässigt  werden  konnte.  Yon  1850  an  begann  die 
TUgung  in  einem  Umfange,  wie  sie  nirgends  sonstwo  gleichen  Schritt  hielt  — 
^e  seltene  Ausnahme  unserer  schuldenmachenden  Zeit.  Der  Schulden* 
stand  war: 

1846:    1,231,122,702  fl.  Capital  mit  35,787,948  fl.  Zinsen. 
1857:    1,150,906,030  „         „         „     33,656,221  „         „ 
1860:    1,057,524,213  „         „         ,     31,402,675  „         „ 
Die  Abminderung   betrug   also  in  14  Jahren  173,598,489  fl.  Capital   und 
4,385,273  fl.  Zinsen.    Wenn  Holland   so  fortfährt,   so   wird  es  seine  grosse 
Schuld  in  yerhaltnissmässig  kurzer  Zeit  auf  einen  Betrag  ermässigt  haben, 
der  seinen  ohnediess  grossen  und  auf  dem  Beichthum  seiner  Bürger  basiren» 
den  Credit   yor   allen  Wediselfallen   schützen  wird.    Diess  hängt  allerdings 
sehr  yom  Weltfrieden  und  mit  diesem  yon  der  Prosperität  der  holländischen 
Colonialyerwaltung  ab. 

Im  Einzelnen  war  1860  die  Schuld  aus  folgenden  Posten  zusammen» 
gesetzt: 

a)  lV»proc.  nationale  Schuld  (Integrelen)     ....     709,703,970  fl. 

b)  2proc.  „  , 107,868,143  , 

c)  3V>proc  Schuldscheine   des  yormaligen  Tügungs- 

Syndicats 17,958,000  ^ 

d)  4proc.  nationale  Schuld 208,573,600  „ 

e)  4proe.  Schuld  der  überseeischen  Besitzungen    .    .      13,420,500  ^ 
'  Zusammen  1,057,524,213  fl. 

Dazu  kommen  noch  89,198  fl.  nicht  capitalisirter  Beuten,  und  10  IfiD* 
Oulden  unyerzinsliche  Scheine.  Man  entnimmt  dieser  Uebersicht,  dass  der 
Zinsfuss  der  hell.  Schuld  günstiger  als  selbst  der  der  englischen  sich  gestal- 
tet hat. 

§.  165. 
8)  leaigreich  Belgieo. 

Staatsnmfang:  536,«i  Q.-MeOen.  —  Bevölkerung  1859:  4,671,183  Seelen, 
Das  heutige  Belgien  besteht  aus  den  yormaligen  ,,8panischen',  später  „öster- 
reichisehen^  Niederlanden  und  dem  Hochstift  Lüttich.  Durch  den  Luneyiller 
Frieden  Frankreich  einyerleibt,    yereinigte   der  Wiener  Congress  das  gaaae 
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Land  mit  Holland*  1880  riss  sich  jedoch  Belgien  los  und  erklSrte  eddi  unab- 
hängig unter  dem  erwählten  König  Leopold  von  Bachsen-Oobnrg.  Nach  ▼or- 
gängiger  bewafiheter  Literrention  Frankreichs  fand  na<^  langen  Yeriiand- 
lungen  endlich  am  19.  April  1839  die  Anerkennung  des  jungen  Staates  audi 
Seitens  Hollands  statt,  wogegen  Belgien  einen  Theil  der  hell.  ßtaatSBchnld 
<5  Mill.  GKdden  Beute)  übernehmen  musste. 

Finanzen.  Vom  Beginne  der  Regierung  K5nig  Leopolds  an  verfolgte  sie 
die  Aufgabe,  alle  Anstalten  zur  Entwicklung  der  Yolkskrälte  mögHc£uit  zu 
fordern.  Diess  erforderte  selbstredend  grosse  MitteL  Nicht  minder  worden 
im  Anfange  die  Finanzen  durch  die  ünabhaogigkeitskämpfe  in  Anspruch  ge- 
nommen. Man  hatte  daher  lange  Zeit  mit  bedeutenden  Defidts  zu  kämpfen 
und  auch  heute  noch  will  sich  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und 
Ausgaben  nicht  immer  erhalten  lassen.  Die  beiden  letzten  Budgets  sehlosseo 
60  ab:  1859:  1860: 

Ordentliche  Einnahmen     .    .    .    147,232,990  Frs.    148,788,790  Frs. 
OrdentUche  Ausgaben  .    .     .    .     148,667,567     „        139,642,416     , 

Die  wirklichen  Ergebnisse  bleiben  indessen  meist^  hinter  den  Budget 
ausätzen  zurück.  Auch  in  Belgien  besteht  das  nachtheilige  System  der  Nadi- 
tragscredite,  welche  die  Budgetaufstcllung  hinterher  stets  illusorisch  machen. 
Die  günstige  Finanzlage  des  Augenblick  hat  übrigens  den  Finanzminister 
ermuthigt,  die  städtischen  Octroiabgaben  auf  den  Staatsfiscus  zu  übernehmen. 
Dadurch  wird  der  üeberschuss  des  Jahres  1860  ohnediess  von  selbst  ver- 
schwinden. Im  ausserordentlichen  Budget  figuriren  Erlose  aus  Staatseigenthum 
und  Anlehen. 

Staatsschuld.  Die  Geschichte  derselben  ergibt  sich  aus  nachstehender 
üebersicht  ihres  Bestandes  am  1.  Mai  1860. 


Jahr  I  Uan 
der  Eaiuivi. 


Entetebungsgrond  der  Schuld. 


2iin8- 


Ur^rOngUoher 
Betrag. 


Jetziger  Betrag. 
1.  Mai  1860. 


— 

— 

1836 

92 

1838 

73Vt 

1842 

pari 

1844 

pari 

1852 

pari 

1857 

pari 

Antheil  an  der  Schuld  der  Nieder- 
lande       

Desgleichen 

Anlehen  zu  Canälen,  Eisenbah- 
nen und  Strassen 

(Anlehen  zu  Eisenbahnen  .  . 
(Kriegsentschädigung  .  .  .  . 
Capital  der  Stadt  Brüsserschen 

Rente  ä  800,000  Frs 

Umwandlung  des  öproc.  Anlehens 
von  1832  und  der  Schatzscheine 
Rückzahlung  eines  Capitals  von 
169,312,000  F.  k  2V«Vo  an  Holland 
Umwandlung  des  5proc  Anlehens 
von  1840,  1842  und  1848  .  . 
Umwandlung  des  5proc.  Anlehens 
von  1852  und  Emission  eines 
neuen  Anlehens  k  45  MilL  für 
öffentliche  Arbeiten 

Summe 


5 

2V» 

4 
3 
3 

5 

4Vt 
4Vs 
47« 

47« 


Fre. 

16,931,200 

220,105,632 

30,000,000 

50,850,800 

7,624,000 

6,000,000 

95,442,832 

84,656,000 

157,615,300 

69,382,000 


Frs. 
16,931,200 
220,105,632 

16,872,000 
I  32,541,333 

6,000,000 

73,751,682 

75,438,000 

151,522,300 

69,128,000 


738,607,764 


662,290,147 


Dazu  kommt  noch  eine  namhafte  schwebende  Schuld,  deren  Betrag  <^ß* 
ciell  nicht  veröffentlicht,   in   den  Kaamierverhimdlung^i  von   1856  aber  m 
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82  IfiU.  gesohSIst  ward.  Im  Ganzen  dürfte  daher  der  gegenwärtige  Oetamait- 
sekuldeiibestand,  zumal  mit  SSnrechnung  eines  neuen  fundirten  Anlebenszimi 
Zwecke  des  Antwerpener  Festongsbanes  eto»,  die  Summe  Ton  700  Mill.  Frs. 
erreichen.  Es  waren  jedoch  anfangs  1858  bereits  über  191  Mill.  auf  Eisai- 
bafanbanten  (76 Vt  Meilen)  verwendet,  welche  hohe  Zinsen  abwarfen. 

§.  166. 

t)  Kefligreicii  Maenark. 

Staatsumfai^.  a)  Königreich:  696;  b)  Herzogtbnm  Schleswig:  167; 
€)  Herzogthmn  Holstein:  166  (155);  d>  Lauenburg:  21  (19);  e)  Beilander 
(Faröer,  Island,  Grönland,  Set  Uroix,  Set.  Thomas,  Set  Jean)  2082  Q.-Meilen. 

Bevölkerung  1855:  ad  a:  1,499,850;  b:  395,860;  c:  528,528;  d:  49,475; 
e:  120,283  Einwohner. 

Finanzen.  Seit  dem  „Königsgosetze'  von  1660  häufig  in  Zerrüttung.  1813 
formlicher  Staatsbankerott  mit  der  Yerheissung,  dass  künftighin  alljährlich  ein 
Budget  veröffentlicht  und  der  Haushalt  in  Ordnung  gebracht  werden  sollte. 
Per  erste  Theil  dieses  Versprechens  ging  endlich  nach  22  Jahren  in  ErfQl- 
jung,  das  letztere  erst  in  neuester  Zeit  zu  Folge  der  günstigen  Sundzollablösung. 
Yon  1849  bis  1852  wirthschaftete  man  so: 

Jahr:  Binnahiiie:  Ausgabe:  Deficit: 

1849  .    .     11,052,990        21,318,901         10,235,911  KtMr. ') 

1850  .    .     12,982,365        22,871,182  9,888,817     „ 

1851  .     .     13,373,449        15,092,362  1,718,918     „ 

1852  .    .     17,056,719        19,106,338  2,049,619     „ 

Mit  Ausnahme  der  Forsten  ftind  im  Königreich  die  Domainen  alle  yer- 
kauft.  Jetzt  hat  man  in  den  deutschen  Herzogthümem  mit  dem  gleichen 
Yerfahren  begonnen.    Neuestes  Budget  des  Gesammtstaats  für  1860: 

Einnahmen :        ntur. 

Uebersehüsse  der  Domänen  1,748,424 

„  von  Lauenburg     252,873 

„         d.westind.  Inseln       42,850 

Zinsen  von  Staatsactiyen     .     784,684 

„      Tom  Sundzollfonds    .  1,200,000 

Steuern   und   Verschiedenes  8,425,335 

Beiträge  der  Landestheile   .  4,235,000 


16,689,166 


Ausgaben:         ßthir. 

Civilliste 800,000 

Apanagen 368,860 

Staats-  und  Reichsrath    .    .     101,400 
Staatsschuld  ......  5,736,400 

Pensionen 1,367,500 

Ministerium  des  Auswärtigen, 
Kriegs,  der  Marine  und  Fi- 
nanzen       6,895^84 

Diyersi  u.  Ausserordentliches  1,419,922 

16,689,166 


Neben  diesem  gemeinsamen  Budget  bestehen  für  die  einzelnen  Landes- 
theile Specialetats,  welche  sämmtliche  innere  Regieruuffskosten  enthalten. 

Staatsschuld.  Schon  1771  betrug  die  dänische  Schuld  15,915,896  Rthk., 
wovon  man  damals  einen  —  wenn  auch  kleinen  Theil  für  „verjährt**  erklärte. 
Ton  da  an  nahm  sie  in  starker  Progression  zu,  weniger  übrigens  durch  fiin- 
dirte  Anlehen,  als  durch  ungemessene  Ausgabe  von  Papiergeld.  1813  war  die 
Summe  desselben  auf  142  Mill.  Rthlr.  gestiegen,  der  Cours  aber  auf  25 7» 
herabgegangen.    In  diesem  Yerhältnisse  fand  nun  auch  eine  gesetzliche  Ent; 


*)  1  Thlr.  BeiohsmOnze  =  »/*  Thlr.  preuss.  Cour. 
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-wertbimg  der  Bankzettel  statt.  Alsdann  wurden  sie  nadi  und  nadi  einjpUisi, 
wozu  die  Mittel  durch  mehrere  Anlehen  beschafft  wurden.  Die  fundirte  Schuld 
stieg  daher  theils  durch  diese  Anleh^i,  theils  aber  auch  durch  andere,  zum 
Zwecke  der  Defidtsdeckung  aufgenommene,  sehr  rasch.  Sie  betrug  1841: 
116,608,000  Thfa*.  Von  da  bis  1848  ward  so  Tiel  getilgt,  dass  die  Geeaaunt- 
schuld  auf  105  MilL  Thlr.  herabgebracht  war.  Die  Defidts  der  folgenden 
Jahre  brachten  sie  aber  wieder  auf  den  alten  Stand  und  darfiber.  Dann  y«- 
besserte  sich  die  Lage  auf  einmal  durch  die  Sundzollabldsung,  welche  dem 
Staat  ein  Capital  Ton  30,476,325  Thlr.  einbrachte.  Auch  der  DomSnenTerkanf 
in  den  Herzogthfimem  gewährte  Mittel  zur  Tilgung  dänischer  Schulden.  So 
kommt  es,  dass  diese  sich  seit  einigen  Jahren  wieder  namhaft  yermindert 
haben  und  am  1.  April  1860  betrugen: 

a)  inländische 68,710,000  Rihlr. 

b)  ausländische .    34,449,000      ^ 

Summe   103,159,000  Rthlr. 
Daneben   circulirt  Papiergeld,   dessen  Betrag  1856   zu  13,411,918  Rthlr. 
angegeben    ward;    gleichzeii^    wurden    fibrigens    13,303,411   Thlr.    Activen 
aufgef&hrt. 

i.  167. 

10)  lonigreich  Sdneden  und  Norwegen. 

Beide  Länder  stehen  in  keinem  andern  Yerbande,  als  in  dem  der  Personal- 
union.   'Wir  mfissen  sie  also  abgesondert  behandeln. 

A.  Bchweden.  Staatsumiang  und  Bevölkerung.  Das  Konigreidi 
Schweden  umfasst  8,002,i6  Q.-Meilen  mit  3,639,332  Einwohnern.  Ausserhalb 
Scandinayiens  besitzt  es  nur  noch  die  westindische  Insel  Barthelemy,  kaum 
3  Q.-Meilen  gross,  mit  18,000  Bewohnern. 

Finanzen.  Das  (eigenthOmlich  abgefasste)  Budget  fßr  18^/eo  schliesst  mit 
folgenden  Endziffern  pr.  Jahr: 

a)  Ordentliche  Einnahme:  Domänen  und  Bechnungsüberträge 

8,196,800  Rthlr.«) 

b)  Ausserordentl.  Einnahme:  Zölle,    Brannt- 
weinsteuer, Stempel,  Post,  Malzsteuer  etc.    .    .    18,277,900      „ 
Summe  der  ganzen  laufenden  Einnahme  .    .    .     26,474,700  Rthlr. 

a)  Ordentliche  Ausgabe:  Laufende  Kosten  der 

Oesammtregierung 25,508,500       „ 

Verbleibt  Ueberschuss 966,200  Rthlr. 

b)  Ausserordentl.  Ausgaben  auf  3  Jahre  .  .  26,698,603  Rthh., 
welche  gedeckt  werden  sollen  durch  die  Ueberschüsse  der  früheren  Finani- 
perioden  (14,395,882),  durch  obigen  Ueberschuss  der  laufenden  Periode  (2,898,600 
auf  3  Jahre)  durch  Anlehen  (2,533,868),  durch  den  Ueberschuss  der  Reiche- 
bank  (1,000,000  Rthlr.)  und  durch  eine  Kopfsteuer,  welche  sogar  ein  Jahr 
rfickwärts  zu  wirken  hatte. 

Staatsschuld.  Schweden  hat  seine  ältere  fundirte  Schuld  fast  ganz  ab- 
bezahlt:  die  auswärtige  schon  1819,   die  inländische   anfangs  der  yiendger 


*)  1  Riksdaler  Riksmynt  =  11  8gr.  5,4  Pf.  prenss.  Es  if?ird  aber  auch  noch  nach 
Speoiesthaler  gerechnet  1  SpeciestUr.  =  4  Thlr.  Beiohsmünze  =  1  Thlr.  15  Sgr. 
9^  Pf.  prenss. 

Digitized  by  CjOOQIC 


Sohwedas  und  Kocwegen.  477 

Jahre.  Dagegen  blieb  eine  namhafte  schwebende  Sohuld,  betMiend  au  droa 
22Vt Hill. Papiergeld,  welches  seinerzeit,  wie  anderwärts,  starker Entw^thong 
anheimfiel.  Neuerer  Zeit  hat  jedoch,  tiieils  yorübeigehend  znm  Zwecke  der 
Unterstützang  des  Handekstandes  in  Folge  der  Crisis  yon  1857,  theils  blei- 
bend zum  Eisenbahnbau,  eine  rasche  Yermehrung,  beziehungsweise  Schaffung 
einer  neuen  fundirten  Schuld  stattgefunden.  Diese  wurde  f&r  Ende  1859  fol- 
gendennassen angegeben: 

Best  der  älteren  inneren  Schuld 7,984,000  Rtiür. 

Eisenbahnanlehen  yon  1848  ä  47»  (urspr.  6  IGIL)  .  ,4,528,000  „ 
Anlehen  von  1851  (zur  Grfindung  der  Bank)  .  .  .  8,931,200  , 
Eisenbahnanlehen    von   1858   (ursprüngl.  14,4  MilL) 

k  4V«7«. 14,164,000     „ 

Zusammen  Ende  1859       30,607,200  Bthhr. 

Dazu  kommen  die  beiden  weiteren  in  Deutschland  auf- 
genommenen Eisenbahnanlehen  yon  1860  (10  MilL 
Thhr.  prenss.  k  4Vs7o  und  2,4  MilL  Thlr.  ^uss.  in 

Form  eines  Lotterieanlehens) 32,490,000     ^ 

Gesammtbetrag  der  fundirten  Schuld  Ende  1860  .  63,097,200  Rthhr. 
Rechnet  man  hiezu  die  Papiergeldsschuld,  so  erhöht  sich  der  Gesammt- 
betrag der  ^huldyerpflichtungen  Schwedens  auf  ca.  85  MilL  Thlr.  Reichs- 
münze =  56,772,916  Thlr.  preuss.  =  15,«  Thlr.  preuss.  auf  jeden  Einwohner. 
Wir  fügen  noch  bei,  dass  die  Obligationen  der  in  Deutschland  contrahirten 
schwedischen  Anlehen  nach  deren  Inhalt  binnen  15  Jahren,  die  Zinscoupons 
aber  binnen  10  Jahren  nach  Verfall  y erjähren. 

B.  Norwegen.  Staatsgebiet:  5,799,si  Q.-Meilen;  Bevölkerung  1855: 
1,490,047  Seelen. 

Finanzen.  Als  Norwegen  1814  sich  yon  Dänemark  trennte,  war  es  mit 
25  MilL  Papiergeld,  welches  das  Silber  fast  ganz  yerdrängt  hatte,  überschwemmt 
und  finanziell  YÖllig  zerrüttet.  Dazu  kam  der  Unabhängigkeitskrieg  gegen 
Schweden,  welcher  eine  weitere  Zettelausgabe  yon  14  Mül.  Thlr.  zur  Folge 
hatte,  da  das  Land  nirgends  Darlehen  bekam.  Ausserdem  musste  dieses  y er- 
möge des  Kieler  Tractats  2,400,000  Spociesthlr.  in  Silber  yon  der  dänischen 
Staatsschuld  übernehmen.  So  stieg  1815  die  Noth  aufs  Höchste,  während 
das  Papiergeld  immer  tiefer  sank.  Indessen  ermannte  sich  die  kleine  Nation 
imd  legte  sich  selbst  ein  Zwangsanlehen  yon  2  Hill.  Speciesthlr.  auf,  welche 
als  Grundstock  einer  neuen  Nationalbank  eingeschossen  wurden.  Diese  zog 
das  alte  Papiergeld  allmälig  ein  (allerdings  nur  zum  Oourse  yon  10 V»  gegen 
jederzeit  einlösbare  Noten  der  neuen  Bank).  Alsdann  ging  man  mit  gleicher 
Energie  an  die  Herstellung  des  Oleichgewichts  im  Staatshaushalte,  und  zwar 
mit  demselben  guten  Erfolge.  Die  Finanzlage  gestaltete  sich  in  der  Folge 
so  günstig,  dass  man  aUe  directen  Steuern  abschaffen  konnte.  Das  neueste 
nns  bekannte  Staatsbudget  fQr  18'^V«o  schloss  in  Einnahme  und  Ausgabe 
gleich  ab  mit  4,629,500  Spec-Thlr. ») 

Schulden.  Im  Jahr  1823  betrug  die  norwegische  Schuld  noch  5,820,000 
Spec-Thlr.,  1842  war  sie  bis  auf  2,820,000  Thlr.  getilgt.  Inzwischen  sind 
seit  1848  neue  Schulden,  jedoch  wesentlich  fQr  proouctiye  Zwecke  (Einrich- 
tung einer  DaropfschifffahrtsYerbindung  zwischen  der  ganzen  norw.  Küste, 
Hafenanlagen,  Strassen-,  Leuchthurm  und  Eisenbahnbauten),  contrahirt  worden. 
Anfangs  1854  ward  die  Schuld  so  specificirt: 


^)  1  Dorweg.  Bpeciesthlr.  ==  1  Thlr.  15  8gr.  6  PI  prenss. 
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Alter  Sdinklrest  S,S50,000  Spec-TUr. 

4proc.  Anlehen  Ton  1848  k  1,500,000  Spec.-Thlr«     1,250,000     ,,         , 

Anleihe  k  1,200,000  Spec-Thlr 1,120,000    „         „ 

Stimme  . 4,720,000  Spec-Thlr. 

Anfangs  1855  war  sie  bis  auf  4,384,300  Spec-Thlr.  abgetragen,  wurde 
aber  1857  und  1858  um  3,eMi]l.  Thlr.  vermehrt  nnd  dürfte  jetzt  mit  Berfick- 
sichtigung  der  inzwischen  erfolgten  planmassigen  Tilgung  ca.  773  Mill.  Spec- 
Thlr.  =  11,375,000  Thlr.  preuss.,  auf  den  Kopf  der  Bev^kerung  ca.  8  Thhr. 
preuss.,  betragen. 


§.  168. 

H)  Schweizfrisehe  BidgeBesseeschafl. 

Staatflgebiet:  724,9  Q..MeUen.  Bevölkenrng  (1850):  2,390,116  Seelen. 
Für  1860  wird  die  Einwohnerzahl  auf  2^/2  Mill.  geschätzt. 

Finanzen.  Die  neue  Verfassung  gewährte  der  Bundesregierung  statt  der 
früheren  Matricularbeiträge  eigene  Einkünfte,  namentlich  Zolleinnahmen,  Post- 
und  Telegraphen -Erträgnisse.  Für  ausserordenüiche  Bedarfsfälle  kann  übri- 
gens nach  emer  ffkt  20  Jahre  festgestellten  SctUa  auf  die  Kantone  zurückge- 
nriffen  werden.  Bis  jetzt  haben  aber  die  Bundeseinnahmen  nicht  nur  die 
Centralregienmgskosten  gedeckt,  sondern  noch  Ansammlung  yon  ActiTTermögen 
ermöglicht.    Budget  für  1860: 


Einnahmen:         -pn. 

1)  Yermögensertrag  .    .    .  555,419 

2)  Regalien  und  Verwaltgn.  15,236,248 

3)  Canzleieinnahmen  etc  .  174,100 

4)  Unvorhergesehenes   .    .  233 


15,966,000 


Ausgaben :  ^^ 

1)  Zinsvergütungen   .    .    .       471,875 

2)  Allgemeine   Verwaltung       320,725 

3)  Departements  ....       385,800 

4)  Special  Verwaltungen      .  14,552,109 

5)  Unvorhergesehenes    .    .  491 

15,731,000 


Ueberschuss 235,000  Frs. 

Soholden  hat  dieCentralregierung  bis  jetzt  nur  für  Activerwerbung^i 
und  zum  Zwecke  der  Landes vertheidigung  im  Jahre  1856  contrahbrt  IHe 
letztere  Schuld  ward  Angesichts  des  (behenden  Krieges  mit  Preussen  zum 
Belaufe  von  12  Mill.  Frs-,  rückzahlbar  binnen  20  Jahren,  im  Auslande  ge- 
macht, zur  Hälfte  ä  5Vo,  zur  andern  4V«7»  und  zum  Oours  von  resp.  99  und 
96*^/0.  Da  der  Krieg  glücklicher  Weise  nicht  zum  Ausbruche  kam,  wurde  von 
Anfang  an  ein  Theil  der  5proc  Schuldhälfle  nicht  ausgegeben,  audi  der  an- 
dere Theil  derselben  wieder  eingelöst.  Die  beabsichtigt  gewesene  Kündigung 
der  4V'aproc.  Kriegsschuld  ist  wegen  der  kritischen  Zeitverhältnisse  bis  jetzt 
unterblieben.  Für  Beginn  1860  war  der  Yermögensstand  der  Bundeecasse 
folgender: 

Passiven  10,770,928  Frs.    Activen  19,833,034  Frs.    Vermögens- 
überschuss  9,062,106  Frs. 

Weniger  günstig  gest^tet  sich  die  Bilanz  bei  einzeken  Can tonen, 
während  übrigens  die  Mehrzahl  derselben  entweder  schuldenfrei  ist,  oder 
doch  ein  Activvermögen  besitzt,  welches  die  Schuldverpflichtungen  über- 
steigt Wir  lassen  diejenigen  Cantone  folgen,  deren  Schulden  von  Bedeu- 
tung sind: 
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Ctaton :                     Schulden :    Yermdgen : 

Frs.                Frs. 
Bern  (1860)     .     1,258,721      9,760,622 
Genf  (1858)    .  15,800,000           — 
Freiburg  (1857)    3,386,433     6,412,577 
Tessin  (1858)  .     6,518,872  (lispoi.784,641 

CantoB:                    Soli«ld«i: 
Frs. 
Solothurn  (1858)     532,688 
Luzern  (1860)    .     413,347 
Graubünden(1857)2,408,694 
Glarus  (1858)     .     689,905 

47» 

YennSgen: 

Frs 

4,943,451 

5,421,014 

2,579,998 

673,558 

Dieses  Yerzeichniss  macht  jedoch  keinen  Anspruch  auf  Yollstandigkeit  und 
enthält  namentlich  die  grossen  Schuldyerpflichtungen  nicht,  welche  einige 
Cantone  neuester  Zeit  für  Zwecke  des  Eisenbahnbaues  eingegangen  haben,  so 
insbesondere:  der  Canton  Bern,  der  kürzlich  einen  Theil  der  Ostwestbahn 
um  7  Mill.  Frs.  erworben  und  den  Kaufpreis  in  4proc.  Cantonsobligationen 
ausbezahlt  hat,  auch  zum  Ausbau  der  Bahn  noch  grösserer  Darlehen  bedarf, 
und  der  Canton  Freiburg,  welcher  der  Oronbahn  mit  einem  Anlehen  von 
16  Mill.  Frs.  unter  die  Arme  zu  greifen  beschlossen  hat.  (Yon  diesen  16  MOl. 
sind  im  Juli  1860  k  conto  4  Mill.  zu  5V^  rückzahlbar  mittelst  eines  Tilgungs- 
fonds von  V^Vo  von  1868  an,  zur  Subscription  aufgelegt  und  1861  weitere 
6  Mill.  in  Form  eines  Lotterieanlehens,  in  Lioosen  k  15  Frs.,  rückzahlbar  von 
1861  bis  1913,  begeben  worden.  Dabei  hat  der  Finanzdirector  eine  Yer- 
mogensdarstellung  gegeben,  wonach  der  Canton  circa  8,200,000  Frs.  Activ- 
Termogen  besass,  worauf  vor  1860  eine  Schuld  von  5,000,000  Frs.  hafkete.) 

§.  169, 

ii)  Türkiscbes  Reich. 

Staatsnm&ng:  in  Europa  einschliesslich  der  Schutzstaaten  Moldau-Wa« 
lache!  und  Serbien  9,770;  in  Asien  31,400;  in  Afrika  22,000,  zusammen 
tkber  63,000  Q.-Meilen,  wovon  unmittelbare  Besitzungen  ca.  38,000  Q. -Meilen* 
(Nach  Schätzungen.) 

Bevölkerung:  im  Ganzen  ca.  38  MDl.  Menschen,  wovon  etwa  26 V2  Mill. 
unter  unmittelbarer  Herrschaft  der  Türkei. 

Finanzen.  Seit  dem  letzten  Kriege  so  zerrüttet,  dass  wiederholt  der  Sold 
der  Trappen  nicht  ausbezahlt  werden  konnte.  Nach  den  aus  Anlass  des 
letzten  Anlehens  Seitens  der  Negocianten  desselben  gegebenen  Notizen  sollen 
die  Einkünfte  des  Reiches  etwa  275  Mill.  Frs.  gewähren,  während  das  ordent- 
liche Ausgabebudget  nur  259  Mill.  Frs.  erfordern  soU.  Diese  Aufstellung  ist 
übrigens  augenscheinlich  sanguinisch  und  für  Zeiten  vollkommenster  Ruhe 
berechnet,  deren  sich  die  Türkei  nicht  mehr  erfreut.  Thatsache  ist,  dass  sich 
die  hohe  Pforte  fortwährend  in  Finanzverlegenheiten  befindet. 

Sohnlden.  Trotz  aller  Kriege  hat  die  Türkei  bis  1854  doch  keine  eigent* 
liehe  fundirte  Staatsschuld  contrahirt.  Man  creirte  zwar  seit  1829  Papiergeld, 
aber  auch  damals  nicht  in  übermässiger  Menge.  Ungeheure  Opfer  erforderte 
dagegen  der  letzte  Krieg  von  1853 — 56,  insbesondere  erschöpften  die  Alliirten 
das  Land.  Es  folgte  mm  nicht  nur  eine  Reihe  von  Anlehen  im  Ausland 
(1854:  3  Mill.  Pfd.  Sterl.  zu  6^0  unter  Verpfandung  des  Tributs  von  Aegypten, 
zum  Cours  von  82  ^o;  in  demselben  Jahre  weitere  5  Mill.  Pfd.  Sterl.  zu  4Vo 
unter  Garantie  von  England  und  Frankreich;  1858:  5  Mill.  Pfd.  Sterl.  zu  67o; 
1859:  5  Mill.  Pfd.  Sterl.  zu  SV;  endüch  1860:  400  Mül.  Frs.  zu  6V0,  MirÄs'- 
sohes  Anlehen,  welches  übrigens  nur  zum  kleinsten  Thei)e  zu  Stande  kam), 
sondern  es  entstand  auch  eine  eben  so  grosse  und  viel  drückendere  schwe- 
bende Schuld.  —  Der  Stand  der  gesammten  türkischen  Staatsschuld 
wurde  1860  (von  Mires  u.  Cons.)  so  angegebmi: 


Digitized  by  CjOOQIC 


480 

1)  Aeutsere  eonsolidirte  Selnild 810  IGU.  Fn. 

2)  Innere             ^                ,       ^^     v  « 

3)  Schuld  Ton  Galata 127     ,  , 

4)  Essams  mamtuz^s  (yon  der  Conyertirong  der  Rente 
herrührend)       15     „  , 

5)  Serghis  (Obligationen,  von  1865  an  jähr],  zum  5.  Theil 
rückzahlbar) B6     ^  , 

6)  Best  des  Papiergelds  und  Schatzscheine 70    ,  , 

7)  Schwebende  Schuld  (Zahlungsrückstände)     ....    110     ^  ^ 

Zusammen  774  l^GIL  Frs. 
Alle   früheren  Angaben   hielten  sich  auf  einer  niedrigeren  Summe,   da 

jedoch  die  Anlehensuntemehmer  von  1860  die  Schuld  in  keinem  Falle  zu  hoch 
dargestellt  haben,  so  sind  wir  ihrer  AuiGstellung  als  glaubwürdig  gefolgt 


§.  170. 

13)  Vereinigte  Staaten  Ton  NordaMrika. 

Es  lag  niemals  im  Plane  unseres  Werkes,  die  Darstellung  auf  die  ausser- 
«uropäischen  Staaten  auszudehnen.  Eine  Ausnahme  glauben  wir  aber  im 
Interesse  unserer  Leser  mit  der  nordamerikanischen  Föderatiy-Republik  machen 
zu  müssen,  und  zwar  um  desswillen,  weil  der  hohe  Zinsfiiss  ihrer  öffentlichen 
Fonds  so  manche  deutsche  Capitalisten  zum  Ankaufe  derselben  bereits  verlockt 
hat  und  noch  verlocken  wird;  weil  ab6r  die  Erfahrung  der  letzten  Jahre  sch<m 
2ur  Qenüge  dargethan  hat,  dass  Vorsicht  nirgends  mehr  als  hiw  am  Platze 
ist.  Obgleich  uns  übrigens  ein  ziemliches  Material  zu  Gebote  stände,  müssen 
wir  uns  doch  innerhalb  des  Rahmens  des  uns  zugemessenen  Raumes  auf  das 
AUerwesentlichste  beschranken. 

Der  ungeheure  Aufschwung,  welchen  die  Union  seit  zwei  Generationen 
genommen  hat,  mochte  wohl  die  Hoffnung  rechtfertigen,  dass  die  Zukunft  ihr 
gehöre.  Es  kam  dazu  eine  wirkliche,  in  Zahlen  vor  Augen  gestellte  finanzielle 
und  Yolkswirthschafüiche  Blüthe,  und  es  ist  daher  kein  Wunder,  dass  sich 
viele  Capitalisten  verleiten  Hessen,  ihre  Capitalien  in  Mobiliarwerthen  uizulegraii, 
welche  hohe  Interessen  versprachen  und  nebendem  eine  unzweifelhafte  Sicher- 
heit zur  Unterlage  zu  haben  schienen.  Allein  die  amerikanischen  Zustande 
haben  die  auf  sie  gesetzten  Hoffnungen  grossentheils  getauscht  Die  von  dort 
ausgegangene  Handels-  und  Geldcrise  von  1857  hat  wirthschaftliche  Schäden 
aufgedeckt,  deren  Existenz  man  nicht  ahnte;  sie  hat  eine  unsolide  Ueberspe- 
culation  zu  Tage  gelegt,  und  überdiess  sehr  gegründete  Zweifel  an  dem  red- 
lichen Willen  mancher  Staaten,  Grafschaften,  Städte  und  Gesellschaften,  ihren 
Gläubigern  gerecht  zu  werden,  wachgerufen.  Manche  derselben  haben  ihre 
Zahlungen  auf  Zins  und  Capital  mit  frivoler  Leichtfertigkeit  sistirt  und  schon 
können  ihre  Gläubiger  von  namhaften  Verlusten  Zeugniss  ablegen.  Auch  die 
Rechtshülfe  gegen  diese  morosen  Schuldner  hat  siöh  wenig  prompt  erwiesen. 
Es  hat  sich  namentlich  gezeigt,  dass  die  einzelnen  Staaten  der  Union  unge- 
achtet ihres  politischen  Verbandes  unter  einer  föderativen  Cen^alregiemng 
keinen  Richter  über  sich  anerkennen,  sondern  kraft  eigener  Souveränetat 
totale  oder  partielle  Staatsbankerotte  decretiren  können  und  wenn  diese  Fata- 
lität gegenüber  den  Grafschaften,  Städten  und  Associationen  auch  nicht  ror^ 
liegt,  so  haben  sich  doch  einzelne  derselben  auf  wenig  ehrenhafte  Weise  hinter 
den  Schutz  unbeobachtet  gebliebener  Formalitäten  gezüchtet,  welche  der  Aoa- 
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läiider,  zmnal  der  Europäer,  mdit  zu  beurtheilen  in  der  Lage  ist,  weil  er  die 
Gesetze  jener  Staaten  nicht  genugsam  kennt. 

Selbst  die  rühmlicbe  Ausnahme,  welche  die  Union  als  solche  bisher  uiiaus- 
sesetzt  gemacht  hat,  indem  sie  ihre  Finanzen  in  einem  Blütheznstand  zu  er- 
halten vermochte,  ^wie  er  anderwärts  nirgends  anzutreffen  war,  —  droht  zur 
Stunde  verloren  zu  gehen.  Nichts  will  sich,  wie  es  scheint,  in  Amerika  stabil 
und  gesichert  erweisen;  denn  selbst  der  Bestand  der  Union  ist  heute  in  Frage 
gestellt  Die  südlichen  (Sclaven-)  Staaten  haben  sich  losgenssen;  beide  Par- 
teien bekriegen  sich  auf  Tod  und  Leben  und  mögen  die  Würfel  fallen,  wie 
sie  wollen,  so  ist  Eines  gewiss :  dass  nämlich  beide  Theile  sich  in  kurzer  Zeit 
finanziell  erschöpfen;  dass  es  axii  längere  Zeit  mit  ihrer  finanziellen  Blüthe  ein 
Ende  hat  und  dass  die  Union  sich  ebenso  wie  die  Sonderbundsstaaten  eine 
Schuldenlast  aufladen  wird,   welche  ihren  Credit  schmälern  muss.    Bei  den 

Xthümliohen  und  unfertigen  Zuständen  Amerika^s  und  bei  dem  allem  herr« 
iden  Materialismus  jenes  Welttiieils  steht  aber  noch  eine  schlimmere  Per- 
spective offen:  jener  Zustand  der  südlicher  gelegenen  Republiken,  der  nichts 
anderes  ist,  als  die  Anarchie  in  Permanenz. 

Wir  wollen  nicht  schwarz  sehen;  aber  wir  wollen  unsem  Lesern  Anlass 
zur  Vorsicht,  strenger  Untersuchung  und  Unterscheidung  geben,  wenn  sie  im 
Begriffe  stehen,  ihr  Yermogen  amerikanischen  Zufälligkeiten  anzuvertrauen. 
Es  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  selbst  die  Begriffe  von  Gewinn  und 
Verlust  in  einer  Societät  sich  nach  und  nach  umgestalten,  welche  an  frappante 
Wechsel  der  Zustände  und  Erwerbsgelegenheiten  gewöhnt  ist  und  welcher 
tausend  Gelegenheiten  zu  Gebote  stehen,  Verlorenes  wieder  zu  ersetzen  und 
es  so  leicht  zu  verschmerzen.  v 

Diese  allgemeine  Warnung  vorausgeschickt,  gehen  wir  auf  das  Einzelne  über. 

Staatsumfang.  Das  ganze.Gebiet  der  bisherigen  Union  umfasst  129,036  Q.-M. 
tmd  ist  in  34  Staaten  und  mehrere  ,. Gebiete^  (noch  nicht  als  selbstständijge 
Staaten  anerkannte  Territorien)  von  sehr  ungleicher  Ausdehnung  eingetheUt 

Bevolkernng.  Bei  der  letzten  Zählung  im  Jahre  1850  ergaben  sich 
23,191,876  Einwohner,  wovon  19,987,563  Freie  und  3,204,313  Sclaven.  Für 
Id'^V^^  ward  die  Gesammtbevölkerung  auf  fast  28  MiU.  geschätzt:  für  1860 
auf  circa  29Vs  MiU.  Bei  der  Unabhängigkeitserklärung  hatten  die  unirten 
(13)  Staaten  erst  2,383,300;  1800:5,306,032;  1810:7,239,905;  1820:9,637,999; 
1830:  12,856,407;  1840:  17,100,572  Einwohner. 

Finanzen.  Die  Union  bezieht  ihre  Haupteinkünfle  aus  den  Zöllen  und 
dem  Erlöse  verkaufter  Ländereien.  Unmittelbar  nach  dem  Unabhängigkeits- 
krieg erhob-  sie  eine  geringe  Grundsteuer;  seit  1818  sind  aber  alle  directen 
Unionssteuem  abgeschafft;.  Vor  dieser  Zeit  war  die  Finanznoth  oft  nicht  ge- 
ring; selbst  die  Zinsen  der  Unionsschuld  blieben  zeitweise  unbezahlt.  Später 
lieferten  aber  die  Zölle  so  günstige  Ergebnisse,  dass  man  über  grosse  Ueber- 
schüsse  zu  verfQgen  hatte,  welche  theils  zur  Schuldentilgung,  theils  zum  An- 
kauf von  Ländereien  etc.  verwendet  wurden.  Die  Handelscrisis  von  1857 
zeigte  das  Schwankende  der  Zolleinnahmen.  Es  ergaben  sich  nun  bedeutende 
Ausfälle  und  man  musste  sowohl  die  fundirte  als  schwebende  Schuld  vermeh- 
ren. Wie  sehr  übrigens  auch  die  Union  ihr  Budget  steigerte,  geht  aus  fol- 
gender Zahlenübersicht  hervor.    Es  betrugen  die 


Einnahmen: 

Einnahmen: 

Ausgaben: 

1792: 

8,652,014  DoU. 

18>i: 

95,492,598 

75,354,680  DoD 

1800: 

10,624,997     „ 

18»/m: 

92,850,117 

72,948,792     , 

1820: 

16,779,331     , 

IS"/«: 

88,532,839 

64,878,828     „ 

1830: 

24,280,888     , 

18"/»«: 

46,557,569 

81,585,667     , 

1845: 

29,769,134    , 

18»/..: 

53,405,071 

83,761,511     „ 

Mo.ar, 
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Dabei  ist  wohl  zu  berücksichtigen,  dass  die  einzelnen  Staaten  einen  sehr 
grossen  Theil  derjenigen  Ausgaben  zu  bestreiten  haben,  welche  anderwärts 
ün  Budget  der  Centralregierung  erscheinen.  Ffir  18^/eo  ward  die  Budgets- 
Einnahme,  SchuldTermehrung  und  Cassenbestand  abgerechnet,  zu  67,223,965Doll.y 
die  Ausgabe  zu  61,002,733  Doli,  berechnet;  Ar  18^V«i:  Einnahmen  66,225,000, 
Aussahen  66,714,929  Doli.  Selbstrerständlich  macht  der  inzwischen  ausge- 
brochene Bürgerkrieg  diese  Au&tellung  völlig  illusorisch. 

Schulden.  ¥^e  in  Amerika  AUes  grossem  Wechsel  unterliegt,  so  selbst 
die  Staatsschuld  der  Union.  Nach  dem  Unabhängigkeitskrieg  wurden  (viel 
zu  nieder)  42,000,375  ]&G11.  Doli,  angegeben.  1790  betrug  die  Schuld  bereits 
79,124,464,  1812  nur  noch  45,209,737,  1816  wieder  127,334,984,  1830r 
48,565,406  Dollar.  1834  war  sie  yoUständig  getilgt  und  1835  wurden  sogar 
Ueberschüsse  an  die  einzelnen  Staaten  vertheilt  Dann  entstand  in  Folge  des 
mexicanischen  Krieges  und  neuer  Landerwerbungen  eine  neue  Schuld.  Diese 
betrug  am  30.  Juni  1858:  44,910,777  Dollar.   Ein  Jahr  später  bestand  sie  aus 

Anlehen  k  6%  im  Belaufe  von 39,828,456  DoU, 

Entschädigung  für  Texas  und  Texanischer  Schuld     .      3,658,463     „ 
Alter  fhn£rter  und  nichtfondirter  Schuld      ....         114,119     j, 

Schatzscheinen 15,153,661     ^ 

Zusammen 58,754,699  Doli. 

Vom  Congress  de  1861  yerlangte  aber  die  Bundesregierung  einen  Kriegs- 
credit  von  nicht  weniger  als  500  MUl.  DolL,  welcher  ihr  auch  gewährt  wurde. 
Die  Schuld  wird  sich  daher  bald  genug  den  europäischen  Staatsschulden  eben« 
bürtig  an  die  Seite  stellen  können. 

Ueber  die  Finanzyerhältnisse  derjenigen  einzelnen  Staaten, 
welche  grössere  Schulden  haben,  geben  wir  nachstehende  Uebersicht 
auf  1.  Janr.  1859: 


Staaten. 


Fundirte    Schwebende 


Schuld. 


Summe 
der  Schuld. 


Nutzbares 
Eigenthum. 


Noch  nicht 
nutzbares 
Eigenthum. 


fliebtifes 

EifMtfcMi. 


Haine      .    • 
Massachusetts 
New-York    • 
Pennsylyanien 
Maryland     . 
Virginia  .    . 
Nord-Carolina 
Süd-        , 
Georgia  . 
Alabama 
Mississippi 
Louisiana 
Arcansas 
Tennessee 
Kentuky  • 
Ohio   .    . 
Michigan 
Indiana   . 
Illinois    . 
Califomien 
Missouri  . 


Doli. 

699,000 

1,314,000 

31,671,944 

39,268,111 

10,754,204 

29,106,659 

7,181,923 

3,192,743 

2,604,750 

5,098,000 

2,271,707 

4,379,091 

2,981,133 

3,844,607 

5,574,244 

17,131,219 

2,337,630 

7,357,074 

11,138,454 

3,900,000 

602,000. 


DolL 
335,277 
4,999,456 


Doli. 

1,034,277 

6,313,456 


770,000  32,441,944 

—        139,268,111 

4,100,00014,854,204 

3,898,500  33,005,159 

7,181,923 


3,000,000 
750,000 

5,000,000 
6,322,551 

12,799,000 


6,192,743 
3,354,750 
5,098,000 
7,271,707 

10,701,642 
2,981,133 

16,643,607 
5,574,244 

17,131,219 
2,337,630 
7,357,074 

11,138,454 
4,043,485 


143,485 
18,436,000J  9^038,000 


DolL 

8,961,221 

38,800,000 

12,933,997 

13,647,276 

4,885,856 

4,600,000 

5,654,622 

4,461,532 

132,000 

207,000 

3,292,717 

18,000,000 


DolL 


3,080,678 


14,000,000 
25,313,514 


250,000 
2,000,000 


liii.  ItH. 

? 

? 
1433,5 
569,0 
270,(. 
531,^ 
239,0 

? 
530,0 

? 

? 
320,» 

? 

? 
500,0^ 
849,» 
137,» 

? 

P 

P 

? 
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Vereinigte  Stasten  Nordamerika^s.  4g3 

Es  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  die  Schulden  der  nordamerikanis'chen  Frei- 
staaten fast  ohne  Ausnahme  nicht  zur  Deckung  laufender  Bedürfnisse,  sondern 
zu  öffentlichen  Bauten  und  behufs  Herstellung  von  Yerkehrsmitteln  contrahirt 
worden  sind.  Insbesondere  der  Eisenbahnbau  ist  Yon  allen  Staaten  direct  oder 
indirect  befordert  worden.  Man^hat  sich  dabei  aber  in  Unternehmungen  ein- 
gelassen, welche  keine  finanziellen  Resultate  liefern.  Die  gewöhnliche  Art 
der  Staatsbätheiligung  bei  den  Eisenbahnbauten  ist  jetzt,  nachdem  man  das 
System  des  directen  Staatsbaues  yerlassen  hat,  die,  dass  die  Staaten  für  die 
betreffenden  Eisenbahncompagnien  Obligationen  (Bonds)  emittiren  und  damit 
die  yon  ihnen  gezeichneten  Aktien  bezahlen.  In  den  meisten  Fällen  sind  in 
erster  Linie  die  Compagnien  verpflichtet,  die  Zinsen  dieser  Bonds  zu  zahlen 
und  für  die  Tilgung  des  Capitals  zur  Yerfallzeit  zu  sorgen,  so  dass  die  Staaten 
nur  subsidiär  für  den  Fall  der  Unvermögenheit  der  Compagnien  eintreten. 
Diess  letztere  hat  nun  häufig  zu  geschehen,  da  viele  Eisenbahnen  sehr  ge- 
ringe Erträgnisse  abwerfen.  Es  entsteht  alsdann  zum  Oeftem  Stockung  in 
der  Befriedigung  der  Gläubiger,  weil  auch  die  Staaten  die  erforderlichen  Geld- 
mittel nicht  parat  haben. 

Von  den  Staaten,  welche  im  Gefolge  derCrisis  von  1857  ihre  Zahlungen 
suspendirt  hatten,  verharren  jetzt  noch  in  der  ,yRepudiation:^  Mississippi, 
Arcansas  und  Florida.  Wie  viele  ihre  Zahlungen  in  Folge  des  neu  ans- 
gebrochenen  Bürgerkriegs  einstellen  werden,  bleibt  abzuwarten.  Yon  den 
Grafschaften  und  Städten  sind  U.A.  mit  der  Zinszahlung  im  Rückstand: 
Alleghany  (Stadt),  Milwaukie  (Munic.)  Pittsburg,  St  Louis  (Munic), 
Wheeling;  von  den  Eisenbahngesellschaften:  Chicago-Mississippi, 
Cleveland-Pittsburg,  CovingtöH-Lexington,  Ohio-Central,  Ohio- 
Indiana,  Ohio-Pennsylvania. 

Als  geordnet  und  Vertrauen  verdienend  werden  die  Finanzen  folgender 
Staaten  angegeben:  New-York;  California  (die  Legalität  der  früheren 
Anlehen  wurde  angefochten  und  die  Zahlung  durch  den  obersten  Gerichtshof 
inhibirt.  Durch  Yolksvotum  ward  jedoch  die  Schuld  1857  anerkannt,  in  neue 
Bonds  ä7Vo  convertirt  und  behufs  Zahlung  von  Zinsen  und  Capital  eine  Ver- 
mögenssteuer von  3Voo  beschlossen);  Georgia;  Illinois  (noch  1850  fallit, 
seit  1857  aber  in  Credit  stehend,  da  nicht  nur  für  die  Zinszahlung,  sondern 
auch  für  die  Tilgung  der  Schuld  um  jährl.  1  Mill.  Doli,  gesorgt  wurde);  In- 
diana (besitzt  einen  Tilgungsfonds);  Kentucky  (bezieht  namhafte  Dividenden 
von  den  im  Besitz  des  Staats  befindlichen  Bankactien);  Maryland  (es  wer- 
den jährlich  ca.  300,000  Doli,  getilgt);  Missouri  (die  Schuld  rührt  fast  ganz 
von  der  Staatsbetheiligung  am  Eisenbahnbau  her;  es  besteht  eine  besondere 
Steuer  von  1  pro  Mille  zur  Bezahlung  der  Zinsen)  und  Ohio  (noch  im  Be- 
sitze grosser  verkäuflicher  Ländereien,  deren  Erlös  zur  Bildung  eines  Tilgungs- 
fonds verwendet  werden  soU). 

Noch  haben  wir  einer  Eigenthümlichkeit  des  amerikanischen  Schulden- 
wesens zu  gedenken,  darin  bestehend,  dass  die  Anlehen  zwar  wie  in  Europa 
eine  gewisse  Zeit  lang  unkündbar  sind  (auch  von  Seite  des  Staats),  aber  nicht 
successive  durch  Verloosungen  getilgt  werden  können,  sondern  auf  Einmal  in 
bestimmten  Perioden  fällig  werden.  Will  daher  die  Schuld  früher  getilgt 
werden,  so  kann  diess  nur  im  Wege  des  Rückkaufs  geschehen  und  oft  nur 
weit  über  pari,  wie  es  z.B.  Seitens  der  Union  schon  öfter  geschehen  ist 
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Stoatepapiere. 


S.  171. 

Schloss- Resultate. 

Uebersicht  über  den  Umfang  des  Gebiets,  der  Bevölkerung,  der  geeammtoii 
Fasslyen,  der  Einnahmen  aus  dem  unmittelbaren  Vermögen  und  der  Gesammt- 
Steuerlast  der  grösseren  europäischen  Staaten  nach  dem  neuesten  Bestände  in 
Thalem  des  80  Thlr.-Fusses. 


ca. 


Grossbritannien 
Frankreich   .    . 
Oesterreich  *)    . 
BuBsland  (europ.) 
Preussen  . 
Italien 
Spanien    . 
HoUand   . 
Belgien    . 
Schweden 
Dänemark 
Bayern     . 
Sachsen,  Königr. 
Württemberg ») 
Hannover     .     . 
Baden      .     .    . 
Hessen,  Grossh. 
Churhessen  .     . 
Nassau     .     .    . 
Braunschweig   . 
Grossh.  Sachsen 
Oldenburg    .     . 
Meklenburg-  Schwerin 
Hamburg      .     . 
Bremen    .     .     . 
Lübeck    .     .     , 
Prankfurt  a.  M, 


Q.-M. 
6,767 
10,035 
11,750 
97,235 
5,104 
4,500 
9,215 
594V« 
5367« 
8,002 
696 
1,387 
272 
854 
698  V« 
278 
153 
173% 
85V« 
67»/4 
66 
114 
244 
6V8 
3V« 
6 
IV* 


Mill. 
28,fts 

36,76 

35,00 
63,9s 

18,00 

21,00 

15,00 

3,80 

3,04 

1,50 
4,60 
2,10 
1,80 
1,85 

l^ 
0,85 
0,71 

0^ 

0,J7 
0,t6 
0,>0 
0,54 
0,» 
0,09 
0,06 
0,06 


Hill 
5,533,00 
2,865,00 
1,600,00 

1,615,88 

293,50 

818,« 
896,00 
604,68 
186^ 

^6,77 

77,6t 

121,10 

65,00 

41,00 
46,85 

45,u 

11,60 
13,00 
14,74 
11,40 

5,10 

4,40 

9,04 

31,08 

8,85 
4,7. 

9,eB 


MilL 

IfilL 

1,., 

409,. 

12,.. 

428,. 

24,M 

168,. 

15,.. 

81,1 

V 

7,. 

6,M 

15,. 

3,07 

6,, 

3,81 

4,. 

3,.. 

7.« 

2,M 

4,. 

0,., 

3,. 

2„. 

1,.. 

0,5» 

1,' 

0,., 

0,M 

0^ 

0,.o 

0,4. 

1,«, 

1,.. 

1,50 

0,.. 

3,« 

0,*> 

0,» 

0,., 

0,.. 

0,ji 

1,0. 

Thlr. 

191,666 

78,000 

45,714 
25,868 
16,806 
38,068 
59,786 

188,111 

40,000 
15,600 
51,747 
26,816 
30,068 
22,777 
25,054 
33,714 
13,647 
17,806 
33,607 
41,455 
19,000 
15,000 
1  6,741 

139,000 

90,000 

96,000 

121,000 


Thlr. 

14,146 
11,646 

4,800 

4,5  U 


4,wo 

3,M1 
2,866 
2,6«4 
3,8M 
3,70« 
3,6S« 
2,507 
8,868 
3,874 
8,S6» 
3,447 
2,777 

14,00t 

11,00« 

6,00« 

12,6» 


^)  Die  Staatsschuld  betrag  am  1.  Nov.  1860  Dach  dem  neuesten  Berichte  der  Staato- 
schuldencommission,  incl.  der  venetianischen  Sonderschuld  2,352,704,724  fl.«  Ost  W. 

*)  Durch  ein  neues  Eisenbahnanlehen  ist  die  Schuld  1861  um  7  MilL  fl.  =  4  MilL 
Thlr.  yennehrt  worden. 
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Zweite  AbtheiluDg. 

Grundentlastungs-Obligationen. 


S.  172. 
Einleitung. 

Ein  ToUeB  Jahrtausend  dauerte  die  feudale  Grundlage,  auf  welche  Karl 
der  Grosse  und  seine  Zeit  die  germanischen  Reiche  Europa's  aufgebaut  hatte. 
Das  ursprünglich  weise  geordnete  und  wohlthätige  Gebilde  wfu^  aber,  im 
Laufe  der  Zeit  bis  zur  Unkenntlichkeit  yerzerrt,  ein  mächtiger  Hebel  zur 
Unterdrückung  aller  freien  Begung  sowohl  im  politischen  als  auch  im  wirth- 
schaftlichen  Leben  der  Völker.  Es  entspann  sich  daher  ein  erbitterter  Kampf 
gegen  die  ganze  feudale  Staatsordnung,  der  sich  nicht  nur  die  Befreiung  der 
Fersonen,  sondern  insbesondere  auch  die  Entfesselung  des  Grund  und  Bodens 
zum  Ziele  setzte.  Diese  letztere  war  zudem  mit  der  fortschreitenden  Popu- 
lation und  besseren  Erkenntniss  Yolkswirthschaftlicher  Prindpien  zur  unabweis- 
liehen  Nothwendigkeit  geworden. 

Li  einzelnen  Ländern  hat  man  die  Erschütterungen  der  französischen  Be- 
Tolutionszeit  benützt,  um  alle  feudalen  Bechte  an  Grund  und  Boden  mit  Einem 
Federstriche  zu  beseitigen.  Li  Deutschland  ist  indessen  im  Allgemeinen  der 
"Weg  der  Ablösung  eingeschlagen  worden.  Es  bedurfke  hier  grossentheils  eines 
zweiten  8turmes,  bis  man  zum  endlichen  Ziele  gelangte,  und  so  kommt  es, 
dass  wir  heute  noch  diejenigen  Werthe  zum  Gegen  stände  unserer  Darstellung 
zu  machen  haben,  welche  an  die  Stelle  der  alten  Grundabgaben  getreten  sind. 

Bei  der  Schwierigkeit  und  Wichtigkeit  der  Aufgabe  ist  überall  die  Staats- 
gewalt zwischen  die  yormaligen  Gefällberechtigten  und  Pflichtigen  yermittelnd 
und  unterstützend  eingetreten.  Man  hat  durch  Gesetz  festgestellt,  was  die 
ersteren  als  Entschädigung  fQr  ihre  Bechte  in  Geld  zu  empfangen  haben  sollen; 
oft  hat  der  Staat  sofort  einen  Theil  des  Entschädigungscapitals  auf  sich  über- 
nommen, so  dass  der  Gefällpflichtige  nur  den  Best  zu  entrichten  hatte.  Zur 
Erleichterung  des  letzteren  hat  sodann  der  Staat  Creditanstalten  errichtet, 
welche  dem  Berechtigten  das  Capital  entweder  baar  oder  in  Schuldverschrei- 
bungen ausbezahlt  haben,  während  sie  gleichzeitig  in  die  Forderungsrechte 
des  so  Befriedigten,  den  Tormaligen  Geföllpflichtigen  gegenüber,  eintraten. 
Diese  Creditanstalten  waren  entweder  überhaupt  Landescreditinstitute,  welche 
auch  andere  Zwecke  yerfolgen,  oder  wurden  lediglich  zu  dem  Zwecke  in's 
Leben  gerufen,  um  die  Grundentlastung  zu  vermitteln,  und  hören  mit  der 
Erreichung  dieses  besondem  Zweckes  auf  zu  existiren.  Ein  anderer  Unterschied 
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zwischen  ihnen  besteht  darin,  dass  sie  entweder  zu  formlichen  Staats-  oder 
ProYinzial -Instituten  erklärt  sind,  so  dass  der  Staat  oder  die  Provinz  selbst 
für  ihre  Verbindlichkeiten  direct  haftet,  oder  dass  sie  zwar  fOr  sich  bestehen, 
vom  Staate  aber  verwaltet  und  „garantirt**  werden,  oder  endlich  dass  die  Ge- 
sammtheit  der  Berechtigten  ein  Consortium  Mdet,  auf  dessen  Rechnung  das 
Institut  besteht,  vom  Staate  aber  ohne  Garantie  verwaltet  wird.  Den  vor- 
maligen Gefallpflichtigen  ist  zwar  freigegeben  worden,  das  sie  treffende  Ent;- 
schädigungscapital  sogleich  baar  entweder  an  ihren  Gefallherm  oder  an  das 
betreffende  Institut  zu  bezahlen,  worauf  sie  aller  Verbindlichkeiten  entledigt 
sind;  für  alle  diejenigen  aber,  welche  solche  Baarmittel  nicht  zur  Verfügung 
hatten,  trat  die  Erleichterung  ein,  dass  sie  ihre  Schuldigkeit  während  einer 
längeren  Reihe  von  Jahren  in  kleinen  Quoten  abtragen  können.  Gewöhnlich 
besteht  diese  Quote  im  Ganzen  oder  selbst  nur  in  einem  Theile  der  bisherigen 
Leistung,  welche  so  oft  zu  wiederholen  ist,  bis  das  festgestellte  Capital  nebst 
Zinsen  durch  sie  getilgt  erscheint,  üeberall  hat  die  Gesetzgebung  diesen 
Quoten,  die  ds  wahre  Annuitäten  (Renten)  anzusehen  sind,  dasselbe  Vorzugs- 
recht eingeräumt,  welches  den  durch  sie  abgelösten  Gefallen  zustand;  einzelne 
Gesetzgebungen  legen  ihnen  überhaupt  die  Prioritätsrechte  der  landesherr- 
lichen Steuern  bei. 

Die  vorerwähnten  Creditinstitute  haben  in  den  einzelnen  Ländern,  ver- 
schiedene Namen  erhalten;  in  Oesterreich:  „Grundentlastungsfonds",  in 
Preussen:  „Rentenbanken",  in  Bayern,  Württemberg  und  Coburg: 
„Ablösungscassen*^,  in  den  sächsischen  und  anhaltischen  Ländern: 
„L andren tenbanken'^.  Die  übrigen  deutschen  Staaten  haben,  in  so  weit 
sie  überhaupt  bei  der  Gxundentlastung  sich  betheiligten,  solche  mittelst  ihrer 
allgemeinen  Creditinstitute  befordert;  so  Hannover,  Churhessen,  Sachsen- 
Meiningen,Sachsen-Gotha  durch  ihre „Landescreditanstalten*';  Braun- 
schweig durch  seine  „Leihhausanstalt^  und  Baden  durch  die  mit  der 
Amortisationscasse  verbundene  „Zehentschuldentilgungscasse".  Alle  diese 
Institute  sind  ermächtigt,  Schuldverschreibungen  auf  Namen  oder  auf  Inhab^ 
auszustellen,  welche  Gegenstand  des  Verkeli^s  sind,  mit  welchen  vnr  es  also 
zu  thun  haben  und  welche  nach  dem  Institut  benannt  werden,  das  sie  creirt 
und  emittirt  hat,  nämlich  in  Oesterreich:  „Grundentlastungs-Schuld- 
verschreibungen",  in  Preussen:  „Rentenbriefe",  in  Bayern:  „Grund- 
renten-Ablösungsschuldbriefe", in  Württemberg:  „Gefäll- undZehent- 
Ablösungsobligationen",  in  Sachsen  etc.:  „Landrentenbriefe",  endlich 
in  den  mit  sonstigen  Creditinstituten  versehenen  Staaten:  „Credit-Cassen- 
.scheine". 

Diese  letzteren  sind  übrigens  keine  reinen  Grundeutlastungspapiere,  son- 
dern Schuldurkunden  der  betreffenden  Institute  überhaupt.  Es  haften  dafür 
nicht  die  an  die  Stelle  der  früheren  Bodengefälle  getretenen  Geldrenten  aus- 
schliesslich, sondern  das  gesammte  Vermögen  der  Anstalt  und  subsidiär  der 
betreffende  Staat.  Die  Staatscreditinstitute  nehmen  überall  Gelder,  insbeson- 
dere von  Pupillen,  Gemeinden,  Stiftungen,  Sparcassen,  gerichtliche  Depo- 
siten etc.  an,  verwenden  nebendem  die  flüssigen  Capitalien  des  Staats  selbst, 
um  einerseits  die  Grundentlastung  zu  vermitteln,  andererseits  aber  auch  — 
und  diess  ist  ihr  bleibender  Zweck  —  dem  Grundbesitz,  dem  Gewerbe-  und 
Handelsstande  des  eigenen  Landes,  möglichst  billiges  Capital  zu  verschaffen. 
Ihre  Schuldverschreibungen  stellen  sie  eben  für  jene  Einlagen  ans,  meistens 
kündbar.  Da  zudem  ihre  Wirksamkeit  fast  überall  auf  das  eigene  Land 
beschränkt  ist,  so  sind  ihre  Papiere  höchst  selten  Gegenstand  des  aUgemei- 
nen  Verkehrs  und  wir  können  daher  von  denselben  im  Weiteren  füglich 
absehen. 
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Die  wirklichen  Grun^entlastungspapiere  yerdienen  dagegen  mit  Tollem 
Hecht  die  Beachtung  des  Capitalisten.  Wie  schon  vorstehende  Andeutungen 
ergeben,  sind  sie  besser  funoirt,  als  irgend  ein  anderes  WerÜipapier,  Pfand» 
briefe  nicht  ausgenommen;  denn  da  die  Renten,  mittelst  welcher  die  Verzin- 
sung und  Tilgung  der  Entschädigun^scapitalien  bewerkstelligt  wird,  im  Coneoorse 
des  Schuldners  erste  Priorität  gemessen  und  also  selbst  den  Hypothekarforde- 
rungen unbedingt  vorgehen,  so  ist  ein  Verlust  fast  undenkbar.  So  lange  also 
die  Staaten  selbst  nicht  gewaltsame  und  rechtswidrige  Eingriffe  in  die  Grund- 
enüastungsfonds  sich  erlauben,  wessen  sie  sich  aus  einfacher  Klugheit  wohl 
enthalten  werden,  weil  sonst  ihr  Credit  unwiederbringlich  verloren  ginge,  — 
bieten  die  Grundentlastungspapiere  alle  Garantien  einer  sohden  Capitalanlage. 

Von  grösserer  Wichtigkeit  sind  übrigens  für  uns  nur  die  nachfolgenden, 
in  grösseren  Massen  emittirten  und  daher  in  weiteren  Kreisen  verbreiteten 
Papiere. 


§.  173. 

Oeslerreichische  GruttdeDtlastuBgs  -  SchBldrerschreiboDgeD. 

In  Oesterreich  ist  für  die  Gnindentlastung  vor  dem  Jahre  1848  sehr  wenig, 
seitdem  aber  Alles  geschehen.  Eine  ganze  Reihe  von  Gesetzen  regelt  das 
wichtige  Geschäft;  der  Bodenentfesselung.  *)  Sie  setzen  fCLr  jedes  Kronland 
einen  oder  mehrere  „Entlastungsfonds*  ein,  welche  die  Ehitschädigungs- 
capitalien  der  Privatberechtigten  in  öproc.  Schuldverschreibungen  leisten.  I&e 
Dotation  erhalten  dieselben  theils  aus  Mitteln  des  betreffenden  Kronlandes, 
theils  von  den  Besitzern  der  entlasteten  Grundstücke,  theils  auch  vom  Ge- 
fiammtstaate.  Die  Gesetze  unterscheiden  nämlich  zwischen  vormaligen  Rechten, 
welche  gegen  billige  Entschädigung  aufzuheben  und  solchen,  welche  abzu- 
lösen waren.  Von  der  ersteren  Classe  ist  das  Entschädigungscapital  zur 
Hälfte  aus  Landesmitteln  und  zur  Hälfte  von  dem  Pflichtigen  zu  berichtigen. 
Das  Ablösungscapital  für  die  Rechte  zweiter  Classe  hat  der  letztere  in  der 
Regel  ganz  zu  übernehmen.  Der  Gesammtstaat  hat  die  Entschädigung  fOr 
die  Laudemien  zu  tragen.  Die  Leistungen  des  Kronlandes  werden,  wenn  nicht 
andere  Mittel  gegeben  sind,  durch  Steuerzuschläge  aufgebracht;  die  der  Ent- 
lasteten sind  in  Zieler  oder  Annuitäten  zerschlagen  und  müssen  binnen  20  Jahren 
bereinigt  sein.  Sie  ruhen  als  Reallasten  auf  den  entlasteten  Gütern  und  müs- 
sen bei  Zwangsveräusserungen  von  Amts  wegen  berücksichtigt  werden.  So- 
wohl jene  Steuerzuschläge  des  betreffenden  Kronlandes,  als  die  Annuitäten 
der  Entlasteten,  als  auch  die  Beiträge  des  Gesammtstaats  sind  an  die  Ent- 
lastungsfonds abzuführen,  deren  Gassen-  und  Rechnungswesen  abgesondert  zu 
führen  ist.  Bei  der  Direction  der  Fonds  sind  die  vormaligen  Berechtigten  und 
Pflichtigen  je  durch  einen  Vertreter  repräsentirt.  Im  Uebrigen  weist  die  neue 
Verfassung  die  Verwaltung  der  Entlastungsfonds  den  Landtagen  und  Organen 
der  einzelnen  Kronländer  zu. 

Die  Schuldverschreibungen  aller  Entlastungsfonds  lauten  auf  Namen,  zer- 
fallen aber  in  zwei  Abtheilungen :  Lit.  A,  welche  in  ganz  verschiedenen  Sum- 


*)  Patente  vom  7.  Sept.  1848,  vom  4.  Mfirz  1849,  vom  25.  Sept.  1850,  vom  11.  April 
1851,  vom  15.  Aug.  184«,  vom  12.  März  1851,  vom  2.  März  1858,  vom  «8.  Oct.  1858, 
vom  16.  Janr.  1854,  vom  21.  Juni  1854,  vom  1.  Janr.  1856,  vom  7.  Jimi  1857  und 
Hinist.- Verordnungen  vom  81.  Juli  1855,  19.  Mai  1856  und  81.  Oct.  1857. 
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men  ausgestellt  und  fOr  solehe  Besitzer  bestimmt  sind,  die  nieht  frei  über  das 
Capital  verfligen  können,  wie  z.B.  Gemeinden,  Stiftungen,  Kirchenstellexietc; 
diesen  sind  keine  Coupons  beigegeben,  yielmehr  sind  die  Zinsen  gegen  stempel- 
freie Quittungen  zu  erheben;  und  sogen.  Couponsobligationen  för  die  übri- 
gen Besitzer,  auf  Beträge  TOn  50,  100,  500,  1,000,  5,000  und  10,000  fl.  lau- 
tend, deren  Zinsen  gegen  Coupons  zahlbar  sind.  Die  Zinsen  fallen  auf  I.Mai 
und  1.  Nov.  bei  den  betreffenden  Entlastungsfonds. 

AlleCfrundentlastungs-Obligationen  sind  yom  Gesammtreiche  yerbürgt 
und  geniessen  alle  Yorzüge  der  Staatspapiere.  Sie  sind  zur  Anlegung 
Yon  Spillen-,  Kirchen-  und  Stühingsgeldern  und  zur  Cautionsstellung  geeignet 
Ihre  Verjährung^  Amortisation  und  Yindination  richtet  sich  nach  d^ 
über  die  Staatspapiere  bestehenden  gesetzlichen  Yorschriflen. 

Sie  sind,  2  Jahre  nach  Beendigung  der  Grundentlastung  beginnend,  binnoi 
40  Jahren  im  Wege  der  Yerloosung  und  öffentlichen  Kündigung  zu  tilgen. 
Kürzere  Tilgung  ist  vorbehalten.  Jährlich  finden  zwei  Yerloosungen  statt; 
die  eine  am  30.  April,  die  andere  am  31.  Oct.  Sechs  Monate  nachher  sind  die 
verloosten  Obligationen  fällig  und  es  hört  deren  Verzinsung  auf.  Sie  werden 
in  der  Landeswährung  bei  der  Fondsdirection  eingelöst. 

üeber  die  Grösse  der  gesanunten  österreichischen  Grundentlastungsschuld, 
sowie  über  die  Vertheilung  derselben  auf  die  einzelnen  Kronländer  haben  wir 
oben  S.  76  Nachweis  gegeben.  Sie  betrug  am  1.  Janr.  1860:  475,196,640  fl. 
Conv.-Münze,  wovon  der  Staatsschatz  29,548,540  fl.  ftir  Laudemien  zu  prä- 
stiren  hatte.  Nach  dem  neuesten  Berichte  der  Staatsschuldencommission  war 
der  Stand  am  1.  Nov.  1860,*  auf  österreichische  Währung  umgerechnet, 
483,132,142  fl. 

Nicht  zu  übersehen  ist  bei  etwaiger  Erwerbung  österr.  Qrundentlastongs- 
Obligationen  der  Umstand,  dass  Capital  und  Zinsen  in  der  Landes-,  d.  h.  der- 
malen Papierwährung  ausbezahlt  werden,  welche  tief  unter  pari  steht. 

Alle  vorstehenden  Momente  finden  gleichmässige  Anwendung  auf  sämmt- 
liche  österr.  Grundentlastungs-Obligationen.  Es  miden  aber  unter  denselben 
in  anderer  Richtung  einige  nicht  unwesentliche  Unterschiede  statt,  welche  wir 
schliesslich  hervorzuheben  haben.  Man  hat  drei  Gruppen  zu  untersdieiden, 
nämlich 

1)  die  Grundentlastungs-Obligationen  der  deutsch  -  slavischen  Kronl^der 
Oesterreich  ob  und  unter  der  Enns,  Böhmen,  Mähren,  Schle- 
sien, Steiermark,  Kärnthen,  Krain,  Salzburg,  Istrien,  Görs 
mit  Gradisca  und  Triest.  Die  Yerloosung  derselben  hat  am  30.  April 
1856  begonnen.  Sie  unterscheiden  sich  von  den  übrigen  dadurch,  dass 
sie  vom  Besitzer  zur  Heimzahlung  angemeldet  werden  können  und 
dass  sie,  wenn  eine  solche  Anmeldung  nicht  geschieht,  mit  einer 
Prämie  von  5Vo,  also  mit  105  fl.  statt  100  fl.,  heimbezahlt  werden. 
Die  Anmeldung  hat  mittelst  schriftlichen  stempelfreien  Einsehreitens  bei 
der  betreffenden  Fondsdirection  zu  geschehen  und  es  sind  dabei  die 
Obligationen  gehörig  verzeichnet  vorzulegen,  auf  welchen  die  geschehene 
Anmeldung  bemerkt  wird.  Die  angemeldeten  Obligationen  sind  immer 
zuerst  zur  Yerloosung  zu  bringen,  jedoch  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit 
der  Anmeldung.  Kommen  in  einer  Ziehung  nicht  sämmtliche  angemel- 
dete Yerschreibungen  heraus,  so  nehmen  sie  wieder  an  der  nächsten 
Yerloosung  in  erster  Linie  Theil.  Anmeldungen,  welche  nicht  minde- 
stens 6  Monate  vor  der  nächsten  Ziehung  geschehen,  bleiben  bei  dieser 
unberficksichtigt.  Sind  weniger  Obligationen  angemeldet,  als  zu  ziehen 
smd,  so  sind  diese  alle  fällig  und  es  greift  die  Yerloosung  im  Weiteren 
auf  die   nicht   angemeldeten  Yerbrie^gen.     Die  Yerloosungsresultate 
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irerdeii  in  der  Wiener  Zeitung  und  in  der  Amtezeitung  des  betreifenden 
Kronlandes  bekannt  gemacht.  *) 

2)  Die  Gnmdentlastnngs-Ofoligationen  yon  Tyrol  nnd  Yorarlberg.  Sie 
sind  in  allen  Stücken  den  ad  1  genannten  gleich;  nur  findet  bei  ihnen 
weder  eine  Anmeldung  noch  eine  Prämienzahlung  statt  Ihre  Yerloo- 
sung  hat  ebenfalls  am  30.  April  1856  begonnen.*) 

d)  Die  Grnmdentlastungs-Obligationen  der  zur  ungarischen  Krone  geh^brigen 
Länder:  Ungarn,  Serbien,  Banat,  Oroatien  und  Slayonien,  und 
Siebenbargen,  ffier  gibt  es  Yerschreibungen  mit  derClausel:  j^lS^l^. 
Der  Sinn  derselben  ist  der,  dass  diese  Art  Obligationen  erst  yon  1867 
an  zurückbezahlt  werden.  Während  nämlich  die  Yerloosung  derjenigen 
Titel,  welche  den  nicht  mit  Oonfiscation  bestraften  Privatberediligten 
ausgestellt  worden  sind,  mit  dem  31.  Oct.  1857  begonnen  hat,  soll  die- 
selbe für  die  zu  Gunsten  oonfiscirter  Güter  etc.  ausgestellten  Obligatio- 
nen erst  mit  dem  31.  Oct.  1867  ihren  Anfang  nehmen.  Ein  anderer 
Unterschied  besteht  darin,  dass  der  Staatssidiatz  zu  den  Entlastungsfonds 
der  ungarischen  Kronländer  keine  Beiträge  zu  leisten  hat.  Sonst  sind 
die  Obligationen  denen  der  deutseh -slavischen  Kronländer  gleich;  doch 
findet  in  Ungarn  etc.  weder  Anmeldung  nodi  Prämienzahlung  statt') 

§.  174. 

Preossiscbe  ReDteBkriefe. 

In  Preussen  hat  der  Staat  vor  dem  Jahre  1848  sich  bei  der  Grundent- 
Iftstung  nur  in  so  ferne  betheiligt,  als  er  die  Garantie  für  die  in  einigen 
engeren  Landestheilen  errichteten  „Tilgungscassen  zur  Erleichterung  der  Ab- 
lösungen^ übernahm,  so  namentlich  für  die  Paderborner,  dieEichsfeld'sche 
Bnd  Wittgenstein'sche  Tilgungscasse.  (Yergl.  oben  S.  129—130.)  Im  Ge- 
folge des  allgemeinen  Ablösungsgesetzes  von  1850  wurden  aber  mit  Ausnahme 
der  Eheinproyinz ,  welche  diesfalls  mit  Westphalen  vereinigt  wurde,  kraft 
besonderen  Gesetzes  vom  2.  März  1850  *)  in  allen  Provinzen  je  am  Sitze  des 
Oberpräsidiums  (für  Brandenburg  aber  in  Berlin)  ^Rentenbanken**  errichtet, 
welche  zwar  nicht  eigentliche  Staatsanstalten  sind,  so  dass  der  Staat  unmittel- 
bar für  ihre  Yerbindlichkeiten  einzutreten  hätte,  welche  aber  von  Staatsdienem 
verwaltet,  von  den  Provinziallandtagen  controlirt  werden  und  für  welche  der 
Staat  unbedingte  Garantie  übernommen  hat. 

Die  Rentenbanken  haben  ihren  Sitz  in  Berlin,  Breslau,  Königsberg, 
Magdeburg,  Münster,  Posen  und  Stettin.  Sobald  die  zur  Ablösung  kom- 
menden Reallasten  in  fixe  Geldrenten  verwandelt  sind,  können  sie  an  die 
Banken  überwiesen  werden  und  diese  haben  alsdann  die  Ablösung  statt  des 
Pflichtigen  zu  übernehmen.  Sie  geschieht  dadurch,  dass  die  Bank  dem  Be- 
rechtigten gegen  Ueberlassung  der  Geldrenten,  welche   entweder  in  ^/lo  oder 


*)  YerjL  Minist.- Verordnung  Tom  31.  Juli  1855,  Nr.  186,  Reichsges.-Bl.  8.  586. 

^  Minist-Yerordnimg  vom  gleichen  Tage,  Kr.  137,  das.  8.  539. 

«)  7ergl.  Patente  rom  16.  Janr.  1854,  Nr  21,  22  und  23,  Eeichßge8.-Bl.  S.47— 79, 
uad  Tom  21.  Juni  1854,  Nr.  151,  das.  S.  608;  femer  vom  1.  Janr  1856,  Nr.  7,  Reichs- 
ges.-Bl.  8.  9,  und  kaiserL  Verordnung  vom  T.Juni  1857,  Nr.  111,  112,  118,  Reichsges.-Bl. 
8.  399—403.  Die  Verloosung  der  siebenbargiflohen  Obligationen  hat  übrigens  noch 
iMit  begonnen. 

*)  Qes.-Samml.  von  1850,  8.  112.    VergL  auch  allerh.  Erlass  vom  24.  Juni  1850. 
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im  Ganzen  der  in  Geld  yerwanddten  bisherigen  lieistong  bestehen  und  welche 
im  ersten  Falle  56V>s  Jahre,  im  letztem,  aber  41V^>  Jahre  lang  fortzureichen 
sind,  durch  4proc.,  allmälig  (im  ersteren  Falle  mit  V^Vo,  im  letztem  mit  IVo 
Tilgungsfonds)  zu  tilgende  Schuldverschreibungen  im  20fachen  Betrage  der 
vollen  Kente  abfindet.  Die  an  die  Bank  abgetretenen  Beuten  gemessen  in 
jeder  Beziehung  dasselbe  Vorrecht,  welches  die  Gesetze  den  8taatBsteuen 
beilegen,  und  haften  auf  dem  entlasteten  Gute.  Gebäude  müssen  auf  Ver- 
langen genügend  yersichert  werden. 

Alle  Rentenbriefe  sind  unter  sich  gleich.  Sie  sind  in  Stücken  zu  10,  25, 
100,  500  und  1,000  Thbr.  ausgestellt  und  mit  Coupons  auf  8  Jahre  tro.  1.  A^ril 
und  1.  Oct.  versehen.  Nach  Ablauf  dieser  8  j£Übre  erhält  der  Vorzeiger  des 
Briefs  neue  Coupons.  Letztere  können  bei  den  betreffenden  Banken  eingelost 
und  bei  idlen  kgl.  Cassen  an  Zahlung  gegeben  werden.  Die  Rentenbriefe 
sind  zur  Belebung  gerichtlicher  und  vormundschafüdcher  Depositengelder,  so- 
wie der  Fonds  öffentlicher  Institute,  geeignet.  Ihre  Tilgung  geschieht  im 
Wege  der  Ausloosung,  jährlich  zwdmd  im  Mai  und  November,  zum  Nenn- 
werthe,  an  dem  auf  die  Ziehung  folgenden  Zinstermine,  mit  welcnem  die  Ver- 
zinsung d^  verloosten  Stücke  aufhört.  Zahlung  bei  der  betreffenden  Renten- 
bank. Die  gezogenen  Obligationen  müssen  dreimal  im  Amtsblatte  der  Provinz, 
in  einer  Zeitung  derselben  und  im  preuss.  Staatsanzeiger,  mindestens  4  Mo- 
nate vor  dem  Zahlungstage,  bekannt  gemacht  werden.  Die  Tilgungsperiode 
beträgt  41  Vis  oder  56 Vis  Jahre,  je  nachdem  die  Pflichtigen  ^/lo  oder  das  Ganze 
der  Rente  an  die  Bank  zahlen.  Das,  was  durch  nutzbringende  Anlegung  der 
Baarbestände,  oder  durch  Heimfall  verjährter  Capitalien  oder  Zinsen  gewon- 
nen wird,  ist  zu  einem  Reservefonds  fär  etwaige  Ausfälle  anzusanmieln. 

Die  Rentenbriefe  yerjähren  binnen  10  Jahren,  die  Coupons  binnen  4  Jah- 
ren, je  von  dem  auf  den  Fälligkeitstermin  folgenden  letzten  December  an  ge- 
rechnet. Die  erst^en  sind  amortisirbar,  die  letzteren  aber  werden  nur 
dann  ersetzt,  wenn  deren  gänzliche  Vernichtung  überzeugend  nachgewiesen 
ist  Vindication  und  Aussercourssetzung  wie  bei  den  Staatsobligationen. 
<Vergl.  oben  S.  151  und  152.) 

Die  sämmtlichen  Rentenbanken  der  älteren  Provinzen  hatten  im  Oct.  1859 
ihre  Geschäfte  bereinigt  und  wurden  von  da  ab  geschlossen.  An  Rentenbriefen 
hatten  sie  im  Ganzen  emittirt:  78,568,380  Thlr.,  wovon  aber  seit  ihrer  Er- 
richtung bereits  namhafte  Beträge  getUgt  wurden.  (Vergl.  oben  S.  130.)  In 
den  Hohenzollern'schen  Landen  ist  die  Zehentablösung  erst  neuerer  Zeit 
eingeleitet  worden. 

§.  175. 

Bayerische  Gruodrenteo  -  Ablösongs  -  Schuldbriefe. 

Das  Creinmgsgesetz  dieser  öflFentlichen  Fonds  ist  das  Gesetz  über  die  Auf- 
hebung der  Standes-  und  gutsherrlichen  Gerichtsbarkeit,  dann  die  Aufhebung, 
Fixirung  und  Ablösung  von  Grundlasten,  vom  4.  Juni  1848.»)  Es  beruht 
auf  folgenden  Grundsätzen: 

1)  Die  im  Eigenthume  der  Privaten,  Stiftungen  imd  Conununen  befindlichen, 
nicht  unentgeldlich  aufgehobenen  Grundgefälle  gehen  auf  Verlangen  der 
Berechtigten  an  die  zu  gründende  Ablösungscasse  des  Staats  über. 


*)  Gesetzblatt  fttr  1848,  Nr.  13,  S.  97.    Vergl.  auch  die  Volliugsinstruction  Foni 
17.  Juni  1848  und  die  Fioanxminist- Verfügung  vom  gleichen  Tage,  Beg.-BL  Nr.  37. 
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welche  dafür  den  20facheii  Betrag  der  zuYor  fixirten  jährlichen  Abgabe 
in  4proc.  Schuldbriefen  yergütet.  Der  yormalige  Gefällpflichtige  zidüt 
dagegen  nur  den  ISfachen  Betrag  an  die  Abldsungscasse,  während  der 
Staat  den  2fachen  Betrag  zuschiesst. 

2)  Die  Ablösungscasse  ist  mit  der  Staatsschuldentügungsanstalt  verbunden, 
hat  aber  yöllig  getrennte  Casse  und  Bechnung  zu  führen.  Sie  steht 
unter  Mitaufsicht  ständischer  Conmiissäre.  ^  , 

B)  Ihre  Dotation  erhält  sie  theils  aus  den  Zahlungen  der  Yormaligen  G^ 
fallpflichtigen,  theils  aus  Staatszuschiissen.  Die  der  Casse  zugewiesenen 
Gejfällschuldner  können  die  festgesteDten  Ablosüngscapitalien  entweder 
auf  Einmal  abzahlen,  oder  sie  können  .Capital  und  Zins  mittelst  einer 
84jährigen,  in  dem  Jahresbetrage  des  G^fälls  bestehenden,  oder  mittelst 
einer  43jährigen,  ^/lo  dieses  Jahresbetrages  ausmachenden  Annuität 
tilgen,  oder  aber  können  sie  das  Capital  selbst  stehen  lassen  und  nur 
den  4proc.  Zins  daraus  entrichten.  Die  Kündigung  und  Bückzahlung 
des  Capitals  steht  ihnen  auch  später  jeder  Zeit  frei.  Die  Annuitäten 
und  ebenso  die  stehen  bleibenden  Capitalien„  welche  das  Gesetz  ,,Boden- 
zinscapitalien^  benennt,  sowie  beziehungsweise  die  Zinsen  aus  letzteren 
(„Bodenzinsen*)  gemessen  dieselben  Prioritätsrechte,  welche  früher  den 
'         Gefallen  zustand,  also  Bealrechte. 

4)  Auch  diejenigen  yormaligen  Gefällpflichtigen ,  deren  Gefallherm  ihre 
Beuten  nicht  an  die  Ablösungscasse  überwiesen  haben,  können  sich  der 
letzteren  bedienen,  wenn  sie  ihre  Ablösungsschuld  in  Annuitäten  ab- 
tragen wollen.  Sie  zahlen  alsdann  die  unter  der  Annuität  begriffene 
Tilgungsquote  ("^/loo  des  früheren  Gefälls  84,  oder  ^^lioo  desselben 
43  Jab^B  lang)  an  die  Ablösungscasse,  die  Jahreszinsen  aus  dem  Ab- 
lösungscapital  aber  bis  zum  Schlüsse  der  Tilgungszeit,  nach  deren  Ab- 
lauf die  Ablösungscasse  dem  Berechtigten  das  Capital  baar  auszahlen 
muss,  an  den  Gefallherm. 

5)  Die  der  Casse  auf  diese  Weise  zufliessenden  Mittel  muss  sie  zunächst 
zur  Verzinsung,  dann  aber  auch  zur  Tilgung  der  yon  ihr  ausgestellten 
Ablösungsschuldbriefe  verwenden.  Jede  andere  Verwendung  ist  unge- 
setzlich. Zur  Tilgung  yon  Obligationen  müssen  alle  diejenigen  Zahlun- 
gen bestimmt  werden,  welche  auf  Capitalabtrag  geleistet  werden,  seien 
es  nun  yolle  Capitalzahlungen,  Capitalrestzahlungen,  oder  Annuitäten-» 
Tilgungsquoten.  Die  von  den  unter  Zffi*.  4  oben  genannten  Pflichtigen 
eingehenden  Beträge  müssen  zum  Bückkauf  yon  Obligationen  al  pari 
yerwendet  werden,  wie  sie  auch  in  Ablösimgsschuldbriefen  zum  Nenn- 
werthe  bezahlt  werden  können.  Die  Zinsen  dieser  eingelösten  Titel 
wachsen  dem  Tilgungsstock  zu. 

6)  Der  Tilgungsmodus  ist  der  der  Verloosung  und  Heimzahlung  der 
yerloosten  Titel  zum  Nennwerthe. 

7)  Die  Ablösungsschuldbriefe  sind  yom  Staate  yoll  gewährleistet  und  es 
dienen  ihnen  die  eben  erwähnten  Grundrenten  als  Unterpfand.  Sie 
lauten  auf  Beträge  von  25,  100,  500  und  1,000  fl.  Ihre  Bezeichnung 
ist  der  der  älteren  Staatsobligationen  gleich., 

Wodurch  sich  die  bayerischen  Ablösungsschuldbriefe  yon  denen  anderer 
Staaten  unterscheiden,  wird  aus  Vorstehendem  leicht  abzunehmen  sein.  Der 
Staat  hat  sich  als  wirklicher  Schuldner  zwischen  die  yormaligen  Geföllberech- 
ügten  und  Pflichtigen,  welch'  letztere  nunmehr  seine  Schuldner  geworden  sind, 

festellt    Die  Wirksiunkeit  der  Ablösungscasse  ist  dabei  nicht  wie  in  andern 
taaten  auf  eine  bestimmte  Beihe  von  Jahren  beschränkt,  sondern  sie  dauert 
80  lange,  bis  es  dem  letzten  AblösungscapitaUchuldner  gefällt,  seine  Capital- 
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fcfanld  abzutragen.  Eiben  so  lange  kann  andi  Me  endliche  Tilgung  der  Ab- 
lösnngsschuldbriefe  anstehen. 

Die  Bumme  der  Yon  der  Abldsungscasse  emittirten  Obligatbnen  haben  wir 
oben  S.  176  nach  dem  Stande  yom  1.  Oct.  1868  dargestellt.  Mit  dem  30.  Sepi 
1861  bort  die  wdtere  Ueberweisnng  von  Gnmdrenten  an  die  Ablösongscasse 
gesetzlich  auf. 

Ueber  den  Rechtsschatz  der  bayerischen  Ablösungsschuldbriefe  ist  ein  be- 
sonderes Gesetz  nicht  erlassen.  Da  dieselben  indessen  eigentlich  Staatsscfanld- 
briefe  sind,  so  finden  die  für  Staatspapiere  geltenden  gesetzlichen  Yorsdnriften 
Ton  selbst  anf  sie  Anwendung.    (Vergl.  oben  S.  192  £,  §.  44.) 

§.  176. 

LandreDteobriefe  des  Konigreicbs  Sachsen. 

Sie  wurden  geschaffen  durch  Gesetz  vom  17.  März  1832, ')  welches  eine 
Ablösungscasse  unter  dem  Namen  ,,Landrentenbank''  einsetzte.  Letztere  ward 
am  1.  Janr.  1834  eroffiiet.  Sie  wird  unter  Aufsicht  des  Finanzministeriums 
von  3  kgl.  Commissären  verwaltet  Die  üeberweisung  von  Beuten  an  sie  ist 
mit  dem  1.  April  1856  eingestellt  worden.^ 

Die  Bank  löst  für  die  il^  überwiesenen  Beuten,  welche  Bealrecht  geniessen 
und  vom  Pflichtigen  55  Jahre  lang  zu  leisten  sind,  die  Entschädigungsansprüche 
der  Gefallberechtigten  theils  baar,  theils  in  3V>proc.  Bentenbankbriefen  ans. 
Die  letzteren  sind  in  Stücken  von  1,000  Thlr.  (Lit.  A,  mit  blauer  Farbe), 
500  Thhr.  (Lit.  B,  violett),  100  Thlr.  (C,  strohgelb),  50  Thlr.  (D,  rosa),  25  Tbk. 
(E,  meergrün)  und  12'/»  Thlr.  (F,  grau)  ausgestellt,  und  werden  im  Wege  der 
Verloosung  getilgt.  Der  Tilgungsfonds  besteht  in  denjenigen  '/»^o,  welche 
die  Bank  gewinnt,  indem  sie  die  Benten  nach  vollen  47^  einzieht,  währ^d 
sie  an  die  Bentenbriefinhaber  nur  S^ß^/o  Zinsen  vergütet.  Die  Begiekosten 
der  Bank  und  etwaige  Ausfalle  deckt  der  Staat,  unter  dessen  Garantie  die- 
selbe steht.  Jährlich  finden  zwei  Yerloosungen  statt,  je  am  Zinstermin  1.  April 
und  1.  Oct.  Am  darauffolgenden  Zinstermin  sind  alsdann  die  gezogenen  Titel  bei 
der  Bank  zum  Nennwerthe  zu  erheben.  Seit  1859  sind  auch  Bückkäufe  gestattet 

Hinsichtlich  der  Yindication  und  Aussercourssetzung  der  Landrenten- 
'briefe  verweisen  wir  auf  das  oben  S.  232  angeführte  Gesetz  vom  8.  Juni  1846, 
welches  hieher  Anwendung  leidet.  Die  Verjährung  und  Mortification 
derselben  ist  durch  das  Qeaetz  vom  17.  März  1832,  §.  18,  Lit  C  dahin  nor- 
mirt,  dass  die  für  Staatspapiere  bestehenden  Gesetze  analoge  Anwendung 
finden.    (Vergl.  oben  §.  56,  S.  227  ff.) 

§.  177. 

Wurttembergische  fiefall-  oid  ZeheBtObligatiofieD. 

Sie  wurden  creirt  durch  das  Gesetz  vom  14.  April  1848,  betreffend  die 
Beseitigung  der  auf  dem  Grund  und  Boden  ruhenden  Lasten,*)  und  durch 


')  Ges.-  u.  Verordn. -Samml.  S.  267.  Vergl.  auch  die  GeneralTerordnong  vom  SO.Dec 

833,  Ges.-  u.  Verordn.-8ammI.  von  1884,  8.  1,  und  die  Beksnntm.  vom  20.  Mai  1854, 

das.  8.  123;  ferner  die  Verordn.  vom  9.  März  1837,  Ges.-  u.  Verordn.-Bamml.  S.  14. 

•)  Gesetz  vom  15.  Mai  1851,  Ges-  u.  Verordn.-8ammL  ß.  129. 

0  Begierangsblatt  von   1848,   8.  165.     Vergl   dazu   die  Vollzug^nstmction  Tom 
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das  Gaseis  Tom  17.  Joi  1849,  die  AUösmig  der  Zekenten  betreffead.  0   Der 
hieher  gehörige  iDhalt  dieser  Gesetze  ist  folgender: 

1)  Fftr  die  aafgehobenen  oder  abgelösten  GefäHe  und  Zehenten  werden 
die  Bereehtigten  durch  G^ldcapitalien  entsdiädigt,  welche  —  sofern  sie 
von  den  Verpflichteten  nicht  freiwillig  früher  abbezahlt  werden  —  in 
Zeitrenten  nach  einem  Zinsfuss  yon  4tVo  längstens  binnen  einer  25|Sh» 
rigee  Tilgungszeit  zu  entrichten  sind.  Bei  den  im  Zwangswege  abge- 
lösten Gefällen  der  Priraten  begann  die  Tilgunguieriode  mit  d^n  18.  April 
184S  und  endet  mit  dem  18.  April  1872;  bei  den  übrigen  Gefällen  und 
Zehenten  nahm  sie  ihren  Anfang  mit  dem  Zeitpunkte  om  gestalten  Ab* 
lösungsyerlangens  (fast  durchgängig  1848,  1849  und  1850). 

2)  Die  Zeitrenten  sind  yollständig  von  dem  Besitzer  der  belasteten  Gnuid* 
,          stücke  zu  entrichten  und  gemessen  das  Vorzugsrecht  der  Kealrenten. 

3)  Im  Namen  und  auf  Kosten  des  Staats  sind  zwischen  die  GefälT-  und 
Zehentpflichtigen  und  diejenigen  Privatberechtigten,  Gemeinden  und  Stif- 
tungen, welche  ihre  Renten  nicht  selbst  einziehen  wollten,  zwei  Ab- 
lösungscassen,  die  Gefäll-  und  die  Zehen tablösungscasse,  getreten, 
an  welche  die  Entschädigungsansprüche  jener  Berechtigten  übergegangen 
sind,  wogegen  sie  denselben  4proc.,  auf  den  Inhaber  oder  Namen  und 
auf  Summen  von  100,  200,  300,  400,  500  und  1,000  fl.  lautende  Obli- 
gationen ausgestellt  haben.  Die  Inhaberobligationen  können  auf  Namen 
eingeschrieben  werden. 

4)  Die  Ablösungscassen  werden  vom  Staate  verwaltet  Für  die  Regiekosten 
und  Verluste,  welche  durch  Untreue  der  Beamten  entstehen,  hat  die 
Staatscasse  einzustehen.  In  Beziehung  auf  alle  sonstigen  Ausfälle  über- 
nimmt sie  aber  keine  Garantie,  *)  vielmehr  sind  Verluste  dieser  Art  von 
der  Gemeinschaft  sämmtlicher  bei  den  Ablösungscassen  betheiligten  Be- 
rechtigten zu  tragen. 

5)  Die  Obligationen  beider  getrennt  zu  haltender  Gassen  werden  in  5  Serien 
getheilt  und  es  erhält  jeder  Berechtigte  soviel  möglich  gleich  viel  Obli- 
gationen aus  ^eder  Serie.    Summen  unter  100  fl.  werden  baar  bezahlt 

6)  Alles,  was  die  Gassen  auf  GapitaltUgung  einnehmen,  müssen  sie  zur 
Tilgung  der  von  ihnen  ausgestellten  Obligationen  verwenden.  Die  Til- 
gung der  letzteren  geschieht  auf  dem  Wege  der  Verloosungen  nach 
dem  Vorrang  der  Serien ;  sie  muss  mit  dem  Ablaufe  der  Rententilgungs- 
zeit beendet  sein. 

7)  Die  auf  Inhaber  gestellten  Obligationen  sind  mit  ganzjährigen  Zinscou- 
pons, für  die  Gefallobligationen  auf  18.  April,  für  die  Zehentobligationen 
aber  auf  1.  Janr.  fällig,  versehen,  welche  bei  der  betreffenden  Ablösungs- 
casse  oder  auch  bei  jedem  kgl.  Kameralamte  eingelöst  werden  können. 
Aus  den  Namenobligationen  sind  die  Zinsen  mittelst  Quittungen  bei 
denselben  Stellen  zu  erheben. 

8)  Hinsichtlich  der  Amortisation,  Vindication,  Festmachung  und  Ver- 
jährung der  Gefäll-  und  Zehentobligationen  au  porteur  nebst  ihren  Zins- 
coupons findet  das  Gesetz  vom  16.  Sept  1852,  betreffend  die  auf  den  Inhaber 
lautenden  Staatsschuldscheine  (vergl.  oben  §.  68,  S.  255  ff.)  Anwendung. ') 


23.  Cot.  1H48  und  die  Instruction  für  die  Verwaltung  der  GefäUablösungBcasse  vom 
1.  Sept  1848. 

*)  Regierungsbl.  S.  181.  Siehe  auch  Verfügungen  Tom  21.  Juni  und  vom  6.  Nov.  1849. 

*)  ^ach  einem  den  Ständen  vorliegenden  Gesetzesentwurf  soll  diese  Garantie  nach- 
träglich übernommen  werden. 

*)  Gesetz  vom  22.  April  1855,  Regierungsbl.  8.  108. 


Digitized  by  CjÖOQ IC 


494  GmndentiastniigB-ObtigationeiL 

D^  wesentliche  Unterschied  zwischen  den  württembergischai  Gnmdent- 
lastungs-Obligationen  und  denen  anderer  Staaten  springt  sofort  in  die  Angen. 
Er  besteht  in  der  mangehiden  Staatsgarantie,  nnd  wenn  diese  nicht  nachträg- 
lich noch  gewährt  wird,  so  können  die  Obligationen  Y.  Serie  schliesslich  nicht 
nur  aus  dem  Grunde,  weil  an  den  allerdings  hiiilänglich  gesicherten  Einnah- 
men der  Ablösungscassen  Verluste  entstehen  können,  sondern  insbesondere 
auch  desshalb,  weil  die  Öelder  der  Gassen  zeitweise  nutzlos  liegen  bleiben 
müssen,  Abzüge  erleiden.  Nach  dem  jetzigen  Stande  der  Gesetzgebung  haben 
daher  die  ObHgationen'  Y.  Serie  einen  geringeren  Werth,  als  ^ejenigen  der 
ersten  vier  Serien.  * 

Am  80.  Juni  1859  war  der  Stand  beider  Ablösungscassen  nach  den  yer- 
dffentlichten  Eechnungsergebnissen  folgender: 

Activa:  Passira: 

I.  Gefällablösungscasse  .    5,406,975  fl.    1  kr.    5,343,747  fl.    8  kr. 
n.  Zehentablösungscasse      8,776,065  „    55    „      3,787,084  „    59    ^ 

Zusammen 9,183,040  fl.  56  kr.    9,130,782  fl.     7  kr. 

Hienach  bestand  ad  I.  ein  Yermögensüberschuss  von  63,227  fl.  53  kr.,  welcher 
sich  jedoch  bei  der  schliesslichen  Abrechnung  mit  den  Berechtigten  ausglei- 
chen wird.  Bei  der  Zehentablösungscasse  ergab  sich  dagegen  schon  damals 
ein  Ausfall  von  10,969  fl.  4  kr.,  der  semen  Grund  in  zmsloser  Yerwahrung 
der  Gelder  hat. 
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Dritte  Abtheilung. 

Pfandbriefe  und  sogen,  standesherrliche  Schuldverschreibungen. 


§.  178. 
Entstehnngs-  und  Entwicklangsgeschichte. 

"Wir  haben  bisher  diejenigen  Werthpapiere  unserer  Betrachtung  untersteUt^ 
welche  von  den  Staaten  unmittelbar,  oder  doch  mit  deren  wesentlichen  Mit- 
Wirkung  crehrt  worden  sind:  reine  Staatspapiere  und  quasi  Staatspapiere. 
Unsere  Aufgabe  fuhrt  uns  nun  auf  das  Gebiet  der  Privatpapiere.  Den 
naturgemässen  Uebergang  von  den  einen  zu  den  andern  bilden  die  sogen. 
Pfandbriefe,  sofern  das  ihnen  zu  Grunde  liegende  System  die  socialöcono- 
mische  Mitte  zwischen  dem  modernem  Staatsanlehenswesen  und  Actienvereins- 
wesen  hält.  Wir  beginnen  daher  mit  den  Ffandbriefinstituten  und  reihen 
denselben  die  sogen,  standesherrlichen  Anlehen  nur  aus  dem  Grunde  an,  weil 
bei  beiden  die  Imterlage  der  Sicherheit  eine  wirkliche,  specieUe  Hypothek  ist 

I.  Gründer  der  Pfandbriefinstitute  ist  König  Friedrich H.  von  Preussen. 
Nachdem  er  gegen  ganz  Europa  Kriege  geführt,  welche  nur  mit  der  äusser- 
sten  Anstrengung  und  Erschöpfung  aller  Kräfte  seines  verhältnissmässig  klei- 
nen Staats  Erfolg  haben  konnten,  war  der  Credit  des  Einzelnen  fast  vernichtet. 
Die  ritterschaftlichen  Familien,  zumal  in  der  eroberten,  aber  wiederholt  ver- 
heerten Provinz  Schlesien,  sahen  ihren  finanziellen  Ruin  ohne  neue  Begrün- 
dung ihres  Credits  vor  sich.  Da  erschien  die  Kabinetsordre  vom  29.  Aug.  1769, 
welche  das  unter  dem  Namen  des  „schlesischen  landschaftlichen  Sy- 
stems^ bekannte  Creditinstitut  schuf.  Sie  verordnete  die  Vereinigung  der 
ritterschaftlichen  begüterten  Familien  zu  einem  Creditverein  dergestalt,  dass 
der  Verein  als  juristische  Persönlichkeit  zwischen  die  einzelnen  Ritterguts- 
besitzer und  deren  Gläubiger  trat,  nicht  nur  die  Garantie  für  die  durch  seine 
Vermittlung  contrahirten  Darlehen  übernahm,  sondern  sich  dem  Gläubiger 
gegenüber  selbst  als  Schuldner  bekannte,  die  Zahlung  von  Capital  und  Zinsen 
übernahm,  und  von  seinen  Mitgliedern  nur  die  Sicherstellung  der  ihnen  ge- 
machten Vorschüsse  mittelst  Hypothek,  sowie  die  Zahlung  der  Zinsen  ver- 
langte. Dem  Institut  lag  die  ganz  richtige  Idee  zu  Grunde,  dass  die  Gesammt- 
krl^  eines  organisch  verbundenen  Vereins  den  Credit  besser  und  dauernder 
zu  begründen  und  zu  heben  vermögen,  als  die  des  Einzelnen.  Das  Mittel 
aber,  um  die  nöthigen  Capitalien  an  sich  zu  ziehen,  ward  in  der  Creirung 
von  negociablen  Schuldverschreibungen  geftmden,  welche  der  Verein  von  sich 
ans  aussteUte,  in  das  Hypothekenbuch  eintragen  liess  und  seinen  MitgUedem 
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selbst  statt  des  Anlehensbetrags  zur  YOTwertirang  übergab.  Diese  Befanld- 
yerschreibungen  erhielten  den  Namen  „Pfandbriefe^,  weil  ihnen  die  Ton  den 
Mitgliedern  des  Vereins  bestellten  Hypotheken  als  erste  8icherheitBunierlage 
dienten. 

Das  schlesisohe  Institut  fand  alsbald  Anklang  und  es  folgte  desshalb  we- 
nige Jahre  nachher  die  Errichtung  gleicher  Anstelten  in  den  Provinzen  Chur- 
und  Neumark  (Reglement  vom  15.  Juni  1777),  Pommern  (Reglement  Tom 
13.  März  1781),  Westpreussen  (Reglement  vom  19.  April  1787)  und  Ost- 
preussen  (Reglement  von  1788,  erneuert  am  24.  Dec  1808).  Die  Provinz 
Fosen  erhielt  1821  ein  ähnliches  Institut  Auch  ausserhalb  Preussens  fiand  es 
Eingang:  1790  in  dem  hannoverschen  Fürstentiium  Lüneburg,  1818  in  den 
beiden  Meklenburg,  femer  im  Königreich  Polen,  1828  in  ()stfriesland, 
1825  —  26  in  den  hannoverschen  Provinzen  Bremen  und  Verden,  Calen- 
berg-Grubenhagen-Hildesheim,  1802  in  den  Ostsee^rovinzen  Russ- 
lands, später  in  Schweden  und  Norwegen,  auch  un  Königreiche 
Sachsen.  In  Süddeutschland  entstand  nur  in  Württemberg  1826  ein 
Oreditverein,  zum  Theil  auf  anderer  Grundlage  (ohne  corporative  Verfassung). 
Ursprünglich  war  zu  Gunsten  des  Schuldners  (Vereinsmitglieds)  ünlösbarkeit 
der  Pfandbriefschulden  angenommen,  während  die  Pfandbriefeinhaber  dem 
Verein  willkührlioh  kündigen  konnten.  Die  preussischen  Institute  geriethen 
dadurch  in  den  verhängnissvollen  Jahren  1806 — 1813  in  nicht  geringe  Ver- 
legenheiten, so  dass  ihnen  ein  kgl.  Stundungsbrief  ertheflt  werden  mnsste. 
Die  Pfandbriefe  fielen  damals  bis  zu  40  7«  ihres  Nominalwerths ;  immerhin 
waren  sie  aber  noch  in  besserem  Credite,  als  die  Papiere  des  Staats,  und  im 
Ganzen  haben  sich  die  Pfandbriefinstitute  eben  durch  jene  harte  Feuerprobe 
als  die  solidesten  Creditanstalten  bewährt  Man  nahm  sich  übrigens  eine  Lehre 
aus  jenen  Vorgängen  und  verbesserte  das  zu  Grunde  liegende  System.  Schon 
die  später  errichteten  Institute  (zuerst  das  Lüneburger)  föhrten  Unkündbarkeit 
der  Pfandbriefe  Seitens  des  Inhabers  ein,  verbanden  aber  damit  eine  plan- 
massige  Tilgung.  Alsdann  folgten  diesem  Beispiele  auch  die  preussischen 
Vereine.  Ueberall  haben  die  Institute  ihren  Mitgliedern  wesentlichen  Nutzen 
dadurch  gebracht,  dass  sie  ihnen  billiges  Capital  und  die  G^l^enheit  ver- 
schafften, einen  namhaften  Theil  ihres  unbeweglichen  Vermögens  in  mobiles 
zu  verwandeln,  und  dass  sie  die  betheiligten  Familien  gegen  die  Wechselfiälle 
des  Gredits  schützten.  Friedrich  11.  selbst,  ihr  Begründer,  gab  die  Versiche- 
rung, dass  400  der  angesehensten  Familien  seiner  Staaten  ihre  Erhaltung 
lediglich  der  Errichtung  der  Creditsysteme  zu  verdanken  hätten. 

In  neuester  Zeit  haben  sich  auch  die  grossen  Geldinstitute  der  Pfandbrief- 
Oreation  bemäditigt,  indem  sie  sogen.  Hypothekarabtheilungen  errichteten. 
Die  von  ihnen  emittirten  Pfandbriefe  basiren  übrigens  auf  demselben  Principe; 
nur  ist  der  Creator  kein  Verein  grosser  Grundbesitzer,  sondern  eine  Actien- 
gesellschaft. 

n.  In  Süddeutschland  war  zwar  der  Adel  keineswegs  weniger  capitalbe- 
dürftig,  als  der  norddeutsche;  es  mangelte  ihm  aber  die  corporative  Gliede- 
rung und  Verbindung.  Die  Pfandbriefinstitute  fanden  daher  dort  keinen  Ein- 
gang. Der  bereits  erwähnte  württembergische  Creditverein  blieb  vereinzelt 
und  war  nicht  wie  in  Norddeutschland  ein  vorwiegend  adeliges  Institnt.  Um 
sich  nun  die  nöthigen  Capitalien  zu  verschafiPen,  ahmten  die  adeligen  Fami- 
lien und  überhaupt  grossen  Grundbesitzer  Süddeutschlands  die  Anlehensmaai- 
pulationen  der  Staaten  nach.  Sie  schlössen  das  Anlehen  mit  einem  Bankhaus 
ab,  welchem  sie  eine  sogen.  Hauptschuld-  und  Pfandverschreibung  ausstellten, 
gleichzeitig  aber  das  Becht  einräumten,  den  Darlehensbetrag  in  eine  Anzahl 
kleinerer  Theile  zu  zerlegen  und  dafür  Partialobligationen  auszugeben,  welche 
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naeh  Yerh&ltikiM  der  Summe  gleiche  Beobte  imter  sieh  und  dem  Seholdner 
l^egenüber  haben  sollten.  Auch  diese  Anlehen  wurden  indessen  fast  immer 
«o  abgeschlossen,  dass  dem  Gläubig^  kein  Eündigungsrecht  zustand,  der 
Schul&er  sich  aber  zur  allmäligen  Tilgung  verpflichtete.  So  entstanden  die 
aogen., standesherrlichen  Partialobligationen^,  auch  Schuldrerschrei- 
bungen  fürstlicher  und  gräflicher  Häuser  genannt.  Sie  sind  in  grossem  Um- 
fange emittirt  und  haben  ihren  Markt  insbesondere  zu  Frankfinrt  a.  M. 

S.  179. 

Grundlage  und  EinrichtuDg  der  Pfandbriefiastitiite.  ^) 

Nach  ihrem  heutigen  Bestände  sind  die  eigentlichen  Pfandbriefinstitute 
{abgesehen  von  den  Hypothekarabthdlungen  verschiedener  Banken)  freie  Yer^ 
einigongen  mehrerer  Grundbesitzer  zu  dem  Zwecke,  diesen  möglichst  billiges 
Capital  in  der  Form  von  Bentenschulden  zu  verschaffen.  Die  Vereine  nbA 
meistens  nach  politischen  Bezirken  abgegrenzt  und  es  werden  nur  Besitzer 
gewisser  Güter,  sei  es  nun  mit  adeliger  Qualität,  oder  mit  bestimmtem  grös- 
serem Umfange,  aufgenommen.  Diess  gilt  insbesondere  von  den  ritterschaft- 
lichen oder  landschfdtlichen  Creditvereinen.  Andere  Vereine  (wie  z.  B.  der 
württembergische)  nehmen  überhaupt  jeden  C^rundbesitzer  auf.  Mitglied  des 
Vereins  ist  Jeder,  der  bei  demselben  oder  durch  denselben  ein  Capital  auf- 
nimmt und  dafür  seinen  Grundbesitz  ganz  oder  zum  Theil  als  Hypothek  be- 
stellt. Die  Vereine  haben  die  Rechte  einer  Corporation  oder  juridisdie  Per- 
sönlichkeit Sie  bestellen  zum  Behufe  der  Besorgung  der  Vereinsangdegen- 
heiten  die  nöthigen  Organe:  Landschaftsdirectionen,  Cassiere,  Agenten  etc. 
Wül  ein  Mitglied  vom  Vereine  ein  Anlehen  erheben,  so  hat  dasselbe  die  Hypo- 
thek zu  bestellen  und  dem  Institute  eine  Schuld-  und  Hypothekenverschr^ung 
über  die  ganze  Darlehenssumme  auszustellen,  in  welcher  es  sich  zugleich  zur 

Sünktlichen  Verzinsung  und  allmäligen  Tilgung  des  Capitals  verpflichtet  Keben- 
em  ist  meistens  auch  ein  Beitrag  zu  dem  statutenmässi^en  Reservefonds  und 
zu  den  Administrationskosten  zu  entrichten.  Der  Verem  creirt  alsdann  die 
dem  Anlehensbetrage  entsprechende  Summe  in  Pfandbriefen  und  gibt  diese 
dem  Darlehenssucher  entweder  an  Zahlungsstatt,  oder  er* zahlt  dem  letzteren 
das  Darlehen  haar  und  veräussert  die  Pfandbriefe  an  Dritte.  Unter  keinen 
Umständen  kann  er  eine  grössere  Simmie  an  Pfandbriefen  ausgeben,  als  die 
Summe  seiner  Darlehen  gegen  HypoÜiek  beträgt.  Hierüber  haben  überall  die 
Organe  der  B^ierungen,  welche  die  specielle  Au&icht  über  die  Vereine  führen, 
zu  wachen.  Einzelne  Vereine  (wie  z.  B.  der  württembergische)  wählen  zur 
Ausgabe  ihrer  Schulddocumente  einen  andern  Weg,  indem  sie  überhaupt  ein 
grösseres  Darlehen  aufnehmen,  solches  mit  Pfandbriefen  (Creditvereinsobliga- 
tionen)  verbriefen  und  die  dadurch  gewonnenen  Summen  ihren  Mitgliedern  auf 
Hypotheken  anleihen.  Der  Austritt  aus  dem  Vereine  ist  in  der  Regel  frei- 
gestellt. Er  kann  dadurch  geschehen,  dass  das  Mitglied  seine  Schuld  zum 
Vereine  auf  Einmal,  sei  es  baar  oder  in  aufgekauften  Pfandbriefen,  gänzlich 


♦)  Literatur:  Raabe,  Darstellung  des  Wesens  der  Pfandbriefe:  Berlin,  1818. 
Hennig,  Ueber  Zwangs- Amortisation  der  Pfandbriefe;  Marienwerder,  1842.  Kohl- 
sohütter,  Ueber  die  landwirthschaftlichen  Creditsysteme,  in  Rau^s  Archiv  der  polit. 
Oeconomie;  n.  F.,  Bd.  I.  (1848),  S.  211  ff.  Kuntze,  die  Lehre  Ton  den  Inhaberpapi»- 
reit;  Leipzig,  1857.    Hübner,  die  Banken,  IL  Thl.,  S.  49  ff.;  Leipaig,  1854. 

Moser,  CaptUknlag«  in  Werthpapieren.  °2 
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tilgt,  wa«  ihm  nach  Ablauf  einer  beetimmten  Kündignngsin^t  znsteht,  oder 
dadurch,  dass  die  Schuld  auf  dem  gewöhnlichen  Wege  der  Rentenzahlung  er> 
loschen  ist.  Da,  wo  die  Vereine  derart  organisch  verbanden  sind,  dasa  die 
IfitgHeder  mit  ihren  Gütern  solidarisch  haften,  befreit  übrigens  die  Tilgong 
der  Schuld  nicht  yon  allen  Yerbindlichkeiten.  Der  Verein  dagegen  hat  geg^i 
seine  Schuldner  (Mitglieder)  in  so  lange  kein  Eündi^ungsrecht,  als  diese  ihre 
Verbindlichkeiten  pünktlich  erfüllen.  Er  muss  übrigens  dieselben  Summen^ 
welche  ihm  von  seinen  Mitgliedern  auf  Capitaltilgung  zugehen,  zur  Tilgung 
der  ausgegebenen  Pfandbriefe  yerwenden.  Zu  diesem  Zwecke  hat  er  sich  den 
Pfandbriennhabem  gegenüber  Kündigung  vorbehalten;  sonst  ist  der  Weg  der 
Verloosung  der  gewöhnliche,  um  die  Tilgungsmittel  zu  verwenden. 

Die  Pfandbri^e  lauten  überall  auf  den  Inhaber  und  haben  Coupons  und 
Talons.  Oft  vertritt  der  letzte  Coupon  die  Stelle  des  Talons.  Einzelne  Ver- 
eine, wie  z.  B.  die  meisten  preussischen,  stellen  femer  die  Pfandbriefe  spedell 
auf  diejenigen  Güter  aus,  welche  ^  das  betreffSende  Darlehen  als  Hypothek 
bestellt  sind;  andere  benennen  sie  einfach  als  Pfandbriefe,  ohne  ein  bestimmtes 
Pfandobject  darin  anzugeben. 

Nach  allen  Statuten  der  PfiEtndbrief institute  müssen  die  von  ihnen  gewähr- 
ten Darldien  mindestens  doppelt  gesichert  sein.  In  der  Regel  ist  auch  vor* 
geschrieben,  dass  nur  gegen  erste  Hypothek  geliehen  werden  dürfe.  Die 
filteren  Institute  mit  eorporativer  Verfassung  legen  gewöhnlich  die  für  jedes 
beitrittsfShige  Gut  bereits  bestehende  alte  Taxe  (oft  Steuertaxe)  zu  Gkimde; 
die  neuei*en  den  durch  Schätzung  ermittelten  Werth  nach  Abzug  der  Lasten. 

Die  H^thekarabtheilungen  der  Banken  beruhen  im  Wesentlidien  auf 
ganz  ähnhcnen  Grundsätzen. 

Die  Grundlage  des  Ganzen  ist  immer  die  von  dem  Vereinsschuldner  be- 
stellte Hypothek.  Diese  bietet  dem  Verein  als  juristischer  Person,  oder  der 
Bank,  und  ebenso  dem  Pfandbriefinhaber,  die  erforderliche  Garantie.  Es 
kommt  also  Alles  darauf  an,  dass  bei  der  Hypothekenbestellung  die  nothige 
Vorsidit  beobachtet  werde. 

§.  180. 

Bechtsyerh&itniss  zwischen  dem  Schuldoer,  Papierinhaber  und  dem 
Aussteller  des  Papiers. 

I.  Pfandbriefe,  Creditvereinsobligationen.  Wir  haben  hier  die 
Frage  zu  erörtern,  ob  der  Name,  den  man  den  Werthpapieren  der  ntter- 
schaftlichen  Creditvereine ,  landständischen  Hypothekenbanken  und  sonstigen 
Pfandbriefinstitute  beigelejg^t  hat,  dem  wahren  Sach-  und  Bechtsverhältnisse 
entspreche,  d.  h.  ob  den  sogen.  Pfandbriefen  wirklich  ein  Pfandrecht  zustehe. 
Die  Antwort  fällt  nicht  unbedingt  bejahend  aus.  Die  älteren  landsohafUiofaeB 
„Creditsysteme^,  wie  z.  B.  die  preussischen,  beruhen  allerdings  auf  der  Ein- 
richtung, dass  die  einzelnen  Pfandbriefe  auf  ein  bestimmtes  Gut,  welches  ab 
specielle  Hypothek  für  die  Pfandbrie&schuld  eingelegt  und  dem  Vereine  ala 
solche  verschrieben  ist,  lauten  und  dass  sie  im  Hypothekenbuche  eingetragen 
werden.  Da  die  Pfandbriefe  aber  au  porteur  lauten,  so  ist  selbstverständlich 
der  Inhaber  derselben  als  Gläubiger  im  Hypothekenbuche  nicht  benannt,  viel- 
mehr erscheint  zunächst  der  Verein  als  der  wirkliche  Gläubiger,  wie  er  auch 
Aussteller  des  Papiers  ist  Er  hat  vom  Schuldner  die  Zini^  und  etwaigen 
Capitaltil^ungsquoten  einzuziehen  und  nur  wenn  er  diess  nidit  vermöchte,  er- 
theilen  die  Statuten  der  hier  in  Frage  stehenden  Vereine  dem  P&ndlmef- 
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ii^aber  das  Recht,  sich  an'  da«  Terpfändete  Out  selbst  zu  halten.  (Siehe 
näheres  §.  181).  Bei  dieser  Olasse  yon  Instituten  kann  man  hienach  ein 
den  Pfandbriefen  zukommendes  Afterpfandrecht  annehmen,  obgleich  auch  hier 
die  Rechtsverhältnisse,  gegen  das  geltende  Rechtssystem  gehsdten,  sehr  ver- 
wickelter Natur  sind.  Bei  den  neueren  Realcreditinstituten  unterliegt  es  da- 
gegen keinem  Zweifel,  dass  den  von  ihnen  unter  dem  Namen  „Pfandbriefe* 
ausgestellten  Papieren  ein  wirkliches  Pfandrecht  nicht  zur  Seite  steht.  Sie 
stellen  die  Papiere  nicht  auf  das  verpfändete  Gut;  die  Hypothek  wird  ledig- 
lich dem  Institute  bestellt;  nur  dieses  kann  gegen  den  säumigen  Schuldner 
einschreiten  und  wenn  ihre  Statuten  zum  Theil  auch  den  Satz  enthalten,  dass 
die  Yereinsmitglieder  mit  ihren  Gütern  solidarisch  fQr  die  Pfandbriefe  haften, 
80  ändert  sich  dadurch  die  Natur  der  letzteren  in  Absicht  auf  das  Pfandrecht 
nicht.  Wohl  aber  ist  diese  solidarische  Haftbarkeit  in  anderer  Beziehung  für 
den  Pfandbrießnhaber  von  grossem  Werthe,  da  sie  den  Credit  des  Vereins  im 
Allgemeinen  zu  heben  geeignet  ist.  Auf  diesem  beruht  denn  auch  die  Pro- 
sperität des  Instituts  und  <üe  Sicherheit  des  Papiers. 

Die  Grundlage  dieses  Credits  ist  aber  eine  sehr  solide.  Sie  besteht  eben 
in  der  hypothekarischen  Sicherstellung  der  Forderungen  des  Vereins,  in  einer 
durch  feste  Grundsätze  geregelten  Verwaltung  und  in  der  Beaufsichtigung 
derselben  durch  den  Staat  Der  Verein  kann  erst  dann  insolvent  werden, 
wenn  aDe  oder  eine  grosse  Zahl  seiner  Mitglieder  zahlungsunfähig  werden,  und 
anch  dann  wird  er  seine  Solvenz  durch  Sequestration  oder  Subhastation  der 
ümi  bestellten  Hypotheken  alsbald  wieder  herstellen  können.  Speculationen 
jeder  Art  sind  ihm  imtersagt  und  er  kann  sie  schon  aus  dem  Grunde  nicht 
unternehmen,  weil  ihm  keine  grossen  Baarmittel  zu  Gebote  stehen.  Hiedurch 
unterscheiden  sich  die  landschaftlichen  Institute  von  den  mit  Hypothekarab- 
theilungen versehenen  Actienbanken.  Die  ersteren  sind  sonach  immerhin  als 
die  sichersten  zu  prädiciren  und  ihre  Papiere  gewähren,  wenn  ihnen  auch 
kein  unmittelbares  Pfandrecht  zur  Seite  steht,  doch  unstreitig  den  höchstmög- 
lichen Grad  der  Solidität.  Man  kann  sagen,  dass  die  sogen.  Pfandbriefe  zwar 
ihren  Namen  in  der  Regel  nicht  verdienen,  aber  auf  Pfandforderungen 
fundirte  Werthpapiere  sind.  Dass  der  Besitzer  derselben  der  Nothwen- 
digkeit  überhoben  ist,  den  wirklichen  Pfandschuldner  im  Falle  der  Säumniss 
oder  Zahlungsunfähigkeit  desselben,  selbst  zu  belangen  und  gegen  ihn  pro- 
cessualisch  einzuschreiten,  dass  vielmehr  in  solchen  Fällen  der  Verein  das 
Interesse  des  Pfandbrief inhabers  vertreten  und  wahren  muss,  —  ist  eine 
nicht  zu  unterschätzende  Annehmlichkeit. 

n.  Partialobligationen  grosser  Gutsbesitzer.  ')  Auch  hier  ist 
die  Hauptfrage  die,  ob  den  Partialen  ein  wirkliches  Pfandrecht  zustehe.  Sie 
ist  keineswegs  leicht  zu  beantworten;  denn  die  Rechtsverhältnisse  sind  auch 
hier  sehr  verwickelter  Art  und  die  Gesetzgebung  hat  sich  bis  jetzt  des  Gegen- 
standes wenig  angenommen.  Die  Beurtheilung  fällt  daher  der  Doctrin  und 
schliesslich  den  Gerichten  anheim.  Schon  der  Zweifel  ist  aufgeworfen  wor- 
den, ob  überhaupt  einem  Privaten  das  Recht  der  Ausstellung  von  Inhaber- 
fapieren  ohne  staatliche  Genehmigung  zustehe  und  ob  daher  den  Papieren  in 
rage  Klagerecht  inwohne.  In  Preussen,  ^  Königreich  Sachsen  *)  und  Baden  *) 
sind  in  der  That  gesetzliche  Verbote  dagegen  bei  hoher  Geldstrafe  und  resp. 


>)  Vergl.  Seiiffert*B  Blätter  für  Reohtsanw.  in  Bayern,  Bd.  YL  (1841),  8.   1$, 
Bd.  XI.  (1846),  8.  1—12,  und  Bd.  XVL  (1851),  8.  867. 
*)  Gesetz  vom  17.  Juni  1883,  Ge6.-8amml.  8.  75. 

*)  Gesetz  vom  7.  Joni  1846,  Ges.-  u.  Yerordn.-BL  8.  89.    YergL  oben  S.  282. 
^)  Gesetz  vom  5.  Jum  1860,  Beg.-Bl.  8.  211. 
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Yerlu8t  des  lOagrechts  erlassen;  in  dra  übrigen  süddeutschen  Staatoi  dagegen 
bestehen  nicht  nur  solche  Verbote  nicht,  sondern  die  Gerichte  sind  wiederhcdt 
auf  EXagen  aus  den  fraglichen  Lihaberpapieren  eingegangen,  ^)  und  haben  da- 
durch deren  Bechtsbestand  anerkannt.  Wir  acceptiren  die  vonEuntze  *)  zum 
Theil  auf  den  Grund  ergangener  Rechtserkenntnisse  aufgestellte  Theorie,  wo- 
nach der  Schuldner  dem  das  Darlehen  im  Ganzen  gewährenden  Bankhani 
zunächst  allein  als  Schuldner  gegenübersteht,  der  Banquier  also  der  Ursprung- 
liöhe  Gläubiger,  die  Ton  diesem  ausgehende  Emission  Yon  Partialen  aber  nichts 
anderes  als  eine  Baten- Cession  ist  und  folglich  der  Erwerber  einer  stachen 
Partialobligation  als  Cessionar  des  Banquiers  zu  gelten  hat  Hienach  erwirbt 
der  Partialeninhaber  alle  dem  ursprünglichen  Gläubiger  zustehenden  Rechte 
pro  rata,  also  auch  das  Pfandrecht;  der  Banquier  ist  zwar  nicht  blosser  Un- 
terhändler, aber  auch  nicht  in  eigenem  Namen  haftbar;  er  behält  übrigens 
die  Verpflichtung,  kraft  des  Darlehensyertrags  die  Zins-  und  Capitalzahlungen 
des  Schuldners  einzucassiren  und  sie  an  die  Partialeninhaber  wiederum  aus- 
zufolgen. Andererseits  ist  der  Schuldner  in  Folge  der  Cession  wirklicher 
Schuldner  der  Partial^unhaber,  aber  nicht  verpflichtet,  an  diese  unmittelbar 
Zahlung  zu  leisten,  vielmehr  hat  er  das  Recht,  den  Banquier  in  die  Mitte  zu 
stellen  und  an  diesen  seine  Schuldigkeiten  abzutragen. 

Die  für  den  Erwerber  solcher  Partialen  wichtige  Folge  dieses  Verhält- 
nisses ist  die,  dass  sie  Zahlungen  an  den  vermittelnden  Banquier  als  gültig 
anerkennen  müssen,  selbst  wenn  er  die  eingenommenen  Summen  ihnen  nicht 
ausgeliefert  hätte. 

§.  181. 
Einzelne  Papiere. 

L  Preussische  Pfandbriefe.  Die  preussischen  Pfandbriefinstitute  sind  vor- 
herrschend adelige  Vereinigungen,   oder  doch  Vereine  von  Besitzern  adeliger 
Güter.     Sie  haben  corporative  Rechte  und  Verfassung.    In  den  Hauptgrund- 
zügen sind  sie  sich  gleich.    Da  ihre  „Reglements*^  sehr  umfassende,  auf  das 
Einzelnste  eingehende  Actenstücke   sind,  welche  mit  allen  Nachträgen  und 
Zusätzen  für  sich  allein  ein  Buch  anfüllen  würden,  ist  es  uns  hier  selbstredend 
nicht  möglich,  auch  nur  umfassendere  Auszüge  daraus  zu  geben.  Zur  Charapteristik 
der  Institute  lassen  wir  jedoch  einige  Paragraphen  des  westpreussischen  Land- 
schaftsreglements,  welches  erst  in   neuerer  Zeit   einer  Revision   und  neuen 
Redactipn  unterzogen  worden  ist,  folgen.^    Sie  lauten: 
§.1.  „Die  westpreuss.  Landschaft,  welche  durch  das  unterm  19.  April  1787 
bestätigte  Reglement  vom  22.  Febr.  1787  gegründet  ist,  hat  die  Beför- 
derung des  Credits  der  zu  diesem  Vereine  gehörigen  Gutsbesitzer  durch 
ein  Pfandbrief-System  zum  Zwecke.* 
§.  2.  „Die  westpreuss.  Landschaft  umfasst  sämmtliche  ehemals  adelige  Güter 


^)  In  Oesterreich  war  die  juristiBche  Gültigkeit  derselben  zwischen  den  Gerichten 
nnd  den  oberen  Verwaltungsbehörden  bestritten,  ist  aber  stillschweigend  anerkannt 
worden  durch  Hofdecret  vom  17.  und  Hofkammerdecret  vom  24.  Dec.  1847,  welche  — 
mit  provisorisoher  Tendenz  —  eine  „fortanige  Ausfertigung  solcher  Partialobligationen 
auf  Ueberbringer"  untersagen. 

*)  Die  Lehre  von  den  Inhaberpapieren,  §.  131,  S.  592—601. 

^  Reglement  der  westpr.  Landschaft  von  1787,  reiidirt  von  dem  im  Jahre  1850 
gehaltenen  Generallandtage.    Ges.-SammL  von  1851,  S.  524  £f. 
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der  froheren  Erbprovinz  Westpreussen . . . . ,   sowie  die  frOher  zu  Ost- 
prensgen  gehörig  gewesenen  ehemaligen  Hauptämter  Marienwerder  nnd 
Riesenbnrg/ 
§.  4.  .LandschtStliche  Pfandbriefe  sind  anf  jeden  Inhaber  lautende  HypoÜie- 
keninstromente,  welche,  unter  Bürgschaft  der  gesammten  Landschaft  fOr 
Capital  und  Zinsen,  von  den  Landschaftsbehörden  auf  zum  landschafU. 
Verbände  gehörige  QfLier  ausgefertigt,  von  den  Inhabern  jedoch  nicht 
dürfen  gekündigt  werden.* 
§.  5.  Diese  Pfandbriefe  haben  vor  andern  hypothekarischen  Schuldverschrei- 
bungen folgende  Vorzüge:  a)  dass  jedes  der  Landschaft  zu  verpfändende 
Gut  nach  richtigen  Grundsätzen  abgeschätzt  und  das  darauf  zu  bewilli- 
gende Anlehen  in  ein  bestimmtes  Verhältniss  zum  ausgemittelten  Werthe 
gesetzt  wird ;  b)  dass  dem  Inhaber  eines  Pfandbriefes,  ausser  dem  darin 
ausdrücklich  verpfändeten  Gute,  auch  alle  Güter  des  landschaftlichen 
Verbandes    dergestalt  haftien,    dass  leder  sich  ereignende  Ausfall  dem 
Pfandbrief- Inhaber  von  der  Landschaft  vertreten  und   ihm  ohne  alle 
processualiBche  Weitläufigkeiten  ausgezahlt  werden  muss,  so  dass  dem 
Pfandbrief- Inhaber  1)  die  sämmtlichen  Ponds  der  Landschaft,    2)  das 
zur  Specialhypothek  im  Pfandbrief  verscnriebene  Gut  und   8)  die  zum 
Creditsystem  verbundenen  Güter  der  ganzen  Erbprovinz  Westpreussen. . . . 
haften.*' 
§.  6.  „Diese  Pfandbriefe  werden  nur  auf  die  erste  Hälfte  des,  von  der  Land* 
Schaft  nach  dem  Ertrage  zu  5  Vo  zu  bestimmenden  Werths  eines  Ghits 
ausgefertigt* 
Fast  gleichlautend  definiren  die  übrigen  Reglements  das  Wesen  der  Pfand- 
briefe.   Man  sieht,  dass  denselben  ein  wirkliches  Pfandrecht  beigelegt  ist; 
gleichzeitig  enthalten  aber  die  Reglements  die  Bestimmung,  dass  die  Pfand- 
briefs-Schuldner  und  Inhaber  in  keiner  Verbindung  stehen,  vielmehr  die  letz- 
teren rücksichtlich  ihrer  Befriedigung  sich  lediglich  an  die  Landschaft  zu  halten 
haben,   auch  sind  jetzt  sämmtliche  preussische  Pfandbriefe  unkündbar.    Wie 
also  das  eingeräumte  Pfandrecht  vom  Pfandbriefs -Inhaber  geltend  gemacht 
werden  sollte,  ist  nicht  leicht  abzusehen. 

Wegen  der  Verjährung  der  Zinsencoupons  der  Pfandbriefe  ist  auf  das 
Verjähningsgesetz  vom  31.  März  1838*)  zu  verweisen,  wonach  anbedun^ene 
Zinsen  mit  Ablauf  von  4  Jahren,  vom  letzten  December  des  Fälligkeitsjahres 
an  gerechnet,  verjährt  sind.  Die  Pfandbriefe  selbst  verjähren  nicht  vor  Ab- 
lauf von  30  Jahren,  verlieren  aber,  wenn  sie  nicht  während  einer  öffentlich 
bekannt  gemachten  Frist  zur  Zahlung  oder  zum  Umtausche  eingereicht  wer- 
den, das  Pfandrecht,  so  dass  alsdann  nur  noch  ein  persönlicher  Anspruch 
gegen  die  Landschaft  besteht.  Wegen  der  Vindication,  In-  und  Ausser- 
courssetzung  haben  wir  auf  die  oben  S.  151 — 152  citirten  Gesetze  hinzu- 
weisen, und  was  die  Mortifioation  der  Pfandbriefe  betrifft,  so  ist  es  uns 
nur  möglich  beizufügen,  ^dass  sie  überall  für  zulässig  erklärt,  das  Verfahren 
aber  nach  den  einzelnen  Reglements  verschieden  ist.  Im  Allgemeinen  sind 
die  Vorschriften  des  preuss.  allgem.  Landrechts  (I.  16,  §.  730)  und  der  allge- 
meinen Gerichtsordnung  (I.  51,  §.  119—144)  und  einer  Verordnung  vom  16. 
Januar  1810*)  massgebend,  welche  im  Wesentlichen  dieselben  Normen  auf- 
stellen, wie  sie  später  für  die  Staatspapiere  gegeben  wurden  (vgl.  oben  S.  146  fflX 
jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  bei  einzelnen  Pfandbriefen  auch  die  Zins- 
eoupons  mortificirbar  sind. 


*)  Ges.-SommL  von  1838,  8.  249. 

*)  Ge8.^aiimiL  ron  1806—10,  8.  629  ff. 
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Eine  eigentfafimliche  Einrichtimg  der  preiuB.  Pfandbrief- Inititiite  besteht 
darin,  daaa  sie  sogenannte  Stichcoupons  ausgeben,  d.  h.  dass  der  letzte  Coiipoo 
einer  Serie  zugleich  zur  Empfangnahme  neuer  Coupons  legitimirt,  was  auf 
seiner  Rückseite  vermerkt  ist.  Indess  ist  man  neuerer  Zeit  bei  einzdnen  In- 
stituten auf  die  Ausgabe  besonderer  Talons  übergegangen.  Sowohl  die  8tieh- 
Coupons,  als  die  Talons  geben  aber  kein  unbedingtes  Recht  zur  Emp&ng- 
nahme  der  neuen  Zinsanweisungen,  vielmehr  kann  der  Pfandbrief-Inhaber  tot 
Ablauf  des  letzten  Zinstermins  Protest  gegen  die  Ausfolge  neuer  Coupons  an 
den  Inhaber  des  Stichcoupons  oder  Talons  einlegen,  in  welchem  Falle  die 
Sache  an  die  Gerichte  zu  verweisen  ist.  Erhebt  der  Bedtzer  ^  Stichcoupons 
oder  Talons  die  Zinsen  ohne  die  neuen  Coupons  zu  verlangen  und  giebt  er 
dabei  den  Stichcoupon  oder  Talon  ab,  so  erhält  ohne  Weiteres  der  Pfuidbrief- 
Inhaber  die  neue  Coupons-Serie. 

Im  Einzelnen  führen  wir  an : 

1)  Pfandbriefe  der  Chur-  und  Neu-Märkischen  Landschaft.^) 

a)  ältere  in  Stücken  von  25,  50,   75  und  100  Thlr.  zu  3>  und  von  100, 
200—1000  Thlr.  zu  3V»  >; 

b)  neuere  seit  1857  zu  4  °!o^  mit  gleichen  Rechten  und  in  gleichen  Apoints. 
Sitz  der  „Hauptritterschafts-Direction*^  in  Berlin.    Zinsenzahlung  bei  der- 
selben am  1.  Janr.  und  1.  Juli.   Die  Pfandbriefe  haben  Stichcoupons.  Bmnme 
der  ausgegebenen  Pfandbriefe  1852:  12.995,050  Thlr. 

2)  Pfandbriefe  der  ostpreuss.  Landschaft^  Es  giebt  ältere  eon- 
vertirte  zu  3V*^/oy   wie  zuvor,   und  neuere  4proc.;  alle  mit  gleichen  Rechtoi. 

Sitz  der  Generallandschafts  -  Direction  in  Königsberg.  Es  besteh^i  n^>eii 
dieser  Provinziallandschafts-Directionen,  wdche  die  Zinsen  von  den  älteren 
Pfandbriefen  auf  24.  Juni  und  24.  Dec  (Johannis  und  Weihnachten),  von  den 
neueren  aber  auf  1.  Januar  und  1.  Juli  gegen  Coupons  auszahlen.  Vom  14. 
August  und  14.  Febr.  an  können  diese  auch  bei  dem  Landschaftsagent^i  ia 
Berlin  behoben  werden.  Die  Landschaft  war  gehalten,  von  1843  an  einen 
Betriebsfonds  von  800,000  Thlr.  anzusammeln.  Ausgegebene  Pfandbriefe  1852: 
11,500,000  Thlr. 

3)  Pfandbriefe  der  Pommerschen  Landschaft^    Es  drculiren: 

a)  ältere  convertirte  in  Abschnitten  von  25,  50,  75  Thlr.  k  37»  o  o  und  von 
100,  200—1000  Thlr.  a  3Vt^o; 

b)  neuere  in  gleichen  Apoints  zu  4  ^o. 

Sitz  der  Generallandschafts-Direction  in  Stettin.   Provinzial-Directionen  wk 


*)  Reglement  vom  15.  Juni  1777  mit  Nachtrag  vom  2./17.  April  1784.  VergL  aa«^ 
kgl.  Erlass  vom  15.  Febr.  1858,  hinsichtlich  des  Verfahrens  bei  der  Kündigung  und 
der  Präclnsion  unbekannter  Pfandbriefiuhaber,  Ges.-Samml.  S.  37;  femer  1^.  Eria» 
vom  21.  Janr.  1857,  wegen  der  Emission  neuer  4proc.  und  Umschreibung  der  alten 
3V«proc.  Pfandbriefe,  Ges.-Samml.  S.  62;  endlich  das  Regulativ  vom  15.  MärE  1858, 
die  Ausfertigung  der  Pfandbr.  betr.,  Ges.-Samml.  8.  78. 

*)  Revidirtes  Reglement  vom  24.  Dec.  1808,  Ges.-Samml.  S.  877  ff.,  mit  ZusilieB 
vom  18.  Oct.  1837,  Ges.-8amml.  8.  155;  vom  21.  Dec.  1887,  (Convertirang  auf  8Vt*/» 
und  Aufhebung  der  Kündbarkeit  Seitens  des  Inhabers  betr.);  vom  15.  Dec  1843,  Ges.- 
Samml.  von  1844,  8.  49;  vom  25.  Mai  1851,  Ges.-8ammL  8.  440,  und  vom  28.  Febr. 
1859,  Ges.-Samml.  8.  91. 

")  Reglement  vom  13.  März  1781.    Zusatzbestimmungen  in  den  Oabiuetsordres  nm 

10.  Dec.  1887  (Convertining   auf  8 Vi   und   SVs^/o  betr.),   Ges.-SammL  S.  171;    voä 

11.  Juli  1838  (Art  der  Kündigung   betr.),   Ges.-SammL   8.  865;   vom  28.  M&rz  1845 
(Ausgabe  von  Zinscoupons  und  Talons  betr.),  Ges.-Samml.  8.  288 ;  ferner  in  den  k^ 
Erlassen  vom  11.  Mai  1848,  Ges.-SammL  S.  137,  und  vom  80.  April  1851,  Ge8.H~ 
8.  812. 
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zuYOT.    Die  Pfandbriefe  haben  Coupons  auf  5  Jahre  und  Talons«    Zmaeozah* 
lung  bei  den  Landschaftsoassen  auf  Johanni  und  Weihnachten;  beim  Agenten 
in  Berlin  vom  2.  August   und   2.  Februar  ab.    Betriebsfonds  des  Instituts: 
,  700,000  TMr.    Summe  der  emittirten  Pfandbriefe  1852:  15,360,275  Thhr. 

j  4)  Pfandbriefe    der  Posenschen  Landschaft^)    Im  Umlaufe  sind: 

I  a)  ältere  4proc.  Tom  Inhaber  kündbare,  in  Stücken  von  10 — 1000  Thlr.; 

I  b)  desgleichen  3V>proc,  unkündbare,  zusammen  1857:  11,859,035  Th)r. 

I  Sitz  der  Generallandschafts-Direction :  Posen.    Zinszahlung  gegen  Coupons 

,  auf  24.  Juni  und  24.  Dec    Die  Pfandbriefe  sind  mit  Talons  versehen. 

I  5)  Pfandbriefe  des  neuen   Posenschen   landschaftlichen   Cre- 

I  4 it Vereins*)  Lit.  B.    Sie  sind  4proc.  und  fallen  die  Zinsen  auf  1.  Jan.  und 

I  1.  JulL    Direction  in  Posen.    1858  waren  2,000,000  Thk.  emittirt. 

6)  Schlesische  landschaftliohe  Pfandbriefe.')  Es  gibt  zweierlei: 
ältere,  vom  rittersc^aftlichen  Verein  reorasentirte,  welche  dieselbe  Unterlage 
haben,  wie  die  der  andern  Provinzen  (solidarische  Haftbarkeit  der  Mi^ieder); 
3Vsproc,  verzinslich  auf  Johanni  und  Weihnachten;  —  tmd  „Neue  Schle- 
sische Pfandbriefe,^  womit  seit  1849  der  ländliche  (Grundbesitz  beliehen 

^  wurde.*)    Bei  diesen  mangelt  die  solidarHche  Haftbarkeit  der  Mitglieder;    es 

soll  aber  ein  Garantiefonds  gebildet  werden.  Im  Ganzen  waren  1857  emittirt: 
43,872,865  Thk. 

Sitz  der  Landschaftsdirection :  Breslau«  Den  Pfandbriefen  sind  Coupons 
auf  5  Jahre  und  Talons  beigegeben.    Die  ersteren  sind  nicht  mortifioirbar. 

7)  Pfandbriefe  Lit.  B.  des  ,,KönigL  Creditinstituts  für  Schle- 
sien,^) vom  Staat  garantirt  und  theilweise  dotirt  Das  Königl.  Creditinstitut 
wurde  wegen  der  hohen  Verschuldung  der  schlesischen  Eittergüter  gegründet 
und  gab  Pfandbriefe  hinter  denen  der  schlesischen  Landsdu^,  auch  hinter 
andern  Hypothekschulden,  bis  zu  V»  des  Gutswerths.  Eb  ist  nun  geschlossen 
imd  hört  mit  der  Abwicklung  seiner  vor  1850  eingegangenen  Yerbindlichkei* 
ten  au£  Die  von  ihm  emittirten  Pfandbriefe  sind  3V>-  und  4proc  Zinszahlung 
24.  Juni  und  24.  Dec  bei  der  Direction  zu  Breslau,  Anfangs  Januar  und  Juli 
in  Beriin.    Betrag  seiner  noch  ungetilgten  Pfandbriefe  1857:  6,024,425  TUr* 

8)  Westpreussische  landschaftl.  Pfandbriefe.^)  £s  gibt  wie  in 
Ostpreussen  ältere  3V>-  und  neuere  4proc.  mit'Counons  tro  Johanni  und 
"Weihnachten.  Der  letzte  Coupons  vertritt  die  Stelle  des  Talons.  Betriebs- 
fonds 800,000  Thk.   1852  waren  an  Pfandbriefen  ausgegeben :  11,782,600  Thbr. 

Sitz  der  Generallandschafts-Direction:  Marienwerder.  Provinziallandschafts- 
Directionen,  welche  die  Zinsen  zahlen.  Letztere  sind  vom  1.  August  und  1. 
Febr.  an  auch  in  Berlin  zu  beheben. 

n.  Sachsisehe  Pfandbriefe.   Im  Königreich  Saduen  bestehen  zwei  Pfand- 


0  Creditordnung  vom  15,  Dec.  1821,  GeB.-Sanmü.  8.  218  ff.,  mit  Aendeningen 
und  Zusätzen  vom  11.  Febr.  1838,  Ge8.-8araml.  8.  15;  12.  Janr.  1889,  GeB.-Saimnl. 
8.  66;  15.  April  1842  und  15.  Sept.  1858,  Ges.-Samml.  8.  525. 

*)  Begulativ  vom  24.  Nov.  1859,  Ges-^Samml.  &  577. 

*)  Beglement  vom  9.  Juli  1770;  Cabinetsordres  vom  20.  Mai  1839,  6.  Aug.  1840, 
4.  Janr.  1845  und  kgl  Erlasse  vom  7.  Dec  1848,  25.  März  1850  und  8.  Deo.  1856. 

«)  VergL  kgl.  Erlass  vom  11.  Mai  1849,  Ges.-Samml.  8.  182,  und  vom  21.  April 
1856,  Ges.-Samml.  8.  365. 

^)  Gegiündet  durch  Verordnung  vom  8.  Juni  1835,  Ges.-Samml.  8.  101.  VergL 
auch  Cabinetoordre  vom  31.  Mftrs  1843  und  vom  11.  Juli  1845;  Pedar&tion  vom 
17.  Mai  1847  und  kgL  Erlass  vom  4  Mftrz  1850. 

*)  Reglem^t  vom  19.  April  1787,  reTidirt  und  neu  reridirt  am  25.  Juni  1851,  Gee.- 
SammL  8.  523  ff.  VergL  auch  kgL  Erlasse  vom  9.  Nov.  1857,  15.  Febr.  1858  und 
2.  Aug.  1858. 
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briefinstitnte:  der  „erbländisehe  CreditrereiB^  und  die  „landstftn- 
disehe  Bank  des  Markgrafthnms  Oberlansitz.*'  Beide  gehören  m 
den  moderneren  Creditinstituten.  Ihr«  Papiere  ^messen  übri^^ens  pupillarische 
und  depositahnässige  Sicherheit,  wie  die  prensBUchen  Pfandbriefe.  Jn  Absidtt 
auf  Yerjfilonng,  Mortifioation,  Yindication  nnd  In-  und  Aussercoürssetzung 
werden  sie  den  Staatspapieren  gleich  behandelt  Die  Pfandbriefe  sind  au 
porteur  gestellt  und  mit  Uoupons  und  Talons  yersehen.  Für  die  des  erblän* 
dischen  OreditTereins  haften  die  yerpfändeten  Güter ;  für  die  der  Oberlausitzer 
Bank  ausser  den  Hypotheken  auch  der  ganze  Landkreis.    Es  drculiren: 

1)  Erbländische  Pfandbriefe")  m Stücken  von  26,  100  undöOOThlr. 
zu  SV>,  SVs  und  4Vo  Zinsen  halbjährig  auf  2.  Jan.  und  1.  Juli  in  Dresden. 
Tilgung  im  Wege  der  Verloosung,  soviel  als  die  von  den  Schuldnern  zu  zah- 
lenden Amortisationsquoten  ausmachen.  1850  waren  im  Umlauf:  2,583,275  Thlr. 

2)  Lausitzer  Pfandbriefe*)  in  Apoints  von  10,  20,  50,  100,  500  und 
1000  Thhr.,  die  kleinen  Stücke  zu  87o,  die  grosseren  zu  3Vt  und  4^0,  tro  2.  Janr. 
und  I.Juli.  Tilgung  mittelst  Rückkauft  oder  Hingabe  an  Zahlungsstatt  Seiten» 
der  Schuldner.  Die  Bank  hatte  1857: 8,052,980  Thhr.  auf  Hypotheken  ausgeliehen. 

IQ.  M^enburgsohe  Pfandbriefe.  *)  Der  „ritterschaftliche  Creditverdn'^ 
umfasst  alle  drei  Meklenburgischen  Kreise,  also  beide  Meklenburg.  Er  hat 
coiporative  Gestaltung  und  Rechte.  Seine  Mi<^lied^  sind  mit  ihren  Gütern 
sohdarisch  haftbar;  die  Pfandbriefe  werden  indessen  nicht,  wie  die  preussischen, 
auf  bestimmte  Güter  ausgestellt.  Hinsichtlieh  der  Verjährung,  Mortification 
und  Yindication  der  Pfandbriefe  enthält  das  Statut  dieselben  Normen,  wie  sie 
durch  Verordnung  vom  5.  März  1888  für  die  Reluitionscassenscheine  anf]^ 
stellt  wurden  (s.  oben  S.  405—406).  Auch  können  die  Pfandbriefe  durch  die 
Hauptdirection  ausser  Cours  gesetzt  werden.  Sie  gehen  in  der  Priorität  allen 
übrigen  Forderungen  vor.  Zinsftiss  in  der  Regel  87*  Vo.  TOgung  mittelst 
Annuitäten  von  Vi — 5V»  im  Wege  der  halbjährigen  Verloosung.  Zins-  und  Capi- 
talzahlungen  zu  Rostock.  Summe  der  emittirten  Pfandbriefe  1857 : 8,858,856  Thlr. 

IV.  Hannöyersche  Pfandbriefe.  Auch  in  Hannover  sind  die  Pfandbrief- 
Institute  vorherrschend  adelige  Vereine  mit  corporativer  Verfassung;  doch 
fussen  sie  auf  moderneren  Principien.  Wir  heben  zurOharaeteristik  derselben 
einige  Bestimmungen  des  neuen  Statuts  des  „Bremenschen  ritterschaftL 
Creditvereins"   vom  4.  März  1856*)  aus. 

Der  Verein  giebt  Obligationen  au  porteur  oder  auf  Namen  aus,  für  welche 
das  Gesammtvermögen  desselben  und  ausserdem  die  dem  Verein  bestellten 
Hypotheken  haften.  Die  Obligationen  werden  mit  5jährigen  Coupons  versehen. 
Die  Zinsen  fallen  jährlich.  In  Absicht  auf  Mortification,  Vindicatio!^  und  Fest-^ 
machung  gelten  die  für  Staatspapiere  gegebenen  gesetzlichen  Vorschriften. 
Die  Zinsen  verjähren  binnen  2  Jahren  nach  Verfall. 

V.  Obligationen  des  Württembergischen  Creditvereins.  ^)  Der  Verein, 
1825  gegründet,  „ist  eine  Verbindung  von  Grundeigenthümem  zu  Capitalauf* 
nahmen  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  mit  der  Bestimmung,  die  amgenom- 
menen  Capitalien  zu  Anlehen  an  seine  Mitglieder  zu  verwenden  und  mittelst 
der  von  diesen  zu  bezahlenden  Renten  zu  tilgen.^    Solidarische  Haftbarkeit 


1)  Vergl.  Statut  Tom  26.  April  1844,  Ges.-  u.  VerordiL-8amml.  8.  164  ff. 

*)  Keiles  Statut  vom  16.  Juni  1857,  Ges.-  u.  Verordn.-SammL  8.  219. 

*)  Vergl.  ,,Keae  Statuten"  des  ritterachaftl.  Creditvereins  beider  Meklenburg  mit 
landesherrl  Bestätigung  vom  19.  Dec.  1839  in  Baabe's  Ges.-Samml.  für  Schwerin, 
Bd.  m.,  8.  847,  mit  Kachtrftgen  vom  17.  Kot.  1851  und  8.  Deo.  1852. 

*)  Ge8.-SammL  I.  Abth.,  8.  68. 

^)  Revidirte  Verwaltungsgnmdsätze  vom  Jahre  1845,  Stuttgart  bei  HoflbianD. 
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d«r  Hij^lieder  findet  nicht  statt;  dagegen  roht  die  Yereinssefanld  auf  den  Ton 
den  Mi^liedern  bestellten  Hypodieken  Ton  mindestens  doppeltem  Werthe. 
Ausserdem  haben  die  Mitglieder  einen  Beitrag  zu  dem  bestehenden  Reserye- 
fonds,  welcher  mindestens  5  V<>  der  Yereinsschnld  zu  betragen  hat,  und  zu  den 
Yerwaltmngskosten  zu  leisten.  Dem  Yereine  ist  juristische  Persönlichkeit  zu* 
gestanden ;  eine  corporatire  Gestaltung  hat  er  aber  nicht.  Den  yon  ihm  aus» 
gestellten  „Creditrereins-Obligationen^,  -welche  jährlich  entweder  auf  1.  Jan. 
oder  auf  1.  Juli  rerzinslich  gestellt  sind,  au  porteur  und  auf  Beträge  von 
100,  200,  500  und  1000  fl.  lauten,  steht  hienach  ein  Pfandrecht  unmittelbar 
nicht  zu.  Den  Yereinsgläubigem  ist  indess  Einsicht  in  die  Yerwaltung  durch 
besondere  Bevollmächtigte  zugestanden.  Dieselbe  wird  femer  durch  eine  be- 
sondere Controlecommission  und  durch  einen  Begierungscommissär  beaufsichtigt. 
Nach  dem  letzt  yerö£fentlichten  Rechenschaftsberichte  betrugen  Ende  1860 
die  Activen  des  Yereins  4,414,581  fl.  85  kr.,  die  Passiven  3,989,889  fl. 
51  kr.,  somit  der  Yermögensüberschuss  424,741  fl.  44  kr.  Der  Beitrag 
der  ausgestellten  Yereinsobligationen  entzifferte  sich  auf  8,877,584  fl.  Diese 
Y^einsschuld  besteht  jetzt  aus  zwei  wesentlich  verschiedenen  Bestandtheilen, 
nämlich  aus  den  älteren  8*/aproc  Obligationen  Int.  D.  und  E.  im  Belaufe  von 
1,858,900  fl.,  welche  zur  Heimzahlung  angemeldet,  auch  von  den  Yereins- 
Schuldnern  an  Zahlungsstatt  gegeben  werden  können,  und  aus  den  im  Jahre 
1860  neu  emittirten  resp.  convertirten  dVsproc.  Obhgationen  Lit.  O.  im  Be- 
trage von  ca.  2  Mill.  Gulden,  welchen  jene  Vergünstigungen  nicht  eingeräumt 
worden,  welche  viehnehr  von  1860  an  mittelst  jährlicher  Yerloosung  binnen 
50  Jahren  zu  tilgen  sind. 

Allen  Obligationen  des  Yereins  sind  Zinscoupons  und  Talons  beigegeben. 
Die  ersteren  können,  wie  auch  die  zur  Tilgung  bestimmten  Capitalien,  ausser 
der  Yereinscasse  zu  Stuttgart,  auch  bei  Rothschild  in  Frankfurt  a.  M.,  Nico- 
laus Schmidt  daselbst,  F^ge  pnd  Comp,  in  Leipzig,  Lürman  und  Sohn  in 
Bremen,  Schätzler  in  Augsburg  und  München,  Bassenge  und  Comp,  in  Dres- 
den und  Ezechiel  Simon  in  jHannover  eingelöst  werden.  Auch  ist  neuerdings 
die  Einrichtung  getroffen  worden,  dass  die  Obligationen  bei  der  Yereinscasse 
auf  Namen  inscribirt  werden  können. 

Eine  Mortiflcation  der  nicht  insoribirten  Inhaberobligationen  und  der  Zins- 
coupons ist  unzulässig;  dagegen  kann  der  Betrag  der  verloren  gegangenen 
Urkunden  gegen  genügende,  bis  zum  Eintritt  der  Yerjährung  von  30  Jahren 
dauernde  Sicherheitsleistung  an  den  rechtmässigen  Eigentiiümer  ausbezahlt 
werden.  Auch  erhält  ders^be  ohne  Sicherheitsleistung  nach  Ablauf  der  Yer- 
^hrungszeit  Zahlung.  In  beiden  Fällen  muss  er  sich  aber  als  „rechtmässiger*^ 
Eigenthümer  ausweisen. 

YL  Oesterrelchlsche  Pfandbriefe.  InOesterreich  bestand  seit  länger  ein 
ständisches  Creditinstitut  in  GaUzien.  Neuerer  Zeit  ist  auch  bei  der  National- 
bank eine  besondere  Abtheilung  für  den  Hypothekarcredit  eingerichtet  worden. 
Femer  besteht  eine  Hypothekaranstalt  zu  Triest. 

a)  Pfandbriefe  der  galizisch  ständischen  Creditanstalt.^)  Sie 
sind  zu  47o  verzinslich,  lauten  auf  Namen  oder  Inhaber,  und  auf  Beträge  von 
100,  500  und  1000  fl.  Die  Zinsen  werden  halbjährlich  bezahl!  ^  ebenso  finden 
halbiährfiche  Yerloosungen  statt.  Der  Anstalt  sind  zur  Beitreibung  ihrer 
Forderungen  dieselben  Kechte  zugestanden,  wie  sie  den  landesfürstl.  Steuern 
zur  Seite  stehen.  Yerjährung  der  Hauptschuldurkunden  und  Coupons  binnen 
30  Jahren  nach  YerfaU. 


')  YergL  kaiserl.  Patent  vom  S.  Nov.  1841. 
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b)  Pfandbriefe  der  dsterr.  Nationalbank.  *)  Der  Hypothekamb- 
theilung  ist  auB  den  Fonds  der  Bank  ein  Betrag  von  40  MilL  Qiüden  Bank- 
raluta  gewidmet  Sie  kimn  bis  zum  5fachen  dieser  Summe  Pfandbri^  aua- 
geben,  jedoch  so,  dass  nie  melur  emittirt  sind,  als  die  Hypothekarforderungen 
der  Bank  betragen.  Dieselbe  hat  das  Recht,  verfallene  Zinsen  gleich  kuides- 
f&rstlicher  Steuern  einzutreiben.  Darleben  können  nur  gegen  genügende  Sicher- 
heit in  L  Hypotiiek  und  nur  bis  zur  Hälfte  des  Werths  der  letzteren,  nach 
Abzug  aller  Lasten,  gegeben  werden.  Für  die  pünktliche  Verzinsung  und 
Tilgung  des  Pfandbriefcapitals  haften  in  erster  Linie  die  Hypothekaiforderun- 
gen,  ausserdem  das  sonstige  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  der  Bank. 

Die  Pfandbriefe  werden  auf  Lüiaber  oder  auf  Namen,  mit  mindestens  12 
Monate  laufender  Verfallzeit,  in  Apoints  von  100,  500,  1000,  5000  fl.,  auch 
in  anderen  mit  100  ohne  Bruch  tiieilbaren  Summen,  zu  57^  iialbjährlich  ver- 
zinslich, und  im  Wege  der  Verloosung  heimzahlbar,  ausgestellt  IHe  grösser^i 
Stücke  können  gegen  kleinere  umgetauscht  und  Pfandbriefe  auf  Iiäaber  in 
solche  auf  Namen  umgewandelt  werden.  Die  Inhaberpapiere  sind  mit  Coupons 
und  Talons  versehen;  von  den  Namen-Obligationen  werden  die  Zinsen  g^en 
Quittung  bezahlt  Sowohl  die  Zinszahlung  als  die  Einlösung  der  verloostem 
oder  sonst  falligen  Pfandbriefe  geschieht  nicht  nur  in  Wien,  sondern  auf  14 
Tage  vorausgegangene  Anmeldung  auch  bei  den  BankfiUalien. 

Seit  1858  werd^i  nur  noch  verloosbare  Pfandbriefe  mit  längstens  S2jähri- 

gsr  Tilgungszeit  ausgegeben.  Verloosung  jährlich  zweimal,  anfangs  Jum  und 
ec^  Auss^ahlung  der  verloosten  Capitalien  al  pari  vom  Tage  der  Verloosung 
an.  Der  Zinsenlauf  derselben  hört  mit  dem  folgenden  1.  Juli  und  1.  Januar 
auf.  Die  Verloosung  hat  mindestens  den  Betrag  zu  umfassen,  welchen  die 
Hypothekschuldner  auf  Amortisation  ihr^  Schulden  zu  zahlen  gehabt  haben. 
Die  Pfandbriefe  verjähren  binnen  30,  die  Coupons  binnen  S  Jahren, 
vom  Verfalltage  an  gerechnet.  Sie  haben,  wie  die  galizisehen,  D^nrntions- 
fähigkeit. 

yH  Zur  Darstellung  der  ausserdentschen  PfandbrieÜB  mangelt  uns  der 
Baum.  Wir  bemerken  nur,  dass  die  bezüglichen  Institute,  deren  namenthch  in 
Polen,  Esthland,  Curland,  Livland,  Schweden  und  Norwegen  be- 
stehen, den  preussischen  nachgebUdet  sind,  und  daher  ähnhche  Einrichtungen 
haben. 

VHL  Partialobligationen  säddentscher  und  össerreichischer  Onmd- 
herreil.  lieber  diese  lässt  sich  ausser  dem,  was  wir  bereits  oben  bem^kt 
haben,  wenig  Allgemeines  sagen.  Die  Veryiltnisse  jedes  einzelnen  Anlehens 
sind  von  denen  des  andern  wesentlich  verschieden.  Die  gewährte  Pfandsicher- 
heit, welche  durch  die  Grundentlastung  überall  da,  wo  Feudalg^alle  und 
Zehenten  als  Hypothek  verschrieben  waren,  stark  gelitten  hat,  ist  aus  den 
einzelnen  Obligationen  ersichtlich  und  muss  im  einzelnen  Falle  vom  Erwerber 
derselben  daraus  geprüft  werden.  Nicht  verschweigen  wollen  wir  übrigens, 
dass  unerachtet  der  hypothekarischen  Sicherheit,  welche  auf  dem  Papier 
überall  mit  sehr  plausiblen  Schätzungssummen  paradirt.  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  vielfache  schlimme  Erfahrungen  mit  den  Obligationen  in  Frage  gemacht 
worden  sind.  Es  gilt  diess  namen^ch  von  den  Obligationen  der  ungarischen 
Cavaliere.  Nicht  nur  sind  die  in  Silber  versprodienen  Zins-  und  C%)italzah- 
lungen  später  nach  Verschlechterung  der  österr.  Valuta  in  Papier  geleistet 
worden,   sondern  sie  sind  auch  mehrfach  ganz  in*s  Steigen  gerathen.    Man 


^)  Vergl.  Mini8t.-Erla88  vom  21.  Cot.  1855,  Re]ch8geB.-BL  S.  613;  vom  20.  Mftrs 
1856,  das.  S.  U7,  welchem  das  Statut  beigegeben  ist;  femer  Re^ement  von  1856, 
Reiohsge8.-BL  8.  157. 
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wird  dahor  Uii§^  thmt,  boi  Brwerbim^  solcker  Pspiere  mit  mögMohster  Vor- 
sidit  zu  Werke  za  ffeben  und  neben  der  HypotheKarsicherheit  auch  die  Yer- 
mdgensTerliiltmsfie  des  Schuldners,  sowie  die  allgemeinen  Zustände  seines 
Heimathlandes,  in^s  Auge  zu  fassen. 

In  Naehstehendem  geben  wir  eine  Uebersicht  der  hanptsädilidisten  gruad- 
herrlichen  Anleheii,  welche  insbesondere  auf  den  Börsen  yon  Frankfurt  und 
Wien  gehandelt  werden.  Hauptborse  ist  Frankfurt,  von  welcher  auch  die 
beigef%te  Coursnotiz  gilt 


Name  des  Schuldners. 


Bankhaus,  welches 

das  Anlehen  oontra- 

hbrt  hat,  resp.  die 

Zinsen  zahlt. 


ÜrsprOngl. 

Aslehens- 

hetrag. 


Unfe> 
fSbrer 
Ooun 

Sept. 
IMI. 


Bemerkun^^en. 


Erzherzog  Karl 

Herzog  t.  Anh.-Cötiien 
j,      ▼.  Cob.-Cohari, 

Ferd.     .    . 
„      T.  Lucca    . 
Derselbe     .    , 
Landgraf  t.    Hessen- 
Homburg  .    . 
„  v.He6sen.-Homb.- 
Meisenheim    . 
Fürst  y.  Clary      . 
„  y.  Esterhazy  . 
Derselbe    .    . 
„  y.  Fürstenberg 

„  V,  Hohenz.-Hech. 
„  y.  Isenb.-Birstein 
„  y.  Leiningen  . 

Derselbe    .    . 

Derselbe    .    . 
j,  y.  Löwenstein- 

Werthh.-Rosenb. 

Derselbe    . 

Derselbe  . 
„  y.  Neuwied 
„  y.Oettingen-Wal- 

lerstein 


Rothschild  in 

Frankfurt. 

dto. 

dto. 
dto. 
dto. 

dto. 

dto. 
Epstein  in  Wien. 
Bothsch.inFrkft. 

dto. 

dto. 

dto. 
dto. 
P.N.Schmidt  das. 
dto. 
dto. 

Rothschild  das. 
dto. 
dto. 
dto. 

P.N.Schmidt  das, 


Derselbe    . 
„  y.  Palffy    . 

Derselbe    . 
„  y.Sayn-Wittgenst. 
^  y.  Salm  -  Reiffer- 

scheid    .    .    . 
„  y.  Schwarzenberg 
„  y.Solms-Braunfeb 
„  y.  Waldburg-Zeü 


dto. 

Amstein&Eskeles 

in  Wien. 
Biedermann  das. 
P.N.Schmidti.Fr. 

LSmel  in  Wien. 

Rothschild  in  Fr. 

Bethmann  das. 

Benedict  inStuttg. 


fl.  1,600,000 
111^.500,000 

fl.  3,500,000 
fl.  1,050,000 
fl.  1,120,000 

fl.    454,000' 

fl.  675,000 
fl.  1,680,000 
fl.  6,400,000 
fl.  7,000,000 
fl.    500,000 

fl.  200,000 
fl.  700,000 
fl.  1,400,000 
fl.  250,000 
fl.    150,000 

fl.  800,000 
fl.  450,000 
fl.  850,000 
Thlr.700,000 

fl.  1,600,000 

fl.    400,000 


fl.  2,475,000 
fl.  3,720,000 
fl.    200,000 

fl.  4,000,000 
fl.  5,000,000 
fl.  850,000 
fl.    450,000 


4 
3 

4 
4 
4 

3V« 


3V« 

4 

3V« 

3V« 

3V» 

3 

3Vi 
3V» 
3V« 
3V. 

4 

4 


7o 
71 
86 

98 
68 
79 

94 


52 

93 

99 
94 
93 
93 
79 

92 
91 
91 
91 

99 

99 


62 
99 

64 


4V«!  101 


Von  1844. 


Aelt.  Anlehen. 
Neues      - 


InLoosenä40fl. 
Von  1844. 
InLoo8enä40fl. 
Das4VsprocAnL 
ist  gekündigt 

Von  1830. 


Dasanfd.bayer. 

!  Besitzungen  aaf- 
tende  AnL  wird 
höher  aotirt  als 
das  badisohe. 


Bayer.  Anlehen 
yon  1830. 
Württemb.  Anl. 
von  1830. 

Von  1838. 
InLoo8enli40fl. 


InLoosenä40fl. 
Von  1838. 

Von  1849. 
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Käme  des  Sohiüdnen. 

Bankhaus,  welches 

das  Anlehen  contra- 

hirt  hat,  resp.  die 

Zinsen  zahlt. 

UrrorOngl. 
betrag. 

1 

TTnge- 
fShr«r 
Coun 
funl. 

Benkoiviiii^eii* 

Fürst  V.  WincL-Grätz 

Todesco  in  Wien. 

fl.  2,000,000 

•/. 

7» 

InLoosen&20ö. 

jf    ▼.  Wittgenstein- 

Berleburg     .    • 

Rothschild  in  Fr. 

fl.    300,000 

4 

99 

öraf  T.  BanflEy      .    . 

Schöller  in  Wien. 

fl.    324,000 

4 

— 

Cony.-Münze. 

,  Job.  Bapt  V.  Bat- 

thyany   .    •    •    . 

P.N.Schmidti.Fr. 

fl.    600,000 

4V« 

66 

Von     1838    in 
ConyJff. 

^  Gnsiv.Batthyany 

Biederm.  i.  Wien. 

fl.  1,450,000 

4V» 

60 

Von  1842. 

j,  T.  Castel-Dischgn. 

P.N.  Schmidt  LFr. 

fl.    234,000 

4 

— 

Von  1834. 

,  Hugo  Eltz  .    .    . 

dto. 

fl.    275,000 

4 

73 

Von  1844. 

,  Karl  Eltz   •    •    • 

dto. 

fl.    270,000 

4 

— 

DesgL 

,  V.  Erbach  -  Für- 

. 

stenau    .    .    .    . 

dto. 

fl.    550,000 

4 

— 

Von  1842. 

j,  V.  Erbacb- Schön- 

berg   

^  Mich.v.E8terhazy 

dto. 

fl.    250,000 

4 

99 

Biederm.  i.  Wien. 

fl.    750,000 

4V. 

60 

Von  1842. 

jf  ▼.  Forgacs  .    .    . 

Schuller  das. 

fl.    650,000 

4V« 

60 

Zwei  Anlehen. 

^  V.  Fugger-Kimh. 
,  Henkel    v.    Don- 

P.N.SchmidtLFr. 

fl.    145,000 

4 

— 

Von  1839. 

nersmark    •    .    • 

Rothschild  in  Fr. 

fl.  1,125,000 

4 

60 

Von  1846. 

jf  V.  Hnnyady    .    . 
„  V.  IsenWg-Phi- 

dto. 

fl.    500,000 

4 

48 

lippseicb     •    .    . 

P.N.  Schmidt  i.Fr. 

fl.    140,000 

4 

— 

Von  1842. 

„  V.  Earoly   .    .    . 

Schuller  in  Wien. 

fl.  1,200,000 

4V. 

60 

Desgl. 

j,  V.  EegloYich   .    . 
j,  V.  Nizky     .    .    . 

Wodianer  das. 

fl.    670,000 



InLoosen&lOfl. 

Rothschild  in  Fr. 

fl.    340,000 

4 

50 

jf  V.  Orczy     .    .    . 

P.N.  Schmidt  das. 

fl.  1,550,000 

4V> 

60 

Von  1842. 

„  Ferd.  Leop.  Palffy 

dto. 

fl.    687,500 

4 

52 

In  Cony.-M. 

^  Set.  Genois     •    . 

Schuller  in  Wien. 

fl.  1,400,000 

4V« 

60 

P.N.Schmidti.Fr. 

fl.  1,000,000 

4 

60 

Von  1838. 

Derselbe     .    .    . 

Rothschild  das. 

fl.  3,200,000 

... 

— 

InLoosenlt40fl. 

^  y.  Sander   .    •    . 

dto. 

fl.    670,000 

4 

50 

„  V.  Schdnbom  .    . 

P.N. Schmidt  das. 

fl.  1,465,000 

4 

60 

y,  V.  Solms-Laubach 

dto. 

fl.    850,000 

3V« 

93V« 

Von  1829. 

jf  y.  Sohns-Lich  .    . 

Rothschild  das. 

fl.    300,000 

3V^ 

93V« 

j,  y.SoIms-Bödelbm. 

P.N. Schmidt  das. 

fl.    500,000 

3V» 

93V> 

Von  1830. 

j,  y.  Strachwitz  .    . 

dto. 

fl.    400,000 

4 

46 

Vonl843inCJtf. 

y,  V.  Szapary      •    . 

RothschUd  das. 

fl.    200,000 

4 

49 

9  y.  Szecheny    •    . 

dto. 

fl.  1,500,000 

4 

52 

jf  y.  Sztary    .    .    . 

P.N. Schmidt  das. 

fl.    500,000 

4Vt 

60 

Von  1840. 

„  y.  Viczay   .    .    . 

Rothschild  das. 

fl.     700,000 

4 

50    .Von  1843. 

,  y.  Waldbott-Bas- 

t 

senbeim      •    .    . 

HofbankinStuttg. 

fl.     360,000 

5 

—   Im  Codcuts. 

y,  y.Waldstein-War- 

1 

temberg      .    .    . 

— 

fl.  2,070,000 

— 

InLoo8en&20fl. 
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Vierte  Abtheilung. 

Actien  und  Obligationen  der  grossen  Geseiischaften. 


8.  182. 
Einleitende  BemerkuDgen. 

Von  den  Creditoperationen  der  Staaten,  den  von  denselben  in's  Leben  ge- 
rufenen Anstalten  zur  Bodenentlastung,  und  von  den  Einriehtungen  des  Beal- 
credits  gehen  wir. nun  über  auf  das  Gebiet  des  Handels,  des  Verkehrs  und 
der  Industrie.  Hier  stehen  wir  mitten  in  einer  Bewegung,  welche  sich  — 
TieUeicht  nicht  yollstandig  bewusst  —  ungeheure  Ziele  vorgesetzt  hat  Was 
im  Mittelalter  Grosses  und  Erhabenes  durch  die  gliedernde  Corporation 
ffeschaffen  worden  ist,  soll  heute  in  anderem  Geiste  und  in  grösserem  Um- 
fange durch  die  centralisirende  Association  erreicht  werden.  Organi- 
sation und  Centralisation  der  Arbeit,  des  Capitals,  des  allgemeinen  Credits, 
ist  das  Loosungswort;  alle  Privatcapitalien ,  kleine  Tropfen  und  Bäche  im 
Strome  der  Bewegung,  sollen  sich  verwandeln  in  Renten  aus  dem  gesell- 
schaf^chen  Centrdfonds,  der  die  ganze  dviüsirte  Welt  umfassen  soll.  ^)  Wer 
wollte  leugnen,  dass  dieser  Bewegung  eine  berechtigte  Idee  zu  Ghrunde  Hegt; 
dass  an  die  Stelle  des  zerstörten  Alten  etwas  Neues  treten  muss,  und  dass 
der  moderne  Associationsgeist  bereits  Grosses  geleistet  hat?  Aber  es  will^uns 
scheinen,  dass  die  Bewegung  die  Grenzen  gesunder  Entwicklung  überschritten 
habe.  Es  giebt  darin  einen  Fanatismus,  welcher  selbst  vor  dem  monströsen 
Gedanken  nicht  zurückschrickt,  ^e  menscUiche  Gesellschaft  in  die  Formel 
einer  Actiencompagnie  zu  zwängen  und  darin  den  Menschen  nur  als  Zahl 
gelten  zu  lassen.  Vielfach  mangelt  der  moralische  Halt,  welcher  die  Corpora- 
tionen  des  Mittelalters  getragen  und  durchdrungen  hat.  Es  ist  ein  Rennen 
und  Jagen  lediglich  nach  Gewinn,  und  nur  nach  augenblicklichem  Gewinn. 
Ob  aaf  die  Dauer  aufgebaut,  ob  Haltbares  gescha£fen  wird,  danach  fragt  man 
häufig  nicht.  Der  Strom  geht  hinweg  über  sorgsam  gepflegte  Fluren  und  ver- 
vTÜstet  den  Rest  von  Sitte  und  Pietät,  der  noch  vorhanden  ist. 

Indessen  sehen  wir  in  unsem  Tagen  den  Anfang  der  unausbleiblichen 
Reaction.  Wir  stehen  mitten  inne  zwischen  Abbruch  und  Neubau,  zwischen 
überspannter  Association  und  wiedererstarktem  Corporationsgeist,  zwischen 
industrieller  Revolution  und  Restauration.  Aber  jetzt  schon  zeigen  sich  die 
Folgen  jener  Verirrungen  in  der  Vernichtung  vielfacher  Lebensexistenzen  und 
ein  Blick  auf  die  Lage  lässt  weiteren  Befürchtungen  unendlichen  Raum. 

Wir   verwahren  uns,  gestützt   auf  Thatsachen,   vor   dem  Vorwurfe   des 


0  Wir  gebrauchen  hier  zum  Theil  die  trefflichen  Worte  Kuntze's  in  der  Vorrede 
2U  seiner  Lehre  von  den  Inhaberpapieren. 
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Schwarzsehens,  indem  wir  unseren  Standpunkt  nachdrücklich  dahin  bezeichnet 
haben  möchten,  dass  wir  den  Wunsch  imMchtig  hegen,  es  möchten  die  flüs- 
sigen Oapitalien  —  anstatt  den  zerstörenden  Anstalten  des  Krieges,  anstatt 
zui^  Schaffung  und  Erhaltung  kaum  minder  lähmender  bureaukratischer  Staats- 
maschinen  —  den  productiven  Bestrebungen  des  Ackerbaues,  des  Handels  xmd 
der  Industrie  mehr  und  mehr  zugewendet  werden.  Es  liegt  uns  durchaus 
ferne,  den  Staats-  und  Bealcreditpapieren  an  und  für  sich  einen  Vorzug  auf 
Eosteoi  der  Industriepapiere  einzuräumen  und  wir  halten  den  Zustand,  wonadi 
die  Staaten  grösseren  Credit  als  der  Grundbesitz  und  die  Industrie  gemessen^ 
keineswegs  für  einen  naturgemässen  und  glücklichen.  Demunerachtet  ist  es 
unsere  f^cht,  auf  die  Auswüchse  der  Speculation  im  Gebiete  der  Industrie 
aufinerksam  zu  machen.  Will  diese  sich  das  Capital,  ihren  Lebensnerv,  dienst- 
bar machen  und  erhalten,  so  muss  sie  Solidität  als  obersten  Grundsatz  auf- 
stellen und  unverbrüchlich  wahren. 

üebergehend  auf  das  deutsche  Actienwesen  insbesondere,  sehen  wir 
sich  dasselbe  spät  und  langsam  entwickeln.  Erst  die  letzten  drei  Decennien 
weisen  Actienuntemehmungen  in  grösserer  Zahl  auf  deutschem  Boden  nach. 
Jener  langsame  und  schüchterne  Gang  war  aber  der  sichere  und  die  älteren 
Unternehmungen  haben  sich  meist  als  solide  und  ergiebige  bewiesen.  In  der 
zweiten  Hälfte  des  letzten  Decenniums  wich  indess  der  ruhige  Gang  des  Fort- 
schritts der  Ueberstürzung.  Man  liess  sich  vom  Strome  fortreissen  und  das 
Schwindeljahr  1856  zumal  förderte  eine  Masse  unreifer,  unsolider  und  desshalb 
lebensunfähiger  Projecte  auf  allen  Gebieten  des  Actienwesens  zu  Tage.  Die 
Agiotage  war  dabei  leider  keines  der  geringsten  treibenden  Elemente.  Die 
sogen.  Gründer  oder  Concessionäre  machten  enorme  Gewinne,  warfen  Massen 
von  Papieren  auf  den  Markt,  und  entledigten  sich  sobald  als  möglich  ihrer 
Betheiligung  und  Verpflichtung.  So  wurden  Unternehmungen  in's  Leben  ge- 
rufen, welche  weder  die  gehörige  finanzielle,  noch  commercielle  Unterlage 
hatten:  Eisenbahnen  nach  allen  Richtungen,  ohne  Verkehr  und  Verbin- 
dung: Banken  ohne  Bedürfniss  und  Operationsterrain ;  Berg-  und  Hütten- 
werke ohne  genügendes  Capital  und  technische  Kräfte;  Fabriken  aller  Art 
ohne  Berücksichtigung  der  Concurrenz  und  der  möglichen  Krisen  etc.  Man 
ging  von  dem  Wahne  aus,  dass  die  damals  begonnene  Entwicklung  der 
grossen  Industrie  ohne  Unterbrechung  und  Grenze  fortdauern  werde.  Die 
überraschenden  finanziellen  Ergebnisse  einzelner  Unternehmungen  steigerten 
nicht  nur  die  Unternehmungslust,  sondern  sie  ermunterten  und  ermöglichten 
auch  Luxus  und  Verschwendung.  Anstatt  einfacher  und  dem  Bedürfhisse  ge- 
nügender Baulichkeiten  und  Einrichtungen  erstellte  man  Paläste  und  monu- 
mentale Bauwerke,  worin  das  Capital  aufging.  Für  den  Betrieb  war  alsdann 
nichts  mehr  übrig  und  viele  solcner  Geschäfte  hatten  mit  Geldverlegenheiten 
zu  kämpfen  noch  ehe  sie  vollendet  waren.  Zu  alledem  kam  der  Mangel  an 
genügender  Erfahrung  und  an  Capacitäten  zum  zweckmässigen  Betriebe  der 
zahlreichen  Geschäfte.  Ebenso  erwies  sich  die  Organisation  vieler  Actien- 
gesellschaften  frühe  genug  als  eine  gänzlich  verfehlte  und  endlich  trug  die 
Gleichgültigkeit  und  Unbeholfenheit  der  Actionäre  selbst,  welche  zu  Allem 
schwiegen  und  zustimmten,  sofern  ihnen  nur  eine  Dividende  zukam,  viel  zum 
Verfall  des  Actienwesens  bei.  Es  ist  eine  bereits  constatirte  Thatsache,  dass 
in  manchen  Fällen  mit  dem  Gelde  der  Actionäre  in  völlig  unverantwortlicher^ 
leichtsinniger  und  verschwenderischer  Weise  gewirthschailet  wurde,  dass 
Dividenden  vertheilt  worden  sind,  wo  in  Wahrheit  Verluste  vorhanden  waren. 
Selbst  betrügerische,  oder  an  die  Grenze  des  Betrugs  anstreifende  Vorspiege- 
lungen und  Handlungen  sind  leider  nicht  vermieden  geblieben.  Namentlidi 
auf  dem  Gebiete  des  Berg-  und  Hüttenwesens  haben  die  Gründer  vonAcüen- 
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gesellschaften  Tielfach  ihre  Ghmben  und  Kuxen  zu  Preisen  an  diese  vergeben, 
welche  den  wahren  Werth  derselben  um's  Vielfache  überstiegen;  oft  waren 
die  in  Aussicht  gestellten  unterirdischen  Schätze  überhaupt  nicht  vorhanden. 
Rheinland  und  Westphalen,  in  welchen  zumal  firanzösisohe  Projeotmacher  die 
Hände  mit  im  Spiele  hatten,  waren  in  dieser  Beziehung  vorzugsweise  der 
Schauplatz  des  verwerflichsten  Schwindels. 

Zu  solcher  innerer  Fäulniss  kam  bald  genug  und  unerwartet  die  Ungunst 
äusserer  Verhältnisse,  welche  die  Schäden  um  so  rascherer  aufdeckte.  Die 
Handelscrisis  vom  Spätherbst  1857  erwirkte  plötzlich  eine  Knappheit  desOeld- 
markts.  Ohne  völ%e  Erholung  zu  gestatten,  folgte  alsdann  der  berüchtigte 
Neujahrsgruss  von  1859,  der  italienische  Krie^  und  der  seither  bestehende 
bewafiFhete  Friede,  der  allen  Unternehmungsgeist  lähmt  und  Unsicherheit  in 
alle  Verhältnisse  bringt.  Wenn  das  Capital  schon  vorher  mit  scheuen  Blicken 
auf  das  zweideutige  Oebahren  der  Associationen  sah,  so  zog  es  sich  jetzt  so 
viel  als  möglich  ganz  zurück.  Dadurch  geriethen  auch  Unternehmungen  in*s 
Stocken,  welche  ohne  jene  Calamitäten  durch  Credit  noch  zu  retten  gewesen 
wären;  viele  Projecte  zerfielen  vor  ihrer  Realisation  in  sich  selbst;  manche 
€Fesellschaft;en  mussten  auf  halbem  Wege  liquidiren;  andere  schafften  sich 
durch  enorm  kostspielige  Anleihen  die  nöthigen  Mittel,  entzogen  sich  aber 
dadurch  die  Rentabilitätsaussicbten  auf  längere  Zeit  selbst;  wieder  andere, 
zimial  von  Frankreich  aus  influirte,  nahmen  Zuflucht  zum  System  der  Prämien- 
anleihen mit  gleichen  Wirkungen,  und  manche  konnten  ihre  Zwecke  nur  noch 
durch  Staatsgarantien  erreichen.  Diess  letztere  trifft  namentlich  bei  den 
Eisenbahncompagnien  zu  und  es  ist  nunmehr  fast  die  Regel,  dass  Eisenbahnen 
'ohne  StaatshüJfe  nicht  mehr  gebaut  werden. 

Während  f&r  die  unsoliden  und  ungesunden  Unternehmungen  ein  solcher 
Läuterungsprozess  fast  zur  Nothwendigkeit  geworden  war,  um  dem  verderb- 
lichen Schwindel  Einhalt  zu  thun,  war  er  für  die  übrigen,  wenn  gleich  Satis- 
faction,  so  doch  von  nachtheiliger  Wirkung,  in  so  ferne  auch  ihnen  der  Cre- 
dit erschwert  ward.  Der  Actienmarkt  wurde  schwierig;  auch  gute  Papiere 
mussten  unter  ihrem  wahren  Werthe  begeben  werden;  manche  verloren  allen 
Cours,  ohne  diess  Schicksal  verdient  zu  haben  und  so  litt  das  ganze  Associa- 
tionswesen  theils  durch  die  Schuld  seiner  eigenen  unreinen  Elemente,  theils 
auch  durch  die  Ungunst  der  Zeiten.  Es  wird  wohl  länger  währen,  bis  es  sich 
wieder  völlig  erholt  haben  wird. 

Im  Folgenden  werden  wir  versuchen,  diejenigen  Materialien  und  Daten 
zusammenzustellen,  welche  die  Unterscheidung  zwischen  Gutem  und  Schlech- 
tem ermöglichen.  Wir  müssen  aber  den  Capitalisten  besonders  darauf  auf- 
merksam machen,  dass  in  den  Gebieten  der  Industrie  und  des  Handels  Be- 
wegung Leben,  und  daher  jene  Stabilität  überhaupt  der  Natur  der  Sache 
nacn  nicht  zu  treffen  ist,  worauf  er  bislang  Werth  gelegt  hat.  Will  er  sich 
dennoch  auf  dieses  Gebiet  wagen,  so  möge  er  sich  darüber  nicht  täuschen, 
dass  die  beste  Darstellung  der  jetzigen  Verhältnisse  keine  Gewähr  für  die 
Zukunft  gibt.  Er  wird  sich  fortdauernd  unterrichten  und  auf  dem  Laufenden 
erhalten  müssen,  wozu  ihm  neben  einer  —  die  Grundlagen  der  einzelnen 
Institute  und  Unternehmungen  bietenden  Arbeit  die  periodischen  Leistungen 
der  Presse  nöthig  sein  werden.  Geht  er  dabei  mit  der  gehörigen  Vorsicht  zu 
Werke,  so  kann  ihm  die  gute  Actio  Sicherheit  für  sein  Capital  und  ausserdem 
eine  höhere  Rente  als  das  festverzinsliche  Papier  gewähren.  Auch  wird  er  in 
den  Anlehenspapieren  vieler  Actiengesellschaften  Werthe  finden,  welche  allen 
Bedingungen  der  Sicherheit  und  Rentabilität  gerecht  werden.  Es  wäre  daher 
seinerseits  unrecht,  Alles  zurückzuweisen,  was  von  Actiengesellschaften  ausgeht, 
während  freilich  nirgends  meihr  als  hier  Prüfbng  und  Ueberlegung  nötiiig  ist. 
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S.  183. 

Deutsche  Gesetzgebung  über  ActiengeseUschaften  und  Inhaberpapiere 

überhaupt. 

Wir  geben  hier  Tor  Allem  die  fbr  uns  wichtigsten  Bestimmungen  des 
neuesten  gemeinsamen  Gesetzeswerks  deutscher  Nation,  des  ,,allffemeinen 
deutschen  Handelsgesetzbuchs^,  welches  aus  den  wiederholten  Be- 
rathungen  von  Commissarien  aller  Bundesstaaten  herrorgegangen,  in  einzelnen 
derselben  —  Preussen  voran  —  bereits  eingeföhrt  ist  und  wohl  binnen  kurzer 
Frist  Eingang  in  den  meisten  übrigen  erlangen  wird. 

Zweites  Buch.   IL  Titel.   1.  Abschnitt.    Von  der  Commanditgesellsohaft 
im  Allgemeinen. 

Art  150.  yEine  CommaiiditgesellBohaft  ist  vorhanden,  wenn  bei  einem  unter  einer 
gemeinschafiliohen  Firma  betriebenen  Handelsgewerbe  ein  oder  mehrere  (Gesell- 
schafter sich  nur  mit  Yermdgenseinlagen  beth^gen  (CommanditiBten),  während 
bei  einem  oder  mehreren  andern  Ges^chaitem  die  Betheüigung  nicht  in  dieser 
Weise  beschränkt  ist  (persönlich  haftende  Gesellschafter)/ 

2.  Abschnitt.  Von  der  C!ommanditgesellschaft  auf  Actien  insbesondere. 

Art  178.  „Das  Capital  der  Gommanditisten  kann  in  Actien  oder  Actienantheile  zer- 
legt werden.  Die  Actien  oder  Actienantheile  müssen  auf  Kamen  lauten.  8ie 
niOssen  auf  einen  Betrag  von  mindestens  200  Thlr.  gestellt  werden,  wenn  nicht 
die  Landesgesetze  nach  Maassgabe  der  besondem  Ortlichen  Bedürfioisse  einoi 
geringeren  betrag  gestatten.  Actien  oder  Actienantheile  welche  auf  Inhaber 
lauten,  oder  welche  auf  einen  geringeren  als  den  gesetzhch  bestimmten  Betrag 
gestellt  werden,  sind  nichtig.  Die  Ausgeber  solcher  Actien  oder  Actienantheile 
sind  den  Besitzern  für  allen  durch  die  Ausgabe  verursachten  Schaden  solidarisch 
verhaftet.  Die  vorstehenden  Bestinunungen  gelten  auch  von  Promessen  und  In- 
terimsscheinen.'^  Art  174.  „Commanditgesellschaften  auf  Actien  können  nur 
mit  staatlicher  Genehmigung  errichtet  werden,  lieber  die  Errichtung  und  den 
Inhalt  des  Gesellschaftsvertiages  muss  eine  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde 
angenommen  werden.  Zur  Actienzeichnung  genügt  eine  schriftliche  Erklä- 
rung.*' 

Im  Uebrigen  trifift  das  Gesetz  für  Comandit- ActiengeseUschaften  ähnliche 
Bestimmungen,  wie  sie  hienach  für  die  einfachen  ActiengeseUschaften  wortlich 
folgen,  immer  jedoch  mit  Berücksichtigung  des  Umstandes,  dass  bei  den 
ersteren  persönlich  haftbare  Gesellschafter  betheiligt  sind  und  die  Actien  der 
übrigen  Gesellschafter  auf  Namen  lauten.  Es  verordnet  daher  u.  A.  ausdrück- 
lich, dass  für  die  Einlagen  der  ersteren,  seien  sie  baares  Geld  oder  aus- 
bedungene Yortheile,  keine  Actien  ausgegeben  werden  dürfen;  dass  diese  Ein- 
lagen für  die  Dauer  der  Mitgliedschaft  unveräusserlich,  dagegen  die  Actien 
der  Gommanditisten  durch  Cession  oder  Indossament  übertragbar  seien;  dass 
gegenüber  der  Gesellschaft  nur  derjenige  als  Actieneigenthümer  gelte,  dessen 
Name  im  Actienbuche  eingetragen,  wobei  jedoch  die  Gesellschaft  zur  Legiti- 
mationsprüfung nicht  verpflichtet  sei ;  dass  der  ursprüngliche  Zeichner  der 
Actio  in  so  lange  deren  Betrag  nicht  vollständig  eingezaUt,  zur  Einzahlung 
des  Rückstandes  unbedingt  verpflichtet  bleibe;  dass  die  Gommanditisten  durch 
einen  von  ihnen  gewählten  Aufsichtsrath  von  mindestens  5  Mitgliedern  ver- 
treten sein  müssen;  dass  die  persönlich  haftenden  Gesellschaften,  welche  Na^ 
mens  der  Gesellschaft  handeln,  dem  Aufsichtsrathe  und  der  Generalversamm- 
lung spätestens  in  den  ersten  6  Monaten  jedes  Geschäftsjahres  eine  Bilanz  des 
verflossenen  Betriebsjahres  vorzulegen  haben  u.  s.  w. 
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friteinL  Von  dar  ILeti«igesell0e]iaft.  1.  AbcNdmitt.  Allgemeiiie  6nmdsätie. 

Art  207.  ^Eine  HandelsgeseHsohaft  ist  eine  ActiengesellBohaft,  wenn  sich  die  B&mmt- 
liohen  Gesellsohafter  nnr  mit  Einlagen  betheüigen,  ohne  peraCnlioh  für  die  Yer- 
bindliclüceiten  der  Geeellschaft  zn  haften.  Das  Geselisohaftscapital  wird  in  Actien 
oder  auch  in  Aotienantheile  zerlegt  Die  Actien  oder  Actienantheile  sind  nn- 
theilbar.  Dieselben  können  auf  Inhaber  oder  aof  Namen  lauten.  —  Art.  208. 
Actiengesellschaften  kCnnen  nur  mit  staatlicher  Genehmigung  errichtet  werden, 
üeber  die  Errichtung  und  den  Inhalt  des  GesellsohaftsTertn^es  (Statuts)  muss 
eine  gerichtliche  oder  notarielle  Urkunde  angenommen  wenlen.  Zur  Actien- 
zeichnung  genfigt  eine  schriftliche  Erkl&rung.  —  Art  209.  Der  G^sellschafls- 
vertrag,  dessen  Genehmigung  erfolgen  soll,  muss  insbesondere  b^timraen:  1)  die 
Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft;  2)  den  (Gegenstand  des  Unternehmens;  8) 
die  Zeitdauer  des  Unternehmens,  im  Falle  dasselbe  auf  eine  bestimmte  Zeit  be- 
schränkt sein  soll;  4)  die  Höhe  des  Grundcapitals  und  der  einzelnen  Actien  oder 
Aotienanthmle;  &)  die  Eigenschaft  der  Aotien,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf  Na- 
men gestellt  werden  sollen,  ingleichen  die  etwa  bestimmte  Zahl  der  einen  und 
der  anderen  Art,  sowie  die  etwa  zugelassene  Umwandlung  derselb^i;  6)  die 
Grundsätze,  nach  welchen  die  Bilanz  aufisunehmen  und  der  Gewinn  zn  berech- 
nen und  auszuzahlen  ist,  sowie  die  Art  und  Weise,  wie  die  Prfiftmg  der  Bilanz 
erfo^;  7)  die  Art  der  Bestellung  und  Zusammensetzung  des  Vorstandes  und 
die  Formen  Ar  die  Legitimation  der  Hitglieder  desselben  und  der  Beamten  der 
Gesellschaft;  8)  die  Form,  in  weicher  die  Zusaomienberufung  der  Actionäre 
l^eschieht;  9)  die  Bedingungen  des  Stimmrechts  der  Actionäre  und  die  Form, 
m  welcher  dasselbe  ausgeübt  wird;  10)  die  Gegenstände,  über  welche  nicht 
schon  durch  einfache  Stinmienmehrheit  der  auf  Zusammenberufung  erschienenen 
Actionäre,  sondern  nur  durch  eine  grössere  Stimmenmehrheit  oder  nach  anderen 
Erfordernissen  Beschluss  gefaest  werden  kann;  11)  die  Form,  in  welcher  die 
von  der  Gtesellschaft  ausgehenden  Bekanntmachungen  erfolgen,  sowie  die  öffent- 
lichen Blätter,  in  welche  dieselben  au£sunehmen  sind.  —  Art.  210.  Der  Ge- 
sellschaftsTertrag  und  die  Genehmigungsurkunde  müssen  bei  dem  Handelsgericht, 
in  dessen  Bezirk  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat,  in  das  Handelsregister  einge- 
tragen und  im  Auszuge  yeröffentlicht  werden.  Der  Auszug  muss  enthalten: 
1)  das  Datum  des  GesellschaftsYertrages  und  der  Genehmigungsurkunde;  2)  die 
Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft;  3)  den  Gegenstand  und  die  Zeitdauer  des 
Unternehmens;  4)  die  Höhe  des  GrundcapitalB  und  der  einzehien  Actien  oder 
Actienantheile ;  5)  die  Eigenschaft  derselben,  ob  sie  auf  Inhaber  oder  auf  Kamen 
gestellt  sind;  6)  die  Form,  in  welcher  die  von  der  Gesellschaft  ausgehenden  Be- 
kanntmachungen erfolgen,  sowie  die  öffentlichen  Blätter,  in  weläie  dieselben 
aufzunehmen  sind.  Ist  im  GeseUschaftsvertrage  eine  Form  bestimmt,  in  welcher 
der  Vorstand  seine  Willenserklärungen  kundgibt  und  fUr  die  Gesellschaft  zeich- 
net, so  ist  auch  diese  Bestimmung  zu  yeröffentlichen«  —  Art.  211.  Vor  er- 
folgter Genehmigung  und  Eintragung  in  das  Handelsregister  besteht  dieActien- 
ffesellschaft  als  solche  nicht  Wenn  vor  erfolgter  Genehmigung  und  Eintragung 
m  das  Handelsregister  im  Namen  der  Gesellschaft  gehandelt  worden  ist,  so 
haften  die  Handelnden  persönlich  und  solidarisch.  —  Art.  212.  Bei  jedem 
Handelsgerichte,  in  dessen  Bezirk  die  Actiengesellschaft  eine  Zweigniederlassung 
hat,  muss  diess  behufs  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  angemeldet  wer- 
den. Die  Anmeldung  muss  die  in  Art.  210,  Abs.  2  und  3  bezeichneten  Angaben 
Mithalten.  Das  Handelsgericht  hat  die  Mitglieder  des  Vorstandes  zur  Befolgung 
dieser  Vor8chri|fcen  von  Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen  anzuhalten.  — 
Art  213.  Die  Actiengesellschaft  als  solche  hat  selbstständig  ihre  B.echte  und 
Pflichten;  sie  kann  ^genthum  und  andere  dingliche  Rechte  an  Grundstücken 
erwerben;  sie  kann  Tor  Gericht  klagen  und  yerklagt  werden.  Ihr  ordentlicher 
Gerichtsstand  ist  bei  dem  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sie  ihren  Sitz  hat  — 
Art  214.  Jeder  Beschluss  der  (Jeneralyersammlung,  welcher  die  Fortsetzung 
der  Gesellschaft  oder  eine  Abänderung  der  Bestimmungen  des  Gesellschaftsyer- 
tra^  zum  Gegenstande  hat,  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  notariellen  oder 
genchtlichen  Beurkundung,  sowie  der  staatlichen  Genehmigung.    Ein  solcher 
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BMohloBs  and  die  Genehmüroo^nrlcunde  müisen  in  gleiehc«'  Weiie  wie  der  ar- 
^prüDglicho  Vertrag  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  im  Auszug  yeröffent- 
licht  werden  (Art.  210,  212).  Der  Beschluss  hat  keine  rechtliche  Wirkung,  be- 
Yor  derselbe  bei  dem  Handelsgericht,  in  dessen  Bezirk  die  Gesellschaft  ihren 
Sitz  hat,  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist,  —  Art.  215.  Die  Abänderung 
des  Gegenstandes  der  Unternehmung  der  Gesellschaft  kann  nicht  durch  Stimmen* 
mehrheit  beschlossen  werden,  sofern  diess  nicht  im  Gesellschaftsvertrage •aus- 
drücklich gestattet  ist.  Dasselbe  gilt  von  dem  Falle,  wenn  die  Gesmlschaft 
durch  Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer  Schulden  an  eine  andere  Actien- 
gesellsohaft  gegen  Gewährung  von  Actien  der  letzteren   aufgelöst  werden  soll.* 

i.  Abselmitt.  Beclitsverliältnisse  der  Actionäre. 

Art.  216.  „Jeder  Aotlonär  hat  einen  yerhältnissmässigen  Antheil  an  dem  Vermögen 
der  Gesellschaft.  Er  kann  den  eingezahlten  Betrag  nicht  zurückfordern  und  hat, 
80  lange  die  Gesellschaft  besteht,  nur  einen  Anspruch  auf  den  reinen  Gewinn, 
soweit  dieser  nach  dem  Gesellschaftsyertrage  zur  Vertheilung  unter  die  Actionäre 
bestimmt  ist  —  Art.  217.  Zinsen  von  bestimmter  Höhe  dürfen  für  die  Actionäre 
nicht  bedungen  noch  ausbezahlt  werden;  es  darf  nur  dasjenige  unter  sie  ver- 
theitt  werden ,  was  sich  nach  der  jährlichen  Bilanz,  und  wenn  im  G^eUschafts- 
vertrage  die  Innehaltung  eines  Reservecapitals  bestimmt  ist,  nach  Abzug  des- 
selben als  reiner  Ueberschuss  ergibt.  Jedoch  können  für  den  in  dem  Gesell- 
Boh^ftsvertrage  angegebenen  Zeitraum,  welchen  die  Vorbereitung  des  Unterneh- 
mens bis  zum  Anfange  des  vollen  Betriebes  erfordert,  den  Actionären  Zinsen 
von  bestimmter  Höhe  bedungen  werden.  —  Art  218.  Der  Actionär  ist  in  kei- 
nem Falle  verpflichtet,  die  in  gutem  Glauben  empfangenen  Zinsen  und  Divi- 
denden zurückzugeben.  —  Art.  219.  Der  Actionär  ist  nicht  schuldig,  zu  den 
Zwecken  der  Gesellschaft  und  zur  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  mehr  bei- 
zutragen, als  den  für  die  Actie  statntenmässig  zu  leistenden  Beitrag.  —  Art.  220. 
Ein  Actionär,  welcher  den  Betrag  seiner  Actie  nicht  zur  rechten  Zeit  einzahlt, 
ist  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen  von  Rechtswegen  verpflichtet.  Im  Gesell- 
Bchaftsvertrage  können  für  den  Fall  der  verzögerten  Einzahlung  des  gezeichneten 
Actienbetrages  oder  eines  Theils  desselben  (;onventionalstrafen  ohne  Rücksicht 
auf  die  sonst  stattfindenden  gesetzlichen  Einschränkungen  festgesetzt  werden; 
auch  kann  bestimmt  werden,  dass  die  säumigen  Actionäre  ihrer  Anrechte  aus 
der  Zeichnung  der  Actien  und  der  geleisteten  Theilzahlungen  zu  GK^sten  der 
Gesellschaft  verlustig  gehen.  —  Art,  221.  Ist  im  Gesellschaftsvertrage  keine  be- 
sondere Form,  wie  die  Auftordentng  zur  Einzahlung  geschehen  soU,  bestimmt, 
80  geschieht  dieselbe  in  der  Form,  in  welcher  die  Bekanntmachungen  der  Ge- 
sellschaft nach  dem  Gesellschaftevertrage  überhaupt  erfolgen  müssen  (Art.  209, 
Ziff.  11).  Jedoch  kann  in  keinem  Falle  ein  Actionär  seines  Anrechts  verlustig 
erklärt  werden,  wenn  nicht  die  Aufforderung  zur  Zahlung  mindestens  dreimal 
in  den  hierzu  bestimmten  öfientlichen  Blättern  (Art.  209,  Ziff.  11),  das  letzte 
Mal  wenigstens  vier  Wochen  vor  dem  für  die  Einzahlungen  gesetzten  Schluss- 
termine, oekannt  gemacht  worden  ist.  Wenn  die  Actien  auf  Namen  lauten 
und  ohne  die  Einwilligung  der  übrigen  Actionäre  nicht  übertragbar  sind,  so 
*  kann  die  Bekanntmachung  dieser  Aufforderungen  durch  besondere  Erlasse  an 
die  einzelnen  Actionäre  statt  der  Einrückungen  in  die  öffentlichen  Blätter  er- 
folgen. —  Art.  222.  Wenn  die  Actien  oder  Actien antheile  auf  Inhaber  gestellt 
werden,  so  kommen  folgende  Grundsätze  zur  Anwendung:  1)  Die  Ausgabe  der 
Actien  darf  vor  Einzahlung  des  ganzen  Nominalbetrages  derselben  nicht  erfol- 
gen; ebensowenig  dürfen  über  die  geleisteten  Partialzahlungen  Promessen  oder 
Interimsscheine,  welche  auf  Inhaber  lauten,  ausgestellt  werden.  -2)  Der  Zeichner 
der  Actie  ist  für  die  Einzahlung  von  vierzig  Procent  des  Nominalbetrages  der 
Actie  unbedingt  verhaftet;  von  dieser  VerpfHchtnng  kann  derselbe  weder  durch 
Uebertragung  seines  Anrechts  auf  einen  Dritten  sich  befreien,  noch  Seitons  der 
C^esellschaft  entbunden  werden ;  wird  der  Zeichner  der  Actie,  wegen  verzögerter 
Einzahlung,  seines  Anrechts  aus  der  Zeichnung  verlustig  erklärt  (Art.  220),  so 
bleibt  er  demungeachtet  zur  Einzahlung  von  vierzig  Procent  des  Nominalbetrages 
der  Actie  verpflichtet  3)  Im  Gesellschaftsvertrage  kann  bestimmt  werden,  dass 
und  unter  welchen  Maassgaben  nach  erfolgter  Einsahlung  von  vierzig  Prooent 
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&  Befreinn^  des  Zeiolmen  von  der  Haftung  für  weitere  Einsahlangen  solässig 
sei,  und  dass  im  Falle  der  eingetretenen  Befreiung  über  die  geleisteten  Ein- 
zahlungen Promessen  oder  Interimsscheine ,  welche  auf  Inhaber  lauten ,  ausge- 
stellt werden  dürfen.  —  Art.  223.  Wenn  die  Actien  auf  Namen  lauten,  so 
kommen  die  bei  der  Commanditgesellschaft  auf  Actien  gegebenen  Bestimmungen 
über  die  Eintragung  der  Actien  in  das  Actienbuch  der  Gesellschaft  und  über 
^e  Uebertragung  derselbmi  auf  Andere  (Art.  182,  183)  auch  hier  zur  Anwen- 
dung. So  lange  der  Betrag  der  Aotie  nicht  vollständig  eingezahlt  ist,  wird  der 
Actionär  durch  Uebertragung  seines  Anrechts  auf  einen  Andern  von  der  Ver- 
bindlichkeit zur  Zahlung  dos  Rückstandes  nur  dann  befreit,  wenn  die  Gesell- 
schaft den  neuen  Erwerber  an  seiner  Stelle  annimmt  und  ihn  der  Verbindlich- 
keit entlässt.  Auch  in  diesem  Falle  bleibt  der  austretende  Actionfir  auf  Höhe 
des  Rückstandes  für  alle  bis  dahin  von  der  Gesellschaft  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten noch  auf  ein  Jahr,  vom  Tage  des  Austritts  an  gerechnet,  subsi- 
diarisch verhaftet  —  Art.  224.  Die  Rechte,  welche  den  Aotionftren  in  den 
Angelegenbeiton  der  Gesellschaft,  insbesondere  in  Beziehung  auf  die  Führung 
der  Geschäfte,  die  Einsicht  und  Prüfung  der  Bilanz  und  die  Bestimmung  der 
Gewinnvertheilung  zustehen,  werden  von  der  Gesammtheit  der  Aotionäre  in  der 
Generalversammlung  ausgeübt.  Jede  Actio  gewährt  dem  Inhaber  eine  Stimme, 
wenn  nicht  der  Gesellschaftsvertrag  ein  Anderes  festsetzt.  —  Art.  2? 5.  Ist  ein 
Anfisichtsrath  bestellt,  so  überwacht  derselbe  die  Geschäftsführung  der  Gesell- 
schaft in  allen  Zweigen  der  Verwaltung;  er  kann  sich  von  dem  Gange  der  An- 
gelegenheiten der  Gesellsohaft  unterrichten,  die  Bücher  und  Schriften  derselben 
jederzeit  einsehen  und  den  Bestand  der  Gesellsohaftscasse  untersuchen.  Er  hat 
die  Jahresrechnungen,  die  Bilanzen  und  die  Vorschläge  zur  Gewinnvertheilung 
zu  prüfen  und  darüber  alijährlich  der  Generalversammlung  der  Actionftre  Be- 
richt zu  erstatten.  Er  hat  eine  Generalversammlung  zu  berufen,  wenn  diess 
t  im  Interesse  der  Gesellschaft  erforderlich  ist.'* 

[  3.  Abschnitt.,  Rechte  und  Pflichten  des  Vorstandes. 

Art.  227.  „Jede  Aotiengesellschaft  muss  einen  Vorstand  haben  (Art.  209,  Ziff.  7).  Sie 
wird  durch  denselben  gerichtlich  und  aussergerichtlich  vertreten.  Der  Vorstand 
kann  aus  einem  oder  mehreren  Mitgliedern  bestehe  m;  diese  können  besoldet 
oder  unbesoldet,  Actionäre  oder  Andere  sein.  Ihre  Bestellung  ist  zu  jeder  Zeit 
widerruflich,  unbeschadet  der  Entschädigungsansprüche  aus  bestehenden  Ver- 
trägen. —  Art  228.  Die  jeweihgen  Mitglieder  des  Vorstandes  müssen  alsbald 
nach  ihrer  Bestellung  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  angemeldet  werden. 
^  Der  Anmeldung  ist  ihre  Legitimation  beizufügen.     Sie  haben   ihre  Unterschrift 

*  vor  dem  Handelsgerichte  zu  zeichnen,  oder  die  Zeichnung  derselben  in  beglau- 

bigter Form  einzureichen.  Das  Handelsgericht  hat  die  Mitglieder  des  Vorstan- 
des zur  Befolgung  dieser  Vorschriften  von  Amtswegen  durch  Ordnungsstrafen 
anzuhalten.  —  Art.  229.  Der  Vorstand  hat  in  der  durch  den  Gesellschaftsver- 
trag bestimmten  Form  seine  WiJlonserkläruiigen  kundzugeben  und  für  die  Ge- 
sellschaft zu  zeichnen.  Ist  nichts  darüber  bestimmt,  so  ist  die  Zeichnung  durch 
sämmtliche  Mitglieder  des  Vorstandes  erforderlich.  Die  Zeichnung  geschieht  in 
der  Weise,  dass  die  Zeichnenden  zu  der  Firma  der  Gesellschaft  oder  zu  der 
Benennung  des  Vorstandes  ihre  Unterschrift  hinzufügen.  —  Art.  230.  Die  Ge- 
sellschaft wird  durch  die  von  dem  Vorstande  in  ihrem  Namen  geschlossenen 
Rechtsgeschäfle  berechtigt  und  verpflichtet;  es  ist  gleichgültig,  ob  das  Geschäft 
ausdrücklich  im  Namen  der  Gesellschaft  geschlossen  worden  ist,  oder  ob  die 
Umstände  ergeben,  dass  es  nach  dem  Wiüen  der  Contrahenten  für  die  Gesell- 
schaft geschloßsen  werden  sollte.  —  Art.  231.  Der  Vorstand  ist  der  Gesellsohaft 
gegenüber  verpflichtet,  die  Beschränkungen  einzuhalten,  welche  in  dem  Gesell- 
schaftsvertrage oder  durch  Beschlüsse  der  Generalversammlung  für  den  Umfang 
seiner  Befugniss,  die  Gesellschaft  zu  vertreten,  festgesetzt  sind.  Gegen  dritte 
Personen  hat  jedoch  eine  Beschränkung  der  Befugniss  des  Vorstandes,  die  Ge- 
sellschaft zu  vertreten,  keine  rechtliche  Wirkung.  Diess  gilt  insbesondere  für 
den  Fall,  dass  die  Vertretung  sich  nur  auf  gewisse  Geschäft^  oder  Arten  von 
Geschäften  erstrecken,  oder  nur  unter  gewissen  Umständen  oder  für  eine  ge- 
wiBi^e  Zeit  oder  an  einzelnen  Orten  statSnden  soll,  oder  daas  die  Zustimmung 
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der  Genendversanmilaiig,  eines  Yerwalhmgnraäis,  eines  Au&iohtsraths  oder  eines 
anderen  Organes  der  Actionäre  für  einzelne  Geschäfte  erfordert  ist  —  Art.  234. 
Der  Betrieb  von  Geschäften  der  Gesellschaft,  sowie  die  Yertretong  der  G«seU- 
Schaft  in  Bezag  auf  diese  Geschäftsf&hmng  kann  auch  sonstigen  BeTollmäohtigten 
oder  Beamten  der  Gesellschaft  zugewiesen  werden.  In  diesem  Falle  bestimmt 
sich  die  Befugniss,  derselben  nach  der  ihnen  ertheäten  Vollmacht;  sie  erstreckt 
sich  im  Zweifel  auf  alle  Rechtshandlungen,  welche  die  Ausführung  d&naüg&t 
Geschäfte  gewöhnlich  mit  sich  bringt.  —  Art.  286.  Die  Generalyersammlung 
der  Actionäre  wird  durch  den  Vorstand  berufen,  soweit  nicht  nach  dem  GeseO- 
sohaftsYertrage  auch  andere  Personen  dazu  beftigt  sind.  —  Art.  287.  Eine  Ge- 
nerahersammlung  der  Actionäre  ist,  ausser  den  im  GesellschaftsTertrage  aus- 
drfllcklich  bestimmten  Fällen,  zu  berufen,  wenn  diess  im  Interesse  der  Ges^lsdukft 
erforderlich  erscheint.  Die  Generalversammlung  muss  auch  dann  berufen  wer- 
den, wenn  diess  ein  Actionär  oder  eine  Anzam  von  Actionären,  deren  Actien 
zusammen  den  zehnten  Theil  des  Grundcapitals  darstellen,  in  einer  von  ihnen 
unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des  Zwecks  und  der  GrOnde  verlangen. 
Ist  in  dem  Gesellschaftsvertrage  das  Recht,  die  Berufung  einer  G^neralversamm* 
lung  zu  verlangen,  an  den  Besitz  eines  grösseren  oder  eines  geringeren  Antheils 
am  Grundcapital  geknüpft,  so  hat  es  hiebei  sein  Bewenden.  —  Art  288.  Die 
Benifang  der  Generalversammlung  hat  in  der  durch  den  Gesellschaftsvertrag 
bestimmten  Weise  zu  erfolgen.  Der  Zweck  der  Generalversammlung  muss  jeder- 
zeit, bei  der  Berufung  bekannt  gemacht  werden.  lieber  Gegenstände,  deren 
Verhandlung  nicht  in  dieser  Weise  angekündigt  ist,  können  Beschlüsse  nicht 
gefasst  weraen;  hiervon  ist  jedoch  der  Beschluss  über  den  in  einer  Generalver- 
sammlung gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  Generalver- 
sammlung ausgenommep.  Zur  Stellung  von  Anträgen  und  zu  Verhandlunffen 
ohne  Beschlussfassung  bedarf  es  der  Ankündigung  nicht.  —  Art.  239.  Der  Vor- 
stand ist  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen,  dass  die  erforderlichen  Bücher  der  (Ge- 
sellschaft geführt  werden.  Er  muss  den  Actionären  spätestens  in  den  ersten 
sechs  Monaten  jedes  Geschäftsjahres  eine  Bilanz  des  verflossenen  Geschäftejahres 
vorlegen.  Zur  Entlastung  des  Vorstandes  bei  Legnng  der  Rechnungen  können 
Personen  nicht  bestellt  werden,  welche  auf  irgend  eine  Weise  an  der  Geschäfte- 
führung Theil  nehmen.  Dieses  Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  die  Personen^ 
welchen  die  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  zusteht.  —  Art.  240.  Ergibt 
sich  aus  der  letzten  Bilanz,  dass  sich  das  Grundcapital  um  die  Hälfte  vermin- 
dert hat,  so  muss  der  Vorstand  unverzüglich  eine  Generalversammlung  beruf«! 
und  dieser,  sowie  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  davon  Anzeige  machen. 
Die  Verwaltungsbehörde  kann  in  diesem  Falle  von  den  Büchern  der  Gesellschaft 
Einsicht  nehmen  und  nach  Befinden  der  Umstände  die  Auflösung  der  Gesell- 
schaft verfügen.  Ergibt  sich,  dass  das  Vermögen  der  Gesellschaft  nicht  mehr 
die  Schulden  deckt ,  so  muss  der  Vorstand  hiervon  dem  Gericht  behufs  der  Er- 
öffnung des  Conoourses  Anzeige  machen.  —  Art  241.  Die  Mitglieder  des  Vor- 
standes sind  aus  den  von  ihnen  im  Namen  der  Gesellschaft  vorgenommenen 
Rechtshandlungen  Dritten  gegenüber  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft 
persönlich  nicht  verpflichtet.  Mitglieder  des  Vorstandes,  welche  ausser  den 
Grenzen  ihres  Auftrags,  oder  den  Vorschriften  dieses  Titels  oder  des  GeseU- 
schaftsvertrags  entgegen  handeln,  haften  persönlich  und  solidarisch  für  den  da- 
durch entstandenen  Schaden.  Diess  gilt  insbesondere,  wenn  sie  der  Bestimmung 
des  Art.  217  entgegen  an  die  Actionäre  Dividenden  oder  Zinsen  zahlen,  oder 
wenn  sie  zu  einer  Zeit  noch  Zahlungen  leisten,  in  welcher  ihnen  die  Zahlungs- 
unfähigkeit der  Gesellschaft  hätte  bekannt  sein  müssen.^ 

4.  Abschnitt.  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Art  242.  „Die  Actiengesellschaft  wird  aufgelöst:  1)  durch  Ablauf  der  im  Gesellschafts- 
vertrage bestimmten  Zeit;  2)  durch  einen  notarieU  oder  gerichtlich  beurkundeten 
Beschluss  der  Actionäre;  3)  durch  Verfügung  der  Verwaltungsbehörde,  wenn 
sich  das  Grundcapital  um  die  Hälfte  vermindert  hat  (Art.  240);  4)  durch  £r- 
öffiiung  des  Concourses.  Wenn  die  Auflösung  einer  Actiengesellschaft  aus  an- 
deren Grifoden  oder  die  Zurücknahme  der  staatlichen  Genehmigung  nach  dem 
in  den  einzelnen  Staaten  geltenden  Beoht  erfolgt,  so  finden  die  Bestimmungen 
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dieses  Absohnfits  ebenfiftlls  Anwendung.  —  Art.  243.  Die  Auflösung  der  Gesell- 
schaft muss,  wenn  sie  nicht  eine  Folge  des  eröffneten  Concourses  ist,  durch 
den  Yorstand,  bei  Ordnungsstrafe,  zur  Eintragung  in  das  Handelsregister  an- 
gemeldet werden;  sie  muss  zu  drei  yersohiedenen  Malen  durch  die  hierzu  be- 
stimmten öffentiichen  Blätter  (Art  209,  Ziff.  1 1)  bekannt  gemacht  werden.  Durdi 
diese  Bekanntmachung  mfissen  zugleich  die  Gläubiger  aufgefordert  werden,  sich 
bei  der  Gesellschaft  zu  melden.  —  Art.  244.  Die  Liquidation  geschieht  durch 
den  Yoistand,  wenn  nicht  dieselbe  durch  den  G^sellscbaftsyertrag  oder  einen 
Beschluss  der  Actionäre  an  andere  Personen  übertragen  wird.  Es  kommen  die 
bei  der  offenen  Handelsgesellschaft  über  die  Anmeldung  und  das  Rechtsyerhält- 
niss  der  Liquidatoren  gegebenen  Bestimmungen  auch  hier  zur  Anwendung,  mit 
der  Maassgabe,  dass  die  Anmeldungen  behidb  der  Eintragung  in  das  Handels- 
register durch  den  Vorstand  zu  machen  sind.  Die  Bestellung  der  Liquidatoren 
ist  jederzeit  widerruflich.  —  Art.  245.  Das  Vermögen  einer  aufgelösten  Actien- 
gesellsohaft  wird  nach  Tilgung  ihrer  Schulden  unter  die  Actionäre  nach  Ver- 
hältniss  ihrer  Actien  vertheilt.  Die  Yertheilung  darf  nicht  eher  Tollzogen  wer- 
den, als  nach  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem 
die  Bekanntmachung  in  den  hierzu  bestimmten  öffentlichen  Blättern  (Art.  243) 
zum  dritten  Male  erfolgt  ist  In  Ansehung  der  aus  den  HandelsbÜchem  ersicht- 
lichen oder  in  anderer  Weise  bekannten  Gläubiger  und  in  Ansehung  der  noch 
schwebenden  Verbindlichkeiten  nnd  streitigen  Forderungen  kommen  die  bei  der 
i  CommanditgeseUschaft  auf  Actien  gegebenen  Bestimmungen  (Art  202,  Abs.  2 
und  S)  zur  Anwendung.  Mitglieder  des  Vorstandes  und  Liquidatoren,  welche 
diesen  Vorschriften  entgegenhandeln,  sind  persönlich  und  solidarisch  zur  Er- 
stattung der  geleisteten  Zahlungen  rerpflichtet.  —  Art.  247.  Die  Auflösung 
einer  Actiengesellschaft  durch  Vereinigung  derselben  mit  einer  anderen  Actien- 
gesellschaft  (Art.  215)  kann  nur  unter  staatlicher  Genehmigung  erfolgen.  Es 
kommen  bei  dieser  Auflösung  folgende  Bestimmungen  zur  Anwendung:  1)  Das 
Vermögen  der  aufzulösenden  Gesellschaft  ist  so  lange  getrennt  zu  verwalten, 
bis  die  Befriedigung  oder  Sicherstellung  ihrer  Gläubige^  erfolgt  ist  2)  Der  bis- 
herige Gerichtsstand  der  Gesellschaft  bleibt  fQr  di^  Dauer  der  getrennten  Ver- 
mögensverwaltung bestehen;  dagegen  wird  die  Verwaltung  von  der  anderen 
^Gesellschaft  gefOhrt  3)  Der  Vorstand  der  letzteren  Gesellschaft  ist  den  Gläu- 
bigem für  «die  Ausführung  der  getrennten  Verwaltung  persönlich  und  solidarisch 
verantwortlich.  4)  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  zur  Eintragung  in  das 
Handelsregister  bei  Ordnungsstrafe  anzumelden.  5)  Die  öffentliche  Aufforderung 
der  Gläubiger  der  aufgelösten  Gesellschaft  (Art.  243)  kann  unterlassen  oder 
auf  einen  späteren  Zeitpunkt  verschoben  werden.  Jedoch  ist  die  Vereinigung 
der  Vermögen  der  beiden  Gesellschaften  erst  in  dem  Zeitpunkte  zulässig,  in 
welchem  eine  Vertheilung  des  Vermögens  einer  aufgelösten  Actiengesellschaft 
unter  die  Actionäre  erfolgen  darf  (Art.  245).  —  Eine  theil weise  Zurückzahlung 
des  Grundcapitals  an  die  Actionäre  kann  nur  auf  Beschluss  der  Generalversamm- 
lung erfolgen;  dieser  Beschluss  bedarf  zu  seiner  Gültigkeit  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung. Die  Ziirückzahlung  kann  nur  unter  Beobachtung  derselben  Be- 
stimmungen erfolgen,  welche  flir  die  Vertheilung  des  Gesellschaftsvermögens 
im  Falle  der  Auflösung  maassgebend  sind  (Art.  243,  245).  Die  Mitglieder  des 
Vorstandes,  welche  dieser  Vorschrift  entgegenhandeln,  sind  den  Gläubigern  der 
Gesellschaft  persönlich  und  solidarisch  verhaftet** 

5.  Abschnitt.  ScUassbestimmiiiigeii. 

Art.  249.  „Den  Landesgesetzen  bleibt  vorbehalten,  zu  bestimmen,  dass  es  der  staat- 
lichen Genehmigung  zur  Errichtung  von  Actiengesellschaften  im  Allgemeinen 
oder  von  einzelnen  Arten  derselben  nicht  bedarf.  Auch  in  diesem  FeJle  kom- 
men jedoch  die  Bestimmungen  dieses  Titels  zur  Anwendung,  ausgenommen  in- 
soweit dieselben:  1)  zur  Errichtung  einer  Actiengesellschaft  (Art  208,  210,  211), 
2)  zu  Beschlossen  der  Generalversammlung  (Art.  214),  3)  zur  Auflösung  einer 
Actiengesellschaft  durch  Vereinigung  mit  einer  anderen  Actiengesellschaft  (Art 
247),  4)  zur  theilweiseii  Zurückzahlung  des  Grundcapitals  an  die  Actionäre 
(Art.  248)  die  staatliche  Genehmigung  und  deren  Eintragung  in  das  Handels- 
register erfordern,   und   5)  die  Anzeige,   dass  sich   das  Gnindcapital  um  die 
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H&lfte  TenniBdert  hat,  sowie  die  hierauf  zu  erlassende  Yerfagimg  der  Tenrsl- 
tongsbehörde  (Art  240,  242,  Ziff.  3)  mm  Gegenstände  haben;  der  OeaeUsdiaito- 
Yertrag  mnas  jedoch  die  in  dem  Art  209  yenaichneten  Bestimmnngen  enthalten, 
bevor  die  in  dem  Art  210  vorgeschriebene  Eintragung  in  das  BUindelsregister 
erfolgen  kann.  AuBserdem  bleibt  den  Landesgesetzen  überhaupt  vorbehalten, 
zu  bestimmen,  dass  für  besondere  Arten  von  Actiengesellschaften  oder  in  be- 
sonderen Fällen  durch  den  üesdlschaftsvertrag  mit  staatlicher  Genehmigung 
1)  die  in  dem  Art  222  bestimmte  Hohe  der  KiiuEahlung  von  vierzig  Procent  des 
Nominalbetrages  der  Actien  bis  auf  fönfnndxwanzig  Procent  dieses  Betrara 
herabgesetzt,  und  2)  die  in  dem  Art.  239  bestimmte  Frist  zur  Vorlegung  der 
Bilanz  bis  auf  zwölf  Monate  seit  Ablauf  des  Geschäftsjahres  ausgedehnt  wer- 
den dar! 

Viertes  Buch.  Von  den  Handelsgeschäften.  2.  Abschnitt.  Allgemeine  Be- 
stinunnngen. 

Art  306.    „Wenn  Waaren  oder  andere  bewegliche  Sachen   von  einem  Kanfmanne  in 
dessen  Handelsbetriebe  verauFsert  und  übergeben  worden  sind,   so  eriaagt  der 
redliche  Erwerber  das  Eigenthum,  auch  wenn  der  Ver&usserer  nicht  Eigen£fimer 
war.    Das  früher  begründete  Eigenthum  erlischt   Jedes  früher  begründete  Pfand- 
recht oder  sonstige  dingliche  Beoht  erlischt,   wenn  dasselbe  dem  Erwerber  bei 
der  Yeräusserung    unbekannt   war.   —    öind  Waaren  oder  andere  bewegliche 
bachen  von  einem  Kaufmann  in  dessen  Handelsbetriebe   verpfändet  und  über- 
geben worden,    ao  kann   ein  früher   begründetes  Eigenthum,   Pfandrecht  oder 
^        sonstiges   dingliches  Becht  an  den  Gegenständen  zum  Itachtheil  des  redlidien 
Pfandnehmers  oder  dessen  Bechtsnachfolgers  nicht  geltend  gemacht  werden.  — 
Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Conmiissionärs ,  Spediteurs   und  FraditfÜhren 
steht  einem  durch  Vertrag  erworbenen  Pfandrechte  gleich.  —  Dieser  Artikel 
findet  keine  Anwendung,  wenn  die  Gegenstände  gestohlen  oder  verloren  waren. 
—  Art  307.    Die  Bestimmungen  des  vorigen  Artikels  finden  bei  Papieren  auf 
Inhaber  auch  dann  Anwendung,  wenn  die  Yeräusserung  oder  Verpfändung  nicht 
von  einem  Kaufmann  in  dessen  Handelsbetriebe  geschehen  ist,    und  wenn  die 
Papiere  gestohlen  oder  verloren  waren.  —  Art.  3ö8.    Durch  die  beiden  vorh«- 
gehenden  Artikel  werden  die  Landesgesetze  nioiit  berührt,  welche  für  den  Be- 
sitzer noch  günstigere  Bestimmungen  enthalten.  —  Art.  309.   Die  zur  Bestellung 
eines  Faustpfandes  in  dem  bürgerlichen  Bechte  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
sind  nicht  erforderlich,   wenn  unter  Kaufleuten  für  eine  Forderung  aus  beider- 
seitigen HandelsgoschRften  ein  Faustpfand  an  .  .  .  Papieren  auf  Inhaber,  oder 
au  Papieren,    welche  durch  Indossement  übertragen  werden  können,    besteDt 
wird.  —  In  diesem  Falle  genügt  neben  der  einfachen  Vereinbarung  über  die 
Verpfändung:   1)  bei  .  .  .  Papieren  auf  Inhaber  die  Uebertragung  des  Besitzes 
auf  den  Glaubiger,  wie  solche  nach  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Bechts 
fiir  das  Faustpfand  erfordert  wird;  2)  bei  Papieren,  welche  durch  Indossement 
übertragen  werden  können,  die  üebergabe  des  indossirten  Papiers." 
Dies»  die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches,  welche  unsem  Gegenstand 
insbesondere  betrefTen.  Wenn  dasselbe  auch  da,  wo  es  bis  jetzt  nicht  mittelst  be- 
sonderer Einführungsgesetze  promulgirt  worden  ist,  noch  keine  Gesetzeskraft  e^ 
langt  hat,  so  ist  doch  mit  Sicherheit  zu  erwarten,  dass  es  von  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  unverändert  angenommen  und  so  alsbald  zum 
gemeinsamen  Kecht  werden  wird.    Das  preuss.  Einfuhrungsgesetz  vom  24.  Juni 
1861  *)  hat  den  rühmenswerthen  Anfang  damit  gemacht,  indem  es  von  abän- 
dernden Bestimmungen  Umgang  nahm  und  nur  dfe  Anwendung  des  allgemei- 
■  neu   Handelsgesetzbuches  auf  die   concreten   Verhältnisse   und  Einrichtungen 
regelte,  auch  die  nöthigen  Ergänzungen  beifugte.     Danach  können  beispiels- 
weise CommanditactiengeseUschaften  ohne   staatliche    Genehmigung    errichte 
werden;   die  persönlich  haftbaren  Gesellschafter  sind  aber  mit  hohen  Strafen 


')  aes.-Samml.  ?oa  1861,  Nr.  27,  S.  449  ff. 
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^is  zu  3  Monaten  Gefangniss)  bedrobt,  wenn  sie  flhlsche  Angaben  maehen 
und  dorcb  ihre  Schuld  die  Gesellschaft  länger  als  8  Monate  ohne  Aufsiefats- 
rath  geblieben  ist.  Gleiche  Strafe  trifft  dfe  Vorstände  reiner  Aotiengesell- 
Schäften,  welche  die  Anzeige  zu  machen  unterlassen,  das»  Has  Vermögen  der 
Oesellschaft  nicht  mehr  die  Schulden  decke.  Femer  verwirkt  die  Gesellschalk 
ihre  Existenz,  wenn  sie  sich  rechtswidriger  Handlungen  oder  Unterlassungen 
schuldig  macht,  durch  welche  das'  Gemeinwohl  gefährdet  wird,  ohne  alle  l^i- 
fichädigung,  jedoch  nur  in  Folge  eines  gerichtlichen  Erkenntnisses.  Auch  be- 
stimmt das  preusßische  Einfiihrungsgesetz,  dass  die  Art.  306  und  307  des 
Handelsgesetzbuches  bei  Papieren  auf  den  Inhaber  so  lange  keine  Anwendung 
finden,  als  diese  ausser  Cours  gesetzt  sind. 

Wegen  den  sonstigen  hieher  gehörigen,  die  Papiere  auf  den  Inhaber  all- 
gemein treffenden  Landesgesetzen  können  wir  auf  unsere  frühere  Darstellung 
verweisen,  und  zwar  zunächst  auf  die  in  Preussen,  Königreich  Sachsen  und 
Baden  erlassenen  Verbote  gegen  die  Ausstellung  von  au  porteur- Papieren 
ohne  staatliche  Erlaubniss  (oben  S.  499);  sodann  auf  die  hinsichtlich  der  Ver- 
jährung, Mortification,  Vindication,  Ausser-  uud  Wiederincourssetzung  der  In- 
haberpapiere sammt  Coupons  und  Talons  ergangenen  Vorschriften  (für  Oester- 
reich  oben  §.  20,  S.  98—103;  für  Preussen  §.  32,  S.  145—152;  für  Bayern 
§.  44,  S.  192—197;  für  Königreich  Sachsen  |.  56,  S.  227—233;  in  Württem- 
berg sind  bis  jetzi  nur  Staats-  und  Ablösungspapiere  legislatorisch  behandelt 
worden;  für  Hannover  §.  79,  S.  287—291;  für  Baden  §.  90,  S.  313—314; 
für  Hessen-Darmstadt  §.  100,  S.  336—338;  für  Heesen-Cassel  §.  110,  B. 
355  —  358;  für  Nassau  §.  120,  S.  372—874;  für  Braunschweig  §.  130,  S. 
388—389  etc.).  Doch  ist  dabei  nicht  ausser  Aug*  zu  lassen,  da«s  sich  jene 
Gesetze  vielfach  nur  auf  Staatspapiere  beziehen.  In  der  Regel  ordnen  daher 
die  Statuten  der  einzelnen  Actiengesellschaften  die  gedachten  ReehtsverhaU* 
niBse  selbst,  worauf  wir  zurückkommen  werden. 


§.  184.- 
Das  iQStitut  der  Genussscheine. 

Die  Actiengesellschaften  sind  meistens  nur  auf  eine  bestimmte  Dauer  eon- 
cessionii't  und  bei  einzelnen  derselben,  namentlich  bei  Eisenbahngesellschaften, 
ist  zuweilen  die  Bedingung  Seitens  des  Staats  gestellt,  dass  die  betre£Eendtti 
Bahnen  mit  dem  Ablaufe  der  Concession  unentgeldüch  an  den  Staat  zurück- 
fallen  sollen.  Solche  Gesellschaften  müssen  nun  die  ausgegebenen  Actien  nach 
einem  bestimmten,  auf  die  Concessionsdauer  des  Unternehmens  berechneten 
Plane  successive  tilgen,  was  im  Wege  der  Verloosung  geschieht  Es  würde 
aber  dem  Begriffe  einer  Actiengesellschaft,  bei  welcher  jeder  Actionär  nach 
Verhältniss  seiner  Einlage  Antheil  am  Vermögen,  Gewinn  und  Verlust  der 
Gesellschaft  für  deren  ganze  Dauer  erwirbt,  widersprechen,  wenn  ihm  mit  der 
Rückzahlung  seiner  Einlage  alle  Betheiligung  am  Unternehmen  entzogen  würden 
Um  diese  Begriffswidrigkeit  zu  beseitigen,  hat  man  das  Institut  der  so^en. 
Genussscheine  ins  Leben  gerufen,  darin  bestehend,  dass  der  Inhaber  einer 
getilgten  Actie  nach  wie  vor  Actionär  bleibt,  statt  seiner  Actio  aber  ein  Do- 
cument  empfangt,  welches  ihm  auch  künftighin  den  Genuss  der  Superdividende, 
d.  h.  denjenigen  Antheil  am  Gewinn,  welcher  nach  Abrechnung  der  besonders 
regulirten  Zinsen  übrig  bleibt,  sichert 

Bei  solchen  Gesellschaften  erhalten,  wie  man  siebt,  die  Actionäre  zuvor* 
derst  feste  Zinsen   und    erst  nach  Berichtigung   dorsdben   Superdividenden. 
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Biese  guue  EiiirielitBiig  ist  aber  mit  Bicherheit  nur  da  aiuAlirbar,  wo  die 
fixen  ^msen  and  auBserdem  eine  bestimmte  Tilgvngsqnote  besonders  garaatiri 
sind,  und  sie  kommt  aneh  mir  in  solchen  Fällen  Yor,  namentlich  in  Oestra<» 
Midi.  Wie  freilich  die  Sache  sich  da  gestaltet,  wo  das  garantirte  Ci^ital 
überschritten  wird,  wie  es  oft  Torkommt,  nnd  wo  das  Unternehmen  eine  Super- 
di^idende  nidit  abwirft,  lässt  sich  leicht  vermnthen.  Es  mnss  hier  schliesdidi 
ein  Verlust  entstehen,  der  die  Actien  trifft. 


Einzelne  Papiere. 

A.  Toi  Eisenbakigmllscliaftefi/) 

§.  185. 
Erste  Gruppe.   Preussische  Privatbabnen. 

Der  preussische  Staat  war,  wie  wir  an  einem  andern  Orte  zu  bemerken 
Gelegenheit  gehabt  haben  (S.  125),  bis  zum  Jahr  1848  gesetzlich  yerhindert, 
Eisenbahnen  auf  Staatskosten  (durch  Schuldyennehrung)  zu  bauen.  Er  blieb 
aber  dem  Eisenbahnbau  dennoch  keineswegs  fremd,  yiehnehr  beförderte  est 
denselben  frühzeitig  durch  Concessionsertheilung  an  Ptivatgesellschaften,  durch 
Beihdligung  am  Actiencapital  derselben   und  durch  Uebemahme  von  Zins- 

rntien.  Nebendem  war  Preussen  der  erste  Staat  Deutschlands,  weldier 
Aotienwegen  überhaupt,  und  speciell  die  Yerhältnisse  der  Eisenbahngesell- 
schaften gesetzlich  ordnete.  Später  ging  man  auch  zum  Staatsbau  über,  und 
seit  geraumer  Zeit  ist  das  Streben  sichtbar,  die  Hauptlinien  des  preuss.  Eisen- 
bahnsystems  nach  und  nach  direct  oder  indirect  in  die  Hände  des  Staats  zu 
bringen.  Man  geht  dabei  nach  einem  sehr  constanten  und  yemünftigen  Plane 
zu  Werke,  indem  man  die  Zuflüsse  von  den  Privatbahnen,  abzüglich  der  Ver- 
wendungen auf  dieselben  in  Folge  der  übernommenen  Zinsgarantien,  zum  Auf- 
kauf von  Actien  verwendet.  Diese  Zuflüsse  sind  theils  Folge  davon,  dass  der 
Staat  sich  als  Actionär  betheiligt  hat  und  als  solcher  Dividenden  bezieht,  theils 
bestehen  sie  in  den  Reingewinnantheilen,  welche  der  Staat  sich  sonst  bei  ein- 
zelnen von  ihm  begünstigten  Bahnen  ausbedungen  hat,  theils  endlich  in  der 
Eisenbahnsteuer,  welche  von  den  Gesellschaften  erhoben  wird.  Ausser  dieser 
direeten  Erwerbung  hat  aber  der  Staat  eine  Reihe  Privatbahnen,  welchen  er 
Unterstützung  angedeihen  liess,  dazu  vermocht,  dass  sie  ihm  Betneb  und  Ver- 
waltung überliessen,  ohne  dass  dabei  das  Eigenthum  der  Bahn  an  den  Staat« 
überging.  Letzteres  geschah  dagegen  bei  der  Niederschlesisch-Märkischen  und 
der  Münster-Hammer  Bahn,  welche  der  Staat  mit  allen  Lasten  und  Schulden 
übernommen  hat    (Vergl.  oben  S.  160.) 


*)  Llteratar:  y.  Reden,  die  Eisenbahnen  Deutschlands,  Berlin,  1843—47.  Dessen 
Eisenbahn-Jahrbuch  (Fortsetzung  des  eben  genannten  Werks),  1846,  1847.  Mekarsky, 
das  Eisenbahnwesen  nach  allen  Beziehungen  kritisch  beleuchtet,  Wien,  1887.  PChls, 
das  Recht  der  Actiengesellsohaften  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Eisenbahnges.,  Ham- 
burg, 1842.  Michaelis,  Deutschlands  Eisenbahnen,  2.  Aufl.,  Leipzig,  1859.  Hüb- 
ner, Jahrbuch  für  Yolkswirthschaft  und  Statistik,  Leipzig,  1852—61.  (Alle  Jahrgänge 
gewfthren  reiche  Ausbeute.)  Koback,  allgem.  Börsen-  und  Gomptoi A>uoh ,  I.  Band, 
S.  76  ff. 
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Die  sehr  besokränkenden  Gesetze  PrensBens  über  den  Actienhandel  sind 
neuester  Zeit  au%ekoben  worden,  wesshalb  wir  daTon  Umgang  nehmen  kön- 
nen. Anch  das  Gesetz  über  die  Actiengesellschaften  yom  9.  Not.  1843 
ist  durch  das  Ton  uns  auszugsweise  reproducirte  deutsche  Handelsgesetzbuch 
ersetzt  und  daher  ausser  Wirksamkeit  getreten. ')  Dagegen  haben  wir  die 
noch  wirksamen  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  £isenbahnunter- 
nehmungen  Tom  8.  Nov.  1838,^  dann  die  Cabinetsordre  Tom  22.  Dec.  1843, 
die  Annahme  der  Eisenbahnactien  als  pupillen-  und  deposital- 
mässige  Sicherheit  betreffend^  und  das  Gesetz  Tom  30.  Mai  1853  über 
die  Ton  den  Eisenbahnen  zu  entrichtende  Abgabe^)  ihrem  Haupt- 
inhalte nach  anzuführen.    Sie  yerordnen: 

1)  Die  Concessionen  werden  nicht  auf  eine  bestimmte^Zeitgrenze  beschränkt, 
der  Staat  hat  aber  das  Becht,  das  Eigenthum  der  Bahn  mit  allem  Zu- 
behör gegen  yoUstandige  Entschädigung  anzukaufen,  jedoch  gegen  den 
Willen  der  Gesellschaft  erst  nach  Ablauf  yon  30  Jahren,  yom  Zeitpunkt 
der  Betriebserö&ung  an  gerechnet,  und  nur  nach  mindestens  ein  Jahr 
yorher  geschehener  Anzeige  dieses  Vorhabens. 

2)  Die  Entschädigung  besteht,  wenn  sie  nicht  durch  freie  Uebereinkunft 
anders  regulirt  wird,  im  25fachen  Betrage  derjenigen  jährlichen  Diyidende, 
welche  an  sämmtliche  Actionäre  im  Durchschnitt  der  letzten  5  Jahre  aus- 
bezahlt worden  ist,  wobei  dann  Actiyen  und  Passiyen  der  Gesellschaft 
an  den  Staat  mit  übergehen. 

3)  Für  Kriegsbeschädigungen  und  Demolirungen ,  es  mögen  solche  yom 
Feinde  oder  im  Interesse  der  Landesyertheidigung  yeranlasst  werden, 
haben  die  Gesellschaften  yom  Staate  keine  Entschädigung  anzusprechen. 

4)  Die  Anlage  einer  zweiten  Eisenbahn  mit  gleicher  Biditung  und  mit 
Berührung  derselben  Hauptpunkte  ist  30  Jahre  lang  nach  Eröffimng 
der  Bahn  jedem  andern  Unternehmer  untersagt. 

5)  Dagegen  haben  die  Bahnen  den  Posttransport  des  Staats  unentgeldlich 
zu  besorgen. 

6)  Die  ertheilte  Concession  wird  yerwirkt  und  die  Bahn  mit  aUem  Zubehör 
ftir  Bechnung  der  Gesellschaft  öffentlich  yersteigert,  wenn  diese  eine 
der  allgemeinen  oder  besondem  Bedingungen  nicht  erftült  und  eine 
Aufforderung  zur  Erfüllung  binnen  einer  endlichen  Frist  yon  mindestens 
3  Monaten  ohne  Erfolg  bleibt. 

7)  Die  Eisenbahnabgabe  stuft  sich  nach  dem  Beinertrage  der  Bahn  ab  und 
beträgt  yon  einem  Beinerträgnisse  unter  47« :  V*^  von  4 — 57« :  V«Oj  von 
5— 6**/o:  ViOi  yon  über  6Vo:  V^.  Sie  soll  nur  zur  Amortisation  derActien 
durch  Ankauf  yerwendet  werden.    Gewerbesteuer  zahlen  die  Bahnen  nicht. 

8)  Den  yom  Staate  unbedingt  garantirten  Eisenbahnactien  und  Obligationen 
ist  pupillarische  und  depositalmässige  Qualität  beigelegt. 

9)  Zur  Emission  yon  Actien  über  den  ursprünglich  festgesetzten  Betrag 
hinaus  und  zur  Au&ahme  yon  Anleihen  ist  staatliche  Genehmigung 
einzuholen,  welche  bei  den  letzteren  an  die  Bedingung  eines  festzu- 
stellenden Zins-  und  Tilgungsfonds  geknüpft  werden  kann. 

Diese  allgemeinen  Yorschr^ten  können  übrigens  bei  Ertheilung  der  Con- 
cessionen modificirt  und  ergänzt  werden,  was  wiederholt  geschehen  ist    Auch 


0  Yergl.  Einföhnmgsgesetz  zum  allg.  deutschen  Handelsgesetzb.  Tom  24.  Joni  1861 
Art  12,  Ges.-Samml.  8.  455. 
*)  Ge8.-Sainml.  S.  505. 
*)  Qe8.-8amiiil.  yon  1844,  S.  45. 
*)  Ge8.-Saiiiml.  S.  449. 
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hat  das  Handelsministeritim  im  Yerwaltungswege  die  EisfenbahngeseUschaften 
zur  Ablage  eines  nach  Yerhähaiiss  der  Abnutzung  d^  Bahnen  zu  bestimmen- 
den Reserve-  und  Emeuerungsfonds  angehalten,  wozu  die  traurige  Catastrophe 
der  Cosel-Oderberger  Bahn  die  näch^  und  sehr  begründete  Veranlassung 
geboten  hat 

Man  hat  die  Behandlung  der  preuss.  Privatbahnen  Seitens  der  R^erung 
Tielfach  als  chicanös  angegriffen.  Wir  haben  den  Grund  oder  Ungnind  dieser 
Angriffe  nicht  zu  untersuchen,  wohl  aber  zu  constatiren,  dass  fBr  den  Gläu- 
biger der  Actiengesellschaften  nirgends  besser  gesorgt  ist,  als  eben  in  Preus- 
sen.  Auch  im  wohlyerstandenen  Interesse  des  Actionärs  muss  es  wohl  un- 
zweifelhaft liegen,  wenn  sichernde  Maassregeln  dafiir  getroffen  werden,  dass 
die  finanziellen  Verhältnisse  und  die  Prosperität  d^  Unternehmens  nicht  nur 
ffir  den  Augenblick,  sondern  auch  für  die  Zukunft  geordnet  bleiben.  Wenn 
gesetzliche  Regeln  aufgestellt  werden,  die  Emission  von  Actien  überwacht 
und  die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  nur  auf  Grund  staatlicher  Geneh- 
migung mit  klarer  FeststeUung  aller  rechtlichen  Verhältnisse  gestattet  wird, 
80  dass  der  Actionär  wie  der  Inhaber  von  Prioritätsobligationen  genau  wissen 
kann,  auf  welchem  Boden  er  steht;  so  kann  diess  dem  Credit  der  Gesell- 
schaften nur  dienlich  sein.  Auch  der  Vorzug  der  prcussischen  Eisenbahn- 
obligationen ist  hervorzuheben,  welcher  darin  besteht,  dass  die  Prioritätsrechte 
der  einzelnen  Anlehen  unter  sich  genau  fixirt  sind  und  dass  es  keine  offenen 
Anlehen  mit  unbegrenzter  Emissionsbefiigniss,  nach  Art  der  franzosischen  Ge- 
sellschaften, gibt.  Viele  von  den  Actien  und  Prioritätsobligationen  preussischer 
Privatbahnen  können  ebendesshalb  zur  festen  Oapitalanlage  mit  Ruhe  empfohlen 
werden,  zumal  diejenigen,  welchen  Staatsgarantie  zur  Seite  steht. 

Was  die  letztere  betrifft,  so  können  wir,  um  Wiederholungen  zu  vermei- 
den, auf  das  verweisen,  was  wir  schon  oben  S.  130—131  angeführt  haben. 
Nachzutragen  haben  wir  aber  die  inzwischen  neu  übernommenen  Zinsgaran- 
tien, und  zwar: 

1)  für  die  Berlin-Stcttiner    Bahn:    Garantie  für  4V«Vo  Zinsen  aus 
den  Prioritätsobligationen  IV.  Emission  ä  12,000,000  Thlr.;») 

2)  zu  Gunsten  der  Rhein-Nahe-Bahn:   Gewähr  für  4V«**/o  Zinsen  der 
Prioritätsobligationen  HI.  Emission  k  2,250,000  Thh-.  *) 

Noch  bleibt  uns  anzufQgen,  dass  die  Inhaber  der  Prioritätsobligationen 
preussischer  Bahnen  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  üeimzahlung  ihrer 
Forderungen  verlangen  können,  nämlich  alsdann: 

a)  wenn  ein  Zinszahlungstermin  über  3  Monate  lang  unberichtigt  bleibt; 

b)  wenn  der  Bahnbetrieb  länger  als  6  Monate  aufhören  würde; 

c)  wenn  gegen  die  Gesellschaft  Schulden  halber  Execution  vollstreckt,  und 

d)  wenn  der  gesetzlich  festgestellte  Tilgungsplan  nicht  eingehalten  würde. 
In  den  Fällen  a — c  kann  sofortige  Rückzahlung  *  verlangt  werden,  wogegen 
im  Falle  d  3monatliche  Kündigung  einzutreten  hat. 

Die  ordentliche  Tilgung  sämmtlicher  Prioritätsobligationen  geschieht 
im  Wege  der  Verloosung;  auch  wachsen  überall  die  Zinsen  aus  den  ver- 
loosten  Obligationen  dem  Tilgungsfonds  zu.  Diess  gilt  nicht  nur  von  den 
Prioritätsobligationen  der  prcussischen,  sondern  von  denen  aller  deutschen 
Eisenbahnen. 

0  Gesetz  vom  22.  Mai  1861,  Ge8.-Samml.  S.  235;  Privüegiam  vom  21.  Joni  1861» 
das.  8.  433. 

^  Gesetz  yom  gleichen  Tage,  das.  S.  238. 
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Bei  der  EillZ6ldarsteIlimg  werden  wir  die  Ordnung  beobachten,  dass  wir 
tehufs  Erzielnng  einer  leichten  und  schnellen  Uebersicht  die  räumlichen,  Ver- 
mögens-, Schuld-  und  commerziellen  Verhältnisse,  überhaupt  das  in  Zahlen 
ausdrückbare  statistische  Material,  in  tabellarische  Form  bringen,  während  wir 
die  übrigen  wesentlichen  Momente  im  fortlaufenden  Text  als  Beisätze  zu  den 
angebogenen  Tabellen  folgen  lassen.  In  den  letzteren  haben  wir  übrigens 
unter  der  Hanptrubrik:  „Betriebsergebnisse"  nur  die  wirklichen  Betriebs- 
kosten in  Ausgabe  gestellt.  Der  daselbst  dargestellte  „Ueberschuss"  enthält 
also  nicht  das  reine  Erträgniss  des  Actiencapitals,  sondern  des  ganzen 
Anlagecapitals.  Die  Zinsen  aus  den  Prioritätsanlehen,  femer  die  sta^ 
tutenmässigen  Beiträge  zum  Reserve-  und  Emeuerungsfonds ,  die  Eisenbahn- 
fiteuer  und  zutreffenden  Falles  die  Tantiemen  der  Directoren  und  Verwaltungs- 
räthe  sind  vom  Betriebsüberschuss  zunächst  in  Abzug  zu  bringen,  und  was 
alsdann  verbleibt,  haben  die  Actionäre  als  Dividende  anzusprechen.  Es  wird 
diese  Bemerkung  die  Thatsache  erklären,  dass  einzelne  Bahnen  keine  Dividende 
geben  konnten,  obgleich  sie  einen  Betriebsüberschuss  erzielten. 
Im  Einzelnen  heben  vnr  Folgendes  hervor: 

1)  Aaehen-DÜSSeldorfer  Bahn.  Sie  wurde  concessionirt  am  21.  Aug. 
1846,  begonnen  1847  und  eröffnet  17.  Janr.  1853.  Eingeleisig.  Durch 
Vertwig  vom  29.  Sept.  1849  ist  Verwaltung  und  Betrieb  an  den  Staat  über- 
gegangen; doch  ist  die  Gesellschaft  durch  eine  von  den  Actionären  gewählte 
Deputation  von  5  Mitgliedern  (mit  5  Stellvertretern)  der  K.  Direction  gegen- 
über repräsentirt.  Generalversammlung  im  August  5  Actien  geben  1 
Stimme,  über  25  Actien  je  10  =  1  Stimme  bis  höchstens  15  Stimmen.  Für 
die  übemonmiene  Zinsengarantie  hat  der  Staat  sich  das  Recht  auf  den  Bezug 
eines  Theiles  des  Bahnertrags  ausbedungen,  bestehend  in  ^U  des  Ueberschus- 
ses  über  3'/*  —  5^/o  und  in  der  Hälfte  des  Ueberschusses  über  57o  nach  Ab- 
satz der  Quote  für  den  Reservefonds.  Indess  ist  dieser  Vorbehalt  bis  jetzt 
noch  nie  practisch  geworden.  Würde  dem  Staate  eine  Ertragsquote  zufallen, 
80  könnte  er  damit  Actien  aufkaufen  oder  zv^n  Nennwerthe  audoosen  und  so 
die  Bahn  nach  und  nach  erwerben.  I^ie  Actien  sind  mit  Zinscoupons  tro.  2. 
Janr.  und  1.  Juli  versehen. 

Im  Verhältniss  zu  ihrer  Länge  hat  die  Bahn  ein  grosses  Anlagecapital 
erfordert  und  obgleich  sie  die  Cöln-Mindener  und  die  Rheinische  Bahn  zum 
Theil  abschneidet,  ist  sie  doch  für  den  internationalen  Verkehr  von  geringer 
Bedeutung.     Grosse  Zukunft  ist  ihr  daher  nicht  zu  prognosticiren. 

2)  Rnhrort-Crefeld-Kreis-Gladbacher  Bahn.  Ihre  Verhältnisse  sind  den- 
jenigen der  Aachen -Düsseldorfer  Bahn  völlig  gleich,  mit  welcher  sie  auch 
unter  gemeinschaftlicher  Königl.  Verwaltung  steht.  (\^ertrag  vom  26.  Septbr. 
1849).  Concession  vom  8.  Janr.  1847;  Eröffnung  16.  Oct.  1851.  Ein- 
geleisig. Anschlüsse:  in  Gladbach  an  die  Aachen-Düsseldorfer,  am  Rhein 
mittelst  einer  TrajectanstaJt  an  die  Cöln-Mindener  Bahn.  Vertretung  der 
Gesellschaft  durch  5  gewählte  Actionäre  (und  5  Stel  1  Vertreter).  General- 
versammlung im  August;  5  Actien  =  1  Stimme,  10—50  Actien  je  10=1, 
über  50  Abtien  je  25  =  1  Stimme.  Verhältniss  zum  Staat:  Derselbe 
garantirt  den  Actien  eine  3V»proc.  Verzinsung  (zahlbar  gegen  Coupons  tro. 
2.  Januar  und  1.  Juli);  erträgt  die, Bahn  nach  Abzug  der  Reservefonds^uote 
mehr,  so  fallt  bis  zu  einem  Reinertrag  von  5  7o  dem  Staat  V*,  von  emem 
noch  höheren  Reinertrag  die  Hälfte  zu,  womit  er  Actien  kaufen  oder  al  pari 
verloosen,  somit  die  Bahn  allmälig  an  sich  bringen  kann. 

Die  Bahn  erzielt  zwar  im  Verhältniss  zu  ihrer  Länge  namhafte  Erträge 
nisse,   ist  aber  mit  einem  relativ  grossen  Anlage-Capital   belastet     Indesgen 
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hat  sie  doch  emen  Anfsohwmig  genommen,  welcher  zu  befriedigenden  Resul- 
taten Hoffiiung  gibt. 

3)  Bergisch^Märkische  Bahnen.  Sie  besreifen  zwei  ältere  Eisenbahn- 
untemehmen  in  sich:  das  der  Düsseldorf-Elberfelder  und  das  der  Ber- 
gisch-Märkischen Gesellschaft,  concessionirt,  ersteres  am  28.  Sept  1837, 
letzteres  am  12.  Juli  1844.  Die  Düsseldorf-Elberfelder  Bahn  ging  1857  in 
das  Eigenthum  der  Bergisch-Märkischen  über.  (Vertrag  vom  9.  Juni  1857). 
Eröffnung  der  einzelnen  Strecken:  Düsseldoif-EIberfeld  1.  Septbr.  1841, 
Elberfeld-Dortmund  28.  Dez.  1848,  Dortmund-Soest  9.  Juü  1855.  Die  weite- 
ren Linien  wurden  1856  und  1858  beschlossen.  Anschlüsse:  in  Dortmund 
an  die  Cöln-Mindener  Bahn,  in  Düsseldorf  an  dieselbe,  in  Soest  an  die  west- 
phälische  Staatsbahn  etc.  Doppelgeleisig  sind  nur  4  Meilen.  Organe  der 
Gesellschaft:  eine  K.  Direction,  Deputation  der  Actionäre,  bestehend  aus 
9  Mitgliedem  und  9  Stellvertretem.  Generalyersammlung  im  Juni.  S 
Actien  geben  eine  Stimme;  der  Staat  hat  indessen,  obgleich  er  nur  im  Besitze 
Ton  1  MiU.  de»  Actiencapitals  ist,  den  3.  Theil  aller  in  der  Generalversamm- 
lung Tertretenen  Stimmen  zu  führen.  Im  Uebrigen  ist  das  Yerhältniss 
zwischen  der  Gesellschaft  und  dem'  Staate  folgendes:  Letzterer  hat 
den  Betrieb  und  die  Yerwsütung  der  Bahn  für  immer  übernommen;  mit  seinen 
Actien  steht  er  30  Jahre  lang,  falls  sich  nicht  nach  Ablauf  der  ersten  zehn 
Jahre  in  jedem  yon  5  auf  einander  folgenden  Jahren  ein  Reinertrag  von  min- 
destens 4  Vo  ergibt,  den  Privatactionären  in  so  weit  nach,  bis  diese  3V'*proc. 
Dividende  empfangen  haben.  Nach  Ablauf  jener  10  Jahre  (von  vollständiger 
£rö£bung  der  ursprün^chen  Hauptbahn  Elberfeld-Dortmund  an  gerechnet) 
hat  die  (Gesellschaft  das  Becht,  die  Staatsactien  auszulösen,  was  jedoch  nur 
mit  XJmfluss  des  15.  oder  30.  Betriebsjahres  und  mit  Verwendung  oessen,  was 
über  4  7<>  aus  dem  Actiencapital  von  4  Mill.  Thlr.  aufkommt,  bis  zum  Belaufe 
von  1  7^  geschehen  kann.  Dies  gilt  für  die  ursprüngliche  Hauptbahn. 
Für  die  Linie  Dortmund-Soest  wurde  V«  Mill. Actien  Lit.  B.  creirt,  deren 
Dividenden  bis  zu  3V>  Vo  nie  geringer  sein  sollen,  als  die  der  Actien  Lit.  A. 
und  welche  der  Staat  mit  1  °/'o  jährlich  im  Wege  der  Yerloosung  tilgen  kann. 
Nachdem  aus  dem  Nettoertrag  dieser  Strecke  Zinsen  und  die  feste  Amortisa- 
tionsquote der  Prioritäten  bestritten  und  4  %  Dividenden  vertheilt  sind,  soll 
der  weitere  Ueberschuss  halb  zur  ferneren  Amortisation  der  Prioritäten,  halb 
zur  Yertheilung  unter  sämmtliche  Stammactien  verwendet  werden.  Die  Actien 
Lit  B.  erhalten  daher  nie  über  4  7<>  Dividende,  dagegen  kann  die  Tilgungs- 
qnote  der  auf  der  Dortmund- Soester  Bahn  ruhenden  Prioritäten  mehr  als 
V«Vo  betragen.  Für  das  Anlagecapital  der  Sieg-Ruhrbahn  (12V*  Mill.  Priori- 
täten ni.  Emission)  hat  der  Staat  eine  Zinsgarantie  bis  zu  37*  V«  übernommen. 
Das  weitere  V*  7«  hat ,'  wenn  es  nicht  aus  dem  Ertrag  der  Bahn  aufgebracht 
wird,  die  Gesellschaft  zuzuschiessen.  Erträgt  aber  diese  Linie  über  37«  7o, 
so  erhält  die  Gesellschaft  zunächst  ihre  Zuschüsse  zurück,  von  dem  Ueber- 
schusse  femer  7«?  der  Staat  aber  das  andere  */»•  Die  neuen  Actien  Lit.  A. 
haben  mit  den  älteren  völlig  gleiche  Rechte;  ebenso  die  für  die  Düsseldorf- 
Elberfelder  Bahn  creirten.  Die  1861  neu  beschlossene  Zweigbahn  Lethmate- 
Iserlohn  wird  auf  Kosten  der  Geseüschaft,  unter  Betheiligung  der  Stadt  Iser- 
lohn mit  einem  unverzinslichen  und  niemals  zurückzuzahlenden  Beitrage  von 
150,000  Thlr.,  ausgeführt;  von  ihrem  Bruttoertrag  fallen  aber  55%  an  die 
Ruhr-Siegbahn. 

Die  Yerkehrselemente  der  ganzen  Bahn,  insbesondere  der  Hauptbahn  Düs- 
seldorf-Dortmund, sind  nachhaltige  und  geben  dem  Unternehmen  eine  gesunde 
Unterlage.  Haupteinnahmsquelle  ist  der  innere,  namentlich  Mineralientrans- 
port und  Personenverkehr. 
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4)  Prinz-WilliellllS-Bahn.  Ooncession  Tom  2.  Mai  184».  Eröffnung 
am  1.  Dezbr.  1847.  Eingeleisig.  War  früher  bloss  Pferdebahn.  Ihre  Ver- 
hältnisse gestalteten  sich  so  ungünstig,  dass  die  Gesellschaft  1854  ihre  Selbst- 
atändigkeit  aufgab  und  Betrieb  und  Verwaltung  der  Bahn  dem  Staat  übertrug. 
(Vertrag  vom  14.  Febr.  1854).  Die  E.  Direotion  der  Bergisoh-Märldschen 
Bahn  übt  sie  aus.  Vertretung  der  Gesellschaft  äurch  5  Deputations- 
mitglieder. Generalyersammlung  im  JunL  DreiAotien  geben  1  Stimme, 
jedoch  so,  dass  ein  Actionär  nicht  über  30  Stimmen  führen  kann.  Staats- 
garantie ist  nicht  übernommen. 

Die  Bahn  ist  hauptsächlich  Eohlenbahn  und  ihre  Einnahmen  als  solche 
sind  nicht  unbeträchtlich.  Dir  Anlagecapital  ist  aber  yerhältnissmässig  be- 
deutend und  ihre  Verwaltnngsspesen  sind  für  eine  Eohlenbahn  gross.  Durch 
die  fernere  Entwicklung  des  Bergisch  -  Märkischen  B^mnetzes  und  durch 
einen  Anschluss  an  die  neuen  Linien  desselben  ho£Et  man  die  Rentabilität  zu 
erhöhen. 

5)  Obersohlesische  Bahnen.  Concession  der  ursprünglidien  Strecke 
Breslau-Myslowitz  Tom  2.  Aug.  1841,  der  Bergwerksbahnen  Tom  24.  März  1851 
und  der  Breslau-Posener  Linie  vom  28.  Juli  1853.  Eröffnung  der  ersteren 
6.  Octbr.  1846,  der  Bergwerksbahnen  nach  und  nach,  der  Strecke  Breslau- 
Posen  im  Octbr.  1857,  endlich  der  Zweigbahnen  Lissa-Glogau  1858  und  Eatto- 
witz-polnische  Grenze  1859.  Anschlüsse:  in  Brief  an  die  Neisse-Brieger, 
in  Cosel  an  die  Cosel-Oderberger ,  in  Myslowitz  an  me  österr.  Nordbahn,  an 
der  polnischen  Grenze  an  die  Warschau -Wiener,  bei  Idahütte  an  die  Wil- 
helmsbahn, in  Glogau  an  die  Niederschlesische  Zweigbahn  und  in  Posen  an 
die  preuss.  Ostbahn.  Zweigeleisig  sind  35  Meilen  der  Hauptbahn  und  der 
Bergwerksbahnen.  Die  Verhältnisse  der  einzelnen '  Bahncomplexe  sind  unter 
sich  Tcrschieden.  Vom  Anlagecapital  der  Hauptbahn  hat  der  Staat  einen 
Theil  übernommen,  bestehend  in  ^Z?  an  den  Actien  Lit.  B.  k  2,400,000  Thlr., 
auch  3Vs  7o  Zinsen  dieser  Actien  garantirt  und  den  Actien  Lit.  A.  und  C. 
eyentuelles  Vorrecht  in  der  Verzinsung  eingeräumt.  Dafiir  behielt  sich  aber 
der  Staat  das  Recht  yor,  nicht  nur  die  fraglichen  Actien  Lit.  B.  mit  einem 
Tilgungsfonds  Ton  12,000  Thlr.  jährlich  zum  Nennwerthe  einzulösen,  sondern 
auch  vom  Beinertrag  des  gesammten  Actiencapitals  über  5  7^  den  3.  Theil 
zum  Behufe  der  Erwerbung  weiterer  Actien  zu  beziehen.  Das  Anlagecapital 
der  Breslau-Posener  Bahn  ist  insbesondere  aus  den  Tom Staate  mit37a7<» 
Zinsertrag  garantirten  Prioritätsanlehen  Lit  E.  und  F.  gedeckt  worden,  für 
welche  folgende  Bestimmungen  gelten:  Falls  der  Reinertrag  der  Bahn  nicht 
37«  7o  des  Anlagecapitals  aufbringt,  ergänzt  der  Staat  das  Fehlende  (bis  zu 
3V2  7<»)  aus  den  ihm  zufliessenden  Einnahmen  von  dem  Oberschlesischen  Eisen- 
bahnuntemehmen  und  zwar  sowohl  aus  dem  ihm  zufallenden  V>  des  Ueber- 
schusses  über  5  7o,  als  auch  aus  den  ihm  rücksichtlich  seines  Antheils  an  den 
Actied  Lit.  B.  zustehenden  Dividenden  über  3VsVo*  Damit  er  dieser  Verbind- 
lichkeit möglichst  nachhaltig  nachkommen  kann,  hat  er  sich  verpflichtet,  einen 
Gkurantiefonds  bis  zum  Belaufe  von  1,400,000  Thlr.  aus  den  genannten  Zu- 
flüssen anzusammeln,  welcher  indessen  auf  200,000  Thlr.  ermässigt  werden 
kann,  wenn  die  Breslau-Posener  Bahn  5  Jahre  lang  ununterbrochen  mindestens 
3»/s  7o  abwirft 

Das  ganze  Unternehmen  steht  seit  1856  m  Verwaltung  des  Staats.  (Ver- 
trag vom  17.  Sept.  1856).  Gegenüber  derE.  Direction  ist  die  Gesellschaft 
durch  einen  Verwaltungsrath  von  15  Mitgliedern  und  6  Stellvertretern  reprä- 
sentirt.  Generalversammlung  im  3.  Quartal.  10  Actien  geben  1  Stimme, 
45  Actien  =  3,  100  Actien  =  5  Stimmen. 

Das  Unternehmen  hat  in  dem  bedeutenden  Mineralienverkehr  der  Provinz 
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ScUeden  eine  fsste  Basis,  wenngleich  es  wegen  der  bedmitenden  Yermebning' 
des  Anlagecapitals  den  Höhepunct  seiner  Dividenden  bereits  hinter  sieh  haben 
dftrfle. 

6)  Rhein-Nahe-Bahn.  Concession  vom  4.  Sept.  1856.  Eröffnnng^ 
znm  Theil  1858,  zumTheil  1860.  Die  Kosten  der  Bahn  haben  den  nrsprfing- 
liehen  Voranschlag  um  100  V^  flberschritten  und  es  ist  daher  das  Unternehmen 
dergestalt  ins  Stocken  gerathen,  dass  es  nnr  durch  Staatshülfe  weiter  gef&hrt 
weHen  konnte.  Der  Staat  hat  denn  auch  Zinsgarantie  für  die  beiden  Prio- 
ritätsanlehen geleistet  (hinsichtlich  des  letzten  b^chränkt  auf  2'/«  Mill.  Thhr.) 
und  den  Bau  und  Betrieb  der  Bahn  übernommen.  Dafür  musste  sich  aber 
die  Gesellschaft  ^ne  Statutenänderung  dahin  gefallen  lassen,  dass  der  Rein- 
ertrag der  Bahn,  welcher  nach  Deckung  der  Zinsen  für  beide  Prioritätsanlehen 
von  6  resp.  2*A  Mill.  Thlr.,  sowie  nach  Abzug  der  Amortisationsquoten  der- 
selben und  der  an  den  Staat  wegen  etwaiger  Zuschüsse  zurückzuerstattenden 
Summen  übrig  bleibt,  bis  auf  einen  Betrag  von  2  ^o  des  Actiencapitals  p.  9 
Mill.,  welche  2  7<»  die  Actionäre  erhalten  sollen,  zur  Tilgung  der  Priontäts- 
Obligationen  IL  Emission  in  so  lange  zu  verwenden  ist,  bis  diese  mit2'A)filL 
Thlr.  vollständig  amortisirt  sind.  Die  Dividenden  können  daher  eine  sehr 
geraume  Zeit  üoer  2  ^o  nicht  steigen. 

Die  den  Actionären  während  der  Bauzeit  versprochenen  4  7«  Zinsen  haben 
bis  jetzt  nicht  vollständig  bezahlt  werden  können,  weil  die  Anlehen  dazu  nicht 
verwendet  werden  durften  und  weil  die  Bahn  bis  jetzt  zu  geringe  Erträgnisse 
abgeworfen  hat. 

Vertretung  der  Gesellschaft  durch  einen  Ausschuss  von  7  Mitglie* 
dem.  Generalversammlung  im  2.  Quartal.  Von  5— 50  Actien  geben  je 
5,  von  51 — 500  Actien  je  10  eine  Stimme. 

Die  Bahn,  als  Verbindungsglied  zwischen  der  Rheinischen  und  Pfälzischen 
Ludwigsbahn  und  als  kürzeste  Eisenstrasse  von  Frankfurt  nach  Paris,  ist  gut 
situirt,  aber  sehr  theuer. 

7)  Stargard-PoseiL  Concession  vom  4.  März  1846;  Eröffnung  am 
10.  Aug.  1848 ;  Anschlüsse:  bei  Stargard  an  die  Berlin-Stettiner,  in  Posen  an 
die  Oberschlesische,  in  Kreuz  an  die  preuss.  Ostbahn.  Uebergang  der  Bahn  in 
Staatsverwaltung  1851.  Die  Regierung  erbot  sich,  die  Bahn  in  ihr  volles  Eigenthum 
zu  übernehmen  und  dagegen  den  Actionären  4  Vo  feste  Zinsen  zu  gewähren, 
was  jedoch  von  der  Generalversanunlung  1855  abgelehnt  wurde.  Emgeleisig. 
Verhältniss  der  Gesellschaft  zum  Staat:  Letzterer  ist  mit  dem  7. 
Theil  des  Actiencapitals  betheiligt  und  erwirbt  die  Actien  im  Wege  des  An- 
kaufs und  resp.  der  Verloosung  mittelst  eines  Amortisationsfonds  von  V<  ^/» 
des  Actiencapitals  nach  und  nach.    Er  hat  femer  den  Actien  3Vs  7o  Tansen 

■gewährleistet  Dagegen  fallt  ihm  von  einem  Bahnerträgnisse  über  5  •/ o  der 
dritte  Theil  zu.  Generalversammlung  anfangs  Mai.  5  Actien  geben  1, 
10  =  2,  30  =  3,  50  =  4,  320  =  9,  400  ^  10  Stimmen.  Vertretung 
der  Gesellschaft  gegenüber  der  K.  Directien  durch  einen  Verwaltungsra^ 
von  5  Mitgliedern. 

Die  Bahn  ist  billig  erstellt,  führt  aber  durch  Gegenden,  welche  ihr  nur 
geringe  Zufuhren  bieten  können. 

8)  Wilhelmsbaim.  Sie  wurde  am  10.  Mai  1844  concessionirt  und  am  1. 
Sept.  1848  in  ihrer  Hauptstrecke  eröffnet.  Bis  1856  in  Aufschwung,  gerieth 
das  Unternehmen  theils  wegen  schlechter  Wirthschaft,  theils  in  Folge  verän- 
derter Verkehrsverhältnisse  an  den  Rand  des  Bankerotts.  Der  Staat  übernahm 
daher  Verwaltung  und  Betrieb  der  Bahn.  Diese  ist  eingeleisig.  Ihre  Ver- 
hältnisse sind  jetzt  ziemlich  verwickelter  Natur;  denn  um  die  Prioritätsgläu- 
biger für  alle  Fälle  besser  befriedigen,  beziehungsweise  deren  Zahl  und  An- 
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fiffü^e  ermäflsigeD  ea  könneii,  ferner  um  die  zum  Ausbau  erfotderltchen  Mittel 
Idchter  zu  beschaffen,  ißt  die  Gesellscbaft  ermächtigt  worden,  an  der  Stelle 
der  creirten  Priori tatsobligationen  L  und  II.  Emission  a  4  V^?  ^ierprocentige, 
und  an  der  Stelle  der  4'/3proc.  Prioritätsobligationen  III.  Emission  4'/3proc 
Prioritätsstammactien  auszugeben  und  zwar  nöthigenfalls  auch  an  Stelle  der  bereits 
amoirtisirten  Obligationen.  V/t  Mill.  5proc.  Phi^täts-Stammactien ,  für  deren 
Zinsen  die  oberschlesischeBergbauhülfscasse  1857  auf  10  Jahre  Garantie  über- 
MÜun  mit  dem  Vorbehalte  jedoch,  dass  ihr  ihre  Vorschüsse  aus  dem  Bahner- 
trägnisse wieder  zu  ersetzen  seien,  waren  schon  yorher  creirt  worden.  Da 
Ton  dem  Rechte  der  Umwandlung  der  Prioritätsobligationen  vielfach  Gebrauch 
gemacht  worden  ist,  so  existiren  nunmehr  die  in  unserer  Tabelle  au^föhrten 
Obligationen  weit  nicht  mehr,  dagegen  sind  jetzt  yiererlei  Actien  vorhanden 
mit  folgender  Rangordnung: 

1)  die  4proc.  Prioritätsstammactien,  welchen  vorweg  47«  Dividende^ 

2)  „   4V«proc.  „  „       alsdann 4 V«®/«     „         (zuzuweisen, 

3)  „   5proc.  ,  „  „       5Vo       „         i 

4)  „  Stanmiactien ,  welche  hinter  allen  Prioritätsaotien  kommen  und,  falls 
das  Erträgniss  zureicht,  zunächst  4  ^/o  Dividende  erhalten  sollen.  Wäre  ein 
noch  höheres  Erträgniss  vorhanden,  so  würden  vom  Weiteren  die  4proc.  Prio- 
ritäts-  und  die  Stammactien  V>  7^  Dividende,  alsdann  dieselben  und  die  4 '/*proc. 
Prioritätsactien  ein  ferneres  V«  ^o  Dividende  und  wenn  hieduroh  das  Erträgniss 
noch  nicht  erschöpft  wäre,  sämmtliche  Actien  den  Rest  zu  gleichen  Theilen 
erhalten.  Würde  aber  das  Erträgniss  nicht  zureichen,  um  den  t^rioritätsactien 
ad  1,  2  und  3  die  festen  Zinsen  von  4,  V/2  und  5^»  auszahlen  zu  können,  so 
hat  die  Gesellschaft  zunächst  so  viele  neue  4  und  4^^sproc.  Prioritätsactien 
aaszugeben,  als  zur  Deckung  des  Rests  erforderlich  ist  und  als  im  betreffen- 
den Jahr  an  Prioritätsobligationen  amortisirt  worden  sind.  Ist  auch  dieses 
Hülfsmittel  nicht  hinreichend,  so  muss  den  4  und  4Vsproc.  Prioritätsactien  bis 
zur  Höhe  ihres  festen  Zinssatzes  das  Fehlende  in  den  folgenden  Jahren  aus 
dem  Ertrage  der  Stammactien  ersetzt  werden.  Die  nicht  convertirten  Obliga- 
tionen behalten  übrigens  ihre  Prioritätsrechte  gegenüber  allen  Acüen  ohne  alle 
Sohmälerung  bei;  durch  die  Convertirung  erhält  aber  der  Inhaber  Stimm-  und 
Wahlrecht  als  Actionär. 

Vertretung  der  Gesellschaft  mittelst  eines  Verwaltungsraths  von 
6  Mitgliedern  und  3  Stellvertretern.  Generalversammlung  im  3.  Quartal. 
10  Actien  geben  1  Stimme,  kein  Actionär  soll  über  10  Stimmen  führen. 

Obgleich  die  Bahn  gerades  Bindeglied  zwischen  der  Oberschlesischen  und 
der  Kaiser-Ferdinand-Nordbahn  ist,  hat  sie  doch  ihre  früher  grosse  Frequente 
eingebüsst  und  im  Augenblicke  geringe  Aussichten  auf  eine  entsprechende 
Rentabilität.  Die  Stammactien  zumal  sind  durch  die  mit  Priorität  versehenen 
Forderungen  viel  zu  sehr  belastet. 

9)  Aachen-Mastricllt.  Concession  vom  30.  Janr.  1856;  Eröffnung 
1853  und  (Strecke  Mastricht-Hasselt)  1856.  Anschlüsse:  in  Hasselt  an 
Hasselt -Landen,  welche  Bahn  die  GeseUschaft  gegen  Erstattung  von  50  ^/o 
ihres  Bruttoertrags  in  Pacht  genommen  hat.  Ferner  sind  ihr  die  Kohlengruben 
zu  Kirchrath  (Kerkradc)  vom  holländischen  Staate  gegen  Vergütung  des  jähr- 
lichen Reinertrages  über  60,000  fl.  bis  zu  5000  fl.  und  der  Hälfte  des  Rein- 
ertrages über  65,000  fl.  auf  99  Jahre  zur  Benützung  überlassen.  Die  Bahn 
ist  eingeleisig  und  liegt  theils  auf  preussischem ,  theils  auf  holländischem  Ge- 
biete. Ihre  Verhältnisse  sind  daher  ungleich.  Die  preussische  Strecke  imter- 
liegt  der  preussischen  Eisenbahngesetzgebung;  die  holländische  kann  vom  Staat 
nach  99  Jahren  gegen  Erstattung  der  Anlagekosteu  erworben  werden.  Auch 
zwei  verschiedene  Gesellschaften   bestehen:   eine   in  Aachen,   die   andere   in 
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MaBtricht ;  beide  haben  aber  gemeinBcfaaftUclie  G^sdififMihnim  nnd  Direetion» 
Letztere  besteht  ans  10  Mitgliedern,  wovon  5  in  Aachen,  5  in'  Mastridit. 
Keben  dieser  eine  Oontroleconunission  Ton  10  Mi^liedem  ans  beiden  Städten. 
Generalyer  Sammlung  abwechselnd  in  Aachen  undMastricht  öActien^sl, 
50  Actien  =  6  Stimm^i« 

Die  Bahn  lieferte  so  gmnge  Ergebnisse,  dass  nicht  einmal  die  fiUigen 
Prioritätszinsen  bezahlt  sind. 

10)  Berlin-Anhalt  Die  ursprüngliche  Strecke  Berlin-Cdthen  wurde  schon 
am  15.  Mai  1839  concessionirt  und  am  10.  Sept.  1841  eroffiiet  Diese  ist 
doppelgeleisig.  Die  Strecke  Jüterbogk-Roderau  ward  1848,  die  neuen  Linien 
Wittenberg-Halle  und  Dessau-Leipzig  wurden  1859  dem  Yerkehr  übergeben. 
Anschlüsse:  in  Cöthen  an  die  Magdeburg-Leipziger ,  in  Roderau  an  die 
Leipzig-Dresdener  Bahn.  Obgleich  Actien  Lit.  A.,  B.  und  C.  emittirt  sind,  so 
findet  doch  ein  Unterschied  zwischen  denselben  in  keinerlei  Richtung  statt, 
yielmehr  haben  alle  Actionäre  gleiche  Rechte.  Die  Prioritätsaetien  und  Obli- 
gationen gehen  auch  den  nach  ihnen  creirten  Actien  Lit.  0.  unbedingt  vor« 

Yerwaltungsorgane:  Yerwaltungsrath  aus  13  Actionären,  Direction  aus 
8  vom YerwaltungsraÜi  bestellten Directoren  bestehend.  Generalyersamm- 
lung  im  März  oder  April.     10  Actien  geben  1  Stimme. 

Die  Bahn  hat  immer  schöne  Resultate  erzielt  und  wird  es  auch  künftig 
thun  können,  obgleich  sie  sich  durch  ihre  neuen  Linien  selbst  Concnrrenz 
gemacht  (die  Strecke  Jüterbogk-Oöthen  ist  dadurch  Sackbahn  geworden)  und 
das  Anlagecapital  sehr  vermehrt  hat,  wodurch  die  Ertragsverhältnisse  sidi 
ändern  werden. 

11)  Berlin-Hambnrg.  Conoession  Tom  IT.Aug.  1845;  Eröffnung  der 
Hauptbiüfm  am  15. Dec.  1846.  Anschlüsse:  in  Wittenberge  an  die Magdeburg- 
Wittenberger,  in  Bergedorf  an  die  Bergedorf-Hamburger,  bei  Hagenow  an  die 
Mecklenburgische,  bei  Buchen  an  die  Lübeck-Büchener  Bahn.  Die  Gesellschaft 
hat  auch  den  Betrieb  der  Bergedorf-Hamburger  Bahn  gegen  4proc.  Yerzinsung 
des  AnlJEigecapitals  des  Hamburger  Bahnhofe,  und  ausserdem  gegen  Abgabe  Ton 
50^0  des  Bruttoertrags^er  Bahn  übernommen.  Yen  der  gesammten  eigenen  Bahn 
sind  20Vs Meilen  doppelgeleisig.  Yerhältniss  der  Gesellschaft  zu  den  Re- 
gierungen: die  preussische  Strecke  unterliegt  der  dortigen  allgemeinen  Eisen- 
bahngesetzgebung. Der  Hamburger  Senat  und  die  Mecklenburg-Schweriner  Re- 
gierung haben  sich  je  mit  1 V«  Mill.  Thlr.  am  Unternehmen  betheiligt  (Actien 
Lit.  B.),  und  zwar  unter  folgenden  Bestimmungen :  Yom  Reinertrage  der  Bahn 
wird  zuerst  den  Actien  Lit.  A.  (Privatactien)  eine  Dividende  von  4\2 7o,  den  Actien 
Lit  B.  von  3V>Vo  zugetheilt.  Uebersteigt  der  Reinertrag  dieses  Dividenden- 
erfordemiss,  so  wird  zunächst  eine  Quote  zum  Reservefonds  zurückgelegt,  bis 
derselbe  1,400,000  Thk.  erreicht  hat.  Der  alsdann  noch  verbleibende  Rest 
wird  zu  Vs  den  Actien  Lit.  A.  als  Dividendenzuwachs  zugeschieden,  zu  V«  aber 
dergestalt  verwendet,  dass  zuvörderst  den  Actien  Lit.  B.  das  nachgezahlt  wird, 
was  sie  in  früheren  Jahren  etwa  weniger  als  3V>7o  empfangen  haben,  dass 
ihnen  femer  fürs  laufende  Jahr  soviel  zugelegt  wird,  um  ihre  Dividende  auf 
4V«Vo  zn  bringen  und  dass  alles  Uebrige  zur  Amortisation  von  Actien  LiiB. 
dient.  Die  Regierungen  können  ihre  Actien  veräussem,  auch  je  ein  Mitglied 
zur  Direction  ernennen.  Gesellschaftsorgane:  Ausschuss  von  30  Mitglie- 
dern, wovon  12  in  Preussen,  12  in  Hamburg  und  6  in  Mecklenburg-Schwerin 
wohnen  müssen;  Direction  aus  3 — 5  vom  Ausschuss  zu  wählenden  und  aus  2 
von  den  gedachten  Regierungen  ernannten  Mitgliedern.  Generalversamm- 
lung im  Mai.  5  Actien  geben  1  Stimme;  doch  haben  die  betheiligten  beiden 
Regierungen  nur  auf  je  10  Actien  1  Stimme. 

Die  Bahn  ist  gut  situirt  und  hat  eine  gesunde  Ghrundlage.  Die  ZoUgrenzen 
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ttnd  ihr  zwar  hinderlich,  indessen  hat  m  stets  sebdne  BrtrSgnisse  abgewcfffen 
und  ist  in  diesen  stahil  geblieben. 

12)  Berlin-Potsdam-Kagdeburg;.  Die  Gesellschaft  ist  znsammengesetit 
«OS  den  frOher  bestandenen  beiden  Oompagnien:  Beriin-Poisdam  nnd  Potsdam- 
Magdeburg,  welche  sidb  1845  yereinigten.  Die  Linie  BerUh-Potsdam  ward 
4W^on  am  29.  Octbr.  1838,  die  Strecke  Potsdam-Magdeburg  am  19.  Aug.  1844 
eroffioet.  Yerbin düngen  mit  allen  in  Berlin  und  Magdeburg  einmündenden 
Bahnen.  Die  ganze  Bahn  ist  zweigeleisig.  Ihre  Yerhftltnisse  sind  einfach 
und  geordnet.  Unter  den  älteren  und  neueren  Actien  besteht  kein  Unterschied. 
Gesellschaftsorgane:  Ausschussyon  28  und  Direction  Ton  8  ordentlichen 
and  3  stellyertretenden  Mitgliedern.  Generalrersammlung  im  Mai.  10 
Actien  geben  1  Stimme. 

Vor  12  Jahren  war  das  Unternehmen  in  fast  bankerottem  Zustande,  wäh- 
rend es  nunmehr  zu  den  gesichertsten  Eisenbahnuntemehmen  gehört 

13)  Berlin-Stettin.  Concession  Tom  12.  Octbr.  1840  ftir  due Hauptbahn, 
Tom  26.  Janr.  1844  für  die  Zweigbahn  Stettin-Stai^ard ,  vom  18.  Aug.  1856 
fttr  die  hinterpommerische  Bahn  ^targard-Oöslm),  Yom  21.  Juni  1861  för  die 
neue  Torpommemsohe  Bahn  (Augermünde-Stralsund).  Eröffnung:  Haupt- 
bahn am  15.  Aug.  1843,  Stettin-Stargard  am  29.  Aprü  1846,  Stargard-Oöslin 
1859.  Verbindungen:  bei  Stargml  mit  der  Stargard-Posener ,  in  Berlin 
mit  den  dort  mündenden  Bahnen«  Eingeleisig.  Yerhältniss  zum  Staate: 
Hinsichtlidi  der  Hauptbahn  und  der  Zweigbahn  Stettin-Stargard  gelten  die 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestinmiungen  fOr  Priyatbahnen.  hi  Bezug  auf  die 
hinterpommemsche  und  auf  die  Torpommemsche  Bahn  ist  aber  Folgendes  fest- 
gestellt: der  Staat  garantirt  aus  dem  Anlagecapital  der  hinterpommern- 
achen  Bahn  (Prioritäten  E.  und  IQ.  Emission)  unbedingt  3.V>V<>  Zinsen. 
Wirft  sie  weniger  als  4  ^/o  ab ,  so  hat  am  Fehlenden  demgemäss  der  Staat 
den  Betreff  bis  zu  3Vt  V^»  das  weitere  */>  7^  aber  die  Gesellschaft  aus  dem 
Ertrag  der  Hauptbahn  zuzuschiessen ,  damit  £e  Prioritätsgläubiger  f5r  ihre 
Zinsansprüche  befriedigt  werden  können.  Erträgt  die  Bahn  aber  mehr  als 
4  7«)  so  müssen  aus  dem  Ueberschusse  zunächst  dfe  Zuschüsse  des  Staats 
zurückrergütet  werden.  Alsdann  wird  V>  V^  zar  Amortisation  der  Prioritäten 
Ycrw^det  (kommt  ein  solcher  Ueberschuss  nicht  heraus,  so  ruht  die  Amorti- 
sation), das  zweite  V*  V^  erhält  die  Cfeeellschaft  und  der  dann  noch  Tcrblei- 
bende  Ueberrest  wird  zwischen  dieser  und  dem  Staate  je  hälftig  getheilt  Ist^ 
das  ganze  Anlagecapital  getUgt,  so  theilen  sich  Gesellschaft  und  Begierung* 

fleich  in  den  Bahnerkag.  Für  das  Anlagecapital  der  Torpommer sehen 
(ahn  (Prioritäten  lY.  Emission)  hat  der  Staat  Zinsgarantie  bis  zu  4V>  ^/^ 
geleistet  Im  Uebrigen  sind  die  an  diese  Vergünstigung  geknüpften  Bedingun- 
gen ähnliche,  wie  rar  die  hinterpommemsche  Blüm.  Der  4Vs>  übersteigende 
Reinertrag  wird  dergestalt  yertheilt,  dass  das  erste  Va  V<>  zur  Amortisation  der 
Prioritäten  Tcrwendet  wird.  Ergibt  der  Betrieb  eine  solche  Amortisationsquote 
nicht,  so  ist  sie  Yon  der  Gesellschaft  yorsdiussweise  in  dem  Falle  und  in  so- 
weit zu  ergänzen,  als  die  Actien  der  Hauptbahn  zuYor  mindestens  6  Vo  Diri- 
dende  emp&ngen  haben.  Ist  letzteres  nicht  der  FaU,  so  ruht  die  Amortisa- 
tion. Ein  weiterer  Ertrags-Ueberschuss  dient  zunächst  zur  Rückerstattung  der 
Staats-,  dann  der  Gesellschaftszuschüsse  und  ein  nach  Leistung  dieser  noch 
Ycrbleibender  Best  wird  zwischen  G^ellschaft  und  Staat  ebenso  zu  gleichen 
Theilen  yertheilt,  wie  das  yoUe  Bahnertrtoiiss  nach  erfdg^ter  Amortisation 
des  ganzen  Anlagecapitals.  Die  Gesellschaft  kann  endlidi  die  hinterpommer- 
ache  Bahn,  wenn  sie  sie  nicht  selbst  betreiben  will,  in  Verwaltung  und  Be- 
trieb des  Staats  geben,  jedoch  untm  Fortdauer  ihrer  Yerpflidrtangen.  Aaderer- 
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•eits  kann  der  Staat  beide  Bahnen  in  eigene  Yerwaltong  nelimen,  wenn  er 
nach  UmflnBs  des  dritten  Betriebsjahres  die  ganze  Yerzinsung  der  Anlage* 
eapitalien,  oder  5  Jahre  nach  emander  irgend  einen  Znschuss  leisten  müsste. 

Gesellsehaftsorgane:  Yerwaltnngsrath  aus  15,  Directoriom  aus  7  Mit- 
gliedern. GeneraWersammlung  Ende  Mai.  5  — 14  Actien  =  1  Stimme^ 
15—24  ==  2,  25—39  =  3,  40—59=4,  60—89  =  5,  90—119  =  6,  120—159 
«=  7,  160—199  =»  8,  200  nnd  mehr  =  10  Stimmen. 

Die  Ihrtragsrerhftltoisse  der  Bahn  werden  sich  durch  die  neuen  Engagements 
ändern.  Immerhin  bleibt  aber  ein  tüchtiger  Stamm  und  das  ganze  Unternehmen 
dürfte  eine  Zukunft  haben. 

14)  Breslau-Sehweidnitz-Freiborg.  Concession:  der  Hauptlinie  vom 
10.  Febr.  1843,  der  Zweigbahn  ins  Waldenburger  Kohlenrevier  vom  8.  Mai 
1851,  der  Strecke  von  Eönigszelt  nach  Liegnitz  vom  19.  August  1854,  von 
Reichenbach  nach  Frankenstein  vom  9.  Juli  1856.  Eröffnung:  Breslau- 
Schweidnitz  29.  Juli  1848,  Schweidnitz-Freiburg  20.  Juli  1844,  neuere  Ver- 
engerungen nach  und  nach  bis  1.  Nov.  1858.  Verbindung  in  Liegnitz  mit 
der  Niederschlesisch-Märkischen  (Staats-)  Bahn.  Eingeleisig.  Organe:  Direo- 
torium  von  5  Mitgliedern  und  3  Stellvertretern,  Ausschuss  von  9  Mitgliedern. 
Beide  Organe  bilden  miteinander  den  Verwaltungsrath.  Generalversammlung 
spätestens  Mai.  S  Actien  geben  1  Stimme,  10  =  2,  20  =  3,  40  =  4,  70  = 
5,  110  =  6,  160  ==  7,  220  =  8,  290  =  9,  370  und  mehr  =  10  Stimmen. 

Im  Uebrigen  geben  die  Verhältnisse  der  Bahn,  welche  durchaus  normale 
sind,  zu  keinen  Bemerkungen  Anlass.  Die  Mheren  hohen  Dividenden  sind 
zum  Theil  Folge  davon,  dass  damals  keine  Rücklagen  zum  Emeuerungsfonds 
statthatten. 

15)  Cöln-Hinden.  Concession:  a)  der  Hauptbahn  vom  18.  December 
1843;  b)  der  Oberhauser-Amheimer  Bahn  vom  27.  Decbr.  1852;  c)  derDeutz- 
Giessener  Bahn  vom  22.  Juni  1854.  Eröffnung:  Deutz-Düsseldorf  20.  Decbr. 
1845,  Düsseldorf-Duisburg  9.  Febr.  1846,  Duisburg-Hamm  15.  Mai  1847,  Ober- 
hausen-Ruhrort 14.  Octbr.  1848,  Emmerich-Lobberich  12.  Febr.  1856,  Ober- 
hausen-Duislaken  1.  Jifli  1856,  Oberhausen-Emmerich  15.  Octbr.  1856,  Deutz- 
Hennef  1.  Janr.  1859  etß,  Anschlüsse:  an  die  Düsseldorf-Elberfelder, 
Bergisch-Märldsche,  Westohälische  Staats-,  Hannoversche  West-,  Holländische, 
Ruhrort-Crefelder,  und  Hessische  Bahn.  —  Zweigeleisig.  —  Verhältniss 
zum  Staat,  ad  a)  Hauptbahn:  Der  Staat  hat  aus  dem  gesammten  Actien- 
capitale  3V*V<>  Zinsen  «garantirt,  auch  den  7.  Theil  desselben  übemonmien, 
chifür  aber  sich  namhafte  Rechte  reservirt.  Zunächst  fällt  ihm  vom  Reinertrag 
über  5  7o  der  3.  Theil  zu.  Sodann  hat  er  das  Recht,  die  Actien  zum  Nenn- 
werthe  nach  und  nach  einzulösen  und  so  die  Bahn  zu  erwerben.  Hiezu  kön- 
nen verwendet  werden:  die  Zinsen  und  Dividenden  aus  den  Staatsactien,  so- 
wie die  Zinsen  und  Dividenden  der  vom  Staate  eingelösten  Actien  bis  zur 
Höhe  von  1  V^  des  Actiencapitals.  Die  Einlösung  sollte  selbst  dann  stattfinden, 
wenn  die  Bahn  weniger  als  37«  7«  ertrüge.  Indessen  ist  sie  vom  1.  Januar 
1855  an  auf  15  Jahre  sistirt  worden,  nachdem  der  Staat  bis  dahin  3346  Ac- 
tien an  sich  gebracht  hatte.  —  Zu  b)  Oberhauser-Arnheimer  Bahn. 
Diese  ist  gebaut  worden  mit  den  4  und  4V»proc.  Prioritätsobligationen  HI. 
Emission  Lit.  A.  und  B.  (zus.  67^  Mill.).  Der  Staat  garantirt  denselben  einen 
Zinsertrag  von  37«  7»  bedingt,  nämlich  in  so  weit  der  ihm  zufallende  3.  Theil 
des  Reinertrags  der  Hauptbahn  über  5  7o  und  die  über  87«  ^^o  aufkommenden 
Dividenden  der  Staatsactien  zureichen.  Um  diese  Garantie  wirksamer  zu 
machen,  hat  sich  der  Staat  femer  verpflichtet,  die  ebengenannten  Mittel  von 
1850  an  in  so  lange  als  Ganmtiefonds  anzusammeln,  bis  die  Oberhausen- Am- 
heimer  Bahn  5  Jahre  nach  einander  einen  Reinertrag  von  mindestens  3Vt  V^ 
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erreicht  haben  wird.  Tritt  dieser  Fall  ein,  so  kann  der  Garantiefonds  bis  auf 
100,000  Thlr.  erm&ssigt  werden.  Im  üebrigen  kann  der  Staat  die  Bahn  jeder 
Zeit  gegen  Erstattung  des  Anlagecapitals  erwerben.—  Zu  c)  Cöln-Giesse- 
ner  Bahn  und  Rheinbrücke.  DieMittel  zu  deren  Herstellung  smd  durch 
die  Prioritätsobligationen  lY.  Emission  (20  MilL  Thlr.)  aufgebracht  worden» 
Auch  fUr  diese  hat  der  Staat  bedingte  Garantie  übernommen,  derart  nämlich^ 
dass,  wenn  Bahn  und  Brücke  die  Mittel  zur  Verzinsung  der  Obligationen  nicht 
gewähren  sollten,  die  Gesellschaft  V«  V«,  der  Staat  aber  das  Weitere  ans  den 
zu  b)  bezeichneten  Garantiemitteln,  in  so  weit  sie  nicht  schon  Ton  der  Ober- 
hausen-Amheimer  Bahn  in  Anspruch  genommen  sind,  und  ausserdem  mit  einem 
jährl.  Zuschüsse  aus  den  SYt^o  Zinsen  der  Staatsactien  k  50,000  Thlr.,  deckt. 
Zu  besserer  Gewähr  sammelt  der  Staat  auch  hier  einen  Garantiefonds  aus 
den  nicht  absorbirten  Garantiemitteln  an.  Die  Garantie  hört  aber  auf,  sobald 
Bahn  und  Brücke,  oder  die  erstere  aUein  nach  erfolgter  gänzlicher  Tilgung 
des  Baucapitals  der  Brücke,  während  5  auf  einander  folgender  Jahre  einen 
so  hohen  Reinertrag,  gewährt  haben,  dass  die  Gesellschaft  in  keinem  Jahre 
mehr  als  V*  V^  hat  zuschiessen  müssen.  Alsdann  kann  der  Staat  den  ange- 
sammelten Garantiefonds  bis  auf  einen  eisernen  Bestand  Ton  300,000  Thlr. 
yerwenden.  Sowohl  die  Bahn  als  die  Brücke  kann  er  jeder  Zeit  gegen  Er- 
stattung des  Anlagecapitals  übernehmen.  Reicht  das  Torläufig  auf  20  MiU» 
festgestellte  Anlagecapital  nicht  aus,  so  werden  bis  zum  Belaufe  des  Fehlen* 
den  weitere  Prioritätsobligationen  lY.  Emission,  Lit.  B.,  ausgegeben. 

Die  Tilgung  der  Prioritäten  IH.  und  IV.  Emission  geschieht  der- 
gestalt, dass  der  Reinertrag  der  Bahnen  b.  und  c  über  4  7^  his  zum  Betrage 
eines  V^  7^  nebst  den  Zinsen  aus  den  amortisirten  Obligationen  dazu  yerwen- 
det  wird.  Denjenigen  Theil  der  Obligationen  IV.  Emission,  welcher  das  Bau- 
capital  der  Rheinbrücke  gebildet  hat,  hat  aber  der  Staat  zu  tilgen  und  er 
kann  hiezu  alle  ihm  aus  dem  Cöln-Mindener  Eisenbahnuntemehmen  zufliessen- 
den  Einnahmen,  sofom  sie  nicht  durch  die  oben  bezeichneten  Garantien  be- 
ansprucht werden,  einschliesslich  seiner  Bezüge  als  Acflonär,  sowie  beliebige 
Zuschüsse  aus  andern  Fonds  bestimmen. 

Gesellschaftsorgane:  Administrationsrath  aus  8,  Direction  aus  7  Mit- 
gliedern. Eines  der  letzteren  ernennt  der  Staat.  Generalyersammlung 
im  2.  Quartal.  5  Actien  geben  1  Stimme;  von  51 — 500  Aotien  kommt  je  auf 
10  eine  Stimme.  Der  Staat  führt  V^  ^Uei^  Stimmen;  nach  15,  25,  35,  40 
Jahren  stehen  ihm  resp.  zu:  V«,  V»)  V«  und  V^  sämmtlicher  Stimmen. 

Die  Hauptbahn  ist  ebenso  wichtig  als  frequente  Local-,  wie  als  interna- 
tionale Strasse.    Eine  Last  für  sie  werden  aber  die  neuen  Strecken  werden. 

16)  Magdeburg-Halberstadt.  Concession  vom  14.  Janr.  1842.  Er- 
öffnung am  15.  Juli  1843.  Anschlüsse:  an  die  Magdeburg-Leipziger  und 
herzogl.  Braunschweigsche  Bahn.  Hauptbahn  zweigeleisig.  In  den  ersten 
5V<  Jahren  war  sie  im  Betrieb  der  Magdeburg-Leipziger,  seit  1.  Janr.  1849 
der  Berlin-Potsdam-Magdeburger  Gesellschaft,  welcne  45  Vo  der  Bruttoeinnah- 
men für  sich  bezieht.  Gesellschaftsoreane:  Ausschuss  yon  15,  Direo- 
tion  yon  3  ordentl.  und  3  stellyertretendenMitgliedem.  Generalversammlung 
im  2.  Quartal  zu  Aschersleben.  5^9  Actien  geben  1  Stimme,  10—24  =  2^ 
25—49  =  3,  50—99  =  4,  100—249  =  5,  250—499  =  10,  500  und  mehr 
Actien  ~  20  Stimmen.  Den  Stadtgemeinden  Magdeburg,  Halberstadt  und 
Braunschweig  stehen,  so  lange  sie  sich  im  Besitze  von  mindestens  1000  Actien* 
befinden,  einer  jeden  50  Stimmen  zu.  Im  Üebrigen  ist  über  die  ganz  nor* 
malen  Verhältnisse  der  Bahn  nichts  zu  bemerken. 

Sie  ist  bis  jetzt  die  rentabelste  preussische  Bahn  gewesen  und  bildet  ein 
Ifittelglied  der  grossen  Schienenstrasse  von  Ost  nach  West. 
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17)  Magdeburg-Leipzig.  Concessionirt  schon  am  13.  Noybr.  1837, 
wurde  die  Hauptbahn  am  18.  Aug.  1840  eröffnet.  Die  Zweigbahn  ward 
1856  concessionirt  und  1858  dem  verkehr  übergeben.  Verbindungen  mit 
der  Bemburger,  Berlin-Anhalter  und  der  Thüringischen  Bahn.  Hauptbahn 
doppelgeleisig.  Die  Ausgabe  Ton  weiteren  1,100,000  Tbk*.  Actien  ist  yorbe- 
halten.  Gesellschaftsorgane:  Ausschuss  Ton  24  Actionären  mitl2Stell- 
yertretem,  Directorium  von  6  Mitgliedern.  GeneraWersammlung  im  IL 
Quartal.  Stimmverhältniss  wie  bei  Magdeburg-Halberstadt,  nur  mit  der 
Beschränkung,  dass  jeder  Actienbesitz  über  100  Stück  nur  5  Stimmen  gibt 
Besondere  Verhältnisse  walten  auch  bei  dieser  Gesellschaft  nicht  ob. 

Die  Bahn  hat  grosse  Dividenden  gegeben;  es  droht  ihr  aber  eine  gefahr- 
liche Concurrenz  in  einer  längst  projectirten  zweiten  Verbindungsbahn  zwischen 
Magdeburg  und  Leipzig  überZerbst  und  Rosslau;  auch  hat  sie  an  Durchgangs- 
Terkehr  viel  eingebüsst.  Doch  gehört  das  Unternehmen  immer  noch  zu  den 
rentabelsten  Eisenbahnen. 

18)  Magdebnrg-Wittenberge.  Concession  vom  31.  Janr.  1847;  Er- 
öffnung 1.  Nov.  1851.  AnschlusB  an  die  Berlin-Hamburger  Bahn.  Ein- 
geleisig.  Von  den  ausgegebenen  Actien  sind  nicht  weniger  lüs  4105  8tück 
präcludirt  worden.  Es  beträgt  daher  das  eingezahlte  Actiencapital  nur 
4,267,2^0  Thbr.  Gesellschaftsorgane:  Ausschuss  von  18  und  Direction 
Ton  3  Miigliedem.  Generalversammlung  imJuni.  Stimmrecht:  3 — 9 
Actien  geben.  1  Stimme,  10 — 19  =  2  Stimmen,  je  10  mehr  eine  Stinmie  wei- 
ter. Uebrige  Verhältnisse  normal  Die  Bahn  hat  aber  geringe  Aussichten 
auf  Rentabilität,  da  ihr  die  ElbschiflGfahrt  und  die  Hamburg-Harburger  Bahn 
erfolgreiche  Concurrenz  machen. 

19)  Neisse-Brieg.  Concession  yom  13.  März  1846,  Eröffnung  Ende 
1848,  Anschluss  an  die  Oberschlesische  Bahn,  von  welcher  sie  eine  Zweig- 
bahn bildet  und  früher  verwaltet  wurde.  Eingeleisig.  Organe:  Ausschuss 
aus  5  Mitgliedern  mit  5  Stellvertretern,  Direction  aus  6  actiyen  und  6  stell- 
yertretenden  Directorea.  Generalversammlung  zu  Anfang  des  2.  Quar- 
tals in  Breslau  oder  Neisse.  Stimmrecht:  auf  10  Actien  je  1  Stimme  bis 
zum  Maximum  yon  10  Stimmen.  Keine  besonderen  Verhältnisse.  Die  Bahn 
ist  sehr  billig,  yerspricht  aber  als  untergeordnete  Localbahn  gleichwohl  nur 
gerinffe  Rentabilität. 

20)  Niederschlesische  Zweigbahn.  Concessionirt  am  8.  Novbr.  1844, 
eröffnet  am  1.  Oetbr.  1846.  Verbindungen  mit  der  Niederschlesisch- 
Märkischen  (Staats-)  und  der  Breslau-Posener  Bahn.  Eingeleisig.  Verhält- 
niss  zum  Staat  wie  alle  preuss.  Privatbahnen,  bei  welchen  die  Regierung 
nicht  als  Actionär  oder  mit  Zinsengewähr  betheiligt  ist.  Gesellschafts- 
organe: Ausschuss  yon  9.  Direction  von  4  Mitgliederp,  worunter  ein  tech- 
nischer Director,  und  2  Stellvertretern.  Generalversammlung  EndeMaL 
10  Actien  geben  1  Stimme,  20  =  2,  100  =  3,  150  =  4,  200  =  5,  250  =6, 
300  «  7,  350  =  8,  400  =  9,  500  =  10  Stimmen  (Maximum). 

Aussichten  auf  entsprechende  Rentabilität  bietet  das  Unternehmen  nicht. 

21)  Oppeln-TamowitZ  —  ein  Unternehmen  neueren  Datums  —  conces- 
sionirt am  1.  Dez.  1856,  eröffnet  im  Januar  1858,  mündet  bei  Oppeln  in 
die  Oberschlesische  Bahn  und  ist  nichts  anders  als  eine  Zweigbahn  derselben. 
Ob  sie  bessere  Ergebnisse  gewähren  wird,  als  die  übrigen  Oberschlesischen 
Bergwerksbahnen,  bleibt  abzuwarten.  Organe  der  Gesellschaft  sind  der 
aus  5  Mitgliedern  bestehende  Ausschuss  und  die  viergliederige  Direction. 
Generalversammlung  im  Mai.  Stimmrecht:  von  10— 100 Actien  geben 
je  10,  von  100—1000  Actien  je  20  eine  Stimme. 

22)  Rheinische  Bahnen.    Sie  umfassen  jetzt  die  Eisenbahnuntemehmungen 
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dreier  OeseÜBehaften:  der  Rbeini sehen,  eonoessionirt  am  21.  Aug.  1837, 
der  Bonn-Cölner,  eoncessionirt  am  11.  Febr.  1841,  mit  der  ersterexi  yer- 
einigt  1856,  imd  der  Coln-Grefelder,  concesBionirt  am  22.  Angust  1853, 
foflionirt  am  1.  JnH  1860.  Eröffnet  wurde  die  alte  jetzt  zweigeleisige  Haupt- 
bahn Göln-Herbesthal  am  15.  Octbr.  1843,  die  Linie  Bonn-Cöhi-Coblenz-Bin- 
gen  ihrer  ganzen  Ausdehnung  nach  im  Decbr.  1859,  die  Göln-Crefelder  Bahn 
am  26.  Janr.  1857.  Anschlüsse  bestehen  mit  den  belgischen  Staatsbahnen 
Qu  Herbesthal),  mit  der  Bhein-Il^ahe-  und  der  hessischen  Ludwigsbahn.  In 
Aussieht  ist  der  Bau  weiterer  Linien  und  zwar  einer  Bahn  Ton  Crefeld  nach 
Nymwegen  zum  Anschlüsse  an  die  hoU&ndischen  Bahnen,  der  sog.  Eifelbahn 
Yon  Düren  nach  Sehleiden  und  einer  Anschlussbahn  an  die  nassauischen  Staats- 
bahnen yon  Ehrenbreitstein  nach  Oberlahnstein.  Die  Gesellschaft  ist  zur  Aus- 
führung dieser  Linien  yerpflichtet.  Für  das  (übrigens  noch  nicht  emittirte) 
Anlagecapital  der  letzteren  Strecke  haben  die  Regierungen  tou  Preussen  und 
Nassau  4  7®  Zinsgarantie  übernommen.  Femer  ist  die  Gesellschaft  zur  Er- 
bauung einer  festen  Rheinbrücke  bei  Goblenz  in  dem  Falle  verpflichtet,  wenn 
die  Gesammtbahn  in  einem  Jahre  einen  Reinertrag  yon  5V>7<>  abwerfen  wird. 
Die  Brücke  wird  übrigens  schon  vor  Eintritt  dieser  Voraussetzung  ausgeführt 
werden,  nachdem  der  Staat  für  das  auf  SVa  Hill.  Thlr.  berechnete  Baucapital 
Zinsgarantie  bis  auf  die  Höhe  von  4V>^/o  für  den  Fall  übernommen  hat,  dass 
die  Gesellschaft  den  Brückenbau  unternehme,  bevor  ihre  Verpflichtung  dazu 
eintrete.   Die  Zinsgarantie  dauert  übrigens  Hur  bis  zu  eben  diesem  Zeitpancte. 

Durch  die  Verschmelzung  verschiedener  Unternehmungen  sind  die  Verhält- 
nisse der  Actionäre  unter  sich  complicirte  geworden.  Es  gilt  diessfalls  Fol- 
gendes: a)  die  Stammactien  aller  Serien  haben  gleiche  Rechte,  mit  Ausnahme 
der  Bonn-Cölner,  welchen  für  immer  eine  feste  Dividende  von  5V«  7»  zuge- 
sichert ist.  b)  die  creirten  Priori täts- Stammactien  erhalten  eine  feste  Divi- 
dende von  4  7o*  Ertragt  die  Bahn  mehr  als  4  Vo ,  so  nehmen  sie  an  dem 
üeberschusse  mit  allen  Stammactien  Theil,  nachdem  den  letzteren  zuvor  eben- 
falls 4  7o  Dividende  zugeschieden  worden.  Da  den  Prioritätsactien  kein  Stimm- 
recht zukommt,  ihren  Lihabern  aber  gestattet  war,  sie  gegen  Stammactien 
umzutauschen,  so  hat  eine  Anzahl  von  Actionären  von  letzterem  Recht  Ge- 
brauch gemacht  Von  den  creirten  IV«  Mill.  Prioritätsactien  sind  daher  jetzt 
nur  noch  992,750  Thlr.  in  Umlauf,  c)  die  Actionäre  der  zuletzt  einverleibten 
Cöln-Orefelder  Bahn  erhielten,  wenn. sie  sich  nicht  durch  haare  ISahlung  von 
25V»  Thlr.  pr.  Actio  auslösen  liessen,  für  2V«  Stück  ihrer  Actien  (ä  100  Thb.) 
eine  Actio  der  Rheinischen  Bahn  (k  250  Thlr.)  und  nahmen  mit  letzterer  an 
den  Dividenden  des  ganzen  Unternehmens  Theil. 

Den  Lihabem  der  Prioritätsobligationen  der  einverleibten  Bahnen  sind  alle 
ihre  Rechte  vorbehalten;  ausserdem  haben  sie  die  Rheinische  Gesellschaft  als 
ihre  Principalschuldnerin  erhalten  und  können  sich  im  Vorrang  vor  allen 
Actien,  dagegen  aber  den  vorher  emittirten  Rheinischen  Prioritätsobligationen 
nachgehend,  an  das  gesammte  Vermögen  derselben  halten.  Die  Rheinischen 
Prioritäten  U.  Emission  von  1843  gemessen  8V>  V^  Staatsgarantie. 

Gesellschafts  Organe:  Administrationsrath  von  24  Mitgliedern  nebst  9 
Stellvertretern ,  Direction  von  6  activen  und  6  stellvertretenden  Directoren. 
Generalversammlung  im  Mai.  Stimmrecht:  von  4—40  Actien  kommt 
auf  je  4,  von  mehr  als  40  Actien  auf  je  8  Actien  eine  Stimme. 

Obgleich  die  Hauptbahn  zu  den  bestsituirten  und  frequentesten  Sehienen- 
strassen  gehört,  und  auch  die  neue  Strecke  Cöln-Bingen  als  Bindeglied  mit 
dem  Süden  und  Südosten  ihre  Zukunft  haben  muss,  lässt  sich  doch  ein  siche- 
res Urtheil  über  das  ganze  unternehmen  noch  kaum  aussprechen,  weil  noch 
zu  Vieles  unvollendet  ist. 
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23)  Ihüringisehe  Bahn.  Concession  toh  den  3  betheOigton  B^^nm- 
genPreuasen,  Sachsen- Weimar  und  Sachsen-Gotha  im  Jahr  1844.  Eröffnung: 
Hauptbahn  24.  Juni  1847,  Corbetha-Leipzig  22.  März  1856,  Weissenfels-Qera 
im  Frühjahr  1859.  Verbindungen  mit  der  churheesischen  Nord-,  mit  der 
Werrabahn  und  mit  den  in  Leipzig  einmündenden  Bahnen.  YerhältnisB  zu 
den  betheiligten  Staaten:  Diese  haben  den  4.  Theil  des  Actiencapitala 
pro  rata  mit  der  Einräumung  übernommen*,  dass  sie  gegenüber  den  Privat- 
actien  soweit  nachstehen  wollen,  bis  die  letzteren  3  7o  Dividende  erhalten 
haben.  Die  Vergünstigung  der  Privatactien'  bort  aber  nach  Ablauf  \on  30 
Jahren  unter  allen  Umständen,  nach  Ablauf  der  ersten  10  Betriebsjahre  aber 
alsdann  auf,  wenn  in  5  aufeinander  folgenden  Jahren  eine  Dividende  von 
mindestens  4  V^  aufkommt.  Gesellschafts organe:  Verwaltungsrath  von 
12,  Direction  von  7  Mitgliedern.  Von  letzteren  ernennt  jede  betheiligte  Re- 
gierung einen  Director.  Generalversammlung  im  2.  Quartal.  Stimm- 
recht: 5 — 10  Actien  geben  1  Stimme;  von  mehr  als  10  geben  je  10  Actien 
1  Stimme  bis  zum  Maximum  von  10  Stimmen« 

Die  Bahn  hat  in  ihrer  Hauptlinie  mit  grossem  Localverkehr  eine  gesunde 
Unterlage.  Ihre  Bedeutung  wird  übrigens  namentlich  hervortreten,  wenn  die 
projectirte  Bebra-Fulda-Hanau-Frankforter  Bahn  verwirklicht  wird. 

In  Absicht  auf  die  Prioritätsobligationen  aller  preussischen  Bahn^i 
haben  wir  noch  die  Bemerkung  beizufügen,  dass  sich  ihr  Bangverhältniss 
folgendermassen  bestimmt:  Alle  gehen  den  Actien  unbedingt  vor,  mögen  letz- 
tere vor  oder  nach  den  Prioritäten  oder  für  diese  oder  jene  Linie  creirt  wor- 
den sein.  Unter  sich  selbst  haben  die  PrioritätsobligatioDcn  ein  und  derselben 
Bahn  oder  Bahnstrecke  Vorrecht  nach  der  Zeit  ihrer  Creatiun,  so  dass  immer 
die  älteren  den  neueren  vorgehen.  Sie  sind  aber  stets  auf  bestimmte  Bahn- 
objecte  radicirt.  Da,  wo  also  eine  Gesellschaft  mehrere,  je  für  sich  ein  Gan- 
zes ausmachende  Linien  besitzt,  oder  wo  die  Prioritäten  das  Anlagecapital  für 
bestimmte  Bahnstrecken  bilden,  haften  die  betreffenden  Obligationen  m  erster 
Linie  und  nach  dem  VoiTange  der  Zeit  nur  auf  jenen  Linien  und  Strecken. 
Zwischen  ihnen  und  den  Obligationen  der  andern  Babnobjecte  derselben  Ge- 
sellschaft besteht  keinerlei  Concurrenz  oder  Priorität,  wohl  aber  können  sich 
alle  Prioritätsgläubiger,  wenn  die  ihnen  quasi  verpfändete  Bahn-Abtheilung 
SU  ihrer  Befriedigung  nicht  ausreichte,  an  das  allgemeine  Vermögen  der  Ge- 
seUschaft  halten.  Um  in  dieser  Richtung  die  nöthigen  Andeutungen  zu  geben, 
haben  wir  in  unserer  Tafel  die  Objecto  immer  b^eichnet ,  auf  welchen  die 
einzelnen  Obligationen  zunächst  haften.  Ausserdem  kommt  zu  bemerken,  dass 
es  den  preuss.  Eisenbahngesellschaften  in  so  lange,  bis  ihre  Prioritätsanlehen 
Tollständig  getilgt  sein  werden,  gesetzlich  untersagt  ist,  Theile  der  Bahn  zu 
veräussem. 

§.  186. 
Zweite  Gruppe.   Oesterreichische  Privatbahnen. 

Ueber  die  geschichtliche  Entwick^lung  des  österreichischen  Eisenbahnwesens 
haben  wir  aus  Anlass  der  Besprechung  der  ,,Staatsgarantien^  die  erforder- 
lichen Andeutungen  gegeben.  (Oben  S.  82  ff.)  Auch  ist  dort  des  österreichi- 
schen Eisenbahngesetzes  vom  14.  Septbr.  1854  Erwähnung  geschehen.  Hier 
ist  übrigens  der  Ort,  dessen  Hauptbestimmungen  näher  ins  Auge  zu  fassen. 
Sie  besagen  im  Wesentlichen: 

1)  Zur  Anlage  einer  Eisenbahn,  welche  bestimmt  ist,  als  öffentliches  Trans- 
portmittel  für   Personen   und   Sachen   zu   dienen,   oder   wodurch  eine 
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LanditrMee  in  eise  Bisdnbalm  mngewuidelt  weirden  soll,  ist  die  bäBon-^ 
dere  Bewilligung  von  Seite  der  8taatsTerwaltiiiig  (Ooncesdon)  erforderbck. ' 

2)  Die  ConeeBflion  wird  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  ertheilt.  Diese  kann 
die  Dauer  von  90  Jahren  nicht  üb^rsdireiten,  wohl  aber  nach  Maass- 
gabe der  obwaltenden  Verhältnisse  auf  eine  geringere  Anzahl  Jahre 
sich  erstrecken.  Der  Termin  für  die  Dauer  der  Oonoession  beginnt  mit 
dem  Tage,  an  welchem  die  Bahn  ganz  oder  zum  Theil  der  Benutzung 
des  PubUkums  übergeben  wird. 

8)  Nach  Ablauf  der  Dauer  des  Privilegiums  geht  das  Eigenthum  an  der 
Eisenbahn  selbst,  an  dem  Grund  und  Boden  tmd  den  Bauwerken,  welche 
dazu  gehören,  sogleich  durch  das  Gesetz  ohne  Entgelt  und  unmittelbar 
an  den  Staat  über.  Den  Unternehmern  yerbleibt  jedoch  das  Eigenthum 
an  allen  ausschliesslich  zum  Transportgeschäfte  bestimmten  Gegenstän- 
den, Fahrnissen,  Yorrichtungen  und  Realitäten.  Die  Unternehmung  hat 
die  Bahn  sammt  Zubehörden  in  brauchbarem  Stande  zu  übergeben,  wor- 
über die  Behörden  namentlich  in  den  letzten  5  Jahren  der  Cessionsdauer 
zu  wachen  haben  und  wozu  die  Unternehmung  mit  geeigneten  Zwangs- 
mitteln angehalten  werden  kann. 

4)  Die  Concession  gewährt  in  der  Regel  insoferne  ein  ausschliessliches 
Recht,  als  es  während  der  Concessionsdauer  Niemanden  gestattet  ist, 
eine  andere  öffentliche  Eisenbahn,  welche  dieselben  Endpunkte  ohne 
Berührung  neuer  strategisch-politisch  oder  commerciell  wichtiger  Zwischen- 
punkte in  Verbindung  bringen  würde,  zu  errichten.  Dagegen  können 
Zweig-  oder  Fortsetzungsbahnen  auch  während  der  Concessionsdauer  an 
andere  Privaten  concessionirt  oder  auf  Staatskosten  gebaut  werden. 

5)  Die  Eisenbahnuntemehmungen  haben  die  Pflicht,  die  Postsendungen  und 
Postbediensteten  unentgeldlich  und  Truppen  oder  Militäreffecten  nadi 
den  Tarifsätzen  der  Staatsbahnen  (nachdem  diese  aber  yerkauft  sind, 
nach  besonders  yereinbarten  Tarifeätzen)  zu  befördern;  die  sonstigen 
Tarife  der  Genehmigung  des  Handelsministeriums  zu  unterstellen,  wel- 
ches alsdann  auf  eine  Ermässigung  hinzuwirken  hat,  wenn  das  Rein- 
erträgniss  der  Bahn  15  7^  übersteigt;  die  unentgeldlidie  Benützung 
ihrer  Telegraphenlinien  zu  Staatszwecken  oder  die  Errichtung  von 
Staatstelegraphen  auf  ihrem  Grundeigenthum  ohne  Entschädigung  za 
gestatten,  und  sich  wegen  des  Anschlusses  an  andere  angrenzende 
Bahnen,  wegen  der  wechselseitigen  Benützung  der  Bahnen  und  der 
Betriebsmittel  bei  mangelndem  freien  Uebereinkommen  dw  Entsdieidnng 
des  Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 

6)  Die  Eisenbahnuntemehmungen  sind  ohne  besondere  Verwilligung  der 
Staatsverwaltung  nicht  berechtigt,  Anlehen  mit  Hinausgabe  Ton  Obliga- 
tionen oder  in  Form  Ton  Actien-Emissionen  oder  Aufzahlungen  auf  die 
früheren  Actien  zu  contrahiren. 

7)  Die  Concession  erlischt  auch  schon  yor  Ablauf  der  Concessionsdauer, 
wenn  der  Termin  nicht  eingehalten  wird,  welcher  zur  Vollendung  und 
Eröffnung  ausdrücklich  Yorgeschrieben  ist,  vorausgesetzt,  dass  mcht 
wegen  besonderer  Ereignisse  Verlängerung  erwirkt  wurde.  In  diesem 
Falle  behält  zwar  die  Unternehmung  ihr  Eigenthum,  die  Concession  kamt 
aber  einer  andern  Person  oder  G^i^llschaft  «rtheilt  werden. 

8)  Wenn  eine  Eisenbahnuntemehmung  wesentlichen  Bestimmungen  der 
Concessionsurkunde,  oder  der  Betri^sordnung  oder  Anordnungen  dar 
vorgesetzten  Behörde  beharrlich  zuwider  handeln  würde,  kann  das  Han- 
delsministerium (jie  Sequestration  der  Bahn  auf  Kosten  und  Gefiihr  der 
Unternehmung  anordnen. 
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Diese«  Gesetz  enütält  die  Normen  ffir  den  Fall,  dass  in  der  Concessions» 
srkimde  nichts  anderes  bestimmt  ist  Letzteres  ist  aber  zulässig,  namentlich 
dann,  wenn  der  Staat  Zinsengarantie  ffir  ein  Unternehmen  leistet,  in  welchem 
Falle  die  Verpflichtungen  gesteigert  werden  können. 

Hinsichtlich  dieser  für  die  meisten  Österreich.  Eisenbahnen  eingegangenen 
Garantien  verweisen  wir  zunächst  auf  S.  83  und  84  oben  und  fdgen  hier  bei^ 
dass  etwaige  Zuschüsse  des  Staats  nur  Vorschüsse  sind,  welche  aus  den  spä- 
teren Ertragsüberschüsseu  nebst  4  7«  Zinsen  wieder  zurückrergütet  werden 
«  müssen.  Auch  einer  neuen  Staais^arantie  haben  wir  zu  gedenken,  welche 
mit  b^/t^o  für  die  neu  ooncessionirte  Böhmische  Westbahn  auf  Höhe 
eines  Anlagecapitals  yon  24  Mill.  Gulden  übernommen  worden  ist.  Das  Nähere 
werden  wir  bei  der  Besprechung  der  einzelnen  Bahnen  darlegen. 

Aus  dem  Inhalte  der  Concessionsurkunden  für  die  neu  entstandenen  Gesell- 
schaften kann  als  Regel  vorangeschickt  werden,  dass  der  Staat  sich  das  Recht 
Yorbehalten  hat,  die  Bahnen  nach  Ablauf  von  30  (bei  Aussig-Teplitz  von  12) 
Ji^en  gegen  eine  Rente  zurückzuerwerben,  welche  dem  durchschnittlichen 
Reinertrage  der  5  günstigsten  aus  den  letzten  7  Betriebsjahren  entspricht  und 
bis  zum  Ablaufe  der  Concession  zu  zahlen  ist.  Diess  gilt  insbesondere  yon 
den  Unternehmungen  der  Böhmischen  West-,  der  Elisabeth-,  der  Galizischen 
Karl-Ludwigs-,  der  Staatsbahn-,  der  südlichen  Staats-  und  lombardisch-vene- 
tianischen,  der  Pardnbitz-Reichenberger,  und  der  Theissbohngesellschaft. 

Da  femer  die  österreichischen  Bahnen  nach  Ablauf  der  Concessionen  dem 
Staate  unentgeldlich  anheimfallen,  so  gilt  als  weitere  Regel,  dass  die  Actien 
nach  und  nach  durch  Verloosung  amortisirt  werden  müssen,  so  dass  sie  bis 
zum  Ablaufe  der  Concessionsdauer  getilgt  sind;  dass  sie  ebendesshalb  zu- 
nächst nach  einem  festen  Zinsfuss  yerzinst  werden,  neben  den  Diyidenden- 
sach  Zins-Coupons  haben  und  dass  das  Institut  der  Genussscheine  bei  ihnen 
eingeführt  ist.    (Vergl.  §.  184).    Der  feststehende  Zinsfiiss  ist  überall  5  7^ 

Ein  wesentlidier  und  wichtiger  Unterschied  besteht  zwischen  den  Priori- 
täts -Obligationen  der  preussischen  und  derjenigen  österreichischen  Ge- 
sellschaften, welche  von  Franzosen  mitbegründet  wurden  und  beeinflusst  wer- 
den (Staatsbahn-  und  südliche  Staats-  und  lombardisch-venetianische  G^ell- 
Schaft).  Diese  haben  sich  nämlich  das  Recht  der  Obligationen-Emission  bis 
zur  festgestellten  Grenze  zum  Voraus  ausbedungen  und  davon  in  der  Weise 
Gebrauch  gemacht,  dass  zwischen  den  früheren  und  späteren  Emissionen  kei- 
nerlei Priorität  besteht,  yielmehr  alle  Obligationen  gleiches  Recht  und  gleichen 
Bang  gemessen.  Sodann  haben  sie  das  ^anzösische  System  der  sog.  Prämien- 
(nicht  Lotterie-)  Anlehen  eingeführt,  wonach  niederzinsende  (3proc.)  Obliga- 
tionen zu  Ooursen  weit  unter  pari  ausgegeben,  al  pari  aber  getilgt  werden. 
In  das  begrenzte  Anlagecapital  wird  indessen  nur  der  Emissionscours ,  d.  h. 
der  wirkliche  Erlös  aus  den  Obligationen,  eingerechnet  und  die  Folge  ist,  dass 
die  Summe  der  Schuld  das  Actiencapital  häuflg  überschreitet,  und  die  Siteren 
Obligationen  mit  jeder  neuen  Emission  an  Sicherheit  verlieren.  Die  Obliga- 
tionen der  übrigen  österreichischen  Gesdlschaften  gemessen  dagegen  Priori- 
tätsrechte nach  Maassgabe  der  Zeit  ihrer  Emission. 

Femer  ist  bei  dem  niedrigen  Coursstande  der  österr.  Valuta  der  Umstand 
wohl  zu  berücksichtigen,  dass  die  Dividenden  und  Zinsen  von  einzelnen  Ge- 
sellschaften in  Papier  ausbezahlt  werden.  Diess  trifft  insbesondere  bei  den 
älteren  Bahnen  zu,  während  die  neueren  theils  für  die  Actien  und  Obligatio- 
nen, theils  für  letztere  allein  Silberzahlnng  eingegangen  haben.  Auch  die 
Steuer-  und  Stempelabzüge  von  denjenigen  Coupons  und  Obligationen,  welche 
in  Oesterreich  zahlbar  sind,  müsien  berücksichtigt  werden.  (Vergl.  oben  S. 
105-106). 
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Käme  und  Sitz  der  Gesellschaft. 


L  In  Bayern. 

1)  Bayerische  Ostbahnen  in  Mün- 
chen. • 


2)  Nürnberg-Fürth  in  Nürnberg. 


3)  Pfälzische  Ludwigsbahn  in  Lnd- 
wigshafen. 


4)  Pfalzische  Maxbahn  in  Ludwigs- 
hafen. 


n.  In  Sachsen. 
5)  Alberts-Bahn  in  Dresden. 


6)  Chemnitz-Würschnitz  in  Chem- 
nitz. 


7)  Leipzig-Dresden  in  Leipzig. 


8)  Löbau-Zittau  in  Zittau. 


9)  Zittau-Reichenberg  in  Zittau. 


6,40 
4,80 
9,40 
2,00 

4,00 

«Mtarited#ihKateeD.    liieuMeilBchill' 


m  In  Hessen -Darmstadt. 
10)  Hessische  Ludwigsbahn  inMainz, 


Ausdehnung  und  Ricbtu 


Länge  in 

deutschen 

Meilen. 


60,00 


0,80 


20,0 


Emzelnede 
18 


a)  Nümberg-Ambei 

b)  Schwarzenfeld-Fi 

c)  Regensburg-Mün 

d)  Geisselhoring-Pa 


se- 
1  I 


Von  Nürnberg  nacl  - 


6,8 


Ludwigshafen  -KaisP^ 
Worms-Speyer,  Hoi 

03 


5,11 


Neustadt  a.  d.  Har»"  . 


Dresden -Tharand  i 
die  Eohlenwerke.    )!' 


1,06 


Von  der  Chemnitz" 
bahn  zwischen  Wüst 
in  die  Chemnitzer  ] 


15,w 


l,5i 


8,60 


13 


Leipzig-Bie8a-Röde]iQ6 


Lobau-Hermhut-Ziti 


Von  Zittau  nach  Ri 


a)  Mainz-Worms. 

b)  Mainz-Bingen. 

c)  Mainz-Damw»*«'^^^« 

d)  Rhein-Alzr 

e)  Bisohofshe 

^mw  AHM  < 
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Ctogen  die  Nachtbeile  der  entweriheien  Valuta  haben  sieh  die  neu  conoes- 
neoirten  grossen  Untemehmmigen  dadurch  möglichst  geschützt,  dass  sie  sich 
das  Recht  erwarben,  die  Tarife  in  Silber  oder  mit  einem  entsprechenden  Anf- 
gelde  festzusetzen.  Dennoch  schadet  ihnen  selbstverstfindlich  der  Yalutastand 
und  namentlich  da,  wo  no^  Capitalien  im  Wege  der  Anleihe  zu  beschaffen 
sind,  dricken  die  österreichischen  Geldyerhältnisse  schwer  auf  die  Gesellschaf- 
ten. Sie  erhalten  nur  unter  sehr  lästigen  Bedingungen  Anlehen  und  so  wer- 
den die  Bahnen,  ganz  abgesehen  yon  l^rrainschwierigkeiten,  theuer.  Dagegen 
haben  dieselben  bei  dem  ungeheuren  Productenreichthume  Oesterreichs  mehr 
als  irgendwo  Aussichten  auf  einen  grossartigen  Güterverkehr  und  auf  eine 
noch  lange  andauernde  Fortentwickelung  desselben. 

Unserer  statistischen  Tafel  haben  wir  im  Allgemeinen  beizufügen,  dass 
wir  überall  da,  wo  die  Actien  und  Obligationen  noch  auf  Cony.-Mfinze  lauten, 
solche  auf  österr.  Währung  umgerechnet  haben  (100  fl.  Conv.-M.  =  105  fl. 
österr.  W.).  Dagegen  haben  wir  in  der  Rubrik:  „Betriebsergebnisse^  eine  solche 
Umrechnung  nicht  vorgenommen.  Dort  ist  daher  vor  1858  Conv.- Münze, 
seither  österr.  Währung  zu  verstehen.  Die  Actien  und  Obligationen  der  bei- 
den von  Frankreich  aus  influirten  GeseUschaften  (Staatsbahn-  und  südliche 
Staats-,  lombardisch-venet.  etc.  GeseUschafi;)  lauten  sowohl  auf  österr.  als  auf 
französische  Währung.  Da  sie  gewöhnlich  in  letzterer  gehandelt  werden, 
haben  wir  sie  auch  in  solcher  dargestellt 

Im  Einzelnen  haben  wir  der  Tabelle  Fplgendes  zuzusetzen: 

1)  Ausslg-Teplitz.  Concession  der  Hauptbahn  1856  auf  80  Jahre,  der 
Zweigbahn  1860.  Eröffnung  der  ersteren  im  Mai  1858,  der  letzteren  Ende 
Decbr.  1860.  Rückkaufsrecht  des  Staats  nach  Ablauf  von  12  Betriebs- 
jahren wie  oben  dargestellt  Gesellschaftsorgane:  Verwaltungsrath  von 
12  auf  6  Jahre  gewählten  Mitgliedern,  wovon  jährlich  2  ausscheiden.  Für 
die  ersten  6  Betnebsjahre  bilden  übrigens  die  12  Gründer  den  Verwaltungsrath 
ohne  Wahl.  Direction  aus  2  vom  Verwaltungsrath  bestellten  Directoren. 
Generalversammlung  im  Mai.  Stimmrecht  geben  je  10  Actien  für  1 
Stimme.  Reservefonds:  vom  Reinertrage  sollen  jährlich  mindestens  4  > 
zurückgelegt  werden,  })is  die  Rücklage  300,000  fl.  erreicht  hat. 

Die  Gesellschaft  hat  ihre  Prioritätsanleihe  noch  nicht,  emittiren  können 
und  diese  daher  bei  der  Wiener  Creditanstalt  gegen  ein  Handdarlehen  von 
892,500  fl.  in  Depot  gegeben.  Die  letzte  Generalversammlung  beschloss,  die 
Emission  der  Obhgationen  nunmehr  zu  bewerkstelligen  imd  dabei  nicht  nur 
die  Zinsen,  sondern  auch  die  Capitalrückzahlungen  in  Silber  zu  garantiren. 

Von  den  Actien  wurden  1861  25  Stücke  amortisirt  Die  betreffenden  Ac- 
tionäre  empfangen  Genussscheine. 

Die  Bahn  erfreut  sich  -jetzt  schon  eines  namhaften  Gilter-  (Kohlen-)  Ver- 
kehrs und  scheint  eine  Zukunft  zu  haben. 

2)  Böhmische  Westbahn.  Die  Concession  dieser  wichtigen  Linie  wurde 
wiederholt  ertheilt  und  aufgegeben  bis  sie  endlich  von  einem  Consortium 
Industrieller  unterm  8.  Sept.  1859  auf  90  Jahre  definitiv  erworben  und  reali- 
sirt  vnirde.  Das  Consortium  hat  bis  jetzt  die  Sache  noch  in  den  Händen  und 
die  Ausführung  des  ganzen  Baues  in  Accord  gegeben.  Die  Accordanten  er- 
halten nach  Maassgabe  des  fortschreitenden  Baues  Actien  und  Obligationen 
an  Zahlungsstatt.  Das  ganze  Anlagecapital  ist  auf  24  Mill.  Gulden  festge- 
stellt und  soll  hälftig  durch  Ausgabe  von  Actien,  hälftig  durch  Emission  von 
5proc.  in  effectivem  Silber  verzinslichen  und  rückzahlbaren  Obh'gationen  auf- 
gebracht werden.  Staatsgarantie  5  Vo  Zinsen  und  V>  7^  Amortisation  aus 
dem  ganzen  Capital.  Anschlüsse:  bei  Furtii  an  die  bayer.  Ostbahnen  und 
in  Frag  an  die  dort  einmündenden  Bahnen.    Die  Gesellschaft  erhielt  auch  das 


Digitized  by  CjOOQIC 


538  Actien  und  Oblig.  isr  gfomm  Oetelbohaften. 

Yorreoht  aum  B«a  einer  Bahn  Ton  Päsen  iiaeh  Badweis  und  yoq  Püsea  nadi 
Eger,  ohne  jedoch  sich  mm  Bau  dieser  Linie  am  yerpüohten.  Bio  hat  ferner 
da^  Becht,  ihren  Frachttarif  nm  25  7<>  hföher  sn  stellen,  als  der  Tarif  der 
Btaatseis^ibahngesellsdiait  gestellt  ist 

Wie  sich  das  im  Werden  begriffene  Unternehmen  finanziell  gestalten  wird, 
lässt  sich  zum  Voraus  nicht  sagen.  Alle  Bedingungen  einer  baldigen  Prospe- 
rität stehen  ihm  aber  unzweifelhalt  aur  Seite. 

3)  Brünn-Rossitz.  Concession  auf  80  Jahre  von  1854  an.  Eröffnung 
1856.  Gesellschaftsorgane:  Aussohuss  und  Direction,  beide  yon  der 
Generalyersammlung  gewählt.  Generalversammlung  im  März.  Btimm- 
recht:  für  5000  fl.  Actiencapital  steht  jedem  österr.  Actionär  1  Stimme  zu, 
dann  f(ir  je  1000 'fl.  eine  weitere  Stimme  bis  zu  6  Stimmen.  Garantie: 
die  Eohlenwerkbesitzer  haben  den  Prioritätsaetien  in  so  lange  6^/o  Zinsen 
mrantirt,  bis  diese  zwei  Jahre  nach  einander  aus  dem  Reinerträgnisse  der 
Bahn  bezahlt  werden  können.  Nach  Empfang  jener  6  ®/o  Zinsen  nehmen  die 
Prioritäten  auch  an  der  Dividende  Theil. 

Die  Bahn  ist  Eohlenbahn  und  wesentlich  durch  und  im  Interesse  der  aa- 
liegenden  Eohlenwerkbesitzer  erbaut. 

4)  Boschtöherader  Eohlenbahn.  Die  Pferdebahn  Prag-Lana  war  Mher 
Eigenthum  des  Fürsten  v.  Fürstenberg,  wurde  schon  1836  eröffiiet  und  1858 
an  die  jetzige  Gesellschaft  um  380,000  fl.  verkauft  Diese  erhielt  damals 
Concession  (Qi  die Locomotivbahn  auf  50  Jahre  von  1855  an.  Eröffnung 
derselben  1856.  Anschlüsse  an  die  Prag-Bodenbacher  und  die  Eohlenbahn 
der  Prager  Eisen-Industriegesellschaft 

Das  ganze  Unternehmen  ist  in  wenigen  Händen ,  die  Actien  kommen  da- 
her im  Verkehr  seltener  vor.  Seit  1858  werden  dieselben  durch  Yerloosung 
amortisirt. 

5)  Eaiserin-Elisabeth-Westbahn.  Concession  vom  8.  März  1856  mit 
Kachtrag  vom  8.  Sept  1858,  auf  90  Jahre.  Eröffnung:  Wien-Linz  15.  Dee. 
1858,  Linz-Lambach  1.  Septbr.  1859,  Lambach-Frankenmarkt  1.  März  1860, 
Frankenmarkt-Salzburg  I.August  1860,  Budweis-Linz  und  Lambach-Gmunden 
schon  1832  und  1835.  Die  Linie  Wels-Passau  wird  im  August  1861  zur  Voll- 
endung kommen.  Anschlüsse:  in  Salzburg  an  die  bayerische  Staatsbahn,  in 
Passau  an  die  bayer.  Ostbahnen,  in  Wien  an  die  südliche  Staatsbahn  etc. 
Bück  kau  fr  echt  des  Staats  wie  oben  dargestellt  Die  Rente  muss  wenig- 
stens 57»  ^/o  betragen.  Staatsgarantie:  Sie  erstreckt  sich  auf  das  ganze 
Anlagecapital,  welches  erst  später  nach  gänzlicher  Vollendung  der  Bahnen 
festgestellt  werden  soll,  auf  Höhe  von  57^  V^*  Dassdbe  ist  nun  einschliesslich 
der  gekauften  Strecken  Budweis-Linz-Lambach-Grunden  zu  76  MilL  Gulden 
berechnet,  also  noch  nicht  vollständig  gedeckt  Diese  letzteren  Bahnstrecken 
waren  bis  1857  Eigenthum  der  „ersten  Österreich.  Eisenbahngesellschaft ^  und 
mussten  von  der  Elisabethbahngesellschaft  gemäss  deren  Statuten  und  Mini- 
sterialentscheidung  vom  21.  Juni  1857  erworben  werden.  Die  Actionäre  dw 
„ersten  Eisenbah^gesellschaff^  erhielten  Prioritätsobligationen  zum  Course  von 
90  yo  an  Zahlung.  Hierin  besteht  die  in  unserer  Tabelle  aufgeführte  Prioii- 
tätsanleihe  I.  Emission  k  5,474,350  fl.  Auch  auf  diese .  Summe  ist  die  Staats- 
garantie  ausgedehnt  Die  zweite  Prioritätsanleihe  k  15,750,000  Thlr.  wurde 
bei  der  Creditanstalt  in  Wien  gemacht,  welche  dafür  100  fl.-Loose  ausgab, 
rückzahlbar  binnen  66  Jahren.  Sie  geniesst  H.  Priorität  Die  dritte  Anleihe 
k  21  Mill.  ist  in  2  Emissionen  ausgegeben  worden,  1860 :  12  Mill.,  1861 :  9 
Mill.  Beide  sind  unter  sich  gleich.  Die  Zinsen  müssen  eben  so,  wie  die 
binnen  48  Jahren  im  Wege  der  Verloosung  einzulösenden  Obligationen  in 
Silber  bezahlt  werden.    Reservefonds:   5  7o  des  Nettoüberschusses  sind  bis 
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xum  Belaufe  von  IVt  Hill.  Gvlden  za  resenriren;  daan  beliebig.  GeseU- 
schaftaorgane:  Yerwaltongsrath  ans  15  Mitgliedern,  wovon  7  mchtoetep- 
raoher  sein  müssen  (zur  Vertretung  des  fremden  Capitals).  Direction  yobi 
Yerwaltungsrath  gewählt  Generalyersammlung  im  MaL  Stimmrecht: 
40  Actien  geben  1  Stimme. 

Das  Unternehmen  ist  theuer  und  hat  eine  Concurrentin  in  der  Bonaudampf- 
gchiffifahrtsgesellschaft  Die  Bahn  ist  aber  eine  Weltbahn  und  dürfte  dal^ar 
auch  in  finanzieUer  Beziehung  ihre  Zukunft  haben. 

6)  Slaiser-Ferdinand-Nor&ahn.  Die  Strecke  der  Hauptbahn  von  Wien 
nach  Oderberg  wurde  1836  auf  50  Jahre  (bis  4.  Mai  1886)  an  Rothschild 
concessionirt,  welcher  die  Concession  für  100,000 fl.  Actien  an  die  Gesell- 
schaft abtrat  Eröffnung  1.  Septbr.  1848.  Auch  die  Linien  Oderberg^ 
Dzieditz,  Schönbrunn-Troppau ,  Dzieditz-Bielitz  und  Dzieditz-Oswiecim,  1855 
und  1856  eröffnet,  gehören  zu  jenem  älteren  Stamm.  Die  weiteren  Strecken 
Oswiecim  bis  Trzebinia  einerseits  nach  Erakau,  andererseits  nach  Myslowitz 
und  Szczakowa-Graniza  erkaufte  die.Gesellsdiaft  1858  yom  Staat  gegen  einen 
ratenweise  abzuzahlenden  Kaufschilling,  woran  Ende  1859  noch  5,343,483  fl. 
rückständig  waren.  Für  diese  lautet  die  Concession  auf  90  Jahre.  Yer- 
liältniss  zum  Staate:  Heimfallrecht  der  älteren  Bahnen  ist  nicht  bedungen, 
yielmehr  kann  die  Gesellschaft  nach  Ablauf  des  50jährigen  Privilegiums  mit 
dem  Beal-  und  Mobiliarbesitz  frei  schalten,  über  deren  Ablösung  mit  dem 
Staate  oder  mit  PriTaten  in  Unterhandlung  treten  und  je  nach  Umständen 
wird  die  Regierung  das  Privilegium  erneuern.  Die  neu  concessionirte  Erar 
kauer  Bahn  unterliegt  dagegen  dem  Eisenbahngesetz  von  1854.  Anschlüsse: 
in  Marchegg  an  die  Staatsbahnen,  in  Brunn  und  Olmütz  an  die  Prager,  in 
Oderberg  an  die  Oosel-Oderberger,  in  Myslowitz  an  die  Oberschlesisdie,  in 
Graniza  an  die  Warschauer  Bahn  und  in  Wien  an  die  dort  mündenden  Bah- 
nen. Gesellschaftsorgan:  Direction  aus  10  Mitgliedern,  wovon  die  Gene- 
ralversammlung 9  wählt;  der  Cedent  der  Hauptbahn,  Rothschild,  ist  ohne 
Wahl  zehentes  Mitglied.  Generalversammlung  im  Mai.  Stimmrecht: 
haben  nur  Inhaber  von  10  Actien  und  nur  solche  können  an  der  Yersamm- 
lung  Theil  nehmen. 

Bilanz  Ende  1860:  Activa:  Bahnen  72,623,748,  Kohlenwerke  2,849,194, 
Haus  in  Wien  266,223,  Cassa  1,249,601,  Effecten  10,003,569,  Materialien 
3,044,247,  Debitoren  2,378,476,  zusammen  92,415,058  fl.  Passiva:  Actien 
53,331,797,  Prioritätsobligationen  22,202,290,  Reserven  4,136,562,  Creditoren 
5,590,590  fl.  u.  s.  w. 

Die  Nordbahn  ist  anerkannt  eines  der  solidesten  und  einträglichsten  Eisen- 
bahnuntemehmen. 

7)  Gallzische  Karl-Lndwlgsbahn.  Auch  diese  Gesellschaft  hat  einen  Theil 
der  früher  dem  Staate  gehörigen  Bahnen  übernommen  (Krakau-Dembica- 
Rzeszow),  wofür  sie  von  1861  an  in  10  gleichen  Jahresraten  13,189,842  fl. 
C.-M.  nebst  3  Vo  Zinsen  zu  zahlen  hat  Concession  für  diese  und  die  wei* 
tere  Strecke  bis  Lemberg  auf  90  Jahre  von  1862  an.  Die  ganze  Bahn  muss 
bis  Ende  1863  hergestellt  sein.  Staatsgarantie  5Vft>.  Rückkaufsrecht 
des  Staats  wie  oben;  die  zu  gewährende  Rente  diurf  nicht  weniger  alsöV^V 
betragen.  Gesellschaftsorgane:  Yerwaltun^rath  von  18 Mitgliedern;  die 
Regierung  kann  zwei  derselben  ernennen.  Durection  vom  Yerwaltungsrath 
auj^estellt  Generalversammlung  im  Mai.  Stimmrecht  und  dasUecht 
an  der  Generalversammlung  Theil  zu  nehmen  haben  nur  die  Inhaber  von  40 
Actien;  Keiner  kann  mehr  als  1  Stimme  für  sich  und  1  als  Bevollmächtigter 
führen. 

8)  Oesterreichisclie  Staats-Eisenbahngesellscliaft.  Mit  dieser  Gesellschaft 
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begann  lOnister  t.  Brnok  den  Yerkaof  der  dem  Staate  gehörenden  Bahnen. 
Er  trat  ihr  die  nördliche  nnd  südöstliche  Linie  nebst  einem  grossen  Oomplexe 
Ton  Forsten,  Kohlen-  und  Eisenwerken  gegen  eine  Eaofsnmme  von  80  lOlL 
Gnlden  C.-M.  =  200  Mill.  Frs.,  in  Silber  zahlbar,  ab,  wobei  der  G^esellschaft 
noch  andere  namhafte  Begünstigungen  eingeräumt  wurden.  Gleichzeitig  er* 
hielt  sie  Concession  fOr  die  genannten  Linien  auf  90  Jahre,  7om  1.  Janr. 
1855  an  beginnend.  Sie  erwarb  sodann  die  Wien-Raber  Bahn  yon  der  gleich- 
namigen Gesellschaft,  yerlängerte  dieselbe  bisNeu-Szöny  nnd  erwarb  fürdieee 
Strecke  Concession  ebenfalls  anf  90  Jahre  vom  1.  Janr.  1858  an,  zugleich  mit 
der  Ermächtigung  zur  Verlängerung  der  Bahn  bis  zum  AnscUusse  an  die 
Marchegg-Pesther  Linie.  Directe  Verbindung  mit  Wien  hat  weder  die  nörd- 
liche noch  die  südöstliche  Linie,  vielmehr  liegt  überall  die  Nordbahn  da- 
zwischen. Um  von  dieser  unabhängig  zu  werden,  beziehungsweise  sie  abzu- 
schneiden, geht  die  Gesellschaft  längst  mit  dem  Plane  um,  Verbindungsbahnen 
von  Marchegg  über  Gross-Engersdoif  nnd  Schwechat  zwischen  der  Wien- 
Rab-Neu-Szönyer  und  der  südöstlichen  Bahn,  und  von  Gross-Engersdorf  naeh 
Brunn  zwischen  letzterer  und  der  nördlichen  Linie  herzustellen.  Diese  Pro- 
iecte  finden  aber  an  den  Privilegien  der  Ferdinand-Nordbahn  unübersteig- 
liche  Hindemisse  und  es  besteht  nun  ein  erbitterter  Kampf  zwischen  beiden 
Gesellschaften. 

Verhältniss  zum  Staat:  Letzterer  hat  der  Gesellschaft  einen  Jahresertrajr 
der  nördlichen  und  südöstlichen  Linien  von  10,400,000  Frs.  (57»  >  des  Kaof^ 
Schillings  k  200  Mill.  Frs.)  garantirt.  Die  Gesellschaft;  hat  diese  Garantie  zu- 
nächst auf  die  von  ihr  emittirten  Obligationen  übertragen.  Heimfallrecht  der 
Bahnen  nach  Ablauf  der  Concession  wie  bei  ^den  übrigen;  dagegen  kann  der 
Staat  von  seinem  Bückkaufsrecht  nach  30  Jahren  nur  auf  Grund  der  Bestim- 
mungen des  französischen  Eisenbahngesetzes  Gebrauch  machen,  d.  h.  er  kann 
sie  nur  gegen  Bezahlung  des  Kaufspreises,  resp.  der  Anlaffekosten  einlösen. 
Organisation  der  Gesellschaft:  Es  besteht  ein  Verwaltungsrath  von  20 
Mi^liedem,  wovon  die  Hälfte  Oesterreicher,  die  Hälfte  Franzosen  sein  müssen. 
Letztere  bilden  in  Paris  ein  permanentes  Comit6,  welches  mit  der  finanziellen 
Leitung  der  Geschäfte  beauftragt  ist.  Direction  vom  Verwaltungsrath  bestelit. 
Li  den  ersten  5  Jahren  hatte  das  Pariser  Comit6  aUein  das  Recht  der  Er- 
nennung beider Directoren.  Generalversammlung  im  Mai.  Stimmrecht: 
40  Actien  geben  1  Stimme;  mehr  als  10  eigene  und  10  fremde  Stimmen  kann 
kein  Actionär  führen.  Bilanz  Ende  1860:  Die  Gesellschaft  berechnet 
Aotiva:  Werth  der  Bahnen  mit  Vorräthen  133,073,366  fl.  39  kr.,  der  Berg- 
nnd  Hüttenwerke  und  Domainen  27,480,457  fl.  84  kr.,  der  Imobilien  662,757  fl. 
2  kr.,  Debitoren  10,474,062  fl.20  kr.,  Cassa  und  Effekten  16,705,257  fl.  78  kr., 
zusammen  188,395,901  fl.  23 kr.  Passiva:  Actiencapital  92,727,171  fl. 77 kr.; 
Obligationencapital  82,297,695  fl.  99  kr.,  Rückstände  7,694,944  fl.  86  kr., 
Tilgungsfonds  170,775  fl. ,  Creditoren  3,939,867  fl.  41  kr.,  Reservefonds 
1,019,484  fl.,  Ertragsvorbehalte  545,962  fl.  20  kr.,  zus.  188,395,901  fl.  23  kr. 
Wie  man  sieht,  nimmt  sie  die  emittirten  678,032  Stück  Obligationen,  welche 
k  500  Frs.  pr.  Stück  zurückzuzahlen  sind,  nicht  in  diesem  ihrem  Nominal- 
werthe  von  339,016,000  Frs.,  sondern  mit  ihrem  Erlöse  von  178,706,525  Frs. 
in  Rechnung.  Ln  Durchschnitt  hat  hienach  die  Gesellschaft  aus  jeder  Obli- 
gation, welche  sie  zu  500  Frs.  einzulösen  hat,  nicht  voll  263,6  iVs.  effectir 
erlöst;  Differenz  236,4  Frs.  pr.  Stück  und  160,309,475  Frs.  auf  das  ^anzeObli- 

fationencapital.  Nach  gewöhnlichen  Begriffen  rechnet  man  unter  diePassiv^i 
as,  was  man  seinen  Gläubigem  zu  zahlen  hat,  und  nicht  das,  was  diese  be- 
zahlt haben.  Würde  die  Gesellschaft  diesen  Grundsatz  befolgen,  so  schlösse 
ihre  Bilanz  mit  einem  Deficit  von   160,309,475  Frs.    Nach  ihren  Statuten  ist 
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sie  bereohtigt,  ihr  Oeeainmtoapital  auf  400  Hill.  Frs.  zu  erhöhen,  wovon  200 
Mill.  in  Acüen  und  ebensoYiei  in  Obligationen.  An  Obligationen  sind  aber, 
nadi  ihrem  Rückzahlungswerth  berechnet,  bereits  über  339  Mill.  emittirt  und 
die  Gesellschaft  kann  und  wird  nach  ihren  Grundsätzen  noch  femer  nahe  an 
40  Mill.  emittiren,  um  das  Obligationencapital,  d.  h.  den  Erlös  aus  den  Obli- 
Mtiouen,  auf  200  Mill.  zu  bringen.  Dann  wird  dem  Actiencapital  von  200 
Mill.  Frs.  ein  Obligationencapital  (im  Nominalwerth)  von  ca.  375  Mill.  Frs. 
gegenüberstehen.  Zu  allem  dem  hat  nun  die  letzte  Generalyersammlung  noch 
den  Beschluss  gefasst,  das  Gesammtcapital  auf  480  Mill.  Frs.  zu  erhöhen  und 
das  ganze  Plus  von  80  Mill.  durch  Emission  yon  Obligationen  zu  beschaffen. 
Würde,  was  nicht  zu  erwarten  sein  wird,  weil  die  weiteren  (oben  berührten) 
Bauprojecte  keine  Staatsgenehmigung  erhalten  haben,  diesem  Beschlüsse  die 
Genehmigung  der  Regierung  ertheilt,  so  könnte  die  Gesellschaft  ihr  Obliga- 
tionencapital, nach  dem  Rückzahlungswerthe  berechnet,  auf  mindestens  525 
Mill.  Frs.  steigern,  während  das  Actiencapital  sich  gleich  bhebe.  Wir  wissen, 
dass  in  Frankreich  und  anderwärts  dieses  System  das  gewöhnliche  ist;  nichts 
destoweniger  finden  wir  dassell>e  durchaus  verwerflich  und  unsolide,  weil  es 
alle  Lasten  einer  ungewissen  Zukunft  aufbürdet. 

Sowohl  die  Dividenden  als  auch  die  Obligationszinsen  müssen  in  Gold  oder 
Silber  bezahlt  werden.  Actien  und  Obligationen  sind  femer  von  1858  an 
binnen  90  Jahren  mittelst  Yerloosung  zu  amortisiren.  Bis  Ende  1860  waren 
791  Actien  und  4298  Obligationen  verloosi  Eine  Priorität  zwischen  den  ver- 
schiedenen Obligationen-Emissionen  besteht  nicht 

9)  Südliche  Staats-,  Lombardisob-yenetianisohe  und  CentralitalienisQhe 
Bahn.  Dieses  grösste  deutsch-französische  Actienuntemehmen  entstand  in  Folge 
der  Erwerbung  der  lombardisch-venetianischen  Staatsbahnen  durch  eine  Ge- 
aellschaft,  welche  zugleich  zum  Bau  der  mittelitalienischen  Bahnen  ermächtigt 
wurde  und  daher  die  Firma  „Lombardisch-venetianische  und  central-italienische 
Eisenbahngesellschaft^  annahm.  Durch  Vertrag  vom  23.  Sept  1858  übernahm 
diese  auch  die  südliche  Staats-  und  die  Tyroler  Bahnen  und  fnsionirte  sich 
gleichzeitig  mit  der  Franz-Josef-Orientbahngesellschafi;.  (Genehmigung  des 
Kaisers  vom  10.  Decbr.  1858,  der  Generalversammlung  der  Franz-Josef-Bahn 
vom  10.  und  der  Lombardisch-venet  Bahn  vom  18.  Novbr.  1858.)    Für  das 

fanze  vereinigte  Unternehmen  ward  am  23.  Septbr.  1858  Concession  auf  90 
ahre  ertheilt,  endigend  am  31.  Decbr.  1954.  Der  Kaufpreis  für  die  vom 
Staate  1858  erworbenen  Bah{ien  wurde  auf  100  Mill.  fl.  östr.  W.  festgesetzt 
Davon  sind  70  MilL  in  Baten  bis  1.  Novbr.  1866  nach  und  nach  zu  zahlen. 
Ende  1860  waren  hieran  noch  36,452,066  fi.  ausständig.  (Auch  am  Kauf- 
schilling für  die  lomb.-venet  Bahnen  k  80  Mill.  Frs.  standen  damals  noch 
3V>  MiU.  Gulden  aus).  Die  weiteren  30  Mill.  Gulden  sollen  von  1870  an  in 
der  Weise  abgetragen  werden,  dass  der  Regierung  der  Reinertrag  des  con- 
cessionirten  Bahnnetzes  über  1  Vo  zur  Hälfte  zukommt;  jedoch  haben  die  Gon- 
cessionäre  bis  1.  Nov.  1866  das  Recht,  diese  Theilung  des  Reinertrags  durch 
Zahlung  einer  Summe  von  20  Mill.  Gulden  abzulösen.  Die  Ablösungssumme 
ist  alsdann  in  4  Jahresraten  je  auf  1.  Nov.  1871  bis  1874  zu  berichtigen. 
Die  Gesellschaft  ist  imUebrigen  nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  verpflich- 
tet, die  ihr  concessionirten  Bahnen  bis  zum  Jahre  1866  (nach  neuerer  Verein- 
barung) fertig  zu  stellen  und  sie  für  Doppelgeleis  anzulegen.  Das  zweite 
Geleis  braucht  indessen  erst  dann  hergestellt  zu  werden,  wenn  die  betreffende 
Linie  einen  Bruttoertrag  von  mehr  als  160,000  fl.  pro  Meile  liefert  Die  Ac- 
tionäre  der  Franz-Josef-Orientbahn  erhielten  für  <ue  auf  ihre  Actien  einge- 
zahlten 30  Vo  Obligationen  der  neuen  Gesellschaft,  Lit.  0,  im  Belaufe  von 
192,000  Stück. 
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Die  Ereignisse  des  Jahres  1859  yerftnderten  die  Yerhftltnisse  wesenüioh^ 
da  ein  grosser  Theil  des  Bahnnetzes  nun  auf  sardinisches  Gebiet  fiel.  Sowohl 
die  österreichische  als  die  sardinische  Regierung  verlangten  nach  dem  Züricher 
Frieden  Trennnn^der  Gesellschaft  Die  inzwis^en  zum  Abschlüsse  gediehenen 
Verhandlungen  führten  zu  folgender  neuen  Organisation:  Zwei  Yerwal- 
tungsrathskörper,  Ton  denen  Jeder  aus  18  im  Lande  selbst  wohnenden  Mit- 
^iedern  und  jenen  8  französischen  und  englischen,  das  Pariser  Comit6  bilden- 
den YerwaltungsrSthen  zusammengfbsetzt  ist,  welche  schon  vorher  lütglieder 
des  Oesammtverwaltungsraths  waren,  sind  mit  der  Verwaltung  der  beiden 
territorial  geschiedenen  Bahnnetze  betraut  Jeder  der  beiden  Verwaltungsraths- 
körper  handelt  völlig  selbstständig  in  Bezug  auf  sein  Bahnnetz.  Fragen  von 
allgemeinem  Interesse,  über  welche  sich  beide  nicht  vereinigen  können,  wer- 
den durch  eine  allgemeine,  in  Paris  zusanmientretende  Versammlung,  wozu 
jeder  Verwaltungsrath  5,  das  Pariser  Comit6  aber  3  seiner  Mitglieder  abord- 
net, entschieden.  Die  Generalversammlung  tritt  in  Paris  zusammen  und  wird 
ebenso,  wie  die  oben  erwähnte  allgemeine  Versammlung  des  Verwaltungsraths 
durch  den  Präsidenten  des  Pariser  Comit6  berufen.  Diese  Organisation  soU 
übrigens  nur  ein  Uebergangszustand  sein,  bis  die  völlige  Trennung  der  Ge- 
sellschaft, welche  im  Princip  allseitig  gutgeheissen  ist,  zu  Stande  konmit,  was 
nach  Volleinzahlung  der  Actien  und  VoUendung  der  Bahnen  geschehen  solL 
Die  österr.  Regierung  hat  sich  indessen  das  Recht  vorbehalten,  die  Trennung 
selbst  vor  Ende  1862  zu  verlangen. 

In  niaterieller  Beziehung  wurden  die  Verhältnisse  in  folgender  Weise 
neu  regulirt:  die  sardinische  Regierung  übernimmt  die  Staatsgarantie  für  die 
auf  ihrem  Territorium  gelegenen  Linien  dergestalt,  dass  sie  57^  ^/^  fOr  ^^ 
lombardische  und  6V«  MilLFrs.  für  das  central-italienische  Netz  gewährleistet, 
die  österr.  Regierung  dagegen  von  beiden  Garantien  entbunden  wird,  ihrerseits 
aber  auch  auf  die  in  der  Concession  bedungene  Theilung  der  Einkünfte  be- 
züglich der  lombardischen  Bahnen  verzichtet 

Das  Rückkaufs  recht  der  Regierungen  tritt  nach  dem  Jahr  1895  ein  und 
richtet  sich  nach  den  im  Eingange  dieses  §.  dargelegten  Grundsätzen.  Gene- 
ralversammlung spätestens  im  Mai.  Stimmrecht  wie  bei  der  Staats- 
bahngeseUschaffc.  Reservefonds:  5  7o  des  Nettoertrags  sind  bis  auf  Höhe 
von  4  Mill.  Gulden  zurückzulegen.  Tanti6men  haben  die  Verwaltungs- 
räthe  und  Betriebsdirectoren  im  Betrag  von  5  ^o  des  Reinertrags  anzusprechen. 

Im  üebrigen  verweisen  wir  auf  die  Bemerkungen,  welche  wir  unserer 
Tabelle  einverleibt  haben.  Alles,  was  wir  hinsichtlich  der  emittirten  Obli- 
gationen vorstehend  bei  Besprechung  der  Staatsbahnen  gesagt  haben,  gut 
im  Allgemeinen  auch  hieher.  Beide  Gesellschaften  sind  nadi  gleichem  System 
gebildet 

Welche  Zukunft  das  colossale  unternehmen  nach  seiner  Vollendung  haben 
wird,  lässt  sich  jetzt  mit  Sicherheit  noch  nicht  bestimmen.  Einzelne  grosse 
Strecken  der  Balm  haben  sich  bereits  als  rentabel  erwiesen;  andere  werden 
voraussichtlich  deren  Renten  schmälern. 

10)  Süd-Norddeutsche  Verbindungsbahn  (Pardubitz-Reichenber^).  Con- 
cession 1856  auf  90  Jahre.  Eröffnung  1859.  Anschlüsse  an  dieZittau- 
Reichenberger  und  an  die  Oesterr.  Staatsbahnen  in  Reichenberg  und  Pardubitz« 
Verhältniss  zum  Staat:  öV/^Garantie  eines  Anlagecapitals  von  18,900,000fl. 
(ein  Antrag  auf  Ausdehnung  der  Staatsgarantie  am  das  ganze  Anlagecapital 
hatte  keinen  Erfolg);  Rückkaufsrecht  wie  bei  den  andern  Bahnen.  Gesell- 
schaftsorgane:  Verwaltungsrath  von  .11,  Direction  von  8  Mitgliedern« 
Generalversammlung  im  März  oder  Aprü.    Stimmrecht  geben  10  A(s 
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tien.  Zum  KeseryefondB  sind  4  7<^  des  Eeingeirixms  bis  auf  Höhe  Yon 
800,000  £1.  zu  legen. 

Das  in  der  Tabelle  anfgefOhrte  Ankhen  I.  Emission  yon  8  MU.  ist  ein 
Theil  des  yon  der  Oesterr.  Creditanstalt  contrahirten  Lotterieanlehens  yon  42 
Hill.  Gulden  in  Loosen  ^  100  fl.  Die  neue  Anleihe  yon  2,100,000  fl.  ist  nur 
in  soweit  emittirt,  als  die  Obligationen  den  Actionären  an  Zahlungsstatt  für 
die  Diyidendencoupons  gegeben  wurden.  Man  hat  sich  inzwischen  durch 
Aufnahme  einer  schwebenden  Schuld  beholfen,  welche  Ende  1860  noch 
534,000  £1.  betrug. 

Der  Anschluss  an  die  Schlesischen  Bahnen,  wodurch  das  Unternehmen  ein 
Glied  der  kürzesten  Yerbindung  zwischen  Berlin  und  Wien  würde,  ist  eine 
Lebensfrage  für  dasselbe.  Es  soll  nun  Aussicht  auf  eine  Verwirklichung  des 
Projects  yorhanden  sein. 

11)  Theiss-Bahn.  Die  Gesellschaft  erhielt  unterm  10.  Noy.  1856  Con- 
cession  für  die  HauptUnien  auf  90  Jahre,  gerechnet  yom  1.  Janr.  1858  an. 
Sie  erwarb  alsdann  die  Strecke  Szegled-Szolnok  yon  der  Staatsbahngesellschaft 
und  neuerdings  auch  die  sogen.  Marmaroser,  yom  Staat  begonnene  Bahn  mit 
einer  Concession  für  die  in  der  Tabelle  sub.  f.  und  g.  aufgefünrten  Strecken 
yom  7.  Mai  1860.  Diese  Concession  lautet  auf  85  Jahre  und  läuft  sonach 
mit  der  ersteren  zu  gleicher  Zeit  ab.  Die  Actien  sind  noch  nicht  yoll  einge- 
zahlt (zu  70  yo)  und  die  concessionirten  Bahnen  noch  lange  nicht  ausgebaut. 
Sie  sollen  bis  1862  fertig  sein.  Yerhältniss  zum  Staat:  Letzterer  garan« 
tirt  5Vb  ^/o  aus  einem  Anlagecapital  yon  40  Mill.  Gulden  C.-M. ;  ausserdem  aus 
dem  Kaufschilling  für  die  Szegled-Szolnoker  Strecke  k  1,399,155  fl.  und  aus 
dem  Anlagecapit^  der  neu  concessionirten  Linien  bis  zu  einem  Maximalbetrage 
yon  13,125,000  fl.  Die  Staatsgarantie  ist  übrigens  nicht  für  die  einzelnen 
Linien,  sondern  für  das  ganze  Unternehmen  bis  auf  Höhe  der  oben  genannten 
Beträge  übernommen.  Das  Rückkaufsrecht  der  Regierung  tritt  ebenso  für 
sämmtliche  Bahnen  mit  dem  10.  Noybr.  1886  (30  Jahre  yon  Ertheilung  der 
ersten  Concession  an)  ein.  Gesellschaftsorgane:  Yerwaltungsrath  aus 
15  Mitgliedern.  Falls  das  Unternehmen  bis  Galizien  erweitert  wird,  erhöht 
sich  die  Zahl  der  Yerwaltungsräthe  auf  18,  resp.  21  Mitglieder.  Direction 
yom  Yerwaltungsrath  ernannt.  Generalyersammlung  im  März  oder  April. 
Stimmrecht  gewähren  25  Actien  für  1  Stimme.  Reseryefonds:  Er  soll 
gebildet  werden  aus  4  ^/o  des  Reingewinns. 

Das  Unternehmen  ist  in  ungünstige  Conjuncturen  gefallen  und  nur  die 
grosse  Betheiligung  der  Creditanstalt  und  der  Regierung  haben  den  Weiterbau 
gesichert.  Für  die  künftigen  Bauten  sollen  die  im  Besitze  der  Gesellschaft 
befindlichen  50,000  Stück  Actien  die  Mittel  gewähren,  sobald  sie  ohne  zu 
grossen  Schaden  begeben  werden  können.  Ueber  die  Rentabilität  ein  Urtheil 
zu  fällen,  wäre  yerfrüht. 

§.  187. 

Dritte  Gruppe.  Sonstige  deutsche  Frivatbahnen. 

Die  deutschen  Mittel-  und  Klein-Staaten  haben,  wie  wir  in  der  ersten  Ab- 
theilung gesehen,  den  Eisenbahnbau  grossentheils  direct  in  die  Hand  genommen 
und  auf  Staatsrechnung  ausgeführt.  Da,  wo  diess  ausschliesslich  geschah,  war 
selbstyerständlich  keine  Yercmlassung  zu  besonderen  Gesetzen  für  den  Priyat- 
dsenbahnbau  gegeben.  Wir  finden  daher  solche  auch  nur  in  Bayern,  welches 
neben  dem  Staatsbau  auch  den  Priyatbau  zuHess  und  neuerdmgs   auch  in 
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HannoTer  und  Baden.  Einen  Auszug  auB  dem  bayerischen  Concessionsgesetaa 
haben  wir  oben  ß.  180  gegeben,  worauf  wir  uns  beziehen.  In  den  übrigen 
Staaten  mit  Privateisenbahiien  sind  die  Yerhaltnisse  zwischen  den  Gesell- 
schaft^i  und  der  Staatsgewalt  je  in  den  Concessionsurkunden  geregelt  worden. 
Wir  werden  daher  bei  jeder  emzehien  Bahn  das  Nöthige  bemerken. 

1)  Bayerische  Ostbahnen.  Concession  vom  12.  April  1856  auf  99  Jahre, 
vom  Tage  der  Concession  an  gerechnet  Eröffnung  des  gesammten  Bahn- 
netzes imOctbr.  1861,  nachdem  schon  Torher  einzelne  Strecken  dem  Verkehre 
übergeben  waren.  Anschlüsse  an  die  bayer.  Staatsbahnen,  an  die  Elisabeth- 
und  an  die  böhmische  Westbahn.  Staats garantie  siehe  oben  S.  179. 
Sonstiges  Yerhältniss  zum  Staate:  die  Regierung  stellt  die  Maximalsätze 
des  Tarifs  fest  Die  GeseUschaft  ist  allen  Staats-  und  öffentlichen  Lasten  und 
Steuern  unterworfen.  Nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  sind  alle  aus  der 
Concession  entspringenden  Bechte  erloschen,  jedoch  yerbleibt  der  Gesellschaft 
ihr  gesammtes  bewegliches  und  unbewegliches  Eigenthum.  Dieses  kann  der 
Staat  auch  vorher,  nämlich  nach  Ablauf  der  Garantiezeit,  gegen  Bezahlung 
des  Werths  sämmtUcher  Actien  nach  dem  Frankftirter  Durchschnittsborsenoourse 
der  vorangegangenen  10  Jahre  an  sich  lösen.  Die  Einlösungssumme  muss 
indessen  mindestens  den  Betrag  des  von' der  Begierung  genehmigten  Bau-  und 
Einrichtungscapitals  sammt  dem  Beinertrage  des  Ablösungajahres  erreichen, 
üebersteigt  die  Bahnrente  47«  Vo?  so  ist  cUe  Hälfte  des  Mehrertrags  zur  Er- 
stattung der  etwaigen  Staatszuschüsse  nebst  27«  7^  Zinsen  zu  verwenden.  Bei 
einem  Beinertrage  von  mehr  als  5  7<>  ist,  wenn  an  den  Staat  nichts  mehr  zn 
ersetzen  ist,  folgende  Quote  an  denselben  abzugeben:  V&  7»  bei  einem  Ertrage 
von  5  Vß  7o  —  6  V»  7o;  7^  7o  bei  einem  Ertrage  von  6  V*  —  77s  V«  7«  bei  7—8  7o 
Ertrag  und  die  Hälfte  des  Mehrertrags  über  6  ^/o^  wenn  die  Bahn  8  7«  oder 
mehr  rein  abwirft.  Die  Bahn  ist  für  zwei  Geleise  anzulegen;  das  zweite  €^- 
leis  braucht  aber  erst  hergestellt  zu  werden,  wenn  die  betreffende  Strecke 
60,000  fi.  pr.  Stunde  brutto  abwirft;.  Gesellschaftsorgane:  Yerwaltungs- 
rath  aus  18  Mitgliedern  und  6  Ersatzmännern.  6  der  ersteren  nebst  deren 
Stellvertreter  werden  durch  die  Begierung  ernannt  Bis  zum  Ablaufe  des  6. 
Jahres  nach  Eröffnung  sämmtlicher  Bahnen  bilden  die  9  Concessionäre  (den 
Fürsten  v.  Turn  und  Taxis  an  der  Spitze)  mit  5  von  der  Regierung  ernann- 
ten Mitgliedern  den  Yerwaltungsrath.  Direction  von  diesem  bestellt  Gene» 
ral Versammlung  wird  nach  der  Bestimmung  des  Yerwaltungsraths  berufen« 
Stimmrecht:  5—10  Actien  geben  1  Stimme,  von  11—100  je  10  und  von 
mehr  als  100  je  25  Actien  eine  Stimme  weiter  bis  zum  Maximum  von  30 
Stimmen. 

Der  Bau  des  ganzen  Bahnnetzes  ist  dergestalt  günstig  ausgefallen,  dass 
die  Gesellschaft  15  Mill.  ihres  Actiencapitals  übrig  behielt,  welches  nun  zu 
einer  zweiten  Anschlussbahn  gegen  Böhmen  verwendet  werden  soll.  Ueber 
die  Bentabilität  des  ganzen  Imtemehmens  lässt  sich  Sicheres  bis  jetzt  nicht 
sagen.    Die  Bahnen  sind  aber  gut  situirt. 

2)  Nümberg-Fürth.  Die  erste  Locomotivbahn  Deutschlands,  erhielt  sie 
1834  ein  ausschliessliches  Privilegium  auf  30  Jahre.  Eröffnung  1835. 
Gesellschaftsorgane:  Ausschuss  von  7,  und  Directorium  von  gleich  vielen 
Mitgliedern,  welche  einen  Vorstand  wählen.  Stimmrecht  gewähren  je  5 
Actien  ftir  1  Stimme.  Die  neueste  Anleihe  h  50,000  fl.  ist  zur  Legung  des 
2.  Geleises  beschlossen  worden. 

3)  und  4)  Pfälzische  Bahnen.  Obgleich  die  beiden  Pfälzischen  Bahnen 
zwei  verschiedenen  Gesellschaften  gehören,  so  sind  sie  doch  unter  Einer  Direo- 
tion  und  unter  Einem  Yerwaltungsrath  vereinigt.  Letzterer  besteht  aus  24 
Mitgliedern    und   8   Ersatzmännern.     Davon   wählt  die   Maxbahngesellschaft 
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3  actiye  Mitglieder  und  1  Stellvertreter;  die  übrigen  werden  Seitens  der  Lud- 
-wiffsbahngesellsohalt  nnd  des  Staats  ernannt.  Die  Direction  wird  yom  Yer- 
waltungsrath  bestellt.  Beide  Bahnen  sind  anf  99  Jahre  concessionirt.  Die 
Lndwigsbahn  wurde  1849,  die  Maxbahn  1855  eröffnet  Yerhältniss  zum 
Staate  siehe  oben  S.  179.    Hier  ist  nooh  beizufügen,  dass  beide  Bahnen  ver- 

£  fliehtet  sind,  einen  sogen.  Garantiefonds  zu  bilden,  d.  h.  aus  dem  etwaigen 
[ehrertrfigniss  der  Bahn  über  die  vom  Staate  garantirten  4,  resp.  4V*7<> 
Zinsen  1  70  zurückzulegen,  um  den  Staat  später  nicht  wieder  in  Anspruch 
nehmen  zu  müssen,  so  dass  erst  das  Beinerträgniss  über  5,  resp.  5  Vi  70  als 
Superdiyidende  yertheilt  werden  kann.  Die  Garantiefonds  verbleiben  übrigens 
Ei^enthum  der  Gesellschaften,  auch  wenn  der  Staat  von  seinem  Rückkaufs- 
recht  Gebrauch  macht,  oder  wenn  die  Bahnen  nach  Ablauf  der  Concession 
anheimfallen.  Anschlüsse  der  Ludwigsbahn:  an  die  preuss.  Saarbrücker 
und  an  die  hessische  Ludwigsbahn;  der  Maxbahn  an  die  Paris-Strassburger 
und  an  die  pfölzische  Ludwigebahn.  Generalversammlung  im  Decbr.,  da 
alle  bayer.  Bahnen  das  Staatsrechnungsjahr  vom  l.Octbr.  bis  30.  Septbr.  an« 
genommen  haben. 

Bedingung  fernerer  Prosperität  der  pfälzischen  Bahnen  ist  ihr  Anschluss 
an  die  rechtsrheinischen  Schienenstrassen  mittelst  einer  festen  Rheinbrücke  bei 
Mannheim.  Die  Regierung  hat  die  Concession  zum  Bau  dieser  Brücke  und 
einer  Zweigbahn  vonWieden  nach  Karlsruhe  von  der  Erbauung  zweier  Zweig- 
bahnen von  Speyer  nach  Germersheim  imd  von  Homburg  nach  Set.  Ingbert, 
der  Yerwaltungsrath  seinerseits  aber  die  Uebemahme  dieser  Zweigbahnen 
von  dem  Verzicht  auf  das  Rückkaufsrecht  des  Staats  abhängig  gemacht. 
Wie  sich  die  gegenseitigen  Ansprüche  vereinigen  werden,  bleibt  abzuwarten. 
5)  Dresden-Tnarand.  Concession  vom  26.  August  1854.  Eröffnung 
der  Hauptbahn  1855,  der  Zweigbahnen  1855  und  1856.  Die  letzteren  sind 
theOs  nur  Pferdebahnen.  Yerhältniss  zum  Staat:  Bis  3  Jahre  nach  der 
Bauzeit  geniesst  die  Bahn  Gewerbesteuer^iheit.  Sie  kann  von  der  Regierung 
im  Falle  ihrer  Yerlängerung  bis  Freiberg  von  der  Betriebseröffbung  dieser 
Strecke  an  jeder  Zeit,  sonst  aber  erst  nach  Ablauf  des  20.  Betriebsjahres  er- 
worben werden,  und  zwar  zu  folgenden  Preisen:  a)  wenn  der  Ankauf  inner- 
halb der  ersten  5  Betriebsjahre  geschieht,  den  Betrag  des  Anlagecapitals  unter 
Zuschlag  von  V«  V^  ^  jedes  an  20  Jahren  noch  fehlende  3&\kr;  b)  wenn  der 
Ankauf  später,  aber  vor  dem  20.  Betriebsjahre  erfolgt,  den  25faclien  Betrag 
der  Durchschnittsdividende  von  den  letzten  5  Jahren  unter  Zuschlag  V>V<*  f£ 
jedes  an  20  Jahren  noch  fehlende  Jahr,  jedenfalls  aber  das  Anlagecapital;  c) 
nach  dem  20.  Betriebsjahre  wird  der  25fache  Betrag  der  letzten  10jährigen 
Durohschnittsdividende  vergütet  Gesellschaftsorgane:  Ausschuss  von  12 
Mitgliedern,  wovon  die  Generalversammlung  8,  der  Ausschuss  selbst  4  wählt. 
Directorium  von  3  Mitgliedern.  Stimmrecht:  1  Actio  gibt  1  Stimme,  2—5  = 
2,  21  —  50  =  5,  76—100  =  7  Stimmen  u.  s.  w.  Ein  Reservefonds  soll 
gebildet  werden  aus  der  Hälfte  des  Reinertrags  der  Bahn,  nachdem  zuvor  die 
Actionäre  4  Vo  Dividende  erhalten  haben,  bis  zur  Höhe  von  5  7^  des  Actien- 
capitals.  Letzteres  war  anfänglich  auf  1,700,000  Thlr.  festgesetzt,  vnurde  aber, 
nachdem  viele  Zeichner  keine  Einzahlungen  mehr  leisteten,  auf  900,000  Thlr. 
reducirt. 

Die  Bahn  ist,  so  lange  die  Fortsetzung  nach  Freiberg-Chemnitz  mangelt, 
nemlich  hoffnungslos.  Es  wurden  desshalb  Yerhandlungen  mit  der  Regierung 
wegen  freiwilliger  Abtretung  derselben  angeknüpft.  Da  diese  nur  50  Thhr. 
in  4  70  Staatsschuldscheinen  nebst  einem  zweifemaften  Ctenussschein  für  die 
Aotie  bot,  die  Generalversammlung  aber  dieses  OflSert  zu  niedrig  fand,  so 
haben  die  gethanen  Schritte  noch  zu  keinem  Ziele  geführt. 

M  0  •  •  r ,  CapltftUnUge  in  Wortbpftpleren.  35 
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6)  Ghemilitz-Würsclmitz.  Eohlenbahn.  Ooncession  Yom  2.Dec.  1856. 
Eröffnung  Ende  1858.  YerhältniBS  zum  Staate:  Die  Regierung  hat 
den  Betrieb  auf  20  Jahre  gegen  eine  Vergütung  von  1,  resp.  V2  Ngr.  för 
jeden  auf  der  oberen  oder  unteren  HäUte  der  Bahn  zum  Transport  über- 
gebenen  Scheffel  Kohlen  übernommen.  Sie  hat  das  Recht  des  Rückkaufs  der 
Bahn  wie  gegenüber  der  Dresden-Tharander,  nämlich  im  Falle  der  Fortführung 
nach  Stolberg  oder  weiter,  wenn  diese  nicht  von  der  Gesellschaft  selbst  er- 
folgt, vom  Zeitpunkte  der  Vollendung  dieser  Verlängerung  an,  sonst  nach 
Umfluss  des  20.  Betriebsjahres.  Der  Kaufpreis  hat  zu  betragen:  in  dem  bei 
der  Tharander  Bahn  angeführten  Falle  ad  a:  das  Anlagecapital  nebst  4t  V^ 
Zinsen  während  der  Bauzeit  und  5  V<>  während  der  Betriebszeit,  nach  Abzug 
der  bezogenen  reinen  Betriebseinnahme;  im  Falle  b.  und  c:  den  25fachen 
Betrag  der  letzten  5jährigen  Durchschnittsdividende,  und  wenn  dieser  weniger 
betrüge  als  das  Anlagecapital  incl.  Bauzinsen,  dieses  letztere.  Gesellschafts* 
organe:  Ausschuss  von  12  Mitgliedern,  wovon  die  Generalversammlung  9, 
der  Ausschuss  selbst  3  wählt.  Dii'^ction  von  3  Mitgliedern.  Generalver- 
sammlung 8  Wochen  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahres.  Stimmrecht: 
jeder  Actionär  hat  mindestens  1  Stimme,  101 — 150  Actien  geben  8  Stimmen  etc. 
Reservefonds  wie  Bahn  5. 

7)  Leipzig-Dresden.  Genehmigung  des  Statuts  vom  5.  Juni  1886  am  20. 
März  1837.  Eröffnung  der  ganzen  Bahn  am  8.  April  1839.  Sie  ist  un- 
widerrufliches Eigenthum  der  Gesellschaffe.  Als  Aoquivalent  fübr  die  dem  Staat 
entgehenden  Posteinnahmen  zahlte  sie  ursprüngUch  jährlich  10,000  Thhr. 
und  hat  künftig  zu  zahlen:  wenn  die  Actien  4V« 7^  Rente  beziehen,  12,000  Thlr., 
wenn  sie  bVo  empfangen,  15,000  Thlr.  Organe:  Ausschuss  von  80  Mitglie- 
dern, 20  von  der  Generalversammlung,  10  vom  Ausschuss  selbst  gewählt. 
Directorinm  von  5  Mitgliedern,  vom  Ausschuss  aus  den  Actionären  gewählt 
Generalversammlung  län^tens  8  Monate  nach  Ablauf  des  Redinungs- 
jahres.  Stimmrecht:  1  Actio  gibt  1  Stinmie;  2 — 5  Actien  =  2  Stimmen  etc. 
Anschlüsse:  an  die  Chemnitzer  Staats-,  an  die  Berlin-Anhalt'sche  und  an 
die  Magdeburg-Leipziger  Bahn.  Die  Gesellschaft  hat  das  Privilegium  zur  Aus- 
gabe von  500,000  Thlr.  imverzinslichen  Papiergelds.  Ihre  Prioritätsobligatio- 
nen erster  Emission  gemessen  bei  der  Rückzahlung  Prämien,  welche  1840  in 
1  ^0  des  Capitals  bestanden  und  seitdem  in  jedem  Jahre  um  1  7^  gestiegen 
sind  und  so  auch  fernerhin  steigen. 

Die  Bahn  ist  die  älteste  grössere  Locomotivbahn  Deutschlands  und  war 
bisher  eine  der  rentabelsten.  Seit  Eröffnung  der  Wien-Salzburger  Linie  hat 
sie  viel  verloren  und  es  droht  ihr  noch  grössere  Concurrenz  von  der  Tharand- 
Freiberg-Chemnitzer  Bahn.  Dennoch  haben  die  Actionäre  einen  1856  Seitens 
der  Regierung  gestellten  Antrag,  die  Bahn  gegen  eine  8proc.  Verzinsung  zn 
übernehmen,  abgelehnt,  und  zwar  wohl  mit  allem  Rechte;  denn  das  Unter- 
nehmen wird  bei  gleich  solider  Verwaltung  trotz  der  neuen  Concurrenz  eine 
genügende  Rente  gewähren. 

8)  nnd  9)  Löbau-Zittau  nnd  Zittan-Reiclieiiberg.  Beide  Bahnen  bilden 
ein  Ganzes  und  sind  für  immer  in  Verw^tung  der  K.  sächsischen  Regierung. 
Die  letztere  besitzt  vom  Actien-Capital  der  Löbau-Zittauer  Bahn  den  4.  Th^ 
(auch  von  den  Prioritätsactien)  und  die  Actien  der  Zittau-Reichenberger  Bahn 
fast  ganz.  (Nur  914  Actien  wurden  von  Privaten  gezeidinet.)  Sie  führt  eben- 
desshalb  in  den  Generalversammlungen  Vc  aller  Stimmen.  Hinsichtlich  der 
Staatsgarantie  für  die  Zittau-Reichenberger  Bahn  siehe  oben  S.  84  und 
218.  Sie  trifft  grösstentheils  Oesterreich,  da  7«  der  Bahn  auf  böhmischem 
Gebiete  liegen.  Das  Verhältniss  der  Löban-Zittauer  Bahn  zum 
sächsischen  Staate  ist  folgendes:  die  Regierung  kann  die  Bahn  nach  Ab- 
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lauf  Ton  25  Betriebsjahren  an  sieb  losen.  Beträgt  die  DurchBcbnittsdiyidende 
der  vorausgegangenen  10  Jahre  4  7°  oder  weniger,  so  werden  die  Actien 
fortan  mit  470  verzinst;  beträgt  aber  die  Dividende  mehr,  so  erhalten  die 
Actionäre  för  den  Mehrbetrag  entweder  durch  das  25fache  desselben  oder 
durch  eine  demselben  entsprechende  Rente  besondere  Entschädigung.  Auch 
kann  die  Begierung  die  Bahn  auf  diese  Weise  auf  Einmal,  oder  durch  all- 
mälige  Erwerbung  der  Actien  im  Wege  der  Ausloosung  an  sich  bringen. 
Gesellschafts Organe:  Jede  Gesellschaft  wählt  einen  Ausschuss  von  9  Mit- 
gliedern, zu  V>  in  der  Generalversammlung,  zu  V>  im  Ausschuss  selbst.  Beide 
Ausschüsse  ernennen  mit  der  Regierung  die  gemeinschaftliche  Direction  von  3 
Mitgliedern,  jeder  Theil  ein  Mitglied. 

Das  ganze  Unternehmen  verspricht  keine  hohe  Rente  und  wird  später  oder 
froher  ins  Eigenthum  des  sächsischen  Staats  übergehen.  Doch  bessern  sich 
die  Yerhältnisse  der  Bahnen  von  Jahr  zu  Jahr. 

10)  Hessische  Ludwigsbahn.  Concession  der  Strecke  Mainz-Worms 
1845,  der  Linien  Mainz-Bingen  und  Aschaffenburg  1856.  Eröffnung  der 
ersteren  25.  Aug.  1853,  der  Mainz-Aschaffenburger  Strecke  4.  Dec.  1858,  der 
Linie  Mainz-Bingen  Ende  1859.  Die  Rhein-Alzey  Bahn  wurde  alsdann  von 
der  gleichnamigen  Gesellschaft  erworben;  die  Bischofsheim -Frankfurter  ist 
noch  nicht  in  Angriff  genommen.  Anschlüsse  an  die  Pfälzischen,  Rheini- 
schen und  Bayerischen  Bahnen.  Concessionsdauer:  99  Jahre.  tUebemimmt 
der  Staat  nach  Umfluss  dieser  Zeit  die  Bahn,  so  soll  deren  Werth  durch 
Taxation  erhoben  und  vergütet  werden.  Uebrigens  kann  er  dieselbe  schon 
nach  Ablauf  von  25  Betriebsjahren  gegen  Erstattung  der  Anlagekosten  an 
sich  bringen.  Die  Darmstädiische  Re^erung  hatte  sich  ursprünglich  mit  einem 
Actienbe&ag  von  1,200,000  fl.  betheiMgt,  für  welche  sie  jedoch  den  gleichen 
Nominalbetrag  von  den  neuen  Prioritätsobligationen  erhielt.  Auch  die  Actio- 
näre der  Rhein-Alzeyer  Bahn  erhielten  für  ihre  Actien  Obligationen  im  Belaufe 
von  1,200,000  fl.  Die  früher  unter  Lit.  A.,  B.  und  C.  emittirt  gewesenen 
Actien  wurden  1860  eingezogen  und  neue,  völlig  gleichberechtigte  Stücke  auf 
Höhe  des  ganzen  Actiencapitals  ausgegeben.  Die  Gesellschaft  hat  bei  Mainz 
eine  feste  Rheinbrücke  herzustellen.  Gesellschaftsorgane:  Verwaltungs- 
rath  aus  7  jetzt  von  der  Generalversammlung  allein  zu  wählenden  Mitgliedern 
(früher  hatte  die  Regierung  ein  Mitglied  zu  ernennen;  übrigens  ward  auf  der 
letzten  Generalversammlung  beschlossen,  den  derzeitigen  Regierungscommissär 
als  stimmführendes  Mitglied  des  Verwaltungsraths  zu  belassen).  Direction 
vom  Verwaltungsrath  bestellt  (1  Director).  Generalversammlung  im  April. 
Stimmrecht:  8  Actien  geben  1  Stimme,  Maximum  der  auf  1  Actionär  zu- 
lässigen Stimmen:   10. 

Dem  Unternehmen  ist  aller  Berechnung  nach  eine  glückliche  Zukunft  in 
Aussicht  gestellt. 

11)  Cülirfiirst-Frledrich-Willielm-Nordbalm.  Concession  vom  2.  Oct. 
1844.  Eröffnung  der  ganzen  Bahn  am  28.  März  1851.  Anschlüsse  an 
die  Thüringer,  Main-Weser  und  die  preussisch-westphälische  Staatsbahn.  Ver- 
hältniss  zum  Staat:  Letzterer  kann  die  Bahn  nach  Umfluss  von  30  Jah- 
ren mit  allem  Zubehör  auf  1jährige  Kündigung  gegen  Vergütung  des  25fachen 
Betrags  der  Durchschnittsdividende  aus  den  letztvorangegangenen  5  Jahren 
einlösen.  Beträgt  der  Reinertrag  der  Bahn  über  6  V«?  ßo  muss  V»  d©8  Mehr- 
ertrags zur  Bildung  eines  Amortierationsfonds  verwendet  werden,  um  daraus 
Actien  nach  dem  Tagescourse  anzukaufen,  welche  in  das  Eigenthum  des  Staats 
übergehen.  Reservefonds:  demselben  sollen  bei  einem  Reinertrag  von 
weniger  als  4'/»  >  jährlich  5000  Thlr.,  von  mehr  als  4V*  7»  aber  jährlich  V*  7» 
des  Actiencapitals  einverleibt  werden.     Indess  hat  die  GeneralversamnüaDg 
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Yon  1858  selbst  beschlossen,  jährlich  mindestens  30,000  Thir.  znrfickznlegen. 
Organe:  Yerwaltungsrath  yon  12  und  Direction  von  7  Mitgliedern.  9  der 
erstem  wählt  die  Generalversammlnnff,  3  bestellt  die  Rc^erung.  Auch  in  die 
Direction  ernennt  die  letztere  3  Mit^eder,  während  die  4  andern  Yom  Yer- 
waltungsrath gewählt  werden.  GeneralYersammlungim2.  Quartal.  S  t  i  mm- 
recht:  5 — 10  Actien  geben  1  Stimme,  yon  mehr  ab  10  Actien  kommt  auf 
je  10  eine  weitere  Stinmie  bis  zum  Maximum  von  10  Stimmen. 

Die  Bahn  hat  mit  grosser  Concurrenz  zu  kämpfen  und  daher  wenig  Aus- 
sicht auf  grossere  Rentabilität. 

12)  Werra-Bahn.  Concession  yom  21.  Decbr.  1855.  Eröffnung  der 
Strecke  Eisenach-Sonneberg  am  6.  Dec  1858,  Coburg-Lichtenfels  am  24.  Janr. 
1859.  Verbindung  mit  der  Bayer.  Staats-  und  mit  der  Thüringer  Bahn. 
Yerhältniss  zu  den  Thüringischen  Staaten:  die  Regierungen  yod 
Sachsen-Meiningen,  Weimar  und  Coburg  haben  4  7«  Reinertrag  aus  einem 
Anlagecapital  yon  8  Mill.  Thlr.  bis  zu  Ende  1868  garantirt,  und  zwar  die 
erstere  mi  4  Mill.,  ;die  letzteren  beiden  je  für  2  Ifill.  Thlr. ;  auch  hat  jede 
dieser  Regierungen  sich  am  Actiencapital  mit  Vi  Mill.  betheiligt.  Nach  30 
Jahren  können  sie  die  Bahn  gegen  yolle  Entschädigung  an  sich  kaufen.  Ter- 
hältniss  zum  bayerischen  Staate:  B^em  hat  die  Strecke  Coburg-Lich- 
tenfels gebaut  und  der  Werrebahn  auf  40  Jahre  in  Pacht  überlassen,  derge- 
stalt, dass  die  Gesellschaft  4  ^o  des  Baucapitals  als  Ertragsrente  und  ausser- 
dem eine  Annuität  an  die  Bayer.  Regierung  zu  zahlen  hat,  durch  welche  jenes 
Baucapital  während  der  Pachtperiode  getagt  wird.  Alsdann  fallt  die  Strecke 
der  Gesellschaft  eigenthümlich  anheim.  Gesellschaftsorgane:  Yerwal- 
tungsrath yon  12  Mitgliedern,  woyon  die  Generalyersammlung  8  wählt,  Mei- 
ningen 2,  Weimar  1  und  Coburg  1  ernennen.  Generalyersammlung  im 
2.  Quartal,  abwechselnd  zu  Eisenach,  Meiningen,  Hildburghausen  und  Coburg. 
Stimmrecht:  wie  bei  der  yorstehenden  Bahn  Nr.  11.  Reseryefonds: 
Vi  Vo  des  Ertrags  soll  bis  zur  Höhe  yon  5  V^  des  Actiencapitals  zurückgelegt 
werden. 

Ueber  die  Rentabilität  des  Unternehmens  lässt  sich  jetzt  ein  sicheres  Ur- 
theil  noch  nicht  fallen.    Die  Baukosten  sind  übrigens  yerhältnissmässig  hoch. 

13)  Meklenburgische  Bahn.  Concession  yom  10.  März  1846.  Eröff- 
nung 13.  Mai  1850.  Verbindung  mit  der  Berlin-Hamburger  Bahn.  Ver- 
hältniss  zum  Staat:  dieser  kann  die  Bahn  nach  Ablauf  des  30.  Betriebs- 
jahres gegen  Vergütung  des  25fachen  Betrags  des  Durchschnittsertrags  aus 
den  letzt  yorangegangenen  5  Jahren  an  sich  ziehen.  Staatsgarantie  rar  die 
Prioritätsobligationen  Lit.  A.  und  B.  siehe  oben  S.  404.  Für  das  Anlage- 
capital einer  projectirten  Verbindung  mit  der  Berlin-Stettiner  Bahn  ä  5V«Äfill. 
Thlr.  haben  beide  Meklenburg  eine  Zinsgarantie  yon  4  Vo  nebst  V«  V^  Amor- 
tisation in  Aussicht  gestellt,  jedoch  erst  nachdem  die  Gesellschaft  f&r  V'V« 
aufgekommen,  insofeme  ihr  Jahreserträgniss  es  gestatten  sollte;  andernfalls 
Nachz^ung,  wenn  die  Actien  über  2  Vo  erhalten.  Organe:  Ausschuss  yon 
12,  Direction  yon  5  Mitgliedern,  woyon  3  aus  der  Zahl  der  Actionäre  zu 
nehmen.  Generalyersammlung  im  Mai.  Stimmrecht:  je  10  Aoüen 
geben  1  Stimme  bis  zu  10  Stimmen  als  Maximum.  Reseryefonds:  bei 
2V«  >  Reinertrag  soll  V*  Vo,  bei  2Vi— 5  V«  Reinertraff  V»  V»  und  bei  höherem 
Erträgniss  1  Vo  bis  zu  10  Vo  des  Actiencapitals  zurückgelegt  werden.  Sogen. 
Schuldyerschreibungen:  diese  wurden  den  Actionären  1849  statt  der  ihnen 
zukommenden  Bauzinsen  ausgestelli  Sie  werden  nur  dann  lunortisirt,  wenn 
die  Diyidende  mehr  als  2  Vo  beträgt. 

Die  Bahn  ist,  wie  Meklenburg  selbst,  isolirt  und  leidet  unter  d«n  meUen- 
burgischen  Zollsysteme;  auch  fehlt  ihr  ein  ausgiebige  Looalyerkehr. 
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14—16)  Holstelnisclie  Salinen.  Sie  gehören  drei  Terscldedenen  Gesell- 
schaften, GlückstadirEhnshom  (Nr.  15)  nnd  Rendsburg-Nenmünster  (Nr.  16) 
stehen  aber  im  YerhSltniss  von  Zweigbahnen  zu  Altona-Kiel  (Nr.  14)  und  war 
bisher  ihr  Betrieb  der  letzteren  Gesellschaft  überlassen.  Die  Bendsburg-Neu- 
münster  GFeseUschaft  kündigte  indess  1859  und  hat  den  Betrieb  seit  1.  Janr. 
1861  wieder  selbst  übernommen.  Auch  die  letzte  Generalversammlung  der 
Glückstadt-Elmshomer  Bahn  hat  ihren  Ausschuss  ermächtigt,  nach  Bernden 
Trennung  yon  Altona-Eiel  zu  bewirken.  Alle  drei  Bahnen  sind  1842  auf  100 
Jahre  concessionirt  worden.  Eröffnet  wurde  Altona-Eiel  1844,  Glück- 
stadt-Elmshom  1845,  die  Fortsetzung  dieser  bis  Itzehoe  1857,  Rendsburg- 
Neumünster  1845.  Von  der  Betriebseröfi&iung  an  läuft  die  Conoession.  Ge- 
sellschaftsorgane und  Stimmrecht:  Nr.  14:  Ausschuss  von  25,  Direo- 
tion  von  5  Iffitgliedem;  1 — 9  Actien  =  1  Stimme,  50 — 99  =  4  Stimmen; 
Nr.  15:  Ausschuss  von  11,  Direction  von  2  Miigliedem;  1 — 4  Actien  «  1 
Stimme,  5— -9  =  2,  10 — 19  =  8  Stimmen  u.  s.  w.;  Nr.  16:  Ausschuss  von 
9,  Direction  von  3  Mitgliedern;  1  —  8  Actien  =  1  Stimme,  4  — 10  s  2, 
51 — 100  =  5  Stimmen  etc.    Generalversammlungen  im  2.  Quartal. 

17)  Frankfort-Hanau.  Concession  1844  auf  99  Jahre.  Eröffnung 
1848.  Anschlüsse  an  die  bayer.  Staats-  und  an  die  in  Frankfurt  münden- 
den Bahnen.  V*  Meile  liegt  auf  Frankfurter,  der  Rest  auf  Churhessischem 
6hebiete.  Die  Yerbindungslinie  Eahl-Aschaffenburg  hat  Bayern  um  1,078,178  fl. 
erbaut  und  der  Gesellschaft  gegen  einen  Pachtschilling  von  3  V«  dieses  An- 
lagecapitals  verpachtet.  Indessen  hofft  der  Yerwaltungsrath  auf  eine  Ermäs- 
sigung des  Pachtiocars.  Yerhältniss  zum  Staat:  Nach  50  Betriebsjahren 
steht  ihm  das  Recht  des  Rückkaufs  der  Bahn  um  den  25fachen  Betrag  der 
Durchschnittsdividende  von  den  letzten  5  Jahren  zu.  Ist  die  Concession  ab- 
gelaufen, so  kann  er  die  Bahn  gegen  Vergütung  des  Taxationswerths  an  sich 
nehmen,  oder  deren  Yeräusserung  verfügen.  Öesellschaftsorgane:  Yer- 
waltungsrath von  5  Mitgliedern,  wovon  abwechselnd  je  2  und  resp.  3  in  Frank- 
furt und  Hanau  wohnhaft.  Stimmrecht:  10  Actien  geben  1  Stimme;  über 
10  Stimmen  kann  Niemand  in  sich  vereinigen.  Reservefonds:  Wenn  die 
Dividende  5  7<>9  soll  ein  entsprechender  Betrag  bis  zur  Höhe  von  100,000  fl. 
zurückgelegt  werden. 

Die  Actien  gemessen  8V*  V^  feste  Zinsen.  Bei  den  geschmälerten  Betriebs- 
einnahmen der  letzten  Jahre  konnten  diese  nur  mit  Angriff  des  Reservefonds 
ausbezahlt  w^den  und  letzterer  ist  nun  bald  erschöpft.  Ein  Emeuerungsfonds 
mangelt  ohnediess  und  es  ist  dringendes  Bedürfiuss,  (die  Statuten  diessfalls 
einer  Revision  zu  unterwerfen.  Die  Gesellschaft  hofft  übrigens  von  der  end- 
lichen Realisirung  des  Bebra-Fulda-Hanauer  Projects  wieder  bessere  Zeiten. 

18)  Frankfort-Homburg.  Ueber  diese,  erst  am  10.  Sept.  1860  eröfi&iete 
Bahn  gehen  uns  die  Statuten  ab.  Wir  müssen  uns  daher  auf  die  in  der  Ta- 
belle gegebenen  Notizen  beschränken. 

19)  Taanns-Bahn.  Concession  von  1838  auf  99  Jahre.  Eröffnung 
am  13.  April  1840.  Nach  Ablauf  der  Concession  können  die  betheiligten 
Regierungen  von  Frankfurt,  Darmstadt  und  Nassau  die  Bahn  nebst  Zubehör 
um  den  Taxationswerth  übernehmen  oder  die  Yeräusserung  derselben  verlan- 
gen. Aus  diesem  Grunde  ist  seit  1852  ein  mit  jährlichen  3000  fl.  dotirter 
Amortisationsfonds  angesammelt  worden,  welcher  Ende  1860  mit  Zinsen 
36,018  fl.  betrug.  Organe:  Yerwaltungsrath  von  6  activen  und  3  stellver- 
tretenden Mit^hedem.  Dieser  ernennt  den  Director.  Generalversamm- 
lung im  Apnl.  Stimmrecht:  10  Actien  gewähren  1  Stimme;  über  10 
Stimmen  kann  Niemand  in  sich  vereinigen. 

Die  Bahn  hat  bisher  schöne  Resultate  geliefert,  sie  hat  aber  jetzt  schau 
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mit  neuen  Concurrenzlinien  zu  kämpfen,   und  es   droht  ihr  noch  gi^isere 
Rivalität 

20)  Hamburff-Bergedorf.  Die  Bahn  ist  die  Fortsetzung  der  BerHn-Hamr 
burger  Bahn  auf  Hamburgiscbem  Gebiete  und  in  Betrieb  der  letzteren.  Con- 
cession  1840,  Eröffnung  1842.  Yerhältniss  zum  Staate:  derselbe 
hat  sich  mit  5160  Stück  Actien  betheiligt.  Die  Privatactien  sollen  zunächst 
eine,  nöthigensfalls  durch  Nachzahlung  yon  Rückständen  Mherer  Jahre  aus 
besseren  Betriebsergebnissen  späterer  Perioden  zu  ergänzende  Rente  von  4  ^o 
erhalten.  Reicht  der  Ertrag  weiter ,  so  soll  V*  Vo  des  ganzen  Actiencapitals 
dem  Staat  zum  Zwecke  der  Einlösung  von  Privatactien  im  Wege  der  Yer- 
loosung  zum  festen  Course  von  120  ^/o  zufallen.  Die  gleiche  Bestimmung  er- 
halten auch  die  auf  die  Staatsactien  fallenden  Dividenden  über  4  Vo.  Beide 
Amortisationsquoten  können,  wenn  sie  den  Betrag  von  50,000  Mrk.  Bco.  jähr- 
lich nicht  erreichen  sollten,  vom  Staat  auf  diese  Summe  aus  andern  Mitteln 
ergänzt  werden.  Auf  diese  Weise  gelangt  die  Bahn  nach  und  nach  in  das 
Eigenthum  des  Staats.  Yerhältniss  zur  Berlin-Hamburger  Bahn: 
Diese  zahlt  aus  dem  Anlagecapital  des  Hamburger  Bahnhofs  eine  Paohtver- 
gütung  von  4  7«  und  aus  der  Bahn  selbst  ein  Pachtlocar  von  50  ^/o  der  Brutto- 
einnahme. In  unserer  Tafel  erscheint  daher  nur  dieses  Pachtgeld:  Organe: 
Ausschuss  von  20,  Direction  von  5  Mitgliedern.  Generalversammlung 
im  2.  Quartal.  Stimmrecht:  10  Actien  geben  1  Stimme;  Maximum:  fünf 
Stimmen. 

Die  finanzielle  Prosperität  des  Unternehmens  ist  durch  den  grossen  Local- 
verkehr,  durch  die  Staatsbetheiligung  und  den  Umstand  sicher  gestellt,  dass 
die  Berlin-Hamburger  Bahn  die  Hamburg-Bergedorfer  niemals  entbehren  kann. 

21)  Lübeck-Büclien.  Ooncession  vom  18.  und  27.  Febr.  1850  auf  100 
Jahre.  Eröffnung  am  15.  Octbr.  1851.  Was  mit  der  Bahn  nach  Ablauf  der 
Goncession  geschehen  soll,  darüber  ist  zumYoraus  nichts  bestimmt  Die  bei- 
den betheiligten  Regierungen  von  Lübeck  und  Dänemark  (Holstein)  haben  sich 
Weiteres  vorbehalten.  Organe:  Ausschuss  von  15,  Direction  von  5  Mitglie- 
dern. Stimmrecht:  1—5  Actien  gewähren  1  Stimme^  5 — 10  =  2,  11 — 20 
=  3,  21— 40  =  4  Stimmen  etc. 

Die  Gesellschaft  hat  den  Bau  einer  directen  Yerbindungsbahn  zwischen 
Lübeck  und  Hamburg  in  Aussicht  genommen,  zu  welchem  Zwecke  neue  Ac- 
tien im  Belaufe  von  3,600,000  Thlr.  creirt  werden  sollen.  Doch  ist  das  Pro- 
tect noch  nicht  Über  das  Stadium  der  Yorbereitung  hinausgelangi 


Einige  kleine  deutsch-österreichische  Bahnen,  wie  Cottbus-Schwielochsee, 
Gratz-Köflach,  Pressburg-Tymau-Szered^  Cöthen-Bemburg  und  Höchst-Soden, 
haben  wir  übergangen,  da  ihre  Papiere  kaum  Gegenstand  des  Yerkehrs  sind. 


§.  188. 
Fremde  Bahnen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Thatsache,  dass  die  Papiere  einiger  französischen 
und  schweizerischen  Eisenbahngesellschaften  in  Deutschland  Yerbreitung  ge- 
funden haben,  lassen  vnr  eine  Statistik  derselben  folgen.  Aus  der  Tabdle 
wird  leicht  ersichtlich  sein,  dass  bei  aUen  französischen  und  auch  bei  einzd- 
nen  schweizerischen  Bahnen  das  System  der  ObligationenemiBsion  mit  Bück- 
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sAhhiBgsprftmien  hemohend  ist,  über  das  wir  unsere  Ansicht  bei  Besprechung 
der  O^terreiidiischen  Staatsbahnen  (oben  S.  540—41)  dargelegt  haben.  Als  No- 
ndna^erth  dieser  Obligationen  haben  wir  deren  Einlösiingspreis  eingesetzt 
In  welchem  Yerhältnisse  die  französischen  Eisenbahngesellschaffcen  zum 
Staate  stehen,  ist  auf  S.  457  zu  ersehen.  Nur  die  gewährte  Staatsgarantie 
för  das  neue  Bahnnetz  kann  die  Möglichkeit  einer  so  grossen  Ueberlastung 
der  Bahnen  mit  Obligationen,  deren  Emission  noch  lange  kein  Ende  hat,  er- 
klärlich machen.  Den  Nutzen  des  ganzen  Systems  ziehen  aber  die  grossen 
monopolisirten  Actienbesitzer,  welche  die  zu  colossaler  Grösse  centridisirten 
Unteniehmungen  in  Zeiten  der  Noth  um  so  weniger  zu  halten  geneigt  sein 
werden,  als  sie  sich  langst  zuvor  durch  hohe  Dividenden  völlig  schadlos  ge- 
macht haben.  So  lange  die  letzteren  anhalten,  sind  die  Obligationeninhaber 
selbstverständlich  ihrer  Zinsen  sicher;  sobald  aber  eine  Zeit  kommen  sollte, 
in  welcher  keine  Rente  der  Actien  mehr  zu  erwarten  stände,  wird  die  Last 
des  ganzen  Unternehmens  auf  ihre  Schultern  fallen.  Und  wer  wollte  bezwei- 
feln, dass  soldie  Zeiten  eintreten  könnten? 

Die  schweizerischen  Eisenbahnen  haben  sich  keiner  Staatsgarantie  zu 
erfreuen,  wohl  aber  betheiligten  sich  Cantone  und  Städte  am  AmagecapitaL 
Dass  einzelne  Unternehmungen  scheiterten,  noch  ehe  sie  zur  Vollendung  kamen 
(Jura  industriel,  Oranbahn,  Ostwestbahn)  ist  bekannt.  Völlig  lebensfähig  ha- 
ben sich  bis  jetzt  nur  die  Central-  und  Nordostbahn  erwiesen.  Die  Ver- 
einigten Schweizerbahnen,  sowie  die  Westbahn  haben  sich  noch  zu  erproben. 

S.  189. 

B.  BaHken  ind  GrediUiDstalten.  *j 

Wir  beschränken  uns  hier  lediglich  auf  die  deutsch-österreichischen  Insti- 
tute, da  wir  um  so  weniger  annehmen  können,  dass  unsere  Leser  Capitalan- 
lage  in  auswärtigen  Bankactien  suchen  werden,  als  der  Boden  hier  schlüpferig 
ist  und  selbst  die  Actien  der  inländischen  Banken  (mit  rühmlichen  Ausnahmen) 
im  Credit  der  Capitalisten  tief  genug  gesunken  sind.  Diese  letztere  Thatsache 
hat  ihren  guten  Grund,  denn  das  deutsche  Bankwesen  ist,  seitdem  man  die 
Institute  weit  über  das  Bedürfhiss  vermehrt  hat,  ungesund  und  hinfällig.  Nur 
die  älteren  soliden  Anstalten  halten  sich  auf  ihrem  Niveau,  die  neueren  sind 
meist  in  ein  Siechthum  verfallen,  in  welchem  sie  nicht  leben  und  nicht  ster- 
ben können.  Von  Anfang  an  fehlte  ihnen  das  nöthige  Operationsterrain.  Sie 
haben  sich  desshalb,  nur  um  ihren  Fonds  irgend  eine  Verwendung  zu  geben, 
in  Unternehmungen  und  Geschäfte  eingelassen,  die  einerseits  ihre  Mittel  dem 
eigentlichen  Zweck  entfremdeten,  andererseits  enorme  Verluste  verursachten; 
so  namentlich  durch  Betheiligung  an  industriellen  Unternehmungen,  durch 
Gründung  auswärtiger  Commanditen  und  durch  Ankauf  übermässiger  Beträge 
von  Effekten.  In  solchen  liegt  jetzt  ein  grosser  Theil  des  Capitals  ohne 
Nutzen  oder  mit  schlechter  Rente  fest  und  kann  entweder  gar  nicht  oder  nur 
mit  grossen  Opfern  flüssig  gemacht  werden.  Dieser  Umstand  verhindert  selbst 
die  Auflösung  lebensunfähiger  Institute  und  die  Reduction  des  zu  hoch  be- 
messenen Einlagecapitals.  Doch  haben  manche  Banken  seit  neuerer  Zeit 
selbst  jene  Opfer  nicht  gescheut  und  begonnen,  ihren  Effectenbeeitz  zu  v^- 


♦)  Literatur:  Hübner,  die  Banken;  Leipzig,  1854.  Dessen  Jahrbnch  für  Volks- 
wirthschaft  und  Statistik;  Leipzig,  1858—61,  I.— YII.  Jahrgang.  Hocker,  Sammlung 
der  Statuten  aller  Aotiienbanken  Deutschlands;  Cöln,  185». 
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fttuMieni,  dagegen  ihr  Capital  durch  Aufkauf  eigener  Aeiien  onier  pari  in 
redndren.  Wenn  sie  dabei  den  anscheinend  gemaditen  Ooura^winn  snr 
Deckung  sonstiger  Verluste,  oder  gar  zur  Aufbesserung  der  Diyid^ide  Yor- 
wenden,  so  kann  eine  solche  Manipulation  einen  andern  Namen  als  den  eines 
Scheingeschäfts  schwerlich  verdienen.  Dass  aber  die  Operation  ndihig  ist, 
beweist  am  besten  die  fatale  Lage  der  betrefiEenden  Institute. 

Hinsichtlich  der  rechtlichen  Stellung  der  deutschen  Banken  haben  wir 
im  Allgemeinen  yorauszuschicken,  dass  alle  reinen  Actienbanken,  zumal 
die  Zettelbanken,  unter  specieller  Staatsau&icht  stehen  und  keine  Statuten- 
änderung ohne  Genehmigung  der  betreffenden  Regierung  Tomehmen  können. 
Die  Erfahrung  hat  übrigens  bewiesen,  dass  die  Staatsaufsicht  keinen  genügen- 
den Schutz  gegen  Statutenyerietzungen  und  heillose  Wirthschaft  ffewährt 
Beispiele:  die  Dessauer  Landes-  und  die  dortige  Oreditbank.  Bei  den  Zet- 
telbanken gilt  femer  als  allgemeine  Norm,  dass'  alle  ihre  Activen  in  erster 
I^e  fOr  die  ausgegebenen  Noten  haften.  Mit  Ausnahme  der  Prensdschen 
Bank  und  der  Oesterreichisehen  Nationalbank,  welch^  beide  Institute  mit  d^ 
resp.  Staaten  enge  yerwachsen  sind,  muss  sodann  die  Summe  der  emittirten 
Noten  in  einem  gewissen  Verhältnisse  zum  Actiencapital  stehen  oder  ist  über- 
Kiuipt  die  Notencreation  auf  bestimmte  Beträge  beschränki  Auch  hat  man 
in  Deutschland  die  Deckung  der  Noten  durch  einen  Baarfonds  von  mindestens 
Vi — V<  ihres  Betrags  als  Regel  angenommen.  Alle  PriTatbanken  sind  gesetz- 
lich verpflichtet,  ihre  Noten  bei  der  Haupikasse  jeder  Zeit  baar  dnzulösen; 
eine  Ausnahme  macht  nur  die  Oesterr.  Nationalbank,  welche  kaum  mehr  als 
Privatbank  angesehen  werden  kann.  Commanditbankgesellschaften 
bestehen  bis  jetzt  nur  in  Preussen.  Sie  sind:  die  „Berliner  Discontogesell- 
schaft,''  die  „Berliner  Handelsgesellschaft^  und  der  „Schlesische  Bankverein.^ 
Diese  sind  der  Begierungsaufsicht  nicht  unterworfen. 

Was  die  Behandlung  der  Bankpapiere  betrifft,  so  schicken  wir  in  der  ange- 
bi^nen  Tabelle  eine  Uebersicht  über  die  creirten  und  «nittirten  Actien  mit  An- 
gabe der  seit  einer  Reihe  von  Jahren  darauf  bezahlten  Dividenden  und  ihres  neue- 
sten Coursstandes  voran,  während  wir  den  wes^itlidisten  Inhalt  der  Statuten 
und  der  Geschäftsberichte  des  letzten  Jahres  alsdann  folgen  lassen.  Diese 
letzteren  mit  den  Bilanzen  pro  lüt.  Decbr.  1860  liegen  vor  uns,  eine  wSrtlidie 
Reproduction  derselben  hätte  aber  nur  dann  einen  Werth,  wenn  man  sie  mit 
einer  weitläufigen  Analyse  begleiten  kannte,  wozu  uns  der  Raum  abgeht. 
Denn  alle  Bikmzen  schüessen  im  Activ-  und  Passivstand  gleich  ab;  was  aber 
unter  den  Activen  aufgeführt  ist,  ob  die  wahren  Werthe  den  ^gebenen  Zah* 
len  entsprechen,  oder  ob  nicht  vielmehr  fingirte  Ziffern  das  Gleichgewidit  her^ 
zusteUen  bestimmt  sind,  lässt  sich  aus  den  Zahlengruppen  allein  nicht  ent- 
nehmen. Die  Erfahrung  dagegen  hat  gezeigt,  dass  Scheinbilanzen  auf  dem 
Gebiete  des  Bankwesens  nicht  selten  sind.  Aus  demselben  Grunde  können 
hier  selbst  die  bezahlten  Dividenden  nicht  als  absolut  richtige  Gradmesser  der 
Prosperität  angesehen  werden. 

1)  Bayerische  Hypotheken-  und  Wechselbank  In  Mfinchen.  Co  nee s- 
sion  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1834  auf  99  Jahre.  Geschäftskreis: 
Hypotheken-,  Escompt-,  Depositen-,  Giro-,  Leih-,  Feuer-,  Lebens-,  Leib- 
rentenversicherungs-Geschäfk  und  Rentenanstalt.  Dem  Hypothekengeschäfl 
sollen  V»  des  Bankfonds  ä  20  Mill.  Gulden  zugewendet  sein.  Spei^tions- 
und  Oommissionsgeschäfte,  ausgenommen  die  Contocorrents  für  Gutsbesitzer 
und  Gewerbtreibende,  ebenso  Geschäfte  in  ausländischen  Staaispapieren ,  sind 
ausgeschlossen.  Notenausgabe:  Sie  darf  8  Mill.  Gulden  nicht  übersteigen. 
Noten  unter  10  fl.  dürfen  nicht  emittirt  werden.  Deckung  durch  Baarschaft 
zu  V4  und  <birch  Hypothekforderungen  zu  7«  im  doppelten  Betrage.  DieNot^ 
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luii  )iYidende.    Richtig  ist  diese  Annahme  nicht.    Das 
A(  r  ausgegebenen  Aotien  eingezahlt  worden  ist,  siehe 
I  Uten  eigentlich  auf  600  fl.  C.-M. 
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werden  bei  aDeii  BtaatBoaeeen  an  Zahhmg  genonunen  nnd  ron  der  K.  Bank 
in  Nürnberg  eingelöst.  Organisation:  Es  besteht  ein  Bankanssohnss ,  ge- 
lüldet  ans  den  60  höchstbetheiligten  Actionären.  Dieser  yertritt  die  Gesell  - 
sohaft  der  Verwaltung  gegenüber,  controlirt  letztere  und  genehmigt  die  Rech- 
nungen. Er  yersammelt  sich  (an  SteUe  der  G^neralyersanimlnng)  regelmässig 
im  Süürz.  Der  Ansschnss  wählt  auch  aus  den  in  München  wolmenden  Actio- 
nären  die  7  Bankdirectoren.  Letztere  wählen  unter  sich  zwei  Vorstände  und 
eine  Anzahl  Censoren,  welche  darüber  zu  wachen  haben,  dass  nur  an  solide 
Handelsfirmen  discontirt  wird.  Die  Stelle  eines  Directors  ist  ein  Ehrenamt. 
Dagegen  besteht  eine  aus  besoldeten  Beamten  zusammengesetzte  Bankadmini- 
ftration,  welcher  die  specieUe Geschäftsleitnng  zukommt.  Verhältniss  zum 
Staate:  Dieser  hat  der  Gesellschaft  gegenüber,  abgesehen  von  seinem  Rechte 
der  permanenten  Beaufsichtigung,  lemglich  die  Stellung  einer  Privatperson. 
Beservefonds:  er  ist  aus  dem  4.  Theil  des  Nettoertrags  über  8  Vo  gebildet 
und  besitzt  die  statutenmässige  Höhe  yon  1  Vi  Mill.  Gulden.  Alle  Aotien  lauten 
auf  Namen. 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Das  BmttoerträgniBS  aller  Gesohäftsbranchen  war 
1,678,652  fl.,  wonmter  Tom  Hjpothekengeschäft  767,144,  Discontogesohäft  119,171,  Lom- 
bardgesohäft  255,948,  Ertrag  des  Reserrefonds  288,484,  der  FeuerrerBicheningsbranche 
170,000,  der  LebensTerBicherangsanstalt  22,919,  nnd  Gewinn  aus  begebenen  Wech- 
sefai  etc.  41,468  fl.  Die  Ausgaben  betrogen  255,312  fl.  (Regiespesen  71,601,  Abschrei- 
bungen 2,882,  Zinsen  von  Depositen  180,829  fl.).  Reingewinn  1,418,840  fl.  Die  ganze 
(Hschäftsgebahrung  zeigte  dieselbe  Solidität,  wodurch  sich  die  Anstalt  yon  jeher  aus- 
zeichnete. 

2)  Bank  des  Berliner  Oassenvereins.  Concession  vom  lö.Aprü  1850 
auf  10  Jahre,  verlängert  1860.  Geschäftskreis:  Disconto-,  Lombard-, 
Giro-,  Effecten-,  Incasso-,  Depositen  etc. -Geschäfte,  beschränkt  auf  Berlin  und 
auf  inländische  Papiere,  Waaren  und  Urstoffe.  Notenemission:  nur  auf 
H5he  des  Stammcapitals  und  in  Apoints  von  10,  (nicht  mehr  als  100,000  Thlr.) 
20  (100,000  Thhr.),  50  (300,000  Thhr.),  100  und  200  Thlr.,  gedeckt  durch  V» 
Baarschaft  und  Vs  in  discontirten  Wechseln.  Organe:  Ausschuss  nnd  Yer- 
waltungsrath  yon  je  8  Actionären,  ersterer  von  der  Generalversammlung,  letz- 
terer vom  Ausschuss  gewählt.  Direction  von  3  Mitgliedern,  wovon  der  voll- 
ziehende Director  vom  Verwaltungsrath  ernannt  wird,  die  andern  2  Mitglieder 
aber  abwechselnd  aus  diesem  selbst  genommen  werden.'  Generalversamm- 
lung spätestens  im  4.  Monate.  Stimmrecht:  1 — 5  Actien  gewähren  eine 
Stimme,  je  5  weitere  Actien  1  Stimme  mehr  bis  10  Stimmen.  Mehr  als  50 
Actien  kann  kein  einzelner  Theilnehmer  besitzen.  Die  Actien  lauten-  auf 
Namen.  Reservefonds:  Vom  Reinertrag  über  5V<>  ist  die  Hälfte  bis  zu 
einem  Belaufe  von  150,000 Thlr.  zurückzulegen.  Tantidmen:  8Vo  desNetto- 
ertran  fallen  dem  vollziehenden  Director  und  den  Mitgliedern  des  Yerwal- 
tungsit^hs  zu,  vorausgesetzt,  dass  die  Actionäre  mindestens  4  Vo  Dividende 
resp.  Zmfs  erhalten. 

Geschäftsbericht  pro  1860:  Der  Gesammtumsatz  betrug  in  Einnahme  und 
Auu^abe  429,290,646  Thh*.  'Wechsel  wurden  discontirt:  10,515  Stfick  mit  12,594,080  Thlr., 
im  Lombardverkehr  dargeliehen:  4,655,h80  Thlr.,  Wechsel  zum  Incasso  übernommen: 
266,048,700  Thhr.;  Giroverkehr:  893,822,895  Thlr.  —  Der  Ertrag  war:  aus  dem  Dis- 
contogeschäft  50,196,  aus  dem  G^eschäft  mit  ausländischen  Wechseln  7,072,  Lombard- 

rshäft  18,526,  Diversen  8,148  Thlr.   Noten  waren  im  Durchschnitte  nur  481,726  Thlr. 
Umlaufe.  Die  Bank  hat,  als  in  Berlin  domicilirt,  ein  weit  grosseres  Feld  der  Wirk- 
samkeit, aJs  die  übrigen  preuss.  Privatbanken,  und  ist  gut  gleitet. 

3)  Brannsohweiffiaehe  Bank.  Concession  vom  ll.  Mai  1858  auf  99 
Jahre.  Geschäft  skr  eis:  Disconto-,  Contocorrent-,  Lombard-,  Depositen-, 
Darlehens  etc.  -Verkehr.   Effecten  sollen  nur  mit  Genehmigung  der  R^erung 
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und  nur  zur  Pla^imng  müasigHegender  Oelder  erworben  werden.  Noten» 
emission:  in  Apoints  von  10,  25  oder  mehr  Thlr.,  höchBtens  bis  auf  Hohe 
des  eingezahlten  Aciäencapitals,  V«  mit  Metall,  %  mit  Mcht  realisirbafen  Va- 
luten bedeckt.  Gesellschaft sorffane:  Yerwaltungsra^  yon  18  Ton  der 
Generalversammlung  aus  den  stimmberechtigten  Actionären  gewählten  MitgHe- 
dem,  woYon  10  in  Braunschweig  wohnen  müssen.  Direction  Ton  2  besoldeten 
und  4  unbesoldeten  Mitgliedern,  in  Braunschweig  wohnhaft  und  yom  Yerwal- 
tungsrath  gewählt.  Generalversammlung  im  Februar  oder  März.  Stimm- 
recht: 5—10  Actien  geben  1  Stimme,  11—20  «  2,  21—35  =  3,  36—50 
=  4,  51—75  =  5,  76—100  =  6,  101—125  =  7,  126—150  =  8,  151—200 
=  9,  201  oder  mehr  =  10  Stimmen.  Die  Actien  sind  au  porteur  gestellt. 
Reservefonds:  Vom  Reinertrag  über  4  7»  ist  V*o  bis  auf  Höhe  von  10  > 
des  Actiencapitals  zurückzulegen.  Tantiemen:  Ein  fernerer  ^/m  des  Mefar- 
ertrags  über  4  %  fallt  den  Directoren  zu. 

GeBchftftBbericht  für  1860:  Der  Bruttoertrag  war  19$,67S  Thlr.,  einscUifise- 
lieh  eines  aus  dem  ZurQckkaufe  eigener  Actien  erzielten  Gewinnes  von  20,765  Thlr. 
Die  Begiespesen  betrugen  21,044  Thlr.  Auf  den  Conto  für  zweifelhafte  Fordemngen 
wurden  10,000,  für  den  Beservefonds  19,424  Thlr.  abgesohrieben  und  den  Actionären 
4  7o  Dividende  zugetheilt.  Die  Bilanz  schloBS  mit  6,522,803  Thlr.  Die  grÖBSten  ActiY- 
pOBten  waren :  Contocorrentforderungen  mit  1,700,548  Thlr.  und  Effecten  mit  1,640,747 
Thlr.  (3,850  Stück  öBterr.  Staatsbahn-  und  3,100  Stttck  österr.  Gredit-Actien  zum  Kosten- 
preise,  also  yiel  zu  hoch  in  Bechnung  gestellt).  Yom  ganzen  Actienoapital  k  4,050,000 
Thlr.  waren  505,000  Thlr.,  Yon  den  creirten  Noten  im  Betrage  Yon  2,912,288  Thlr. 
aber  2,150,500  Thlr.  im  Besitze  der  Anstalt  selbBt.  Der  Reservefonds  schlosB  mit 
einem  Bestand  von  nur  20,193  Thlr. 

Die  Bank,  vor  einigen  Jahren  noch  in  gutem  Rufe,  hat  sich  gleich  andern 
norddeutschen  Instituten  an  der  moldauschen  Bank  betheiligt  und  sowohl  an 
dieser  als  an  der  eigenen  Agentur  in  Bremen  schwere  Verluste  erlitten.  Um 
die  in  Jassy  und  in  Effecten  festgelegten  Summen  wieder  theilweise  ihrer  Be- 
stimmung zuzuführen,  hat  sie  eine  Anleihe  Ton  400,000  Thlr.  in  800  Obli- 
gationen k  500  Tlür.  zu  4V«  7°  aufgelegt,  mit  welchem  Erfolg,  bleibt  abzu- 
warten. 

4)  Bremer  Bank.  Concession  vom  30.  Janr.  1856  auf  unbestimmte 
Zeit.  Wirkungskreis:  Geld-,  Wechsel-,  Giro-,  Incasso-,  An-  undDarleihe- 
und  Depositen  -  Geschäfte.  Organe:  Y  erwaltungsrath ,  Bankausschuss  und 
Directiou.  Der  erstere  besteht  aus  9,  von  der  Generalversammlung  gewählten 
Mitgliedern,  ebenso  der  Ausschuss.  Der  letztere  ist  eine  begutachtende,  der 
erstere  eine  verfügende  Behörde.  Die  Direction  wird  vom  Verwaltungsrath 
besteHt.  Generalversammlung  in  den  ersten  4  Monaten  des  Kalender- 
jahres. Stimmrecht:  2 — 5  Actien  gewähren  1  Stimme,  6—10  =  2,  11 — 20 
=  3,  21—30  =  4,  31—45  =  5,  46—60  =  6,  61—85  =  7,  86—110  =  8, 
111 — 160  =  9,  161  und  mehr  =10  Stimmen.  Die  Actien  lauten  auf  Namen 
oder  Inhaber.  Für  Abwesende  kann  kein  Actionär  mehr  als  10  und  im  Gan- 
zen nicht  mehr  als  15  eigene  und  fremde  Stimmen  führen.  Reservefonds: 
vom  Reinertrag  erhalten  zunächst  die  Actionäre  4  %  Zinsen ,  dann  der  Re- 
servefonds 10  7o  des  Ueberschusses  und  weitere  10  7o  desselben  werden  dem 
Yerwaltungsrathe  als  Tantieme  zugeiheilt,  der  Rest  dient  zur  Yertheilung 
als  Super(Svidende.  Wenn  5  Jahre  nach  einander  keine  Dividende  yertheilt 
werden  kann,  kann  die  Auflösung  der  Bank  mit  einfacher  Stimmenmehrheit 
beschlossen  werden,  sonst  nur  mit  V^  Majorität  Sollte  siqh  das  Capital  um 
^^4  vermindern,  so  hat  der  Verwaltpngsrath  die  Generalversammlung  wegen 
Fortsetzung  des  Geschäfts  zu  befragen;  bei  einem  Yeiiust  der  Hälfte  des  Yer^ 
mögens  muss  aber  ein  Generalversammlungsbeschluss  wegen  der  Auflösung 
herbeigeführt  werden.     Notenemission:   der  Betrag  der   auszugebenden 
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Koten  darf  das  Aatiencapital  nebet  Beservefonds  nicht  übersehreiten  nnd  muBs 
SU  Vs  mit  Baarsohaft  bleckt  sdn.  Yerh&ltniss  zum  Staate:  die  Bank 
hat  aDe  in  ihren  GefiGh&ftabreis  fallende  Angelegenheiten  des  Staats  unentgeld- 
lich  zu  besorgen,  diesem  laufende  Rechnung  zu  eröffnen  und  von  ihm  sowohl 
Gelder  anzunehmen,  als  auch  ihm  bis  zu  200,000  Thlr.  Torschüsse  zu  machen. 

Geschäftsbericht  1860:  Der  Gesammtumsatz  betrug  IbO^t  Hill.  Discontirt 
wurden:  Wechsel  auf  Bremen  15,832,889  Thlr.,  auf  fremde  Plätze  8,944,646  Thlr. 
Lombardverkehr  im  Durchschnitt  1,481,000  Thlr.  Einlagen  nnd  Rückzahlungen  auf 
Contobücher  6,707,939  Thlr.  Der  durchschnittliche  Notenumlauf  betrug  1,596,000  Thhr. 
Der  Gewinn-  nnd  Verlust- Conto  schloss  mit  einem  Reinertrag  nach  Absatz  der 
Abschreibungen  von  210,094  Thlr.  Die  Reserven  betrugen  82,20*2  Thlr.  Die  Bi- 
lanz endhoh  zeigt  9,457,664  Thlr.  Activen,  wonmter  Wechsel  5,494,160,  Lombard 
1,885,588,  £ff«oien  680,751,  Debitc»en  425,676,  Cassa  1,502,742  Thlr.  Unter  den  Pas- 
siven bilden  neben  dem  Actiencapital  ä  4  Mill.  die  Depositen  mit  8,190,821  und  die 
Banknoten  mit  2  Hill.  Thhr.  die  Hauptposten. 

Man  sieht,  dass  dieses  Institut  seiner  Bestimmung  weit  mehr  entspricht, 
als  die  meisten  neueren  Schöpfungen  dieser  Art. 

5)  Cölner,  6)  Danzifi[er,  14)  Eönigsberger,  18)  Magdeburger  Privat- 
Acüen-Bank  nnd  22)  Posenscne  Provinzialbank.    Diese  1855,  1856  und 

1857  concessionirten  preussischen  Bankinstitute  sind  dem  Muster  des  Berliner 
CassenTereins  (oben  Nr.  2)  nachgebildet  und  in  ihren  Befugnissen,  ihrer  Ver- 
fassung und  Einrichtung  jenem  ähnlich.  In  ihrem  Wirkimgskreise  auf  die 
betreffenden  Provinzen  und  resp.  Städte  beschränkt,  vermögen  sie  neben  der 
sehr  begünstigten  Preussischen  Bank  nicht  recht  aufzukommen,  obgl^oh  ihnen 

1858  das  Eedit  der  Annahme  verzinslicher  Depositen  bis  auf  Höhe  ihres  Ac- 
tiencapitals  und  der  Errichtung  von  Agenturen  ertheilt  worden  ist   Das  ihnen 

fewährte  Notenpriyilegium  hat  für  sie  zumal  aus  dem  Grunde  geringere  Be- 
eutung,  weil  ihre  Noten  Ton  den  Staatscassen  nicht  angenommen  werden  und 
ausserhalb  der  eigenen  Provinz  keinen  UmlaufiBkreis  haben.  Uebrigens  be- 
ruhen alle  preussischen  Privatbanken  auf  soliden  Principien  und  sind  dem 
Schwindel  um  so  weniger  ausgesetzt,  als  sie  ihr  beschränktes  Capital  zu  ihren 
nächsten  Zwecken  bedürfen.  Den  Geschäftsberichten  für  1860  entneh- 
men wir  Folgendes: 

Cölner  Bank.  Der  Gesammtomsats  betrug  18,756,000  Thhr.  Wechsel  wurden 
angekauft  7,146,128  Thhr.,  Dariehen  ertheUt  121,980  Thlr.,  Depositen  übernommen 
191,290  Thlr.  Die  Bohehmahme  ans  dem  Wechsel-  und  Lombardgeschäft  betrug 
72,449  Thhr.  Nettoertrag  blieb  incL  eines  Saldo's  Tom  Vorjahr  46,421  Thlr.,  wovon 
die  Actionäre  35,000  Thlr.  (SV»  V«)  erhielten,  während  der  Rest  dem  Reservefonds  zu- 
geschieden wurde,  welcher  mit  49,971  Thlr.  abschloss.  Noten  waren  am  31.  Dec. 
1860  im  Umlauf  516,500  Thh.  Der  Bestand  an  Wechsebi  war  1,370,400  Thhr.,  Lom- 
bard 148,600,  Cassa  205,200  Thhr.,  wovon  174,500  Thlr.  baar.  Verluste  waren  nicht 
zu  beklagen,  das  Geschäft  litt  aber,  wie  überall,  an  der  Ungunst  der  Zeitverhältnisse. 

Danzlger  Bank.  Gesammtumsatz  66,444,609  Thlr.  in  Einnahme  und  Ausgabe. 
Notenumlauf  im  Durchschnitt  957,425  Thlr.  Das  Giro-  und  das  Depositenfeschäft 
hatten  einen  namhaften  Aufischwung  genommen,  wie  auch  die  bedeutende  Ausdehnung 
des  Danziger  Handels  der  Anstalt  die  Möglichkeit  bot,  günstige  Resultate  trotz  des 
niedrigen  Discontostandes  zu  erzielen.  Nach  allen  Abschreibungen  blieb  ein  Reinge- 
winn von  66,880  Thlr.,  wovon  dem  Reservefonds  der  statutenmftssige  Beitrag  von 
1070  einverleibt  und  solcher  auf  40,718  Thhr.  gebracht,  auch  den  Actionären  26  Thh. 
per  Actio  zugeschieden  wurden. 

Ktfnigflberger  Bank.  Ganzer  Umsatz:  30,820,000  Thhr.  Lombardgeschäft  des 
Jahres:  6,087,000  Thlr.  mit  26,673  Thh.  Zinsehinahmen.  Wechsel  wurden  discontirt 
6,606,000  Thlr.  mit  40,876  Thlr.  Gewinn.  Der  Verkehr  mit  verzinslichen  Depositen 
hatte  sich  am  Jahresschlüsse  auf  276,000  Thlr.  gehoben.  Der  durchschnittliche  Noten- 
ttrolauf  betrug  771,000  Thhr.  Dennoch  blieb  der  Remgewinn  gegen  das  Vorjahr  um 
droa  7,000  Thlr.  zurück  und  konnten  daher  nur  8'Vio7o  Dividende  vertheilt  werden. 
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Magdeburfer  Bank.  Sie  Hit  nnter  der  AndAttenden  GeeohllMilU  imd  dam 
niedrigen  Disconto.  Ihr  Notennmlanf  betrog  daher  im  Dnrohsdimtt  nur  581,000  Thlr. 
Ihre  Haupteinnahmen  waren:  54,957  Thhr.  ans  dem  Disconto-,  9,998  Thhr.  ans  dem 
Lombardverkehr  und  2,077  Thh*.  Gewinn  von  EffiBoten.  Regiespeeen,  Abschreibungen 
und  Tantiemen  betragen  11,862  Thlr.,  dem  Reservefonds  wurden  9,139  Thlr.  einrer- 
leibt,  wodurch  derselbe  auf  84,828  Thlr.  gebracht  ward^  Als  Dividende  entfielen  3'/*  V*< 

Posener  Provinzialbank.  Gesammtumsatz:  20,723,890  Thhr.  Umsatz  im  Wech- 
selportefeuille:  7,274,969  Thhr.  Durchschnittlicher  Notenumlauf:  9 19,700  Thhr.  Effecten- 
bestand:  49,562  Thlr.  Reserven:  32,770  Thlr.  Einnahmen:  81,830  Thlr.  aus  dem 
Wechsel-  und  Lombardverkehr,  5,788  Thhr.  aus  Effecten.  Das  Geschäft  hatte  sieh 
gegen  Mher  namhaft  gehoben. 

7)  Bank  f&r  SfiddentscUand  in  Darmstadt.  Ein  grossartig  angelegtes, 
aber  offenbar  in  seiner  Ausdehnung  yerfehltes  Unternehmen.  Concession 
vom  5.  Novbr.  1855  auf  25  Jahre,  Eröffnung  der  Anstalt  am  1.  Febr.  1856. 
Nach  Ablauf  von  25  Jahren  kann  die  GeneraJ Versammlung  eine  YerlSngerung 
auf  weitere  25  Jahre  beschliessen.  Wirkungskreis:  Wechsel-,  Incasso-, 
Contocorrent-,  Depositen-,  Oommissions-Lombardgeschäft,  Einkauf  und  Verkauf 
von  in  deutschen  Bundesstaaten  emittirten  Staats-,  Oomunal-  und  standiachen 
Schuldverschreibungen  au  porteur,  sowie  Eisenbahnobligation^i  und  garantir- 
ten  Eisenbahnactien  bis  zu  einem  Maximum  von  V«  des  Grundcapitals.  No- 
tenemission: die  Bank  kann  Noten  von  10—500  fl.  bis  zum  doppelten 
Betrag  des  eingezahlten  Actiencapitals  ausgeben.  Von  den  Noten  a  10  fl. 
soll  innerhalb  einer  Summe  von  5  Hill.  Gulden  nie  mehr  als  '/•  der  jeweilige 
Gesammtnotenemission  ausgegeben  sein.  Noten  über  10  fl.  können  auf  Gul- 
den süddeutscher  oder  Österreich.  Währung,  in  Thaler  oder  Franken  lauten. 
Gesellschaftsorgane:  Bankverwaltun^  aus  18  von  der  Generalveraamm- 
lung  gewählten  Mitgliedern,  welche  aus  sich  einen  engeren  Ausschuss  von  5 
Mitgliedern  zur  speciellen  Ueberwachung  des  Geschäfts  und  Ausführung  der 
Beschlüsse  wählen.  Direction  aus  2  oder  mehreren,  von  der  Verwaltung  er- 
nannten Directoren.  Revisionscommission,  bestehend  aus  SDelig^rten  der  Ver- 
waltung und  3  von  der  Generalversammlung  gewählten  Revisoren.  General- 
versammlung im  März.  Stimmrecht:  Nur  die  Besitzer  von Namenaetien 
können  an  der  Generalversammlung  Theil  nehmen  und  Stimmrecht  ausüben. 
Je  20  Actien,  welche  am  Tage  der  Versammlung  und  seit  4  Wochen  ununt^- 
brochen  auf  den  Namen  des  Betreffenden  eingetragen  waren,  geben  eine 
Stimme.  Mehr  als  20  eigene  und  20  fremde  Stimmen  kann  Niemand  vertre- 
ten. Reservefonds:  Vom  Reinertrag  über  4>  sind  bis  zur  Höhe  von  10*> 
des  Actiencapitals  iährlich  10  Vo  zurückzulegen.  Ein  gleicher  Betrag  fallt  der 
Bankverwaltung  als  Tantieme  zu. 

Geschäftsbericht  pro  18  60:  Die  Bank  hat  von  der  ihr  ertheUten  Ermächti- 
gung, einen  Betrag  von  5  Hill.  fl.  eigener  Actien  zurüoksnkaufen,  Gebranch  genmcht, 
wobei  sie  sich  einen  Gewinn  von  316,278  fl.  gutschrieb,  von  dem  zanäohst  der  Bank- 
notenausfertigungsconto  saldirt,  der  Rest  aber  als  Extra-Gewinnreserre  für  die  Jahre 
1860  bis  1864  vorbehalten  wurde.  Nur  mit  Hülfe  dieser  Manipulation  konnte  die  Di- 
vidende auf  778^0  gesteigert  werden.  Der  Geschäftsumsatz  war  im  üebrigen  verhält- 
nissmässig  genug.  An  yorzinslichen  Schuldscheinen  wurden  108,700  fl.  ausgegeben, 
das  Wecheelportefeuille  betrue  durchschnittlich  nur  260,000  fl-,  der  Effectenbesitz  ward 
auf  1,102,616  fl.  vermehrt  und  verursachte  einen  Nettoverlust  von  84,168  fl.;  wogegen 
sich  die  Lombards  von  2,917,583  fl.  in  1859  auf  1,677,474  fl.  in  1860  vermindert  haben. 
Der  Gewinn-  und  Yerlustconto  schliesst  mit  einem  Gewinnsaldo  von  136,563  fl.  Die 
Nettobilanz  zeigt  834,952  fl.  Wechselbestände,  186,589  fl.  Cassa,  1,679,650  fl.  Lom- 
bardbestände,  1,064,497  fl.  Effecten  und  51,978  fl.  Grundstücke  und  Mobilien,  zu- 
sammen 4,817,663  fl.  Der  Reservefonds  betrug  14,568  fl.   Banknotennmlaof  507,875  fl. 

8)  Dessauer  Landesbank.  Concession  vom  2.  Jaor.  resp.  20.  S^pilir. 
1847.    Oeschäftsumfang:   der  gewöhnliche   der  Zettelbanken,  mSgbdiBt 
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aowedehni  Notenpriyilegiain:  die  Bank  kann  Noten  von  1000  bis  zu 
1  Tblt.  herab  in  Unuanf  setaen,  die  Summe  derselben  darf  aber  weder  das 
Aotienoapital,  nodi  die  TOrhandenen,  jeder  Zeit  realisirbaren  Fonds  überstei- 
gen; audi  mnss  Vi  baar  bedeckt  sein.  Yerwaltnng:  Yerwaltungsrath  aus 
18  stimmberechtigten  Actionären,  Ausschuss  aus  demselben  von  3  Mitgliedern, 
Direction  aus  4 — 6  yom  Yerwaltungsrath  ernannten  Directoren.  General- 
versammlung im  Februar  oder  März.  Stimmberechtigung:  Je  fünf 
Actien,  welche  sämmüich  au  porteur  lauten,  verleihen  1  Stimme  bis  zum 
Maximum  von  10  Stimmen.  Als  Yertreter  für  andere  Actionäre  kann  Nie- 
mand mehr  als  10 Stimmen  führen.  Reservefonds:  die  Statuten  bestimmen 
nur,  dass  derselbe  bis  zum  10.  Theil  des  Grundcapitals,  aber  nicht  höher, 
gesteigert  werden  köime. 

Lage  des  Instituts.  Dasselbe,  noch  vor  einigen  Jahren  mit  Yertrauen  und 
namhaftem  Wirkonffskreise  ausgestattet,  ist  heute  riünirt.  £s  hat  einem  Berliner 
SpecuUnten  (F.  Schalte)  1,154,066  Thlr.,  der  Moldauer  Bank  816,940  Thlr.  und  der 
Nenstftdter  Hütte  620,676  Thlr.  angewendet,  welch'  enorme  Posten  grösstentheils  ffanz 
verloren,  theils  im  Augenblicke  nicht  realisirbar  sind.  Um  die  dringendsten  Yer- 
bindUohkeiten  erfüllen  zu  können,  hat  es  1859  ein  Anlehen  von  einer  Million  k  5  7o 
BU  90  aufdehmen  müssen,  weiches  bis  1.  Juli  1868  wieder  zu  tilgen  ist.  Kach  dem 
letzten  Geschäftsberichte  sollen  einschliesslich  der  fdr  gut  gerechneten  Forderung  in 
Jassj  ein  Plus  der  Activen  über  die  Passiven  Yorhanden  sein  von  778,144  Thlr. 
Diese  Summe  reprftsentirt  das  ganze  Actiencapital,  welches  unter  den  PassiTcn  nicht ' 
aa^efllhrt  ist  Es  erscheint  daher  ein  zugestandenes  Deficit  von  2,230,655  Thlr.  und 
die  im  Umlauf  befindlichen  80,038  Stück  Actien  wfiren  noch  circa  25  7o  werth.  Geht 
die  Wirthschaft  aber  noch  einige  ZINt  in  bisheriger  Weise  fort,  so  werden  sie  bald 
genug  völlig  werthlos  sein. 

9)  Frankforter  BanlL  Concession  vom  11.  April  1854,  auf  25  Jahre. 
Wirkungskreis:  Discontirungs-,  Giro-,  Belehnungs-,  Incasso- und  Depositen- 
geschäft. Zur  zeitweiligen  Anlage  müssiger  Gelder  können  auch  solche  Effec- 
ten erworben  werden,  welche  die  Bank  belehnen  darf;  mit  anderen  Geschäfks- 
aweigen  darf  sie  sich  aber  weder  mittelbar  noch  unmittelbar  befassen.  Noten- 
privilegium:  die  auszugebenden  Noten  dürfen  nicht  auf  weniger  als  5  fl. 
lauten  und  ihre  Summe  darf  das  Doppelte  des  einbezahlten  Grundcapitals 
nicht  übersteigen,  so  lange  nicht  mehr  als  10  Mill.  eingezahlt  sind.  Sind 
grössere  Einzahlungen  gemacht,  so  kann  ausserdem  eine  dem  Mehrbetrag 
gleichkommende  Summe  von  Bankscheinen  emittirt  werden.  Der  Gesammt- 
b^uf  derselben  in  Stücken  unter  10  fl.  ist  auf  V40  der  ganzen  Emission  be- 
schränkt Vs  muss  in  baarem  Gelde  oder  Silberbarren,  Va  müssen  durch  Gold, 
Wechsel  oder  Werthpapiere  bedeckt  sein.  Bankbehörden:  Ausschuss  von 
20,  Yerwaltungsratii  von  7  Actionären,  6  Censoren  und  Direction.  Der  Aus- 
schuss wird  von  der  Generdversammlung  aus  den  in  Frankfurt  bürgerlich 
angesessenen  Actionären  gewählt  Dieser  wählt  aus  seiner  Mitte  den  Yerwal- 
tungsrath und  aus  d^  in  Frankfurt  ansässigen^  dem  Handelsstande  angehöri^ 
gen  Actionären  die  Censoren.  Den  letzteren  hegt  die  Oontrole  und  die  Be- 
gutachtung bei  dem  Discontirungsgeschäfte  ob.  Auch  die  Bankdirection  ernennt 
der  Ausschuss.  Die  Directoren  brauchen  nicht  Frankfurter  Bürger  zu  sein. 
Generalversammlung  im  März  oder  April.  Stimmrecht:  Je  4  Actien 
geben  eine  Stimme  und  das  Becht,  an  der  Generalversammlung  TheU  zu 
nehmen.  Kein  Actionär  kann  mehr  als  10  eigene  und  eben  so  viele  fremde 
Stimmen  führen.  Stimmengleichheit  gilt  als  Ablehnung.  (Alle  Actien  lauten 
auf  Namen).  Beservefonds:  Yom  Beingewinne  wird  der  4.  Theil  bis  auf 
Höhe  von  20  7«  des  Actiencapitals  behufs  Deckung  von  Yerlusten  zurückge- 
legt Yerhältniss  zum  Staate:  Die  Bank  ist  verpflichtet,  in  Frankfurt 
Ar  Rechnung  des  Staats  Eincassirungen  und  Auszahlungen  unentgeldlich  zu 
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übernehmen;  auch  hat  sich  der  Staat  vorbehalten,  von  der  Anstalt  gegen 
Hinterlegung  3*/tproc.  städtischer  Schuldverschreibungen  im  Nominalwerthe 
auf  die  Dauer  des  Bankprivilegiums  ein  unverzinsliches  Darlehen  bis  zum 
Belaufe  von  1  Mill.  Gulden  zu  entnehmen,  welches  Darlehen  realisirt  ist. 

Geschäftsbericht  pro  18  60.  Gegenftber  den  Deesaner  Bankznständen  macht 
das  durchaus  Torsiohtige  und  solide  Gebahren  der  Frankftirter  Bank  einen  höchst 
wohlthuenden  Eindruck.  Die  gesammte  Bewegung  der  Bankkassen  betrug  1860  die 
grosse  Summe  von  769  Hill.  ind.  des  Giroverkenrs.  Durchschnitt  des  DiscontoTor- 
kehrs  1,481,000  fl. ,  des  Darlehensbestandes  2,947,900  fl. ,  der  Notencirculation 
15,768,900  fl.,  des  auswärtigen  WechseWerkehrs  6,410,000  fl.,  des  Contocorrentrerkehrs 
4,403,000  fl.  etc.  Der  Bruttogewinn  berechnete  sich  auf  502,589  fl-,  der  Nettogewinn 
nach  Absatz  aller  Abschreibungen  auf  405,855  fl.  Der  Reservefonds  war  bis  zu  einer 
Summe  von  864,123  fl.  gediehen.  Die  Bilanz  schloss  mit  88,466,068  fl.,  worunter  die 
Hauptposten:  10,890,594  fl.  Cassa,  1,677,825  fl.  Silberbarren,  1,630,9>1  fl.  Discont- 
und  5,237,678  fl.  Gontocorrent- Wechsel,  3,796,120  fl.  Lombards,  6,948,415  fl.  aus- 
wärtige Wechsel,  2,711,559  fl.  Effecten  (inol.  des  Darlehens  an  die  Stadt),  gegen 
10  Mill.  Actiencapital,  18,600,000  fl.  Noten,  4,062,760  fl.  Giroguthaben  etc. 

10)  Oeraer  Bank.  Concession  vom  17.  Juli  1854  auf  99  Jahre.  Ge- 
schäft skreis:  der  aUer  Zettelbanken,  ausserdem  unbeschrankter  Ankauf  von 
Werthpapieren  aller  Art  mit  Genehmigung  des  Regierungs-Commissärs.  Ne- 
bendem  ist  die  Anstalt  auch  Landrentenbank  und  verbunden,  das  fürstlich 
Reussische  Staatspapiergeld  bis  zur  Summe  von  V*  Hill.  Thlr.  mit  ihren  No- 
ten einzulösen.  Notenprivilegium:  die  Bank  kann  Zettel  von  1  Thlr.  an 
ausgeben,  welche  innerhalb  der  Summe  des  eingezahlten  Actiencapitals  zu  V« 
mit  Baarem,  zu  V^  mit  Wechseln  bedeckt  sem  müssen.  Betragen  die  emittir- 
ten  Noten  mehr  als  das  eingezahlte  Actiencapital,  so  muss  das  Plus  zur  Hälfte 
in  Baarem  repräsentirt  sein.  Die  etwa  für  das  einzulösende  Staatspapiergeld 
auszugebenden  Noten  bedürfen  keiner  besondem  Deckung.  Verwaltung 8- 
organismus:  wie  bei  andern  Banken  (ein  besdiliessender  und  controlirender 
Verwaltungsrath  aus  11,  und  eine  vollziehende  Direction  aus  8  Mitgliedern). 
Generalversammlung  im  März  oder  April.  Stimmbereohtigung: 
5—10  Actien  geben  1  Stimme,  11—20  =  2,  21—35  =  3,  36—50  =  4, 
51—75  =  5,  76—100  =  6,  101—125  =  7,  126—150  =  8,  151—200  =  9, 
201  oder  mehr  =10  Stimmen.  Alle  Actien  lauten  auf  Inhaber.  Bei  einem 
Auflösungsbeschluss  gewährt  jede  Actio  1  Stimme.  Verpflichtungen  gegen 
den  Staat:  die  Bank  eröffnet  der  Regierung  einen  Credit  von  150,000 Thlr. 
k  4  yo  und  nimmt  von  ihr  Gelder  zu  4  ^/o  in  Verzinsung;  ebenso  hat  sie  der 
Sparcasse  zu  Gera  einen  Credit  von  25,000  Thlr.  k  4  7o  zu  gewähren  und 
von  dieser  Gelder  zu  4Vo  in  Verzinsung  zu  nehmen.  Zum  Reservefonds 
ist  Vio  des  Reingewinns  über  47o  zu  legen.  Als  Tantieme  des  Verwaitunga- 
raths  dient  eine  gleiche  Summe. 

Geschäftsbericht  für  18  60:  Da  auch  diesem  Institute  die  nöthige  Op«ratioD0- 
basis  fehlt,  hat  es  schon  1859  eigene  Actien  im  Betrage  von  340,800  Thhr.  an%^aiilfc 
und  ist  1860  damit  fortgefahren,  indem  weitere  298,000  Thlr.  zu  211,478  Thlr.  erwor- 
ben wurden.  Auch  hier  hat  der  hiebei  erzielte  Gewinn  der  Dividende  aufhelfen  müs- 
sen. Die  Kotencirculation  ist  im  Durchschnitt  auf  792,000  Thlr.  zurückgegangen.  Der 
Gesammtumsatz  war  41,538,100  Thlr.,  wovon  13,010,757  Thlr.  im  Wechsel-,  2,896,660 
Tbk.  im  Lombard-,  24,094,049  Thhr.  im  Contocorrentverkehr.  Ertrag:  brutto  178,848 
Thlr..  netto  158,878  Thlr.,  und  nach  Abzug  aller  Abschreibungen  100,000  Thlr.  Be- 
servefondsbestand  nicht  ganz  14,000  Thlr. 

11)  Privatbank  zu  Gotha.  Concessionirt  am  24.  Juni  1856  auf  90 
Jahre,  widerruflich,  wenn  die  Hälfte  oder  mehr  Tom  Actiencapitale  nach  Aus- 
weis der  Bilanz  yerloren  wäre.  Geschäftsumfang:  der  gewohnliche  der 
Zettelbanken;  heryorzuheben  ist  aber,  dass  die  Anstalt  zum  Ankaufe  yon 
Schulddocumenten  und  Actien,  fOr  welche  von  deutschen  Staaten^  Landesthei- 
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1^1  oder  Sdidten  die  ZinszahluDg  übenioxnmen  oder  garantirt  ist,  bis  zur 
Hälfte  des  eingezahlten  Actiencapitals  und  des  Reservefonds  ermächtigt  ist. 
Notenemission:  die  auszugebenden  Noten  dürfen  den  Betrag  der  im  Be- 
sitz der  Anstalt  befindlichen  Wechsel  (mit  Ausschluss  der  beliehenen)  nicht 
übersteigen,  nicht  unter  10  Thlr.  pr.  Stück  betragen  und  müssen  zu  V>  mit 
Metall  bedeckt  sein.  Gkht  die  Gesammtsumme  derselben  über  das  eingezahlte 
Actiencapital  hinaus,  so  muss  das  Mehr  zur  Hälfte  durch  besondere  Baarschaft 
repräsentirt  sein.  Verwaltungsorgane:  ein  beschliessender  und  contro- 
lirender  Verwaltungsrath  aus  9  Mitgliedern,  wovon  die  Generalversammlung 
7  aus  der  Zahl  der  stimmberechtigten  Actionäre,  die  Regierung  2  nach  An- 
hörung jener  7  ernennt.  Vollziehende  und  geschäftsleitende  Direction  von  3 
Mitgliedern,  vom  Verwaltungsrath  ernannt.  Generalversammlung  im  2. 
Quartal.  Stimmrecht:  5—20  Actien  =  1  Stimme,  20—50  =  2,  dann  je 
50  Actien  eine  weitere  Stimme  bis  zu  10  Stimmen.  In  Stellvertretung  kann 
jeder  Stimmberechtigte  bis  zu  10  Stimmen  führen.  Reservefonds:  10  V^ 
des  Nettogewinns  über  4V<>  werden  behufs  Deckung  von  Verlusten  und  nöthi- 
genfalls  auch  behufs  Ergänzung  der  Dividende  auf  4  7o  reservirt  bis  auf  Höhe 
von  10  7o  des  Actiencapitals.  Tantiemen:  der  Verwaltungsrath  erhält  statt 
einer  Besoldung  5  %  des  Reinertrags  über  4  % ;  ebenso  kann  den  Directoren 
neben  ihrer  Besoldung  die  gleiche  Tantieme  zugeschieden  werden.  Verhält- 
niss  zum  Staate:  die  Bank  ist  verpflichtet,  der  Regierung  provisionsfrei 
laufende  Rechnung  zu  ero&en  und  ihr  einen  Vorschuss  bis  zu  200,000  Thlr. 
zu  4%  zu  gewähren,  auch  von  ihr  Gelder  zu  4  %  in  Verzinsung  zu  nehmen. 
Geschäftsbericht  für  1860.  Auch  diese  Anstalt  hat  kein  genügendes  Ope- 
rationstenrain  und  daher  das  Actiencapital  durch  Rückkäufe  unter  pari  auf  1,400,000  Thlr. 
ermässigt.  Der  Notenumlauf  betrag  durchschnittlich  1,016,000  Thlr.  In  den  übrigen 
Branchen  war  der  Umsatz  folgender:  Depositeneinlagen  835,950,  Disoontgeschäft 
9,087,801,  Lombardverkehr  429,480  Thlr.  Der  ganze  Geschäftsnutzon  betrug  ein- 
schliesslich des  Gewinns  an  eigenen  zorückerworbenen  Actien  (mit  91,000  Thlr.) 
196,472  Thlr.  Davon  Regiespesen,  PassiTzinsen  und  Verluste  24,819,  Abschreibungen 
2450,  Reserve  für  AusfäUe  an  zweifelhaften  Forderungen  101,208  Thlr.,  worüber 
noch  68,000  Thlr.  zur  VertheUung  als  Dividende  verblieben.  Die  Specialreserre  für 
zweifelhafte  Forderungen  betrug  117,862,  der  sonstiffe  Reservefonds  aber  nur  1865  Thlr. 
Die  Bilanz  schloss  mit  8,840,790  Thlr.  und  enthielt  namentlich:  420,573  Thlr.  Baar- 
schaft,  1,718,845  Thlr.  Wechselbestände,  25,810  Thlr.  Effecten,  308,150  Thlr.  Lombards 
und  802,274  Thlr.  Contocorrentforderungen  gegen  1,400,000  Thhr.  Actien,  1,129,260  Thlr. 
Koten,  849,316  Thlr.  Oontocorrentschtüden  und  267,470  Thhr.  Depositen. 

12)  Haimoversclie  Bank.  Concession  vom  22.  Juli  1856  auf  50  Jahre. 
OiH  von  50  zu  50  Jahren  als  verlängert,  wenn  nicht  ein  Auflösungsbeschluss 
der  Gesellschaft  erfolgt  oder  die  Regienmg  5  Jahre  vor  Ablauf  der  Concession 
erklärt,  dass  letztere  nicht  mehr  prolongirt  werde.  Geschäft skreis: 
Asngnations-,  Disconto-,  Wechsel-,  Lombai^,  Commissions- ,  Contooorrent-, 
DqK>siten-Geschäfte.  Notenprivilegium:  die  dumme  der  auszugebenden 
Noten  darf  das  eingezahlte  Actiencapital  einschliesslich  des  Reservefonds  zu 
keiner  Zeit  übersteigen.  Deckung  V>  baar,  '/s  in  innerhalb  3  Monaten  leicht 
realisirbaren  Valuten.  Verwaltungsorgane:  ein  Verwaltungsrath  aus  16 
von  der  Generalversammlung  gewählten  Idätgliedem,  wovon  10  in  Hannover 
wohnhaft,  ein  engerer  Ausschuss  desselben  und  eine  Direction,  bestehend  aus 
1  Director  und  2 — 3  Assistenten.  Generalversammlung  im  März  oder 
April.  Stimmrecht:  Je  4  Actien  geb^i  1  Stimme,  doch  kann  ein  Actionär 
mcht  mehr  als  20  Stinunen  führen.  Die  Actien  lauten  au  porteur.  Re* 
servefonds  und  Tantiemen:  10 7o  des  Reinertrags  über  4%  kommen 
dem  ersteren  zu;  alsdann  erhalten  die  Actionäre  ein  fünftes  Procent  und  vom 
Best  die  Ifitglieder  des  Verwaltungsratfas  107<>*    Auflösung:  Wenn  V«  des 
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GeseUschaftgYermögent  yerloren  geht,  itt  die  GMieralTewainmIinig  wegen  der 
Fortseizmig  des  Geschäfts  zu  befragen;  geht  die  Hälfte  yerloren,  so  imiss 
die  Auflösung  erfolgen,  wenn  nicht  die  sofort  zu  berufende  Generalversamm- 
lung anders  beschliesst  und  die  Regierung  diesen  Beschluss  genehmigt 

Gesohäftsresultate   1860.    Sie  waren  mit  Berficksiohtigang  der  dem  Bank- 

feschafte  ungünstigen  Zeitverhältnisse  befriedigende.  Der  Gesammtomsats  hat  92,810,087 
'hlr.  betragen.  Im  Disoontogeschäft  fanden  5,600,000  Thlr.,  in  BimesBenwechsehi 
8,861,000  Thlr.,  in  Wechsehi  yerschiedener  Valuten  1,185,000,  im  Lombardgeschaft 
1,850,765  TWr.,  im  Contocorrentgeschäft  9,872,000  Thlr.  Verwendung,  resp.  ümsate. 
Der  Bruttogewinn  entzifferte  sich  unter  Zurechnung  des  üebertrags  aus  dem  Voijahre 
auf  305,951,  der  Reingewinn  nach  Abzug  der  auf  die  Aotien  bezahlten  47o  a^ 
70»177  Thlr.  Die  Notencirculation  betrug  durohscnittlich  595,250  Thlr.  Mit  Aus- 
nahme ihrer  Betheih'&^g  an  der  Moldauischen  Bank  hat  sich  die  Anstalt  bisher  ia 
den  Grenzen  eines  senden  Geschäfts  bew^^ 

13)  Land^äflioh  hesslBche  conoessionirte  Landesbank  zn  Homburg. 

Landesherrlich  genehmigt  und  eröffiiet  1856.  Dauer:  50  Jahre.  Wirkungs- 
kreis: der  übliche  aller  Zettelbuiken,  ausserdem  hat  die  Anstalt  den  Betneb 
der  landgräfl.  Leih-  und  Pfandanstalt  übernommen.  NotenpriTilegium: 
die  Summe  der  auszugebenden  Noten  darf  den  Betrag  des  eingezahlten  Actien- 
capitals  nicht  übersteigen,  muss  zu  V«  haar,  zu  'A  in  discontirten  Wechseln, 
oder  in  sonstigen  leicht  realisirbaren  Valuten  bedeokt  sein,  auch  dürfen  klei- 
nere Apoints  als  5  fl.  nicht  ausgegeben  werden.  Organe:  Yerwaltungsrath 
aus  5  von  der  G^neralyersammlung  gewählten  Actionaren,  und  Direction  aus 
3  Tom  Yerwaltungsrath  bestellten  Directoren.  Generalyersammlung  im 
Mai.  Stimmberechtigung:  1—5  Actien  gewähren  1  Stimme,  6—10  = 
2,  11—15  =  3,  16—25  =  4,  26—35  =  5,  86—50  =  6,  51  und  mehr  =  7 
Stimmen.  BeserTofonds  und  Tantiemen:  Yom Nettoertrag  über  die  dea 
Actionaren  zunächst  zukommenden  4  ^/o  Zinsen  erhält  der  Yerwaltnngsratii 
9  Vo  und  der  Director  9  ^o  (letzterer  wenigstens  2500  fl.)  vom  weiteren  Ueber- 
schuss  der  Reservefonds  so  lange  die  Hälfte,  bis  er  auf  Vi<>  dos  Actiencapitals 
angewachsen  ist 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Totalumschlag  23,785,705  fl.  Geschäftsgewinn 
74,226  fl.  Bestand  des  Reserrefonds  49,050  fl.  Die  Bilanz  schliesst  mit  1,360,202  fl. 
Hauptactivposten  sind:  Effecten  229,081,  Lombards  115,290,  Contocorrenignthaben 
449,460  fl.  Die  Anstalt  hat  durch  theilweise  Emission  der  Prioritätsanleihe  der 
Homburger  Bahn  ein  gutes  Geschäft  gemacht  und  dadurch  frühere  Verluste  und 
ebenso  einen  Verlust  an  verkauften  Effecten  ausgeglichen.  Ihre  Lage  ist  so  eine 
bessere  seworden.  Uebrigens  hat  auch  sie  nicht  einmal  fOr  ihr  kleines  Capital  volle 
Verwendung  gehabt  und  daher  250,000  fl.  eigene  Actien  surflckgekauft. 

15)  LeiDZiger  Bank.  Concession  vom  12.  März  1839  auf  10  Jahre, 
seither  wiederholt  verlängert,  letztmals  am  12.  Mai  1858  bis  12.  Mlrz  1879. 
Wirkungskreis:  der  eines  regelmässigen  soliden  Bankgeschäfts  mit  dem 
Becht,  eigene  Actien  bis  zum  Belaufe  von  1000  Stücken,  sowie  deutsche  Staati- 
papiere,  Eisenbahnprioritäten  und  Pfandbriefe  bis  zum  Betrage  von  V«  des 
Actiencapitals  behuis  einstweiliger  Anlage  grosserer  Oassenbestände  anzukau* 
fen.  Die  Generalversammlung  kann  übrigens  die  Ermächtigung  zum  Ankaofo 
dieser  Effecten  jeder  Zeit  zurücknehmen  oder  beschränken.  Notennrivile- 
gium:  Stucke  unter  20  Thlr.  dürfen  nicht  ausgegeben  werden,  aucn  ist  die 

gesammte  Notenemission  auf  das  iVsfache  des  jeweils  in  edlen  Metallen  Tor- 
andenen  Cassenbestandes  beschränkt.  Verwaltungsorganisation:  die 
Generalversammlung  wählt  den  Bankausschuss  von  20  Mii^edem,  wdohe 
weder  unter  sich,  noch  mit  einem  Mtgliede  des  Directoriums  nSher  verwandt, 
oder  in  GeschäflsgeseUschaft  sein  dünen.  Der  Ausschuss  ernennt  aus  d^i 
Actionaren  6  Directoren,  diese  einen  vollziehenden  Director.  Wenn  Credit- 
verhältnisse  eines  Directors  in  Erwägung  kommen,  sind  vom  Ausschuss  5  Cen- 
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Boren  aufensteUen,  welche  bestimmen,  wie  yiel  Ton  jedem  Director  in  Discont 
genommen  werden  kann.  Generalversammlung:  spätestens  3  Monate 
nach  Ablaaf  des  mit  dem  letzten  Februar  schliessenden  Rechnungsjahres. 
Stimmrecht:  1 — 4  Actien,  welche  sSmmtlich  au  porteur  lauten,  geben 
1  Stimme,  5—10  =  2,  11—20  =  3,  21—35  =  4,  36—50  =  5,  51—75 
=3  6,  76  —  100  =  7,  101  ►  150  «=  8,  151-200  =  9,  201  oder  mehr  «= 
10  Sthnmen.  Reservefonds:  derselbe  ist  auf  V^o  des  Actiencapitals  nor- 
mirt  und  längst  ergänzt  Wird  er  angegriffen,  so  fällt  in  so  lange  jede 
Dividende  über  3  ^/o  und  jede  Tantieme  der  Directoren  (welche  sonst  von 
der  Generalversammlung  festgestellt  wird)  weg,  bis  die  Reserve  wieder  complet 
ist  Auflosung:  Wenn  das  Bankcapital  um  V*  vermindert  ist,  kann  die 
Regierung  Liquidation  verfQgen;  sonst  kann  ein  Auflösungsbeschluss  nur  mit 
V*  Majorität  gefasst  werden. 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Die  Anstalt  veröffentlicht  keine  Monatsaoi- 
welse  und  läset  auch  von  ihrem  Jahresabsdiluss  nur  spärliche  Berichte  in  die  Oeffent- 
lichkeit  gelangen.  In  der  Hauptsache  waren  die  Geschäftsresultate  folgende:  Das 
Lombardgeschfift  (mit  2,154,218  Tlür.)  brachte  46,565,  das  Wechselgeschäft  (mit 
8,788,481  Thfr.  Platz-  und  7,439,512  Thlr.  auswärtigen  Wechsehi)  77,987,  das  Conto- 
correntgeaohäft  38,945  TWr.  Der  Reingewinn  betrug  75,778  Thlr.,  wovon  6  Thlr. 
Superdividende  pr.  Actie  vertheilt  wurden.  Ob  ein  Beschluss  der  QeneraWersamm- 
lung,  auch  Noten  unter  20  Thlr.  zu  creiren,  die  Genehmigung  der  Regierung  er- 
langen wird,  bleibt  zweifelhaft.  Das  Institut  ist  übrigens  eines  der  solidesten 
Deutschlands. 

16)  Lübecker  Privatbank.  Ooncession  vom  6.  Decbr.  1856,  vorerst 
bis  zum  Jahre  1865.  Wirkungskreis:  Disconto-,  Lombard-,  Darlehens-, 
Contocorrent-G^schäfte,  An-  und  Verkauf  von  Staatspapieren,  sowie  von  Obli- 
gationen und  Actien,  welche  von  gesetzlich  anerkannten  Corporationen  aus- 
gegeben sind,  jedoch  nur  vorübergehend  und  nur  bis  zum  4.  Tbeil  des  Grund- 
capitals.  Anleihen  unter  500  Mark  d^  die  Bank  nicht  annehmen;  für  grös- 
sere Einlagen  stellt  sie  gleichberechtigte  Obligationen  au  porteur  oder  auf 
Namen  aus.  Notenprivilegium:  Emission  von  Noten  nicnt  unter  10 Thlr. 
preuss.  Cour,  bis  zum  zweifachen  Betrag  des  eingezahlten  Actiencapitals,  V« 
baar  bedeckt  Geschäftsverwaltung:  die  sanze  Leitung  des  Instituts  ist 
einer,  von  der  Generalversammlung  aus  den  Actionären  gewählten  Direction 
von  4  Mitgliedern  anvertraut.  Unter  derselben  stehen  die  Beamten  der  Bank. 
Die  Controle  liegt  den  durch  die  Generalversammlung  bestellten  2  Revisoren 
ob.  Generalversammlung  spätest^is  im  März.  Stimmrecht: 
1—5  Actien,  welche  auf  Namen  oder  Inhaber  lauten,  gewähren  1  Stimme, 
6—10  =  2,  11—15  =  3,  16  oder  mehr  =  4  Stimmen.  Kein  Actionär  kann 
mehr  als  4  (eigene  und  fremde)  Stimmen  abgeben.  Reservefonds  und 
Tantiemen:  Vom  Reinertrag  erhalten  zunächst  die  Actionäre  3V<>  Zin- 
sen, dann  der  Reservefonds  25  7o,  dann  die  Stadt  Lübeck  10  Vo,  endlich 
jedes  Mitglied  der  Direction  V/o  und  die  ersten  Bankbeamten  27«  desüeber- 
schusses.  Der  Reservefonds  soll  bis  zum  5.  Theil  des  Actiencapitals  an- 
steigen. 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Der  Gesammtumsatz betrug  12,192,838 Mrk.  Crt 
gegen  11,929,151  im  Yorjahre.  Der  durchschnittliche  Notenumlauf  war  892,000  Thlr. 
gegen  740,600  in  1859.  Platzwechsel-  und  Lombardverkehr  ergaben  geringe  Re- 
sultate. Der  Umsatz  in  fremden  Wechsehi  war  8,1 79,789  Mrk.  mit  einem  Ertrag  von 
22,000  Mrk.  Effectenbestand  Ende  des  Jahres:  24*2,718  Mrk.  (viel  für  ein  Grund- 
capital  von  nur  1  Mill.)  meist  Bremer  und  schwedische  Obligationen.  Bestand  des 
Reservefonds  29,662  M.  Gesammt-Ertrftgniss  140,747  M.  und  nach  Abzug  von  ^\ 
Zinsen  des  Actiencapitals,  der  Geschäftsunkosten  und  Passivzinsen,  sowie  einer  Re- 
serve von  9,S17  M.  fürYerlnste  und  der  statutenmftssigen  Abschreibungen :  41,566  Mrk. 

Moser,  C«piUlftiüftg«  io  Wertbpapieren.  3S 
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zur  Yertheilung  an  den  ReBerrefonds,   den  Staat,  die  Directoren  und  Beamten  und 
an  die  Actionäre  als  Snperdividende. 

17)  IiLtematlonale  Bank  in  Luxemburg.  Concoseion  vom  8.  März 
1857  auf  99  Jahre.  Geschäftskreis:  der  gewohnliche  der  Zettelbanken, 
ausserdem  hat  aber  die  Bank  eine  Hypothekarabtheilung  für  das  Grossherzog- 
Üium  Luxemburg,  mit  dem  Recht  der  Ausgabe  Yon  Pfandbriefen.  Diesem 
Zweig  soll  übrigens  nicht  mehr  als  Vto  des  Grundcapitals  nebst  den  ffir  die 
emittirten  Pfandbriefe  eingehenden  Betragen,  jedenfalls  nicht  mehr  als  1  Mül. 
Frs.  zugewendet  werden.  Auch  ist  bestimmt,  dass  zum  Ankauf  von  Effecten 
nicht  über  V«  des  Capitals  verwendet  werden  dürfe.  Notenprivilegium: 
die  Noten  können  auf  Franken,  Gulden  oder  Thaler  lauten  und  ohne  Geneh- 
migung der  Re^erung  das  Doppelte  des  eingezahlten  Capitals  erreichen. 
Franken-Noten  sind  in  Apoints  von  25 — 1000  Frs.,  holländische,  österreichische 
oder  süddeutsche  Gulden-Noten  von  5 — 500  fl.  und  Thaler-Noten  von  10  bis 
500  Thlr.  zulässig.  (Ueber  eine  Baardeckung  der  Noten  enthalten  die  Sta- 
tuten nichts).  Verwaltungsorgane:  eine  Bankverwaltun^  aus  9  von  der 
Generalversammlung  gewählten  Mitgliedern  übt  die  obere  Leitung  und  üeber- 
wachung  des  Geschäfts.  Diese  ernennt  die  Direction,  bestehend  aus  einem 
Präsidenten  und  einem  oder  mehreren  Directoren.  Der  Direction  liegt  die 
Ausfuhrung  der  Beschlüsse  und  die  specielle  Leitung  der  Geschäfte  ob.  Gene- 
ralversammlung im  April.  Stimmrecht:  Je  20  Actien  geben  eine 
Stinune;  mehr  als  20  eigene  und  20  Yertretungsstimmen  kann  kein  Aotionär 
in  sich  vereinigen.  Die  Actien  lauten  au  porteur,  können  aber  auf  Namen 
eingetragen  werden  und  umgekehrt.  Reservefonds  und  Tantiemen:  Vom 
Reingewinn  wird  zunächst  1  V^  des  Actiencapitals  abgerechnet ,  dann  erhält 
vom  Ueberschusse  der  Reservefonds  10  7o,  die  Bankverwaltcr  10  und  die 
Direction  5  ^o.  Der  Reservefonds  soll  bis  zum  10.  Theil  des  Actiencapitals 
anwachsen  und  ist  zur  Deckung  von  Verlusten,  ausserdem  aber  auch  zur  Auf- 
besserung der  Dividende  bis  zu  4Vo  bestimmt  Auflosung:  Wenn  die  Hälfte 
des  Capitals  verloren  ist,  muss  die  Bank  liquidiren,  die  Genehmigung  der  Re- 
gierung vorausgesetzt.  Sonst  kann  ein  Auflosungsbeschluss  nur  mit  %  Ma- 
jorität gefasst  werden. 

Geschäftsbericht  für  1860.  Bei  der  Gründung  des  Instituts  haben  die  Con- 
oeesioDäre  die  Yermehrung  des  Actiencapitals  bis  auf  100  Hill.  Frs.  in  Aussicht  ge- 
nommen und  das  ganze  Unternehmen  auf  grossartige  Yorhftltnisse  angelegt.  Nament- 
lich hatte  man  auf  eine  riesige  Notenemmission  specolirt.  Jetzt  ist  der  Riese  znm 
Zwerge  zusammengeschrumpft.  Obgleich  das  Actiencapital  auf  10  MilL  Fr.  ermSssigt 
wurde,  hat  man  auch  für  diese  reducirte  Summe  kein  Operationsfeld  gefunden  und 
daher  20,000  Actien  im  Kominalwerthe  von  3  Hill.  Fr.  mit  einem  angeblichen  Ge- 
winne von  956,195  Fr.  zurückgekauft  Ton  diosem  Gewinne  wurden  die  Mobilien-, 
Actien-  und  Notenanfertigungsconto's  mit  127,858  Frs.  saldirt,  der  Rest  von  828,387  Fr. 
dient  aber  dazu,  die  Dividende  auf  die  5  Jahre  1860>- 64  um  je  165,667  Fr.  aufzu- 
bessern. 8o  zelurt  nun  die  Bank,  wie  andere  fihnliche  Scböpftinffen,  von  dem  an 
ihren  eigenen  ActionSren  gemachten  Gewinne.  Die  Notencirculation  betruff  Ende  1860 
nicht  mehr  als  84,250  Fr.  Im  üebrigen  war  der  GeschäftsumsatE  folgender:  im 
Wechselgeschäft  7,333,000,  im  Lombaravwkehr  1,830,000,  im  Contocorrentverkehr 
20,193,000  Fr.  Debet-  und  17,218,000  Fr.  Creditposten,  im  Hjpothekengeschftfl 
504,400  Fr.  Der  Geschäftsgewinn  entzifferte  sich  einschliesslich  des  oben  genannten 
Goursgewinnes  an  eigenen  Actien  brutto  auf  500,025  Fr.,  netto  auf  420,145  Fr.  Der 
eigenöiche  Reservefonds  figurirt  in  der  Bilanz  mit  nur  22,014  Fr. 

19)  Mitteldeutsche  Creditbank  in  Meiningen.  Conccssion  vom  29. 
Febr.  1856  auf  100  Jahre  (bis  1.  Janr.  1956).  Geschäftskreis:  Wechsel-, 
Disconto-,  Lombard-,  Commissions-,  Contocorrent-,  Depositen- ^  Effecten-,  An- 
lehons-Geschäfte  und  Unterstützung  und  Gründung  industrieller  Unterneh- 
mungen.   Notenemission:  die  Anstalt  kann  bis  zum  dritten  Theil  des  ein- 
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S^zahlifiii  ActiencapitalB  Noten  yon  10  Thli.  an  ausgeben,  welche  zu  Vs  mit 
etall  und  zu  V^  mit  discontirten  Wechseln  oder  andern  leicht  realisirbaren 
Valuten  gedeckt  sein  müssen.  Sie  hat  auch  das  Recht,  später  mit  Gcnehmi- 
|ping  der  Regierung  eine  selbstständige  Notenbank  zu  errichten,  muss  aber 
in  diesem  Falle  ihre  Noten  einziehen.  Organe:  Yerwaltungsrath  aus  12 
Mitgliedern,  wovon  die  Regierung  2  ernennt  und  die  Generalversammhing  10 
wähJt  Direction  aus  2 — 3  Directoren,  und  ReTisionscommission  aus  3  Revi- 
soren, vom  Yerwaltungsrath,  letztere  mit  Bestätigung  der  Regierung,  ernannt 
Generalversammlung  im  März  oder  April.  Stimmrecht:  je  10  Actien 
geben  1  Stimme.  Maximum;  10  eigene  und  10  fremde  Stimmen.  Reserven 
und  Tantiemen:  Vom  Reingewinn  wird  zunächst  auf  die  Actien  47o  Zinsen 
abgerechnet,  dann  erhält  der  Reservefonds  10%  des  Rests.  Am  weiteren 
Ueberschusse  participiren:  die  Gründer  (während  der  ersten  20  Jahre)  mit 
10  Vo,  und  der  Yerwaltungsrath  und  die  Direction  zusammen  mit  10  7o* 
Yerhältniss  zum  Staate:  die  Bank  ist  verpflichtet,  die  in  das  Bankge- 
schäft einschlagenden  Angelegenheiten  der  Regierung  unentgeldlich  zu  besor- 
gen, letzterer  laufende  Rechnung  zu  eroffnen,  von  ihr  G^d  mit  Einschluss 
der  Cassenscheine  bis  zum  Belaufe  von  500,000  Thhr.  -a  4%  anzunehmen  und 
ihr  ohne  Sicherstellung  einen  Credit  bis  zu  250,000  Thlr.  ä  4  7o  zu  gewäh- 
ren. Wenn  die  Anstdt  die  Hälfte  ihres  Capitals  eingebüsst  hat,  tritt  Auf- 
losung ein.  Die  Actien  lauten  au  porteur,  können  aber  auf  Namen  inscri- 
birt  werden. 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Auch  dieses  Institat  hat  fdr  das  anfänglich 
emittirte  Actiencapital  von  8  Hill,  keinen  Wirkungskreis  gefunden  und  daher  die 
Hälfte  eingeseogen.  Aber  auch  hier  hat  man  mit  dem  an  den  eigenen  Aotionären 
gemachten  Gewinn  Verluste  gedeckt  und  die  Dividenden  verbessert  Jetzt  scheint  die 
Anstalt  in  verkleinertem  Maassstabe  wieder  auf  normale  Verhältnisse  basirt  zu  sein; 
doch  liegen  noch  444,620  Thlr.  in  wenig  rentirenden  Industrieuntemohmungen  (Fabrik 
moussirender  Weine  in  Hochheim,  Ludwigshütte  und  Cigarronfabrik  in  Wasun^en)  fest. 
Der  Notenumlauf  ist  auf  ein  Minimum  gesunken  (82,6r.0  Thlr.).  Die  übngon  Ge- 
schäftsbranchen  ergaben  1860:  24,418  Thlr.  Gewmn  auf  dem  Wechsel-,  47,895  Thlr. 
auf  dem  Lombard-,  48,884  Thlr.  auf  dem  Effecten-,  84,930  Thhr.  auf  dem  Provisions-, 
48,156  Thlr.  auf  dem  Zinsen-,  40,325  Thlr.  auf  den  Comraanditen-,  17,749  Thlr.  auf 
dem  mdustriellen  Untemehmnnes-Conto,  und  5266  Thhr.  Diversi,  zusammen  257,626  Thhr. 
Bruttoertrag.  AbzOi^hoh  der  Kegiespesen  nnd  Abschreibungen  blieben  218,139  Thlr. 
Nettogewinn.  Die  Bilanz  sohloss  mit  5,079,781  Thlr.,  der  Reservefonds  mit  112,430  Thlr. 
Vom  Gesammtnmsatz  k  174,290,903  Thhr.  kamen  fast  V>  a^  ^^  Agentur  in  Frank- 
furt a.  M. 

20)  Oesterreichisohe  NatiOBalbailk.  Die  Entstehungsgesehichte  dieses 
yielberufenen  nnd  ältesten  Bankinstitutes  Dentschlands.  sowie  seine  Beziehun- 
gen zum  osterr.  Staate  in  älterer  und  neuerer  Zeit  nahen  wir  oben  S.  47, 
63,  67  und  68  dargestellt;  auch  ist  von  demselben  in  seiner  Eigenschaft  als 
Pfandbriefinstitut  oben  S.  606—606  die  Rede  gewesen.  Das  revidirte  Bank- 
statut datirt  vom  1.  Juli  1841.  Die  Concession  läuft  mit  dem  31.  Dec.  1866 
ab.  üebrigens  finden  im  gegenwärtigen  Augenblicke  Verhandlungen  zu  dem 
Zwecke  statt,  um  entweder  die  ganze  Stellung  der  Bank  schon  vor  Ablauf 
ihres  Privilegiums  zu  verändern  und  sie  selbstständig  zu  machen,  oder  aber 
ihre  Auflösung  mit  Ende  1866  vorzubereiten.  Man  erwartet  täglich  die  be- 
treffenden Vorlagen  im  Reichsrathe  und  bei  der  enffen  Verknüpfung  der  An- 
stalt mit  der  dsterr.  Finaoizverwaltung  kann  es  nidit  zweifelhaft  sein ,  das« 
eine  Reform  der  letzteren  zugleich  auch  eine  Umgestaltung  der  Bank  herbei- 
führen wird.  In  so  lange  diese  jedoch  nicht  erfolgt  ist,  haben  wir  die  wesent- 
lichsten Bestimmungen  des  jetzt  giltigen  Statuts  anzuführen.  Geschäfts- 
kreis: Escompte-,  Giro-,  Depositen-,  Lombard-,  Contocorrent-,  Hypotheken- 
Geschäft    Das  Lombardgeschäft  ist  aber,  sofern  es  sich  dabei  um  Beleihung 
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Ton  Wertfapapieren  handelt,  anf  inländisclie  dei^leichen  beschrinki  Noten- 
priTilegium:  die  Bank  hat  das  ausschliessliche  Recht  der  Notenausgabe 
mt  die  ganze  Monarchie.  Ihre  Noten  sind  bei  allen  Staatscassen  anZaUung 
zu  nehmen  und  gemessen  seit  1848  (mit  geringer  Unterbrechung)  auch  den 
Privaten  gegenül^  Zwangscours.  Die  Enüssion  ist  unbeschränkt  Reprä- 
sentation der  Gesellschaft:  diese  gesdiieht  durch  einen  Ausschuss  tod 
100  Actionären,  welche  dsterr.  ünterthanen  sind  und  6  Monate  vor  und  zur 
Zeit  ihrer  Einberufung  die  grösste  Anzahl  Actien  nadi  dem  Actienbuche  be- 
sitzen« Der  Ausschuss  ist  f&  ein  voUes  Jahr  unyeränderlich  und  yersammelt 
sich  ordentlicher  Weise  im  Januar.  Jedes  Mitglied  hat  eine  Stimme,  welche 
persönlich  abzugeben  ist.  Die  Bankrerwaltung  steht  der  Direction  zu.  Diese 
ist  aus  dem  Bankgouvemeur  und  dessen  Stellvertreter,  beide  vom  Staatsober- 
hanpte  ernannt,  und  aus  12Directoren,  welche  auf  Vorschlag  des  Ausschusses 
ebenfalls  vom  Staatsoberhaupte  ernannt  werden,  zusammengesetzt  Yerhält- 
niss  zum  Staate:  die  Bank  wird  von  einem  beständigen  Hofcommissär  be- 
aufsichtigt und  beratiien.  lieber  Geschäfte,  welche  sie  fttr  die  Staatsverwal- 
tung übernimmt,  ist  jedesmal  ein  besonderes  Uebereinkommen  abzuschliessen. 
Handelt  es  sich  um  Erweiterung  des  Bankfonds,  um  Festsetzung  des  Baar- 
schatzes  gegenüber  dem  Notenumlauf,  um  ausserordentliche  Maassregeln  zur 
Yerstärkung  des  Münzvorraths,  um  die  Veränderung  des  Münzfusses,  um  Fest- 
stellung der  Superdivideude ,  um  die  Verwendung  des  Reservefonds,  ausser^ 
ordentSche  Berufung  des  Ausschusses,  Errichtui^  von  Filialien  und  um  die 
Auf  losung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  des  Privilegiums ;  so  ist  die  Zustimmung 
der  Finanzverwaltung  einzuholen. 

Finanzielle  Lage  des  Instituts  und  Geschäftsbericht  pro  1860.  Alle 
Welt  weiss,  dass  die  Bank  dadurch,  dass  sie  dem  Staate  zu  grosse  Vorschüsse  ge^ 
leistet,  insolvent  geworden  ist  und  ihre  Noten  nicht  mehr  in  Silber  einlösen  kann. 
Ende  Decbr.  1860  betrug  die  Schuld  des  Staats  an  das  Institut  noch  257,054,160  fl., 
bestehend  aus  folgenden  Posten:  45,193,806  fl.  fundirte  alte  Schuld  für  Einlösung 
des  Wiener- Währung-Papiergelds ,  92,860,552  fl.  durch  StaatsgQter  bedeckte  Schuld, 
99  MUl.  fl.  Banknoten-  und  20  MilL  fl.  Silbervorschuss  von  1859,  ereterer  durch 
99,150,000  fl.  Lotterieanlehensloose  von  1860,  letzterer  durch  8  Mill.  Pfd.  Sterl.  Ob- 
ligationen des  englischen  Anlehens  von  1859  sicher  gestellt  Ausserdem  hat  die  Bank 
von  dem  aufgelösten  Tilgungsfonds  42,275,154  fl.  Effecten  zum  Courswerthe  von 
S4  Mill.  fl.  an  Zahlungsstatt  übernommen.  Alle  diese  Forderungen  sind  im  Augen- 
blicke nicht  flüssig  zu  machen.  Wären  sie  es,  so  könnte  von  einer  Insolvenz  der  Bank 
nicht  die  Rede  sein,  denn  dieselbe  besass  am  Schlüsse  des  Jahres  1860  einen  Oassen- 
vorrath  von  178,435,705  fl.,  wovon  89,167,926  fl.  in  Metall,  eine  Silberforderung  von 
54  Mill.  an  die  südl.  Staatsbahngesellschaft,  ein  WechselportefeuiUe  von  58,165,743  fl., 
Lomburdforderungen  von  54,284,080  fl.,  Hypothekarforderuneen  von  55,726,071  fL  und 
einen  Reservefonds  von  10,972,243  fl.  etc.  Dagegen  standen  aber:  109,884,590  fl. 
Actiencapital ,  41,834,535  fl.  Pfandbriefe  und  474,861,562  fl.  Banknoten  etc.  —  Die 
Geschaftsergebnisse  waren:  Boheinnahme  13,015,615  fl.  (2,335,742  fl.  aus  dem  Es- 
compte-,  3,125,861  fl.  aus  dem  Lombard-,  2,150,000  fl.  aus  dem  Staatsvorschuss-Ge- 
schäfte,  3,139,545  fl.  Bankvermögens-,  543,517  fl.  Reservefonds-Zinsen,  55,800  fl.  vom 
-  Anweisungs-  und  1,666,150  fl.  vom  Hypothekargeschäft) ;  davon  Regiekosten  1,880,761  fl., 
Einkommenssteuer  638,080  fl.,  Ueberträge  auf  1861:  1,310,701  fl.;  verblieb  Reingewinn 
9,691,073  fl.,  vrovon  8,400,000  fl.  als  Dividende  (56  fl.  per  Actie)  vertheilt  und  der 
Rest  dem  Reservefonds  einverleibt  vnirden. 

21)  Ritterschaftliche  Privatbank  In  Pommern.  Diese  älteste  Privatbank 
Prenssens  vnirde  1825  concessionirt  und  1833  reorganisirt.  1849  erhielt  sie 
ein  neues  Statut  und  erneuerte  Concession  bis  1860.  In  letzterem  Jahre  ist 
das  Privilegium  verlängert  worden.  Geschäftskreis:  von  der  Notenausgabe 
abgesehen,  so  ziemlich  mit  den  Befugnissen  der  Preussischen  Bank  überein- 
stimmend (s.  unten).  Notenprivilegium:  dasselbe  ist  auf  IMill.  Thlr.  und 
auf  Stücke  ä  10,  20,  50  und  100  Thlr.  beschränkt.    '/•  der  ausgegebenen 
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Noten  niuss  baar,  V>  müssen  in  discontirien  Wechseln  bedeekt,  anch  müssen 
diese  Deckungsmittel  in  einer  besonderen  Casse  vereinigt  werden.  Verwal- 
tungsorgane: ein  Curatorium  aus  7,  Ton  der  Generalversammlung  aus  der 
Zahl  der  stimmberechtigten  Actionäre  gewählten  Mitgliedern  und  eine  Direc- 
tion  aus  2  Directoren  und  1  Syndicus.  Generalversammlung  je  am  25. 
April.  Stimmrecht:  4—10  Actien  gewähren  1  Stimme,  11 — 20  =  2, 
21—40  =  3,  41—80  =  4  Stimmen.  Kein  Aotionär  kann  mehr  als  80  Ac- 
tien erwerben  und  mehr  als  4  eigene  und  fremde  Stimmen  fuhren.  Alle 
Actien  lauten  auf  Namen.  Reservefonds:  V>  des  Reingewinns  soll  zur 
Reserve  geschlagen  werden,  welche  auch  den  Zweck  hat,  die  Dividende  we- 
nigstens auf  4  7o  aufzubessern.  Betragt  die  Dividende  über  5  7o  >  so  kommt 
vom  Plus  noch  ausserdem  die  Hälfte  in  den  Reservefonds,  bis  derselbe  auf 
250,000  Thlr.  angewachsen  ist  Wird  er  angegriffen,  so  ist  ihm  bis  zu  seiner 
Wiederergänzung  alles Erträgniss  über  4%  einzuverleiben.  Amortisations- 
fonds: Wegen  der  früher  emittirten  und  vom  Staate  übernommenen  Noten 
hat  die  Bank  ein  Depot  in  preussischen  Staatsschuldscheinen  im  Belaufe  von 
500,000  Thb*.  bei  der  Regierung  hinterlegt,  aus  dessen  Zinsenertrag  jährlich 
1  Vo  nebst  Zinsen  zur  Amortisation  jener  500,000  Thlr.  Cassenanweisungen, 
welche  der  Staat  gegen  das  Depot  emittirt  hat,  verwendet  wird.  Soweit  die 
Amortisation  gediehen  ist,  kann  die  Bank  das  Depot  zurückfordern,  jedoch  so, 
dass  immer  soviel  in  Staatsverwahrung  bleibt,  um  die  Amortisationsquote  von 
5000  Thlr.  aus  den  Zinsen  entnehmen  zu  können. 

Gesohäftsresultate  pro  1860  nnd  reiro.  Die  Bank  hat  durch  die  18576r 
Handelskrise  stark  gelitten.  Um  die  Verluste  zu  decken,  ist  der  namhafte  Reserre- 
fonds  seit  1857  yöllig  aufgezehrt  nnd  ausserdem  dem  ebengenannten  Amortisations- 
fonds 18Ö8  eine  Summe  von  59,000  Tbir.,  1859  von  65,000  Thlr.,  1860  von  30,000  Thlr. 
entnommen  worden.  Mehr  als  47o  Dividende  sind  daher  auf  lange  Zeit  nicht  zu 
erwarten,  wenn  der  Reservefonds  wieder  statutenmässig  ergänzt  werden  soll.  Die 
(^eschftftsergebnisse  pro  1860  waren  folgende:  Bruttogewinn  151,188  Thlr.  (davon 
98,112  vom  Wechsel-,  18,900  vom  Lombard-,  18,690  vom  Oontocorrent-,  8,446  vom 
Effectengeschftit);  ab:  31,820  Thlr.  Regiespesen  und  27,727  Thlr.  Depositenzinsen, 
bleiben  91,641  Thlr.  Nett^ewinn.  Hievon  wurden  f&r  unsichere  Forderungen  ausser 
den,  dem  Amortisationsfonds  entnommenen  30,000  Thlr.  abgeschrieben:  15,668  Thlr. 
und  75,973  Thlr.  als  Dividende  vertheilt 

23)  Prenssische  Bank.  Bis  zum  Jahre  1846  Staatsanstalt,  erhielt  sie  da- 
mals durch  Emission  von  10  Mill.  Privatbankantiieilen  k  1000  Thlr.  den  Cha- 
racter  einer  Actiengesellschaft  mit  Staatsbetheiligung  und  mit  vorwiegendem 
Staatseinflusse.  (Ordre  vom  11.  April  und  vom  18.  Juli  1846,  Bankordnung 
vom  5.  Octbr.  1846).  Im  Jahre  1856  ward  ihre  Stellung  durch  ein  neues 
Abkommen  zu  ihrem  Yortheile  wesentlich  verändert,  auch  das  Privatcapital 
von  10  auf  15  Hill,  erhöht  und  die  Beschränkung  der  Kotenemission  aufge- 
hoben. (Vergl.  Vertrag  vom  28.  Janr.  und  Gesetz  vom  7.  Mai  1856).  Jetzt 
ist  der  Staat  mit  1,876,500  Thlr.,  die  Privaten  mit  15,000,000  TUr.  am  Ein- 
schusscapital  betheiligt.  Ersterer  hat  sich  das  Recht  vorhehalten,  das  Ein- 
schusscapital  der  Privaten  zurückzuzahlen  und  die  Bankordnung  einseitig  ab- 
zuändern. Auf  die  Ausübung  dieses  Hechts  ist  indessen  bis  zum  31.  Decbr. 
1871  Verzieht  geleistet  Bis  dahin  ist  also  der  jetzige  Bestand  des  Instituts 
gesichert.  Geschäftskreis:  Discontirung  von  höchstens  3  Monate  langen 
Wechseln,  Ankauf  solcher,  Gewährung  zinsbarer  Darlehen  an  Inländer  auf 
Wechsel  und  inländische  Staats-,  Communal-,  ständische  und  Eisenbahnpapiere 
und  im  Inlande  lagernde  geeignete  Waaren,  Einkauf  und  Verkauf  der  oben- 
genannten Effecten  för  eigene  und  fiir  Rechnung  öffentlicher  Behörden  und 
Anstalten,  Ertheilung  von  Wechsel-  und  Geldanweisungen,  Acceptirung  und 
Einzug  solcher  in  Commission,  Depositen-,  Contocorrent-,  Giro-Geschäfte,  An- 
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und  Verkauf  edler  Metalle  und  Münzen,  endlich  Einzug  der  Ueberschüsse  an 
Staatseinkünften  aus  den  ProTinzen.  Notenpriyilegium:  die  Emission  ist 
nur  insoferae  beschränkt,  als  die  Koten  nicht  unter  10  Thlr.  pr.  Stück  be- 
tragen und  als  von  dieser  Sorte  nicht  über  10  MiU.  Thlr.  ausgegeben  werden 
dürfen.  V^  der  Gesammtemission  muss  baar,  der  Rest  mit  bankmässigen 
Wechseln  bedeckt  sein.  Die  Noten  müssen  bei  allen  Staatscassen  an  Zahlung 
genommen  worden.  Oegenüber  den  Privaten  haben  sie  keinen  Zwanpcours, 
vielmehr  ist  die  Bank  verpflichtet,  sie  in  Berlin  jeder  Zeit  gegen  klmgende 
Münze  umzuwechseln.  Yerwaltungsorganisation:  OberaufsiohtsbehSrde 
der  Bank  ist  das  Ouratorium,  bestehend  aus  dem  PrSsidenten  des  Staatsraths, 
dem  Justiz-,  dem  Finanzminister,  Präsidenten  des  Handelsamts  und  einem  von 
der  Regierung  ernannten  fünften  Mitgliedo.  Die  specielle  Geschäftsleitung  ist 
einem  besondem  Chef  (nun  dem  Handelsminister)  und  unter  diesem  dem  von 
der  Regierung  ernannten,  aiis  1  Präsidenten  und  5  Directoren  zusammenge- 
setzten Hauptdirectorium  anvertraut.  Die  BankantheOseigner  sind  der  Ver- 
waltung gegenüber  durch  einen  Oentralausschuss  der  Actionäre  und  durch  die 
Versammlung  der  Meistbetiieiligten  vertreten.  Die  letztere  bildet  sich  aus 
denjenigen  200  Antheilseignem ,  welche  zur  Zeit  der  Berufung  nach  den 
Stammbüchern  der  Bank  die  grösste  Anzahl  von  Bankantheilen  besitzen.  Sie 
tritt  jähriich  wenigstens  Ein  mal  im  Janr.  oder  Febr.  zusammen  und  wählt 
den  Uentralausschuss  aus  den  am  Sitze  der  Hauptbajik  wohnhaften  Actionären, 
welche  wenigstens  5  Bankantheile  (Actien)  besitzen.  Der  Ausschuss  umfasst 
15  Mitglieder  und  wählt  wiederum  aus  sich  3  Deputirte  und  3  Stellvertreter, 
welche  die  fortlaufende  Controle  der  Verwaltung  üben.  In  allen  wichtigen 
Fragen  muss  der  Oentralausschuss  gehört  werden.  Bei  den  Provinzialbank- 
Comptoiren  besteht  eine  ähnliche  Vertretung,  wie  bei  der  Hau^tbankverwal- 
tung.  Stimmrecht  haben  nur  die  oben  genannten  200  Meistbetheiligten 
und  zwar  jeder  derselben  1  Stimme.  Die  übrigen  Antheilseigner  können  ah&r 
ihrer  Versammlung  stillschweigend  anwohnen.  Alle  Bankantheile  lauten  auf 
Namen,  sind  aber  mittelst  besonderer  Cessionsscheine  sowohl  auf  ausgefüllte 
Namen  als  in  blanco  übertragbar.  Verhältniss  zum  Staate:  Wie  aus 
Vorstehendem  ersichtlich  ist,  liegt  der  Schwerpunkt  der  ganzen  Bankverwal- 
tung in  den  Händen  des  Staats.  Derselbe  hat  sich  aber  ausserdem  bedeutende 
materielle  Vortheile  gesichert.  Zunächst  ist  nämlich  die  Bank  für  das  ihr 
eingeräumte  Privilegium  der  unbeschränkten  Notenausgabe  gehalten,  zur  Til- 
gung und  Verzinsung  des  zur  Einlösung  von  15MiU.  Cassenanweisungen  1856 
aufgenommenen  Staatsanlehens  von  16,598,000  Thlr.  eben  Beitrag  von  jähr- 
lichen 621,910  Thlr.  zu  leisten  (vergl.  oben  S.  155).  Sodann  fällt  dem  Staate 
die  Hälfte  des  noch  verbleibenden  Keingewinns  der  Bank,  nachdem  die  Ac- 
tionäre 4V«V<>  ihres  Einschusscapitals ,  der  Staat  selbst  3Vt7o  seiner  Einlage 
und  der  Reservefonds  V^  des  Mehrerirags  erhalten  haben,  zu.  Die  andere 
Hälfte  dient  zur  Vertheilung  als  Superdividende.  Auch  die  Hälfte  des  Reserve- 
fonds erhält  der  Staat  im  Falle  der  Auflösung  des  Instituts  oder  der  Rück- 
zahlung der  Bankantheile.  Die  Bank  gcniesst  hingegen  den  grossen  Vortheil, 
dass  die  müssig  liegenden  öffentlichen  Gelder  der  Kirchen,  Schulen,  milden 
Stiftungen  etc.  (zu  2V«  7o)  und  die  gerichtlichen  Depositen  (zu  2  %)  bei  ihr 
deponirt  werden  müssen,  wodurch  ihr  Betriebsfonds  wesentlich  verstärict 
wird,  und  dass  der  Staat  Garantie  für  diese  Depositen  übernommen  hat.  (S. 
oben,  Seite  129). 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Dorohsohnittsanlage  im  Wechsel-  und  Lombard- 
vorkehr circa  54  Hill.,  durohsohnittlicher  Notennmlauf  81,4  Hill.,  Gesammtumsatz 
1,375,748,000  Thh*.,  Betriebsfonds  am  Sdilnsse  des  Jahres  41,683,000  Thhr.,  worunter 
aicht  weniger  als  21,858,000   Thlr.  Depotitencapitalien.     Der  Bruttogewinn  betrag 
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2,649)881  Thlr.  Davoq  gmgen  DepoBitensduBen ,  Regiekosten  nnd  ProTidonen 
969,969  Thlr.,  worübw  ein  Netfco^trag  von  1,579,912  Thlr.  yerblieb.  Hievon  erhielt 
der  Staat  im  (Ganzen  nach  den  oben  dargelegten  Yertheilnngsprinzipien  792,064  Thlr., 
der  ReBGryefonds  41,791  Thlr.,  den  Rest  die  Aotionäre  mit  52  Thhr.  pr.  Actio.  Das 
Institut  ist  in  Torsichtigen  und  soliden  Händen  und  hat  eine  so  privilegirte  Stellung, 
dass  ihm  ein  Ertrftgniss  fast  unter  allen  Umständen  gesichert  ist.  Ob  ihm  seine  enge 
Yerbindong  mit  dem  Staate  in  Zeiten  der  Finanznoth  nicht  ^efähiüoh  werden  wird, 
muBs  die  Zukunft  lehren.  Die  Erfiihrung  in  andern  Ländern  ist  nicht  geeignet,  alle 
Bedenken  in  dieser  Richtung  zu  beseitigen. 

24)  Rostooker  Bank.  Ooncession  yom  27.  Febr.  1850  auf  10  Jahre, 
1860  yerlängert  bis  zum  Jahre  1885.  Geschäftsbräuchen:  Depositen-, 
Disconto-  und  Wechsel-,  Lombard-,  ContocoTrentgeschäite,  Hypothekaranlehen, 
soweit  es  sich  mit  der  Natur  einer  Zettelbank  verträgt,  Ankauf  yon  8taats- 
papieren  und  Pfandbriefen  deutscher  Staaten,  Hypothekenscheinen,  sowie  Prio- 
ritätsactien  gut  rentirender  Eisenbahnen,  jedoch  nur  behufs  Anlage  müssiger 
Oassenbestände  und  höchstens  bis  zum  5.  Theil  des  Actiencapitals.  Die  Gene- 
ralversammlung kann  die  Ermächtigung  zum  Ankauf  von  Effecten  jeder  Zeit 
beschranken  oder  zurücknehmen.  Notenprivilegium:  der  Betrag  der  Ko- 
ten darf  1  Mill.  Thlr.  nicht  übersteigen  und  muss  in  folgendem  Verhältnisse 
zu  dieser  Summe  stehen:  */»<>  in  Noten  k  10  Thlr.,  V»o  in  solchen  k  20,  V»« 
in  Stücken  k  50  und  Vi»  in  Stücken  ä  100  und  200  Thlr.  Realisationsmittel 
müssen  parat  gehalten  werden:  V>  in  Metall,  Vs  in  bankmässigen  Wechseln,  V' 
in  coursmässigen  Effecten  von  Staaten  oder  Communen  etc.  Die  Noten  werden 
bei  den  Staatscassen  angenommen.  Geschäftsorgane:  Ausschuss  aus  20, 
von  der  Generalversammlung  gewählten  Actionären,  Verwaltungsrath  aus  6, 
in  Rostock  wohnenden  Actionären,  vom  Ausschuss  gewählt.  Oensoren  wie  bei 
der  Leipziger  Bank.  Generalversammlung  spätestens  im 4. Monate  nach 
dem  Rechnungsschluss.  (Das  Rechnungsjahr  läuft  vom  I.März  an).  Stimm- 
recht: 5—10  Actien  geben  1  Stimme,  11—20  =  2,  21—35  =  3,  36—50  = 
4,  51—75  =  5,  76—100  =  6,  101—125  =  7,  126—150  =  8,  151—200  =^ 
9,  201  und  mehr  =  10  Stinmien.  Mehr  als  10  eigene  und  Vertretungsstim- 
men kann  Niemand  führen,  auch  darf  Niemand  mehr  als  250  Actien  besitzen. 
Alle  Actien  lauten  auf  Namen.  Reservefonds:  demselben  soll  nach  Abzug 
aller  Verwaltungskosten,  der  zweifelhaften  Posten  und  der  4  7o  Zinsen  des 
Actiencapitals  der  4.  Theil  des  Ertrags  zufallen. 

Gesohäftsberlcht  pro  1860  —  61.  Der  Gesammtumsatz betrug 26,519,140  Thlr., 
der  Bruttogewinn  140,285  Thhr.,  der  Nettoertrag  nach  Abrechnung  von  4%  Zinsen 
des  Actiencapitals  29,002  Thhr.,  der  Reservefonds  110,777  Thlr.  Die  Bilanz  sohloss 
in  ActiYis  und  PassiTls  mit  8,422,082  Thlr.  Obiger  Gesammtumsatz  wurde  mit  dorn 
Actien-  und  Banknotoncapital  von  je  1  Mill.  unter  Zuziehung  der  Darlehensgeschäfte 
mit  1,596,151,  und  der  Depositen  mit  558,607,  in  Summa  mit  4,184,819  Thlr.  ge- 
macht   Bis  1865  soll  das  Actieneapital  auf  2  Mill.  Thlr.  vermehrt  werden. 

25)  Thüringische  Bank  in  Sondershausen.  Concessionirt  und  eröff- 
net 1856.  Geschäfts  kreis:  der  gewöhnliche  dor  Zettelbanken,  ausserdem 
Depositenannahme  yon  den  Behörden  zu  dV^  Vo  und  Hypothekendarlehen  an 
inländische  Qrundbesitzer  bis  auf  Höhe  von  750,000  Thlr.  Effecten  d&rfcn 
bis  zur  Hälfto  des  eingezahlten  Qrundcapitals  gekauft  werden.  Notenprivi- 
legium: die  Noten  sollen  nicht  unter  20  Thlr.  lauten  und  die  Grösse  des 
eingezahlten  Actiencapitals  nicht  übersteigen.  V*  muss  baar,  V^  mit  Wech- 
seln oder  leicht  realisirbaren Effecten  bedockt  sein.  Gesellschaftsorgane: 
Verwaltungsrath  aus  12  Actionären,  wobei  die  Gründer.  Direction  aus  zwei 
besoldeten  Directoren.  Revisionsausschuss  von  dor  Generalversammlung  er- 
nannte Generalversammlung  im  März  oder  ApriL  Stimmrecht:  Nur 
diejenigen  Aotionäre,  welche  am  Tage  der  Yersammlung  und  seit  4  Wochen 
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vorher  ununterbrochen  als  Bedtser  tob  wenigstens  5  Actien  in  den  Bank- 
büchem  liefen,  haben  das  Recht  an  der  Generalyersammlung  Theil  zu  nehmen 
und  abzustimmen.  5 — 10  Namenactien  geben  1  Stimme,  11 — 20  =  2,  21—80 
=  3,  31—40  =  4,  41—60  =  5,  von  da  an  je  25  =  1  weitere  Stimme  bis 
zu  24  Stimmen.  Mehr  als  24  eigene  und  fremde  Stimmen  kann  Niemand 
vertreten.  Beservefonds  und  Tantiemen:  Vom  Reinertrag  über  4  7o 
konunt  Vio  an  den  Reservefonds  und  Vio  an  die  Verwaltung.  Der  erstere  soll 
bis  zu  10  Vo  des  Capitals  anwachsen.  Auflösung  kann  die  Regierung  ver- 
langen, wenn  das  Capital  auf  V»  vermindert  ist;  sonst  mit  V«  Majorität,  wo- 
bei jedoch  jede  Actio  1  Stimme  hat.  Verhältniss  zum  Staate:  die  Bank 
ist  verpflichtet,  der  Regierung  k  4%  Vorschüsse  bis  zu  80,000  Thlr.  ohne 
Deckung  zu  machen  und  von  ihr  eine  gleiche  Summe  in  Verzinsung  zu 
nehmen. 

Lage  des  Instituts  und  Geschäftsberichi;  pro  1860.  Das  üntemehnoen 
war  von  Anfang  an  ein  yerfehltes  und  verdankt  sein  Entstehen  der  Agiotage.  Da 
es  in  der  Heimath  keinen  Wirkungskreis  hatte,  errichtete  man  Agenturen  in  Berlin, 
Dresden ,  Leipzig,  Magdeburg  und  Hamburg.  Diese  prosperirten  aber  eben  so  wenig, 
als  die  Hauptanstalt,  brachten  vielmebr  zum  Theil  grosse  Verluste.  Die  Verwaltung 
musste  wegen  Stututenyerletzung  entfernt  werden.  Ihr  Gebahren  reiht  sich  dem 
Dessauer  Geschäftsbetrieb  würdig  an.  Die  neue  Directicm  hat  nun  1860  das  Mög- 
liche geleistet,  indem  sie  aus  dem  Rest  der  noch  flüssigen  Mittel  einen  ReinOTtrag 
yon  64,703  Thlr.  erzielte.  Die  früheren  Verluste  sind  durch  den  mittelst  Rückkaun 
von  5000  eigenen  Actien  gemachten  Gewinn  zum  Theil  gedeckt;  ebenso  ist  der 
EffSectenbestand,  wenn  gleich  mit  Verlusten,  reducirt.  Die  ausstehenden  Hypotheken 
betrugen  Ende  1860  noch  708,046  Thlr. 

26)  Weimarische  Bank.  Concession  vom  17.  Septbr.  1853  auf  99 
Jahre,  vom  l.Janr.  1854  an  gerechnet.  Geschäftskreis:  Ausser  dem  üb- 
lichen anderer  Zettelbanken  die  Geschäfte  einer  Rentenbank  für  das  Gross- 
herzogthum  Weimar  und  das  Fürstenthum  Reuss  ä.  L.  Effecten  dürfen  bis 
zur  Hälfte  des  Capitals  gekauft  werden;  bei  noch  grösseren  Ankäufen  ist  Zu- 
stimmung des  Verwaltungsraths  und  Jtegierungsgenehmigung  erforderlich. 
Notenemission:  beschränkt  auf  den  Betrag  des  eingezahlten  Actiencapitals 
und  auf  Apoints  von  10  Thlr.  aufwärts.  Deckung:  V»  baar,  V»  durch  Wech- 
sel oder  leicht  realisirbare  Effecten.  Verwaltung:  Verwaltungsrath  aus  9 
Actionären,  Direction  aus  wenigstens  2  Directoren,  Revisionscommission  von 
der  Generalversammlung  aufgestellt.  Generalversammlung  im  März 
oder  April.  Stimmrecht:  Nur  diejenigen  Actionäre,  welche  während  der 
Generalversammlung  und  3  Wochen  vorher  mindestens  10  Namenactien  nach 
den  Bankbüchern  ununterbrochen  im  Besitze  hatten,  haben  Zutritt  und  Stimm- 
recht. Von  10—20  Actien  geben  je  10,  von  21—100  je  20,  von  101—1000 
je  50  Namenactien  1  Stimme.  Mehr  als  24  eigene  und  fremde  Stimmen  kann 
Niemand  führen.  Bei  einem  Auflösungsbeschluss,  welcher  nur  mit  Vs  Majori- 
tät (der  Namenactien)  gefasst  werden  kann,  hat  jede  Namenactie  1  Stimme. 
Diess  alles  gilt  von  den  Partialactien.  Jede  ganze  Actio  k  200  Thlr.  ist  näm- 
lich in  2  Partialactien  k  100  Thlr.  Lit.  A.  und  B.  getheilt.  Reservefonds 
und  Tantiemen:  der  erstere  erhait  ^'lo  des  Nettogewinns  über  4  7o;  die 
Verwaltung  V«o,  die  Direction  ebenfalls  V«o.  Diese  Tantiemen  sind  sogar  dann 
zu  zahlen,  wenn  der  Reservefonds,  welcher  bis  zu  10  7o  des  Capitals  anwach- 
sen soll,  zur  Deckung  eines  Verlustes  nicht  ausreichen  sollte  und  wenn  daher 
bis  zur  Wiederergänzung  des  Capitals  nur  die  Hälfte  des  Reinertrags  an  die 
Actionäre  vertheilt  werden  darf.  Verhältniss  zum  Staat:  die  Bank  muss 
der  Regierung  bis  zu  150,000  Thlr.  Vorschüsse  zu  4  %  machen  und  von  die- 
ser annehmen.  Letztere  kann,  wenn  das  Capital  auf  V*  vermindert  ist,  Auf- 
lösung anordnen, 
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Oeaohäfisberioht  pro  18  60.  GeMmmiverkelir  98,660,787  TMr.,  wovon  in 
DiBcontoweehBeln  25,i,  in  firemden  Wechselyaluten  5,i,  im  Lombardyerkohr  1,4,  in 
laufenden  Rechnungen  59,6,  in  Efifeeten  0,9,  in  Depositen  1 ,8  Mill.  und  bei  der  Renten- 
bank 44,424  Thlr.  Bruttogewinn:  275,496  Thlr.  einschliesslich  eines  Gewinns  an  zu- 
rückgekauften eigenen  Actien  von  33,364  Thlr.,  aber  abzüglich  der  erlittenen  Verluste 
an  Effecten  mit  17,405  Thlr.  und  der  auf  zweifelhafte  Contocorrentforderungen  reser- 
Tirten  15,000  Thlr.  Regiespeeen,  Passivzinsen ,  Abschreibungen  und  Vesluste  an  österr. 
Diflcontowechseln:  72,978  Thlr.  Nettogewinn:  202,522  Thlr.  Dieser  reichte  zu  4% 
Zinsen  an  die  Actionftre;  der  Reservefonds,  welcher  mit  59,488  Thlr.  schloss,  erhielt 
nichts,  ebenso  war  keine  Tantieme  zu  vertheilen.  Die  Bilanz  schloss  in  Activis  und 
Passivis  mit  8,517,978  Thlr.  einschlieeshch  der  800,000  Thlr.  eigenen  Actien.  Der 
Effectenbestand  war  bis  auf  279,989  Thlr.  reducirt.  Der  Wechselconto  sohloss  mit 
2,635,940,  der  Cassaconto  mit  184,969,  der  Noteneinlösungsfonds  mit  725,000  Thlr. 
Silber,  der  Lombardconto  mit  698,420,  der  Contocorrentconto  mit  2,848,359,  der 
Rentenbankconto  mit  183,288  Thlr.  Bestand.  Die  Betriebsmittel  bestanden  im  Actien- 
capital  k  4,200,000,  Notenumlauf  ä  2,175,000,  und  in  Depositen  k  1,064,870  Thlr. 

27)  Discontogesellschaft  in  Berlin.  Commanditgesellschaft,  ge- 
gründet 1851  durch  Dayid  Hanfiemann;  neues  Statut  vom  9.  Janr.  1856. 
Dauer:  50  Jahre  yom  1.  Janr.  1856  an.  Geschäftskreis:  alle  im  Geld-, 
Wechsel-  und  Fondsverkehr  vorkommende,  wie  überhaupt  alle  Banquiers-Ge- 
schäfte;  auch  Betheilignng  an  Bergwerks-  und  sonstigen  industriellen  Unter- 
nehmungen oder  Erwerbung  solcher.  Gesellschaftsmitglieder:  Es  gibt 
dreierlei  Betheiligte,  nämlich  1)  die  „Geschäftsinhaber,^  welche  die  Firma 
führen  und  für  die  Verpflichtungen  derselben  solidarisch  verantwortlich  sind ; 
2)  die  „Commanditäre,^  welche  mit  ihren  Einlagen  (Oommanditantheilen)  das 
für  alle  Yerpflichtungen  der  Gesellschaft  garantirende  Capital  zusammen- 
schiessen,  und  3)  die  „Mitbetheiligten,''  welche  mit  der  Gesellschaft  in  Ge- 
schäftsyerbindung  stehen  und  durch  „Geschäftsantheile*  ein  besonderes  Garan- 
tiecapital  für  ihre  Gesammtverpflichtungen  gegen  die  Gesellschaft  nach  dem 
Princip  der  Gegenseitigkeit  einlegen.  Commanditäre  und  Mitbetheiligte  sind 
stille  GesellschfidTter.  Die  ersteren  haften  nur  mit  ihren  Actien.  Die  „Mitbe- 
theiligten^  erhalten  bis  zum  Belaufe  ihrer  Geschäftsantheile  Credit.  Das  mit 
ihnen  geführte  Geschäft  heisst  „das  Specialffeschäft.^  Sie  zahlen  auf  ihre 
Geschäftsantheile  nur  10%  ein;  (ausserdem  V*Vo  Eintrittsgeld);  für  das  Wei- 
tere haften  sie  entweder  personlich  oder  ausserdem  mit  Wechselpflicht,  Bürg- 
schaft oder  Hypothek  etc.,  je  nach  den  Bedingungen  der  Aufnahme.  Sie 
können  nach  Belieben  austreten.  Verluste  aus  dem  Specialgeschäfte  haben 
sie  nach  Yerhältniss  zu  vergüten;  jedoch  kann  der  Mitbetheiligte  seinen  Ge- 
schäftsantheil  in  dem  Falle,  wenn  eine  Nachzahlung  zu  den  eingezahlten 
10%  ^on  ihm  verlangt  wird,  nebst  dieser  letztem  voll  einzahlen  und  sich 
dann  gegen  weitere  Nachzahlungen  schützen.  Die  Geschäftsantheile  sollen 
nicht  unter  200  und  nicht  über  60,000  Thlr.  betragen.  Gesellschafts- 
organe: 1)  Direction,  bestehend  aus  den  Geschäftsinhabern;  2)  Verwaltungs- 
rath  aus  15  Mitgliedern,  wovon  7  von  den  Mitbetheiligten,  8  von  den  Com- 
manditären  in  der  Generalversammlung  gewählt  werden  und  8  in  Berlin  wohn- 
haft sein  müssen.  Die  in  Berlin  woknenden  Yerwaltungsräthe  müssen  Mitbe- 
theiligte mit  wenigstens  4000  Thlr.  Geschäftsantheilen  sein;  ausserdem  muss 
jedes  Mitglied  2000  Thlr.  Commanditantheile  deponiren.  3)  Specialcomit^, 
bestehend  aus  den  in  Berlin  doraicilirenden  Verwaltungsräthen.  4)  Aufhahme- 
commissionen  aus  den  Mitbetheiligten  von  je  15  Mitgliedern.  Der  Verwal- 
tungsrath  vertritt  die  Gesellschaft  den  Geschäftsinhabern  gegenüber.  Die 
Auniahme  von  Mitbetheiligten  kann  nur  in  üebereinstimmung  zwischen  der 
Direction,  dem  Verwaltungsrath  und  der  Aufnahmecommission  geschehen. 
Gewinnvertheilung,  Reservefonds,  Tantiemen:  Vom  jährlichen  Rein- 
gewinn werden  zunäc^t  4  %  der  Commanditantheile  als  ,,gew$hnliche  Divi- 
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dende^  vergütet  Den  „Mitbetheiligten''  sind  4  Vo  ihrer  Einlagen  gewSfarleistet, 
welche  zum  Yorans  aus  dem  Specialgeschäft  bezahlt  werden,  so  dass  nur  der 
Ueberschuss  beim  allgemeinen  Geschäft  in  Einnahme  kommt,  nachdem  zudem 
Vs  der  im  Specialgeschäft  erworbenen  Provisionen  zur  Bildung  einer  „Special- 
reserve"  in  Abzug  gekommen  ist  Von  dem  alsdann*  verbleibenden  Öewinn 
erhalten  femer:  25  7o  die  Geschäftsinhaber,  5  Vo  der  Yerwaltungsrath,  10  bis 
20  7o  die  „allgemeine  Reserve,^  bis  diese  V»  des  Commanditcapitals  erreicht 
hat;  vom  Rest  wird  den  Commanditaren  als  Dividenden-Voraus  1  %  ihrer 
Einzahlungen  vergütet  und  was  dann  noch  erübrigt  unter  die  Commanditare 
und  Mitbetheiligte  nach  Verhältniss  ihrer  Einlagen  veriheilt  Generalver- 
sammlung spätestens  im  Juni.  Stimmrecht:  Zur  Theilnahme  und  Stimm- 
abgabe bei  der  Generalversammlung  sind  die  Commanditare  mit  1000  Thlr. 
Actien ,  welche  spätestens  8  Tage  vor  der  Berufung  auf  ihren  Namen  einge- 
tragen sind,  und  die  Mitbetheiligten  mit  einem  Geschäftsantheil  von  wenigstens 
4000  Thlr.  (hinsichtlich  der  früher  —  d.  h.  vor  dem  9.  Janr.  1856  Aufgenom- 
menen geniigen  1000  Thlr.)  berechtigt  Jeder  Mitbetheiligte  hat  nur  eine 
Stimme;  die  Commanditare  dagegen  haben  für  1000—5800  Thlr.  1  Stimme, 
für  6000—10,000  Thh-.  2,  und  für  jede  weiteren  5000  Thlr.  eine  weitere 
Stinune,  bis  zum  Maximum  von  20  Stimmen.  Für  andere  Actionäre  können 
sie  20  weitere  Stimmen  führen. 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Das  Gosellschaftsoapital  betrag  am  31.  Docbr.r 
Commanditantheile  10,011,000,  Baar  omlagender  1803  Mitbetbeih'gten  1,168,700,  Special- 
reservo  78,578,  ail^emeine  Reserve  804,587,  zus.  12,062,865  Thlr.  Gesaniintbetrag 
der  Geschäftsantheile:  11,6^7,000  Thlr.  Discontirto  Wechsel  im  Specialgeschäft: 
22,873,205  Thlr.,  Umschlag  im  Contocorrent -  Vorkehr  etc.  desselben  (Conto  L.) 
53,128,876  Thlr.  WechseWerkohr  im  allgemeinen  Geschäft:  82,934,770  Thl.,  Um- 
schlag in  laufenden  Rechnungen  96,238,230  TUr.,  in  Cassa:  118,^17,080  Thlr.  Brutto- 
gewinn: 776,884  Thlr.,  Nettoertrag  nach  Abzug  der  Regiekosten,  Abschreibungen 
(auch  17,924  Thlr.  fQr  Ausfälle)  und  47o  Zinsen  der  Einlagen  der  Mitbethefligt^: 
622,261  Thlr.  Davon  erhielten  die  Geschäftsinhaber  55,455,  der  Yerw.-RaÖi  11,091, 
die  Commanditare  (5'/«  7^)  5^0,605,  die  Mitbetheüigten  als  Superdividendo  (im  Ganzen 
4»/«  Vo)  5110  Thlr.  —  Die  Bilanz  schliesst  mit  20,681,787  Thlr.  Hauptposten  der- 
selben sind:  Wechselbeständo  4,307,579,  Effecten  2,193,538,  Debitoren  iu  laufender 
Rechnung  10,572,765,  Bergwerke  2,563,533  Thlr. 

28)  Berliner  Handelsgesellschaft.  Commanditgesellschaft.  Statut 
vom  2.  Jnli  1856.  Dauer:  50  Jahre.  Gründer  und  Geschäftseigen - 
thümer:  die  Commerzienräthe  Carl  und  Conrad  und  J.  F.  Ludwig  G^pke. 
Zweck:  Betrieb  yon  Bank-,  Handels-  und  industriellen  Geschäften  im  weite- 
sten Sinne.  Das  Grundcapital  war  ursprünglich  zu  30  Mill.  in  Aussicht 
genommen,  wovon  die  Hälfte  in  75,000  Antheilsscheincn  k  200  Thlr.  emittirt 
wurde.  Schon  1857  wurde  es  aber  auf  den  4.  Theil  ermaasigt.  Gesell- 
schaftsorgane: die  Firma- Eigenthümer  leiten  das  Geschäft  und  vertreten 
die  Gesellschaft  nach  Aussen.  Ihnen  gegenüber  wird  letztere  durch  einen  aus 
13  Mitgliedern  bestehenden,  von  der  Generalversammlung  gewählten  Yerwal- 
tungsrath vertreten.  Generalversammlung  im  L  Semester.  Stimm- 
recht: Nur  Besitzer  von  mindestens  20  Antheilsscheinen  können  an  der 
Generalversammlung  Theü  nehmen.  Diese  20  Antheilsscheine  bereohtigen  zu 
einer  Stimme,  50  zu  2,  100  zu  3  und  je  50  weiter  zu  einer  Stimme  mehr, 
bis  zum  Maximum  von  50  Stimmen.  Dividende,  Tantiemen,  Reserve- 
fonds: Am  Reingewinn  participiren  1)  die  Firmaeigenthümer  mit  der  ihnen 
garantirten  Tanti6me  von  10,000  Thlr.;  2)  der  Yerwaltungsrath  mit  5  7©; 
3)  der  Reservefonds  mit  5  Vo ;  4)  die  Inhaber  der  Antheilsscheine  mit  dem 
Rest.  Den  letzteren  soü,  nöthigenfalls  aus  dem  Reservefonds,  57o  ihrer  Ein- 
lagen zukommen« 
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GeBehäfUberieht  pro  1860.  Trotz  der  eben  berfifarten  Ermfissigung  des  ur- 
sprüogiiohen  AeÜenoapitids  hat  die  Gesellseliaft  niekt  nur  von  AnfSang  an  800,000  Tblr. 
ihrer  eigenen  AntheilBBoheine  in  HSnden  behalten,  sondern  1859  und  1860  weitere 
690,000  Thlr.  zuraokgekanft,  ein  Beweis,  dass  sie  kein  erspries^ches  Feld  ihrer 
Thätigkeit  gefunden  hat  Doch  hat  sie  den  dabei  gemachten  Gewinn  nicht  yertheilt, 
sondern  die  Actien  im  Kostenpreise  in  die  Bilanz  eingestellt  Das  Ban^eechaft 
Breest  &  Gelpke  erwarb  sie.  Dasselbe  läuft  mit  einer  Dotation  von  1  MilL  Thlr.  in 
Rechnung.  Der  Gesammtumsatz  dieses  und  des  Gesellschafts-Geschäfts  war  1860: 
101,150,845  Thhr.  Der  (Jeschäftsgewinn  beider  betrug  brutto  242,778  Thhr.,  wovon 
68,983  auf  das  Portefeuille,  57,069  auf  laufende  Rechnungen,  7,902  auf  Lombard-, 
45,011  auf  Effeotengesehäfte  und  67,046  auf  Provisionen  fallen.  Die  Regiespesen, 
Tantiemen  der  Geschäftsinhaber  (10,000  Thlr.),  Verluste  und  Abschreibungen  resul- 
tirten  101,874  Thlr.,  nach  deren  Abzug  ein  Nettogewinn  von  140,904  Thlr.  verblieb. 
Hieven  erhielten  der  Yerwaltungsrath  und  Reserve&nds  je  (5  %)  7,045  Thlr.  und  die 
Commanditäre  126,814  Thhr.  (57*%).  Der  Reservefonds,  1859  ang^priffen,  kam 
wieder  auf  einen  Bestand  von  806,768  Thlr. 

29)  Coburg -Gothaisclie  Credit -öesellscliaft  in  Coburg.  Concession 
vom  19.  Mai  1856  auf  90  Jahre.  Geschäftskreis:  alle  JBanqoiers-,  Com- 
missions-,  Speditions-,  Versicherungs-,  Hypotheken -Geschäfte,  Ausgabe  von 
Pfandbriefen  und  sonstigen  Obligationen  au  portour,  industrielle  Unternehmun- 
gen etc.  Verwaltungsorgane:  Yerwaltungsrath  von  12  Mitgliedern,  in 
den  ersten  6  Jahren  von  den  Gründern,  später  von  der  Generalversammlung 
gewaMt.  Direction  vom  Yerwaltungsraih  ernannt  Revisionscommission  aus 
3  Mitgliedern,  von  der  Generalversammlung  bestellt.  Generalversamm- 
lung im  März.  Stimmrecht:  5 — 10  Actien  geben  1  Stimme,  11 — 20  =  2, 
21—50  =  3,  51—100  =  4,  101—250  =  5,  251  und  mehr  =-  6  Stimmen. 
Dividende,  Reservefonds,  Tantiemen:  Vom  Reingewinn  sollen  die 
Actionäre  vorweg  4  %  ordentliche  Dividende  erhalten;  am  Ueberrest  partici- 
piren:  der  Yerwaltungsrath  mit  10,  der  Director  mit  9,  die  Regierung  (zur 
Yerwendung  auf  gemeinnützige  Zwecke)  mit  1 ,  die  Actionäre  mit  80  7o  aus- 
schliesslich der  Bruchtiieile  unter  V«  % ,  welche  dem  Reservefonds  zufallen. 
Erhalten  die  Actionäre  5  %  oder  mehr,  so  fällt  vom  Mehrbetrage  V»  dem 
Reservefonds  zu,  bis  er  Vio  des  Capitals  erreicht  hat.  Yerhältniss  zum 
Staate:  die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  Geldgeschäfte  der  Regierung 
unentgeldlich  zu  besorgen,  dieser  bis  zu  200,000  Thlr.  laufende  Rechnung  zu 
eröffnen  und  Darlehen  zu  gewähren. 

Finanzlage  der  Gesellschaft  und  Geschäftsbericht  pro  1860.  Das 
Unternehmen  ist  eines  deijenlgen,  welche  als  Riesen  in  die  Welt  traten  und  nach 
Jahr  und  Tag  zu  Zwergen  zusammenschrumpften.  Yon  dem  ursprünglich  auf  10—15 
MiU.  angenommenen  Actiencapital  kamen  nur  1,800,000  Thlr.  zur  Emission.  Hieven 
sind  ausserdem  800,000  Thlr.  zurückgekauft  und  amortisirt  worden.  Auch  die  seiner 
Zeit  in  Wien ,  Leipzig,  Berlin  eto.  errichteten  Agenturen  sind  aufgelöst.  Sie  haben 
den  grossten  Theil  des  Capitals  absorbirt,  resp.  so  festgelegt,  dass  es  nun  auf  lange 
nicht  mehr  flüssig  gemacht  werden  kann.  Grosse  Verluste  sind  bereits  abgeschrieben 
und  eben  solche  sind  noch  zu  bef&rohten.  Der  Geschäftsbericht  fQr  1860  beschäftigt 
sich  desshalb  weniger  mit  dem  Betrieb,  als  mit  der  Darstellung  der  trostlosen  Lage 
des  Geschäfts.  Er  weist  zwar  ein  ErtHlgniss  von  44,949  Thlr.  (brutto)  nach,  dieses 
reichte  aber  nicht  aus,  um  die  muthmassliohen  Verluste  zu  decken,  vielmehr  musste 
hiezu  auch  noch  der  Reservefonds  und  der  Pensionsfonds  der  Angestellten  (I)  absor- 
birt werden* 

30)  Bank  for  Handel  nnd  Industrie  in  Darmstadt.  Concession  vom 
2.  April  1853  auf  99  Jahre.  Geschäftskreis:  der  eines Credit-Mobilier  im 
wehesten  Sinne.  Yerwaltangsorganisation:  1)  die  oberste  Leitung  nnd 
Uebetwachnng  der  Anstalt  ist  einer  Bankverwaltung  aus  18  von  der  General- 
versammlung gewählten  Mitgliedem  anvertraut  2)  diese  wählt  einen  engem 
Aussohura  von  5  Hitgliedern  aus  sich  selbst  zur  speciellen  Ueberwachung  der 
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Gfeschafle  and  Ausfühnrng  der  Beachlüsse.  3)  Sie  ernennt  die  Direotion,  be- 
stehend aus  3  oder  mehreren  Directoren,  welchen  die  eigenÜiche  Geschäfts- 
führung obliegt.  Generalversammlung  im  Mai.  Stimmrecht:  An  der 
Generalversammlung  können  nur  Besitzer  von  20  Actien,  welche  seit  vier 
Wochen  ununterbrochen  auf  ihren  Namen  in  den  Bankregistern  eingetragen 
waren,  Theil  nehmen.  Je  20  solcher  Actien  gewähren  1  Stimme,  jedoch  kann 
Niemand  mehr  als  20  eigene  und  20  fremde  Stimmen  abgeben.  Dividende, 
Tantiemen,. Reservefonds:  den  Actionären  wird  ein  fixer  Zins  von  4  7o 
gewährt.  Was  das  Geschäft  mehr  erträgt,  ist  Gewinn.  Von  diesem  werden 
25  7o  dem  Reservefonds  zugetheilt,  bis  derselbe  Vio  des  eingezahlten  Actien- 
capitals  erreicht;  den  Directoren  sind  (zum  Theil  anstatt  der  Besoldung) 
23,500  fl.  Tantiemen  garantirt  und  auch  die  Bankverwaltung  soll  10  7o  des 
Gewinns  erhalten.  Der  Rest  kommt  zur  Vertheilung  als  Superdividende. 
Wird  der  Reservefonds  zur  Deckung  von  —  den  Gewinn  übersteigenden  Ver- 
lusten in  Anspruch  genommen,  so  fallt  in  so  lange  jede  Superdividende  weg, 
bis  derselbe  wieder  auf  den  vorigen  Stand  gebracht  ist. 

Finanzlage.  Geschäftsbericht  pro  1860.  Das  Unternehmen,  eine  Nach- 
ahmung des  Pariser  Credit-Mobiliar,  hat  seinen  Gründern  grossen  Nutzen,  den  Acüo- 
nären  aber  bis  jetzt  wenig  Yorthoil  gebracht.    In  den  Actien  wurde  seiner  Zeit  viel 

?:e8chwindeU;  man  trieb  sie  bis  auf  150 — IBO^o.  Heute  ist  alle  Illusion  verschwunden, 
m  Jahre  1857  beschloss  die  Gesellschaft,  das  Actienkapital  von  25  auf  50  Hill.  fl.  zu 
erhöhen,  wobei  5  Hill,  den  bisherigen  Actionären  kraft  besonderer  «Berechtigungs- 
Boheine**  zugesichert  wurden.  Auch  mit  diesen  wertblosen  Scheinen  wurde  Schwindel 
betrieben.  Da  kurz  darauf  die  wirklichen  Actien  der  Bank  unter  pari  gingen,  hörte 
derselbe  natürlich  auf  und  die  neue  Aktienemission  gerieth  in^s  Stocken.  1858  wurde 
dann  beschlossen,  dass  diejenigen  Besitzer  von  Berechtigungscbeinen ,  welche  bis  1. 
Juli  1858  auf  jedes  Stück  12Va  fl.  einzahlten,  vom  1.  Juli  1861  an  während  zweier 
Jahre  Actien  der  Geseilschaft  gegen  Erlegung  des  Nominalwerths  (abzüglich  jener  12V2  A) 
beziehen  können,  dass  aber  alle  anderen  Berechtigungssoheine  und  auch  diejenigen, 
auf  welche  bis  30.  Juni  1868  die  Restzahlung  nicht  geleistet  worden,  ungiltig  seien. 
Um  dagegen  volle  Actien  ausfolgen  zu  können,  sollten  5  Mill.  der  Mheren  Emissio- 
nen bis  zu  pari  zurückgekauft  werden.  Letzteres  geschah,  aber  von  dem  Bezugsrechte 
wurde  wenig  Gebrauch  gemacht  Die  Gesellschaft  h'ess  sich  alsdann  überhaupt  er- 
mächtigen, von  ihren  eigenen  Actien  bis  zu  15  Mill.  (also  VO  zurückzukaufen.  Bis 
1860  fand  wirklich  die  Rückerwerbung  von  40,000  Stck.  (10.  Mill.)  statt  und  1861 
sollen  weitere  2  Mill.  erworben  werden,  wenn  sie  zu  70%  ^^^^  weniger  zu  haben. 
Diese  Rückkäufe  gaben  die  Mittel  an  die  Hand,  die  grossen  Verluste  zu  decken  und 
das  ganze  Geschäft  wieder  zu  consolidiren.  Die  Nettobilanz  auf  1.  Januar  1861  schliesst 
in  Activis  und  Passivis  (incl.  10  Mill.  eigener  Actien)  mit  29,242,859  fl.  Von  den 
ersteren  sind  hervorzuheben:  Efieckten  5,876,763,  Wechsel  1,116,581,  Cassa  202,716, 
Guthaben  bei  Banquiers  928,109,  Reports  220,250  (zus.  disponible  Fonds  2,467,607) 
Lombard8820,552,  bedeckte  Creditel70,411,  Blanco-Credite  1,279,210,  Anleihen  1,944,979. 
Hypotheken  581,097,  zweifelhafte  und  streitige  Forderungen  878,050,  Zweiganstalten 
und  Commanditen  4,604,600  fl.;  von  den  letzteren  Contocorrentcreditoren 619,384,  De- 
positen 1,292,170,  Reserve  418,881,  del  Credere-Conto  892,916  fl.  Der  Bruttoertrag 
war  einschliesslich  1,404,844  fl.  Gewinn  an  eigenen  Actien  2,586,120  fl.  Vom  Vor- 
jahr war  ein  Verlust  von  804,898  fl.  zu  decken;  auf  Effecten  wurden  abgeschrieben 
502,419  fl.,  den  Actionären  bezahlt  721,748  fl.  (4^0)  und  der  über  Abzug  der  Regie- 
spesen etc.  verbleibende  Saldo  mit  418,042  fl.  dem  im  Voijahre  absorbirten  Reserve- 
fonds einverleibt. 

31)  Greditanstalt  fär  Industrie  nnd  Handel  in  Dessau.  Goncesslonirt 
1856  auf  unbestunmte  Zeit.  Zweck:  „Industrie  und  Handel  im  weitesten 
Sinn,  den  Ackerbau  mit  eingeschlossen,  zu  fördern.*  Organe:  Verwaltungs- 
rath  aus  12,  Direction  aus  einem  oder  mehreren  Mitgliedern,  RevisioBSCom- 
mission.  Generalyersammlung  spätestens  im  April.  Stimmrecht:  Je 
5  Actien  geben  1  Stimme;  mehr  sds  10  eigene  und  10  fremde  Stinunen  kann 
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Niemand  vertreten.  Dividende,  Reservefonds,  Tantiemen:  Yom 
Reingewinn  sind  zunächst  4  %  Zinsen  aus  den  Actien  abzusetzen ;  alsdann 
sollen  vom  Rest  5 — 20  7o  an  Reserve,  bis  diese  Vs  des  Capitals  erreicht  hat, 
gelegt,  10  7o  dem  Verwaltungsrath  und  lOVo  der  Direction  und  den  Beamten, 
der  Kest  den  Actionären  zugeschieden  werden. 

Geschäftslage.  Die  Anstalt  ist  durch  völlige  Missachtons  ihrer  Stellang  und 
durch  Betheiligong  an  gänzlich  misslungenen  Unternehmungen  (Moldauer  Bank  etc.) 
wo  möglich  in  noch  schlimmere  Lage  versetzt,  als  die  Dessauer  Landesbank.  Fast 
alle  ih^  Fonds  sind  festgelegt  und  hoffnungslos  verwendet  l^ach  dem  eigenen  Ge- 
ständniss  der  Direction  waren  die  Actien  Ende  1860  kaum  mehr  8lV«7o  werth;  in- 
zwischen hat  aber  auch  die  Kew- Yorker  Commandite  faUirt  und  es  muss  die  Anstalt 
ihrer  Auflösung  entgegen  gehen.  Wir  können  uns  daher  die  vergebliche  Mühe  einer 
Wiedeiiiolung  des  Geschäftsberichts  wohl  erlassen. 

32)  Hamburger  Vereinsbank.  Gegründet  1856.  Regelmässiges  Bank- 
geschäft. Gesohäftskreis:  Discontiren  und  Negociren  von  Wechseln,  Ein- 
und  Verkauf  von  edlen  Metallen,  Lombard-  und  Giroverkehr.  Verwaltung: 
diese  ist  einer  Direction  aus  12  Mitgliedern  übertragen.  Für  die  ersten  6 
Jahre  bilden  die  8  Gründer  mit  4  von  ihnen  beizuziehenden  Personen  die 
Direction;  später  wird  diese  von  der  Generalversammlung  gewählt.  Letztere 
bestellt  auch  2  Revisoren  zur  Prüfung  der  Bilanz,  der  Bestände  und  Dechar- 
chirung  der  abgehenden  Directoren.  Generalversammlung  vor  Ende 
März.  Stimmrecht:  Je  10  Actien  geben  1  Stimme,  jedoch  kann  Niemand 
mehr  als  10  eigene  imd  fremde  Stimmen  abgeben.  Dividende,  Reserve- 
fonds, Tantiemen:  Von  dem  sich  aus  der  Bilanz  ergebenden  Avanz  wer- 
den zunächst  4  7o  Actienzinsen  bezahlt ;  vom  Ueberrest  soUen  der  Reserve- 
fonds, die  Direction  und  der  Geschäftsführer  mit  den  Beamten  je  lOVoj  die 
weiteren  70  %  aber  die  Actionäre  empfangen.  Der  Reservefonds  soU  bis  zu 
1  Mill.  Mark  Banco  anwachsen. 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Der  Totalumsatz  betrug  1,652,511,159  Mrk.  Bco. 
einschliesslich  des  Giroverkehres.  Der  Umschlag  in  Disconto-  und  Hamburger- Wech- 
seln war  134,898,014,  in  fremden  Valuten  6,966,177  Mrk.  Auf  Effecten  wurden  Vor- 
schüsse gegeben:  6,218,582  Mrk.  Depositenconto  2,T28,121,  Accepte  gegen  Sicherheit 
1,982,180  Mrk.  Die  Zahl  der  Interessenten  stieg  auf  1568.  Als  Ketto-Avanz  verblieben 
zur  Vertheilung  auf  die  Actien  190,607  M.-Bco.  (etvras  über  Ay%^/o).  Verluste  wMreu 
nicht  zu  beklagen. 

33)  Allgemeine  deutsche  Creditanstalt  In  Leipzig.  Concession  vom 
2.  Mai  1856  ohne  Zeitbegrenzung.  Bestimmung:  .Ackerbau,  Handel  und 
Gewerbe  zu  fördern,^  also  die  umfassendste  Aufgabe  emer  Creditanstalt.  Ver- 
waltung: Ein  aus  12  Mitgliedern  bestehender,  von  der  Generalversammlung 
gewählter  Verwaltungsrath  leitet  und  vertritt  die  Anstcüt.  Dieser  bestellt  die 
Direction,  zusammengesetzt  aus  dem  vollziehenden  Director,  dessen  Stellver- 
treter und  einem  rechtskundigen  Bevollmächtigten.  Generalversammlung 
während  der  Ostermesse.  Stimmrecht:  5—10  Actien  geben  1  Stimme, 
11-20  =  2,  21—50  =  3,  51—100  =  4,  101—250  =  5,  251-500  =  6, 
501—1000  7,  über  1000  =  8  Stimmen.  Dividende,  Keservefonds, 
Tantiemen:  Von  dem  nach  Abrechnung  aller  Kosten  und  Verluste  verblei- 
benden Reingewinne  erhalten  zunächst  die  Actionäre  4  7o  des  Nominalbetrags 
ihrer  Actien.  Dann  empfängt  der  Reservefonds  5  %  des  Ueberschusses  so 
lange,  bis  er  10  7o  des  eingezahlten  Actiencapitals  erreicht  hat.  Derselbe 
bildet  übrigens  einen  Theil  des  werbenden  Capitals.  Yom  weiteren  Ueber- 
Bchusse  haben  anzusprechen:  der  Verwaltungsrath  10 Vo»  die  Directoren  und 
Beamten  10  7o,  die  Actionäre  80  %. 

Geschäftslage  und  Geschäftsbericht  pro  1860.  Die  Anstalt  gehört  zu  d^ 
grdssten  deutschen  Oreditanstalten,  welche  Ihr  VorbUd  in  Paris  gesucht  hab^.    die 
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hsA  aber  gleiob  den  andern  kein  genügendes  Feld  ihrer  ThAtiffkeit  gefunden,  grosse 
Yerloste  erlitten  and  za  deren  Dekong  das  beliebte  Mittel  des  ROckkaofB  eigener 
Actien  (30,000  Stk.)  in  Anwendung  gebracht  Mit  dem  Best  ihres  Betriebsfonds  steckt 
sie  tief  genu^  in  industriellen  Unternehmungen ,  welche  theils  ertrags-  und  hoffiiungs- 
los  sind,  theils  geringe  Beute  abwerfen.  Namentlich  ist  sie  stark  bei  der  (hier  nach- 
folgenden) Lübecker  Commerzbank,  zu  deren  Ghründer  sie  gehört,  betheiUgt.  Doch 
hat  sie  sich  neuerdings  mehr  dem  eigentlichen  Bankgeschäfte  zugewendet  und  ihre 
Verhältnisse  so  viel  möglich  consolidirt  Die  Bilanz  auf  Sl.  März  1861,  deren  Haupt- 
posten wir  anführen,  wird  eine  Beurtheilong  gestatten: 


Activa:  8,723,965  Thlr. 

Baare  Gasse 417,394  Thbr. 

Wechsel 2,252,758     „ 

Pfänder 341,794     „ 

Effecten 560,460     „ 

Anleihen 282,047     „ 

Unternehmungen     .    .     .  2,571,851     „ 

Darlehen 389,239     „ 

Laufende  Bechnungen     .  1,777,215     „ 


Passiva:  8,723,965  Thlr. 

Actiencapital      ....  7,000,000  Thb. 

GiroToricehr 64,124     „ 

Accepte 168,889     „ 

Depositeneinlagen  .    .    .  797,169     „ 

Emittirte  Obligationen     .  886,700     „ 

Beservefonds  (nur)      .    .  6,146     „ 

Yeriustreeerye    ....  104,625     „ 

Beingewinn  pro  18*V«i  •  221,745     „ 
u.  8.  w. 
Die  Hauptquelle  des  Ertrags  war  der  Wechsely erkehr  mit  104,847  Thlr.,  und  der 
Contocorrentrerkehr  mit  83,575  Thlr.;   alle  andern  Branchen  lieferten  sehr   geringe 
Besultate. 

34)  Lübecker  Coiuiuerz-Bank.  Im  Jahre  1856  unter  der  Firma  „Credit- 
und  Yersicherungsbank  in  Lübeck'*  gegründet,  hat  sie  gleich  in  den  ersten 
Jahren  ihres  Bestehens  hinsichtlich  des  Yersioberungsgescha^  schlimme  Er- 
fahrungen gemacht  Noch  grosseres  Missgeschick  erlitt  sie  bei  ihrer  Betheili- 
gung an  industriellen  Unternehmungen  (Dortmunder  Hütte).  1859  wurde  da- 
her beschlossen,  das  Yersicherungsgeschäft  aufzugeben,  auf  industrielle  Unter- 
nehmungen zu  verzichten,  eine  neue  Firma  anzunehmen  und  das  Actiencapital 
von  3  Mill.  Thlr.  auf  die  Hälfte  zu  ermässigen.  Letzteres  sollte  mittelst  all- 
mäliger  Yerloosung  und  pari-Ablösung  von  7500  Actien  geschehen,  welcher 
Tilgungsmodus  jedoch  nur  bezüglich  2500  Actien  in  Anwendung  kam.  Die 
letzte  G^eneralversammlung  beschloss,  auf  die  restirenden  12,5(K)  Actien  je 
30  Vo  baar  zurückzubezahlen,  weitere  20%  davon  abzuschreiben  und  alsdann 
neue  Actien  mit  der  Hälfte  des  Nominal werths  der  alten,  also  ^100  Thlr. 
pr.  Stck.  auszugeben.  Die  Actionäre  haben  sich  hiemit  vorläufig  selbst  einen 
Verlust  von  20  %  auferlegt  Das  der  Gesellschaft  ertheilte  NotenprivUegium 
hat  sie  sich  vorbehalten,  jedoch  davon  bis  jetzt  keinen  Gebrauch  gemacht 
Da  in  Lübeck  bereits  eine  Zettelbank  besteht,  wird  die  Commerzbank  schwer- 
lich in  die  Lage  kommen,  dieses  Privilegium  mit  Yortheil  verwerthen  zu 
können.  Der  Zweck  des  Instituts  ist  nun  der  eines  Bankgesch^  im  engem 
Sinne.  Seine  Organisation  und  Verwaltungseinrichtungen  sind  denen  der  Leip- 
ziger Creditanst^t  ähnlich,  welch'  letztere  Mitgründerin  und  Hauptbetiieiligte 
ist.  Es  soll  übrigens  ein  neues  Statut  entworfen  werden.  1860  ward  be- 
schlossen, dass  1—10  Actien  in  der  Generalversammlung  1  Stimme  verleihen 
und  dass  je  10  weitere  Actien  je  1  Stimme  geben  sollen.  Zum  Reservefonds 
kommt  Vs  des  Reinertrags  über  4  7o,  nachdem  zuvor  10%  för  wohlthatige 
Zwecke  und  die  Tantiemen  des  Yerwaltungsraths  (6  Mll^lieder)  in  Abzug 
gebracht  worden. 

Aas  dem  Geschäftsbericht  pro  1860  fQhren  wir  nur  an,  dass  zwar  eüi Rein- 
gewinn von  circa  148,000  Mrk.  Ort.  erzielt,  dessenungeachtet  aber  keine  Dividende 
▼ertheilt  wurde,  weil  die  Toraussichtlichen  Yerloste  an  der  insolTenten  Dortmunder 
Hütte  zu  decken  sind,  wozu  bis  jetzt  eine  Reserve  von  rund  877,000  Mrk.  angesam- 
melt ist  Wenn  die  Verbindung  mit  diesem  Etablissement  endUch  gelöst  sein  wird, 
wird  das  Institut  wieder  auf  normale  Yerh&ltnisse  zurttdckehren. 
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35)  Niederösterreiehisdie  Esoompte- Gesellschaft  in  Wien.  Eröffnet 
am  23.  Sept.  1853.  Dauer:  vorläufig  25  Jahre.  Die  Verhältnisse  dieser 
Anstalt  sind  denjenigen  der  Berliner  Discontogesellschafk  (oben  Nr.  27)  durch- 
aus ähnlich.  Die  Mitbetheiligten  heissen  hier  ^Creditinhaber.*  Nur  in 
Niederösterreich  Wohnende  können  Creditinhaber  sein.  Sie  bilden  unter  sich 
und  gegenüber  der  Actien^osellschaft  eine  besondere  Gesellschaft  nach  dem 
Principe  der  Gegenseitigkeit  und  garantiren  durch  einen  aus  ihren  Einlagen 
gebildeten  Sicherheitsfonds  der  ersteren  alle  Verbindlichkeiten  der  Credit- 
inhaber. Die  einzelne  Creditbetheiligung  soll,  besondere  Fälle  ausgenommen, 
nicht  unter  300  fl.  und  nicht  über  2  7o  des  eingezahlten  Actiencapitals  be- 
tragen. Die  Einlagen  zum  Sicherheitsfonds  bestehen  in  5  7o  des  gewährteji 
Credits.  Sie  werden  mit  47o  verzinst  Ist  der  Sicherheitsfonds  in  Folge  von 
Verlusten  angegriffen  worden,  so  muss  er  sofort  wieder  ergänzt  werden,  und 
zwar  nach  Maassgabe  der  Creditbetheiligung.  Solche  Zuschüsse  werden  je- 
doch den  Betheiligten  nebst  Zinsen  wieder  zurückerstattet,  sobald  der  beson- 
dere Reservefonds  der  Creditinhaber  dazu  hinreicht.  Der  Austritt  als  Credit- 
inhaber steht  Jedem  zu  jeder  Zeit  frei,  er  bleibt  aber  bis  zum  nächsten 
Bilanzabschlusse  haftbar.  Geschäftskreis  der  Anstalt:  Erster  Zweck  der- 
selben ist,  den  oben  genannten  Creditinhabem  die  von  ihnen  in  Anspruch 
genommenen  Gelder  zur  Verfügung  zu  stellen  und  zwar  mittelst  des  Weohsel- 
geschäfbs.  Soweit  die  Gesellschaffcsfonds  hiefOr  nicht  erfordert  werden,  können 
Wechsel,  welche  alle  zur  Escompte  bei  der  Nationalbank  erforderlichen  Eigen- 
8chafl;en  haben,  escomptirt  und  Effecten  der  schwebenden  Staatsschuld,  die 
entweder  auf  Verlangen  oder  nach  3  Monaten  zahlbar  sind,  gekauft  werden. 
Eine  dritte,  grösseren  Geschäfksumsatz  bezweckende  Geschäftsbrancho  besteht 
im  Reescomptiren  von  Wechseln  und  in  der  üebemahme  von  Geldern  in  lau- 
fender Rechnung  auf  längere  Termine.  Die  dem  Escomptegesohäft  gewidmete 
Summe  soll  den  Öfachen  Betrag  des  Actienfonds  nicht  überschreiten.  G  es  ell- 
schaft sorganisation:  Die  Aotiengesellschaft  wird  durch  einen  Verwaltungs- 
rath  von  12  Mitgüedem,  welche  von  der  Generalversammlung  aus  den  Wiener 
Actionären  gewählt  werden,  vertreten.  Die  Geschäfte  im  Einzelnen  besorgen 
die  Beamten,  an  deren  Spitze  ein  Director.  Die  Creditinhaber  sind  dagegen 
durch  einen  weiteren  Ausschuss,  zu  welchem  alle  gehören,  welche  wenigstens 
mit  2500  fl.  betheiligt  sind,  und  durch  ein  Comite  von  18 — 36  TheUnehmer, 
aus  und  vom  weiteren  Ausschuss  ernannt,  repräsentirt.  Ein  gemischtes  Organ 
ist  das  CensurcoUegium,  welches  über  die  Annahme  der  Escomptewechsel  ent- 
scheidet und  aus  Mitgliedern  des  Verw.-Raths  und  desComit6  zusammengesezt 
ist.  Sowohl  für  die  Actiengesellschaft,  als  auch  für  die  Creditinhaber  besteht 
eineRechnungsrevisionscommission  und  für  leztere  ausserdem  ein  Liquidations- 
ausschuss.  Generalversammlung  jährlich  einmal,  vom  Verw.-Rath  be- 
rufen. Stimmrecht:  Jeder  Actionär,  welcher  öActien  besitzt,  die  6 Monate 
vor  dem  Zusammentritt  der  Generalversammlung  im  Actienbuch  eingetragen 
waren  und  8  Tage  vorher  deponirt  werden,  ist  berechtigt,  an  der  Versamm- 
lung Tbeil  zu  nehmen.  Jeder  stimmberechtigte  Actionär  hat  nur  eine  Stimme. 
Die  Creditinhaber  sind  bei  der  Generdversammlung  nicht  vertreten;  in  den 
Versammlungen  ihres  Ausschusses  hat  aber  jedes  Mitglied  des  leztem  eben- 
falls 1  Stimme.  Dividende,  Reservefonds,  Tantiemen:  80Vo  des 
reinen  Geschäfte^ewinns  über  4Vo  Zinsen  der  Actien  werden  als  Dividende 
vertheilt;  die  weiteren  207«  kommen  zu  V«  ^  den  Reservefonds  der  Actien- 

fesellschaft  und  zu  V«  in  den  besondern  Reservefonds  der  Creditinhaber.   Die 
[onorirung  des  Verwaltungsraths  und  des  Comite's  wird  von  der  Generalver- 
sammlung ausgesetzt 

Geschäftsbericht  pro  1860.   Die  Anstalt  lählte  Ende  1860  1979  Creditinhaber 
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mit  einer  Betheillgung  yon  42,707,000  fl.  Das  Esoomptegeschftfl  ersh^ckie  sieb  auf 
eine  Snnune  Yon  67,239,784  fl.  für  die  Oreditinbaber  nnd  29,231,290  fl.  f&r  Dritte.  Ein 
Verlust  war  niobt  zu  beklagen,  obgleiob  die  Anstalt  bei  185  Fallimenten  betbeilig^ 
war.  Das  Gescbäft  ergab  einen  Bruttogewinn  Ton  1,927,688  fl.  und  nacb  Abzug  aller 
Kosten,  Passivzlnsen,  äteuem  etc.  einen  Reinertrag  von  654,293  fl.  Davon  erbielten 
die  Actionäre  560,000  fl.  (8  7o))  40,979  fl.  der  Reservefonds  für  die  Oreditinbaber, 
18,714  fl.  der  allgemeine  Reservefonds  und  29,390  fl.  der  Yerw.-Ratb  und  dasComit^ 
Die  Hauptaotivposten  der  Bilanz  waren:  1,735,210  fl.  Gasse,  28,772,502  fl.  Wechsel, 
76,909  fl.  Effecten,  265,288  fl.  Lombards  etc.,  im  Ganzen  81,700,388  fl.  Das  Institut 
ist  völlig  unabhängig  von  der  Regierung  und  bat  eine  durchaus  gesunde  Grundlage. 

36)  Norddeutsche  Bank  in  Hamburg.  Gegründet  1856  auf  99  Jahre. 
Geschäft skreis:  Giro-,  Contocorrent-,  Disconto-,  Depositen-,  Darlehens-, 
Lombardgeschäfte,  An-  und  Verkauf  von  Effecten  bis  zum  4.  Theil  des  Capi- 
tals.  Auch  Noten  kann  die  Bank  nach  den  Statuten  bis  zum  Belaufe  des 
eingezahlten  Actiencapitals,  zur  Hälfte  mit  Metall  bedeckt,  ausgeben,  wovon 
sie  jedoch  keinen  Gebrauch  gemacht  hat.  Vervraltungsorgane:  Ver- 
waltungsrath  aus  10  von  der  Generalversammlung  gevrählten  Mitgliedern.  Di- 
rectorium  vom  Verwaltungsrath  ernannt,  bestehend  aus  dem  activen  und  stell- 
vertretenden Director.  Revisionscommission  aus  2  Revisoren,  von  der  General- 
versammlung bestellt  Generalversammlung  v^ährend  der  ersten  5  Monate. 
Stimmrecht:  5—10  Actien  geben  1  Stimme,  11—20  »=  2,  21—35  =  3, 
86-50  =  4,  51—75  =  5,  76—100  =  6,  101—150  =  7,  151—250  =  8, 
251—400  =  9,  über  400  =  10  Stimmen.  Dividende,  Reservefonds, 
Tantiemen:  Vom  ganzen  Reingevirinn  kommen  57»  zum  Reservefonds  bis 
derselbe  lO^yo  des  Capitals  erreicht  hat;  dann  erhalten  die  Actionäre  4Vo  des 
Actiencapitals;  vom  Ueberschuss  werden  lOVo  dem  Verwaltungsrath  und  den 
Bankbeamten  zugeschieden  und  der  Rest  wiederum  an  die  Actionäre  vertheilt. 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Umsatz:  im  Discontogeschäft  87,979,060,  hn 
auswärtigen  Wecbselgeschäft  25,805,205,  im  Effectengescbäft  8,512,651,  im  Vorscbuss- 
gescbäft  gegen  Unterpfand  18,789,599,  ohne  Unterpfand  1,201,000  Hrk.Bco.  etc.  Ge- 
winn: an  Zinsen  471,071,  an  fremden  Valuten  144,126,  an  Effecten  229,747,  an  Cassa 
17,746,  an  Provision  78,434,  im  Ganzen  943,565  Mrk.  Bco.  Passivzinsen,  Regiespesen 
und  Abschreibungen  101,195,  Reingewinn  842,370  Mrk.  Bco.  Die  Bilanz  zeigt  im 
Soll  und  Haben  24,828,482  Mrk.;  im  Haben  an  Hauptposten:  Platzwechsel  13,291,623, 
auswärtige  Wechsel  8,296,126,  Darlehen  gegen  Pfand  3,656,336,  ohne  Pfand  968,572  Mrk.; 
im  Soll:  Actiencapital  20,000,000,  Giroconti  2,507,512,  Depositen  1,412,882  Mrk. 
Obgleich  bienach  die  Anstalt  Verwendung  fär  ihre  Betriebsfonds  gefunden  hatte ,  wurde 
doch  beschlossen,  10,000  eigene  Actien  zurückzukaufen,  wenn  solche  zu  90 7o  oder 
weniger  zu  erwerben  wären,  und  den  Gewinn  dem  Reservefonds  zu  verbuchen. 

37)  OesterrelcMscIie  Creditanstalt  für  Handel  und  Gewerbe  in  Wien. 
Concession  vom  31,  Octbr.  1855  auf  90  Jahre.  Grösste  deutsche  Credit- 
anstalt. Geschäft  skreis:  alle  Bankgeschäfte  im  weitesten  Sinne,  Emrerb 
und  Errichtung  industrieller  Etablissements,  Ausstellung  verzinslicher  Schuld- 
verschreibungen. Geschäfte  in  Effecten  des  Auslandes  dürfen  nicht  gemacht 
werden  (weder  durch  Kauf,  noch  durch  Belehnung).  Verwaltungsorga- 
nismus: die  obere  Leitung  der  Anstalt  ist  einem  Verwaltungsrath  aus  21 
von  der  Generalversammlung  gewählten,  von  der  Regierung  bestätigten  Mit- 
gliedern anvertraut,  wovon  Va  in  Wien  wohnen  müssen.  Die  specieUe  Ge- 
schäftsführung liegt  der  Direction  ob,  bestehend  aus  einem  Hauptdirector  und 
2  Directoren.  Auch  diese  müssen  von  der  Regierung  bestätigt  sein.  Zar 
Prüfung  der  Rechnungen  ernennt  die  Generalversammlung  einen  Revisionsaus- 
schuss.  General  Versammlung  imMärz  oder  April.  Stimmrecht:  Actionäre. 
welche  wenigstens  20  Actien  besitzen,  nehmen  an  der  Generalversammlung  Theil 
und  haben  1  Stimme  abzugeben.  50  Actien  geben  2,  100  =  3,  200  »4  und 
je  200  weitere  Actien  1  Stimme  mehr,  bis  zu  10  Stimmen.    Kein  Actionär 
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kann  mehr  als  10  eigene  und  fremde  Stimmen  vertreten.  Die  Actien  müssen 
4  Wochen  vor  der  Versammlung  deponirt  vf erden.  Dividende,  Reserve- 
fonds, Tantiemen:  Der  Gewinn  besteht  aus  den  Reinerträgnissen  nach 
Abzug  aller  Unkosten.  Davon  w^erden  vor  Allem  57»  auf  das  eingezahlte 
Actiencapital  vertheilt,  auch  diese  nöthigeDdPalls  aus  der  Reserve  ergänzt.  Vom 
üeberschusse  erhält  der  Reservefonds  5— 207o-  Der  Rest  wird  zu  10%  dem 
Verwaltungsrathe ,  zu  lO"/«  den  Directoren  und  Beamten  und  zu  80  7»  den 
Actionären  zugeschieden. 

Geschäftsbericlitpro  1860.  Umsätze:  im  Comissionsgeschäft  320,883,500,  im 
Wechselgeschäfk  129,805,000,  Vorschussgeßchäft  auf  Effecten  20,224,900,  auf  "Waaren 
30,048,700,  im  Girogeechäft  (in  Wien)  108,848,300  fl.  Cassenbewegung  418,280,200  fl. 
Geschäfkßerträgnisse :  Zinsen  aus  Effecten  1,703,518,  Lombards  750,889,  Wechsel  668,819, 
Conkocorrent  1,102,045,  Provisionen  945,745  fl.  Ganze  Einnahme  4,675,047  fl.  Davon 
Verwaltungskosten,  Steuern  eto.  644,925,  Abschreibungen  am  Inv^tar  14,307,  Pensions- 
fondsbeitrl^e  10,500,  Minderwerth  der  Effecten  998,326,  Verluste  und  Verlustsreserve 
261,093  fl.  Verbleibt  Reingewinn  2,545,894  fl.  Da  derselbe  zur  5%  Verzinsung  des 
Actienkapitals  k  60  MiU.  nicht  ausreichte,  mussten  454,105  fl.  dem  Reservefonds  ent- 
nommen werden,  welcher  hieduroh  auf  368,407  fl.  sank.    Aus  der  Bilanz  fahren  wir  au: 


Passiva:  100,872,410  fl. 

Actiencapital 60,000,000  fl. 

Accepte  im  Umlauf   .    .    .     10,821,688  „ 

Reservefonds 822,513  „ 

Creditoren 26,616,776  „ 

u.  8.  w. 


Activa:  100,872,410  fl. 

Effecten 42,002,685  fl. 

Portefeuille 15,339,365 

Gassenbestände      ....      3,109,933 

Vorschüsse  auf  Effecten     .      8,450,931 

„  „    Waaren      .       3,174,338 

Debitoren 26,649,786 

Man  sieht,  dass  mehr  als  7^  des  eigenen  Capitals  in  Effecten,  und  zwar  in  Qsterr. 
Staats-  und  Industriepapieren  (von  ersteren  11,220,718  fl.)  belegt  sind. 

38)  Schaaflliauseii'scher  Bankverein  in  Cöln.  Derselbe  bildete  sich  1848 
in  Folge  Falliments  des  Bankhauses  A.  Schaaffhausen  aus  den  Gläubig'em  und 
Theilhabem  desselben.  Die  Statuten  erhielten  unterm  28.  August  1848  nicht 
nur  die  Genehmigung  der  Regierung,  sondern  der  Staat  übernahm  sogar  Ga- 
rantie für  die  Actien  Lit.  A.  auf  10  Jahre.  Nachdem  diese  letzteren  amorti- 
sirt  und  auch  die  den  Theilhabern  des  Hauses  überlassenen  Actien  Lit.  C, 
Vielehen  10  Jahre  lang  nur  2^/^  Dividende  zukamen,  in  die  Rechte  der  Actien 
Lit.  B.  eingetreten,  auch  gegen  solche  umgetauscht  sind;  haben  vnr  es  jetzt 
mit  einer  gewöhnlichen  Aotiengesellschaft  zu  thun.  Befugnisse:  Banquiers- 
geschäfte  aller  Art  zu  betreiben.  Organe:  Administrationsrath  aus  15  Mit- 
gliedern, von  den  Actionären  gewählt.  Direction  von  3  Directoren.  Gene- 
ralversammlung im  September.  Stimmrecht:  1—4  Actien  geben  1 
Stimme,  5—10  =  2,  11—20  =  3,  21—35  «  4,  36—50  =  5,  51—75  =  6, 
76—100  =  7,  101—150  =  8,  151-200  =  9,  Über  200  =  10  Stimmen.  Mehr 
wie  10  eigene  und  10  Stimmen  in  Vertretung  Anderer  kann  Niemand  führen. 
Dividende,  Reservefonds,  Tantiemen:  Den  Actien  sind  4  Vo  feste 
Zinsen  zugesichert.  Was  darüber  verdient  wird,  ist  nach  Abzug  aller  Kosten 
der  Reingewinn.  Von  diesem  erhalten  die  Directoren,  wenn  er  über  50,000 
Thlr.  beträgt,  15  7«,  sonst  30  **/o,  mindestens  aber  2000  Thlr.,  dann  der  Ver- 
waltungsrath  6  7o.  Der  Rest  wird  nach  Ermessen  der  Generalversammlung 
zvnschen  den  Actionären  und  dem  Reservefonds  vertheilt. 

Geschäftsbericht  pro  1860.  Obgleich  das  Institut  früher  eine  ganze  Reihe 
von  industriellen  Unternehmungen  in's  Leben  gerufen  hat ,  ist  es  doch  dabei  nur  noch 
gering  betheiligt ;  auch  hat  es  nur  geringe  Beträge  seines  Betriebsfonds  in  Effecten 
angelegt,  jene  daher  grosstentheils  leicht  realisirbar  erhalten.  Diesem  Umstände  ver- 
dankt es  seine  höhere  Rentabilität.  Der  Gesammtumsatz  betrug  1860:  66  Hill.  Thlr., 
der  reine  Gewinn  nach  Abzug  aller  Kosten  und  Tantiemen  und  nach  Berichtigung  der 

Mof«r,  CapiUlanUge  in  Werthpapier«n.  ^* 
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47o  Aotiaudiiaen,  155,084  Thir.  Die  Bilanz  schlittst  im  Soll  und  Haben  mit  15,071,166 
Thlr.  Hauptposten  unter  den  Activen :  3,240,415  Thlr.  Wechsel  und  Cassa,  2,834,356  Thlr. 
Qutbabcn  oei  Banquiers,  5,616,559  Tblr.  Debitoren  in  laufender  Rechnung,  780,376 
Thlr.  Effecten,  1,617,905  Thlr.  Vorschüsse  an  fremde  Unternehmungen;  unter  den 
Passiven:  5,187,000  Thlr.  Actiencapital ,  694,719  Thhr.  Creditoren  in  laufender 
Rechnung,  5,137,596  Thlr.  Depositen,  1,543,347  Thlr.  Acoepte,  889,145  TWr.  Reserve, 
1,232,859  Thlr.  del  Credere-Conto  (Verlustreserve). 

39)  ScUesiscIier  Bankverein.  CommanditgcsellschafL  errichtet  1856  auf 
50  Jahre.  Zweck:  Bank-,  Handels-  und  industrielle  Geschäfte  aller  Art 
zu  betreiben.  Organisation:  Die  Eigenthiimer  der  Firma  führen  und  leiten 
das  gesammte  Geschäft  Ihnen  gegenüber  wird  die  Gesellschaft  durch  einen 
von  den  Actionären  gewählten  Yerwaltungsrath  von  13  Mitgliedern  und  durch 
die  Versammlung  aller  Betheiligten  vertreten.  Generalversammlung  im 
ersten  Semester.  Stimmrecht:  Wer  1000  Thlr.  Antheilsscheine  besitzt^ 
kann  an  der  Versammlung  aller  Betheiligten  Theil  nehmen  und  hat  1  Stimme; 
8000  Thh".  berechtigen  zu  2,  8000  Thlr.  zu  3  und  je  5000  Thlr.  mehr  zu  einer 
weiteren  bis  zu  10  Stimmen.  Die  Antheilsscheine  lauten  auf  Namen.  Ge- 
winnvertheilung:  Vom  Reingewinn  empfangen  die  Eigenthiimer  der  Firma 
570,  die  Mite^lieder  des  Verwaltungsraths  5>j  der  Reservefonds  5  7»j  die 
Actionäre  85  70.  Der  Reservefonds  soll  10  %  des  Capitals  nicht  überschreiten. 
Geschäftsbericht  pro  18  60.  Es  brachte  ein:  das  Contocorrentgeschäft  65,769, 
das  Wechselgeschäft  82,269,  das  Lombardgeschäft  7,476,  das  Hypothekengeschäft  nach 
Abzug  eines  Zinsverlostes  V3,84S,  das  Effeotengeschäft  30,942  Thlr.  Die  Geschlfis- 
unkosten  betrugen  32,271  Thlr.  Den  Actionären  konnten  5  7o  Dividende  zngetfaeilt 
werden.  Der  Reservefonds  hatte  71,162  Thlr.  Bestand.  Der  Verein  hat  sich  glQdc- 
lieber  Weise  von  grossen  industriellen  Untemehmnngen  und  Bdrsenspecolationen  fem 
gehalten,  aber  ancm  von  dem  nur  halb  emittirten  Aotienbetrag  einra  Theil  Korftckgekanft. 


Vorstehende  Detaildarstellung  der  Verhältnisse  deutscher  Bank-  und  Cre- 
ditinstitute  wird  bestätigen,  was  wir  im  Eingang  dieses  Paragraphen  im  Allge- 
meinen darüber  bemerlä  haben.  Unberücksichtigt  darf  dabei  älerdings  nicht 
bleiben,  dass  die  letzten  drei  Jahre  fär  Bankgeschäfte  besonders  ungünstige 
gewesen  sind.  Würden  sich  die  Wolken  am  politiachen  Himmel  veiziehen, 
würde  dadurch  das  zerstörte  Vertrauen  in  die  dennaligen  Zustande  wieder- 
kehren, und  der  gelähmte  Unternehmungsgeist  neu  erwachen;  so  mCLss- 
ten  sich  bei  allen  lebensfähigen  Instituten  die  erlittenen  Verluste  zum  Theil 
wieder  ausgleichen;  denn  sie  haben  durch  Abschreibungen  und  Abschätzungen 
ihre  in  Effecten  und  Unternehmungen  angelegten  Fonds  meist  auf  so  massige 
Summen  zurückgeftihrt,  dass  jede  Besserung  deren  vortheilhafte  Verwerthung 
ermöglichen  müsste. 

§.  190. 

G.   VersichernngsgfseiischalleD. 

Die  Versicherungsanstalten  haben  nicht  nur  den  Gewinn  der  Actionäre, 
sondern  auch  das  öconomiscbe  Wohl  der  Versicherten  zum  Zwecke.  Sie  sind 
daher  unstreitig  die  gemeinnützigsten  Acticngesellschaften  und  vom  volkswirth- 
schaftlichen  Standpunkte  aus  im  höchsten  Grade  empfehlungs-  und  bcfördemngs- 
würdig.  Ueberali  hat  sich  auch  ihre  Wirkswnkeit  als  eine  sehr  wohlthät&o 
erwiesen  und  ihre  neuerliche  Verbreitung  ist  sonach  mit  ungetheilter  Freude 
zu  begrüssen.    Indess  ist  nicht  zu  bestreiten,   dass  in  manchen  Zweigen  des 
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Yersicherniigswesens  die  hinlänglichen  Erfahrungen  und  Grundlagen  noch  zu 
sammeln  sind,  und  selbst  dann  bleiben  so  grosse  Zufälligkeiten  zu  überwinden, 
dass  auf  eine  gleichmässige  Rente  des  Capitals  kaum  zu  rechnen  ist.  Nur  die 
älteren  Anstalten,  welche  bereits  grosse  Reserven  angesammelt  und  weite  Ver- 
breitung gefunden  haben,  sind  starken  Schwankungen  nicht  mehr  unterworfen. 
Dagegen  haben  die  Seeversicherungsgesellschaften  schlimme  Erfahrungen  ge- 
macht und  der  Zweig  der  Transportversicherung  überhaupt  verliert  in  dem- 
selben Maasse  an  Aussicht,  als  die  Dampfkrafi;  sidi  alles  grossen  Güterverkehrs 
zu  Wasser  und  zu  Lande  bemächtigt 

Das  Actiencapitai  bildet  bei  den  Yersicherungsinstituten,  welche  eines  grossen 
Betriebsfonds  nicht  bedürfen,  zum  grössten  Theile  nur  die  Reserve  für  ausser- 
ordentliche Ereignisse  und  Fälle.  Es  wird  desshalb  auch  nur  zum  kleinsten  Theile 
baar  eingezahlt,  während  für  den  Rest  Seitens  der  Actionäre  Solawech- 
sel ausgestellt  werden.  Ebendarum  lauten  die  Actien  dieser  Art  in  der  Regel 
auf  den  Namen  und  sie  sind  meist  in  festen  Händen.  So  hohe  Renten  die  ein- 
bezahlten kleinen  Beträge  zeitweise  abwerfen,  so  dürfte  doch  nach  dem  Ange- 
deuteten die  Betheiligung  bei  Versicherungsgesellschaften  für  den  gewohnlichen 
Gapitalisten  wegen  der  Gefahr  wechselmässiger  Nachzahlungen  und  wegen  den 
Schwankungen  der  Rente  sich  wenig  empfehlen.  Sowohl  aus  diesem  ids  auch 
aus  dem  Grunde,  weil  es  überhaupt  nicht  in  unserem  Plane  lie^  die  kleineren 
Actienuntemehmungen  mit  mehr  örtlicher  Bedeutung  ausfuhrhcher  zu  b^an- 
deln,  haben  wir  uns  im  Nachfolgenden  auf  eine  Statistik  der  deutschen  Ver- 
sicherungsgesellschaften beschränkt.  Die  beigefügte  Angabe  der  bezahlten 
Dividenden  aus  den  letzten  Jahren  wird  übrigens  zur  Beurtheilung  der  Pros- 
perität einzelner  Institute  einige  Anhaltspuncte  an  die  Hand  geben.  Doch 
darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  die  Dividende  keineswegs  immer  das  Re- 
sultat des  wirklichen  Rechnungsergebnisses  ist.  Fast  alle  Gesellschaften  haben 
(im  Widerspruche  mit  dem  preussischen  Gesetze  über  die  Actiengesellschaften 
und  mit  dem  Handelsgesetzbuche)  ihren  Actionären  feste  Zinsen  zugesichert 
und  zahlen  dieselben  auch,  wenn  der  Betrieb  keinen  Gewinn  ergibt  Sogar 
aus  dem  Capital  sind  solche  Zinsen  zuweilen  vergütet  worden  und  manche 
Anstalten  haben  einen  Theil  des  ersteren  bereits  eingebüsst 

Bei  der  Classification  der  Gesellschaften  haben  wir  die  Geschäftebranche, 
die  sie  vorzugsweise  betreiben,  als  maassgebendes  Moment  gelten  lassen.  In- 
dessen ist  dieselbe  nicht  so  zu  verstehen,  als  ob  sich  die  unter  einer  Haupt- 
abtheilung aufgeftlhrten  Institute  nur  und  ausschliesslich  mit  der  in  derselben 
genannten  Branche  beschäftigten. 

Noch  wollen  wir  die  Bemerkung  nicht  unterlassen,  dass  die  öffentlichen 
Berichte  der  Versicherungsgesellschaften  meist  zu  spärlich  und  unvollständig 
sind,  um  einen  genauen  Einblick  in  ihre  Verhältnisse  zu  gestatten.  Manche 
scheinen  mehr  den  Zweck  zu  verfolgen,  eben  diesen  Einblick  unmöglich  zu 
machen.  Wenn  daher  in  der  folgenden  üebersicht,  bei  deren  Aufstellung  wir 
das  Hübner'sche  Jahrbuch  für  Volkswirthschaft  und  Statistik  und  den  Frank- 
furter „Actionär**  zu  Grunde  gelegt  haben,  zuweilen  irrthümliche  An- 
gaben enthalten  sein  sollten,  so  möge  diess  jenem  Umstände  zugeschrieben 
werden. 

Auch  die  m  den  folgenden  Paragraphen  (191,  192  und  193)  gegebenen 
statistischen  Notizen  über  die  Schifffahrts-,  Bergbau-  und  Hütten-  und  son- 
stigen industriellen  Gesellschaften  sind  mit  Zuhülfenahme  der  eben  genannten 
Fachblätter  aufgestellt,  was  wir  zur  Vermeidung  von  Wiederholungen  schon 
hier  bemerken. 
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Deutsche  Yersicherungs-Gesellschaften  auf  Actieu. 


1 

^J            Actien-CapiUl.            !  »MdendeB  «ammt 

Nanit  und  Oetchtftskreis    !          Sitz 

' 

dir  OeMÜtebaft.                derselben. 

i  j 

^'^  :  pr.  stock. 

GftDset  Cftpital. 

Z 1     1857. 

1858. 

1859. 

1860. 

L  Lebensver8ichenings- Anstalten. 

% 

% 

% 

% 

% 

1.  Anker 

Wien 
Berlin 

1859 
1836 

2,000  fl. 
l,OOOThl. 

2,000,000  fl. 
1,000,000  Thl. 

30 
20 

V 

17 

11V4 

11 

12  V« 

25 

2.  Berliner   .    . 

12"/l5 

3.  Concordia     . 

.  'Cöln 

1853 

1,000    „ 

6,088,000    „ 

20 

6 

6 

6 

6 

4.  Deutsche  .     . 

.  'Lübeck 

1828 

3,000  Mk. 

1,275,000  Mk. 

10 

— 

25  für  4  Jahre. 

5.  Frankfurter  . 

.    Frankf.a.M. 

1844 

500  fl. 

3,000,000  fl. 

10 

6 

6 

6 

14 

6.  Germania     . 

Stettin 

1857 

500  Tbl. 

3,000,000Thl. 

20 

— 

6 

0 

2 

7.  Janus  .     .     . 

Hamburg 

1847 

5,000  Mk. 

1,000,000  Mk. 

10 

4 

4>/5 

5 

5 

8.  Magdeburger 

Magdeburg  '1856 

500  Tbl. 

2,000,000  Thl. 

20 

7 

5 

0 

3 

9.  Mecklenburger 

Schwerin        1853 

100    „ 

100,000    ^ 

10 

— 

37  V» 

28 

— 

10.  Teutonia  .     . 

Leipzig         1 1852;  1,000    „ 

600,000    „ 

15 

5  i     3 

1,066 

"A 

IL  Fenerversiclienmgs- Anstalten. 

1 
1 

11.  Aachen-Müncheaer 

Aachen 

1828 

l,OOOThl. 

3,000,000Thl. 

20 

40 

40 

40 

40 

12.  Berliner    .... 

Berlin 

1812 

1,000    , 

2,000,000    ^ 

20 

28 

9 

9 

14 

18.  Colonia    .... 

Cöln 

1839 

1,000    „ 

3,000,000    , 

20 

30 

30 

39 

40 

14.  Deutscher  Phönix 

Frankf.  a.M. 

1843!  1,000  fl. 

5,500,000  fl. 

20 

11 

8 

15 

16 

15.  Dresdener     .    .    .  iDresden 

1857  1,000  Tbl. 

1,000,000  Thl. 

20 

2 

10 

15 

4 

16.  Elberfelder   .     .     .    Elberfeld 

1824i  1,000    „ 

2,000,000    „ 

20 

5 

5 

5 

5 

17.  Hamburg-Bremer  .  'Hamburg 

1854 

1,000  Mk. 

2,000,000  Mk. 

20 

4 

7 

4 

4 

18.  Leipziger.     .     .    .   Leipzig 

19.  Magdeburger    .     .    Magdeburg 

1813 

l,OOOThl. 

1,000,000  Thl. 

20 

6V» 

15    17V« 

— 

1844 

1,000    „ 

2,000,000    „ 

20 

0 

5 

12 

27  V, 

20.  NuoTa  Sozieta  .     .  ,Trie8t 

1847 

1,000  fl. 

4,000,000  fl. 

30 

14 

12«/t 

8 

0 

21.  Oldenburger      .    .    Oldenburg 

22.  Oesterr.  Ph5nix    .  ,Wien 

1857 

500  Thl. 

1,000,000  Thl. 

10 

— 

5 

*V4 

10 

1860 

1,000  fl. 

3,000,000  fl. 

30 

— 

— 

— 

28.  Sohlesische   .     .    .    Breslau 

1848 

1,000  Thl. 

3,000,000  Thl. 

20 

7V. 

5 

7 

— 

m.  Greditversiehemngs- Anstalten. 

24.  Bremer  Creditvers.    Bremen         185712,500  Thl. 

500,000  ThL 

20 



— 

25.  Sachs.  HypotL-Yers. 

Dresden        |1859 

500Thl. 

500,000    „ 

20 



—   t   — 

4 

26.  Yindobonia,  Hyp.-V. 

Wien            |l859 

2,000  fl. 

10,000,000  fl. 

30 

—           —      '      — 

6 

IV.  Transportversichernngs-Anstalten. 

i 

27.  Agrippina     .     .     . 

Cöhi 

1848 

500Thl. 

1,000,000  Thl. 

20 

24 

15  '   15 

20 

28.  Allg.  Eisenbahnvers. 

Berlin 

1856 

1,000    ^ 

523,000    „ 

20 

8Vi 

10  :  8v. 

— 

29.  Berliner  Land-  und 

1 
1 

Wasservers.     .     . 

Berlin 

1845 

500    , 

250.000    „ 

20 

54 

16V4    15 

30 

SO.  Düsseldorfer  allgem. 

Düsseldorf 

1844 

500    „ 

500,000    „ 

10 

0 

12  1   10 



81.  Fortuna   .... 

Berlin 

1856 

300    „ 

300,000    „ 

16V3  66«/3l8«'6'   12 



82.  MainzerBheinschifff. 

Mainz 

1854 

875  fl. 

875,000  fl. 

10 

16 

8  ;     8 

10 

88.  Neuesachs.Flu88VTs. 

Leipzig 

1845 

500  Thl. 

118,500Thl. 

25 

16 

14  :    9 



84.  Niederrh.  Güterass. 

Wesel 

1839 

500    „ 

1,000,000    „ 

10 

86 

40  ,  36 



85.  Ponunerania.    .     . 

Stettin 

1854 

400 ; 

500,000    „ 

25 

33 

15  1   10 



86.  Preuss.  Seeassec.  . 

Stettin 

1821 

750    „ 

450,000    „ 

24 

4 

4 

4 



87.  Stettmer  Stromvers. 

Stettin 

1841 

200    y, 

150,000    „ 

25 

14 

0 

16 



88.  Union 

Stettin 

1857 

500    " 

1,200.000    „ 

25 

52 

8     6»/4 

.^ 

89.  Württ  Transpoi 

rtv.  1 

Heilbronn 

1852 

500  fl. 

500,000  fl. 

20 

18 

20 

12 

17 
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Name  und  GeschAftskreis 

Sita 
derselben.  * 

o  a 

Actien-Capital. 

Diyidenden  sammt 
Zinsen. 

der  GeaelUchaft. 

Betrag 
pr.  Stock. 

Ganzes  Capital. 

n 

1857. 

1858. 

185». 

1860. 

V.  Hagelversiclieruiigs- Anstalten. 

40.  Bayerische    .     .     .    München       1856     100  fl. 

41.  Berliner    ....    Berlin            1832  l,0OOTlil. 

42.  Colnische.     .     .     .    Cöln               1853     500    „ 

43.  Magdeburger     .    .    Magdeburg    1854     500    „ 

44.  Union Weunar         1855     400    „ 

VI.  Rückversichernngsgesellscliaften. 

45.  Aachener      .     .     .    Aachen         j  18531    400 Tbl. 

46.  Cölner      ....    Cöln               1853     500    „ 

47.  Frankfurter  .     .     .    Frankf.  a.M.  1857     500  fl. 

1,000,000  fl. 
1,000,000  Tbl. 
2,500.000    „ 
1,500,500    „ 
3,000,000    „ 

l,200,000Tbl. 
3,000,000    „ 
6,000,000  fl. 

% 

10 
20 
20 
20 
20 

20 
20 
10 

% 

4 
0 

77« 
0 
5 

2^10 
4 

% 

5 

174 

7V, 

3 

5 

25 
4 
3 

% 

5 

8V 
6 
3 

77, 

25 
4 
3 

% 

4 
49 
15 

5 
10 

25 
4 
3 

Vn.   Allgem.  Versicherungsanstalten  (mit  allen  oder  mehreren  Vers.-Branchen). 


48.  Assicuraz.  Generali 

49.  Azieuda  Assicuratr. 

50.  Erste  öst.  Vers.-Ges. 

51.  Providentia  .     .     . 

52.  Riunione  Adriatica 

53.  Ötettiner  Nationalv. 

54.  Thuringia     .    .    . 


Trie8t 

1834 

Trieet 

1822 

Wien 

1824 

Frankfurt 

1857 

Triest 

1836 

Stettin 

1845 

Erfurt           1 

1856 

1,000  fl. 
:  1,000  „ 
1,500  „ 
1,000  „ 
1,000  „ 

400  Thl 
1,000    „ 


2,000,000  fl. 
4,000,000  „ 
3,000,000  „ 
10,000,000  „ 
4,000,000  „ 
3,000,000Thl. 
2,500,000    „ 


30 

18 

4 

12,56 

30 

I6V4 

778 

0 

20 

217» 

5 

5 

10 

8 

4 

67. 

30 

35 

10 

0 

25 

0 

2 

3 

20 

4 

47« 

5 

io»;6 
5 

67t 

iiVi 

77. 

6 


§.  191. 
D.    SchiiiTaiirtsgesellscIiafteD. 

Auch  von  diesen  Actienunternehmungen  können  wir  nur  die  Hauptmomente 
vor  Augen  führen,  welche  wir  der  Kürze  und  Uebersichtlichkeit  wegen  in 
tabellarische  Form  gebracht  haben,  wie  wir  es  bezüglich  aller  nachfolgenden 
Gesellschaften  halten  werden.  Die  grosse  Mehrzahl  derselben  hat  bloss  ört- 
liche Bedeutung  und  es  ist  dem  Capitalisten  anzurathen,  sich  dabei  nicht  zu 
betheiligen,  wenn  er  nicht  Gelegenheit  hat,  die  Verhältnisse  und  leitenden 
Persönlichkeiten  selbst  unmittelbar  kennen  zu  lernen.  Auf  die  Coursnotizen,  wie 
sie  da  und  dort  in  Börsenblättern  zu  treffen  sind,  möge  er  sich  in  keinem 
Falle  verlassen,  denn  sie  sind  meist  reine  Phantasiecourse. 

Wie  die  nachfolgende  üebersicht  der  in  den  letzten  Jahren  von  Schiff'- 
fahrtsgesellschaften  bezahlten  Dividenden  darthut,  haben  diese  Unternehmungen 
im  Allgemeinen  wenig  prosperirt.  Die  Zeitverhältnisse  sind  für  sie  im  Ganzen 
ungünstig  gewesen.  Manche  sind  bereits  zu  Grunde  gegangen;  andere  werden 
dem  gleichen  Schicksal  schwerlich  entgehen.  Eine  Darstellung  der  Verhält- 
nisse jeder  einzelnen  Unternehmung  würde  uns  zu  weit  führen ;  doch  wollen 
wir  gegenüber  den  drei  grossen  deutschen  Schmahrtsuntemehmungen,  an 
welchen  weitere  Kreise  interessirt  sind,  eine  Ausnahme  machen  und  einige 
Notizen  über  ihre  Lage  beifügen. 
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1)  Norddeutscher  Lloyd.  Die  Geeellsohaft  hat  in  den  Jahren  1858  und  1859 
835,611  Thlr.  verloren.  Von  dem  projeciirten  Actiencapital  ä  4  Millionen  sind  nur 
2,864,300  Thlr.  emittirt  worden.  Um  nun  jenen  Verlust  zu  deoken,  wurden  10,665  Btück 
eigener  Actien  (1,066,500  Thlr.)  zu  28  und  SO  %  zurückgekauft,  was  einen  Gewinn 
yon  741,350  Thlr.  ergab,  so  dass  nur  noch  ein  Verlust  von  94,261  Thlr.  verblieb. 
Auch  dieser  wurde  durch  den  108,783  Thlr.  beiragenden  Beingewhm  des  Jahres  1860 
ausgeglichen.  Das  Eigenthum  der  Gesellschaft  reprftsentirt  nun  wieder  vollständig  den 
Werth  der  noch  im  Umlaufe  befindlichen  17,978  Stfick  Actien  mit  1,797,800  Thlr.  und 
der  Contrahirten  6  Vo  Prioritätsanleihe,  von  welcher  Ende  1860  866,000  Thlr.  begeben 
waren.  Die  im  Besitze  der  Gesellschaft  befindlichen  Actien  sollen  unter  pari  nicht 
wieder  ausgegeben  werden.  Die  Bilanz  des  Jahres  1860  schloss  im  Soll  und  Haben 
mit  2,249,771  Thlr.,  darunter  für  18  Flussdamp&chifife,  24  eiserne  Schleppkähne  und 
8  Schraubendampfer  1,629,991  Thlr.  Ein  weiteres  Seedampfisohiff  war  ün  Bau  be- 
griffen.   Das  junge  Unternehmen  dürfte  nun  seine  schlimmste  Zelt  hinter  sich  haben. 

2)  Oesterr.  Donau -DampfiBcliifltalirte-GeeellBchait  —  das  grossartigste 
Schiffifahrtsuntemehmen  Deutschlands.  Ueber  das  Verhältniss  desselben  zum  Ssterr.  Staate 
siehe  oben  S.  84.  Inzwischen  hat  dasselbe  durch  ein  neues  Ueberoinkemmen  einige 
Aenderungen  erlitten,  nämlich  dahin  gehend,  dass  der  Staat  für  die  nächsten  6  Betriebs- 
jahre nur  ein  Ertrags-Maximum  von  1,475,000  fl.  garantirt;  dass  femer  die  Zinsen 
der  schwebenden  S<3iuld,  welche  aus  der  Superdividende  aUmälig  auf  einen  Betrag 
von  1V2  ^iii«  fl*  zu  ennässigen  ist,  vom  Geschäftsertrag  nicht  mehr  abgerechnet 
werden  dürfen  und  dass  die  Gesellschaft  verpflichtet  ist,  während  der  nächsten 
12  Jahre  je  1000  Actien  zurückzuerworben  (durch  Ankauf,  wenn  sie  unter  pari  zu 
haben,  oder  andernfalls  durch  Verloosung)  und  so  das  Actiencapital  von  24  auf  18 
MilL  zu  reduciren.  Aiyährlich  soll  alsdann  die  Garantiebereohnung  um  den  entspre- 
chenden Betrag  ermässigt  werden.  —  Das  Betriebsergebniss  pro  1860  war 
folgendes:  Einnahmen  aus  allen  Geschäftszweigen  10,282,873  fl.;  Betriebsausgaben 
7,169,240  fl.;  Ertragsüberschuss  3,113,633  fl.  Davon  gingen  aber  1,782,551  fl.  Ab- 
schreibungen und  1,492,071  fl.  Zinsen  und  Tilgungsquoten  dos  Actien-  und  Prioritäts- 
capitals.  Es  ergab  sich  sonach  ein  Ausfall  von  160,989  fl.  und  der  Staat  zahlte  zu 
dessen  Deckung  und  zur  Complettirung  des  garantirten  Mohrertrags  1,350,000  fl.  Aus 
der  Bilanz  heben  wir  hervor:  "Werth  der  Schiffe  18,840,592,  der  Mohacz-Pünfkirchener 
Eisenbahn  6,753,092  fl.  Ausserdem  besitzt  die  Gesellschaft  Kohlen  werke  bei  Fünf- 
kirchen von  namhafter  Ausdehnung.  Unter  den  Passiven  figpuriren:  das  Actienci^ital 
mit  24  Mill.,  der  Beet  der  verschiedenen  Anleihen  mit  8,176,875  fl.,  der  schwebenden 
Schuld  mit  3,831,765  fl.  eto.  Das  Unternehmen  hat  seit  1857  an  erdrückender  Oon- 
currenz  gelitten.  Mit  seiner  reichlichen  Ausstattung  wird  es  aber  bei  verdoppelter 
Regsamkeit  seine  frühere  Blüthe  wieder  erreichen  können. 

3^  Oeeterr.  Lloyd.  Auch  dieser  grossen  Actionuntemehmung  und  ihres  Ver- 
hältnisses zur  österr.  Regierung  ist  oben  S.  84  bereits  Erwähnung  geschehen.  Sie 
hat  seit  Jahren  theils  wegen  der  ungeheuren  Concurrenz,  welche  ihr  von  den  sub- 
ventionirten  französischen  und  russischen  Gesellschaften  gemacht  wurde,  theils  wegen 
des  italienischen  Krieges  und  seiner  Folgen  schwere  Zeiten  gehabt  und  daher  Verluste 
erlitten,  welche  zusammen  Ende  1860  zu  2,395,729  fl.  berechnet  sind.  Darunter  sind 
allerdings  hauptsächlich  die  von  1857—59  unterlassenen  Abschreibungen  am  "Werthe 
der  Sc^ffo  etc.  inbegriffen,  aber  das  ganze  Deficit  im  genannten  Betrage  soll  zur 
Ausgleichung  kommen.  Um  diess  zu  ermöglichen,  ist  neuerlich  festgesetzt  worden, 
dass  bis  1864  in  keinem  Falle  mehr  als  die  einfachen  Zinsen  k  4  %  an  die  Aotionäre 
vertheilt,  der  etwaige  Uebersohuss  aber  auf  die  mnere  Kräftigung  des  Unternehmens 
verwendet  werden  solle.  Zugleich  wurde  beschlossen,  eine  Reorganisation  der  ganzen 
Verwaltung  und  des  Betriebs  vorzunehmen.  —  Die  Schuld  an  die  Regierung  ä  3  Mill  fl. 
soll  durch  i^ingabe  der  noch  nicht  emittirten  3  Mill.  Actien  ausgeglichen  werden, 
wodurch  sich  das  Actiencapital  auf  12  MilL  fl.  C.  M.  erhöht,  die  Prioritätsschuld  aber 
auf  den  gleichen  Betrag  ermässigt  wird  (abgesehen  von  den  bereits  stattgehabten 
Tilgungen).  Auch  soll  die  Regierung  6  Monate  lang  das  Recht  haben,  für  l'^^sMill. 
Scäffe  von  der  Gesellschaft  nach  dem  Inventarswerthe  zu  übernehmen.  —  Das  Be- 
triebsergebniss des  Jahres  1860  war:  Einnahmen  6,833,512 fl.,  Ausgaben  5,517,954fl., 
Betriebsüberschuss  1,815,558  fl.    Nach  Abzug  der  Zinsen  aus  den  Anleihen  und  der 
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Absohreibungen  an  Gerftthschaften  rerblieben  noch  1,098,876  fL,  wovon  486,224  fl. 
auf  die  Sohiffe  abgeschrieben  und  378,000  fl.  an  die  Actionäre  vertheilt  wurden  (4  %). 
Die  im  Jahre  1859  unterlassene  Auszahlung  der  gleichen  Dividende  auf  die  6  MiU. 
Actien,  welchen  keine  Zinsen  garantirt  sind  (für  die  Actien  I.  Seotion  k  3  MiU.  sind 
4  7q  von  der  Gesellschaft  garantirt)  wurde  nachgeholt.  Bilanz  auf  1.  Jan.  1861: 
Activa:  62  Dampfer  mit  12,200  Pferdekräften  und  36,260  Tonnen  Gehalt  12,307,905; 
Schleppschiffe  und  Flussbarken  439,607;  Arsenal  5,504,819;  Werkstätte  1,197,332; 
Gebäude  220,585;  Fahrnisse  260,927;  Kohlenvorrath  817,743,  Cassa  und  Wechsel 
1,146,729  fl.  etc  ;  im  Ganzen  23,396,601  fl.  Passiva:  Rest  an  den  3  Prioritätsanlehen 
5,355,000,  an  dem  Lotterieanlehen  (der  Greditanstalt)  5,878,229,  Schuld  an  die  Regie- 
rung 8,000,000  fl.,  Actiencapital  9,450,000,  Diversi  2,109,100,  zus.  25,792,880  fl.  Es 
fehlen  also  die  oben  erwähnten  2,395,729  fl. 


§.  192. 
E.   Bergbao-  und  HüttenwerksgesellschafteB. 

Hillsichtlich  dieser  beziehen  wir  uns  auf  das,  was  wir  oben  S.  510 — 511 
im  Allgemeinen  über  derartige  Unternehmungen  bemerkt  haben.  Die  nach- 
folgende tabellarische  Uebersicht  wird  geeignet  sein,  Belege  dafür  im  Einzel- 
nen zu  liefern.  Hier  haben  wir  nur  beizufügen,  dass  wir  alle  grösseren 
Unternehmungen,  welche  noch  bestehen,  aufgenommen,  die  kleineren  dagegen, 
sowie  diejenigen,  die  bereits  liquidirt,  sich  aufgelöst  haben  oder  zwar  projectirt, 
aber  noch  nicht  in's  Leben  getreten  sind,  übergangen  haben.  Will  man  übri- 
gens die  Verhältnisse  der  einzelnen  Gesellschaften  nach  den  Dividenden  be- 
urtheilen,  welche  sie  in  den  letzten  Jahren  vertheilt  haben,  so  darf  nicht  über- 
sehen werden,  dass  eben  diese  Zeit  für  den  Bergwerks-  und  Hüttenbetrieb 
eine  durchaus  ungünstige  gewesen  ist.  Diess  gilt  wenigstens  von  den  beiden 
letzten  Jahren  unbedingt.  Auch  jetzt  dauert  die  Stockung  noch  fort  und  der 
Läuterungsprooess,  dem  die  Actiennntemehmnngen  auf  Ausbeutung  unterirdi- 
scher Schätze  unterliegen,  ist  noch  nicht  beendet.  Manche  von  den  nachge- 
nannten Gesellschaften  werden  ohne  Zweifel  von  demselben  noch  ausgeworfen 
werden,  der  verbleibende  Rest  dagegen  mag  alsdann  umsomehr  gesunden  und 
erstarken. 

Die  Prosperitat  der  deutschen  Montan -Industrie  hängt  übrigens  mit  der 
Eisenzoll-  und  Eohlenfracht- Frage  enge  zusammen.  Es  gilt,  eine  mächtige 
fremde  Concurrenz  zu  verdrängen  und  den  Markt  nicht  nur  zu  behaupten, 
sondern  mehr  und  mehr  zu  erweitem.  Bei  der  Schwerfälligkeit  der  Producte 
sind  aber  zur  Erreichung  dieses  Zieles  billige  Frachten  unbedingt  erforderlich. 
Die  in  dieser  Richtung  hervorgerufene  Bewegung  wird  sicherlich  ihre  Zwecke 
erreichen,  und  da  der  Verbrauch  von  Metallen  imd  Kohlen  bei  der  Wieder- 
kehr normaler  Verhältnisse  sich  noth wendiger  Weise  steigern  muss,  können 
die  gesunden  Unternehmungen  einer  bessern  Zukunft  mit  Zuversicht  ent- 
gegensehen. 


Digitized  by  CjOOQIC 


E.  Berg-  und  Hüttenwerke. 


585 


.s 

i 

ooog   , 

11*1 

1    1  o  o  o 

1  o©  o  ••oo 

1 

1 

g 

CO 

II®  1 

1    1  o  o  >n 

II'"«  1 

1    1  ©«e«5©o 

3 

:2  i;?-^  1 

IM! 

j    1  ©  o  »« 

1  \U\ 

1    l'»^-!«'» 

5 

2  1  Ig  1 

INI 

1    1^   1    1 

1 1^1 1 

1    12   1    1    1    1 

o 

&4 


<3:> 
PQ 


-«Sil] 


SS 

S.SL 
O 


OOO©    lOOOO©    lOOoOO  ^-O  OOOOOt-o« 
^  Od    I  I  CO 


I  I 


iii  I 


I I lili  I  lii  I  li  I 

Soo"  o  t-  Q  o 


Mi 


•OOOOOWOe^e^o-'^ÖÖÖOOOOOQOOÖÖ'^aOO 


JS      f:i:RKKi:>:f:f:f:Kf£R-i:f:«:KitKs:.f:RRRf: 


g-ggggggggg§§gg§g 

w*    r^  7i  O^  T^  ^  r^  ^ 


fooooooooo 
COO(NO©OcOO 
^  ©^  o  o_  c^  ©  ©  ©  c^  o^ 
»n^     rS     oi  yJ^  ^     CO 


0 

'S 


a> 


'SanpaoJO 
J9p  jqvf 


■s 
e 

o 
Q 


§gg8§§8S8gS8SSgS8gg888Sggg 


C0e0^c0«ßt»t<-eo<c>c0;co 

000000000000000000000000 


g  -^ 


1*0' 


j'S 
JS5S.2 

'5  -  ^ 


t«  s  »<  ä'  fi 

ü     V«    o  ^      • 


5  2  S 
s  g  c 


•c2 


CO 


rt  «  :;:  'S  iS 


c>so>o 


.5  «« 


i£tS 


^ütn  ©>  ©  «  «  o 

B     ft     »:>      »:0Q  i>  ;>  GP 


•  c    .    • 

•S  02  .a  s 
«-  J2 

^  ^  .S  "is 

cSQ  CO     I 


s 

•  a 

:ö 

o 

u 

•ü 

.2  © 

^  8 

o 

«s 

Od    ^ 


||1     ^     ^ 

"     "     ö  ^ 

.M    ^  © 


.2    -  "s: 


I  >  © 


!  tSc  C! 

1.2  3 

BQOU 


'S 

1. 


d 


5 


;^3 


•5- 


5'^'^  a  © 


0 

|l3siilllliiiiiifj^idooo 


«il-Silil 


s-g 

0     PU 
©    « 

a  s 


'SS       " 
Mo        :2 

©  Jd 
8  8  :§     KR 

©'8^ 

i'!;288 
^  g  «©-*»« 

00  «o  t- 

M 

u    © 

l| 

•5?  i 

*H.  a 

«t    ©     r     K 
ü  *« 

OD  a 


Digitized  by 


Google 


586 


Actien  nnd  ObUg.  der  groasen  <}eael]«diaftaii. 


I.^lil 


000000000000000000000000;>.00 


1    lOOOOOOOS 

1  00009000 

1 1 1*" 1  1®  1 

1  1  1  M  1  M  i 

1  1  1  1  1  1  1  1  1 

8g§gggg 


O  O  O  OO  Q  CO  o  o 
iAQOOCOOCOOO 
CDOiOiAiAtfdOOO 


tAiOOiAiAkOiAkOiA 
ODOOQOaOOOQOODQOCD 


i     "     " 

^  •    O    rt 

«     OD     H 


id 


s    »  «  s 


a 


S  -  O   bD   • 

•  CQ    .^  <>^  ® 

'S    .*    S>  .5  «-2 

.2  »    t«  !s  a  ^  P 


ja  o 


Q     ft    Rflg     rOQ  CG  CQ 


4) 


5'2iiii'S;§l 


P 


rö  »O  TS  'Ö    5  '^  ''^ 


Digitized  by 


Google 


E.  Betg-  und  Hüttenwerke. 


587 


o 

>-o  o  o  o  o  o  ^t 

CO                                *-• 

oooooooooco 

1  oo>.©©o 

1 

fc-O 

©o 

1  oo 

1    1    ,.»  ,^o  , 

,o 

|©r.©   1    1 

1 

1  1® 

1*  1 

1  1  l-»  1  1»  1 

I* 

1  ^l-''  1  1 

CO  CD 

1 

lc 

1  1  1 

1  1  1 

1  1  1  1  1  1  1  1 

12 

1  00  t-  »o    1     1 

1 

1« 

1  1 

1  1  1 

1  1  1  1  1  1  1  1 

loo 

t     1  00®  '^    1     1 

f:  i:    s:    p 


^    & 


I  I 


I   I   1^  I   I 


o      oo  o 

aO         O  lO  lO 
CO         1-H  04  (M 


O  O  O 

»O  O  O 

00  O  CO 


•  OOGi.OOOc^Oe^ewOOc^OOo«00»*t«00000 


v:f:f:fs«:i:i:i:f:ici: 


sg  «  <= 


SS 

o  o 
ooogo 

O  O  CO  O  "^  Ä 
Oif  i4"        1^ 


iOÖ»«OOOiOÖÖO 


>o 

ro 

>  lO 

>  lO  CO  CO  CO 


>oooo 

roooo 


o«»oööcaö»o< 
CO      04"  CO  1^  CO  oi  * 


««3   v^ 

oooo'^o'o 
5  o  o  ooo  o 

N  t«  O  Ol  O  « 

^     o 


8 


8ggggg§§gggg< 


Iggggggg 

I  1^  04  Ol  O  1-1  Ol  Oi 


g§S8SS 

1-H  lO  Ol  Ol  lA  T-4 


COCOiOOOCOCO^COCOiA  t«t«COaOt»COCOC009CO         t»«(t<^         CO 

aoooooooooooQOoooooo  looaoooooaoQOGoaoaooo    loooooo    Isd 

.       .  h 

o  •    •    . 

>  d 


Ol.f3 

d  « 


bo 


•r?   «pH 

S355g 


o 


p^»    P4 


{i4foooooAffi«nn'^n»4St2SM 


S  9  ö  'S  • 


Digitized  by 


Google 


588 


Aotien  und  ObKg.  der  groMen  OeBelUchAften. 


L'hl 


OO©    ICOOOOOOOOOOOe^OOOOO  ^.--00  OOOOOOOOOOOOO 


O  00  o 

[<=> 

|00    i 

1  1  1  1  1  1  •"  1  1 

1    1   1    !    1    1    1    M 

1   1   1    1    l   1    1    1    ' 

I  IS  I  I   i 


'OdOa«Ook«c5oO 


s    rqa  ^     ü    K    ü    ü    s    s 


W  rH 

^                      ^ 

SS 

1  0«  1^ 

1 

|SS|g| 

CD 
,00    l 

2 

<D  CO  OO  fc«  t- 
1    lA  lA  kO  O  »A 

1    OD  00  00  00  OO 

»M   »^    »M    »M   ^- 

I    0) 

|0 


'W 


.o 


25 


.  S  S 

)  St-- 


K. 

■»ö  «'S 

>-  5    .    .  S'S  S 

.2  ^  •  •  '.  o  ■ 
"5  SP  .  bod  ?* 
1^  I  ^-       «  -  3 

^  -  ©  ©  «ft  ^  ^ 

o 


5f  i-  3 


«;5 

OS  55  CQ  «_raQÄ 


>o 


53 

-St: 


to 


Digitized  by 


Google 


E.  Berg-  iu>4  Hflttenw«rk*. 


589 


CO 

Ot-OiÄOOiOOOO 

O    1 

o-.  o    1 

|»«^0 

l§*  1  1 

1  1 

i'  1 

1"  l§§ 

IS  M  1 

1  1 

M   1  1  1  I2§  1   1   1  1  1 

1  1 

1  1  1  1  1  1  ;s  1  1  1  1  1  1 

1  1 

s 


M 


r         ft    ft         r 


o  ö  ö  3  o  o  ö  ö  »o  o  o  oo  05 1*  S  c^        g 


•2 


ao    I  00    I  X  oo  0000  000000  00«  «®  S 


'«  ^ 


O 


'S  fl 

'S,-«« 

^   k-   * 


'S« 


S  a  S  ?  « 


-?  o  a  s»       o 


'  ^.3   tO:3    Ö 


9^ 


Ta  TS  ^  »Ö  rQ 

1» 

^«2  5 

^      5  SP 

'S     »ö  s 

_S  2  o  S  « 

•JL    w    »N  tJ    O 

O   e«   4  •    «8 

;S  ^  ^  ö  ^ 


TS 

J2 'S 

«s:  o 
a  s  0 

O   0   c« 


g.t;.2  5    O    **S'0'0'Ö'0'«'0*0»55 


^3- 


Digitized  by 


Google 


690  Actien  und  Oblig.  der  groeaen  Oeselbchaften. 


CO 


tOi  ^m 


Digitized  by  CjOOQIC 


F.   SonBiige  Indiutria-GeeeUBckaften. 


591 


I    CO     j      I    "^  "*  O     I   b-  lö 


<4<  lA  lO  kO  »A     I    ^ 


<=>e-^«uO-5    I 


l#l  1 

11-^ 

-"» 

1" 

i-^s^asg-i 

1^  1 

1   c.'O^^V    1 

1*"  1  1 

l^ll 

Hl- 

1  1" 

1  1 

1  1  1  ISS  1  1 

1^  1 

l-"«®^^  1 

1  1  1  1 

MM 

1  1  1 

1  1» 

i  1 

1  1  1  1  IS  1  i 

1  1  1 

1  1  l*-"  1  1 

1  1  1  1 

mm: 


I  I  lii 


>  Ol 


I  l: 


I  I 


s 

C4 


H 

mII  M 


85 


I    I 


•  o  o  o  <>•  o  o 


S88888iS888S8         8888888 


.888 


6  V"' 
SS'8'I 

»ft  Ol  lA  O 
^  1-«  Ol  o 


--t  '' 


o  o  ö  o  o  o 

»O  t-  »-<  ift  O  Ol 


ö"  o  o  o  ©  o  O  O  ©  ö  ö  o  o 

©©©»0©©iO©»-<©©»0© 

oioocooieoodoi'^oioicoT-ioi 


s- 

«•  «^ 

«=  *« 

o  < 

©  ©  © 

S! 

iss 

©8S 

i 

III 

280 
300, 
500 

88888888^8888 


8888  ,88 

Ol  lA  lO  Ol     I   lA  lA 


2888 

00  tO  lA  CO 

of 


>  ©  ©  o 

>  ©  ©  »ß 


»O  lA      I    »ft 
00  OD     I    CO 


00  t«  CO         CD  lA 
00  CO  00     I    00  00 


t-CD    b-b-<r»t-CD«0 


r-  b-  b-  CO  '«•'  CO  CO 
lO  lA  »O  lO  lA  lO  »O 
00  00  00  00  00  00  00 


00  t-  Ol  CO 
tA  lO  iA  *0 
00  00  00  00 


,r;  «« 


a 


j5. 


s  * 


•  2 


5  .^  'S  »Ö  '^  •«  'Ö 

1    •   ®  5 

'9  o  äZ«>Sfv422 


S  Sa? 


« 
OOOOoo^ 


n 


•5  -  ^  S  'S 

^  e  o  «I  b 


§ 


I 

I 
§ 


© 

•a 

© 


ä  5  «  £ 
=3  :o  ^  4> 


ä  2 je»* 


S 


25^-5 


^  a 

2  " 
2  • 

-ss 


jS  'S  •«  ®  *  9 

•0   S  d  '^   <o  '-«S  ^ 


s« 


1;  ® 


'S! 


a 
•^2 

So 

hpQ 

2^ 


§2| 
S  ^ 


. . 

.'S  .  . 

2 

.0« 

1 

1 

1 

1^ 

•2-g 

PQ 


•s? 

<2 


Q>   p  a> 
«'S   fl 

o  S  4> 


!  0  § 

I      *4^ 

I  o  o 

:  ►  s 
I  0  a 

\^0h 


SS 


Digitized  by 


Google 


69$ 


Aotiea  nnd  Oblig.  der  groMen  Oosellschaften. 


i 

^o 

«0  CO  CD 

;?-:?•»  tci  ^  '^ 

<>.«o 

o© 

cv.  e^    1 

00 

<=>c-   c 

.s 

1 

1 

<Q0 
CO 

'^t^- 

X  f  1«  '^  "^  ^ 

Od  Cd  04 

l*°g  1 

OS 

1  2  ^ 

i 

«  1   1 

1    I^^S* 

1  IS| 

1    1 

IS  1 

o 

1   o;  -o 

& 

i 

1   1 

«,  1   1 

1    1  ^^  l«« 

MM 

1    1 

IS  1 

1 

1     (     f 

1 

t 

2 

1   1  1 

00,000  fl. 

MM 

1    1 

1  1  1 

1 

1   (   r 

8 


S8SS 


H 


So  O  »Ä 
Od  O  <M 

!>•  CO  «O  SO  I 


o 


s= 


CO 
00 


30  lA  «-<  00  31 
O  lO  *A  »^ 
00  00  00  3( 


s 


5 


bfi 

u 

a 

5.2     '^  « 

AIS        ce   o. 
«>   »•     »:  a>  .- 


9 


I   u 


•5      « 
.   .  <    .  "  * 

*         o  e 

•r*  'S 
•Jo'S    •  ^ 

S2.2    'S  «4 


Digitized  by  LjOOQIC 


F.   Sonstig  Industrie-GefleUBohaften. 


593 


»oooo^oo 


oo 


CO  t* 


»oooo'*  I  o 


'-^C    l»»0   ICO    icooo 


OO'^  40     I   00 


I«   I    1«   I    |0< 


»ft    I  O    I  o 


1° I®  I  I 


l'»  I  lä"!-"  I  I 


1  I  I  l"*  I  1 


1  1  I   I  I  !■"  1  I   I  I 


I  -^  1  1  I  I  I  I  1  I  2  I 


a     « 


1 1  I  i  1  i  I  I  1 1 


S8       8    ^5 


I  I  I  I  I  I  I  I  I  I  I  I  I 


ggggggg        S8888.-§8g8g        888«-cw8o.888888 


•  5 
II 

<  :0 


'S 

OQ  ^  H  g  B  Mop 


3 
CO 


SB 


•e  a 


3  M  t:  g  g  S  .2 

C9   4   ©   ^-,5  J?  S 


tu 


.SP 


^     .2  Sb 


**  ©  © 

©  s 

11 

!:  o 

Ins  - 


3    t^ 


©  M 

S- 


^  S  S 
S  S  6 

e8   4   ©   S   ö  •-<   ® 


M 


9-2 

Pk  PkOD 


Moser,  CaptUlAnUge  In  Werthpapieren. 


^  a  © 

■>    flS    A 

Ph  u 

^S 

©  2 

SS 

QQQO 

38 


Digitized  by 


Google 


594  Aktien  und  Oblig.  der  grossen  GeseOsohaften. 

§.  194. 

Statutarische  Bestimmangen  über  die  Yerjähmng,  Hortiflcation,  YindicatioD, 
In-  und  Aussercourssetzung  der  auf  Inhaber  gestellten  Gesellschaftspapiere. 

Anknüpfend  an  den  Schlosssatz  des  §.  183  (oben  B.  519)  haben  wir  hier 
den  Inhalt  der  Gesellschaftsstatuten  in  Absicht  anf  die  rechtliche  Behandlung 
der  von  Actien-Yereinen  ausgegebenen  Inhaberpapiere  noch  naher  in's  Auge 
zu  fassen.  Es  ist  uns  dabei  nicht  möglich,  aus  der  grossen  Zahl  von  Satzun- 
gen die  betreffenden  Bestimmungen  einzeln  anzuführen,  vielmehr  können  wir 
nur,  so  viel  thunlich,  allgemeine  Regeln  aufstellen.  Als  solche  lassen  sich  ans 
der  Mehrzahl  der  Statuten  folgende  Grundsätze  abstrahiren: 

L  Verjährong  betreffend.  Da  die  Aotien  der  Natur  der  Sache  nach 
nicht  zur  Heimzahlung  bestimmt  sind,  auch  weniger  eine  bestimmte  Forde- 
rungssumme, als  vielmehr  einen  quotativen  Antheil  an  dem  Vermögen  der 
Gesellschaft  nach  seinem  jeweiligen  Bestände  repräsentiren ,  so  veijähren  sie 
während  der  Dauer  der  Gesellschafk  in  der  Begel  nicht.  Wie  lange  sie  aber 
nach  der  Auflösung  der  letzteren  oder  nach  Ablauf  der  staatlichen  Concession, 
oder  in  denjenigen  Fällen,  wo  sie  nach  und  nach  amortisirt  werden  (vergl. 
oben  S.  536),  nach  stattgehabter  Yerloosung  und  öffentlicher  Kündigung  noch 
giltig  sein  sollen,  ist  in  Zweifel  gelassen.  FäUt  das  Gesellschaftsvermögen, 
wie  z.  B.  bei  manchen  Eisenbahn-Compagnien ,  nach  Ablauf  der  Concession 
ganz  an  Dritte  (den  Staat),  so  werden  die  Acäen  selbstverständlich  werthlos 
und  es  bedarf  hier  keiner  Yeijährung.  Im  andern  Falle  tritt  Liquidation  ein. 
Die  Actien-Inhaber  müssen  nach  derselben  zusammen  berufen  werden  und  es 
ist  jedem  Actionär  in  solchem  Falle  ein  Stimmrecht  eingeräumt,  wenn  er  auch 
sonst  ein  solches  nicht  hatte.  Die  Yertheilung  des  Gesellschaftevermögens 
wird  alsdann  vorgenommen  und  Öffentlich  bekannt  gemacht.  (Vergl.  die  Be- 
stimmungen des  Handelsgesetzbuchs  Art.  242  ff.,  obenS.  516—517.)  Welche 
Frist  aber  zur  Empfangnahme  des  einer  Actio  zukommenden  Antheils  anbe- 
raumt, ob  damit  das  Präjudiz  des  Verlustes  alles  Anspruches  verknüpft,  und 
wie  lange  dieser  Anspruch  geltend  gemacht  werden  könne,  —  darüber  haben 
wir  statutarische  Bestimmungen  überall  nicht  gefunden. 

Dagegen  enthalten  die  meisten  Statute  positive  Vorschriften  hinsichtlich 
der  Verjährung  vonActien-,  Dividenden-  und  Zinscoupons,  durchgängig 
dahin  lautend,  dass  aus  diesen  Urkunden  nachUmfluss  einer  bestimmten  Frist 
keinerlei  Anspruch  mehr  geltend  gemacht  werden  könne.  Die  dabei  festge- 
setzten Verjährungsfristen  sind  meist  den  für  die  Staatspapiere  des  betreffen- 
den Landes  gesetzlich  anberaumten  angepasst,  doch  sind  Ausnahmen  in  der 
Richtung,  dass  für  Actien-Dividenden  und  Zinsen  längere  Fristen  gelten,  nicht 
selten.  Die  Regel  bildet  ein  Zeitraum  von  4  Jahren,  gerechnet  vom 
Verfalltage  des  Zinscoupons,  oder  vom  Tage  der  öffentlichen  AiSforderung  zur 
Einlösung  des  Dividendenscheins  an,  innerhalb  dessen  der  Zins  oder  resp.  die 
Dividende  bei  Verlust  des  Forderungsrechts  erhoben  werden  muss.  Veijäh- 
rungsfristen  von  5  Jahren  konmien  indessen  vielfach  vor,  so  z.  B,  bei  ein- 
zelnen Gesellschaften  in  Preussen,  Hessen,  Bayern,  Oesterreich,  den  freien 
Städten  etc.  Selten  sind  dreijährige  Fristen,  wie  sie  beispielsweise  imF 
nigreich  Sachsen  und  in  Mecklenburg,  oder  mehr  als  fünQährige,  wie  sie  Sei- 
tens der  Mitteldeutschen  Creditbank  (8  Jahre)  festgesetzt  wurden.  Einzelne 
Gesellschaften  gewähren  aus  Billigkeitsrücksichten  auch  noch  Zahlung  auf  ver- 
jährte Zins-  und  Dividendenscheine,  wenn  ein  erheblicher  Verhinderungsgnmd 
nachgewiesen  wird. 
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Auch  in  Absicht  auf  die  Yerjähnmg  der  von  den  Oesellscliaften  ausgege- 
benen Anlehens- Obligationen  mit  ihren  Coupons  ist  durch  die  ertheilten 
PriTÜegien,  Genehmigungsdekrete,  Anlehensyerträge,  oder  Prospecte  fast  immer 

Sositive  Bestimmung  getroffen.  Als  Regel  kann  diesfalls  aufgestellt  werden, 
ass  die  Obligationen  nach  Umfluss  von  10  Jahren,  von  ihrer  öffentlichen 
Kündigung  an  gerechnet,  die  dazu  gehörigen  Zinscoupons  aber  in  derselben 
Frist,  wie  die  betreffenden  Actiendividendenscheine,  verjähren.  Die  Efindi- 
gunfi^  der  ersteren  kann  jedoch  rechtsgültig  nur  durch  mehrmalige  Bekannt- 
machung in  den  Blättern,  welche  auch  sonst  die  Organe  der  Gesellschaft  sind, 
geschehen  und  es  muss  nach  Ablauf  der  lOjährigen  Frist  in  der  Regel  ein 
wiederholter  Aufruf  an  die  Inhaber  erlassen,  auch  eine  Frist  von  einem  weite- 
ren Jahre  zur  Produktion  und  Einlösung  der  Yerschreibung  anberaumt  werden. 

n.  Mortlilcation  betreffend.  Diese  ist  in  den  Statuten  überall  zugelassen, 
wenn  Actien,  Obligationen,  Zinsen-  oder  Dividenden-Coupons,  auch  Talons 
verloren  gegangen,  vernichtet  worden  oder  abhanden  gekommen  sind.  Hin- 
sichtlich der  Zinsen-Coupons  machen  jedoch  einzelne  Gesellschaften  eine  Aus- 
nahme, sofern  sie  die  Mortification  ausschliessen.  Ueber  das  Verfahren  ist 
theils  vorgeschrieben,  dass  die  Organe  der  Gesellschaft  selbst  das  öffentliche 
Angebot  zu  erlassen,  das  Präjudiz  der  ErafUoswerdung  anzudrohen  und  die 
Fristen  zur  Vorlegung  der  Urkunden  anzuberaumen  haben;  zum  grösseren 
Theile  ist  aber  die  ganze  Procedur  an  die  zuständigen  Gerichte  verwiesen  und 
diesen  anheimgegeben,  die  Grundsätze  in  Anwendung  zu  bringen,  welche  für 
die  Staatspapiere  gesetzlich  gelten. 

m.  Die  Vindicatlon  anbelangend,  haben  wir  besondere  statutarische  Dis- 
positionen nicht  gefunden.  Es  greifen  daher  diessfalls  die  in  dem  einzelnen 
Staate  für  Inhaberpapiere  überhaupt  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften 
Platz.    Was  endlich 

IV.  Die  Festmachnng  und  Wiederlncourssetzimg  der  Gesellschaftspa- 
piere au  porteur  angeht,  so  können  die  Actien  in  der  R^el  [gegen  eme 
Gebühr  auf  den  Namen  eingetragen,  beziehungsweise  Inhaber-Actien  gegen 
Kamen- Actien  umgetauscht  werden  und  umgekehrt  Auch  bei  den  Obligationen 
einzelner,  namentlich  süddeutscher,  Gesellschaften  ist  dieses  EinschreiDsystem 
herrschend.  Dagegen  gelten  bezüglich  anderer  Associationspapiere,  insbeson- 
dere in  den  Ländern,  wo  unpersönliche  Festmachung  der  Inhaberpapiere  über- 
haupt zulässig  ist,  die  für  eme  solche  gegebenen  gesetzlichen  Normen.  (Vergl. 
die  Detreffenden  GFesetze  oben  bei  den  e&zelnen  Staaten.) 
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